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Die Zeit liegt nicht gar fern, als in Deutſchland Thom aſius mit 
angeſtaunter Kühnheit zu beweiſen wagte, daß es keine Seren gebe, daß 
man Tauſende den Flammen zu Unrecht geopfert; daß in Deutſch⸗ 
land: die Kinder der Zöllner, Schäfer, Müller und Wundäarzte als 
unehrlicher Abkunft der Aufnahme in: Zünfte für unfähig galten: — 
und doch fteht — an des — über‘ — Er 
bilden. 

Noch aber: erkennt erft — Dutchgebiloete daß auf aleicher — 
ſtehende Vorurtheil, welches den Juden wegen ſeiner abweichenden 
Religionsanſicht als einen Fremden und deshalb minder 
Berechtigten dem: Einge borenen gegenüberſtellt, den Juden 
dem Deutſchen. Als ob von einem fo eben aus Palaͤſtina Einwan⸗ 
dernden und Aufnahme Begehrenden die Rede ſei und nicht von alten, 
ſeit Jahrhunderten im Staate lebenden, Eingeborenen, die nur ſeit 
Jahrhunderten als die europäiſchen Paria's herabgewürdiget, denen 
nur ſeit Jahrhunderten geſetzlich alle Mittel für ihre geiftige und 
fittliche. Ausbildung abgefchnitten wurden. ; ı m 
Ein: Stamm, aus dem‘ der ‚Exlöfer, die Madonna, die Kpoftel 
hervorgegangen; der nach taujendjähriger Verfolgung dem Glauben 
und den‘ Sitten feiner Vaͤter treu geblieben, nach taufendjährigem 
Drucke noch hervorragende. Größen für Biftenfaft, und: un 
erzeugt, muß: jedem anderen ebenbürtig fein. | 

Deflenungearhtet ift dem .hriftlichen Staate durch — 
Jahre das einfache bibliſche Wort in ſeiner Anwendung auf die Juden 
unbekannt geblieben: „Gott ſiehet die Perſon nicht an, ſondern in allerlei 
Volke, wer ihn fürchtet und recht thut, der iſt ihm angenehm.” Der Staat 


VI. 


hat es nicht geachtet, daß es der chriftlichen Moral nicht weniger 
widerftreitet, unfere Mitmenfchen an der Ehre zu verfürzen, wie an 
Hab und Gut; daß das chriftliche Gebot, den Hülfsbedürftigen bei: 
zuftehen, Keinen Unterfchied kennt zmifchen phyſiſcher und moralifcher 
Noth; daß es der Staat war, der durch jene lange Ungerechtigkeit 
die Zuden entwürdiget hat; daß fie nur durch den vollen Genuß der 
Bürgerehre fich aus ihrer Erniedrigung wieder emporſchwingen kön— 
nen’ und ed daher mit der Sittlichkeit nicht vereinbar, wenn der 
Staat einer Klaffe feiner Mitglieder hierzu die Mittel entzieht. Es 
wagen noch Gefeßgebungen des chriftlichen Staates den Ausſpruch: 
Macht Euch erft fähig, dem Staate eben fo brauchbar zu fein, wie 
ed die Andern find, dann follen Euch auch die Bortheile der Staatö- 
geſellſchaft gegeben — — Bench et Eure — bis. a 
bleibt Shu:gefeffelt. Yun 

Zur Beſchönigung eines folhen,. der - inneren Wahrheit ‚wie der 
Gerechtigkeit: beraubten, Satzes, wurde als Axiom hingeftellt, daß das 
Abweichende. der jüdiſchen religiöſen Dogmen die Verſchmelzung der 
Juden mit. der europaiſchen bürgerlichen und Staats⸗Verfaſſung hin⸗ 
dere und man berief ſich dieſerhalb auf Ausſprüche, welche ausgewählt 
wurden aus: den im Laufe eines Jahr tauſends erfchienenen Schriften 
ihrer, Lehrer; Man gab ſomit den Glauben: vor, daß Behauptungen 
von Rabbinen, die nor tauſend bis funfzehnhundert Jahren gelehrt, 
mit der Anfchauungsweife der gegenwärtigen Goneration übereinſtim⸗ 
men, daß nur die Buden nicht. in der. Zeit leben und. deren Geift nicht 
auch ſie, felbft wider ihren Willen, ‚mit. fortnehme; erlaubte ſich mit 
bin eine Beweisführung ‚gleichen Gehaltes mit der, welche als Beläge 
für chriſtliche Dogmen die Schriften der Sefuiten’in Beziehung auf 
Heiligkeit des Eides, Königbmord, Treubruch gegen Ketzer, außbeuten 
wollte. Man ging ſtillſchweigend über das, jenen Behauptungen 
gegenüber, entſcheidende Faktum hin, daß eine in Veranlaſſung 
des franzöſiſchen Staates konſtituirte, anzuerkennende, 
Autoritüt der jüdiſchen Kirche den Satz ausgeſprochen, wie 
die jüdiſchen Religionslehren, in keiner der vom gedachten 
Staate aufgeſtellten und zur Beantwortung vorgelegten 
Beziehungen, den Jaden nerhindere/alle Pflichten eines 
Staats bür gers zu * — Bon, — — 
w———— ν 3 { y > 
4) WVargl. hieruͤber das —* ©. 306 fer or8 Date. R 


diejenigen, welche mehr als die Natur: der Dinge, menfchliche Kutori 
tät berückſichtĩgen. 


Bor Allem wurde überfehen, daß, wenn nicht das Hriftiche 
Gebot, wenn nicht Gerechtigkeit die Geſetzgebungen bewegen 
konnten, jene Heloten des modernen Staates in den letzteren aufzu— 
nehmen, die Staatsklugheit dies bewirken mußte. Dieſe gebot es, 
ſich einer großen Zahl dem Staate Entfremdeter zu entledigen und 
dafür eine gleich große Zahl nützlicher Staatsbürger zu gewinnen; 
fie gebot es, dem Naturgeſetze zu gehorchen, nach welchem der orga⸗ 
niſche Körper ſelbſt ſchädliche Elemente, die er nicht auszuwerfen ver: 
mag, verarbeiten muß. Kein Staat hatte jemals ungeftraft Hundert: 
faufende unter feinen Einwohnern, denen er die Rechte der Bürger 
vorenthielt, die deshalb, gleich allen Unterdrückten, eng zufammen- 
ftehen und Groll im Herzen, einen fremden Staat im Staate bilden; 
ungeftraft am wenigften dann, wenn diefen Hunderttaufenden das 
Gefühl und die Intelligenz nicht mangeln, um die Gerechtigkeit ihrer 
Forderung einer Abänderung tief zu empfinden. 


‚Hier aber, wie überall, ſchaden die halben Maßregeln. Es 
behält der Zube, dem die harten Feffeln nur mehr oder weni: 
ger, nicht ‚gänzlich abgenommen werden, dem insbefondere bie 
Staatsbärgerehre im vielfacher Richtung vorbehalten wird, 
vollommen feine frühere ifolirte und fchädliche Stellung; er 
behält fie, aber — der Staatöflugheit zuwider — mit verftärkten 
Kräften, Nur der vollftändig in den Staat aufgenommene 
Jude verliert die befondere Veranlaffung, eng mit feis 
uen Glaubensgenoſſen zufammen zu halten und amal- 
gamirt fih dann bald mit dem Volke. Man fpriht nicht 
mehr. von. hoWändifchen, belgifchen, von franzöfifchen, englifchen, 
dänifchen Juden, fondern von Holländern, Belgiern, Ran 
Franzoſen und Dänen. | 


Denn auch hier: begann es zu tagen. 

Rod) in der Mitte des vorigen Jahrhunderts mußte ſich Herder ) 
mit der entfernten Hoffnung tröſten, daß eine Zeit kommen werde, da 
man in Europa nicht mehr fragen würde, wer Zube oder Chriſt feiz 
denn :auch ber Jude merde nach europäiſchen Geſetzen leben und 


.u— 


I) Ideen zur Philofophie der Geſchichte ber Menſchheit Thl. IV, ©. 41. 
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zum Beſten der Staaten beitragen, „Nur eine. barbarifche Ver⸗ 
faffung,” fährt er fort, „hat ihn daran hindern oder. feine. Fähig- 
feit [chädlich machen können.“ 

- Zwifchen. diefen Morten und der Gegenwart liegt nicht viel über 
ein halbes Jahrhundert und man ift in dieſer Zeit dem ' von jenem 
großen Manne geſteckten Ziele mindeſtens naͤher gerückt. | 
- Den deutf hen Gefeggebern ging in, neuerer Zeit wieberum 
Preußen voraus; aber wie in fo mancher andeten Richtung war 
es Preußens Loos auch hier, in glänzender Periode vorauszufchrei- 
ten, dann aber, hinter, den ‚nacheifernden anderen. deutſchen Staaten 
zurüllzubleiben, welche ſämmtlich mehr oder weniger dem Bortfehritte 
in Betreff der Emancipation der Juden gehuldiget 1), 

Das vorliegende Werk ergiebt,, wodurch zugleich deſſen Titel ge⸗ 
rechtfertiget iſt, daß in Preußen weder in ſtaatsrechtlicher noch in pri⸗ 
vatrechtlicher Hinſicht eine alle Juden umfaſſende Geſetzgebung vor⸗ 
handen, in dieſer Beziehung vielmehr die einzelnen Landestheile und 
zwar nicht einmal nach der politiſchen Landeseintheilung, ihre befon- 
dere Verfaflung, ihr befonderes Recht haben und deshalb nur von 
den Verhältnifien der Juden in den einzelnen Landestheilen des Preu⸗ 
ßiſchen Staates, nicht von denen des Preußiſchen — geſpro⸗ 
chen werden kann. 

Hierin liegt ein Widerſpruch mit dem Prinzipe, daß eine: einige 
Geſetzgebung für den ganzen Staat in Beziehung auf alle das innere 
Staatsrecht betreffende Angelegenheiten ein Unerläßliches fei. 
Dieſes Prinzip leitete früherhin auch) Preußen. Ihm verdanken wir 
das Allgemeine Landrecht, und wer die bindende Macht einer ge- 
meinfamen Gefeßgebung zu würdigen weiß, wird es als Preuße be- 
Hager, daß fein Vaterland nach deffen Wiedererhebung von diefem 
Bande nicht mehr umfchlungen wird, daß feine Richter nach Preu- 
ßiſchem, nach Franzöfifchem, nad; gemeinem Deutfchen Rechte erken- 
nen. Dafür aber, daß mindeftens das innere Staats recht ein 
Einiges werde, weil der Staat eben durch dieſes erſt aus einem 
mechaniſchen Aggregate zuſammengekommener Ländereien zu einem 
organiſchen Ganzen, einem Staate, erwächſt, dafür beginnt in 
der Preußiſchen Geſchichte das Streben, bereits mit dem großen 
Kurfürſten; dadurch wurde Preußen von großen Monarchen 


T) Vergl hierüber die hiſtoriſche Einleitung Abſchn. V. 


auf feine jetzige Höhe gehoben; das hat unſere Geſetzgebung a 
noch in neuerer Zeit mehrfach, in&befondere der Rheinprovinz 
und dem Großherzogthume Pofen gegenüber, anerkannt umd 
es find gerade durch dieſe Rückſicht Geſetze gerechtfertiget worden, 
welche abweichende ſtaatsrechtliche Beſtimmungen der Rheinprovinz 
aufhoben und mit dem altlandiſchen inneren Staatsrechte in Ein: 
Hang brachten. 


Auch in Beziehung auf die Stellung der Zuden ging man in 
Preußen feit. frühen Zeiten von demfelben Gefichtöpunfte aus. Es 
ergeben Dies die. Gefege vom 29. Sept. 1730 und 17, April 1750, 
welche die jüdifchen Berhältnifle mit geringen Ausnahmen für den 
Gefammtftaat ordneten; es zeigt dies insbeſondere das für den 
gefammten. damaligen. Staatsumfang gegebene Gdift vom 
11. März 1812, in jener. glorreichen geſetzgebenden Zeit vor den 
Freiheitskriegen erlaffen, in welcher Preußen feinen Beruf zur Ge: 
feßgebung der Welt befundete. 


Ald nun durch diefe Kriege; von den meiften angrängenden Län⸗ 
dern Gebietstheile an Preußen fielen, ſchien es natürlich und Admi— 
niſtrativ⸗, wie Juſtiz Behörden nahmen es zunächſt an, daß durch. 
die Einführung: des Landrechts mit ſämmtlichen, daſſelbe ergäns 
zenden Beflimmungen, das Edift vom 11, März 1812 in jene 
Landestheile mit eingeführt worden. Wenn gleich demnächft einige 
Minifterial-Berfügungen erfchienen, nach welchen der dermalige Zu: 
ftand vorläufig aufrecht zu erhalten, da das Edift vom 11. März 
1812- in den ‚neuen Provinzen „noch nicht” zur Anwendung 
fommen könne: fo durfte man doch um fo mehr annehmen, daß dies 
nur den Zweck habe, die Uebergangs-Verhältniſſe, namentlid) auch in 
den Provinzen des franzöſiſchen Nechtes, ‚mit größerer Umficht zu 
leiten, ald die Ordnung dieſer Verhältniffe durch ein allgemeines 
Geſetz ausdrücklich vorbehalten blieb und zwar durch ein folches, weldyes 
mit dem Edikte vom: 11. März 1812 übereinftimmte, - 


Als almälig aber im Preußiſchen und gefammten Deutfchen poli- 
tifchen Leben eine rückfchreitende Bewegung die Ueberhand gewon- 
nen, wurdein Betreffdes in den neuen Landeötheilen vorläufig nicht 
geänderten Zuftandes der Juden nach funfzehn Fahren, näm— 
lich durch die Kabinets-Ordre vom 8. Auguft 1830, definitiv aus— 
gefprochen, daß das Edikt vom 11. März 1812 auf fie keine An- 

ae z 
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| (wendung fü inde, vielmehr, bis zu — Beſtluniung bie bei der 
‚ Occupation. vorgefundenen Geſetze fortdauern ſollten. 


Dieſe Kabinets⸗ Order hatte jedoch vor Augen, daß ein defi nitiv 


ordnendes allgemeines Geſetz in kürzeſter Friſt erſcheinen iverde. Man 
. hatte zu deſſen Vorbereitung die Erklaͤrungen ‚fämmtlicher Provin⸗ 


zialſtände eingeholt J und bereits in dem Preußiſchen Landtags— 
abſchiede vom 9. Januar 1830 ?), alfo ein halbes Jahr vor dem 


. Erlaſſe jener Kabinets-Order, den Ständen mitgetheilt, daß ein 
ſolches Geſetz, welches moöglichſt beſchleunigt werden ſolle, ſich in der 


— — 


Arbeit befinde. Bei Abgabe dieſer Erklärung hatte das Proviſorium 
funfzehn Jahre gewährt; ſeit derſelben aber ſind von Neuem drei: 


| zehn Jahre‘ verfloffen und. es zerfällt heute, nah nabe dreißig 
Jahren, der Preußifche Staat noch immer in ein und zwaun zig 


Territor ien, deren jedes nach einem für ſich beſtehenden und don 
dem andern abweichenden Staatsrechte in n Anſchung der Jiden te 
giert wird. 

Nachdem der Preußifhe Staat feiner hiftorifchen — 
gemäß bereit ‚feit miehr ald einem Zahrhunderte auch in diefer wid; 
tigen Angelegenheit ein einiger geworden, nachdem insbefondere das 
Jahr 1812 die P reußiſchen Juden zu Preußen umgefchaffen Hatte, 


“ wurden fie in Folge det Freiheitskriege aus Preußifhen Staats— 


bürgern, Bürger einzelner Territorien; fteigt :heute der 
Preußifhe Jude in ein und’ zwanzig Abftufungen, je nach dem Terri— 
torio, in welchem er wohnt, von gedrückter Exiſtenz, wie fie das 
Mittelalter ausgedacht, bis zu dem: vollkommen emancipirten Preußi⸗ 
fchen Staatöbürger 9), durch die niannigfaltiäften Rechts-Geftaltungen 
empor, ohne daß irgend nachzumeifen yodte, wie der Zude in dem: ehe: 


“ maligen Naffaufchen öder ‚Hoffen: Darmftädtfchen Terri— 
torien eine geringere Bildungsfaͤhigkeit hätte, als der in den: an 


gränzenden Landestheilen, die zu F vankreich ‚oder dem König— 
reiche Weftphalen gehört; daß’ ber Jude in Schlefien und 
ber Mark dem Juden in der angränzenden Lauſitz vorauögefchritten. 


— — — — nn — 


1), Diefe Erklärungen find in dem Muͤllerſchen Archive der Geſetzgebung (Offenbach 
ı 1834) Bd. 8. Heft 1. je 14 fi. abgebrudt, 
a) Tuhi. II. Tr. 16. ©. 5 
) Diesift der Zube von as tswegen in den ——— welche zum Königs 





zeiche, Weſtphal en gehört haben, wenn gleich ihnen faktiſch viele Rechte, 


wie die betreffende Darftellung S. 377 ff. ergiebt, vorenthalten werden. 
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Im: allen Verfaſſungs⸗ und DWerwaltungs - Angelegenheiten hat 
man diefe Territorien. zu einem Preußiſchen Staate zu ver— 
‚einigen ‚geftrebt ; nur im Anfehung der Iuden hat man bis jest ein 
md zwanzig werfchiedene Geſetzgebungen faktifch für zuläffig erach— 
tet; Gefeßgebungen, die. zum Theil in dad Mittelalter zurüdreichen 
und abgriehen von den Zweifeln und der Dunfelheit, die dies ‚hervor: 
bringt, von der Gewaltſamkeit ferner, die. bei ihrer Anwendung auf 
heutige Berhältniffe nothwendig wird, haufig in einem grellen Kon- 
trafte ſtehen mit. dem. Geifte unferer ——— Geſetze und — 
ganzen Zeit '). ? 

Als mit dem Regierungs⸗ ‚Xntritte Sr. Majeftät des jetzigen 

Königs das geſammte Staatsleben eine mächtige Anregung er— 
hielt, richtete ſich die öffentliche Aufmerkſamkeit auch von Neuem auf 
die Frage über die ſtaatsrechtliche Stellung der Juden und es veran— 
laßte insbefondere das Lautwerden von einem beabfichtigten. neuen, 
angeblicd) zurüdichreitenden, Gefege eine große Zahl ven Schriften, 
zum Theil von gediegenem Urtheile, großentheild aber den, Mangel 
zureichender Kenntniß der. beftehenden berpeittelten. Rechtsverhältniſſe 
verrathend. 
Somit ſcheinte eine Schrift nicht unzeitgemäß, — die — 
Geſetzgebung vollſtändig und ſyſtematiſch darſtellt, aus der 
hiſtoriſchen Baſis entwickelt, auf welcher fortgebaut wurde, und 
in ſtaatsrechtlicher Beziehung kritiſch beleuchtet. 

In dieſer degteren Rückſicht nennen wir die Schrift eine Re— 
vifion der betreffenden gefeglihen Beftimmungen. Wir haben 
bei diefer den richterlichen Standpunkt feftgehalten und fomit an 
die Geſetze, insbefondere aber an die fo große Zahl der Minifterial: 
Verfügungen, nicht den Maßitab philofophifcher Rechtöprinzipien 
gelegt, fondern den der pofitiven Bundes: und allgemeinen Landes: 
Geſetze. 

Wenn wir zum Theil hierbei zu unerfreulichen Reſultaten gelang: 


2” Das Reſkript des Minifterii des Innern v. 23. Mai 1842, welches 
©. 360 mitgetheilt, fand es nöthig, der Königl. Regierung zu Arnsberg 
zu erftären, daß das von diefer in einer Verfügung angemwendete Kapitel XIII. 
der Wittgenfteinfhen Polizei-Ordnung vom 1. Mai 1573 „als nod) 
anwendbar nicht anzufehen, in foweit darin Heiden, Zigeuner und Juden für 
vogelfrei erfiärt werben.” 

Dieſe minijterielle Entfheidung eriheint jedoch, wie a. a, O. gezeigt, nicht 
begründet. 
a* 
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ten, ſo war das ſchmerzliche Gefühl mindeſtens von der Hoffnung 
begleitet, daß durch eine ſolche, den Zuſammenhang der geſammten 
Geſetzgebung im Auge behaltenden, Prüfung die Aufmerkſamkeit des 
Geſetzgebers möglicherweiſe auf die erſteren hingeleitet werden könnte. 

Wir enthalten und einer ausführlichen Darlegung der inneren Dr- 
‚ganifation und des Zweckes diefer Schrift, da felbige einen Theil des 
größeren, die VBerfaffung und Verwaltung des Preußifchen Staates 
betreffenden, Werfes bildet und wir und über diefes im Allgemeinen 
ſowohl bei defjen Ankündigung, ald in dem Vorworte zum „Polizei: 
Wefen des Preußifchen Staats” des Weiteren auögefprochen haben. 
Es möge daher nur noch darauf hingewieſen werden, daß wir aud) 
‚ bei diefem Theile von der und für dad ganze Werk verftatteten Be: 
nüßung der. an jenem Orte erwähnten Minifterial-Archive Gebraud) 
machten. | 

Wir Schließen mit dem Wunfche, daß diefe Schrift, — eine Dar: 
ftelung der verfchiedenartigften Gefeßgebungen und daraus entftan: 
dener verwidelter Berhältniffe, — vecht bald eine antiquirte wer: 
den möge durch ein Gefeß, welches dem angedeuteten Entwidelungs- 
gange des Preußifchen Staates und den gerechten Forderungen der 
Zeit gemäß iſt; mit dem Wunfche, daß Preußen feinem hohen 
Berufe aud) in diefer Richtung gehorche ! 

Berlin im Juni 1843, 


v. Hönne. Simon. 
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i Allgemeine Einleitung. 
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Erfte Abtheilung. 
Allgemeine hiftorifche Einleitung '). 
Allgemeine, die Juden betr. hiftorifche Werke2). 


Flavii Josephi opera, quae exstant omnia. Ed. Havercampii. Amstelod. 
1726. II. Vol. fol, 

v. Holberg, jüdifhe Geſchichte. Aus dem Dänifhen von Detharding. 2 Thle. 
—— 1747. 4. | 

Jacg. Basnage, histoire des Juifs depuis Jesus Christ jusqu’ä present. A 
In Haye. 1716 j r ee 

Büſching, Geſchichte der jüdifchen Religionsparthei. Berlin. 1779. 

Scdyeppler, über die Aufhebung des Juden-Leibzolls, nebft einer ſtizzirten Geſchichte 
— en ihrer Schickſale unp ftaatsrechtl. Verhältniffe, befonders in Deutfchland, 

Dr. Schmib, über bas Bürgerrecht der Juden in Deutfchland. Abth. J. Hildburgs 
Haufen, 1816, 

Leon Halevy, resume de Phistoire des Juifs anciens. Paris. 1826, 

oft, ei: an ber Ifraeliten feit der Zeit der Makabäer bis auf unfere Tage, nad 
den Quellen bearbeitet. 9 Thle. Berlin, 18201829. 

Leo, Borlefungen über die Geſchichte des jüdifhen Staats, gehalten an der Univerfität 
zu Berlin. Berlin. 1828, 

Gefchichte der Gefedgebung Über die Juden — in Müllers Archiv für bie neuefte 
Geſetzgebung aller Deutfchen Staaten. Bb: 5. ©, 88 ff. | 


Erxfter Abſchnitt. J 
Allgemeinſte Umriſſe der älteren jüdiſchen Geſchichte. 


Nachdem der jüdiſche Staat ſein goldenes Zeitalter in den achtzig Regenten⸗ 
jahren David's und Salomon's gehabt, ſowohl in Rückſicht auf den 


— — — 


1) Dieſe Einleitung hat, dem Zwecke des Werkes gemäß, nicht die Abſicht, eine 
ſtizzirte Geſchichte der Juden zu geben, ſondern ftellt vielmehr die letztere nur in fo 
weit bar, als dies nöthig war, um die hauptfächlichiten Refultate der die Juden 
betreffenden. @efeggebungen in Eurzen Ueberblicken anknüpfen zu Eönnen. Die be: 
fonberen biftorifchen Einleitungen in Betreff der einzelnen Territorien des Preu: 
ei find bei den betreffenden Abfchnitten, Theil J. Abtheilung II., zu 
vergleichen. ne 

2) Die hiftorifchen Schriften, welche ſich auf einzelne Länder beziehen, find bei diefen 
angegeben. 

Thl. VI. Bo.3. Die Verhältniffe ver Juden. ’ 1 


2 Allg. hiſtor. Einleitung. 


Umfang des Landes und des Nationaltuhms, als in Betreff der Reinheit 
der Religionsbegriffe, der Wiffenfchaften, der Künfte und des Reichthums: 
finft er, fich in die Reihe Suda und Israel fpaltend, in den nächſten vier 
Jahrhunderten unter einer Reihe fchlechter Regenten, und es fallen endlich 
die Juden in die affyrifiche und babylonifche Gefangenſchaft. 

Cyrus geſtattet nach fiebzig Jahren die MWiederherftellung des Staates 
und derfelbe wird nunmehr durch faft zweihundert Fahre von Hohenprieftern 
und Sanbendrin regiert, meift jedoch egyptifchen oder ſyriſchen Königen 
zindbar. Nur auf kurze Zeit fommt ein neuerAuffhmwung in das Volk durd) 
die Bedrängungended Königs Antiohus Epiphaned; das Joch der Se: 
leuciden wird abgeftreift und mit den mächtigen Römern das gewünfchte 
Büntnig gefchloffen. Aber Sene benugen dies zur Einmifhung in die 
Staatöverhältniffe; Pompejus zieht nach Paläftina und macht den jüdi⸗ 
fhen Staat den Römern tribubar; — und: ald; Behtere "ein Sahrhundert 
fpäter, im Sahre TO unferer Zeitrechnung, unter Kaifer Vespaſian Serufas 
lem nach langer Belagerung erobern und zerflören!), geht der jüdiſche 
Staat unter und die Jsraeliten zerfireuen fich innerhalb der weiten Grän 
zen des Römiſchen Reiche. | 


Zweiter Abſchnitt. 


Bürgerliche und Rehtöpverhältniffe der Juden im Römifchen 
| Reiche. en 

Nachdem die Tuben unter Trajan und Hadrian in den Jahren 115 
und 135 ihre legten Kräfte vergeblich daran gefept hatten, ihre Feffeln zu zer: 
brechen, wobei über fünfmalhunderttaufend Menfchen allein durch's Schwert 
umfamen, wurden fie ruhige Bürger des Römiſchen Reiches. Wir finden 
fie num über zweihundert Jahre im ungeftörten Genuffe aller bürgerlichen 
—55 — und Rechte?), da die alten Grundſätze des Römiſchen Reiches 
eine Abhängigkeit der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe vom Glauben kannten. 
Sie ſtellten ihre kirchliche Verfaſſung wieder her und verbanden damit eine 
Gemeindeverwaltung. Die erblichen Patriarchen zu Tiberias übten über 
ihre Glaubensgenoſſen fürſtliche Hoheit, wurden von den Römern zu den 
böchften Ehrenftellen befördert, und mit den in den Römiſchen Gefegen 
höchſten Ehrennamen — viri clarissimi, spectabiles, illustres, leßterer det 
höchfte nach dem des Kaiferd — benannt3). Jüdiſche Schulen blühten ; 


1) ie Million Menfchen follen hierbei das Leben durdy das Schwert verloren | 
aben. 

2) Sie waren Cives. J. 17. de statu hominum, Ä 
2) Unter den Patriardyen, welche einen Rath zur Seite hatten, ftanden Ptimaten, 
‚Provinzial » Patriachen, Archiſynagogi. Die Kirchen-Beamten hatten «alle 
Edhrenrechte und Freiheiten des Prieſterthums, —— Befreiung von Staats⸗ 
*dienſten und Abgaben, und blieben in deren Vefts noch über 100 Zahre der 
chriſtlichen Herrfchaft. Honorius beftätigte fie ihnen im J. 397 ausdruͤcklich. 
Unter fich lebten die Juden nad) ihren eigenen Geſetzen. Gierentrichteten ihrem 
' Patrtardyen, der eine ähnliche Stellung hatte, wie fpäter der Papft zur katholiſchen 
- SHrifteriheit, Abgaben (aurum cöronarium), die derfelbe durch Kommiffarien 
einfordern ließ. inigemal wurde. den Unterthbanen bes abendländifchen 
Kaiferthums die Bezahlung bderfelben an diefen in dem morgenländifchen 
Reiche wohnenden Obern unterfagt und nach de Edikte des Honorius v. 3. 399 
ſcheinen dies die abendländifhhen Juden felbft ausgewirkt zu habenz doch wurde 
im 3. 404 diejes Verbot zurückgenommen. Die Reihe der erblichen Pattiarchen, 
deren Anfang ungewiß ift, erlofch mit Gamaliel IV, zwifchen dem 3, 415 und 
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Suben. dienten in der Faiferlichen Leibwache; ihre edlen Gefchlechter zählten 
unter bem Adel des Reiche. | Tue 

Diefes bürgerliche Glüd wurde vernichtet, - als dad Chriftenthum im 
Kampfe mit dem Heidenthum almälich ten Sieg davontrug. Kaum hatte 
dad.Erftere die weltliche Macht in Händen — derlebergang Con ftantin’s 
zum Chriftenthum bezeichnet den Zeitpunkt, — ald die Verfolgung der Juden 
von Staatöwegen für die folgenden anderthalb Kahrtaufende begann. 
Schon Conſtantius feste (339) Todeöftrafe darauf, wenn ein Jude fich 
mit einer Chriftin verhiirarhen, einen Ghriften zum Judenthum verleiten, 
oder einen Ehriften als Sklaven befigen würde, und belegte fie mit harten 
Abgaben. Man beſchränkte ihnen von Conftantin (321) an immer mehr 
das große Vorrecht, welches fie vor allen Bürgern audzeichnete, die läfligen 
en Uemter der Decurionen nicht gegen ihren Willen übernehmen zu 
müffen !). 

Unter Zheodofius I. nahmen die Auöfchweifungen bed gegen fie fana= 
tifieten Volkes überhand; die Kirchenväter richteten ihre ganze Beredfamkeit 
gegen die verhaßte Sekte. Der heilige Chryfoftomus hielt zu Antiochien 
0.3. 376 ab acht Reden gegen die Juden, worin nicht etwa von Vorwürfen 
gegenihrbürgerliches Leben die Rede, fondern von ſolchen gegen ihren religiöfen 
Glauben. Er mahnt in denfelben eunftlichft die Chriften ab, die jüdifchen 
Faſten mitzufeiern, vielmehr follten fie ihre vom Judenthum angefledten 
Verwandte und Freunde einfangen und zu Anhörung feiner nächften Pre: 
digt zwingen, inöbefondere aber follten die Männer ihren jüdifchen Ehefrauen 
den Beſuch der Synagoge nicht geflatten?), Der heilige Ambrofius, 
der heftigfte Gegner der Suden, fhreibt an den Kaifer Theodofius, wel— 
her die Herſtellung einer auf Verordnung eines Bifchofs verbrannten Sys 
nagoge gebot, die Handlung des Biſchofs genehmigend und belobend: 
(Epist. 29.) Quidmandas inabsentem judiecium ? habes praesentem Reum ; 
proclama, quod ego synagogam incendirem: cerle quod ego illis manda- 
verim, ne esset locus, in quo Christus negarelur, 

Die Wiederholung der BefehleSeitens der Kaifer zum Schuße der Synago— 
gen beweift deren Fruchtlofigkeit. In dem erſten diefer Art v. J. 398 (1.9.C. 
Theod, de judaeis), fagt Theodoſius noch: „Es ift hinreichend befannt, daß 
die jüdiſche Religion durch Fein Geſetz verboten ift und fei e8 ihm daher höch» 
lid mißfällig, daß man hie und da ihre gotteödienftlichen Verſammlungen 
verhindern wolle. Seine Söhne erließen ähnliche Berordnungen?). 


— 








429, der die höchſte Staatswuͤrde des Röm. Reichs, die des Praeſecti Praeto- 
rio befleidete; an ihre Stelle traten Primaten, und es ließen nun Theodoſius IT, 
und Balentinian diefe jährliche Abgabe durch die Eaiferlichen Einnehmer im oͤſt⸗ 
lihen Theile unter Vertretung (periculo) der Yrimaten einnehmen, auch die 
Einkünfte aus dem weftlichen geiche zur Staatskaffe ziehen. Cod. Theodos, 
L. XV. : it. VIII. Bd. 11. 13. 15, de Judaeis, Cvelicolis et Samaritanis. 

)L.3. Cod. Theod. de judaeis. Vgl. über die Größe der Laften, welche die De: 
eurionen zu tragen hatten und über die daraus hervorgekende Wichtigkeit diefes 
Vorrechts, Savigny, Gef. des Roͤm. Rechts im Mittelalter Thl. I. ©.23 ff. 
Die jüdischen Geiftlichen blieben nocd) lange davon frei und noch 396 verordnet 
Arcadius (I. 18. Cod. T'heodos. ibid.), daß diejenigen Kirchenbeamten, welche 
den erlauchten (illustribas) Patriardyen untergeorbnet wären, diefelben Privi: 
legien genießen follten, weiche den erfien Geiftlichen des chriſtlichen Glaubens zus 
famen. Suftinian endlich verordnete im 3, 556 (Nov. 45.), daß alle Juden 
fammtliche Laften der Gurie tragen follten, ohne irgend Antheil an irgend einem 
der damit verknüpften Vortheile zu nehmen. 

2) Man fieht hieraus, daß bis dahin in den Familien das Juden: und Ehriftenthbum 
noch gemeinfam waltete, % 

»)L, 2. Cod. Theod. de Jud. 
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Im 3.404 verbot Honorius, Juden in den Kriegsbienft aufzu⸗ 
nehmen!), und 419 erweiterte er diefe Beftimmung bahin, daß auch alle 
im wirklichen Kriegsdienft befindliche Juden (qui armatam militiam adpetisse 
probentur) fofort aus demfelben entlaflen werben folten, ohne wegen 
ihrer darin erworbenen Verdienfte irgend eine Ausnahme zu machen (nullo 
veterum meritorum patrocinante judicio). Diejenigen nur, welche ſich in 
dem Korps der Agentum in rebus, und der Palatinen befänden, follten 
ihre Zeit ausdienen, Peine jedoch mehr darin aufgenommen werden ?). 
Am Schluſſe fagt der Kaifer: „Keinedweged wollen wir aber den wiſſen⸗ 
„S&aftlich gebildeten Juden die Befugniß zur Advofatur befchränfen, wie 
„wir ihnen auch den Genuß derjenigen Ehrenftellen in der Curie geftatten, 
„zu welhem der Vorzug der Geburt und der Glanz ihrer Familie 
„(praerogativa natalium et splendor familiae) fie berechtigt. Da ihnen dies 
„genug fein muß: fo dürfen fie das Verbot des Kriegsdienftes 
„nicht für eine Herabfegung achten.“*) j 

Bon einer bürgerlichen Verdorbenheit der Juden fprechen die Gefeße zur 
Motivirung ihrer harten Beftimmungen noch nicht und auch die Geiftlichen 
bedienten fi damald noch allein eines Mitteld, welches durch das ganze 
Mittelalter, alddann erſt im Verein mit der hervorgehobenen Schlechtigfeit des 
jüdifchen Volkes, als Borwand aller Berfolgungen diente, — der Aufftels 
lung, daß die bisherige Duldung der Juden und ihre Gleichheit mit den 
Übrigen Bürgern ein Verbrechen gegen den wahren Glauben fei und Gott 
dies durch feine Strafgerichte, die gefendeten öffentlichen Galamitäten, Funds 
gebe*). In diefer Art wirkte man namentlicdy auf den fchwachfinnigen 
Theodoſius Il., und diefer erließ hierauf im J. 439 die folgende Novelle, 
welche ald Wendepunkt der bisherigen und ald Grundlage der fpäteren jü- 
difchen bürgerlichen Zuftände erachtet werden kanns), wobei ed bemerkens⸗ 
werth, daß auch hier noch den Suden Fein bürgerlicher Vorwurf gemacht 
wird, obgleich dies, der Sprache und dem Inhalte nach offenbar aus der 
Feder eines Geiftlichen gefloffene, Geſetz ficherlich einen derartigen Anlaß 
nicht unberührt gelaffen hätte. 

„Die Kaifer Zheodofius und Balentinian an den Prae- 
fectus Praetorio $lorentiuß. 

Unter allen Sorgen, welche die Liebe zum Volke und in ſtets wachſamem 
Nachdenken auferlegt, haben wir die Erforfchung der wahren Religion für 
die vornehmfte Pflicht unferer Eaiferlihen Majeftät erfannt; denn wenn 
wir ihren Dienft aufrecht zu halten im Stande find, fo eröffnen wir allem 


I) 1.16. ©. Theod, ibid, 

2) Schon die unterften in diefen Korps waren Ritter, und ihre Anführer, zu wel: 
her Würde fie nad) dem Dienftalter aufftiegen, gehörten zu den nA ri 
Männern (der Oberfte war Senator). Die Agentes in rebus gingen als Eai: 
jerlihe Kommiſſarien in die Provinzen, ließen die Abgaben eintreiben, hatten das 
— a beforgen, die Verpflegung der Armee ging großentheils durch ihre 

nde u, |. w. 

23) Man erinnert fich bei diefen vor viergehnhundert Sahren gefprochenen Worten 
unwillkuͤhrlich an die ähnliche Lage, in welche die Juden in Preußen rücfichtlich 
des Militairdienftes verfest werden follen. 

*) Auch wurde den Juden ſchon damals Schuld gegeben, am Hamangfefte dem Galgen 
bes Haman Kreuzesform gegeben, oder auch wohl ftatt des todten Haman einen 
lebenden Chriften gegeißelt zu haben. Durch Lesteres wurde der Aufftand in 
Antiochien gegen fie erregt. Wal. 1. 18. Cod. Theod, de Jud, 

) Vgl. diefe Novelle in Ritters Ausgabe des Cod. Theod. Tom. IV.P. 2. p.11. 
Der Cod. Justin, giebt in der 1. 19. Lib- I. Tit, 9. nur einen Auszug. Das 
Intereffe, welches dieſes Geſetz in jeder Beziehung hat, wird deffen vollftändige 
Mittheilung rechtfertigen, 
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menſchlichen Beginnen den Weg des Gedeihens. Hierüber belehrt durch 
die Erfahrung eines langen Lebens, haben wir mit gottſeligem Rath die 
heiligen Gebräuche für die Nachkommen auf dad Gefeß der Unverän verlich« 
feit zu gründen beichloffen. Denn wer follte fo wahnfinnig, zu folcher 
Unmenfchlichkeit neuer Wildheit verdammt fein, daß er, den Himmel er⸗ 
blidend, wie er nach dem Geheiß der göttlichen Weisheit in unglaublicher 
Geſchwindigkeit und echtem Maß den MWechfel der Zeiten vollendet; den 
Lauf der Geftirne, weldyer die Arbeiten und Genüffe des Lebens ordnet, 
die mit Früchten begabte Erde, das firömende Meer, und den Bau diefed 
unermeßlichen Werks, wie er in ben Gränzen der Natur eingefchloffen ift, 
betrachtend, nicht nach dem Urheber eines fo großen und fo gebeimnißvollen 
Gebäudes forſchen follte. Und doch ſehen wir die verblendeten Juden, Sa» 
mariter, Heiden und andere Arten Eeberifcher Ungeheuer diefes fich unter: 
fiehen! Wenn wir es alfo unternehmen, fie durch das Heilmittel der Geſetze 
zur Gefundheit eines richtigen Sinnes zurüd zu bringen, fo werden fie 
felbft die Schuld unferer Strenge tragen, indem fie mit verfiodtem Eifer 
eined harten Gemüthes der Milde keinen Raum laffen: Da nun, nad einem 
alten Spruche, bei verzweifelten Krankheiten feine Heilmittel anzumenden 
find, fo machen wir endlich, auf daß jene verderbenbringenden Sekten fich 
nicht, unferer Zeiten ganz veraefiend, gleichſam ohne Unterfcheidung des 
Glaubens ungezügelter in das Leben verbreiten, für ewige Zeiten hiermitzum 
Gefegt): Kein Sude, Fein Samariter foll, mit Aufbebung der 
Gefege beider Reiche, ferner zu Aemtern und Würden zuge: 
laffen werden, feinem die Verwaltung ftädtifcher Obrigkeit 
offen fteben, nit einmal der Dienft eines Vertreters der 
Städte vonihnen verfeben werden. Denn wir finden unrecht, daß 
die Feinde der himmlifhen Majeftät und der römifchen Gefege dennoch 
durch die erfchlichene Verwaltung der Gerichtöbarkeit die Verfechter unferer 
Geſetze fein, und beichügt von dem Anjehn erworbener Würden die Macht 
haben follen, über Chriften, ja über die Priefter unferer heiligen Religion 
felbft, unferm Glauben gleichſam zum Hohn, zu richten und was fie wollen 
zu erfennen. Wobei wir in gleichem Betracht noch feſtſetzen: daß Feine 
Synagoge in neuem Baue ſich erhebe, jedoch die Unterflügung der alten, 
die von Baufälligkeit bedrohet werden, verftattet fei. Dieſem fügen wir 
binzu, daß wer einen Sklaven oder Freien wider feinen Willen oder durch 
ſtrafbare Weberredung von dem Dienfte der hriftlichen Religion zu jenen 
fitafbaren Sekten und Gebräucdhen verleiten würde, mit Verluft aller Güter 
am Leben zu ftrafen iſt. Wer alfo ſchon die Inful (Amtsmütze) erhalten, 
fol doch nicht zum Beſitz der erworbenen Würde gelangen, und wer eine 
Synagoge erbauen würde, fol wiſſen, daß er zum Wortheil der rechtgiäu- 
bigen Kirche gearbeitet habe. Wer fi) dennoch in ein Amt einfchleichen 
würde, fol doch wie vorher in dem niedrigften Stande bleiben, wenn er 
auch felbft den Zitel einer der höheren Würden fich erworben hätte. Wer 
aber den Bau einer Synagoge in anderer Abficht, als der bloßen Wieder: 
berftellung unternähme, fol mit einer. Strafe von 50 Pfund Gold fein 
Unterfangen vereitelt fehen. Ueberdies fehe er feine Güter eingezogen und 
ſich felbft der Lebensſtrafe verfallen, wenn er mit feiner verkehrten Lehre 
über den Glauben eines Andern gefiegt haben follte. Und weil eö der fai: 
ferlichen Majeftät geziemt, mit folder Vorficht ales zu umfaffen, daß der 


1) Die Beftimmungen biefes, in Betreff der Schreibart an den heutigen hinefifchen 
offiziellen Styl erinnernden, Gefeges find im Wefentlichen durch die Jahrhunderte 
geltend geblieben, findinsbefondere groͤßtentheils noch biedes heutigen Rechtes, na⸗ 
mentlich auch in Preußen. 
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allgemeine Vortheil in keinem Stücke leide, fo tft unfere Meinung, daß die 
Gurialen aller Städte, wie auch die Gohortalen, welche zu läftigen Dien— 
ften irgend einer Art, feldit zu Kriegsdienften, ſowohl mit ihrem Vermögen 
als mit perfönlichen Verrichtungen verpflichtet find, welcher Sekte fie auch 
angehören, in ihten Klaffen bebalten werden, damit ed nicht fcheint, als 
hätten wir den abfeheumürdigen Menfchen, welche wir Kraft dieſes Geſetzes 
befträfen wollen, vermöge fchimpflicher Umtriebe die Wohtthat einer Be: 
freiung erwiefen. Jedoch mit der Ausnahme, daß den aus diefen Selten 
genommenen Dienern der Obrigkeit niemals dieVollftredung eines Richter: 
fpruches, noch die Aufficht über die Hut der Gefangenen anvertraut noerde, 
damit nicht die Chriften, wenn fie, mie es zuweilen gefchieht, eingefperrt 
werden, durch den Haß der Wächter doppelted Gefängniß erleiden und es 
zweifelhaft werde, ob fie mit Mecht eingefchloffen find. Ferner hat unfere 
Gnade erwogen, daß wir der Heiden und Gößendiener unmenfchlichen 
Thun unfere Wachſamkeit entgegenſetzen müffen, ald welche mit angeborner 
Thorheit und Frechheit hartnädig vom Wege der wahren Religion abweis 
chend, fluhmürdige Opfergebräuche und beflagenswerthe Irrthümer des 
falfchen Glaubens in abgelegener Verborgenheit zu üben fich nicht entblö— 
den, wenn nicht ihre Verbrechen zur Beleidigung der göttlichen Majeftät 
und zum Hohn unferer Zeiten durch die Befchaffenheit ihres Wandels an 
den Tag kämen, weil nicht die taufend Schreden der erlaffenen Geſetze, 
nicht die Strafe der angedrohten Verbannung fie, wenn auch nicht zur 
Sinnesänderung, doch menigftend zur Minderung ihrerzahllofen Verbrechen 
und Enthaltung von der Befudelung durch Opfer haben nöthigen können. 
Vielmehr wird mit folder rafenden Kühnheit gefrevelt, unfere Geduld fo 
gefliffentlich durch Gottlofigkeit ermüdet, daß wenn fie auch zu vergefien 
geneigt ift, fie doch nicht fhweigen kann. Daher, obaleich die Liebe der Res 
ligion immer gerüftet fein muß, und obgleich der heidniſche Wahnfinn die 
graufamften Zodeöftrafen verdiente, fo haben wir doch, unferer angebornen 
Langmuth eingedenf, mit ſtandhaftem Befehl befchloffen, daß wenn einer 
mit unreinem und befledtem Sinn, wo e8 auch fei, bei einem Opfer ergriffen 
würde, unfer Zorn fich wider fein Gut und Blut erheben fol. Denn wir 
müffen dies befjere Opfer bringen, damit der Altar des Chriftenthums in 
feiner Reinheit erhalten werde. Oder follen wir noch länger unter 
dem von dem erzürnten Himmel geftörten Wechſel der Jahres: 
zeiten erliegen, weilder Heiden erbitterte Abtrünnigkeit das 
Gleihgewiht der Natur niht zu bewahren weiß. Dem 
warum hätte der Frühling feine gewohnte Milde abge 
fhworen? Warum hätte der Sommer ded arbeitfamen Land» 
mannesd Hoffnung auf die Aehren mit mangelnder Ernte 9% 
täufbt? Warum hätte des Winterd unmäßiger Grimm die 
freigebige Erde durch tiefeindringenden Froft zu ungeredhter 
Unfruchtbarkeit verdammt, wenn nicht die Natur ihre Dr: 
dnung auf des Höchſten Gebot zur Beftrafung der Gottlofig: 
keit verlaffen hätte?‘ Auf daß mir dies nicht noch länger erdufden, 
muß durch friedenbringende Rache, wie oben feftgefegt ift, die anbetungs 
würdige Majeftät des höchften Weſens verfühnt werden. UWebrigens, wer: 
thefter und gelichtefter Wetter Florentius, muß allet, was gegen die beſtän— 
digen Feinde Gottes, die Manichäer, gegen die Anftifter Eeßerifchen Unfinns, 
die Eunomianer, gegen die Montaniften, Catafrigen, Fotintaner, Priscil: 
lianiſten, Afcodrogen, Hydroparaftaten, Borboriten und Ophiten in unzäb: 
ligen Verordnungen befohlen ift, nunmehr ohne. fernered Säumen zur 
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ſchleunigen Vollſtreckung ‚gebracht werben. Deine erlauchte und hochan⸗ 
ſehnliche Hochmögenbeit, welche fich immer beeifert,. ſowohl den göttlichen 
ald fürftlichen Befehlen ihren Dienft zu witmen, wird alfo. dad, mas wir 
zur nie genug zu erhebenden&hre der katholiſchen Religion verordnet. haben, 
durch Erlaß der gewöhnlichen Edikte Deiner Excellenz zur allgemeinen 
Kunde bringen. Ingleichen wird fie den Vorgeſetzten der Provinzen. bes 
feblen laſſen, daß mit gleicher Pünktlichkeit dad, was wir zu verordnen nö: 
thig gefunden, ſämmtlichen Städten und Provinzen befannt gemacht werde. 
Gegeben am 31. San, (439) zu Konftantinopel, im 17, Konfulat des Au: 
guftus Theodoſius und des noch zu ernennenden.“ 

Durch diefes Gefegnahm Theodoſius den Juden bie bürgerliche Ehre; 
fie hatten. mithin nichts mehr zu verlieren und es war eine natürliche Folge, 
daß ſie als Feinde einer ſie teißhanbeinben Regierung, auftraten. Im zwei⸗ 
ten Jahre der Regierung Juſtinians (529) brach ein Aufſtand der Sa: 
maritanert aus, zu welchen fich viele andere Juden fchlugen, fo daß bie 
Empörung nicht obne Mühe unterdrüdt wurde. Fünf und zwanzig Jahre 
fpäter empörten fih die Samariter und Juden abermals zu Cäſarea 
und ermordeten den Faiferlichen Statthalter. Sehr viele wurden dafür hin— 
gerichtet, viele verbannt und das Vermögen der Reichen konfiscirt. Su Italien 
traten deffenungeachtet die Juden auf die Seite der Gothen, und. trugen 
viel zu dem hartnädigen Widerſtande bei, welchen die Stadt Neapel dem 
Belifar leiltete. Sie wurden bei der Eroberung ohne Unterichied des Al— 
terd und Geſchlechts von den Soldaten ermordet. 

Welch erbitterter Feind der Juden Suftinian dafür da zeigt feine 
größtentheild heut noch gültige Gefebgebung gegen diefelben. Aberfelbft in 
diefer findet fich noch nirgends der Borwurf, daß fie fich irgend einer bürgers 
lichen Pflihtentzögen. Den Samaritern wurde dieBefugniß, Zeflamente 
zu machen, oder durch. Teſtamente etwas zu erwerben, genommen und ihre 
Synagogen follten zerflört werden!). Die Juden follten, nach der Beror; 
daung 0.3.5322) in Rechtsſachen nicht als Zeugen gebraucht werden, ſobald 
beide, oder auch nur ein Theil der Parteien ein rechtgläubiger Chrifl wäres). 
Die Sam ariter aber ſollten, wie einige andere Ketzer, garnicht vor Gericht 
gehört werden, meder als Zeugen noch als Parteien, nicht einmal unter ein: 
ander +). Am ftärfften drückt ſich aber der fanatiſche Haß Suftinians in der 
Verordnung v. 3.556. Nov, 45. aus. Die Srrgläubigen hatten gehofft, daß 
wenn fie aller bürgerlichen Ehre beraubt wären, man fie Dagegen auch mit 
den Laften der öffentlichen Aemter verfchonen werde. „Wir haben uns ges 
‚wundert‘, antwortet der Kaifer feinem Minifter Sohbannes, „Daß beine 
„Weisheit, dein Scharfſinn ſolche Gründe zugelaffen hat, und du nicht fogleich 
„Diejenigen, welche dergleichen vorgebracht, zerfleifcht haft... Denn wenn es 
„Wenſchen giebt, welche für ihte fortdauernde Unvernunft noch Belohnungen 
„verlangen, die wir den höchſten Würden allein verwilligt haben, wen ſollte nicht 
„Diele Unverſchämtheit und Narrheit empören. Daher ſollen dieſe Menfchen 
„allerdings zur Curie gezogen werden, und ſollen unter den Laſten ber 
„ſtädtiſchen Aemter (curialihus et. oſſicialibus a) erfeufzen 5), wie 


——— — 


VL 7. Cod. de haereticis. 

»)L. 21. eod, tit. 

®) Eine Unzuverläffigkeit des Eideö wird aud) hier noch nid als Grund an⸗ 

gegeben, ſondern reiner Religionshaß dictirt das Geſetz. 

) Diefe aberwitzigen Geſetze gegen die Samariter wurden nicht oolindig beob⸗ 
achtet, und in der Folge wieder gemildert. Nov. 129, 

s) Bal, ©, 3. Not, 1, 
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„es längft verorbnet ift, umd Fein Glaube fol fie von dieſem Looſe befreien. 
„Doch follen fie der mit diefen Aemtern verfnüpften Ehre nicht fäbig fein, 
„und was die Gefege den Gurialen an Vorrechten einräumen, daß fie nicht 
„geichlagen, nicht inandere Provinzen verfegt werden Dürfen, und dergleichen, 
„fol ihnen durchaus nicht zu gute fommen, fondern alles, was die Gefege 
„in Anfehung der Eurialen beftimmen, fol auch bei ihnen gelten, in fofern 
„es keinen Vorzug gewährt; fie follen perfönlihe Dienfte und Abgaben 
„tragen, und kein Gefet fie davon ‚frei machen; Ehre aber follen fie nicht ge: 
„nießen, fondern in demfelben verächtlichen Zuftande fein, in: welchem fie 
„ſelbſt ihre Seelen laſſen wollen.” 

Später fuchte man immer mehr noch alle VBerhältniffe zwifchen Zuben 
und Chriften abzufchneiden, und man wendete bereits gewaliſame Mittel 
an, um fie zur Aufnahme der chriftlihen Lehre zu bewegen, ja Kaifer 
Heracliud forderte fogar die Könige. der neugermaniſchen Staaten zu 
gleicher Thätigkeit bei Bekehrung der Juden auf. Im neunten Jahrhundert 
zwang fie Kaifer Bafiliud!) geradezu zur Kaufe und wenn. er ihnen noch 
erlaubt hatte, nach ihrer Weife zu leben, fo hob fein Sohn: Leo die Gültig: 
feit aller Gefeße auf, welche die Beobachtung jüdifcher Gebräuche nach⸗ 
ließen, befahl ihnen, nach der reinen chriftlichen Lehre zu leben, und feßte 
Todesſtrafe auf die Uebertretung 2). 


Dritter Abſchnitt. 


Bürgerlihe und Rechts-Verhältniſſe der Juden in 
Deutſchland. 


Als germaniſche Völker ſich der ehemals römifchen Provinzen bemächtig⸗ 
ten, wurde die Lage der Juden in den letzteren wo möglich noch trauriger. 
Eine Menfchenktaffe, die feit Jahrhunderten gefeglich unfähig gemacht wors 
den war, die Waffen zu tragen, mußte aller Anfprüche auf bürgerliche Ehre 
in den Augen von Völkern entbehren, denen Kriegsruhm als Höchfted galt. 
Die ftaatörechtlichen Berhältniffe der Juden wurden hierdurch fofort feft- 
geftellt, da dDieferMangel fie von allen Beneficien und Zehen, und bei weiterer 
Ausdehnung ded Lehnweſens mithin von faft allem Grundeigenthume aus: 
ſchloß. Da fie eben dadurch auch verhindert waren, Dienftimannen und 
Eigne Leute der Grundbefiger zu werden, fo fielen fie der oberften Gewalt, 
dem Könige, ald dem allgemeinen Lehnsherrn, anheim3). Dagegen war ihr 
Glaube in den erften Zeiten fein Anlaß zur Bebrüdung und fie werden 
überhaupt bei den erften germanifchen Völkern meift nur ald Kaufleute er- 
wähnt. Nach den Gefegen der Franken gehörten fie zu den Domainen der 
Könige als „‚Servi filiales‘‘ und hatten von ihrem Gewinn den zehnten, 
die chriſtlichen Kaufleute nur den eilften Pfennig zu entrichten. Karl der 
Große hatte einen Zuden am Hofe, in welchen er großed Vertrauen febte, 
und zu noch höherem Anfehen flieg unter Ludwig dem Frommen der Leib⸗ 
arzt Zedekias. Die Juden genoflen unter diefer Regierung einer vollkom⸗ 
menen Freiheit und die gelehrten Erzbijchöfe von Mainz und Lyon, Raba: 
nus Maurus (+ 850) und Agobard (+ 840) eiferten vergebend gegen 


2) 867—886. 
2) Nov. Leonis 55. 


») Kifher’s Gefhichte des Deutſchen Handels Bd. 1. Abfchn. 33, S. 416. Dlen: 
chläg er's Erläuterung ber goldenen Bulle ©. 191. 


\ 
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diefe Begünftigung ber Juden)y. Nur die Weftgothen, welde mit den 
römischen Grundfägen ſchon länger befannt waren, fchärften noch in ihren 
Gefegen die fanatifchen römifhen. In der Gefeßfammlung König Er« 


wigs vom 3. 680 nehmen die Verordnungen gegen die Suden mehrere Ti⸗ 


tel ein 2), denen die neuere römische Gefetgebung zum Grunde liegt. Bertils 
gung diefer „verabfhenungsmwürdigen Sekte‘ (detestandasecta) iſt 
der med. Es war nad) diefen Verordnungen den Juden verboten, ihren 
Sabbath und ihr Ofterfeft zu. feiern ®), fi nach dem mofaifchen Geſetze zu 
verheirathen, und nach demfelben Sprife und Trank zu beftimmen *); die 
Beſchneidung auszuüben 5); Fein Jude war fähig, über ein hriftliches 
Verbrechen auszufagen. Der Uebertretung diefer Gefite folgte Hinrich) 
tung durch Juden felbft, Steinigung oder lebendige Verbrennung ©). Der 
Eclave eines Juden, der Chrift wurde, erhielt fogleicy die Freiheit; Geſchenke 
von einem Juden zu nehmen, war unterfagt; ſpäter mußten alle Suden fich 
taufen laffen ”). Die Priefter waren angewiefen, auf Beobachtung diefer 
Geſetze zu halten, die Bergehungen der Juden zu unterfuchen und zu firas 
fen, und alles genen fie zu verfügen, was ihrer Rechtgläubigkeit gut 
dünken möchte (quid illis catholice forte agendum conveniat), Die welt 
lichen Richter durften keine Unterfuchung wider einen Suden ohne Beifein 
eines Biſchofs oder eines von ihm dazu bevollmädtigten Geiftlichen an» 
ftellen, weil man ihnen mehr ketzeriſche Menfchenliebe zutraute. 

Man, kann annehmen, daß die Priefter ihre Pflicht erfüllt haben, 

Miederum iſt in diefen barbarifchen Gefegen gar nicht von bürgerlicher 
Unwürdigkeit der Juden dieRede, fondern nur von der Ausrottung aller Kebes 
reid). Es läßt ſich ſogar aus den wiederholten Verboten, den Juden obrigkeits 
liche Verrichtungen zu geftatten, und aus dem Vorbehalt, daß der König des 
Öffentlichen Nutzens wegen hiervon eine Ausnahme zulaffen könne, fchließen, 
daß man die Juden für brauchbar und zuverläffig gehalten haben müffe. 


Sn Deutfhland, wohin die Juden fon zur Zeit Hadriand 


gefommen?), und wo deren Toleranz ſich auf uralted Reichsherkommen 
und erft im fpäter Zeit auf ausdrüdliche Neichögefege von 1548 und 1577 
fügte 9), wurden ihnen fehr früh fhon durch diein Betreff des Geldverkehrs 


-— — — — — — 





) Der Erzbiſchof Agobard von Lyon wollte die alten Verordnungen gegen fie, 


handhaben, allein die Zuden wirkten einen Eaiferlihen Befehl zu ihren Gunften 
aus. Dafür fhrieb Agobard ein eigenes Büchlein gegen fie: De insolentia 
Judaeorum, und zeigte ſich in den Streitigkeiten bes Kaiſers mit feinen Söhnen 
als einen feiner heftigften Gegner. Vgl. Dohm, üb. d. bürg. Verbefferung 
der Juden. Bd. 1. ©. 54 ff. 

2) Lex Virigothorum Lib. XII. tit. II. bei Georgisch III. Corp. jur. Germ. 
antig. ©. 2150—2193. 

°) Vit. II. Cap. 5.6. 


*) Cap. 11. - 

) Tit. III. Cap. 3. j 

*) Es fälle auf diefe Gefege das richtige Licht bei Erwägung der damaligen fpanis 
{hen Verhältniffe. Der weitgothifhe Hof war der arianiichen Kegerei zugethan, 
bis König Recared (586) zur katholiſchen Kirche überging, und nun für feine 
Parthei eben fo fanatifd) war, als fein Vater Leonigild für die arianiſche ge: 
wefen. Bon ihm rühren die erften jener Verordnungen her. Zugleich mit jener 
Religionsveränderung war die ganze Staatsgewalt in bie Hände der Geiftlich: 
keit und ber Staat in das Verberben gerathen, welches bie Mauren herbeizog. 

2) Loft, Geſchichte der Israel. V. ©. 18 ff. 

30) Gerſtlachers Handbuch der Reihögefege X, 1889. Mofer, Von ber Landes: 
hoheit im Weltlichen VIII. 2. 


P- 
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ftattfindende Gefebgebung leßterer beinahe vollftändig in die Hände gege 
ben. Auf Grund mifverflandener biblifher Stellen wurde nämlich fchon 
auf der Kirchenverfammlung zu Elvira im 3. 313 das Verbot, Geld auf 
Zinfen zu leihen, auch auf die Laien ausgedehnt, und fhon Karl der 
Große nahm daffelbe in die weltlichen Gefeße auf!), was dann auch in den 
Swabenfpiegel überging 2). Wucher war Alles, was ſich Jemand über das 
Geliehene zurüdigeben ließ. Die Juden waren, bei dem aus der chriftlichen 
Religion hergenommenen Grund des Gefeßed, nicht unter demfelben begrif: 
fen und fie befamen bier und da ausdrüdliche Berwilligungen zu beftimm: 
ten, nach der damaligen Seltenheit des Geldes fehr hohen Zinfen? ).. Durch die 
Bedeutung dieſes Geldverfehrd wurden die Juden den Großen unentbehrlich, 
wie man aus den Rechten entnehmen kann, welche ihnen zugefprochen 
murden. Sie 'hatten eigene Richter und lebten nach eigenen Gefegen. 
Die Sudenvorfteher zu Mainz und Worms biegen Bifchöfe und Konfuln, 
und die von Fürften ala hohe Finanzbeamte aebrauchte Juden nannten 
fi anftatt Kammer» Knete wohl Kammer:Grafen*). Das wichtigfte 
ihrer Rechte, welches eine unfundige Gefeßgebung ihnen zugeftand und 
wodurch fie fchneller als andere zu Vermögen fommen mußten, war Die 
rücfihrlich ihrer ausgefprochene Milderung ded alten firengen Rechts gegen 
bie redlichen Beſitzet geftohlener Sachen. In weſſen Befiß eine folche ge 
funden wurde, der mußte feinen Vordermann nachmweifen, oder war felbft 
ald Dieb verdächtig umd verlor wenigftens die Sache, ohne fein Kauf: 
oder Pfandgeld wieder zu erhalten?). Diefem allgemeinen firengen Rechte 
waren auch die Juden unterworfen und mußten Gemähr leiften, gleich 
den Chriſten. Allein fhon vor Abfaffung des Magdeburger Weich— 
bilds umd des Sachfenfpiegeld bekamen fie, man weiß nicht von 
welchem Könige, noch auf welche Beranlaffung, ein günftigered Recht. 
„Nun habent fy befjer Recht erfauffet”, fagt der Schwabenfpiegel ®) 
„das habent ihn die Künig geben wider Recht, daß fy leyhent auf diebig 
„und auf raubig Gut.” Sie brauchten nichtö zu erweifen, als- daß fie 
nicht in WVerborgenem, fondern öffentlich, „bei fchönem Tag und vor 
„ihrer Thür in offener Straß,” wie der Schwabenfpiegel fagt, das Pfand 
angenommen hatten, um vor jeder Verantwortung ficher zu fein. Wurde 
dann eine bei dem Juden gefundene Sache als geftohlen erwiefen, und 
diefer hatte Zeugen für feine öffentliche Annahme verfelben, fo brauchte er 
die Sache nur gegen Erlegung des darauf gegebenen Geldes zurückzugeben, 
und verlor nur feine Zinfen, Hatte er aber heimlich gekauft, fo mußte er 
die Sache umſonſt herauögeben. Kirchengeräthefoll erjederzeit umfonft heraus: 
geben, und wenn er es verläugnet hatte, als Dieb geftraft werden, doch fo, 
daß er fich deshalb,auf einen Gewährdmann nad) gemeinem Rechte berufen 


1) Capitul, I. vom 8. 789. cap. V. v. 3. 806. cap. 12—18. 

2) Cap. 11. 

3) Zehn Procent jährlich ift die Mittelzahl noch im 14. Jahrhundert. (Mevyern, 
von ber Rechtmäßigkeit des jechiten Zinsthalers, ©. 69.); doch werden den Zu: 
ben z. B. in dem thüringifh=meißnifhen Schugbrief von 1368 noch auf ein 
Schod die Woche ein halber Grofchen zugeftanden, was nahe an 30 Fi. beträgt. 
©. über benfelben unten. 

*) Eine Urkunde von 1259 bei Meichelbeck, histor. Frising. T. UI. Cod. probat. 
p. 23, fängt an: Ego, Lublinus et frater meus Neckelo judaei, Comites 
Camerae illustris Ducis Austriae. 

») Re 2. Bud) Art. 29. und 36, Weichbild Art, 130, Schwabenfpiegel 

| ap. 161. 
*) Cap. 349 in Sentenbergs Ausgabe. 
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durfte, wenn er einenfolchen hatte. Selbft war er aber niefeinem Käufer die 
Gemähr der verkauften Sache zu leiften verbunden, wenn er nicht mollte 1), 
Die Juden- Ordnung Heinrib ded Erlaubten von Meiffen 
v. J. 12652) geht hierin noch viel weiter. Sie erläßt dem Juden die Vers 
bindfichkeit, nur öffentlich und im Beifein von Zeugen Sachen zum Pfand 
anzunehmen, und wenn nur der Jude ſchwört, daß eine Sache auf redliche 
Weiſe in feine Hände gefommen, fo darf er auch geftohlene nicht zurückgeben. 
Unter folchen Berhältniffen kamen die Kreuzzüge heran, und der Geift, 
der dieſe entftehen ließ, mußte auch die Wernichtung der Söraeliten als 
Ungläubige verbienftlich finden. An der That koſtete der erfte und zweite 
Kreuzzug taufenden der in der Mheingegend und an der Donau woh— 
nenden Juden dad eben, Die Päpfte gaben den Kreusfahrern bie 
Befugniß, Jene mit Gewalt zu Chriften zu maden, und die fich nicht 
taufen laffen wollten, umzubringen. Sie erflätten, daß die Juden den 
Chriften unterworfen feien und diefe Anficht war bald eine allgemein vers 
breitete, und wurde gewiffenhaft ins Reben geführt). Man fa fie ald bes 
weglihe® Gut an, welches, wie jeded andere Eigenthum, nah Willkür aus 
iner Hand in die andere übertragen werben fonnte. 
Friedrich IT. erflärt: quod imperialis authoritas a priscis temporibus ad 
erpetuam judaici sceleris ultionem eisdem judaeis perpetuam servitulem 
indixerit*), Und in dem Gnabenbriefe an Conrad vom Fahre 1234 heißt 
es: Omnesetsinguli judaei degentes ubique per terras nostrae jurisdietioni 
subjectas christianae legis imperii praerogativa (qua dominamus et vivi- 
mus) servi sunt nostrae camerae speciales®), Im der goldenen Bulle 
v. J. 1347 fagt Catl IV.: „Alle Juden aehören mit Leib und Gut unferer 
Kammer, und feyn in unfer Gewalt und Hände, daß wir mit unfer Mäch⸗ 
tigfeit Damit thun und laffen mögen, was wir wollen.” Die Kaifer 
aingen fo weit, fich die Herrfchaft über die Juden in der ganzen chriftlichen 
Melt anzumaßen, dies aus dem bekannten Borurtheile folgend, daß Karl 
der Große und feine Nachfolger in die Stelle und alle Rechte und Gewalt 
derrömifchen Kaifer getreten, hierdurch alfo auch. die Herrfchaft Über die Juden 
erhalten hätten. Der Schwabenfpiegel fagt died ausdrücklich cap. 146 


$.4.: Die Juden gab der König Zirus zu eigen in ded Königs Kammer, 
davor follen fie noch des Reiches Knecht ſeyn und er fol fie auch fchirmen 8).“ 








) Sadhfenfpiegel Bd. 3. Art.7. Weichbild Art. 136. Schmwabenfpiegel 
Kap. 349. 


») Fabricius, reram Misnicar, L. 1. pag. 112, hat fie aus einer Sreiberger 
Urkunde abdruden laffen. 

») Innocenz IN. fagt 1203 (c. 13. X. de Judaeisundc. 4. de jud.7.): Etsi ju- 
daeos, quos propriaculpa submisit perpetuae servituti, cum daminum eruci- 
fixerunt etc. — Rogamas igitur — Philippum, regem Francorum, 
mandanıus etiam — duciBurgundiae, etceomitissae Treoen., ut 
tales reprimant Judaeorumexcessus, ne cervicem, perpetuae sefvi- 
tutis jugo submissam, praesumant erigere, inhibemusete. — ne 
filii liberae filiis famnlentur ancillae, sed tanquam servi, a domino 
reprobati, — sesaltem per effectum operis recognoschnt 
servos illoram, quos Christi mors liberus, et illos servos 
effectit. — Quoeirca — praedictum regem etalios— ınonere, acefficaciter 
indacereprocuretis, quod judaeidecaetero nullatenusinsolescant, sedsubti- 
mure servili praetendant semper verecundiam eulpae suae. — Die vollftän- 
digſte Gefeggebung gegen fie enthält die Bulle Gregor’& XII. v. 1 Juni 1581 
c. 5. de jud. in 7. 

RAp. Lambecium L. II. de biblioth. vindoh. e. 5. p. 80. 

R Ap. Leibnit, in Prodr. cod, diplomat. No, 12. j 

) Nah dem Sachfenfpiegellib, 3, Art, find fie im Frieden des Königs. 


— 
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Den Titel „Kammerknechte“ erhielten ſie mit Rückſicht auf jenen Schutz 
zuerſt unter der Regierung Kaiſer Friedrich IL), Sie mußten als ſolche 
für das Geleite und den angeblichen Schuß befondere Abgaben an die kai— 
ferliche Kammer bei dem Regierungdantritte der Kaifer zahlen und außer 
dem jährliche Schußgelder entrichten?). Die Kaifer behaupteten dies Recht, 
Juden zu halten, ald eine Befugniß, die nur ihre ausdrüdliche Erlaubniß 
den einzelnen MReichöftänden beilegen könne und verliehen daflelbe häufig, 
Kaifer Otto I. fchenkte feine Rechte über die Juden der Domkirche in 
Magdeburg im 3. 9653). Anderen Reichöftänden bewilligten fie das ent: 
gegengefegte Recht, ihnen nie Juden aufdringen zu wollen *),. Ja ed kam 
vor, daß die. Kaifer, durch ihre Bebürfniffe veranlaßt, den Judenſchutz gleich 
einem fruchtbringenden Krongute an Stände auf. immer oder gewiffe Zeiten 
verpfändeten; fo verpfändete Kaifer KarlIV. im Jahre 1349 die Gefälle 
von feinen Kammerknechten in der Reichöftadt Frankfurt a. M. an den 
Rath derfelben gegen einen Borfhuß von 15,200 Pfund Heller 5). Er ver: 
fchrieb zugleich auf den Fall, daß die Juden inzmwilchen ſterben oder um: 
gebracht werden follten, deren Eigenthum, und verkaufte im J. 1372 
den von ihm refervirten halben Theil der Juden in der Stabt 
Frankfurt auf Wiederkauf, jedocdy mit Fortdauer des Lebensſchutzes. Aa, 
die Kaifer gingen weiter. Ed war damald unter den Großen ein Handel 
mit Land und|keuten eingeriffen, und die Juden waren zur Beichaffung der 
Seldfummen herangezogen worden, fo daß viele Fürften ihnen verfchuldet 
waren. Da gebrauchte der Kaifer die Idee feines Eigenthumrechtes über die 
Suden, um im Intereffe des eigenen Vortheild mit den Forderungen feiner 
Kammerknechte freigebig zu fein. Schon Heinrich VII. hatte died gethan; 
Ludwig IV. gab feinem getreuen Burggrafen Sohann von Nürn— 
berg im 3. 1343 eine gleiche Befreiung von Allem, was er den Suden 
ſchuldig war und fpäter dem Grafen von Würtemberg und dem 
Markgrafen Rudolph von Baden’). Spftematifh ging aber 


") Puffendorf in observ. jur. univ, Tom. I. obs. 1.6.4. Hoffmann de 
advocatia Imperatoris judaica, Sub 1749. Häberlin, Handbuch des deut: 
fhen Staatörehts. Berl. 1797. Bd. 3. ©. 158. 

2) Nach dem Regierungsantritt war das fog. Krongeld und ber Opferpfennig, von 
jedem über 12 Zahr alten Juden 1 Rthlr., von —— 1 Gulden, zu 
zahlen. Stryck, de auro coronario, Halae 1701. Löhner, de reser- 
vato Imperatoris exigendi aurum coronarium a Judaeis etiam in aliorum 
statuum imperii terris de gentibus, Altdorff1750. Hüllmann, Finanzge: 
fhichte des Mittelalters, ©. 171. 

*) ©. bie Urkunde im Maibomii scriptor. rer, german. T. I. p. 749. 

*) Ein folches den Reichsftädten Ulm und Nürnberg von Marimilian l. 
und II, bewilligtes Privilegium f. in Ayrer's oder Jung's Tractat de jure 
recip. Judaeos p. 64. 

) Kirchner's Gefhichte der Stabt Frankfurt a. M. Kranff. 1807. Thl. I. 
©. 440. Bender, ber frühere und jesige Zuftand der Jsraeliten zu Krank: 
furta. M. Kranffurt 1833. ©. 13. 

*) Sowohl die Burggrafen Albert und Johann von Nürnberg, als bie 
beiden Grafen von Würtemberg hatten eben anfehnlide Herrſchaften 
gekauft, fo daß es nicht die Noth war, welche diefe Beraubungen herbeiführten. 
In Anfehung dee Grafen von Würtemberg hatten ſich die Juden nad) 
damaliger Sitte felbft zu helfen geſucht, Kriegsleute in Sold genommen, und 
ſich damit in den Beſitz gräflicher Güter gefegt, wobei fie von ihren Mitbürgern 
der Reichsſtädte Colmar und Sclettitadt, die mit ben Grafen und 
Kittern Schwabens immer. in Fehde lagen, unterftüst wurden. „Da die Zuben,” 
fo ſchloß der Kaifer, „mit Leib und Gut „dem Reich) zu eigen verfallen feien, fo 
„könne er damit thun, handeln und fchaffen, wie er möge, fie verbrennen 
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bei dieſer Beraubung Kaifer Wentzel zu Werke, der daraus eine 
vollſtändige Finanzfpekulation für fih machte. Er befreite im J. 
1390 ganz Franken und Schwaben von Allem, was Fürften, 
Kirter und Unterthanen den Juden fchuldig waren, gegen Erlegung 
eined Theils diefer Schulden an ihn felbft. Die Stadt Nürnberg 
entrichtete ihm dafür 4000 Goldgulden, die Grafenvon Würtemberg 
5000, die Herren von Dettingen 15,000, und die Herzöge von 
Baiern gleichfald 15,000 Goldgulden ). Nur wenige Regenten machten 
eine ehrenvolle Ausnahme?). Kaifer Wentzel war der leßte, welcher feine 
Rechte über die Juden auf diefe Weife mißbrauchte; die fpäteren Kaifer ver 
ſuchten Durch regelmäßige Steuern ihren Zweck zu erreichen, mußten jedoch 
ihre behaupteten Rechte fehr bald mit den Neichöftänden theilen. Diefen 
ward dad Privilegium ded Judenſchutzes durch allgemeine Reichögefege aud« 
drüclich verliehen, wenngleich fie es faftifch, wie gezeigt, fchon viel früher 
befefien®). Zunächft erlangten daffelbe die Kurfürften *), dann Alle, welche 
vom Reiche Regalien hatten oder befonderd deshalb privilegirt waren). 
Endlich konnten auch Privatperſonen und Korporationen den Judenſchutz 
wie jedes andere niedere Regale erwerben ©). 

‚Diefr Schuß war jedoch nicht nur gegen oben und insbeſondere wie ge- 
zeigt, rückſichtlich des Vermögens, fondern auch fonft, ein unzureichender. Die 
Seiftlichkeit nährte den alten Religionshaß; die alten deutfchen Rechte, die 
den Juden günftiger waren, wurden durch die Suftinianeifhen Samm: 
lungen mit ihren tyrannifchen Verordnungen verdrängt; das Fauftrecht 
hatte nach dem Untergange der Hohenftaufen immer größere Ausdehnung 


„oder fonft tödten, bis auf eine geringe Zahl, damit nur ihres Namens Gedaͤchtniß 
„erhalten werde,” und fie müßten froh fein, wenn er ihnen bloß die Laft der ir⸗ 
difchen Güter etwas erleichterte. Spittler’s Geſchichte von Würtemberg ©. 17. 

) Spider, über die ehemalige und jesige Tage der Juden in. Deutfchland 
©. 116 ff. Ermwägt man, daß dies — nur Procente deſſen ſein konnten, 
was jene Fuͤrſten den Juden verſchuldeten, fo möchten bei der damaligen Selten: 
heit des Geldes wohl die Korderungen der Juden den größten Theil der Länder 
abforbirt haben. Diefer Umftand erklärt genügend die bald darauf folgende Ver: 
brennung der Judenan fo vielen Orten. 

2) Als den Regenten der meiffenfchen und thüringifhen Lande für fie und 
ihre Unterthanen ein folcher Vernichtungsbrief KR. Wenzels im 3. 1390 zugegan- 
gen, beriefen fie fi auf ihre von ältern deutichen Kaifern erhaltenen oberften 
Schusherrnrechteüber die Juden, und erlangten vom Kaifer eine Zurücknahme feiner 
Verfügung. Nurvon Wucher, Geſuch (d.i. Zinfen) und was überdas Hauptgut 
tommen und gewachfen fei, follte allermänniglich von den Juden frei, ledig und 
108 fein, in Anfehung des Hauptgutes aber folle alles zu der Markgräfin Katha: 
rine von Meiffen und ihrer Söhne Friedrich, Wilhelm und Georg Gewiſſen und 
guten Willen geftellt fein. Die Urkunde vom Tage St. Matthäus 1391 findet 
fich bei Horn, Leben Kf. Friedrichs des Streitbaren ©. 688. Die Juben hat» 
ten hier im J. 1368 einen neuen Schugbrief und eine Juden-Ordnung erhalten, 
welche bei Cudemwig, Relig. Manuser. T. X. p. 230 abgebrudt ift. ©. auch 

orn, Leben Friedrichs des Streitbaren ©. 899, und Schmibdtja. a. O. 
. 81. Es ift intereffant,*diefe Ordnung mit der oben angeführten von 1265 zu 
vergleichen. 

2) Ludemwig, Erläuterung der Gold:Bulle Thl. 1. ©. 853 behauptet dies mit 
vielen Andern. 

) Goldne Bulle Zit. 9. $. 2, 

9) Vergl. unten die Beftimmungen der Reichspolizei-Ordn. v. 1530 u. 1548 Tit. 20 
und von 1577 Zit. 20. $. 1. 

*, Klüber, öffentl. Recht des deutfchen Bundes 8.379. Der Grundherrfdhaft von 
3ülz in Schlefien ftand der Zudenfhus bis zum Ebd. v. 11. März 1812 zu. 

Weigel’s Beihreibung des Herzogthums Schlefien VII. ©. 116. Kaufd, 

ausführt. Nachrichten über Schlefien. Salzburg 1797. 8.7. Mehrere folder 

Verleihungen ſ. bei Pfeffinger Vitriar. illustr, T, III. p. 1276, 
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erlangt; die Juden waren reih — und fo fieht man denn vom Ende beö 
dreizehnten Jahrhunderts ab, daß die ſchon früher da gewelenen Mährchen 
eines von den Juden begangenen Mordes, eines göttlichen Befehls zu ihrer 
Ausrottung, einer von ihnen durchſtochenen blutenden Hoſtie und dergl. 
mehr genügen, um die Volkswuth gegen fie zu lenken. Beſonders aber 
geihah died, als jene furchibare Peſt in den Jahren 1348 bis 1350 alle 
aſiatiſchen und europäifchen Länder in unerhörter Weiſe verwüſtete. 
Die Meinung, ein maurifcher König in Spanien habe die Juden gewon- 
nen, um durch Vergiftung der Brunnen die Chriftenheit. auözurotten, brachte 
die allgemeinfte Verfolgung über fie. Unter den Augen der Obrigfeiten, 
ja von ihnen geleitet, wurden Hunderttaufende vom Pöbel hingemordet!). 


1) Im Elfaß war es nicht der Pöbel allein, welcher an die Brunnenvergiftung 
reed fondern der Bifhof von Straßburg und die Landeshern im 
Ifaß hielten eine Zufammentunft in Benfeld, wohin auch die Städte 
Straßburg, Freburg und Bafel ihre Abgeordneten ſchickten, aber 
erklären ließen, daß fie feine Bosheit von ihren Zuden wüßten. Der Bilcyof 
und die Grafen und Nitterfchaft befchloffen aber dennod), die Juden abzuthun. 
In Bafel ließ fid) der Rath von dem aufrührerifchen Pöbel dazu nöthigen, in 
Straßburg aber zwangen die Bünfte die drei Häupter der Stadt, ihre Aemter 
niederzulegen, und wählten einen neuenRath. Die Juden waren ſchon in der 
Judengaſſe zufammengebradht und wurden bewadt. Der neue Rath fing feine 
Berwaltung damit an, den vorigen Handwerfmeifter, weldyer verlangt hatte, daß 
die Stadt den Juden, welden fie gegen Erlegung einer Geldfumme Schuß auf 
gewiffe Fahre zugefagt hatte, auch Wort halten müfle, feines Vermögens ver: 
luftig zu erklären, einen heil für fich felbjt zu nehmen (1700 Pf., welches die 
neuen Rathsherrn unter fich felbit theilter.), und das andere feinen Kindern zu 
geben. Am nädften Sonnabend wurden die Juden, zweitaufend an 
der Zahl, auf einem hölzernen Gerüfte in ihrem Kirchhof verbrannt, Die 
fih wollten taufen laffen, ließ man leben, auch wurden viel Kinder gegen 
ihrer Eltern Willen aus dem Feuer genommen und getauft. Was man ben Zus 
ben ſchuldig war, das ward alles wette, und alle Pfaͤnder und Schuldbriefe wur: 
ben zurücigegeben, aber das baare Gut nahm der Rath) und theilte es unter die 
Handwerfe. „Das war aud das Gift, das die Juden tödtete,” fagt der 
gleichzeitige Jacob von Königshofen in feiner Eifaffer Chronik 9.296. Nach— 
dem die Sache geihehen war, ſchloſſen der Biſchof von Straßburg, und die Gras 
fen und Baronen in Schwaben und Eljaß mit den Städten einen Bund, fie 
wegen des Juden-Brandes gegen männiglich vertheidigen zu helfen. 

Aehnlic zu Bafel, Der Pobel und einige Edelleute, die früher wegen verübten 
Unfugs gegen die Juden aus der Stadt verwiejen worden, nöthigten den Rath, 
die Judenermordung gefchehen zu laffen. Auf einer Infel im Rhein baute man 
ein hölzernes Haus, worin die Juden verbrannt wurden. Daſſelbe geſchah gleich 
nachher zu Freiburg, wo man 12 der reicyften fo lange auffparte, bis man alle 
ihre Schuldner erforfhht hätte. Albert. Argentin, Chron. T. II .p. 148. 

Sn Mainz wehrten fie ſich anfänglid. Allein ihr Widerftand Eonnte nidt 
von Dauer fein, da feine Hülfe von Außen fam. Zwölftaufend wurden bier 
— oder verbrannten ſich ſelbſt. Rebdorf annal. ap. Freher. T. l. 
p. 630. 

Das legte thaten fie, ihr unvermeidliches Schidfal vor Augen fehend, an vie: 
len andern Orten, Zu Speier, Worms, Oppenheim und Frankfurt 
ſchloſſen fie fidy mit ihrer Habe in ihre Häufer und zündeten folde an. Albert, 
Argent. |. c, 

In Erfurt wohnten 3000. Juden. Als ihre Glaubensgenoffen zu Eifenad 
und allen andern thuͤringiſchen Städten erſchlagen wurden, und fie gleidhe An: 
ftalten gegen ſich bemerkten, verbrannten fie fid) felbjt in ihren Häufern. Daffelbe 
Schidfal erduldeten fie in Brabant, wo fie es mit befonderer Ergebung und 
Standhaftigkeit trugen, „Mit Freudigkeit” fagt der Ehronift, „gingen fie zum 
Sceiterhaufen, fürzten feıbit erjt ihre Kinder, dann ihre Weiber, endlich ſich 
felbft in die Klammen. Aber ihr Tod hatte eine andere Urfade, die 
Busen: nach ihren Reihthümern!” Magn, Chron, belg. ap. Pistor 
T. IH, p. 828, 
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So allgemein auch diefe Verfolgung in der Mitte ded 14. Jahrhunderts 
gewefen, fo nahmen doch fchon zu Erde deffelben viele Fürften und Städte 
wiederum die große Zahl vermögender Juden auf, die während der Geiftes- 
krankheit Karl VI. aus Frankreich vertrieben wurden!). Während des 
ganzen 14. und 15. Sahrhundertd kommen jedoch häufig Judenverfolgungen 
dur den Pöbel und Bedrückungen aller Art durch die Fürften vor?), und 
kaum verfchaffte ihnen die Befeſtigung der öffentlichen Ruhe durch die Kaifer 
Marimilian I. und Kaifer Karl V. einige Erholung, .ald auch fhon 
dia Reformation bei neuer Belebung ded religiöfen Geiſtes in ihrem Ges 
folge von Neuem die religiöfe Verfolgungsſucht heraufführte. 

Karl V. verfuchte es nämlich, ihre Lage verbeffern, und ihnen insbeſon⸗ 
dere andere Ermerböquellen außer dem Geldverkehr eröffnen, Er wollte 
durch den Schußbrief, gegeben zu Augsburg am 12. Aug. 1530, ein allges 
meines Judenrecht für ganz Deutfchland aufftelen. Kaifer Sis 
gismund hatte den Juden in den elfaffifhen Reichsſtädten eine 
gemeinfchaftliche Judenordnung ertheilt, und die Judenſchaft im übrigen 
Deurfchland hegte den Wunſch, eine gleiche fefte Verfaffung zu erhalten. 
Kaifer Karl V. ging darauf ein, beftätigte jene Artikel nicht nur für 
Eifaß, fondern gab die folgende Urkunde für das ganzeReich: „und die Ges 
mein der Jüdiſchheit allenthalben im heiligen Reich geſeſſen.“ 

Diefe Artikel beftimmten wörtlich Folgendes: 

I. „Wo man ihnen fchuldig ift, oder fürbaß fchuldig würde, Daß man ihnen 
dad nach Laut ihrer Briefe, Bürgen oder mündlichen Berfprechens richten 
und bezahlen follte, ald denn dad von guter Gewohnheit heifommen und 
gehalten ift, und welcher verkaufen, verfehen und verfümmern möge ald an« 
dere fein eigen Gut ohne allen Anfpruch und Hinderniß. 

II. Daß man ihr Leib oder Gut in Städten oder Dörfern, auf dem Felde, 
auf Straßen und auf Waffern befchirmen folle, und daß ihnen alle Straßen 
offen fein follen, und genießen und theilhaftig fein follen und mögen, das 
Chriften, Edel und Unedel theilhaftig find und genießen. 

II. Daß man auch die vorgenannten Juden und Jüdinnen mit keinerlei 
3öllen oter Sachen auf Waſſer und auf Lande befchweren folle, ausgenoms 
men der Zölle, die unfere Vorfahren Römifche Kaifer oder Könige aufgefeßt 
haben, und was daran von Alter& her Gewohnheit ift, dad man denn von 
ihnen nehmen folle, und nicht mehr in feine Weife. 

IV. Daß man auch feinen ter vorgenannten Juden, ihre Weiber oder 
Kinder zu der Zaufe dringen folle. Ä 

V. Daß fie auch in unfere und de5 Reich Kammer gehören. Darum 
ft unfere fonderliche Meinung und wollen, daß man fie, noch ihr feinen, für: 
baß mebr urtheilen oder eigen folle, wider diefe unfere Gnaden und Freis 
beiten, fondern daß man fie aus einer Stadt in die andere zu allen Zeiten 
fahren und ziehen laffen folle, ohne alle Hinderniß und Srrung. | 

VI. Daß man auch die vorgenannten Suden un® Yüdinnen meder für 
Landgerichte noch für Randfrieden, ob die wären, heifchen oder laden folle 
oder möge: fondern wer zu ihnen fämmtlich oder fonderlich zu fprechen hätte, 
daß der Recht nehmen und geben ſolle vor dem weltlichen Gericht der Städte, 
darinnen fie gefeffen find. | | 


— — — — — — — — 


1) Auch dort war dies eine Sinanzfpetulation. — „Ressource honteuse et 
usitee dela mauvaise administration des finances.‘“ IHenault 
hist, de la France. 


2) Dohm a. a. O. Thl. 3. 
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VII Und wäre es Sach, daß fie darum befchweret würden, daß das auch 
weder Kraft noch Macht haben folle. Ä 

VI. Welche Zeit dad auch gefchehe, daB ein Jude ſchwören follte, daß 
er auf Mofid Buch ſchwören möge mit ſolchen Worten: Als ihm Gott. helfe 
bei der Ehe (Bünbniß), die ihm Gott gab auf dem Berge Sinai, und nicht 
anders. 

1X. Daß man auch feinen der vorgenannten Juden und Jüdinnen meber 
an Leib oder an Gut bezeugen möge, denn mit unverfprochenen Ehriften und 
mit unverfprochenen (unbefcholtenen) Juden, die nicht feine offenbaren 
Feinde find. 

X, Daß wir auch feinen der vorgenannten Juden und Jüdinnen nie 
‚mand geben noch befcheiden follen noch wollen, weder durch Dienſt oder 
Bitt willen in feine Weife fürgebracht.“ 


Gleichzeitig wurden durch die in demfelben Jahre aufgerichtete Reichs— 
Polizei-DOrdnung v. 19. Nov. 1530 Zit. 27. die älteren ungerechten 
Geſetze gegen die Juden autdrüdlich abgefcbafft, ihnen der Wucher verboten, 
und fie auf Handwerke hingewiefen. Die betreffende Stelle beſagt!): 

„stem: Nachdem in etlichen Orten im Reich deutfcher Nation Süden, 
„die wuchern und nicht allein auf hohe Berfchreibung, Bürgen und eigene 
„Anterpfand, fondern auch auf raubliche und biebliche Güter leihen, durch 
„ſolchen Wucher fie dad gemein, arm, nothdürftig, unvorfichtig Wolf mehr 
„dann jemand genug rechnen fan, befchweren, jämmerlich und hoch verder- 
„ben: Seben, ordnen und wollen wir, daß die Juden, fo wuchern, von nies 
„mand im heiligen Reich gehaufet, gehalten, oder gehandhabt werden, daß 
„auch diefelben im Reich weder Frieden noch Geleit haben, und ihnen an 
„Leinen Gerichten um ſolche Schulden, mit mas Schein der Wucher bevedt, 
„geholfen: damit fie aber dennoch ihre Leibesnahrung haben mögen, wer 
„dann Suden bei ihm leiden will, der fol fie Doch io halten, daß fie ſich 
„des Wucherd und verbotener wucherlicher Käufe enthalten, und mit ziem— 
‚„licher (anftändiger) Handthierung und Handarbeit‘ ernähren, wie eine jede 
„Dbrigkeit daffelbige feinen Unterthanen und dem gemeinen Nutz am nübs 
„lchften und träglichften zu fein, anfehen und ermeffen würde; biermit alle 
„Breibeiten, fo gemeine Judenſchaft Dagegen hätte oder fäufiglich erlangen 
„würde, aufhebend und vernichtigend.‘ 

Durch die fpätere Reichs-Polizei Ordn. v. 1548, 1577 und durd 
den Reichsabſchied von 1551 c 78.79. 80 wurden diefe Beflimmungen 
erneuert und erweitert. In jener heißt es: Zit. 20. Kap. 2. 

„Demnad) in etlichen Orten im Reich teuticher Nation Jüden gehalten 
werben, welche nicht allein auf hohe Verfchreibungen, Bürgen und eignen 
Unterpfand, fondern auf raubliche und diebliche Güter leyhen, und alfo dur) 
ihren unmäßigen Wucher und Finang dad gemein arm norhrürffiig Volk, 
mehr, dann jemand gnug rechnen fan, beſchweren, ausfaugen, und jämmerlich 
verderben, und zu vielen böfen Thaten verurfachen: So fegen, ordnen und 
wollen Wir anfänglicb, daß fürohin niemand Süden anzunehmen, oder zu 
balten neftatt werden foD, dann denjenigen, die von Und, und dem beiligen 
Reich Regalia haben, aber infonderheit derhalben privilegist fennd. Da aber 
jemand darüber Tüten aufnehmen würde, fo follen Doch diefelben an feinem 
Ort weder Sicherheit noch Geleydt haben, Darneben von Uns ernftlich Eins 
fehend dargegen vorgenommen, und abgeichafft werden. Daß auch alle 
und jede Obrigkeit, darunter die Süden jest berührter Maaßen gefeflen, 


») Gerſtlach ers Handbuch der Reichsgeſetze Thl. X. S. 1895. 
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notkwendige und ernftliche Vorſehung thun, und ſolche billige gleiche Ord⸗ 
nung fürnehmen ſollen, damit ihre und andere frembde Unterthanen durch 
die Jiden und ihren ungöttlichen Wucher (als mit ungiemlichen Berfchreis 
bungen, Fürgen, Abnehmen de& Unterpfand, Berechnung und Etrigerung 
des monatlichen Gefudd und Wucherd der Hauptfummen oder was der 
gleihen Vervortheilungen mehr fein möchten) nicht-fo jämmerlich befchwert 
und verderbt und in dem gleiche Ordnung mit den Frembden und Heimi— 
fhen gehalten werde” 1), | 

Als auch hie und da von Neuem Bewegungen gegen die Juden ausbra⸗ 
‘hen und einzelne Fürften fie audtrieben, wie Kurfürft Johann Friedrich 
von Sahfen durch V. d. 1.Nov. 15362), gab Kaifer Karl V. den Juden 
unter dem 24. Mai 1541 ein neues Privilegium ). Der Kaiſer fagt darin: 
die gemeine Judenfchaft im Reiche und feinen erblichen Fürftenthümern, 
weiche ihm unmittelbar unterworfen und zugehörig fei, habe angezrigt, daß 
fie ungeachtet der von den Kaifern erhaltenen Privilegien an ihren Perfonen, 
Hab und Gütern in viele Wege vergewaltigt, befchmweret, beleidiget und bes 
drängt werde. Diemeil nun an ihm ſelbſt billig, daß ein jeder bei feinen 
habenden Freiheiten erlaflen und gehandhabt und darwider außerhalb gebür: 
lichen Rechtens nicht beleidigt werde, auch ihm ala römifchen Kaifer gebübre, 
Einfehens zu haben — fo verordnet er, daß die Suden bei allen ihren Pri: 
dilegien u. f. w. geſchützt und befchirmet, „und derfelben aller und jeglicher, 
„auch ihrer Hab und Güter ohne Erfenntniß des Mechtend nicht entwendet, 
„entfegt, oder Davon gebrungen werden, fondern gerubiglich dabei bleiben, 
„ob fie auch von jemand, wer der oder diefelben feien, hierwider verges 
„waltigt, oder ihrer Hab und Güter thätlicher Weife, ohne rechtliche Er— 
„kenntniß gebührlicher Orten, entfegt umd entwehrt worden, berfelben follen 
„ſie von Stund an, ohne alle Eintede, Entgelt und ohne Weigerung reflituirt 
„und eingefegt und ihnen hierzu alle gebührliche Hülfe ded Rechtens mitges 
„theilt werden. Sie follen auch in Städten, Fleden und Dör: 
„fern, darinnen fie jeßo feßhaft find, unvertrieben bleiben, 
„und ihrer Nothdurft nad) im heiligen Neich und in unfern Fürftenthümern, 
„duich Städte, Marktfleden und Dörfer zu Waſſer und Land unverfperret, . 
„frei, fiber, ohne Neuerung auf alle gewöhnliche Zölle wandeln und han: 
„deln, ohne männiglicyes Verhindern.“ | | 

Es nahmen hierauf die Reichdgerichte diefen Grundfaß, daß die Juden 
da, wo fie einmal eingenommen, nicht mehr vertrieben werden dürften, an 
und erfannten demgemäß*); im Uebrigen aber blieben die Bemühungen 
jener damaligen Gefetgebung ohne Erfolg. Die ausgebildete Zunftverfafs 
fung hinderte die Juden, fich den Handwerfen zu widmen und alle Verbote 
gegen hohe Zinfen und Beſchränkungen des Geldverfehrd gaben damals wie 
jederzeit gleichfalld nur den Beweis, daß pofitice Gefebe fchwächer find als 
die Macht der Umſtände. Auch jene Anſicht der Reichsgerichte hinderte die 
einzelnen nunmehr bereits dem Reiche faktiſch entwachſenen Landesherren 
nicht, nach Belieben mit den Juden zu verfahren, ſie bald zu vertreiben, bald 
wieder aufzunehmen. Die Reichsgeſetzgebung hörte in Beziehung ihrer auf, 
und jeder einzelne Staat gab feine befonderen Gefege nach Belieben *). 

Darin nur ift Uebereinflimmung in diefen Gefeßgebungen, daß nad) 


.— 


1) Gerſtlacher a. a. O. 

2) Abgedruckt in Rudulphi Gotha diplom. P. V. p. 254. 

) Abgedruckt bei Limnaeus Jus publ. T. IV. &. 304, 

*) Beck de juribus Judaeorum III. 5. , 

3) Es kann nicht der Zweck fein, diefe fih nunmehr in unzählige Geftaltungen 
Theil VIII. Bd.9. Die Verhältniffe ver Juden, 2 
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ihnen dem Suden fein Geburtöland nicht zugleich Vaterland war; daß fie 
nicht Bürger des Staated waren, dem fie ihre Abgaben entrichteten, fondern 
aller bürgerlichen Ehre beraubt; daß fie von allen Gewerben, vom Aderbau 
und meilt von dem Befige liegender Gründe ausgeſchloſſen, lediglich auf 
den Handel gewiefen murden, jedoch auch died nur mit drüdenden und er- 
niedrigenden Beichränkungen. 

Sie kamen durch das Geſetz vollflommen in die Stelle der indifchen 
Paria's, fo daß der in jeder und auch fittlicher Beziehung niedrigfle Chrift 
immer noch auf den Juden herabſah. 

Der Erfolg konnte nicht ausbleiben.. Ein Stamm, dem dad Gefek durch 
Jahrhunderte ſelbſt die gemeine bürgerliche Ehre genommen, der muß für 
Schande gleichgültig werden; nur der Fann Gefühl für bürgerliche Ehre ha— 
ben, der fie kennen gelernt. 

Sowar bie Lage der Juden, — gleichzeitig fürdie Staaten, in benen fie lebten, 
eine zwar felbft zugezogene aber freffende Krankheit, — als in derMitte des 
vorigen Jahrhunderts die Philofopbie aus den Büchern heraus ins Leben 
trat. Schon hatten einzelne Gelehrte mit Vorfchlägen begonnen, wie die 
Lage der Juden zu ändern!) und die gelehrte Gefelfchaft zu Bern im 
J. 1760 einen Preid auf die befte Beantwortung diefer Frage geſetzt, als 
Dohm im Sahre 1781 auftrat mit feinem Werke über die bürgerliche Ber: 
bejjerung der Juden und einen Anftoß gab, der fortgemirft hat. 

Der edle Joſeph II. war der erfte deutſche Fürſt, der diefe neue Richtungin 
feine Gefege übertrug. Vom Sabre 1781 bis 1789 erließ derfelbe mehrere Ber: 
ordnungen, deren legte den Juden volle Bürgerrechte in der Ausdehnung 
gab, daß fie alle bürgerliche Gewerbe treiben, liegende Gründe erwerben, 
alle Stufen des Adeld erwerben können und die Verbindlichkeit des Kriegs: 
dienftes mit den übrigen Bürgern theilen?). Ä 

Nächſt Defterreich war ed nur Preußen, wo die Regierung ihre Auf 
merffamfeit ernftlich auf die Lage der Suden richtete. 

Preußen war zeitig mit einem den ganzen Staat umfaffenden Gefege, wel: 
cheödie Verhältniſſe der Suden ordnete, vorangegangen 3). Es iſt died das Gen.» 
Suden:Privilegium v. 29. Sept. 1730, welchem unter Friedrich dem 
Großen das gleihumfaflende Regl. v. 17. April 1750 folgte und im Jahre 
1812, das die Juden zu Einländern und Staatsbürgern erhebende €. v. 
11. Mär, 1812, ein Geſetz, jener großen Periode würdig, die Preußen vom 
Sahre 1807 ab regenerirte. 

Die Bruft des Menfchenfreundes hebt fich und blickt mit Freuden auf diefe 
Epoche, nachdem ihm die Geſchichte achtzehn Sahrbunderte nur Fanatismus, 
Habfuht und Blut gezeigt. Wenn dieGefchichte eine Erzählung der Schand» 
thaten ded menſchlichen Geſchlechts genannt wurde, fo ift fie es ficher nirgend 
mebr als in den Annalen diefed gebrandmarften Volkes, welches nicht eine 
Bluthochzeit, fondern deren hunderte erlebt hat, nur daß man die Juden 
nicht, wie dort die Galviniften, einfad) hinmordete, fondern meift den Flam— 
mentod oder unter fonftigen ausgeſuchten Martern fterben ließ. 


bredhenden einzelnen Gefesgebungen weiter zu verfolgen. Gefesgeberifhe Weis: 
beit fucdht man in benfelben vergebens. Weber die gegenwärtigen Gefegge: 
bungen in biefen Ländern vergl. den Abſchn. V. 

I) So Böhmer im jus eceles. prot. Lib, V. Tit. 2. £. IV, Mascow de censu 
judaico, Lips. 1735. Juſti Staatswirthichaft Leipz. 1753. Thl. J. 

2) Val. Abſchn. V. diefer Einleitung. 

2) Bol. die hiftorifche Einleitung zu Abth. IE. Abfchn. 1. Und in Betreff ber in 
den Jahren 1813—1815 zum Staate gefommenen Landestheile die hiftor. Ein: 
leitungen zu.den betreff, einzeln. Abfchn. der Abth. II. 
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Bierter Abſchnitt. 

Die deutfhe Bundesgeſetzgebung rüdfichtlich der Juden. 

‚ Schon bei dem Friedenskongreß zu Raftadt gaben fich die Juden Mühe, 
in Deutfchland eine allgemeine Berbefferung ihrer Lage zu erhalten; durch 
die Auflöſung diefer Verfammlung wurden ihre Hoffnungen vereitelt, Als 
nun nach dem Srieden von Lüneville der deuticheReichdtag fich mit einer. 
neuere Vertheilung und neuen ftaatörechtlichen Einrichtungen Deutfchlands 
beihäftigte, erneuerten dieZuden ihr Bemühen, Sie übergaben eine Dent: 
ſchuft, in welcher fie ihre Anſprüche auseinanderfeßten? ). 

Praktiſche Erfolge wurden für fie jedoch erft durch die franzöfifchen 
Eroberumgen in einzelnen Theilen Deutfchlands herbeigeführt. Die. fran- 
lifche Revolution erhob die deutfchen Juden auf dem linken Ufer des Rheins 
aus Schüglingen zu Staatöbürgern; bei Gründung des Großberzog: 
thums Berg und des Königreichs Weftphalen drang diefe Emanci: 
pation tief in dad Innere Deutfchlands bis an die Preußifchen Landeögräns 
zen vor?) und es ſtellten diefelben eben fo wie die B. ded Großherzogs von 
Frankfurt v. W. Dec. 18112), die jüdiſchen Unterthanen den chriſtlichen 
gleib. Preußen folgte hierin für alle feine Länder durch das E. v. 11. März 
1812 nach. Als nun der Freiheitskrieg gekämpft war und der deutfche Bund ges 
ſchloſſen wurde, eıfannte die Bundesverfammlung die Nothmendigfeit einer 
algemeinen Veränderung bed widernatürlichen Berhältniffes der Juden zu 
den einzelnen Staat2gefelfchäften und es beftimmte nach vielfältigen Ver: 
handlungen der $. 16. der deutſchen Bundesafte v. 8. Suni 1815*): 
„Die Bundedverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine mögs 
lichſt übereinftimmende Weiſe die. bürgerliche Werbefferung der Bekenner 
des jüdifchen Glaubens in Deutfchland zu bewirken fei und wie infonderbeit 
denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen bie Uebernahme aller 
Bürgerpflichten in ven Bundesftaaten verfchafft und gefichert werden Fönne. 
Jedoch werden den Bekennern diefes Glaubens bis dahin die denfelben von 
den einzelnen Bundedftaaten bereitö eingeräumten Rechte erhalten? ).” 

Diefe Beftimmung hatte eine große Anzahl Schriften für und gegen bie 
Juden zur Folge‘); wie man jedoch fihon bei der Redafıion jener Worte 
die den Juden in denfelben bewilligte Garantie zu verfümmern ftrebte”), 





— — 


4) Die Juden in Deutſchland und deren Annahme zu Reiche: und Provinzialbürgern, 
veranlaßt durch den neuerlichen Antrag des hurböhmifchen Gefandten zu Res 
gensburg, den Juden das Bürgerrecht zu ertheilen, Heilborn 1803. Die Bitt: 
hrift der Juden findet fi in Steinbeds Patrioten abgedrudt. 

*) Bol, Thl. 1, Abth. I. Abſchn. XI. XII. XIM. 

3) Kegier. BL. Thl. 1. S. 609 ff. Auch abgedrucdt in der aftenmäßigen Darftels 
lung des Bürgerrechts der Zeraeliten in Franff, a, M. 1816. ©. 9 ff. 

) G. ©. pro 1818. Anh. ©. 143. 

) ©. auch Wiener Schlußakte von 1820 Art, 65. 

*) Bol. diefelben bei der Literatur. i 

) Bei den betreffenden Verhandlungen, die insbefondere durch Petitionen angeregt 
wären, die von Juden aus den freien Städten an den Wiener Kongreß auf Ers 
haltung der ihnen von den bisherigen Regierungen gewährten Rechte gerichtet 
wurden, zeichnete fi Preußen aus, welches darauf antrug, den ſämmt— 
lihen deutfhen Juden das Bürgerrecht zu verleihens allein Sad): 
fen, Baiern, Heffen-Darmftadt und die freien Städte waren bei den Verhand— 
lungen überhaupt dagegen, -diefen Gegenftand in die Bundes » Akte aufs 
zunehmen, und ihm dadurch einen Vorzug vor vielen andern, eben fo 
wichtigen, einzuräumen; eventuell verlangten fie befonders wegen bed Schluß: 
J—— der Landesherrſchaft ſo ſehr die Hände gebunden 
würden,” eine förmliche Abſtimmung über ben Artikel, welcher in den Entwurf 
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fo beftand denn auch der materielle allgemeine Erfolg nur darin, daß die 
Bundesverfammlung!), indem fie eine Kommiffion von fünf Mitgliedern 


und zwei Stell sertretern zur Bearbeitung eines Gutachtens über Die Ye 
liche Birbefferung der Juden erwäblte, eine Sammlung und Zufammen 


el⸗ 


lung der Geſetzaebung der einzelnen deutſchen Bundesſtaaten über die Sörae: 
liten anordnete? ), 





) 


# 


zur Bundesaktemitaufgenommenmwar. Hannover wählteftattder Reform und 
Bürgerrechte die fpäter vorgefchlagenen Worte; Berbefferung und bür: 
ger ihe Rechte, aus dem Grunde; „weil es daburd) der Beurtheilung der Regie: 
rungen überlaffen bliebe, wiefern fie nad Maßgabe der etwa eintretenden Hinz 
derniffe, die Zulaffung der Zuden zu den gedachten Bortheilen für vereinbar mit dem 
Beften des Staats erachte.”” Und auf den fchon früher (von dem Senator Schmitt) 
gemachten Antrag wurden die Worte: „in ben einzelnen Bundesſtaaten“, in bie 
Worte „von den einzelnen Bundesftaaten‘‘ verwandelt, und hierdurch ein Unter: 
ſchied gemacht zwifchen jenen Rechten, welche ben Juden fchon in früherer Zeit, und 
jenen, weiche ihnen erft in neuererBeit eingeräumt worden waren. Protokolle der 
deutfchen Bundesverfammlung v. Jahr 1816. Bd. 1: ©. 170 seq. $. 49. Da: 
her wollte die freie Stadt Frankfurt die Rechte, melde ben Zuden dafelbit durd 
bie neue Er und Schusorbnung des ehemaligen Großherzogs d. d. 
Paris den 30. Nov. 1807 (Wintopps Rhein. Bund. Bd. V. ©. 303 u. ff.) beis 
gelegt worden waren, nicht anerkennen, und behielt ſich in ihrer Verfaflunge: 
Ergänzunas:Urfunde Art. 7. noch eine anderweite Regulirung der bürgerlichen 
Rechte der Zuden vor. Verhandlungen am Bundestage über die Denkſchrift der 
ifraelitifchen Gemeinde zu Frankfurt a. M. in: Protokolle der deutichen Bundes: 
verfammluna $. 49 u. 54, B. 1. ©. 170 u. ff. u. 183. Bol. Klübers Ueber: 
fiht 2c. ©. 382 ff. 384 ff. | 

In dem Protokolle v. 3. Aug. 1820 $. 100, verglichen mit ber loco dietaturae 
gedruckten Zufammenftelluna, ebendaf. ©. 216. 


2) Protokolle der Bundesverf Bd. IX. ©. 232. 272, Bb. All ©. 96. Erörterung 


in den Wiener Minifterial-Conferenzen in den Protofollen 32. 33. v. 20. u. 23, 
Mai 1820. Jordan, Lehrb. des allgem. u. befonderen deutichen Staateredts. 
Kaffel 1831. 1. 8. 239. ©. 403. Ausführlihe Nachricht von Wiener Gongreß: 
Verhandlungen über diefen Geaenftand in Klübers Ueberfiht zc. ©. 376 fi. 
Deffelben Staatsarhiv Bd. 2. ©. 85. 

Was jedoch die Abficht des Bundes und insbeſondere die Abficht Preußens war, 
erhellt unter anderen aus dem folgenden Dokumente, welches dadurch veranlaft 
wurde, daß die fo eben erft geichaffene freie Stadt Frankfurt ven Juden die ihnen 
von dem Fürften Primas gegen Entgeld gegebene Emancipation wiederum ges 
nommen. 

Antwort des Preuß. Staatskanzlers Fuͤrſten Hardenberg an die 
Deputirten der iſraelitiſchen Gemeinde zu Frankfurt am Main. 

Auf Ihre Vorſtellung v. 12. d. M. Namens der juͤdiſchen Einwohner der 
Stadt Frankfurt a. M., nehme ich nicht Anſtand, Ihnen zu erwiedern: daß es in 
Ruͤckſicht der Gerechtfame, welche die jüdifchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
aus einem befonderen mit dem vorigen Landesherrn am 28. Dec. 1811 errichteten 
und von ihrer Seite erfüllten VBertrage geltend zu machen berechtigt find, der 
Preußischen Interceffion bei dem Gonareß gar nicht bedarf, indem dıe Verhältniffe 
der Frankfurter Zudenfchaft als geſetz- und rechtmäßig feftftehend, nicht bezweifelt 
werden können. In foweit jedoch die jüdifchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
ben Umfang ihrer bürgerlichen Rechte nody über den Vertrag mit dem vorigen 
Landesherrn hinaus zu erweitern wünfchen, erfuche ih Sie, die Beftimmuns 
gen des Kongreffes über die bürgerlihen Berhältniffe der Juden 
in Deutfhland abzuwarten, und fi dabei der dieffeitigen Uns 
terftügung um fo mehr verfichert zu halten. als Preußen burd 
ein befonderes Gele zu Gunften feiner jübifhen Unterthanen 
bereits vorgegangen ift. 

Wien den 18. Mai 1815. C. 8. 9. Hardenberg. 


An den Herrn Baruch hierfelbft. 


(Aktenmaͤßige Darftellung des Bürgerrechts der Zerarliten zu Frankf. a. M. 
Rödelheim 1816. 13. Beilage, ©. 58—60.) 
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Diefelbe bat jedoch das Recht und die Verpflihtung, darauf zu achten, 
daß die im fechzehnten Artifel der Bundesafte ven einzelnen Etaaten zur 
Ausführung überlaffenen öffentlichen Verhältniſſe in Erfüllung gebracht 
werden und muß demgemäß auf begründete Beſchwerden wegen Verlegung 
eines Durch den fechzehnten Artikel begründeten Rechts, wenn die Vorftel- 
lung an die unmittelbare Regierung feine Abhülfe gewährte, die zu deren 
Erledigung geeigneten Befchlüffe in Vollzug fegen ?). 


Fünfter Abſchnitt. 


Die neuefte Geftaltung der jüdifchen bürgerlichen und Recht 3: 
verhältniffe in den as. deutfhen und außerdeutfchen 
Ländern. 


In Folge vorſtehend gedachter Beſtimmungen und zum Theil ſchon vor« 
ber find dem Zeitgeifte gemäß in den meiften deutfchen Territorien die Ver: 
hältniffe der Juden in einer Weife regulirt worden, die einen Kortfchritt 
nicht verfennen läßt. 


In Defterreich?) hatte bereitö, wie bemerkt, das Toleranzedikt Sofeph II. 
v. 13. Mai 1781 den Juden gegen eine beflimmte Abgabe, dad Necht der 
Wahl des Wohnfiges, die nicht unbefchränkte Befugniß Handel zu treiben 
und den Zutritt zu nicht zünftigen Gemwerben, für ärztliche und Sachwalter- 
Prarid gegeben und ein Patent v. 3. Aug. 1797 normirte das in den ver: 
fhiedenen Theilen des Kaiſerſtaates mobdificirte, am günftigften in Böh— 
men3) fich geftaltende Schußverbältniß. Auf die Privatrechte hat die Ver: 
ſchiedenheit der Religinn nach dem Art. 39. de& öfterr. Givilgefeßbuches „in 
der Regel keinen Einfluß.” Die Ehe und die Zeftamente der Juden bilden 
eine Yusnahme*). 

In Bayern firirte dad E. v. 10. Juni 1813 den NRechtözuftand5). 
Die Juden haben das Indigenat, jedoch nicht das volle Staatöbürgerrecht, 
fönnen aber im Milttair Offiziere werden. Die Gewerbe find ihnen mit 
einigen Ausnahmen geltattet. Am Befis von liegenden Gründen find fie 
befchränft. Wenn leid, die Korporationen der Juden aufgehoben und fie 
der politifchen Gemeinde ihre® Wohnortes einverleibt find, fo genießen fie 
die Rechte der Gemeindemitglieder doch nur mit Ausnahme des Zutrittd zu 
ben Gemeindeämtern, j 


— —⸗ 





1) ueber die Verhandlungen, weiche am Bundestage über bie Anfprüdıe ber Frank⸗ 
furter israelitiſchen Gemeinde gevflogen wurde fv. Meyer 5 Repert. 1. 88.83 ff. 
und Klüber $. 216 und über die Anfprüce der Juden zu Luͤbeck das Protokoll 
der Bundesverf. Bd. XI. ©. 111. und Bo. Xll. ©. 63—88. 

3), Rohrer, über die juͤdiſchen Bewehner der Öfterrei bifchen Monarchie. Wien 
4804. Grafv. Barthenheim, — zur politiſchen Geſetzkunde im öfter: 

aiferftaate. Thl. 1. Wien 1821. Nr. 1. 

») = — — der Jeraeliten in Böhmen, von den aͤlteſten Zeiten 
bis zum Schluffe des Jahres 1813. Wien und Prag 1819. i : 

) Scheidlein, Handbuch; des dſterreichiſchen Privatrechts, Wien 1814. Nr. 1. 
©. 28. 29. i 

) Abaedrudt bei Buchholz, Atenftüce, die Verbeſſerung bed bürgerl. Zuſtandes 

——— Ai und Zübingen 1815. ©. 130 ff. und bei Hei⸗ 
nemann, Sammlung der die Verfaſſung der Juden betr. Geſetze ꝛc. Berlin 
1835. Bd. 1. ©. 452. Siehe auch v. Soden, der baierſche Landtag v. 1819. 
Nürnberg 1821. ©. 101—109. v. Aretin, Geſchichte der Juden in Baiern. 


Landshut 1803. 
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In Rheinbayern gilt die franzöfifche Geſetzgebung, und find die Ju— 

den dort nur durch daS faiferliche Dekr. v. 1808 beichränft i). 
Das Königreich Würtemberg erhielt dad auf mehreren Landtagen bes 
rathene Gef. v. 25. April 1828 wegen „der öffentlichen Verhältniffe der 
ißraelitifchen Glaubendgenoffen ?),” welches die Söraeliten den übrigen Un: 
terthanen in Bezug auf Rechte und Pflichten gleichftelt, ihnen insbeſondere 
alfo auch Staatd> und Ortd:Bürgerrecht giebt, ald wiffenfchaftlichen Er- 
werbszweig auch die Advofatur geftattet (Art. 23.), Ausnahmen aber, her: 
geleitet aus ber Religion und dem Hange zum Handel, beifügt). 

In dem Großherzogthum Baden wurden die Verhältniffe der Tuben be: 
reits durch dad ©. v. 13. Jan. 1809 und 25. San. 1817 regulirt?). Es 
geht ihnen die Fähigkeit ab, Vorſteher der Gemeinden zu werden, und bei 
den Wahlen der Randtagdabgeordneten können fie wählen, aber nicht ge: 
wählt werden. Sie find Ortöbürger, jedoch nicht Staatsbürger, fondern 
Schußverwandte. 


Sn Churheſſen wurden die Juden, fo weit fie zum Königreich Weſt— 
phalen kamen, im Sahr 1808 emancipirt, nach der Reftauration aber wie: 
der Schuggenoffen, die ein Schußgeld zahlen müflen. Nachdem jedoch die 
in Folge des Jahres 1830 berbeigeführte Verfaflungsurfunde vom Sabre 
1831 das Drdnen ihrer Verhältniffe im $. 30 verfprochen, erſchien das von 
Haffenpflug gegengezeichnete ©. v. 29, Oft. 1833 „zur gleichförmigen Ord— 
nung der befonderen Berhältniffe der Ssraeliten5),’ ein vortreffliches, 
durchaus freifinniged Gefeß, welches die Juden vollfommen emancipirt, 
ihnen daher auch die Beredhtigung zu den Staatäämtern verleiht und nur 
für diejenigen mit Recht die nöthigen Befchränfungens) beifügt, welche den 
Nothhandel ald Haupterwerb betreiben. 

Sm Großherzogthum Heffen-Darmftadt garantirte der Art. 15. des 
Staatögrundgefeged, daß ein Iöraelit von feinem Schußbürgerrechte, wel: 
ches feit 1824 mit feinen „befonderen Abgaben” verbunden ift, zum vollen 
Staatöbürgerrechte bei dazu würdig machenden Eigenfchaften hinauffteigen 
fönne, in welchem Falle er in Anfehung ber bürgerlichen und politifchen 
Rechte den chriftlihen Staatöbürgern gleich fleht?). 

Im Königreih Sachſen find die Söraeliten nach Art. 33. des Staats: 
grundgefeßes, welches auf die früheren Gefege zurückweiſt, noch Schußiuden, 
wenngleich diefe früheren allgemeinen Gefege, befonderd aus den Zabren 
1746 und 1772 und die für Dresden und Leipzig gegebenen befonderen 
Judenordnungen in neuerer Zeit gemildert und die Juden in Anfehung der 


1) Siehe Thl. IT. Abth. IT. Abfchn. XL. 

3) Abgebrudt bei Heinemann a. a. D. Bb. 1. ©. 460-475. 

») v. Weishaar, Handbuch des Würtembergifchen :Privatrechts. 3. Ausg. 
Stuttgart 1831. 88. 31. 49. 92—103. 

) Abgedrudt bei Buchholz a. a. D. ©. 104—129., bei Heinemann a. a. O. 

Bd. 1. ©. 476—491. Vergl. aud) die Sammlung der im Großberz. Baben in 
Bezug auf die Israel. erichienenen Geſetze. Karlsruhe 1837. Ladeburg, die 
rechtlichen Verhältniffe der Juden in Baden. Mannheim 1832. 

®) Abgedrudt im 5. Bd. des Müllerfchen Archivs der Geſetzgeb. ©. 76—87. 
Heinemann, Sammlung ıc, Bd. II. &, 241 ff. | 

®) 8. 6 des Gef. 

) Weiß, Syſtem bes Öffentl. Rechts bed Großherz. Helfen: Darmftabt. 1837. 
Thl. 1.8.1038. Ruͤhl, das gemeine deutfche Privatrecht, mit vorzüglicher Hin» 
weifung auf die befenderen Privatrechtsquellen im Großherz. Heflen-Darmftadt. 
1824. ©. 71.72. Floret, hiſtor.-krit. Darftellung der Verhandt. der Stände: 
verfamml. des Großherz. Heffen in den 3. 1820, 4821. Gießen 1822. ©. 112- 
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privatrechtlichen Verhältniffe, welche nicht vom Staatsbürgerrechte abhän- 
gen, den Chriſten gleichgeftellt find 1). 

Sm Großherzogthbum Sahfen-Weimar -giebt das ©. v. 20. Suni 
18232) den Juden ald Regel gleiche Rechte und Pflichten mit den übrigen 
Staatöunterthanen, fügt aber mannigfache Einfchräntungen bei: fie haben 
feine Iandflänpifche Rechte; das Schuggeld dauert fort); eben fo die Zus 
dengemeinde im Gegenfaße der politifben; der Beſitz liegender Gründe, die 
mit Iandftändifchen oder grundherrlichen Rechten verfehen, ift ihnen ver- 
boten 2); dagegen wird die Ehe zwifchen Chriften und Jüdinnen, Suden und 
Chriftinnen verſtattet, gegen Verfiherung, die Kinder in der chriftlichen Res 
ligion zu erziehen 5). 

In Sadhfen: Coburg: Meiningen ficht die Verord. wegen bürgerl. 
Verbefferung der Juden v. 5. San. 18116) diefelben nur ald Schutzver . 
wandte an, die ein Schußgeld zu zahlen haben, erlaubt ihnen den Ermerb 
von Grumdeigenthbum, den Betrieb aller Handwerke, befhränft aber ihre 
Niederlaffung. 

Dad Sahfen-Hildburghaufifche Edikt, die bürgerlichen Verhält« 
niffe der Suden betr., v. 11. Mai 18147), betrachtet fie als Eingeborene 
und theilt fie in bloße Schußverwandte und foldhe, die das volle Bürger⸗ 
recht befißen, leßtered von Betreibung eined Gewerbes oder des Ackerbaues 
und Genügung der Kriegöpflicht abhängig machend. Doc find auch diefe 
in der Benußung liegender Gründe, die fie erwerben dürfen, befchränft, und 
dad Staatöbürgerrecht geht nicht auf die Kinder über, wohl aber das 
DOrtöbürgerrecht. 

Sm Großherzogthum Medlenburg: Schwerin wurde den Juden 
durch die V. v. 22. Febr. 18128) ein überaus freifinniges Gefeß, welches 
fie für Einländer erflärte und ihnen gleiche bürgerliche Rechte mit den 
Chriſten gab, auch die Ehen zwifchen Chriften und Juden geftattete?), im 
Uebrigen mit dem €. v. 11. März 1812 für die Preußifchen Staaten faft 
volftändig übereinftimmte 20). 

Diefes Gefe wurde nach Beendigung des Freiheitskrieges durch 
ein „an den engern Ausfchuß von Ritter und Landſchaft“ gerichtetes 
R. v. 11. Febr. 1817 2) „auf die wiederholten und nachträglich erneuerten 





1) Haubold, Lehrbuch des Koͤnigl. fachf. Privatrecht. Leipzig 1820. 8. 112—115, 
eil, die erfte Kammer und die Zuben in Sachſen. Hanau 1837. 

2) Abgedrudt bei Heinemann, Sammlung ıc. Bd. 1. ©. 491—508. 

) 55 1 und 3 bed ©. 

1.25 1l.c. 

9 85.15. 161.c. Eine fpätere „Gottesbienftl-Orbnung” (abaedrudt bei Heiner 
mann a. a. D. ©. 265) greift zu Unrecht mehrfach in den Kultus ein. 

°) zen - Schmidt, über das Bürgerrecht der Juden in Deutſchland, 

. 134— 153. 

) Ebendaſelbſt abgedrudt S. 1856—166. Bereits das Generals Privilegium v. 
30. Dee. 1730 Batte fie zu wahren Unterthanen angenommen und ihnen ben 
freien Handel und den Beſitz liegender Gründe geftattet, was aber nicht gehalten 
wurde. (a. a. D. ©. 153--155.) 

®, Abgedrudt bei Buchholz, Aktenftüde, die Verbefferung des Zuftandes ber 
Israeliten betreffend. Stuttgart 1815. ©. 94 ff. Bei Heinemann l.c. 
Bd. ©. 508—314. " 


u ge g. xI * 

10) Diefe vollftändige Uebereinftimmung, welche fich bis auf bie Redaktion erftredt, 
läßt annehmen, daß dieſe V. unter dem Einfluffe des vierzehn Tage fpäter publis 
zirten preußifchen Edikts entftanden fei. 

1) Heinemann, Sammlung ıc. Bd. 1. ©. 514, 
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Borftellungen Unferer getreuen Ritter: und Landfchaft,“ um denfelben „eine 
thunliche Beruhigung zu gewähren,” „ſuspendirt,“ bis dahin, daß wegen 
der bürgerlichen Rechte der Juden die allgemeinen Beflimmungen von der 
Bundeöverfammlung aus erfolgen werden! u 

Ra den freien Städten batten ſich die Verbältniffe ber Juden, wie dies 
in derartigen Heinen Berhältniffen zu gehen pflegt, engherziger ald in den 
monarchifchen Staaten geitaltet. — 

Die außerdeutſchen Staaten waren, zum Theil bereits viel früher, mit 
kräftigen Schritten vorwärts gegangen. Nach dem Vorgange der nord: 
amerifanifhen Freiftaaten emancipirte Frankreich während der Re; 
volution die Juden volftändigz Belgien u. Holland erbielt die franzöſi— 
fen Geſetze. In den Niederlanden hatte ſchon das einftimmig angenom: 
mene Defretv. 2. Sept. 17962) verfügt: „Kein Jude fol von einigen Rechten 
oder Vorıheilen ausgefchloffen werden, die mit dem batavifchen Bürgerrechte 
verfnüpft find und die er zu genießen wünfchen möchte, unter der Bein: 
gung, daß er alle die Erforderniffe befige und alle die Verpflichtungen er» 
fülle, die durch die allgemeine Konftitution von jedem Burger gefordert 
werden,” und die neuefte Konftitution von 1816 fand feinen Grund, viele 
vollitändige Gleichftelung während dieſes längeren Zeitraums wiederum 
zu: befchränfen, fondern beftimmt im Art. 134: „Sämmtlichen Religiond: 
verwandten wird eine gleiche Beſchirmung gefichert. Sie genießen insge— 
fammt gleiche bürgerliche Rechte und haben gleiche Anfprühe auf Würden, 
Aemter und Bedienungen.‘ | 

In Schweden erflärte dad in fehd Paragraphen abgefaßte ©. v. 
30. uni 18383) die Juden für ſchwediſche Staatöbürger mit gleichen Red: 
ten und Pflichten wie alle andere, doch wurde die Erwerbung von Grund» 
befis auf dem Lande an die fpezielle Fönigliche Genehmigung geknüpft. In 
Kolge einer Eingabe der Aelteften der Bürgerfchaft zu Stodholm, welche 
die Beeinträchtigung ihres Gewerbebetriebes hervorhoben, wurde Durch die 
B.v. 21. Sept. 1838*) die Etablirung der Juden außırhalb Stodholm, 
Gothenburg, Norköping und Garlöfrone von fpezieller königlicher Geneh: 
migung abhängig gemacht. | 

In Dänemark hatte ſchon Chriftian IV. und deffen Nachfolger den 
Juden den Bürgerbrief ertheilt. Diefelben bekleideten fchon unter der Res 
gierung Friedrich IV. anfehnlihe Bedierungen, nur waren fie, auffallender- 
weife, von Handwerken audgefhloffen. Zu diefen verflattete fie nun dad 
E. v. 29. März 18145) und ftellte fie dadurch den Chriften vollfom- 
men gleich. 

Und Preußen?! Die Vorrede ſtellt in kurzen Bliden dar, mas feit 
1815 bei uns in diefer Richtung gefchehen und die nachfolgende Dar: 
ftelung giebt den Belag dazu. 





1) Es erſcheint in diefem letzteren Geſetze beſonders auffallend die mehrmalige Er: 
wähnung der Bundesgefeggebung, da durch daſſelbe der oben mitgetheilte& 16 der 
Bundesatte, weldher den Juden die Kortdauer ihrer beftehenden Rechte 
— offen verletzt wurde; auffallender freilich noch die Ruhe, mit welcher bie 

etreffenden Juden dieſe Verletzung ihrer Rechte ohne Anruf des Bundesſchutzes 
hingenommen. 

2) Abgedruckt bei Buchholz a. a, D. ©. 154 ff. und bei Heinemann, Samm— 
lung ıc. Bb. 1. ©. 444 ff. 
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Zweite Abtheilung. 


Statiſtiſche Verhältniſſe, die Juden im Preußiſchen Staate 
betreffend'). 


Nach der Zählung der Einwohner des Preußiſchen Staates vom Jahre 
1822 befanden fi 144,737 Juden in demſelben; ibre Zahl flieg nach 
der, Ende des Jahres 1840, veranftalteten Zählung auf 194,558, Wäh— 
send fich Die Chriften in diefem achtzehnjährinen Zeitraume um nicht ganz 
28 auf hundert vermehrten, aefchah dies bei den Juden auf nahe 36, und 
es lag diefed Ueberaewicht der Vermehrung in dem großen Unterſchiede des 
Ueberfchufjes der Gebornen über die Verftorbenen. Obgleich nämlich bei 
den Chriſten ſchon unter 25, bei den Juden dagegen erft un ter 28 gleichzeis 
tig Lebenden jährlih ein Kind acboren wurde, fo war doch die Zıhl der 
Todesfälle unter den Juden verhältnißmäßig in nod höherem Maaße Bleis 
ner, ald unter den Chriften, indem unter den leßteren ſchon von 34, unter 
den Juden aber erft von 46 gleichzeitig Kebenden jährlib Ei ner ſtarb. Es 
if hauptfächlich die Kindheit, worin die Sterblichkeit unter den Juden viel 
geringer ift, und am größten ift ver Unterichied bei den Todtgeborenen und 
den im eıflen Lebentjahre Verftorbenen, indem von hunderttaufend Neuge- 
borenen ſchon vor Vollendung de erften Lebensjahres die Chriften 20,982, 
die Juden nur 15,459 verloren. Demnätrft zeichnet ſich noch die Minder: 
zahl der Todesfälle nach Vollendung des 45. Lebensjahres bis in das fpä« 
tefte Alter aud Als Urfachen erfcheinen dort die Möglichkeit einer forafäls 
tigen mütterlihen Aufſicht, hier befonderd die Mäßigung der Juden im 
Genuffe geiftiger Getränke. Während bei Chriften fhon unter 112 gleich. 
jeifig Lebenden jährlich eine neue Ehe vorfommt, geſchah Dies bei den Zus 
den erft unter 139; deffenungeachtet ift unter der gleichen Zahl Lebender 
die Zahl der unehelichen Geburten bei den Chriften viermal größer, als 
bei den Suden 2). 

Die Zuden find in den einzelnen Provinzen des Preußifchen Staats fehr 
ungleich vertheilt. Nach der Zählung zu Ende bed Jahres 1840 wohn« 
ten deren in den Provinzen: 


1) Do... een 77,102 
ET NONDIENER aaa 26 703 
3) Rheinprovinz ....................... 26,367 
EM een 25,779 
3) 2 NEE EDENTE 13,766 
BI ROBHONG ui ass 13,747 
TI IDRIBITE einen 6,832 
DI SR een 2... 4,262 

AUS une 194,558 








) Als Quellen find die halbamtlichen Mittheilungen des Staatsrath Hoffmann in 
der Staatözeitung pro 1838 Nr. 229. 230 und pro 1842 Nr. 141. 142, fo wie 
deffen Schrift: die Bevölkerung des Preußifchen Staats (Berlin. Nicolai 1839) 
S. 81—92. benußt. 

2) In dem Kirchenjahre vom erften Abvent-Sonntage 1841 bis dahin 1842 wurben 
in Breslau 3612 Kinder geboren und zwar eheliche: 1860 evangelifche, 901 
Tatholifche und 174 jüdifhe; uneheliche: 437 evangelifche, 233 Eatholifche und 
4 jüdifches. Während alfo bei den Chriften auf 4 Kinder ein uneheliches Fam, 
tam beiden Juden auf 174 eins. Gchlefifche Zeitung 1842. Nr. 297, 
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Hierunter find diejenigen 326 mitbegriffen, welche zur Zeit der legten 
Zählung im flehenden Heere dienten. 


Es wohnten demnach beinahe zwei Künftheile aller im Preußifchen 
Staate vorhandenen Suden allein in der Provinz Pofen; etwas mehr als 
wei Fünftheile enthielten Schlefien, Preußen und die Rheinprovinz zu: 
fammengenommen, und zwar beinahe zu gleichen Theilen. Endlich war 
nicht voll ein Fünftheil derfelben, aber fehr unaleich unter die vier Pros 
vinzen Wefiphalen, Brandenburg, Pommern und Sachſen vertheilt. Den 
geringften Antheil daran hatte Sachfen, welches nur wenig über -Yas aller 
Juden des Preußifchen Staatd enthielt. Berglichen gegen die Geſammt⸗ 
zahl der Einwohner befand fih ein Zude 


in den Provinzen unter überhaupt Einwohn 
2. ı BER 16 
21 NASE RPABERTT URS YER 90 
D unseren 90 
RE +24 1.1 1.1, 101 
SI OORTEN aussen 107 
6) Brandenburg. .........ur..:.0.. — 135 
TE SWR: aueh 155 
5, RI eine 385. 

Im ganzen Staate durchfchnittlich unter............ 77 Einwohnern. 


In den einzelnen Provinzen felbft waren die Juden ebenfalls fehr ungleich 
vertheilt. Insbeſondere hatten deren 


die beiden mweftpreußifchen care N ge su... 20,105 


die beiden oftpreußifchen Regierungäbesirke.... 22.2220... 5,650 
und im Militair diefer Provinz flanden..... FEDPELPFELTELETSEHEER. >. 
Summe für die ganze Provinz .................. 25,719 
Ferner hatte 

Oberfchlefien oder der Regierungsbezirk Oppeln ............ 14,583 
Niederfchlefien in dem Regierungsbezirk Bredlauı............ 9,519 
⸗ ⸗2 s Liegnitz Boooseseeawe 2,507 

Im Militain der Provinz flanden................. — 64 
Zufammen für Schleſien...................... X—ö 


Am dichteſten wohnen die Juden überhaupt in den ſechs Regierungsbe— 
zirken, welche eine grade Linie Durchfchneidet, die von Danzig nach Ratibor 
gezogen wird; diefe find: Danzig, Marienwerder, Bromberg, Pofen, Bred: 
lau und Oppeln; und zwar bemohnen fie vornämlih in Weſipreußen den weft: 
waͤrts der MWeichiel, und in Schtefien den oſtwaͤrts der Oder belegenen Theil 
der Provinz. Die geringfte Zahl von Juden hatten unter ihren Einwoh— 
nern die Regierungsbezirte Merfeburg und Stralfund, nämlich erfterer 442, 
legterer nur 171; auch von diefen ift der größte Theil erft dort anſäſſig ge 
worden, feit die weiland fächfifchen Landestheile unter Preußifche Landes: 
boheit famen. Am Ende des Jahres 1816 hatte der Regierungsbezirk 
Merfeburg nur 169 Einwohner jüdifcher Religion. 

In nachſtehend benannten 25 Städten ded Preußiſchen Staats befan⸗ 


den fi Judengemeinden von mehr ald taufend Mitgliedern. Es wohn: 
ten in; | 
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REIEERENER ESERVERULE 6748 
eV 2 1 POS E TIERE SEER EHEN OO 6458 
I) HEBEN 5714 
4) Kempen. im Regierungsbezisf Pofen............ — 3556 
5) Liſſa ebendaſelbſt. . . ... J EEE ENGER 3466 
— 1: NSS NOLTE ORRCHAENTEN 2467 
7) Krotoszyn im Regierungsbezirk Poſen .................... 2203 
8) Inomrazlam im Regierungs bezirk Bromberg ............ 2049 
9) Ramicz im Regierungsbezirk Pofen .P.................. 1780 
10) Gnefen im Regierungsbezirk Bromberg.................. 1680 

11) Rogafen im Regierungsbezis® Poſen.. .................. 1650 
DEI EHHDIELIENE: EDERDR een 1631 
1) BEAE PDENDD 1620 
14) Bempelburg im Regierungdbezist Marienwerder ......... 1583 
15) Schwerin im Regierungdbezirk Poſen.................... 1568 
1522 
17) Filehne im Regierungsbezirk Bromberg.................. 1467 
J — 1422 
19) Wreſchen im Regierungsbezirk Poſen .P................... 1352 
A 1327 
UN: SERIE EBENDA —— 1170 
666 1155 
23) Wittkowo im Regierungsbezirk Bromberg............... 1150 
1081 
—— .. 1069 
Summe...... 56,888 


Es wohnen alfo in diefen 25 Ortögemeinden vier Dreizehntheile oder 
nicht ganz ein Drittheil der gefammien Judenfhaft ded Preußifchen 
Staats. Nur fünf derfelben befinden fi in den großen Städten Berlin, 
Bredlan, Königsberg, Danzigund Pofen; alleanderen beftehenin den Heinern 
unter ten Mittelftädten, theits felbft in Drtfchaften, welche nur zu den klei⸗ 
nen Städten gebören. Won diefen zwanzig Gemeinden befinden ſich 19 in 
der Provinz Pofen und eine an der Gränze derfelben in Weſtpreußen. 
Näachft diefen befteben 41 jüdifche Ortögemeinden von mehr ald 500, aber 
weniger ald 1000 Mitgliedern, welhe zufammengenommen 28,064 Perfos 
nen am Ende ded Sabred 1840 enthielten, alfo beinahe die Hälfte der Zahl, 
welche in den vorftehend benannten 25 größern Gemeinden lebte. Davon 
befindet fich eine in Köln am Rhein von 818 Mitgliedern, wovon jedoch 
233 in Deug wohnen, mwelched, obwohl eine eigene Ortsgemeinde bildend, 
doch jetzt wefentlic nur ald ein Zubehör von Köln anzulehen iſt. Ferner 
bat Magdeburg noch eine hierher gehörige Sudengemeinde von jedoch nur 
59 Mitgliedern. Frankfurt a.d. D., eine der anfehnlidften Mittelftädte 
des Staats, enthält 648 Juden; GroßGlogau, welches auch noch zu den 
bedeutenderen Mittelftädten zu zäblen ift, 9955 und Bonn, das einen ähn» 
liben Rang unter den Städten einnimmt, 525. — Von den übrigen hier 
ber aehörigen 36 Städten befinden ſich 25 im Großherzogthume Pofen, 7 
in Weftpreußen und 4 in Oberfchlefien. Nur wenige derfelben gehören noch 
zu den minder anfehnlichen Mittelftädten, und ed find in diefer Bezie— 
hung nur Bromberg ald Sit einer Regierung, Ratibor ald Si eined Ober» 
Landes: Gerichts, Gleiwitz ald Mittelpunkt des Oberſchleſiſchen Berg⸗ 
baus und Frauftadt im Regierungd+ Bezirk Pofen noch hervorzuheben. 
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Unter den andern find einige Ortſchaften von fo geringer Einwohnerzahl, 
daf die daſelbſt wohnende Judengemeinde über ein Drittheil und bis zur 
Hälfte ihrer gefammten Bevölkerung enthält. Auch von denjenigen im 
Stande der Städte repräfentirten Ortfchaften, worin nur zwiſchen 3—500 
Suden wohnen, befindet ſich ein großer Theil in fehr Fleinen Städten der 
Provinz Poſen. Es find diefee Ortfchaften nad) der Zählung von 1849 
überhaupt noch 48, und ed gehören davon der Provinz Polen 215 Welt: 
preußen 115 Schlefien 7; Rheinprovinz 45 Brandenburg 2; Pommern 2 
und Sachſen 1. — Hierzu gehört nur noch eine große Stadt, nämlid) 
Stettin, ferner von anfebnlihen Mittelftädten Eibing, Thorn, Halberftadt, 
Krefeld und Koblenz; letztere jedoch nur mit Zurechnung der in Thal Ehren: 
breitftein wobnenden Judenſchaft. Won den minder anfehnlichen hierher 
gehörigen Mittelftädten ift noch Brieg, Landöberg a. d. W., Prenzlom, 
Stolpe und Kulm, ferner Oppeln ald Sig der Oberfchlefifchen Regierung 
und Kreuznach in der Rheinprovinz hervorzubeben. Außerdem enthalten 
noch vier im Stande der Städte nicht repräfentirte Ortſchaften, nämlid 
Schermeiffel im Regierungsbezirk Frankfurt, Schwarza im Regierungsbe—⸗ 
zirf Erfurt, Pekelsheim im vormaligen Bisthum Paderborn, und Kerpen 
im NRegierungdbezir Köln, hierher gehörige Judengemeinden. 

Im Allgemeinen ift die Judenſchaft in der Provinz Pofen, in demjenigen 
Theile Weſtpreußens, welcher weſtwärts der Weichſel liegt, und in den vor: 
maligen Landen Kulm und Michelau, fo wie auch in Oberfchlefien oftwärts 
der Oder größtentbeild in zahlreichen Gemeinden vereinigt. Außerdem ber 
finden fich einigermaßen bedeutende Judengemeinden faft nur in großen und 
anfehnlicen Mittelftädten; die wenigen Ausnahmen hiervon find vorftehend 
namentlich angegeben. Aber auch viele der angefehenften Städte enthalten 
nur eine wenig zablreiche Judenfchaft, und felbft die vorzüglich gewerb: 
zeichen großen Städte Elberfeld, Barmen und Aachen hatten nach der lets 
ten Zäblung noch bei weitem nicht 300 Juden. unter ihren Einwohnern. 
Die zahlreiche Judenſchaft der NRheinprovinz, wohnt dem größten Theile 
nach zerfireut und vereinzelt auf dem Lande. Die Provinz Weftphalen hatte 
in Feiner ihrer Städte eine Judenſchaft von 300 Mitgliedern. Wie gering 
die Zahl der einigermaßen erhebliben Qudengemeinden in ber Provinz 
Sachſen, in Pommern und felpft in der Provin, Brandenburg ift, ergiebt 
fi aus den vorftehenden Angaben. In Niederfchlefien liegen nur no an 
der Oder feibft beträchtliche Sudengemeinden, weſtwärts derfelben und im 
ganzen fchlefifchen Gebirge, ſowie auch in der Laufig wohnen nirgend Juden 
in erheblicher Anzahl beifammen. Ebenſo bat au ganz Oftpreußen mit 
Einſchluß von Ermeland außer der anfehnlichen Judenfchaft in Königsberg 
keine Judengemeinde von auch nur 300 Mitgliedern. 
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und fonftigen Schriften f. die Einleitungen zu den einzelnen Abfchnitten der zei: 
ten Abtheilung. 
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Dur das Edikt v. 11. März 1812 wurden die Berhältniffe der Suden in 
dem damaligen Umfange der Preuß. Monarchie geregelt, wie leßterer Durch 
den Frieden zu Tilſit feftgeftelt worden warı). Durch.die Friedensfchlüffe 
v. 3. 1814 und 1815 famen an den Preußiihen Staat Theile ded Her: 
zogthums Warfchau, von Sachſen, Heffen-Darmftadt, Naffau,. Hannover, 
Dönemart, vom Königreich. Weflphalen,- Großherzogihum Berg, vom 
Sranzöfifhen Kaiferreih und vielen andern Kändern. Die ‚Verhältniffe 
der Juden in diefen neuen Landestheilen waren nach Ergebniß der folgen» 
den Abfchnitte fehr verichiedenartig geflaltet. Man nahm jedoch anfänglich 
an, daß durch die Einführung des Allg, Landrechts in den größten Theil 
diefee neuen Provinzen mit den dazu gehörigen Ergänzungen, auch da3 
€. v. 11. März 1812 mit eingeführt, und daß in der Mheinprovinz die 
betreffenden Berhältniffe möglihft bald in Uebereinſtimmung hiermit ges 
ordnet werben würden. Insbeſondere follten nach der Beftimmung des 
Zürften Staatefanzlerd Hardenberg, mitaetbeilt Durch dad Publ. der K. Reg. 
ju Potsdam?) v. 24 März. 1814, die Juden in den am linfen Elb— 
ufer belegenen Preuß. Provinzen den Unterthbanenin den übri« 
gen Preuß. Provinzen beiihrer Einwanderung in lestere völ— 
lig aleihh geachtet werden und ebenfo beftimmten die R. vom 
10. Sept. und 8. Nov. 18143), 

Allein Schon die V. v. 30. Aug. 1816, wegen Verwaltung bed Patronatd» 
Rechtes. über chriftliche Kirchen auf folchen. Gütern, die ſich im Befigtbume 
jüdifher Glaubendgenoffen befinden *), unterfchied in Betreff des Ev. v., 
11. Mär; 1812 zwiichen. den „damaligen Provinzen’ ded Staates und 
den neueren. . Bald darauf bemerkte das Cirk. R. ded Min. des J. v. 3. 
Ian, 1817 über Die Anwendung der, fib aufdie Berfaffung und 
Verwaltung beziehenden, älteren Verordnungen und Edifte 
inden wieder vereinigten und neuen Provinzen: Ä 

m ber K Reg. (zu Marienwerher) Ber. v. 28. Nov. v. 3. wird berfelben Folgendes 
— En Dear Pa 


Unter ben, das X. L. R. und die G. DO. abändernden, ergänzenden und erläutern 
den gefeglichen Verordnungen, welche, zufolge des Allerh. Pat. v. 9. deſſ. M. mit 
diefen Gefegbüchern fogleich in Kraft übergehen werden, find überall nur folche 


— — — — 


N Bgl. die naͤhere Angabe der Gränzen Abth. IT. Abſch. J. Einleitung. 

2) Churmaͤrk. A Bl1814. NE. 103. 

2) R. des Min. des J. v. AMai 1824. (Ann. VIII. &, 471.) Eben fo das 
Publ. der K. Reg. u Breslau v. 27, Sept. 1814. 

RG. ©, 1816. ©. 207. 


38 Staatsrechtl. Verhältn, d. 3. Einleitung. 


Verordnungen zu verftehen, die auf das eigentliche Civil- und Criminalrecht oder 
auf das —— Verfahren Beziehung haben. 

Die uͤbrigen, namentlich alle diejenigen Verordnungen und Edikte, welche die 
Verfaſſung oder die Verwaltung zum Gegenftande haben, können nicht anders, als 
auf vorgängige befondere Publik. und nad) fpezieller Anmweifung der betr. Din. in 
ben mit der Monarchie wieder vereinigten Provinzen und Ländertheilen zur An⸗ 
wendung gebracht werben. 

Was namentlid die St. O. v. 19. Nov. 1810 und das E. v. 11. März 1812, 
über die bürgerlichen Verhältniffe der Juden. betrifft; fo wird wegen der Mobifi- 
kation, unter welchen beide in denjenigen Theilen des Reichs, wofelbft fie bis jest 
nicht in Kraft waren, einzuführen fein dürften, erft verhandelt, und es bleibt bie 
Allerh. Entfcheidung hierüber zu gewärtigen. 

Die K. Reg. wird hiernach ermeifen; bap-Sierpiefäht beftebende Verfaffung und Ver: 
waltungsorbnung in den Landfchaften Culm, Thorn und Michelau bie auf weitere Ans 
weifung aufrecht erhalten muß. (Ann. 1. 9. 1. ©. 2.) 

Daffelbe verfügte die K.D. v. 14.Jan. 1827, betr. die Berichtigung des 
Beligtiteld Yon den zum Retabliffement der Stadt Magdeburg abgetretenen 
Domainengrundflüden, welche wörtlich disponirt: „Daß. diejenigen Ber: 
fügungen, die vor der Bekanntmachung ded G. v. f9. März 1819 über 
Domainengrundftüde in den neu oder wieder ermorbenen Provinzen von 
Mir erlaffen worden, unter den Beflimmungen dieſes G. und des A.E,R. 
nicht begriffen find, indem auch das Landrecht da, wo es in 
jene Provinzen eingeführt worden, nur über die Angelegen: 
heiten des bürgerlichen Privatrechts verbindlihe Kraft er 
langt bat ıc.?). 
Dieſer Grundfag ift nun zwar keinesweges feftgehalten worden, wie denn 
beifpielömweife die V. v. 31. März 1833 im direkten Widerfpruche hiermit 
ausſprach, daß durch Einführung ded L. R. in den Theilen von Sachſen, 
welche zum Königreich Weftphalen gehört, die dortige Verfaffung der Land: 
gemeinen aufgehoben worden und nah dem L. R. zu beurtheilen fei, ob⸗ 
gleich Hierdurch die bid dahin unabhängigen Landgemeinen in ein Abhängig 

eits Verhaͤltniß zum Patrimonial-Gerichtäheren Famen, von dem fie längft 
nicht3 mehr wußten 2), | RL. ER Ko 

Wohl aber wendete man jenen Grundfaß auf die Juden an. Es ver 
fügten demgemäß: | 

2) Das R. des Min, ded 3. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 
23. Mai 1817, daß die in Berlin einwandernden Juden aus Neuvor 
en mit den übrigen Staatöbürgern nicht gleiche Rechte genießen 

nnten 3), zen EA 5 

3) Eben fo bemerkte dad R. des Min. des 3. 2.5. Juli 1817-am bie 
K. Reg. zu Bromberg: „Wenn zwar nad) der bisherigen Verfaſſung im 
dortigen Departement ben Juden der Ankauf und Beſitz von Sandgiktern 
unterfagt ifl, und das E. v. 11. Mär; 1812 für daffelbe noch nicht zur 
Ausführung gebracht werden kann, vielmehr die Frfiftelung der ſtaatsbür⸗ 
aerlichen Verhältniffe der Tuben noch der näheren Allerh. Beftimmung Sr. 
Maj. des Königs unterworfen bleibt, fo ıc.”*). (An. I. H. 3. ©. 84.) | 

4) Dad N. des K. Min. des 3. (Köhler) an die K. Reg. in Münfter v. 
5. Sept. 1817. ef ae 


PRUFK 


1) &. ©. 1827. S. 20. Be 

») ©. ©. 1833. ©. 61. und 1835. ©. 37. Eben fo nimmt das R. d. Min. d. 
San. v. 28. April 1824 (X. VIII. &. 81.) an, daß durch Ginführung'des Land: 
rechts in die neuen Diſtrikte Weitpreußeng auch, die Gefege, welche die Wer: 
faffung ber Mennoniten. betreffen, mit eingeführtworben find. 

*) Bol. das R. bei dem Abfchnitte, VI. Abth. I... , 

*) Val, das R, vollftändig bei dem Abfchnitte Pofen, _; 
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Da die ſtaateburgerlichen Verhälthiſſe der Juden in dem neu akquirirten Provinzen 
od nich ‚feftgeftellt worden find, auch das E: v. 11. März 1812 in denfelben noch nicht 
Anwendr are werben kann; fo ift uͤberall das Prinzip aufgefiellt worden, die 
tbaltniffe der in ben neuen Provinzen ſich befindbenden Juden in eben. der Lage zu be: 
en, welcher fie bei der Okkupation angetroffen worden find, bis bie neuen allge» 
/ ninen Beftimmungen deshalb ein Anderes einführen werben. 

u eenadı ann es daher bei der nach dem Ber. der K Reg. zu Münfter v. 25. v. M. 
von dem Landes: Direktorio in Anfehung der von ber Jubenichaft des dortigen Departce 
ments zur Tilgung ihrer Gemeinde Schulden zu leiftenden Beiträge getroffenen. von 
NER. Reg. bevormworteten Einrichtung vorläufig verbleiben... (Ann, 1x3. €. 128.) 
DER. des Min. des J. (Köhler) an die K. Reg, zu Potsdam, v. 
19 Sept. 18% berief ſich demnächſt auf die Durch, das Amtsbl. der Reg. 
u Münfter befannt gemachte K. O. v. 18. Febr. 1818,, welche beftimmt, 
daß, fo lange die ftaatöbürgerlichen Verhältniffe der Juden in den neuen 
amd wieder eroberten Provinzen noch nicht geſetzlich feſtſtehen, das Ueber: 
‚eben der Suden ‚in andere Provinzen, woſelbſt eine abweichende Juden⸗ 
afjung beftebt, nicht zu geftatten fei?). (Ann, IM. 128. VIII. 471.) 
6) In Betreff der Rheinprovinzen die K. O. v. 3. März 1818, mitge: 
ss R. des Min. des J. v. 7. Zuli 1818 an die K. Reg. zu 


y 2. Reg. zu Köln wird auf Ihren, wegen der Befugniffe ber Juden zur Nieders 
lafung und zum Handel im dortigen Departement unterm 15. v. Me ierftatteten, Ber 
| 6 daß, da bie Fortdauer ber Anwendung: des Dekrets v. 
. Mir; für bie Beurtheilung ber ee ber Juden in den 
Rhein röbinzen durch die K. 8. O. d. 3. März c. ohne alle Einfhränkung und Abände: 
‚angeorbnet, worden ift, die K. Reg. genau nach ben Worten biefes Dekrets zu ver- 
nd die Genchmigung des Yufenebatts und der Niederlaffung von Juden: Fami: 
Mm lediglich von den Bedingungen abhängig zu machen hat, welche darnach vorge 
 lebrigens ift es keinem Bedenken unterworfen, daß in die Stelle ber früheren in bem 
gebachten Dekret genannten Departements-Abtheilungen gegenwärtig die Eintheilung in 
Begerungs- Departements tritt. (Ann, II. ©. 726.) | 






— E. v. 11. März 1812, die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der 
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1) Bol. über diefe K. O. die Beurtheilung Abth. MI. Abſchn. I. Kap. 1. 

Bemerkens werth ift rucfichtlich diefes wichtigen Verfaſſungsgeſetzes, welches auch 
in die Perfonen: und Kerndacne-Berhäfeniffe einer fo bedeutenden Anzahl. von 
Unterthanen eingreift, daß weber nad) ber Beſtimmung der B. 9 20: Marz 1817, 
betr, die Einführung des Staatsraths (G. ©. 1817. ©. 67.) 8. 2. a., der 
Staatsrath achört worden ift, noch auch nad) den Beftimmungen des G. v. 
5. Juni 1823 wegen, Anordnung der Provinzialftände $. 2. (©. 5. 1823. 
©. 123.) die fammtlichen Provinzial-Landtage. Mindeſtens fagt diefe X. D, 

Ä nichts hiervon, wie dies fonft üblich, wenn der Staatsrath gehört, 
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dieſes E. bei Publikation des X. 2. R: und der ©; ;D, in ben neuen und wieder erwor⸗ 

benen Provinzen, als unter den die gedachten Geſetzbuͤcher — und erlaͤutern⸗ 

den Beſtimmungen mit eingefuͤhrt worden ſeiz ſo beftimme ich ierdurch ausdruͤcklich: 
das das E. v. 11. Maͤrz 1812 nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner 
Erlaffung publigiet worden, gelten, in ben neuen und wieber,erworbenen Provinzen 
dagegen, als mit dem At. R. und der G. D, eingeführt nicht betrachtet, vielmehr 
in lesteren, bis zu weiterer gefeglicher Beſtimmung, ſich in Hinſicht der Verhältniffe 
ber Juden — nach denjenigen Vorſchriften geachtet werben foll, welche.bei ber 
Befignahme diefer Provinzen, als darin geſetzlich beftehend, vorgefunden worden 
find. (G. ©. 1830. ©. 116.). Ä | > 

9) Durch diefe Beſtimmung erfannte denn ‚aber auch inleichzeitig der 
Staat die Berechtigung der Juden auf diejenige Verfaſſung an, die 
ihnen durch frühere. Gefeßgebungen verliehin worden war. Es ſprach 
bereits: — jr A Te 

a) das R. des K. Min. des I. Erſte Abth. Köhler):e. 10. Juli 1818 
an die K. Reg. zu Erfurt ven Satz aus, daß die’ Juden in den neuen Pro⸗ 

vinzen bei ihren Rechten zu ſchützen. Ir 

Das unterzeichnete Min. kann demjenigen, was die K. Reg. zu Erfurt in Ihrem Ber. 
v. 419. Mai ce. über die Nieberlaffung einheimitfcher, nicht mit pyeußifchem Staatsbürger: 
Recht verfehener jüdifhen Glaubensgen offen fentirt bat, beitreten. - 

Da die ſtaatsburgerlichen Rechte, welche den Zuben im Preuß. Staate durch dä €. 
v. 41. März 1812 gewährt worben find, nad) ausdrücklicher Allerh. K. Beſtimmung auf 
die Juden in den neuen Provinzen nit zur Unmendung fommen follen, und erft allge: 
meine Beftimmungen wegen ihrer ftaatsbürgerlichen. Berhältniffe zu erwarten find; fo 
folgt daraus von felbft, daß zwar das. Anbringen und Einwandern fremder Juden in 
diefe neuen Provinzen nicht nachgegeben werben ann, daß aber bie bei ver Befignahme 
in den Provinzen vorgefundenen anfäfligen, ober wohnbaften und gewerbetreibenden In: 
den ganz in der Berfaffung und beiden Reiten vorläufig gefhüst und 
erhalten werden müffen, welche fie nad der früheren Verfaffung zur 
Zeit der Befisnahme hatten. | — 

Hiernach hat die K. Reg, daher auch in at Departement zu a und uͤbri⸗ 
gens die allgemeinen Beftimmungen, welche hinſichts ber ftaatsbürgerlihen Verhuͤltniſſe 
der Zuden in den neuen Provinzen werben getroffen werden, abzuwarten. 

(Ann. 1, 8.725.) : fe RE 

b) Eben fo wurden die Seitens ded Königreichs Weſtphalen verliehenen 
Rechte anerkannt durch dad R. v. 7. Mär, 18251). (Ann. IX, ©; 162.) 

c) Das R. v. 28. März 1825 bemerfte: ZZ Es 

Die jüdifchen Bewohner einer wieder oder neuerworbenen Provinz koͤnnen in ihren 
durch die beftehente, von Sr. K. Maj. bis auf weitere Anordnung beftätigte Verfaffung 
wohl bergebrachten Rechten nicht befchräntt werden, fofern nit ausnahmsweiſe gewiſſe 
Beichränkungen ausdruͤcklich vorgeſchrieben find, die aber jeden Falls auch nicht, vermoͤge 
ertenfiver Auslegung der barüber ertheilten Vorſchriften gefchärft werden dürfeh, _ 

(Ann. VIII. ©. 114.) Ä | 

10) Diefe Berechtigung, ber Juden auf Erhaltung derjenigen Rechte, 
welche ihnen ihre bisherige Verfaffung verlieh, ift denfelben garantirt: 

a) in den fämmtlichen neu und wieder erworbenen Landeötheilen durch die 
Offupationd-Patente für diefelben, in welchen Preußen ganz allgemein die 
vorgefundenen Rechte der Einwohner aarantirte. Daß diefe Garantie auch 
auf die Mechte der Juden Anwendung finde, bemerkt fehr richtig das R. des 
Min. des 3. v. 9. März 1840, welches Abth. IT. Abſchn. I. Kap. 1. 
sub II. 1. mitgetheitt if. Es find ferner | 


b) diefe Rechte für ale zum Deutfchen Bunde gehörigen Territorien?) 
garantirt durch Art. 16 der Bundesalte, welcher beftimmt: | 


1) Bol. baffelbe Abth. IT. Abſchn. I. Kap. II. sub III. | — 
») Bloß bie Provinzen Preußen und Poſen gehören nicht zu, demſelben. 
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AEs werben: ben Bekennern dieſes (jübifhen) Glaubens bis dahin, (daß 
ihnen der Genuß der bürgerlichen Rechte gleichmäßig in den Bundesſtaaten 
verfchafft wird) die denfelben von den einzelnen Bundesftaaten 
bereit3.eingeräumten Rechte erbalten.” ort 
Der Unterfchied, den einige der kleinſten Bundeöftaaten bei. Deliberis 
rung über diefen Artikel der Bundesakte darin fanden, : daß flatt.der urs 
fprünglichen Worte:. die den Juden in den einzelnen Bundesftaaten bereits 
eingeräumten. Rechte‘ — die Worte „von den Bundesſtaaten“ geſetzt 
würden.t), findet-auf den Preuß. Staat keine praftifche Anwendungs: denn, 
was bie neu erworbenen Provinzen anlangt, -fo erhielt Preußen züd: 
ſichtlich der Juden die. beſtehenden Zuflände faktiſch überall aufrecht: und 
da nach allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grundfägen. die Verfaſſung eines er 
oberten: Landes ſo lange de: jure Ffortbefteht, als fie nicht: ausdrücklich 
aufgebeben 2): ſo ſteht fchom vie faktiſche Kortvauer jener Zuftände einer 
rechtlichen Anerkennung volllommen gleich. Letztere erfolgte aber überdies 
ausdrücklich, wie gezeigt, in den Beligergreifungd: Patenten. Preußen hatte 
mithin im Jahre 1815, als der Art.16 der Bundesakte erfchien, den ſämmt⸗ 
lichen neu erworbenen Provinzen die Nechte, die fie vor der Ermwerbung 
befaßen, „‚bereit8 eingeräumt” und ed ftehen fomit diefe Verfaſſungen der 
Juden, wie fie fi in den neu erworbenen Provinzen vorfanden, unter der 
Garantie ded Deutfchen Buntes >). 

Die alten Provinzen aber anlangend, fo findet die Beſtimmung des 
Bundesgeſetz auf das von Preußen felbft gegebene €. v. 11. März 1812 
feine unzweifelhafte Anwendung, fo daß auch die den Juden aus diefem Edikte 
erwachfenen Rechte unter der gedachten Garantie ded deutfchen Bundes 
fiehen und mithin nicht mehr gefchmälert werden können. 


Dur die K. D. v. 8. Aug. 1830 zerfiel der Preuß. Staat in Beziehung 
auf die Werhältniffe der Zuden einmal in die Beftandtheile der Monarchie, 
welche leßtere in Folge des Zilfiter Friedens bildeten, für welche mithin zus 
nächſt das €. v. 11. Mai 1812 gegeben wurde, dann aber in die große 
Zohl von Zerritorien, welche durch die Friedendfchlüffe von 1814. 1815 an 
Preußen famen®). Die fonftige politifche Eintheilung Preußens in acht 
Provinzen hört in diefer Beziehung auf, von irgend einem Einfluffe zu fein, 
vielmehr ift zurüdzugehen auf die Gränzen jener Zerritorien, wie fie früher 
beftanden und e3 giebt lediglich die Verfaſſung und Geſetzgebung der frem: 
den Staaten, von welchen die einzelnen Beftandtheile an Preußen gekom⸗ 
men, die Norm ab, 

Diefe Eintheilung mußte daher im vorliegenden Werke der Darftellung 
der flaatörechtlichen Beziehungen der Juden (Th. I. ded Werkes) zum 
Grunde gelegt werden, wogegen in privatrechtlicher Beziehung (hl. II, des 
Werkes) wiederum eine andere Eintheilung ded Landes auch rüdjichtlich 
der Juden gilt, nämlich in die Provinzen, in denen dad Landrecht, in denen 
daB Franzöſiſche Hecht und in denen dad gemeine Deutfche Recht gilt. 

Allein aud in flaatdrechtlicher Beziehung war der Staat mitunter ges 





2) Bal. hierüber die allgemeine hiftorifche Einleitung &. 20. ’ 
2) Wie dies Preußen auch in Betreff der vorliegenden Frage mehrfach anerkannt. 
Bol. das R. v. 3. Jan. 1817 oben und bie übrigen bafelbft gegebenen Verord⸗ 


nungen. 
2) —* hieruͤber auch Abth. II. Abſchn. I. Kap. VI. sub II. 2. 
*) Bol. die Aufzählung derfelben bei Abth. II. Abſchn. II, 
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zwungen, von jenem atomiſtiſchen inneren Staatsrechte abzugrhen und in 
einzelnen Bezichungen Verordnungen zu geben, welche die Gränzen jener 
einzelnen akquirirten Ländertheile überſchteitend, für den ganzen Staat 
maaßgebend find. Außerdem find ſchon nach gemeinem Deutſchen Juden⸗ 
rechte eine Anzahl von Verhältniſſen ziemlich gleichartig geordnet geweſen. 
Es war daher nöthig, dieſe gemeinſamen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der 
Juden im Preuß. Staate in der folgenden erſten Abtheilung darzuſtellen, 
und es ſind hierher zur Vermeidung vieler Wiederholungen auch diejenigen 
verwieſen, in Betreff deren zwar Ausnahmen bei dem einen oder anderen 
Landestheile ſtattfinden, die jedoch ben größten Theil des Staates um: 
faſſen und daher hier am zweckmäßigſten darzuſtellen waren. In An— 
ſehung diefer Ausnahmen iſt dann auf die Darſtellung der. Verhältniſſe ar 
dachter Landestheile verwieſen. In der zweiten Abtheilung ift demnädft 
eg: der betreffenden Verhältniffe der einzeinen Landestheile ger 
ge j - sry 1197 


— | — — — 


Erfte Abtheilung. 


Staatörechtliche Werhältniffe der Juden, welche den ganzen 
Preußifhen Staat betreffen. 


——. 


Erfter Abſchnitt. 


Die Benennung der jüdifhen Glaubendgenoffen Seitens: 


Es beflimmen hierüber: | I | 

1) Das C. R. des K. Pol. Min. (in Abweſenheit ꝛc. v. Kampb) v. 
10. Oft. 181% Bezeichnung der Juden in den Pällen. 
‚ Auf Antrag, der Aelteften der hiefigen Judenſchaft erdffne ich der K. Reg., daß bei ber 
in Gemäßbeit der C. V. v. 8. v. M. in die Päffe altteftamentarifcher Glaubensgenoffen 
aufzunehmenden Bemerkung des Befiges oder Mangeld des Staatsbürger:NRechte, nie— 
mals weder bei einem Einländer noch bei einem Ausländer der Ausdruck „Jude“ oder 
„üuͤdiſch“ in ben Paͤſſen zu gebrauchen, fondern vielmehr der obgedachten C. V. unter 
Vermeidung biefer Ausdrüde dadurch nadhzuteben, daß 

1) in den Päffen der mofaifchen Glaubensgenoffen,. welche Staatsbürger find, dem 
Charakter :oder bürgerlichen. Verhältniffe des Paß-Inhaberd die Bemerkung: „und 
—— z. B. der Kaufmann und Staatsbuͤrger N. N. beigefügt; dagegen 

it 


‚3) bei denjenigen, welche nicht GStaat&bürger find, nad Maßgabe. inbivibueller Ver 
bältniffe-der Mangel des: Staatsbürger-Rechts entweder durch Wealaffung der ad 1. ge» 
daten Bemerkung zu bezeichnen — welches in der Regel bei allen denjenigen, deren 
Namen ihren mofaifhen Glauben fchon beweifen, genügen wird — oder ausdruͤcklich 
Pafle zu bemerken, daß der Paßs Inhaber nicht Staatsbürger fei. oem 

(Hoffmann, bie ftaatsbürgert. Verhältniffe ber Zuben 20. ©; 85.) . 

‚2) Für fämmtliche Landestheile ift durch die mittelſt R. v. 10. Aug. 1836 
mitgerheilte K. D. v. 19. Juni 1836, rüdfichtlih der Bezeichnungen der 
Belenner ber jüdifchen Religion in amtlichen Verhandlungen und Schriften 
und der Führung der Vornamen verordnet: 

Das K. Dberlandesgericht wird in Folge einer unterm 49. Juni db, 3. erlaffenen 
Allerh. 8. ©. ———— ſich in allen vorkommenden Verhandlungen und amtlichen 
Schriften der — der Bekenner der juͤdiſchen Religion als „moſaiſche oder alt⸗ 
teſtamentariſche Glaubensgenoſſen“ zu enthalten und ſich ſtatt deſſen, wo es auf die 
Glaubensverhaͤltniſſe ankommt, der Ausdruͤcke: Juden, oder juͤdiſche Religion, juͤ— 
diſcher Glaube u. ſ. w. zu bedienen. Durch den vorgedachten Allerh. Befehl iſt zu⸗ 
gleich die K. O. dv. 30. Nov. 1828 eingeſchaͤrft worden, worin angeordnet iſt, daß bie 
Juden keine chriſtlichen Vornamen fuͤhren und die Polizeibehoͤrden ſtreng darauf halten 
ſollen, daß dieſe Unordnung ferner nicht ſtattfinde. Wr 
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Das Kollegium hat diefe Allerh. Beftimmungen ſich zur Nachachtung dienen zu laffen, 
und Behufs deren weitere Bekanntmachung an bie Untergerichte feines Departements 
das Erforderliche zu verfügen. (Jahrb. Bd. 47. ©, 576. Gräff Bd. 1. ©. 277.) 


3) Mit Bezug auf vorftehende K. D. erging, veranlakt durch eine Ein: 
gabe des Kaufmann Meyer zu Berlin, die 8. O. v. 15. Oft. 1836. 


Aus Ihrer Eingabe v. 22. v. M., beren Anlagen hierbei zurüdgehen, habe Sch mit 
Befrembden erfehen, daß Sie den Antrag gemadıt, „daß Ich durdy ein Wort der Gnabe 
Sie und Ihre Glaubensgenoffen vor unverfchufldeter Geringfhäsung ſchützen und vor 
unverdienter Verachtung bewahren möge”, und Sie haben die Veranlaffung zu biefem 
Geſuche aus einer öffentlich bekannt gemachten Verordnung des Zuftigminifters über die 
unpaffenden Umfchreibungen des Namens Zube, und in welcher zugleich an eine frühere 
und nicht gehörig beadhtete Verordnung wegen jüdifcher Vornamen erinnert wurbe, 
welche Meiner Ordre v. 19. uni zum Grunde lag, entnommen. Sn diefer Orbre habe 
Ich den Minifterien und Behörden anbefohlen, in ihren Berichten fih, wenn von 
Zuben die Rebe fei, ber modernen vielfältigen Umfchreibungen diefer Bezeichnung zu ent» 
halten, und wenn hieraus Geringfchäsung und Verächtlichkeit in Hinficht auf Juden ges 
folgert werben follte, fo kann dabei nur böfer Wille oder Irrthum zum Grunde liegen, 
indem Ich nichts Anderes beabfichtigt habe, als diejenige Bezeichnung, welche in allen 
Gefegen und audy in dem lesteren über die bürgerlichen WVerhältniffe der Juden v. 
11. März 1812 aufgenommen worden ift, für die allein richtige zu halten, mithin aud 
für diejenige, deren fich die Minifterien und Behörden zu bedienen haben. Sie werben 
hieraus Meine Abficht, den geſetzlich beftehenden Zuftand ber Juden aufrecht zu erhalten, 
und hieraus alfo auch entnehmen, daß es gar feines crneuerten Wortes der Gnade und 
Beruhigung bedarf. Eine vorurtheilsfrei unternommene Vergleichung ber jeßigen und 
der früheren Zeiten in Bezug auf: die Verhältniife der Juden im Preuß. Staate kann 
wohl nur zum Bortbeil ber erjteren ausfchlagen, und treue Erfüllung der Unterthanens 
und Bürgerpflichten wird, zu welcher Religion fih auch die Einzelnen bekennen, von 
Mir nad) wie vor ftetö anerkannt werben. Ich verjtatte Ihnen, von diefer Ordre jeden 
beliebigen Gebrauch zu machen. Berlin, den 15. Oft. 1836. 

Kriedrih Wilhelm, 

An ben Kaufmann und Seidenwaaren:Babrikanten 

Joel Wolff Mever, bierfelbft. 
(Ann. XX. 151.) 


4) In Betreff der Adreſſen amtliher Befcheide beftimmen: 


a) Das RN. des Juſt. Min. (Mühler) v. 1. Oft. 1836. 


Ihr Schreiben v. 25. v. M. habe fo eben erhalten und kann Sie nur erfuchen, die 
Fälle anzuzeigen, wenn Gerichtsbehörben und einzelne Zuftizbeamten fich beitommen. 
laſſen follten, fich der Adreffe: „an ben Juden N. N.“ zu bedienen. Go wenig man 8 
ſich einfallen laffen kann, an den Ehriften N. N. und an den Türken N. N. zu fchreis 
ben, eben fo wenia werbe ich e8 gut beißen, fich jener Adreſſe an den Buben zu bedienen. 
Wo es auf feine Glaubensverhältniffe ankommt, da ftellt fich die Sache anders, da ift 
die Bezeihnung: „Zube, ober jüdifche Religion’’ ganz an ihrem Plage und diefer uralte 
Volksname jedenfalls ehrwuͤrdiger und treffender als der mofaifche, altteftamentarifcher 
Slaubensgenoffe, und wie die Erfindungen ber neueren Zeit alle heißen mögen, beren 
Gebrauch, weit entfernt, etwas höheres auszudruͤcken, nur verlegend ift, weil fein Zube, 
und überhaupt fein vernünftiger Menſch zugeben wird, in der Benennung Zude liege 
etwas, was man zu umfchreiben nöthig habe. Won Religionshaß kanrı überall nicht 
die Rebe fein; wer dem Glauben feiner Väter und fonft feiner religiöfen Ueberzeugung 
folgt und ein ehrlicher Mann, rechtichaffener Bürger des Staates ift, dem er angehört, 
bleibt ſtets chrenwerth, und der Eein höheres Moralprinzip anerkennt, er mag fein Chrift 
ober Zube, ift ein Mann, gegen den man weder Achtung, noch zu dem man Vertrauen 
hegen kann, und den man nur zu dulden hat, fo lange er nicht dem Arm der Gerechtigkeit 
verfällt. Berlin, den 1. Okt. 1836. | 

An ben Herrn A. M. in P. f (gez.) Mühler. 

(Heinemann a. a. D. ©. 216.) Ä 

b) Das zunächſt an die K. Reg. zu Breslau gerichtete Cirk. R. des K. 
Min. des J. u. d. 9. (v. Rochow) v. 13. Oft. 1836. 

Der dortige jübifche Kaufmann N. bat fidy unter Einreichung des ihm von ber KR. 
Reg. am 8. v. M., in Betreff des Vornamens feines Sohnes ertheilten Befcheibes 
era befchwert, daß er auf der Adreſſe diefes Befcheides mit „Jude“ bezeichnet wor⸗ 

en fei. | 
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36 muß vorausjegen, daß diefe Bezeichnung des Kaufmanns N, auf der Adreſſe der 
Tafagumg lediglich auf einem bei der Reviſion nicht bemerkten Verſehen der‘ Expedition, 
der auf einem willfürlichen Zufage der Kanzlei berube,) da es durchaus nicht gebraͤuch⸗ 
ii, auf die Adreſſen die Religion, oder auch vie Nation zu bezeichnen, weldjer ber» 
jmgg, am welchen, eine Zuſchrift gerichtet, ift, angehört, | 

DER, Reg, möge daher Ihre Bureaus anweifen, künftig dergleichen Unſchicklichkeit 
niermeiden, . (Ann, AX. &. 806.) | 


2 Zweiter Abfögnitt. 7 
das Staatdbürgerreht der Juden im Preußifhen Staate 


Die Juden haben zwar in allen Gebieten ded Preuß. Staates dad Ins 
digenat, d. h. fie werden ald Eingeborene, Staatsangehörige betrachtet; 
fe haben aber nicht auch gleichzeitig überall dad Staatdbürgerrecht, wie dies 
in ben alten Provinzen und denjenigen Landestheilen der Fall ift, wo cher 
mald die franzöfifche Gefeggebung gegolten, und muß daher in diefer Bes 
ziehung auf die einzelnen Abfchnitte: der zweiten Abth. verwiefen werden. 
Aber auch jened Indigenat, fo wie dieſes Staatöbürgerrecht, iſt fein ſolches 
in Beziehung aufden ganzen Staat, fondern es befteht nur für die einzels 
ren Territorien ?) nach ihrer früheren Begränzung, bevor diefelben an 
Preußen gekommen. Es ift nämlich dem Juden eines ſolchen Territorii zwar 
unter der gehörigen Aufficht verftattet, andere Zerritorien vorübergehend 
zu befuchen, 3. B., wie died auch den Ausländern nicht verwehrt iſt, die 
Märkte in anderen Zerritorien zu beziehen, oder ald Gefinde ſich in denfelben 
zu vermiethen, Dagegen keinesweges verftattet, fich in denfelben niederzus 
offen. Um nun diefe verbotenen Ueberſiedelungen zu verhüten, find auch die 
Rechte, die aus jener Qualität des Inländers folgen, vielfach verfümmert. 
Es werten die Mißſtände diefer glebae adscriptio, in einem wenig erweiter« 
tn Sinne ded Wortes, in einer befonderen Abtheilung 2) dargeftellt: 


Dritter Abfchnitt. 


Das Gemeinde» Bürgerrecht der Juden im Preußifhen 
Staate | 


Auch diefed Verhältniß ift verfchieden in den einzelnen Landeötheilen feft« 
geſtellt und find deshalb hierüber die einzelnen Abfchnitte der zweiten Abs, 
teilung zu vergleihen. Es beflimmt hierüber insbefondere die K. O. v. 


4. (14.) Suli 1832; 
In Hinficht der Juden bewendet es überall, wo das €. v. 11. März 1812 nicht gilt, 
is zu anderweiter gefeglicher Beftimmung, bei der jegt beftehenden Verfaſſung. 

(6. &, 1832. ©, 183.) 


Bierter Abſchnitt. 


Berechtigung zum Erwerb von Grundeigenthum und der da— 
mit verbundenen Rechte der Jurisdiktion, des Patronats und 
der Standſchaft. 


Erſtes Kapitel, 


Berechtigung zum Erwerb von Grundeigenthum Seitens der Juden 
im Preußifchen Staate. — 


Auch in dieſer Beziehung ſind die einzelnen Landestheile eina der gegen·⸗ | 


Von Provinzen ift hier, wie oben geztigt, nirgend bie Rede. 
Abthl. 3. . “Tel, 
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üͤbergeſtellt, wie die einzelnen Abſchnitte der Abtheil. II, des Näheren erge⸗ 
ben. Ueberſichtlich ift hier nur zu bemerken: R | N 

1) Denjenigen, welchen durch dad €. v. 11. März 1812 die Rechte der 
Preußiſchen Staatöbürger eriheilt find, fteht nach 99. 10 und 11. diefes 
E. frei, in Städten ſowohl ald auf dem platten Lande ſich niederzulaffen 
und Grundftücde jeder Art zu erwerben. Gie dürfen aber diefe ihre Be: 
figfähigkeit in den neuen Provinzen nicht geltend machen. 

2) Su der Rheinprovinz und den Landeötheilen, welche Beftand: 
theile des Königreichs Weſtphalen waren, find die Juden gleichfalls in 
dem Erwerbe ded Grundeigenihumd nicht befchränft, da fie Durch die fran- 
zöfifche und weftphälifche Gefeggebung in.diefer Beziehung den übrigen Un: 
terihanen ganz gleich geflellt wurden; in vier Kreifendes Reg. Bezirks ‚Mine 
den ift Dies jedoch Busch K. D. v. 20. Sept. 1836 zu ihrem Nachtheile abges 
ändert worden.  - | ee A 
3) Im Culmer und Mihelauer Kreife und der Stadt Thorn mit 
ihrem Gebiete, welche dem Herzogthum Warichau einverleibt waren, ‚folten 
fie zum Ermwerbe von Zandgütern, nach dem Dekr. v. 19. Nov. 1808. u. 23. 
Febr, 1810 unfähig fein, und zum Erwerbe von ftädrifchen Grundflüden nad 
dem R, d. Min. ded 3. d. d. Warſchau den 13. April 1815 nur in fofern 
qualificirt, als fie den Befig eines Vermögens von 40,000 Gulden poln. 
(6666 Rthlr. 20 Ser.) nachweilen, der deutfchen oder polnifchen, oder frans 

öfifchen Sprache mächtig find, ihre und ihrer Angehörigen Kinder. vom 7. 
Sahre ab in die Schule fchiden, fich Feiner äußern unterfcheidenden Abzeichen 
(Bart und Kleidung) bedienen, und zu dem zu eıwerbenden Haufe, kein 
chriſtlicher Käufer fich findet. Doch ericheinen diefe Verordnungen. nicht 
verbindlich. . Vgl. hierüber Abth. 11. Abſch. IV. | a,“ 

4) Sm Großherzogthum Pofen find nur die naturalifirten- Juden dazu 
befähiget. $. 20. 25. d. der ®. v. 11. Juni 1833. 

5) In den von Helfen: Darmfladı und Naffau abgetretenen Lan: 
beötheilen dürfen fie ed nur mit Genehmigung der Reg. erwerben. 

6) In den ehemaligen fähfifchen Provinzen und Diftrikten, insbefon: 
bere auch in der Lauſitz, find fie dazu unfähig. 

7) In Neuvorpommern und Rügen fönnen fie Grundeigenthum 
iur auf Grund befonderd ertheilter Konzeffion und in den Städten indbe: 
fondere nur mit magiftratualifcher Genehmigung adquiriren. 


Zweites Kapitel. ! 
Erwerb der mit dem Grundeigenthum verbundenen Ehrens und politifchen 
’ Rechte, Seitens der Juden. 
Einleitung.. 

Da fich aus dem erften Kap. ergeben, daß die Juden nur in getoiffen 
Landeötheilen liegende Gründe erwerben dinfen, fo verfteht ed fich von vorn 
herein, daß fie auch nur in eben diefen Landestheilen befugt fein können, die 
mit dem Grundbefige verbundenen Ehren: und politifhen Rechte auszuüben, 
inöbefondere dad mit dem Belike von Rittergütern verbundene Recht, der 
Datrimonial Gerichtöbarfeit, wo diefe noch beftent, und der damit verbunte- 
nen Polizei Surısdiftion, fo wie des Patronatd und der mit dem Befige von 
Grundeigenthum verbundenen politischen Rechte der Standfhaft, 

Allein auch in diefen Landestheilen, in denen fie Grundeigenthum befigen 
dürfen, find die für Chriften mit diefem verbundenen, oben gedachten Rechte 
den Juden meift genommen. 
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1, 
— DSDie Jurisdiktion. * 
Bol. in Betreff der Juris diktion die einzelnen Abſchnitte der zweiten 
Abtheilung. | I an 


' " 1. ⸗e * 
Das Patronat überſchtiſtliche Kirchen. 

Das L. R. beſtimmte Thl. II. Tit. 11. 8. 581 -6833. 

$. 581, Mit dem Gute zugleich aber gebt daſſelbe (das Patronat) auf jeden Beſitzer, 
ohne Unterfchied der Religionspartei, wozu er ſich bekennt, über, 

$. 582. Doch können Perfonen, welche zu einer von ber im Staate dufgenommenen 
* — chriſtlichen Religionsparteien gehoͤren, das Patronatrecht über eine Kirche 
nicht ausüben. J | | 

$. 583. Es fteht ihnen zwar frei, diefe Ausübung einem Andern während ihrer Befigs 
seit zu übertragen; bie Beiträge und Leiftungen aber, welche aus dem Patronate fließen, 
müſſen in allen dien aus den Einkünften des Guts beftritten werden. 


Diefe Beftimmungen wurden mobifizist und das betseffende Verhaͤltniß 
auch in dem Landesıheifen, in welchen nicht dad Landrecht gilt, für alle 
Zerritorien, in welchen die Juden Grundſtücke unbefchränft ererben können, 
durch die folgende Verordnung fefigeftelt. _ — 

Verordn. v. 30. Aug. 1816, wegen Verwaltung des Patronatrechts über 
chriſtiiche Kirchen auf ſolchen Gütern, die ſich im Beſitzthume jüdiſcher Glau—⸗ 
bensgenoſſen befindßen. ET ey f 
‚Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ac. 1. Thun kund 
und fügen hiermit zu wiffen: 
‚Nachdem durch Unfere Werorbn. v. 14. März 1812 den Juden in den — Pro⸗ 
vinzen Unſeres Staates, mit dem Staatsbuͤrgerrechte die uneingeſchränkte Befugniß, 
Grundſtücke zu aequiriren, extheilt iſt, und fie daher auch Grundſtücke, mit denen das 
Patronat über chriſtliche Kirchen verbunden ift, erwerbenz ſo erfordern * bei Anferti⸗ 
gung des X. L. R. nicht vorhanden geweſene Fälle eine anderweite Beſtimmung. 

Wir verordnen daher für die — wo zufolge des Gav. 11: März 181 den 
Juden bereits die unbefhränfte Befugnig, Grundftüde zu erwerben, ertheilt ift, ſo wie 
da, wo ihnen folche fünftig ertheilt werben wird, Folgendes und deklariren dadurch die 
Beftimmungen bes X. L. R. Thl. II. Tit. 11. 5%. 581—583 dahin, daß 4 

1) das auf Gütern und Grundſtücken, die fich im Beſihthum jüdiſcher Glaubensges 
noffen befinden, haftende Patronatrecht über chriftliche Kirchen, für die Beſitzzeit jüdifcher 
Erwerber und beren Benugung, fo lange gänzlich ruhe; daß daher RE > 

2) ber Pfarrer und die Kirchenbedienten, auch der Schullehrer in, evangelifchen Gemeis 
nen von der Provinzialbehörbe, und in katholiſchen von den Bifhöfen, ganz in derfelben' 
Art em werde, als ob fein Patron vorhanden ober deffen Recht auf fie Übergegans 
gen fei. j “ | 

3). Eben fo ſoll es auch Mit ber Anfficht. ber das Kirchenvermögen und mit: ber Ab: 
nahme der Kirchenrecynungen gehalten werben.- - .- SER Er ’ 

4) Die Beiträge und Leiitungen aber, zu denen der Patron verbunden ift, müffen im, 
allen Fällen aus den Einkünften bes Guts beftritten werden. a 

5) Wo das Patronat einer Kommune zuſteht, können bie juͤdiſchen Mitglieder derſel⸗ 
den an deffen Ausübung keinen Theil nehmen; fie müffen aber die damit verknüpften 
Reallaften von ihren Befigungen gleich) andern Mitgliedern ber Kommune tragen, fo wie 
fie auch als anfäßige Dorfs⸗ oder Stadtgemeinde: Mitglieder, von-ihren Grundſtücken 
gleich) andern riftlichen Beſitzern zur Srhaltung der Kirchen⸗ Syſteme beizutragen vers 
—— ſind, * dieſe ſonſt, wegen ber Anſiedelung ber jüdiſchen Staatsbuͤrger Gefahr 
aufen, einzugehen. ? LT ERBE 

Des zu Urkund ift diefe Verordn. von Uns höchſteigenhändig vollzogen und mit Unjerm 
Königl. Infiegel bedrucket worben a AR Ä 

Gegeben Berlin, den 30. Aug. 1816. KREISE TÜRE 

Friedrich Wilhelm. 


C. Fürft v. Hardenberg. v. Kircheiſen. v Shudmann, . 
(8.8. 1816, 8. 202). an nee g 
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III. 
Ständiſche Rechte der Juden im Preußiſchen Staate. 

——— ſind im Preußiſchen Staate die ſtändiſchen Rechte —— an 
den he cliß gebunden. In den Zerritorien, wo die Juden von | 
audgefchloffen —f. sub J.—, iſt ihnen mithin von vornherein auch der *— 
an der letzteren genommen. Aber auch in den Territorien, wo ihnen der Grund⸗ 
beſitz unbeſchränkt freigegeben, iſt yon obiger Konſequenz eine Ausnahme rüd⸗ 
ſichtlich der Juden gemacht. 

Es beſtimmen nämlich 1) in Betreff ber ſtändiſchen Vertretung der Mo⸗ 
vinzen bie zufolge des allgemeinen ©. v. 5. Juni 1823 wegen Anordnung 
* Dremnaialfanbe‘) —— Specialgeſetze für die einzelnen Provinzen, 
nämli 

a) dad G. v. 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzialflände für 
das Königreich (die Provinz) Preußen?), 

b) das gleiche ©. für die Mark Brandenburg und die Niedertaufig v. 
1: Zuli 1823°), 

e) daflelbe für Pommern und Rügen vom felben Datum*), 

d) daffelbe für Schlefien und die Dberlaufiß v. 27. März 18245), 

e) daffelbe für das Sroßherzogthum Pofen vom ‚nämlichen Datum®), 

N) daffelbe für die Provinz Sachſen vom nämlichen Datum’), 

B) daſſelbe für die Provinz Weftphalen vom nämlichen Datum?), 

) daffelbe für die Rheinprobingen vom nämlichen Datum’), 
in Betreff der Wählbarkeit der Abgeordneten unter den betreffenden 
— auch die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen 
irchen 

Die betreffenden Worte lauten in dem $. 5. Nr. 2 diefer Geſetze: 
„Bei der Wählbarkeit aller Stände zu Landiagd > Abgeordneten werben 
aan Bedingungen vorauögefeßt: 


I) 

m) die Gemeinfchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen.“ 

Eben ſo iſt den Juden die Berechtigung zur aktiven Wahl ge 
nommen. 

Es beftimmen hierüber die $$. 13 ber betreffenden Geſetze: 

„Bedingungen des Wahlrechts. 
„ Die vorbemerkten Bedingungen der Wählbarfeit treten auch für die Be⸗ 
„fugniß zur Wahl ein ıc."0). 

2) In Anfehung der Kommunal: 2andtage iſt von demfelben Grund: 
faße ausgegangen. 

In Sofern auf: diefen nicht, wie es die Regel, die Deputirten der Provin- 
zial-Landtäge und deren Stellvertreter erfheinen, die nach den ad 1. gege- 
benen Beftimmungen nur Chriften fein Pönnen, vielmehr befondere Pers 
fonen gewählt werden, ift auch rückſichtlich diefer ausbrüdlic die chriſtliche 


1823. ©. 129. 


— 
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‚Religion zur Bedingung gemacht. So in dem G. v. 17. Aug. 1825, betr. 


den Kommunal⸗Landtag der Kur- und Neumark 1), wo $. 4. disponirt: 


„Um auf.dem Kommunal-Landtage der Altmark 2) erfcheinen zu können, 
„witd gemeinfchaftlich für alle Stände vorausgeſetzt: e 
„Gemeinſchaft mit einer.der chriftlihen Kirchen.“ - 

3) In Anfehung der Kreiöftände beftimmen gleichmäßig: 

a) bie Kreid-Drdnung » 17. März 1828 für das Königreich Prengm?), 

b) für Brandenburg die Kr. D. für die Kur» und Neumark v. 20. Nov. 
1825 *) und für das Markgrafthum Niederlaufis v. 18! Nov. 1826°), 

c) für Pommern die Kr. D. v. 17. Aug. 18256), 

d) für Schlefien und die. Oberlaufig die Kr. DO. v. 2. Sunt 1827 7), 

e) für Pofen die Kr. D. v. 20. Dechr. 1828°°), ..: 
) für Sachen die Kr. O. v. 17. Mai 1827), Da u T) Br 
g) für Weftphalen und die Rheinprovinzen die Kr. O. v. 13. Yuli 


182710), 


in dem 8. 6. dieſer Geſetze: — Fr 

„ur perfönlihen Ausübung des Stimmrechtd auf den. Kreiötagen ift bei 
allen Ständen und geflatreten Vertretern erforderlich: i 

a) die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen.” 

4) In Betreff der Frage, ob jüdifche Rittergutäbefiger zur Uniform bei 
Ritterguröbefiger berechtiget, fprechen ſich indirekt die beiden folgenden Be: 
flimmungen aus: ee EI rue 

a) dad R. des M. ded Inn. v. 22. Jan. 1825. Ä 

Der K. Reg. wird 2c, eröffnet, daß die ben Rittergutabefigern beigelegte Uniformunter 
berfelben Maßgabe, wie vor dem Sabre 1807 von den Rittergutöbefigern ale 
folhen, ohne Ruͤckſicht auf Landſtandſchaft zu tragen ift. 

(Annal. IX. $. 25. | | 

Nach diefem R. würde dad Mecht der jüdifchen Nirtergutäbefiger zur 
Tragung der gedachten Uniform nicht zu bezweifeln fein; dagegen ift 

b) an den Minifter von Rochow folgende K. O. v. 2. Aug. 1841 er: 


gangen: ,. 


Auf Ihren Bericht v. 25. Mai d. 3. will Sch für den ganzen Umfang Meiner Mo- 


narchie den’ bürgerlichen Befigern :von Rittergütern, welche die Landſtandſchaft haben, 


unabhängig davon, ob fie zu Landtags: Abgeordneten erwählt find, für ihre Perfon und 
fo lange fie ſich im Befig der Güter befinden, das Recht zur Zragung ber ritterſchaft⸗ 
fihen Uniform verleihen. Das Recht fällt mithin fort, wo dieſe Beſitzer nicht zu Lands 
tag6-Abgeordneten wählbsr find, doc fol der zehnjährige Beſitz in diefer Beziehung 
nicht erforderlich fein. Hiernach erleidet auch die für die Provinz Weſtphalen erlafien 
V. v. 29. März 1825 eine Mobifitation. Sansſouci, d. 2. Aug. 1641. ' 
(Amts BI.) Friedrich Wilhelm. - 


Die Berechtigung, welche vorftehend der gefammten Kategorie ber bür- 
gerlihen Kittergutd-Befiger zugefprochen, war diefen bereitd dur) dad Ed. 


) G. ©. ©. 201. 
2) Auf dem der Kurmark, mit Ausſchluß der Altmark, und auf dem ber Neumark er: 
fcheinen die Abgeordneten für den Prov. Landtag. Eben fo nad) ber B. v. 18. 
Nov. 1826 auf dem Komm, Landtage ber Niederstaufis. (G. ©. ©. 110.) 
6. ©. ©. 1828. ©. 34. | 
45 6. S. 1825. ©. 133, 


8. 8. 1827. ©. 71. 
2) G. ©. 1829. ©. 3. 
9) 6G. ©. 1827. ©. 54. | a 
10) &. &..1827. ©. 117. as ET SIRFLI 
Thl. VIII. Bo.a. Die Berhältniffe ber Juren. 4 
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v 9. Dftober 1807: gegeben, welches am betreffenden Orte wörtlich ſagt: 
„Die: biöher durch den’ perfünlichen Stand des Beſitzers begründete‘ 
Einfhränkung und Suspenſion gewiffer gutöherrlicher Rechte fällt ganz: 
lich weg.“ 

Da nun dad R. ded Min. ded Inn. v. 22. Ian. 1825 (sub a) aners 
kennt, daß vor 1807 die Rittergutsbeſitzer, damals nur :der Adel, bie Uni: 
form ohne Rückſicht auf Standichaft hatte, welche in der That auch dem We: 
ſen nach damals nicht mehr eriflizte, mithin nicht influiren konnte, fo mußte 
fchon vom 9. Oft, 1807 ab den bürgerlichen Rittergutöbefigern gleichfalls dies 
Recht zuftehen. DEE. PL; 

In fo weit enthält mithin diefe Kabinets-Order Feine Aenderung der 
beftehenden Nechtöverhältniffe; dagegen würde eine folche in ihrliegen, wenn 
man fie auf die jüdifchen Rittergut. Befiger anwenden wollte, Diefe find, 
wie oben gezeigt, zu Landtags⸗Abgeordneten nicht wählbar und ſomit würde 
ihnen das Recht, die ritterſchaftliche Uniform zu tragen, ein Recht, welches ſie 
bis dahin ausgeübt haben *), durch obige Kabinets-Order entzogen werden. 
In dieſer Beziehung aber würde der Leuteren die Beſtimmung des Art. 16 
der deutſchen Bundesakte — vergl. denfelben S. 19. — enitgegenftehen. 


Fünfter Abfchnitt. 


Berehtigung und Berpflihtung der Juden zum Staat: 
i bienfle im Preuß. Staate. 


Erſtes Kapitel, 
Der Civil: Staatdienft. 


Die Verhältniffe find auch in diefer Beziehung nicht "gleichmäßig geord⸗ 
net, indem die Juden in den weftlichen Provinzen, foweit dafclbft die fran: 
zoͤſiſche Geſetzgebung gegolten, wie die dort gegebene Darftelung zeigt, 
ein Necht auf den Staatödienft haben, dad ihnen die Gefeßgebung der übrt: 

en Zerritorien zur Beit noch verweigert. Vergl. Abth. IL Abſchn. 1. 


ap. 6. 

In dem R. des Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Ultenftein) v. 30. Aug. 
1835 ift Erſteres nicht anerfannt, indem daffelbe an ſämmtliche Königl, 
wiffenfchaftlihe Früfungs: Kommilffionen gerichtet, wie folgt, beſtimmt: 

* Der K. wiffenfchaftliden Prüfungs: Kommilffion wird auf die Anfrage v. 20. Zuli 
8,8. hierduͤrch eröffnet, wie es feinem Bedenken unterliegt, daß diefelbe auch die für In: 
länder zu achtenden Schulamtskandidaten mofaifchen Glaubens zur Prüfung pro facul- 
tate docendi unter den in dem Regl. v. 20. April 1831 gefeglich vorgefchriebenen Bes 
dingungen zulaſſen kann, wobei es ſich von felbft verfteht, daß in der mit ihnen vorzus 
nehmenden Prüfung die hriftliche Theologie nicht in den Kreis der Prüfungsgegenjtände 

u ziehen ift. Jedoch hat die K. wiffenfchaftlihe Prüfungs-Kommiffion allen folchen 
—* zur Prüfung pro facultate docendi meldenden Kandidaten moſaiſchen Glaubens 
ſogleich zu eröffnen, daß fie in Folge der Allerh K. O. v. 14. Dec. 1821 weber zur Ab: 
haltung des geſetzlich vorgeichriebenen Probejahrs, noch zur Anftellung im Lehrfadje zu: 
gelaffen werden konnen. (Ann. XIX, ©. 732.) 

Die in der Abth. II. Abſchnitt XI. gegebene Darftellung zeigt jedoch, Daß 


—— 











*) Auf dem Balle, welchen die Schlefifche Ritterfhaft Sr. Maj. dem Könige am 
23. Suli 1841 gab, erſchienen mehrere jüdifche Rittergutöbefiger in Uniform. 
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diefe Generalifirung der K. D. v. 18. Aug. 1822 auf einem Mißverfländ- 
niffe beruht, da lestere fid nur auf dad €. v. 11. März 1812 bezieht, und 
nirgend allgemein die Unfähigkeit der Juden zu Öffentlichen Aemtern aus: 


gefprochen iſt. 


Zweites Kapitel. 
Der Militairdienft. 


Einleitung. 

Die Anficht, daß die Juden zum Kriegädienft unfähig wären, war früher 
fo feft eingewurzelt, daß Niemand daran k — wagte; ein Gelehrter 
wie Michaelis!) bewies mit zahlreichen nden, daß ed fo fein müſſe, 
und allenthalben lieg man die Juden vom Kriegödienft frei. 

Sm Jahre 1812 erhob Preußen die Juden zu Staatäbürgern und im fols 
genden Sahre Fämpfen fie für dad ihnen gegebene Vaterland gleich allen 
andern Preufen 2). 

Auf diefe Weife waren die früheren Vorurtheile durch die That behoben, 
die theild aus ihrem Mangel an perfönlichem Muthe, theil® aus ihren hin« 
dernden Ritualgefegen hergenommen waren). 


- 


) In feiner gegen Dohm gerichteten Schrift. 

2) Die merkwürdige geiftige Elafticität diefes Stammes zeigte fich hier, wie in frü: 
heren Fällen. Ihre Verächtlichteit hörte auf, fobald man aufhörte, fie verächt: 
lich zu behandeln. Das ©. v. 9. Febr, 1813 (G. ©. 1813 ©. 13) rief das ge: 
fammte Volk zu den Waffen und machte hinfichtlich der Juden keine Ausnahme. 
„Zhatfache ift es,” fagt Buchholz in den Aktenſtücken, die Verbefferung des 
bürgerl. Buftandes der Israeliten betreffend, Stuttgart und Zübingen, 1815, 
©. 30, „Thatſache ift es, daß die Söhne der wohlhabendften jüdifchen Familien 
in ben Hauptftäbten mit dem Beifpiele freiwilliger Ergreifung der Waffen voran: 
gan, und Alle mit eben der Ausdauer, eben ber Treue, wie andere Staats: 

ürger fochten und bluteten. Thatſache ift es, daß jüdifche Aerzte und Wund— 
ärzte ihr Leben den Gefahren der Hospitäler ausfesten, und als heilige Opfer 
fielen. Thatſache ift es, daß jüdische Frauen und Mädchen Feine Anftrengungen, 
feine Gefahren fheuten, um den Verwundeten Troſt und Hülfe angedeihen zu 
laffen. Thatſache ift es endlih, daß alle israelitifhen Bürger durch die zahl: 
reichften freiwilligen Geldopfer Beweife der Anhänglichkeit an König und Vater: 
er gaben.” Beifpiele ähnlicher Art führt derfelbe Schriftfteller a. a, O. mehrs 
ad) an, 

2) Lesteres wurde ungeachtet fortgefester Proteftationen der jüdiſchen Rabbiner an« 
Penn Noch neuerdings ijt hierüber eine befondere Schrift erfchienen: Rabs 

iniſches Gutachten über Militairpflichtigkeit der Juden von Dr, Abraham Geis 
ger, Rabbiner in Breslau. Breslau, 1842. Diefelbe fcheint hervorgerufen 
durch die Geite52 gegebene K,O.v. 14. März 1842 und wurde auf das Verlangen 
bes Obervorfteherfollegiums der Breslauer Qudengemeinde abgefaßt. (Wal. Schle⸗ 
fifhe Zeitung, 1842, Nr. 143. Beilage.) Des Verfaffers Erörterungen refumis 
ren fich in folgenden Hauptfägen: 1) die Gefhichte fpridyt unmiberleglich dafür, 
daß die Juden zu allen Zeiten und in allen Ländern ohne irgend einen Gewiffenss 
ferupel Kriegspdienfte geleiftet haben, und wo es nicht gefchah, war es von den 
Staaten felbft, welche die Zuden wider deren Willen vom Kriegsdienfte auss 
fhhloffen, fo angeordnet. 2) Im jüdifchen Staate waren in beiden Arten des 
Krieges nach rabbinifchen Gefichtspunfte, dem pflihtmäßigen und freiwilligen, 
alle fonft geltenden Gefege, aud) die ber Sabbath und verbotene Speifen aufges 
hoben, fobald ber Kriegszuftand deren Verlegung mit ſich führte. 3) Diele Guss 
penfion wurde aud auf alle Vorbereitungen und alle Handlungen‘ zu Abwehr 
künftiger Gefahr auögebehnt. 4) Der heutige Staat legt als das jüdiſche Water: 
land diefelben Pflichten auf, wie der ehemalige jüdifhe. 5) In ihm fallen felbft 
jene wenigen Beichränfungen weg, welche im jüdiſchen Staate bei Eroberungs: 
Kriegen galten; der Einzelne hat ber Pflicht der Vertheidigung alles andere 
nadzufegen, fein Leben, feinen Heerd, feine Familie, feinen Wohlftand gegen 
feindliche Angriffe zu wahren, folhen Angriffen zuvorzufommen, alfo an ben 
j %* 
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Deffenungeachtet fcheint man in neuefter Zeit. auf frühere Ideen zurüd, 
zufommen, wie die folgende K. O. v. 14. März 1842 ergiebt. 

Wenn die Xelteften der jüdifchen Gemeinde zu Magdeburg in der Borftellung v. 22. 
v. M. den Eintritt in den Militairbienft als ein den Juden zuftchendes Recht in An: 
fprud) nehmen, fo eröffne ich denfelben, daß es niemals in Ybfidt gewefen ift, den Juden 
den freiwilligen Eintritt in den Militairdienft zu verfagen, wodurch ihre Befugniß zur 
Zheilnahme an dem ehrenvollen Beruf der Landeövertheidigung jedenfalls unverſchraͤnkt 
bleiben wird. Was aber die Pflicht der Juden zum Militairdienfte für die Zukunft be: 
trifft, fo muß die Beftimmung darüber bis nad) Beendigung der von mir angeordneten 
Berathungen über die Regulirung ber bürgerlichen Verhältniffe der Juden ausgefegt 
bleiben. Friedrich Wilhelm. 

An die Xelteften der jüdiichen Gemeinde zu Magdeburg. 

Es ift in Beziehung auf diefe Angelegenheit bemerkenswerth, daß ben 
Suden die Berechtigung refp. Verpflichtung zum Militairdienft wider ihren 
Willen in einem großen Theile det Staates nicht entzogen werden könnte, 
ohne dem in der hiftorifchen Einleitung S. 20 gegebenen Artikel 16 
der deutichen Bundedafte entgegen zu handeln. Der Art. 16 be 
flimmt, daß den Juden die denfelben von ben einzelnen Bunbedftaaten be: 
reits eingeräumten Rechte erhalten werden müſſen. Nun beftimmen aber 
für die alten Provinzen die 99. 15. u. 16 des E. v. 11. März 1812, daß 
die Juden gehalten, alle den Chriften gegen den Staat obliegende Pflichten 
gleichfalls zu erfüllen und daß fie inöbefonvere gleich den Chıiften der Milis 
tairKonffription unterworfen. Eben fo find die Juden in den Provinzen, 
die zu Frarkreih, zum Königreid) Weftphalen und zum Großherzogtbum 
Berg gehört, in diefer Beziehung den Chriften vollkommen gleichgeftellt. 

Dad Recht der Juden, gleich den Ehriften zum Militairdienft angezogen 
zu werden, fteht mithin in allen diefen Provinzen, foweit fie zum deutfchen 
Bunde gehören !), unter der Garantie des deutichen Bundes, 

Es kann hiergegen keinesweges eingewendet werden, daß man nicht von 
einer Berechtigung auf eine Pflicht fprechen Fönne, vielmehr wird der Megel 
nach die Pflicht zu einerkeiftung auch die Berechtigung dazu in fich fchließen 
und daß inöbefondere im vorliegenten Falle die Pflicht der Juden, gleich den 
Chriſten zur Vertheidigung des Vaterlandes beizutragen, unter den obwals 
tenden Umftänden ein wirkliches Recht enthält, Fönnte höchftens mit todten 
Morten beftritten werden, nicht aber bei lebendiger Auffaffung der Ge: 
fammtverbältniffe. Bedürfte es dieferhalb noch eines befonderen Beweiſes, 
f9 würde der Hinweis auf dad Großherzogthum Pofen genügen, wo man 
den Juden, weil fie ſich auf einer tieferen Kulturftufe als die Suden der 
übrigen Provinzen der Negel nach befinden, im $. 14 des G. v. 1. Juni 
1833 — f. Abth. I. Abſchn. II — aud bloß dad Recht zum freimil: 
ligen Militairdienft gegeben, ihnen alfo das Recht abgefprocen hat, gleich 
allen übrigen Staatögenoffen vom Staate für verpflichtet angefehen zu 
werden, dad Vaterland zu vertheidigen. 


Gegenmwärtige Berfaffung. 


Zur Zeit befteht folgende Verfafjung in Betreff der Mititairdienftpflicht 
der Suden. 


Kriegsdienften und Allem, was bamitin Berbindung fteht, fich zu betheiligen. Dies 
ift geradezu religiöfe Pflicht fürden Juden, und zwar die höchfte, der alle andern 
fid) unterorbnen müffen, fo daß der fromme Zube fich ihr nicht entziehen darf, 
ganz abgefehen bavon, daß die Sicherheit und der Ruhm des Vaterlandes ihm 
am Herzen liegen müffen. 6) Die heutige Kriegsführung fordert bie mannig: 
fachſten Vorbereitungen auch in Friedengzeiten, und biefe führen diefelben Be: 
freiungen mit fich, wie der wirkliche Kriegszuftand. 
ı) Die Provinzen Preußen und Pofen gehören nicht zum beutfchen Bunde, 
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Der $. 16 des €. v. 11. März 1812 bereitd unterwarf die Juden gleich 
falls der damals beftehenden Militair:Konfkription und das allgemeine ©. 
v. 3. Sept. 1814, betr. die allgemeine Verpflichtung zum Kriegsdienſte 1), 
beflimmt im Eingange, daß die biöher über die Ergänzung der Armee bes 
flandenen älteren Gefege überall durch diefed neue Geſetz aufgehoben werden 
und didponirt demnächſt im $. 1: 

„Jeder Eingeborne, fobald er das 20fte Jahr vollendet hat, ift zur Ver— 
theidigung des Vaterlandes verpflichtet.‘ 

Diefe gefegliche Beftimmung ift ganz allgemein und giebt mithin, da die 
in Preußen anfäßigen Juden fämmtlich für Eingeborene zu erachten, wenn 
fie auch nicht ſämmtlich Staatöbürger find), allen Juden in Preußen?) 
die Pflicht und das Recht zum Militairdienft. Durch Minifterial:Beftim: 
mungen iſt, vem entgegen, ein Unterfchied gemacht worden zwifchen den 
Suden, weldhe Staatöbürger find und welche nicht. Außerdem werden auch 
Suden, ohne daß dies durch ein öffentlich bekannt gemachte Geſetz vorges 
fchrieben wäre, nicht in dad Garde: Korps eingeftellt *). 

Es beftimmen hierüber und über die fonftigen jüdifchen Militair-Verhältniffe: 

1) Dad NR. des Min. des J. v. 12. Aug. 1817 an die K. Reg. zu 
Dotsdam, Berlin, Frankfurt, Stettin, Ködlin, Königsberg, Gumbinnen, 
Marienwerder, Danzig, Breslau, Liegnig, Oppeln und Reichenbach. 

Der K. Reg. wird hierdurch zur Nachricht und Achtung eröffnet, daß die jüdifchen 
Einwohner, welche dad Staatsbürgerrecht befigen, der Militairpflichtigkeit, gleich allen 
andern Preußifchen Staatöbürgern, unterworfen find. 

Berlin, den 12. Auguft 1817. Minifterium des Innern. 

2) Der K. Reg. zu Merfeburg, Stralfund, Pofen, Bromberg, Magdeburg, Erfurt, 
Eleve, Koblenz, Köln, Trier, Nahen, Düffeldorf, Münfter, Minden und Arnsberg wird 
hierdurch zur Nachricht und Achtung bekannt gemact, daß die Militairpflichtigkeit der 
Juden in dem dortigen Departement, welche das Preuß. Staatsbürgerreht noch nicht 
befigen, lediglich nach der bisherigen Verfaſſung behandelt werden muß. 

Berlin, den 12. Auguft 1817. (Annalen Bd. 1. Heft 3. ©. 225.) 

3) R. des K. Min. ded Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 17. 
Aug. 1819. Freimilliger Militairdienft der Juden aus Neuvorpommern 
und Pofen. , 

Der K. Reg. wird auf Ihren wegen bes freiwilligen Eintritt der Juden aus Neus 
Vorpommern und dem Großherzogthum Pofen in das Militair unterm 26, v. M. ers 
fatteten Bericht eröffnet, daß ſich Hinfichtd der Juden aus der erfigedachten Provinz, 
welche militairpflihtig find, kein Bedenken findet, ihnen für den Fall des freiwilligen 
Dienftes bei Wahl des Zruppentheils in feiner Art zu beſchränken. 

In Anfehung der Juden aus dem Großherzogthum Pofen kann aber nicht eine gleiche 
Behandlung ftattfinden, denn nad ausdrüdlih Allerhoͤchſter Beftimmung find felbige 
vorläufig nicht militairpflichtig, fondern bezahlen noch das Rekrutengeld. 

Da nun der freiwillige Dienft eine Begünftigung für Mititairpflichtige ift, fo kann ſol— 
her den Nicht: Militairpflichtigen um fo weniger verftattet werden, ala dadurch nur den 
Juden des Großherzogthums Pofen mannigfache Gelegenheit gegeben werben möchte, 
fi) in die alten Provinzen einzufchleidhen, und welches auch verhindert werben fol. 

(Ann. III. ©. 416.) 

4) R. des K. Min. ded Inn. und der Pol. (Köhler) an den K. Militair: 
Kommiffarius zu Berlin v. 17. April 1832. Erfüllung der Militairpflicht 
von Seiten der Juden durch freimilligen Militair-Chirurgendienft. 

Ew. ꝛc. 2. wird auf Ihre unterm 6ten d. M. aus VBeranlaffung eines Spezialfalls, 


1) G. ©. 1814. ©. 79. 

3) Vergl. den Abfchnitt II. ©. 45. 

2) Mit Ausnahme derer im Großherzogthum Pofen, wo nad $. 14 des G. v. 1. 
Juni 1813 bloß das Recht gegeben tft, freiwillig in den Mililairdienſt zu treten, 
Vergl. Abth. II. Abfchn. MI. 

*) Vergl, unten das R, v. 17. April 1832 sub Nr. 4. 
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wegen des jüdifchen Glaubensgenoſſen, Kandidaten ber Medizin N. N. gemachte Anfrage 
eröffnet, daß diejenigen ifraelitifchen jungen Leute, welche zum einjährigen freiwilligen 
Militairdienft zugelaffen worden, allerdings ihre Militairpflicht ald Kompagnie-Chirur- 
gen erfüllen dürfen, und denfelben die Beftimmung des 8. 9 des E. v. 11. März 1812 . 
nicht entgegengeitellt werben kann, ba hier nicht von ber Verleihung eines Staatsamts, 
fonbern von ber Erfüllung einer allgemeinen ftaatsbürgerlichen Verpflichtung die Rede 
ift, welcher auch die Zuden unterworfen find. 

Uebrigen® bleiben, wie Ew. 1c. 2c. richtig bemerken, die ifraelitiihen Militairpflichtigen 
vom Eintritt in das Garde-Korps fo lange ausgefchloflen, als bei diefem überhaupt kein: 
Juden eingeftellt und angenommen werben, (Ann. XVI, ©. 504.) 

5) Nah dem R. der Min. des J. u. d. P., ded Kr. und d. ©, U. u, 
M. A. dv. 19. Aug. 1840 haben die Zöglinge der jüdifchen Vereinſchule zu 
Münfter, welche vor der K. Seminar: Prüfungs: Kommilffion ihre Befähi- 
gung zu einer Elementar-Zehrerftelle nachgewielen haben, dad Recht, ihre 
Militairdienftpflicht durch eine ſechswöchentliche Dienftzeit abzuleiften. 

Da nad) Ew. ꝛe. Ber. v. 6. Juni d. 3. die jüdiihe Vereinfchule zu Münfter bie 
geiftungen, welche rüdfichtlich ber Ausbildung der Zdglinge von einem Nebenfeminar er» 
fordert werden, erfüllt: fo genehmigen wir im Sinne der X. K. D. v. 29. Diät. 1827, 
daß diejenigen Zoͤglinge diefer Schule, welche vor der. K. Seminar-Prüfungs» Kommiffion 
ihre Befähigung zu einer Elementarstehrerftelle nachgewieſen haben, gleich demjenigen 
Schul-Amts: Kandidaten angefchen werben, welche, in fofern fie ihre Ausbildung in einem 
Haupt oder Nebenfeminar erlangt haben, die Begünftigung zu Theil wird, ihre Mili: 
tairdienftpflicht durch eine ſechswoͤchentliche Dienftzeit ableiften zu können. 

Hiernach wird Em. ꝛc. die weitere Veranlaffung, fo wie die Befcheidung des jüdiſchen 
Vereins für Weftphalen und die Rheinprovinz 2c. überlaffen. 

(Berw. Min. BI, 1840. ©. 431.) 


6) In Betreff der Wereidigung des jüdiſchen Militairs vgl, den 
Abſchn. X., das jüdische Kirchenweſen betreffend. 


Schfter Abfchnitt. 


Berhältniffe der Juden im Preußiſchen Staate, die Juſtiz— 
hoheit betreffend. 


Die Verhältniffe der Juden, welche die Zuftizhoheit betreffen, nämlich 
fowohl die Civil» ald die Griminaljuftizgewalt, find verfchieden, je nad» 
dem bie Juden unter ber Herrfchaft des Landrechts, des Franzöfifchen 
Rechts oder ded gemeinen Deutfchen Rechts im Preußifhen Staate leben. 
Es find diefe Privat» und criminalrehtlihen Verhältniffe nach jener dreis 
fahen Spaltung in dem zweiten heile ded Werkes bargeftellt und dort zu 
vergleichen. 


Siebenter Abfchnitt. 


Die Verhältniffe der Juden im Preußifhen Staate, dad 
Staatspolizei-Recht betreffend. | 


Mährend einige, die Perfonal:Polizet betreffende Berhältniffe gleichmäßig 
für den ganzen Staat geordnet find, wie die folgenden Kapitel ergeben, find 
die, die Gewerbe: Polizei betreffende Berhältniffe in den einzelnen Zerritorien 
verfchieden und daher bei diefen in dem einzelnen Abfchnitten der zweiten 
Abtheilung zu vergleichen. 
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Erſtes Kapitel. 
Feſtſtellung der Perfonal:Berhältniffe. 


I 


Sorge für die Unabänderlichkeit derjüdifhen Familien 
Namen und Bornamen. 


I. Schon die allgemeine Gefebgebung enthält in diefer Beziehung die 
nötbigen Beflimmungen. Das U. &. R. verbietet Thl. II. Zit. 20, 
&. 1440b,, ſich auch ohne unerlaubte Abficht (d. h. auch ohne, daß da: 
durch ein Betrug bezwedt würde) eines fremden Familiennamens ober 
Wappend zu bedienen. Im Betreff der fürmlichen Zulegung eines fremden 
Familiennamen disponirt: Ä 


1) Dad R. v. 9. Juni 1806, betr. dad Verbot ber Führung fremden 
Namens und Siegels, " 
Friedrich Wilhelm ıc. Der Banquier ⁊c. k. hat ſich darüber beſchweret, daß fein bei 
Euch angebradhtes Geſuch, dem Juden ıc, N. die Kührung feines Namens und des mit 
demfelben verfehenen Siegeld bei namhafter Strafe zu unterfagen, zurückgewieſen iſt 
und Wir finden biefe Beſchwerde gegründet. Der $. 14405, Zit: 20. Th. 41..des X. 
L. R. verordnet allgemein unter bem Rubro: Mißbrauch fremden Namens und Wap- 
end, daß Niemand, wenn auch Feine unerlaubte Abficht damit verknüpft ift, fich eines 
mden Familien-Namens ober Wappens bedienen foll; und daraus folat von felbft, 
daß es nicht erlaubt fein kann, feinen angeborenen Namen ohne fpezielle höhere Erlaubs 
niß mit einem andern Familien-Ramen zu vertaufchen, denn, was in einzelnen Faͤllen 
nicht einmal geftattet werden foll, kann um fo weniger in allen Källen erlaubt fein. Daß 
der Zube ꝛc. R. nach diefem Gefese fich nicht das einemal N. und das anderemal %, 
nennen kann, wird in Eurer, dem Supplikanten ertheilten Vorbefcheidung zugegeben, 
die Annahme des Kamilien-Namens 2. für immer aber ift eine Kontinuation diefer uner⸗ 
laubten in dem allegirten Gefeg verbotenen Handlung deffelben: ein fremder Name iſt 
fie Jeden ein folder, der ihm nicht angeboren, ohne Unterfchieb, ob er. benfelben 
ohne ſpezielle Erlaubniß der kompetenten Staatö:Behörde, alſo unbefugter Weife 
für immer, ober in eingelnen Fällen ſich beigelegt hat, umd die Anwendung des Geſetzes 
Tinnte Außerften Kalled nur dann zweifelhaft fein, wenn. der N. nicht einen befannten 
Kamilien-Namen, fondern ſtatt deffen irgend einen andern genommen hätte, von welchem 
man nicht weiß, ob er einer fo benannten Familie gehoͤre. Hierin liegt aud) das Intereffe 
und die damit verknüpfte Befugniß des Banquiers L., die gefegliche Unterfagung des 
Gebrauchs feines Kamilien- Namens, fo wie feinesPetfchaftes, welchesben ganzen Namen 
8, enthält und zwar bei dem kompetenten Gerichtshof zuertrahiren, weil jenes unter den 
Griminalgefegen aufgenommen ift, die Gerichtöbehörbe alfo die Unterfagung bei der im 
g. en namhaften, von Euch feftzufegenben Strafe erlaffen muß. . 
iernad ꝛc. 
SEN. €. O. Tom. XI, S. 665. Nr. 77 de 1806. Rabe's Samml. Bb.8. ©. 608.) 
2) Die K. D. v. 15. April 1822. beftimmte demnächſt, daß «8 bei Ver: 
meidung einer Geldbuße von fünfzig Thalern oder vierwöchentlicher Ges 
fängnißftrafe) Niemandem verftattet fein folle, ohne unmittelbare landeb: 
herrliche Erlaubniß, feinen Samiliens oder Geſchlechts-Namen zu ändern, 
wenn dabei auc feine unlautere Abficht vorhanden fei, 
(8. ©. 1822. ©. 108.) 


3) In Beziehung auf die zum Chriftenthume übertretenden Juben wurde 
jedoch diefe Genehmigung vom Könige auf dad Pol. Min. übertragen durch 
K. O. v. 15. April 1822, mitgetheilt duch R. des K. Min. des J. (Köh: 
ter) an dad K. Pol. Präfidium zu Berlin v. 24, Mai 1822. 


— — 


1) Daß dieſe Strafen nur von Gerichten, nicht von Polizei-Behoͤrden feſtge— 
ſetzt werden können, bemerkte das R. des Min. des J. u. d. P. v. 6, Nov. 1830, 
(Ann. XIV, ©, 790.) 


— 
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Dem K. Pol. Präfidio wird mit Bezugnahme auf die Allerh. K. O. v. 15. v. M. 
hierdurch nachrichtlich bekannt gemacht, daß Se. K. Maj. mittelft Ordre v. 13. d. M., 
das unterzeichnete Min. im Allgemeinen zu ermächtigen geruht haben, die von ben zum 
Chriſtenthume übertretenden Juden bei der Zaufe anzunchmenben Kamiliennamen ohne 
Weiteres zu beftätigen. (Ann. VI. ©. 375.) 


H. Bad nun indbefondere 
A. Die Familien: Namen der Juden anlangt ?) fo wurde 


1) durch das E. v. 11. März 1812 die Fortdauer der Staatöbürger: 
Qualität der Juden im $.2. davon abhängig gemacht, daß fie feftbeftimmte 
Familien⸗Namen führen, und fie hatten fich nad) $. 3 binnen ſechs Mona 
ten vor der Obrigkeit ihres Wohnorted zu erklären, welchen Samilien-Namen 
fie beftändig führen werden, Eine Inftruftion hierüber wurde im $. 5. 
vorbehalten. ’ s 
- 2) DiefeInftr. erging unter dem 25. Zuni 1812 und erhielt fpäter Gül— 
tigkeit für die ganze Monarchie 2). Sie beftimmt im $. 6, daß die Renies 
rungen aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeſtellt blieben, die Ges 
nehmigung des gewählten Namens verweigern, und daß Juden, die bereits 
einen bleibenden Familiennamen haben, diefen nur unter eben den Modas 
litäten, wie Chriften, ändern könnten. | 

3) R. des K. Min. des 3. u. d. P. (Köhler) an dad K. Polizei-Präfis 
dium zu Berlin v. 30. Aug. 1834. Annahme von Familien:Namen Seitens 
der Juden nach erreichter Volljährigkeit. 

Der Deutung, welche das K. Polizei-Präfidium in Seinem den mofaifchen Glaubens: 
enoffen N. N. aus Stargard in Pommern betr. Ber. v. 5. d. M., ber nicht genau ges 
aßten Anweifung zum Gebraud) des Schemas wegen ber Verzeichniffe der jüdifchen Fa— 

milien giebt, ftimme ich vollkommen bei. Mütter, alöfolche, find nicht berechtigt, Namens 
ihrer minderjährigen Kinder Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugeben, 
welche die Kinder nad) erlangter Bolljährigkeit verpflichten. 

Hierzu ift nur der VBormund befugt. Hat num diefer eine ſolche Erklärung, wegen bes 
von einem jübifchen Münbdel anzunehmenden Familien⸗Namens, abzugeben unterlaffen, 
fo kann der legtere nad) erlangter Volljährigkeit noch felbft über die Annahme des Na: 
mens beftimmen. Wenn in der gebachten Anmweifung vorgeſchrieben ift, daß auch unver: 
heirathete felbftftändige Juͤdinnen als Familienhaͤupter betrachtet werden follen, fo ift 
dies nur auf die befondere Eintragung in dieZabelle zu beziehen, kann aber den Wittwen 
keine Rechte über die Kinder verleihen, die nicht fonft in den Gefegen begründet find. 

Da nun ber Bormund besjenigen Kaufmanns, von welchem der Bericht des K. Poli: 
zeisPräfidiums handelt, und welcher auf Angabe feiner Mutter als N. N. in die Kiften 
zu Stargard eingetragen geweſen, fich wegen Annahme eines Familien⸗Namens für ben: 
ſelben nicht erklärt hat, fo ift legterer jest, nach erlangter Volljährigkeit, nicht zu ver: 
hindern, den Namen feines Stiefvaters, wenn berfelbe damit einveritanden ift, anzuneh: 
men. Und da ihm wegen Erlangung des hiefigen Bürgerrechts daran gelegen zu fein 
ſcheint, bald in den Befik eines Staatsbürger-Gertifitatd zu kommen, fo ermächtige id 
das K. Polizei-Präfidium, ihm ein foldjes, unter obiger Borausfesung, unter dem Namen 
N. N. auszuftellen, wovon die Reg. zu Stettin zur Bemerkung in den Liften von Star: 
gard zu benachrichtigen ift ıc. (Ann. XVIIL ©. 755.) 


B. Sn Anfehung der Bornamen bemerkte: 


1) dad R. des Min. des I. (v. Schumann) an den Staatsrath Le Coq 
v. 19. Sept. 1812 rüdfichtlich der demfelben vorgelegten zweiten Frage, ob 
jedem jübifhen Familien » Vater bei der damaligen Ausführung des 
Edikts, fo wie die freie Auswahl und Aenderung der Familien-Namen, fo 
auch die Aenderung der bisherigen Vornamen zuftehe? * 

Zu 2. muß ich zuvoͤrderſt, nur um Mißverſtaͤndniſſe zu verhüten, darauf aufmerkſam 
machen, daß zwar die freie Auswahl der Familien-Namen da, wo dergleichen biöher 





1) Megen Pofen f. sub III, 
2) Bol, biefelbe sub II, ©, 59, 


# 
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nicht waren, Teineöweges aber bie willkürliche Veränderung ber vorhandenen erlaubt iſt, 
wie bie Inftr. v. 25. Juni 1812 im $. 6 deutlich befagt. Mit den Vornamen muß e# 
nun zwar im Allgemeinen und fünftig eben fo gehalten werben, und Tann natürlich, 
wenn nicht allgemeine Verwirrung und vielfacher Mißbrauch eintreten fol, die willkur⸗ 
lihe Aenderung derfelben keinesweges erlaubt fein. 

Bei ber jesigen allgemeinen Kataftrirung der Juden und Firirung ihrer Namen kann 
ihnen aber unbedenklich die Aenderung der Vornamen, da der Wunfch darnach nur bie 
löbliche Tendenz verräth, ſich überall der allgemeinen Lanbesfitte anzufchließen, und 
Alles, was bie bisherige Abfonderung und den Zudäismus fogleich Außerlich bezeichnet, 
möglichft fortzufchaffen, geftattet werden; nun müffen in den aufzunehmenden Grund» 
Berzeichniffen die bisher geführten Vornamen vollftändig und forgfältig mit bemerkt 
werben, damit von biefer Erlaubniß kein Mißbrauch gemacht werben kann. 

(Hoffmann a. a. O. ©. 60.) 

Mit dem im vorftehenden R. audgefprochenen Prinzipe fteht in Widers 
ſpruch: 

2) dad R. des Min. des J. (v. Meding) an den jüdiſchen Kantor und 
Schaͤchter N. und abfchriftlid an die K. Reg. zu Oppeln, die Unveränder 
lichkeit der den Juden bei der Beſchneidung beigelegten Vornamen betr., 
v. 5 Okt. 1841. 

Auf Ihre Vorſtellung v. 30. Juni d. J. wird Ihnen eroͤffnet, daß der Grundſatz der 
Unveraͤnderlichkeit der den Juden bei ber Beſchneidung beigelegten und in die Familien⸗ 
Tabellen eingetragenen Vornamen im öffentlichen Intereffe zur Verhütung einer moͤg⸗ 
lichen Verdunkelung der Kamilien:Verhältniffe aufrecht erhalten werden muß, und Aus» 
nahmen davon nur aus befonders erheblichen, hier nicht vorliegenden Gründen, und nur 
von Sr. Mai. dem Könige Allerhoͤchſt Selbft geftattet werben 1). j 

Es Bann daher auf Ihr Gefuh um Abänderung bes Ihrem Sohne beigelegten Bors 
namens Maufche in Morig um fo weniger eingegangen werben, als nad) dem in Ab⸗ 
ſchrift beigefügten Gutachten der Name „Mauſche“ allerdings ein in ber Thora be= 
gründeter und noch jest gebräuchlicher jüdifcher Vorname ift. 

CB. M. Bl. 1841. ©. 276.) 


3) Chriftlihe Vornamen find den Juden verboten. Es beftimmt dies 
die K. O. v. 9. März 1841, mitgetheilt durch C. R. (ausſchließlich der Reg. 
in der Rheinprovinz und dem Großherzogthum Pofen) ded Min. des 3. u, 
d. P. (v. Room) v. 23. März 1841. 

Des Könige Mai. haben durch Allerh. D. v. 9. d. M. das feitherige Verbot bes Ges 
brauche chriſtlicher Vornamen für bie Juden dahin zu deflariren gefucht, daß den Zuben 
nur folche Namen ihren Kindern beizulegen verboten fein fol, welche mit ber chriftlichen 
Religion in Beziehung ftehen. Dahin gehören alle Vornamen, bie fi, wie Renatus, 
Anastas, Baptift, Peter, auf eigenthuͤmliche Dogmen der hriftlichen Kirche beziehen, fo 
wie bie von dem Namen bes wird bergeleiteten oder damit zufammengefegten Vor⸗ 
namen, wie Chriſtoph, Ehriftian u. |. w. 

Nach diefem — hat die K. Reg. zu verfahren, und die Polizeibehoͤrden, ſo wie 
die jüdifchen Kultusbeamten, zu inſtruiren. (V. M. BI. 1841. ©. 116.) 


II. Das Großherzogthum Pofen anlangend, werden die dortigen 
Juden nach der V. v. 1. Zuni 1833 in naturalifirte und nicht naturalifirte 
getheilt?). Auch in Betreff der Leteren ift durch die folgenden Beftim: 
mungen die Annahme beſtimmter Namen und Vornamen vorgefchrieben. 


1) Allerh. K. O. v. 22. Dec. 1833 an den Staatsmin. v. Brenn, betr. 
die in Bezug auf den $. 21 der vorläufigen V. über dad Judenwefen im 


2) Hiervon befagen die Gefege nichts. Die oben erwähnte K. DO. v. 15. April 1822 
fordert die 8. Genehmigung nur bei der Xenderung bes Geſchlechtsnamens, 
keinesweges auch bei der des Vornamens. Ueberhaupt erſcheint obige Verfuͤgung 
nicht genuͤgend motivirt, ſelbſt abgeſehen davon, was dem Prinzipe nach ſehr 
richtig das sub 1 gegebene R. dv. 19. Sept. 1812 dagegen bemerkt; denn von 
einer Verdunkelung der Familien-Verhaͤltniſſe kann nicht fuͤglich die Rebe fein, 
fobald diefe Abänderung in dem Civilſtands-Regiſter nachgetragen wird, 

>) Bol. Abthl. 2. Abfchnitt III. 
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Großherzogthum Pofen v. 1. Juni 1833 erlaffene Allerh. Beftimmung 
über die Familien:Namen der Zuden in diefer Provinz. 

Auf Ihren Antrag v. 18. v. M. ſetze Ich, zum $.21 der vorläufigen Verorbnung über 
das Judenweſen im Großherzogthbum Pofen v. 1. Zuni d. J. feft: daß alle, audy die pr 
Raturalifation noch nicht qualifizirten dortigen Zuben verpflichtet fein follen, einen be 
flimmten Samilien-Namen anzunchmen, unter welchen fie in das anzulegende Verzeich— 
nif einzutragen und in ben $. 22 vorgefchriebenen Gertifitaten aufzuführen find. Die 
Regierungen, denen die Genehmigung ber gewählten Familien-Namen fomwohl für bie 
naturalifirten, als der zur Naturalifation noch nicht geeigneten Juden zufteht, haben 
bierbei darauf zu halten, baß bie — — von den bisherigen juͤdiſchen Namen 
nicht abweichen, zugleich auch dahin zu ſehen, daß dieſes in Anſehung der Vornamen 
beobachtet werde, welche die juͤdiſchen Eltern den Kindern beilegen. Sie haben dieſe 
Beſtimmung durch die Gefeg- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

(6. ©. 1834. ©. 3.) Sriedrih Wilhelm. 

MR. 085 Min. des J. u. d. P. (v. Room) an die K. Reg. zu Pofen 
und Bromberg, v. 18. März 1841, die jüdifchen Vornamen betreffend. 

Durch die Allerh. K. DO. v. 19. Juni 1836 ift die Vorfchrift, daß Juden keine hrif: 
lichen Vornamen führen follen, nicht im Großherzogthum Pofen eingeführt, vielmehr nur 
in einem Spezialfalle, der in einem andern Landestheile ftattgehabt hatte, an diefe durch 
die Ordre v. 30. Nov. 1828 ertheilte Vorfchrift erinnert, und deren erneuerte Einſchaͤr⸗ 
fung befohlen worden. Die DO. v. 19. Juni 1836 hat alfo ven in der Allerh. K. D. 
v. 22. Dec. 1833 für das Großhergogthum publieirten Grundfas, daß die den jüdifchen 
Kindern beigulegenden Vornamen von den biöherigen jübifchen Bornamen nicht abweichen 
follen, keineswegs aufgehoben ober mobificirt, leidet vielmehr auf das Großherzogthum 
dar keine Anwendung, weshalb denn auch das Ausführungs:&.-R, v. 6. Zuli 1836 nur 
aus einem Verfehen der K. Reg. zugegangen ift. Ob ein Vorname erlaubt, ift dort mit 
bin nicht nach feiner fprach: oder religionsgefchichtlichen Abftammung, fondern lediglich 
nach dem Herkommen der jüdifchen Einwohner eines jeden Ortes zu beurtheilen, fo daß 
es dabei auf keine etymologifchen oder gar Eonfeffionellen, fondern nur auf faktiſche 
Gründe antommt. 

Bon dem in den beiliegenden Reg.-Verfügungen aufgeftellten Unterfchieb zwifchen 
chriſtlichen und jübifchen Vornamen hat die K. Reg. mithin ganz zu abftrahiren, und 
lediglich die Beftimmungen ber Allerh. DO. v. 22. Dec. 1833 zur Anwendung zu bringen, 
in diefem Sinne auch die Berwaltungs-Beamten ber juͤdiſchen Korporation zu N. auf 
bie orig. beiliegende Immediat⸗ Vorſtellung zu befcheiben. 

Nachrichtlich wird der K. Reg. bemerkt, daß durch die Allerh. DO. v. 9. d. M. auch 
für die Zuden der alten Provinzen das Verbot chriftlicher Vornamen dahin befhräntt 
worben, baß ihnen nur die Beilegung foldher Vornamen unterfagt ift, welche mit der 
riftlichen Religion in Beziehung ftehen, wie z. B. Chriftoph, Chriftian, Peter, Rena: 
tus, Baptift, Anaftafins. (B. M. Bi. 1841. ©. 169.) . , 

3) Die ehemals Faiferlih franzöfifhen Zerritorien betreffend, 
wurde 

a) durch dad Kaiferliche Dekret v. 20. Zuli 1808) den Juden die An: 
nahme beftändiger Familien und Vornamen befohlen, bei Strafe aus dem 
Reiche gefchafft zu werden. Die Familiennamen follen nicht au dem alten 
Zeftament, noch auch von Städten genommen werben. 

b) Schreiben des K. Min. des Inn. v. Schuckmann v. 6. März 1830. 
an dad K. Kriegsmin., Annahme oder Veränderung der jüdiſchen Familien; 
Namen in den Rheinprovinzen. 

Ew. Exc. ermwiebere ich auf das gefällige Schreiben v. 26. v. M., ba es in den Rhein: 
provinzen, wenigftens in dem Hauptbeftanbtheil derfelben, welcher unter franzöfifcher 
Herrſchaft geftanden, keinesweges in dem Belieben ber Tuben fteht, ob fie Kamiliennamen 
annehmen wollen oder nicht, indem vielmehr im G. v. 20. Zuli 1808 Art. 1. den Zuden 
die Annahme folcher Namen ausbrüdlich geboten ift. Wegen ber Veränderung der Ka: 
miliennamen aber hat das ©. v. 11. Germ. an 11. beftimmte Formen vorgefchrieben. 

; allen daher dort wilkkührliche Veränderungen in den Kamiliennamen vor, fo gefchieht 
bies wiber das Gefeg, und wird der Reg. anzuzeigen fein, welche Verfügung zu treffen 
nicht anftehen wird. (Ann, XIV. &, 109.) — 
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c) Erlaß des Min. d. 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 22. März 1841 an den 
K. Oberpräfidenten der Rheinprovinz. Verbot ded Gebrauchs chriftlicher 
Vornamen für die Juden: 

Euer Exc. eröffne ich, mit Bezug auf den Bericht v. 24. Nov. 1836, daß des Königs 
Majeftät durch Allerh. O. v. 9. d. M.: das feitherige Verbot des Gebrauchs chriftlicher 
Vornamen für die Tuben dahin zu deklariren geruht, daß den Juden nur ſolche Namen 
ihren Kindern beizulegen verboten fein fol, welche mit der chriftlichen Religion in Be⸗ 
siehung ftehen. Dabin gehören alle Vornamen, die jich, wie Renatus, Anastas, Baptift, 
Peter, auf eigenthümliche Dogmen der chriftlihen Kirche beziehen, fo wie die von dem 
Namen des Erlöfers hergeleiteten ober damit zufammengefegten Vornamen, wie Ehri- 
ſtoph, Chriftian u. ſ. w. 

Dieſen Grundſatz wollen Euer Exc. in den Landestheilen ber Rheinprovinz zur Ans 
wendung bringen laſſen, auf welche ſich das dadurch deflarirte Verbot bezieht, In den 
Sandestheilen, wo franzöfiiches Recht gilt, behält es bei den Beftimmungen bes ©. v. 
11. Germinal Jahres XL.L) und des Dekr. v. 20. Zuli 1808?) fein Bewenden, wovon 
die Regierungen, in Erledigung verfchiedener hier eingereichten Anfragen und zur In 
fruftion der jüdifchen Kultusbeamten, in Kenntniß zu re find, 

(8. M. Bl. 1841. ©. 116.) un 

4) Die zum Königreih Weftphalen gehörig ee Lerritorien 
betreffend, ift der Art. 15. des décret royal du 31. Mars 1808 zu verglei: 
hen. Abth. II. Abſchn. KIM. 


ll. 
Die EivilftandssRegifter. 


Bei den Ehriften find die Kirchenbücher die Perſonenſtands⸗Regiſter, wo: 
von nur die Theile der Rheinprovinz ausgenommen find, in welchen das 
franzöfifche Recht gilt, nach welchem befondere Civilſtands-Regiſter eriftiren. 
Nahdem A. L. R. II. 11. $. 481 find die Pfarrer ſchuldig, richtige Kirchen» 
bücher zu halten und darin alle von ihnen beforgte, ingleichen alle die Ein- 
gepfarrten betreffenden und ihnen angezeigten Aufgebote, Trauungen, Geburs 
ten, Zaufen und Begräbniffe deutlich und leferlich einzufchreiben, worüber 
bie $$. 482 bis 506 dad Nähere beſtimmen. Hinfichtlih der Juden war 
eine Bertretung der ald Civilſtands-Regiſter dienenden Kirhenbücher nöthig 
und diefe ift gegeben durch die folgenden gefeglichen Beflimmungen, die fos 
genannten Zudenregifter betreffend, nach welchen dieſe Regifter in den 
Städten von der Orts⸗Polizeibehörde, auf dem Lande vom Eandrathe ges 
führt werden: 

1) Inſtr. des Fürſten Staatskanzlers von Hardenberg an fämmtliche 
Ren. v. 25. Juni 1812, über Führung und Aufbewahrung der Zudenteaifter. 

Mit Bezug auf den $. 5 des E. v. 11. März d. 3., die bürgerlichen Verhältniffe der 

uden in den Preuß. Staaten betreffend, imd den darin enthaltenen Vorbehalt einer 
befondern Inſtrukt. wegen der Beftimmung der Familiennamen, der öffentlichen Be: 
kanntmachung derfelben, und der Fortführung der Hauptverzeichniffe aller in der Provinz 
vorhandenen jüdischen Glaubensgenoffen, wird der K. Reg. hiermit Kolgendes eröffnet: 

4. Um Eünftig den Nachweis der Abftammung ficher zu ftellen, fol v. 24. Sept. d. 3. 
an nad) folgenden Vorſchriften verfahren werben: 


— — — — 


) Loi, relative aux Prenoms et changemens de Noms, du 11. Germinal XI. 
Art. I. A compter de la publication de la presente loi, les nos en usage 
dans les differens calendriers, et ccux des persunnages conpus de P’histoire 
ancienne, pourront.seuls etre regus, comme prenoms, sur les registres de 
l’etat civil destines à constater la naissance des enfans: et il est interdit 
aux officiers publics d’en admettre aucun autre dans leurs actes. 

?) Decret imperial, concernant les Juifs qui n’ont pas de nom de famille et 
de prenom fixes, le 20. Juillet 1808. Art. II. Ne seront point admis 
comme noms de famille, aucuu nom tiré de l’ancien-Testament, ni aucun 
nom de ville. Pourront ötre pris comme prenom, ceux autorisds par la 
loi du 11. germinal, an Xl. | 
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a) Jeder felbftftändige Jude, der Inländer und preuß. Staatöbürger ift, hat bie Ver 
pflihtung, von ben Geburten, Zrauungen, Scheidungen und Zobesfällen, die in 
feiner Familie vorfallen, der Polizei Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar in 
Städten der oͤrtlichen Polizei Obrigkeit binnen 24 Stunden, auf dem Lande dem 
Landrathe des Kreifes binnen 3 Tagen. 
b) die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin jeder fols 
cher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar bei Geburten: 
Zag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der Eltern, eheliche ober un: 
ehetiche Qualität, Geflecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinde beige: 
legt werden foll; 

bei Heirathen, 
Zag ber Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort bed neuen Ehepaars und fei: 
ner beiberfeitigen Eltern, wie aud) Namen des Religions:Dieners, der das Paar 
zufammen gegeben hat; 

bei Scheidungen, ’ 
Namen, Gewerbe und Wohnort der gefchiebenen Eheleute, Benennung des Ge: 
richts, vor welchem fie gefchieden find, und Datum des rechtöträftig gewordenen 
Erfenntniffes; 

bei Todesfaͤllen, 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verftorbenen, Anzeige 
der Krankheit oder fonftigen Bufalles, woran er geftorben ift, und ob er über: 
haupt ober nur in ben legten 48 Stunden ber. Hülfe eines approbirten Arztes oder 
Wundarztes genoffen hat, auch des Ortes, wo er beerdigt ift, oder werben foll. 

c) Jede Behörde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, ift verantwortlich dafür: 

a) daß die Perfonen, deren Geburt, Berheirathung, Trennung oder Tod einge: 
tragen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Inländers und preuf. 
zen haben, oder refp. durch die Geburt ober Berheirathung er: 
angen; un 

8) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Für jede Eintragung werben, außer dem Falle bed beglaubigten Unvermögens, 
gGr. Schreibgebühr bezahlt. 

d) Das Verzeichniß wirb doppelt geführt, und das Duplikat am Schluffe jedes Ka: 
lenderjahres der Regierung eingefandt. 

e) Kür die Aufbewahrung der Verzeichniffe bei den Regierungen und bei den örtlichen 
Behörden, muß in eben ber Art Sorge getragen werben, als dies mit den Kirchen: 
büchern gefchieht. 

f) Xttefte auf den Grund biefer Verzeichniffe von den Behörden, welche fie führen, 
oder von den Regierungen, vertreten dagegen auch für Juden, die Inlaͤnder und 
preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts:, Trauungs⸗ und Zobten: 
feinen, und für deren Ausfertigungen werden auch biefelben Stempel und Spor: 
teln erhoben. (Annal. V. ©. 364.) 


2) Diefe vorftehende Beftimmung ift nad) den folgenden Beftimmungen 
auch außerhalb der Gränzen der alten Provinzen maßgebend. 


a) Bekanntmachung der K. Min. des J. u. d. P. fo wie der Zuftiz 
(Schudmann), v. 16. April 1825, Verfahren bei Führung und Aufbewah; 
rung der Suden-Regifter im ganzen Umfange der Monarchie. 

Um aller Ungewißheit der Behörden über das Verfahren bei Führung und Aufbewah: 
rung ber Regifter vor den Geburten, Zrauungen, Sceidbungen und Zodesfällen unter 
ben Belennern des jüdischen Glaubens abzuhelfen, wird feftgefest: 

1) daß biefes Verfahren im ganzen Umfange der Monarchie der Inſtr. v. 25. Juni 
1812 gemäß einzurichten ift, 

2) daß bie Duplikate der betreffenden Regifter gleich den Ouplikaten ber chriftlichen 
Kirchenbücher überall von den Gerichten des Ortes aufzubewahren, mithin letzteren 
jedesmal am Schluffe des Jahres von den Polizei-Obrigkeiten abzuliefern find; 

3) daß biejenigen K. Reg., welchen die ad1. berührte Inftrußtion noch unbekannt fein 
möchte, fich wegen deren Mittheilung an das Minijterium des Innern und ber 

Polizei zu wenden haben. (Ann. IX. ©. 407.) 


b) Eingefchärft wurden diefe Beflimmungen sub 1. und 2.a, durch die 
Cirk. V. des M. der J. u. des J. u. d. P., an ſaͤmmtl. Rea.,ausfchließlich der: 
jenigen zu Aachen und Trier, ſowie an dad K. Polizeipräfidium hieſelbſt, die 
Führung und Aufbewahrung der Suden-Regifter betreffend, v. 8.Nov. 1840. 


— 
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Durch eine, vermittelft der Staatszeitung veröffentlichte Bekanntmachung unferer 
Amtsvorgaͤnger v. 16. April 1825 iſt vorgeſchrieben worden, daß in der ganzen Monarchie 
(mit Ausſchluß derjenigen Landestheile, in welchen die fremdherrliche Einrichtung ber 
Perfonenftands= Regifter befteht), binfichtlich der Perfonenftands-Angelegenheiten ber 
Suben das in der Inftr. v. 25. Juni 1812 vorgefchriebene Verfahren beobachtet, auch 
von jeder PolizeisObrigkeit am Schluffe des Fahres ein Duplitat ber geführten Regifter 
an bie Gerichte des Ortes abgegeben werben folle, 

Da von ben Gerichten Befchwerbe geführt wird, daß biefe letztere Worfchrift öfters uns 
befolgt bleibe, fo finden wir uns veranlaßt, folche hiermit allgemein zu erneuern, und zus 
gleich eine Abfchrift der gedachten Bekanntmachung beizufügen. Die Inſtruktion v. 
25. Juni 1812 findet ſich in von Kamptz Annalen, Jahrgang 1821. ©. 364. 
abgebrudt. 

Die K. Reg. wird aufgefordert, auf die Befolgung biefer Verordnungen ftreng zu hals 
ten, und folde, in fofern fie noch nicht durch die Amteblätter befannt gemacht worben 
fein follten, durch diefelben zu publiciren, im entgegengefegten Kalle aber fie, unter Hins 
weifung auf die frühere Bekanntmachung, nochmals einzuſchärfen. 

(B.M. BL. 1840. ©. 451.) j 

ce) Inöbefondere disponiren noch in dieſer Anfpielung rüdfichtlich der 
Provinz Weftpbalen: 

aa) R. der K. Min. der G., U. zc. Ang. und des I. (v. Altenflein, v. 
Schudmann) an die K. Reg. zu Arnsberg v. 25. Ian, 1821. 

Der 8. Reg. wirb auf den Bericht v. 7. Nov. v. 3., in welchem Diefelbe die Autoris 
fation dazu nachſucht, die Führung der KamiliensRegifter über die Juden und Zigeuner 
auch noch fernerhin den Pfarrern übertragen zu dürfen, bierburch eröffnet: daß folche 
nicht eriheilt werden kann, da die bisher von der K. Reg, bieferhalb getroffene Anorbs 
nung ſich nur auf die, ſchon durch die Verfügung des mitunterzeichneten Min. der G., 
U. u. M. Ang. an die Reg. zu Münfter v. 1. Zuni v. 3. gemißbilligte, von der K. Reg. 
fogar nody erweiterte V. des ehemaligen Givil-Gouvernements v. 13. San. 1815 gründet. 
Es muß vielmehr die Führung der KamiliensRegifter Über die Juden auch im dortigen 
Regierungs: Bezirke nady der ©. V. bed H. Fürſten Staatskanzlers Durdlaudt v. 
25. Zuni 1812 eingerichtet werden; auf die Zigeuner kann hingegen diefe Verfügung 
nicht ausgedehnt werben, da fie in Feiner Art irgend eine kirchliche oder politifche Gemeine 
bilden, auch keine eigenthümliche Religion haben, ſondern ſich unter ihnen Katholiken, 
Proteftanten und Juden befinden, und es muß daher nach der Verfchiedenheit ihrer Kons 
feffion die Eintragung gefchehen. (Ann. V. ©. 82.) 

bb) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang. und ded 3. (v. Altens 
ftein, v. Schudmann) an die K. Reg. zu Arndberg v. 18. April 1821. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Antrag in dem Bericht v. 16. v. M. bierneben bie uns 
term 25. Zuni 1812 wegen Führung der Familien-Regifter über die Juden ergangene 
SirkularsVerfügung im Auszuge (Anl. a.) mitgetheilt, und zugleich genehmigt, daß ber 
Beitpuntt, wo dieſe — ———— in den alten, ſo wie in den neupreußiſchen Landes⸗ 
theilen Ihres Verwaltungs-Bezirks in Ausführung zu bringen, auf den Anfang des 
künftigen Jahres hinausgeſetzt werde. (Ann. V. ©. 364.) 

cc) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang. und des J. u. d. P. (v. 
Altenſtein, v. Schuckmann) an die K. Reg. zu Minden und Münſter v. 
4. Ott. 1821. 

Den unterzeichneten Min. iſt es bisher unbekannt geweſen, daß auch im dortigen Res 
gierungs-Departement in Hinficht der Führung ber Givilftands-Regifter ded Juden noch 
nad der von dem Eivil-Gouvernement unter dem 17. San. 1815 erlaffenen Verfügung 
verfahren worden. Der K. Reg. wird daher auf I;ren Bericht v. 8. v. M. anliegend 
die C. Verf. des Herrn Fürften Staats⸗Kanzlers Durdlaudt v. 25. uni 1812 in Abs 
fchrift mit der Anweifung zugefertigt, künftig nach den Beftimmungen ber unter dem 
25. San. c. an bie Regierung zu Arnsberg erlaffenen Verfügung zu verfahren, 

(Ann. V. ©. 870.) 

dd) R. der K. Min. der ©. x. Ang. und des J. (v. Altenftein, v. Schuck⸗ 
mann) an die K. Reg. zu Minden (und abfchriftlic) an diejenige zu Müns 
fter) v. 10. San. 1822. 

Uebrigens hat der Umftand, daß in der dortigen Provinz das E. v. 11. März 1812 
noch nicht publicirt ift, feinen Einfluß auf die Entfheidung ber Frage: 05 den hriftlichen 
Pfarrern die Führung der jübifchen Kamilien-Regifter zur Pflicht gemacht werben könne; 
vielmehr hat die K. Reg. diefe Regifter, der allegirten Verfügung gemäß, und mit ben 
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Mobifitationen, welche fich aus dem Umftande, daß das E: v. 11. März 1812 dort nicht 
pubficirt ift, von felbft ergeben, durch die PoligeisBehörben führen zu laſſen '). - 
(Xnn. VI, ©. 115.) 

d) Rücfichtlich des Reg. Bezirtd Cleve: R. des K. Min. des 3. (v. 
Schudmann) an die K. Reg. zu Cleve v. 3. Nov. 1821. 

um dem in dem Bericht v. 13, v. M. zur Anzeige gebrachten Bebürfniß einer Ber: 
ordnung wegen des Verfahrens bei Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbes 
fälle der Juden in den diefleit des Rheins belegenen Landestheilen Ihres Bezirks abzus 
sehe wird die K.Reg. hierdurch autorifirt, die im Auszuge abſchriftlich angefchloffenen 

eftimmungen bes Herrn Staats-Kanzlers Kürften v. Hardenberg Durchlaucht v. 25. 
uni 1812 für die damaligen Beftandtheile der Monarchie in Anwendung bringen zu 
laffen. (Ann. V. S. 871.) 


e) Rückſichtlich des Großherzogthums Poſen: 


aa) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Brombeig 
v. 1. April 1823. 

Die K. * wird auf Ihren Bericht vom 10. v. M. hierdurch ermaͤchtigt, es in An⸗ 
ſehung der Führung der Geburts-, Heiraths- und Sterbeliſten der juͤdiſchen Glaubens 
genoſſen in Ihrem Departement bis auf anderweite Beftimmung eben fo zu halten, wie 
die Königl. Regierung zu Pofen ſolches mittelft einer durdy das Amtsblatt (Jahrgang 
1817 ©. 187 ff.) erlaffenen ®. v. 4. Febr. 1817 angeordnet hat, zumal bie darin geges 
benen Vorfchriften von denjenigen der Inftr. v. 25. Juni 1812 für die alten Provinzen 
des Staats im Wefentlichen nur wenig abweichen. (Ann, VII, ©, 288.) 


bb) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 15. April 1823. 


Seitdem durch Wiebereinführung der preußifchen Gelege die Civilſtands-Akte aufge: 
bört haben, find die Vorfchriften bes A. X. R. Th, 2. Tit. 11. 88. 481 seq. wieder in 
Anwendung getreten, wonach zur Beglaubigung der Verheirathungen, Geburten und 
Sterbefälle in den chriftlichen Gemeinen, Kirchenbuͤcher von den Pfarrern geführt werden. 
Es ift aber bis jest im hiefigen Regierungsbezirk noch nicht dafür geforgt, daß auch Ge: 
burten, Verheirathungen und Sterbefälle in den Familien der altteftamentarifchen Glau⸗ 
bensgenoflen auf eine fo glaubwürdige Art vermerkt werden, wie es fowohl zur Sicher: 
—— Perſonalrechte der Juden als zur Erreichung mancher Verwaltungszmwede 
noͤthig iſt. 
— Genehmigung bes Königl. Miniſterii des Innern wird deshalb Folgendes ver: 

net: 

$.1. Die bei den Zubenfamilien vortommenden Geburten, Heirathen, Scheidungen 
und Zobesfälle werden vom 1. Suni d. 3. an von ben Ortspolizeibehörden, mithin in 
ben Städten von den Polizeir-Direktoren und Bürgermeiftern, und auf dem platten ande 
von den Woyts, verzeichnet. 

8.2. Zu dem Ende werden die Bürgermeifter und Woyts 

4) eine Lifte der Geburten, 

2) eine Lifte der Heirathen, 

3) eine Lifte der Scheidungen, und 

4) eine Lifte der Todesfälle nadı dem folgenden Schema und zwar jede diefer Liſten in 

2 übereinftimmenden Eremplaren führen. 

$.3. Diefe Liſten werben die Stelle der Kirchenbücher vertreten und die namliche Ans 
wendung, wie dieſe, haben, 

$.4. Jedes jüdische Familienhaupt ift verbunden, die in feiner Familie vorfallenden 
Veränderungen den Bürgermeiftern in den Städten und den Woyts auf dem Lande in 
24 Stunden nad ihrem Eintritt, bei 5 bis 10 Rthlr. Strafe anzuzeigen. 

.$.5. Die Bürgermeifter und Woyts find verpflichtet, eine jede folcdhe Anzeige genau 
und durchaus richtig in die vorgefchriebenen Liſten einzutragen. Dede fehlerhafte Eins 
tragung wird mit einer Strafe von 1 Rthir, geahndet werben. 

8.6. Die Duplikate der Liften werben für jedes Jahr, nach Ablauf deffelben, unfehl⸗ 
bar im Sanuar des folgenden Jahres, an uns durch die betreffenden Landräthlichen Aem⸗ 
ter, welchen die Orts-Polizei: Behörden ſolche einzureichen haben, eingefendet. 





) Vergl. auch die der vorftehenden V. gemäß erlaffene V. der Reg. zu Münfter v. 
8. San, 1822. (Ann. VI. S. 217.) 
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Diejenigen. Buͤrgermeiſter oder Woyts, welche dieſe Einreichung an bie Landraͤthlichen 
Aemter unterlaſſen, verfallen in 5 Rihlr. Strafe. 
$.7. Zur Schabloshaltung für dieſes Geſchaͤft und für die den Juden etwa zu erthei⸗ 
lenden Beicheinigungen und Extrakte aus den Liſten find die Bürgermeifter und Woyts 
befugt, vorläufig die in dem Königl. Sächjfifchen Dekret v. 23. Kebr. 1809 Zit. 2. für 
Givilftande-Beamte weltlichen Standes feftgefegten Gebühren für ſich oder für ihre mit 
der Führung der Liften bleibend von ihnen zu beauftragende Unteroffizianten zu erheben. 
$.8. Diefe Gebühren betragen 
a) für die Einjhreibung einer Geburt von Perfonen erfter Klaffe 10 Sgr., zweiter 
Klafle 5 Sgr., britter Klaffe 34 Sgr.; 
b). für die Einfhreibung einer Heirath refp. 15 Sar., 10 Ser., 5 Sgr.; 
e) je: > Einſchreibung einer Ehefcheidung refp. 13 Rthlr. 10 Sgr., 3Rthlr. 10 Sgr., 


gr. 5 
d) für die Einfchreibung eines Zobesfalles refp. 10 Sgr., 5 Egr. und 2 Sgr. 

Gür jede auf Verlangen zu ertheilende Beſcheinigung aus den Liſten findet derſelbe Ge: 
bühren-Gaß, wie für die Einfchreibung felbft, ftatt. 

Arme find jedoch von Zahlung der Gebühren ganz befreit. Die Bürgermeifter und 
Woyts find daher verpflichtet, fowohl bie Einfchreibung in bie Liften, als auch die Aus: 
fertigung ber Attefte, ohne alle Bezahlung zu bewirken, wenn.ihnen befannt, oder durch 
ein Zeugniß nachgewiefen ift, daß der Intereffent die Gebühren zu zahlen außer Stanbeift. 

$.9. Die Königl. Landräthlichen Aemter werden angewiefen, auf die Befolgung bie: 
fer Anordnung mit Strenge zu halten. Bromberg, den 15. April 1823. 

Königl, Preuß Regierung. Erfte Abtheilung. 


A, Geburtsliſte von den jüdifhen Slaubensgenoffen in (der Stadt N. N.) 
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C. Lifte von den Eheſcheidungen der jüdiſchen Glaubensgenoſſen 
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ce) B. der K. Reg. zu Bromberg über die Kontrolle der Familien: Ver, 


änderungen unter den Juden v. 5. Juli 1825. 

Durch unfere Verf. v. 24. Dec. 1823 (Amtöblati für 1824 ©. 13) ift bereits angeorb: 
net, daß und in welder Art die Verzeichhniffe der Geburten, Zrauungen, Sceidungen 
und Todesfälle unter den jübifchen Glaubensgenoffen von den Orts-Polizei-Behoͤrden 

eführt, und daß dic Duplifate diefer Liſten am Schluffe jeden Jahres den betreffenden 
— zur Aufbewahrung übergeben werden ſollen. Die ertheilten dies— 
faͤlligen Vorſchriften ſind in der Hauptſache uͤbereinſtimmend mit den Vorſchriften der 
Inſtr. v. 25. Juni 1812, nach welcher, gemäß einer Verordnung der Koͤnigl. Miniſterien 
des Innern und der Polizei und ber Suftis v. 26, April d. 3. jest das Verfahren in der 
ganzen Monarchie eingerichtet werden fol, Jedoch find nach diefer Inftr, die gedachten 
Berzeichniffe in Anfehung der Juden auf dem platten Lande fünftig nicht von den Woyts⸗ 
Aemtern, fondern von den landräthlichen Aemtern zu führen, wogegen es hinfichtlich der 
Juden in ben Stäbten bei der Verf. v. 24. Dec. 1823 das Verbleiben behält. Den 
Königl. Iandrärhlichen Aemtern wird daher, eben fo wie den ftäbtifhen Polizeibehoͤrden, 
die puͤnktliche Befolgung der gedachten Verf. v. 24. Dec. 1823 hierdurch aufgegeben. 
Jede Behörde, welche die in Rede ftehenden Verzeichniffe führt, iſt verantwortlich dafür, 
1) daß die Perfonen, deren Geburt und Verheirathung, Scheidung oder Tod eingetra- 
gen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Einländers haben, ober refp. 
durch die Geburt oder Verheirathung erlangen; 
2) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Es bleibt ihr überlaffen, auf welche ſchickliche und zweckmäßige Art fie ſich in beiberlei 
Rüdficht Ueberzeugung ſchaffen will. 

* jede Eintragung werden, außer dem Fall des beglaubigten Unvermoͤgens, 5 Sgr. 
Schhreibegebühren bezahlt. Die Aufbewahrung der Verzeichniffe bei den Friedens-Ge⸗ 
richten und bei den Orts-Behörden muß mit eben der Sorgfalt gefchehen, als dies mit 
den Kirchenbüchern der Fall iſt. 
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Atteſte, auf den G De: re Berzeichnifle von den Behörden, welche fie führen, oder 
von ben Geicbenkhenhten ertheilt, vertreten dagegen aud) für Juden, bie Einländer find, 
die Stelle von Geburts⸗, Trauungs⸗ und Todtenfheinen, und für deren Ausfertigung 
werben auch biefelben Stempel:Sportein erhoben. Die durch unfre Verf. v. 15. April 
1823 beflimmten. abweichenden Gebühtenfäge für Eintragungen unb Beſcheinigungen 
finden daher nicht weiter Anwendung. Jeber ſelbſtſtändige Jude, der Einländer iſt, hat 
die Verpflichtung, von den Geburten, Trauungen, Scheibungen und Tobesfällen, die in 
feiner Familie vorfallen, ber Polizei: Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar in den Stäb: 
ten der DrtösPolizei-Behörde binnen 24 Stunden, auf dem Rande dem Landrathe binnen 
* (Brombderger A. Bl, 1825.) * 

dd) Bgl. auch die Inſtt. v. 14. Jan. 1834 bei dem Abſchnitte Poſen. 

Die Juden⸗Regiſter find nach dem chriſtlichen Kalender zu führen. 

B. der K. Reg. zu Oppeln v. 11. März 1819. - 

Es kommen gegenwärtig nicht felten Zweifel vor, über das wirkliche Alter der mofai: 
Ihen Glaubensgenoſſen, weil die Befchneidungsbücher früherbin nur nach der jübifchen 
Zeitrechnung geführt wurden. : Um dergleichen Verbuntelungen und Zweifel, befonders 
bei der nunmehro allgemein eingetretenen Militairpflichtigkeit für die Folge zu befeitigen, 
haben ſaͤmmtliche Ortspolizei- Behörden, unter deren Auffiht Kommunen mofaifchen 
Glaubens fich befinden, ftrenge darauf zu halten, daß die Geburte:, Beſchneidungs-⸗, 
Zrauungs⸗ und Sterbe⸗ Regiſter der. mofaiſchen Glaubensgenoſſen nicht bloß nach dem 
juͤdiſchen, fondern auch. nad) dem chriſtlichen Kalenderin ‚zwei gleich fortlaufenden Ko: 
lonnen geführt werden. (Ann. III, ©. 129.) u 

4) Strafbeftimmungen für, unterlaffene Meldungen bei der Polizei:Ve: 
hörde behufs Eintragung in die Zudenregifter. 

a)R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Bromberg, v. 
1. Jan. 1826: 9, 

Da, wie ber K. Reg. auf den Bericht v. 28. Nov. pr. zu erkennen gegeben wird, das 
Verbot der Unterlaffung von Anzeigen det im jüdifchen Kamilien fid) ereignenden Ge: 
burts⸗, Heiraths⸗, Scheibungs: und Sterbe: Fälle bereits beſteht; fo ift die K. Reg. durch 
den . . der Dienſt⸗Inſtr. dv: 23. Okt. 1817 zu der fehlenden Strafbeftimmung inner: 
zus eben dafelbft angegebenen Grenzen ermädhtigt!), und es bleibt Ihr felbige daher 

aflen., (Ann. X.S. 121.) ' , 

b) R. des Min. d. Inn. (v. Bernuth) an die K. Reg. zu Marienwerber 
12. Aug. 1842. 

Das Min. ermächtigt die K. Reg. auf den Ber. v. 19. v. M., die Nichtbefolgung der 
Vorſchrift sub No. 4, a. ber Inſtr. v. 25. Juni 1812, nach welcher jedet felbftftändige 
Sube von ben in feiner Familie vorfommenden Geburten, Trauungen, Scheidungen und 
Zobesfällen binnen refp. 24 Stunden und drei Tagen der Polizei⸗Obrigkeit Anzeige zu 
machen bat, mit einer Geldbuße von Einem big Fünf Thaler, oder verhältnigmäßiger 
Gefaͤngnißſtrafe, zu bedrohen. (W. M. Bl. 1842. ©. 315.) 


r} JI. 0 
V — —— 


| 3Zweites Kapitel, | 
Berhältniffe der inlänbifhen Juden, das Paßweſen 
| betreffend. | 

l. In Betreff der Papverhältniffe der ausländifchen Zuben vgl. die 
Abtheil. IV, nr Ä DIE 

1. Die inländifhen Juden anlangend, fo beftimmt 

1) da& Allg. Paß-Ed. für die Preuß. Monarchie v. 22. Juni 1817?) im 
$. 12, daß der Inländer eines Paſſes zu Reifen im Innern der Monardjie 
nicht bedürfe; hiervon find im 8. 14 ausgenommen: Handwerkögefellen, mit 
der orbinairen Poft Reifende.und Juden. 2 

Des Weiteren beftinimen hierüber: | | * 
2)das R. des Min. d. Pol. v. 5. Jan. 1819, wegen Behandlung der 


1) Nämlich innerhalb der Gränzen bes 2, R. II. 20. $$. 33. 35, 240., d. h. inner: 
halb ſechs Wochen Gefängniß oder 50 Rthlr. Geldbuße, 
2) G. ©. 1817. ©. 152. 
Teil VIIL 85.3. Die Derhältnifie ver Juden. 5 
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im Lande zwar geborenen, jeboch mit dem Staatsbürgerrecht nicht verfehenen, 
vom Auslande zurüdgelieferten Juden, welches Abth. IV. Abſchn. U. Kap. II. 
zu vergleichen iſt. (Ann. 11, 128. — 1. 89.) | 

3) E.R. des K. Min. deö J. u. d. P. (v. Schudmann), v. 15. Febr. 
1825, an fämmtl. K. Reg. Ertheilung und Viſirung der Päſſe für Han- 
delsJuden. r 

Da die Verbreitung falfher Münzen gewöhnlich durch Handels⸗Juden bewirkt wirb, 
und daher bei denfelben in Anfehung der Ertheilung und Vifirung der Päffe mit mösg- 
lichſter Vorficht zu verfahren ift, jo wird der. K. Reg. hierdurch aufgetragen, dem Pol, 
Behörden Ihres Bez. die genauefte Aufmerkfamteit auf folche Reifende zu empfehlen, 
und fie infonderheit anzumweifen, Lesteren nur bei notorifcher oder hinreichend nachgemie: 
fener Unverdaͤchtigkeit Päffe zu Reifen im Inlande zu ertheilen, und bie. vom ihnen zur 
Viſirung probueirten Päfle nur alsdann, wenn felbige den Paßgeſ. gemäß ertheilt, und 
fonft in Ordnung find, mit dem Viſa zu verfehen, auch die won ihnen etwa in Antrag 
gebrachte Abänderung der Reiferoute blos in dringenden Fällen. und bei der Ueberzeu⸗ 
gung der völligen Unverdächtigkeit des Paßinhabers nadyzugeben, in feinem Ball aber 
durch das Viſa den in dem Paf angegebenen Beftimmungsort der Reife zu verändern 26") 

(X. IX. 190. uk Li 125.) | E 

4) C. N. des K. Min. des J. u. der P. (v. Schudmann), v. 10. Juli 
1825, an die K. Reg. der Prov. Preußen, Pommern und Pofen. Ertheir 
lung der Päffe an Suden zu See:Reifen. 

Um der durch polnifche Juden verſuchten Verbreitung falſcher aus England kommen: 
den Münzen für die Zukunft nad) Möglichkeit vorzubeugen, finde ich mid) bewogen, in 
Folge der ſchon früher ergangenen Berf. wegen der bei Ertheilung ‚und Viſirung von 
Paͤſſen, befonders an Juden, zu beobachtenden Vorficht, hierdurch näher: feſtzuſetzen, dab 
feinem fremden Juden, ohne Ausnahme, und keinem preuß. Suden, der nicht als ein 
rechtlicher zuverläßiger Mann gekannt ift, ein Paß zur See gegeben oder vifirt werden 
fol ze. (X, IX. 703. — 3, 110.) 

5) E.R. des K. Min. des J. u. der P.(v. Rochow) v. 10.Okt. 1839 au 
fämmtlihe K. Reg. sub No. 10. | 


Sn Betreff der im Snlande domicilivenden jüdischen Handelsleute wird, zur Ber: 
hinderung des unbefugten Umberziehens derfelben unten dem: Vorwande von Marktreiſen 
oder andern Gefchäften, fo wie, um den von mehreren Reg. für ihre vefp; Bezirke biefer- 
halb erlaffenen Anordnungen die erforderliche Wirkſamkeit zu fihern, hierdurch noch be: 
ſonders angeordnet, daß ſolchen jüdiſchen Handelsleuten Reifepäffe nur von der Polizei 
Obrigkeit ihres Wohnorts, oder den derfelben vorgefesten Behörden ausgeftellt ober pro⸗ 
longirt werden dürfen, Zum Behufe der Nachſuchung neuer Päffe an die: Stelle bereits 
abgelaufener darf, wenn der Inhaber fich außerhalb feines Wohnorts befindet, und Feine 
Veranlaffung vorhanden ift, denfelben fofort in die Heimath zurüdzumeifen, nur eine 
Verlängerung auf hoͤchſtens 6 Wochen, deren Zweck ausdrüdlich zu vermerken ift, ein 
treten. Von diefer fchon in der Gen. Paß-Inſtukt. v. 12. Zuli 1817. $. 11 enthaltenen 
Vorſchrift findet eine Ausnahme nur ftatt: 

a) bei verlorenen Päffen, an deren Stelle jedody nur Snterimspäffe auf eine nach ben 
Umftänden zu bemeffende Krift zu ertheilen finds; ıtındrz 

b) bei Ertheilung von befchränkten Reiferouten (Zwangspäffen), deren Anwendung 
—5— der Zurückweiſung des Inhabers in die Heimath erforderlich erachtet wird, 
ingleichen 

e) in ſolchen Faͤllen, wo der Extrahent die Entſcheidung der Polizeibehbrde feines 
Wohnorts ohne erheblichen Nachtheil nicht abzuwarten vermag, und die *9 
die Beſorgniß eines Mißbrauchs des nachgeſuchten Paſſes ausſchließen. 
Faͤllen iſt jedoch der letztgedachten Polizeibehoͤrde von der erfolgten Pa eilung 
Nachricht zu geben. 

Die K. Reg. hat die betr. Behörden hiernach mit Anweiſung zu verſehen. 

(Ann. XXII.S. 179.) | 

6) In Betreff der Juden aus dem Großherzogthum Pofen.- 

a) C. R. des K. Min. ded J. u. d. P. (v. Kamptz) v. 20. Juni 1821, 
an ſämmtl. K. Reg. (ausfchlieglich der Pofenfchen.) 


2) Der übrige Theil diefes R. enthält die allgemeine Anweiſun in ſunmtt⸗ ol, Be: 
hörben zur frengeren Befolgung der Papgefene. — — * 


Arms 5 " t.ty 
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Di zu Po um dem der öffentl. Sicherheit gefährli i 
— —A— 5 bereits M . 2 Febr, & un Ahr 
— Ai Aa pon Paſſen beauftragten Behörden Ihres Berwalt.=Bez. 


H 
— dergl. Juden überhaupt keine Paͤſſe erhalten, wenn fie nicht überzeugend 
darthun koͤnnen, an dem Orte, wohin fie reifen, ein namhaftes Geſchaͤft zu haben, 
—5 Geldmitteln zur Reiſe verſehen zu fein. 
a ind in ben Päflen der Zweck und das Ziel ihrer Reife ausdrücklich zu bemerken. 
$ in dem Paß eine genaue Reiſeroute vorgefihrieben, und den Paßinhaber er: 
BR) ‚jo wie bemfelben auch anzudenten und ebenfalls im Paffe zu bemer: 
ken iſt, der Reiſende, wenn er von der Route abweicht, und den Paß nicht in 
jeder Stadt und in jedem Nachtquartier viſiren laͤßt, als Vagabonde arretirt und 


‚beftzaft werden fol. 
4) Kir unbeftimmte Erklärung, ein Unterfommen füchen, aber Weluche bei Freunden 
m zu wollen, Bat nur dann als — — Grund hut Paphewit ung 
m werden, wenn die Ertrahenten durch ſchriftliche Zeugniffe der betr. Orts: 
jebe nachweifen, daß an dem Orte ihres angegebenen Reifeziels die von ihnen 
namentlich zu bezeichnenden Kreunde wirklich vorhanden find, und ber Beſuch, und 
u weldem Zweck verabredet worden. Ä | 
en, welche ſich ohne die vorfhriftsmäßigen Paͤſſe betreffen laffen, find ſogleich 
gabonden zu verhaften. 
‚Mittheilung obiger, dem Zwecke völlig angemeffenen, Beftimmungen wird bie 
K. *5 erdurd aufgefordert, Ihrer Seits zu deren Beobachtung und weitern Anwen: 
dung dm fo eifriger mitzunoivken, als die Erfahrung gelehrt hat, daß bie Juden aus 
dem ee aostyum Pofen und den benachbarten Ländern unerſchoͤpflich find, um ſich 








t. 1820 inden X. V. 113. — 1.7 
riften durch ein Publik. v. 20. Jan. 1821 ebenfalls zur Nadja 
gemacht, Am Schluſſe diefes Publ. heißt es noch: 
Dabei empfehlen wir befonders: 
41) auf die Handelöjuden, vorzüglid) zur Zeit „ber Märkte’ ein genaues Augen: 
merk zu richten; 
2) diejenigen, welche mit folchen Päffen aus dem Pofenfhen Reg. Dep. verjehen 
ind, die den obigen Vorſchriften nicht entipredyen, anzuhalten, und wenn. fie 
Jonſt weiter nicht verdächtig find, mit einem in Rückſicht der Zeit und des ein: 
zufchlagenden Weges forgfültig zu beſchränkenden Paſſe fofort nad) ihrer Hei: 
math zuruͤckzuweiſen; aud) jene unvollftändigen Päffe, welche ihnen abzunch: 
333 zur —5* Verf. pi The bean Fi, peins Haf 
‚Diejenigen, welche mit gar keinem Paffe verfehen find, fogleidy zu verhaften, 
2 und über ihre bisherige Tebensweife zu vernehmen, und, wenn fie babei einis 
germaßen fich Iegitimiren können, in gleicher Art alsbald nad) ihrer Heimath 
Jurückzuſchicken. | 
Dagegen ift in Abficht derjenigen, welche beſonders verdächtig ober wegen 
ihres Gebarklichen Bagabondirens zur Aufnahme in das Korreftionshaus ge⸗ 
eignet erſcheinen, unter Borlegung ber ernehmungs = Protokolle zuvoͤrderſt 
anher zu berichten ; 

4) in jedem Kalle, wo ein ſolches Subjekt mit einem ahnen Paſſe nad) ſei⸗ 

he te zurückgeſchiet wird, fofort die Heimaths⸗Behörde ſchriftlich zu 

bena tigen; 

5) in der Hegel keinem Handelsjuden der bezeichneten Art, wenn er auch font un: 
verdächtig wäre, einen Paß zur Kortfegung feiner ———6 im Lande zu 
ertheilen, ſondern ihn mit ſeinem Geſuche an die Obrigkeit ſeiner Heimath zu 
verweiſen. 

Nur dann kann von dieſer Regel abgewichen werden, wenn ber Baker 
her in der von der K. Reg. zu Dofen vorgeſchriebenen Art über den Beſitz ber 
nöthigen Geldmittel und über den Zweck der Reife fich vollftändig auszumeis 
fen, und zugleich darzuthun vermöchte, daß eine Gefahr im Verzuge obwaltet. 

. Eine eben fo forgfältige Aufmerkfamteit ift auf die vagabopdirenden Handels⸗ 

4 a aus dem Königreich Polen zu verwenden, weldye vornehmlidy zur Zeit der 
. von Leipzig und Frankfurt a. d. D. das Land zu uberſchwemmen pflegen. 
ed) | IE ; 
Ein —VV— — hat die Reg. zu Stettin unterm 5. Maͤrz 1821 erxlaſſen. 
(U: V.S. 113. Note.) | 
5* 


1) Sal; has in obiges R. faft wörtlich aufgenommene Publ. ber Reg. zu Pofen v.2. 
F — 1,73. Die Reg. zu Liegnig An diefe Vor: 
f f tung befannt 


———— — — — 
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bei den Behörden auf den Grund abgelaufener oder beſchränkter Päffe Legitimations- 
Dokumente von größerem Umfange zu verfhaffen. (X. V. 401. — 2.84) 

b) R. des 8. Min, des. u. d.P. (vd. Schudmann), v. 15. April 18%, 

an die K. Reg. zu Liegnis, Bredlau, Oppeln (und abfchriftl, an bie 8. 
‚Reg. zu Pofen). rum, 

Nach einem Ber. der K.Reg. zu Pofen find bei derfelben oft darliber Beſchwerden 
geführt worden, daß die Vorſchriften der Eirk. Verf. dv. 20, Juni v. I. wegen ber Er⸗ 
theilung von Päffen an unbemittelte Juden, von Seiten der Schlefiihen Pol. Be: 
börden, ohne Unterfchied auf alle Juden aus dem Großherzogthum:Pofen ausgedehnt 
werden. Ic veranlaffe deshalb die K. Reg., die betr, Behörden zu umfidhtigerer An- 
wendung ber ertheilten Vorſchrift anzuweifen. (A. VI. 414, — 2. 68.) : 

c) R. des K. Min. ded J. u.d.P. (v. Rochow), v. 31. Mai 1837, an 
die K. Reg. zu Pofen. 

Auf den Ver, der K. Reg. v. 10. v. M. find die von Derfelben bezeichneten Reg. an: 

ewiefen worden, ben Ortspolizeibehödrben ihrer Bezirke die Beobachtung bes $. 11 der 
Sen. Paßinſtrukt. v. 12. Zuli 1817 vorzüglich in Bezug auf die Juden aus ber Provinz 
Poſen, aufs Strenafte einzuſchaͤrfen. — 
Indem der K. Reg. bie diesfaͤllige Berf. (Anl. a.) hierneben abſchriftlich mitgetheilt 
wird, erhaͤlt Dieſelbe zugleich Ystarift des ablehnenden Beſcheides (Ant. b.), welder 
auf ihren Ber. v. 22. März d. 3. den Berwaltungsbeamten ber jüdifcdyen er 
zu N., rücfichtlic, ihres hier angebrachten Gefuhs um Aufhebung der wegen Ausferti- 
gung von Paͤſſen für handeltreibende Juden * Beſuche auswaͤrtiger Märkte gemat; 
ten ———— ertheilt worden iſt, zur Kenntnißnahme. 


a, 

Nach einem Ber. der Reg. zu Pofen find handeltreibenden Suden aus dem Bezirke 
‚von Orts: Polizeibehörben in den henachbarten Provinzen gegen die Vorfchrift des $. 11 
der Gen. Paßinſtrukt. v. 12. Juli 1817 nicht blos ihre heimathlichen Paͤſſe prolongirt, 
fondern fogar neue Päffe, zumeilen auf ein ganzes Jahr, ausgefertigt worden. 

Zur Abftellung des dadurd) veranlaßten Uebelftandes wird der K. Reg. aufgetragen, 
den DOrts-Polizeibehörden Ihres Bez. die Beobachtung jener Vorfchrift, a ar in 
Beꝛug auf die Zuden aus der.Prov. Pofen, aufs Strengſte einzuſchaͤrfen. 

erlin, den 31. Mai 1837, 
Der Minift. des J. u. d. P. 
| v. Rodow, 
An die K. Reg, zu Frankfurt a. O., Stettin, Göslin, Breslau, Liegnig, Oppeln und 
ARORPIDEFAER, | 


Auf die Eingabe der Verwaltungs-Beamten der jüdifchen Korporation zu N. v. 24. 
Bebr, d. 3. iſt wegen ber, vonder K. Reg. zu Poſen hinfichtlic der Ertheilung von Reife: 
päflen an hanbeltreibende Juden zum Beſuche auswärtiger Märkte gemachten Beſchraͤn⸗ 

ungen zupörberjt der Bey, biefer Behörde erfordert worden... 13; 

Nachdem derfelbe eingegangen, Tann ich jedoch, bei forgfältiger Erwägung feines 
Inhalts, wonad die früher von den Polizei-Magifträten der mehrften Städte erfolate 
Ausfertigung, von Sahrespäffen für handeltreibende Zuden zum. Beſuche auswärtiger 
Märkte zu erheblichen Mißbraͤuchen und Uebelftänden geführt, und zahlreiche Klagen ber 
benachbarten Reg. hervorgerufen hat, die getroffene Anordnung nur beftätigen, und zwar 

um fo mehr, als Paͤſſe, welche, auf den Zeitraum von ſechs bis acht Wochen ertheilt wor 
den find, zum Beſuche bejtimmter Jahrmaͤrkte der Regel nad, für welche diefe Borfcrift 
auch nur erlaffen ift, und wenn die Paßinhaber, wie die Bittfteller verfichern, nad) bes 
endigten Geſchaͤften zurückkehren, vollfommen ‚genügen werben, und als die K. Reg. bie 
Hol. Behörden ihres. Bezirks autorifirt hat, von jener Regel nad) genauer Prüfung ber 
obmwaltenden Umjtände und bei bekannter Zuverläßigkeit des Extrahenten. eines Palles, 
zumal bei naturalifirten Juden, Ausnahmen eintreten zu Laffen. 

Es kann, daher. auf. das Geſuch, jene Beſchraͤnkungen aufzuheben, ‚nicht eingegangen, 
eben ſo wenig aber der Antrag auf Eoftenfreie Ausfertigung der Paͤſſe für zutäffig erach= 
tet werben. Berlin, ben 31. Mai 1837. | 
Der Minijt. des 3. u. d. P. 

x ' v. Rohow, 
(X. XXI. 182. 77) uhlou ui 

TR der-K, Min. des J. u. d. P. (v. Schudmann), u. d. F. G. Kles 
wis), v- 30. Nov. 1821, an die K. Reg. zu Königsberg. Zu Reifen der 
Suden in das Samland find Regierungspäffe erforderlich." 

Da der mit den BernfteinsPächtern abgefchloffene Kontrakt ausdrücklich feftfegt, daß 
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none kein Zube ohne einen Reg. Paß reifen oder fich aufhalten 
I, und eine Abweihung hiervon ohne Zweifel Entſchaͤdigungs-Anſprüche von Seiten 
‚Dächter zur Folge haben dürfte, fo muß es auf ben Diegfälligen Ber, der K. Reg. v. 
0. M. ‚bei den kontraftmäßig erforderlichen Reg, Päffen für die Reifen ber Juden 
h dem Samlande verbleiben... (A. V. 908. — 
2 ’ ER. des Pol. Min. (v. Kampb) vb, 10, Okt. 1815. 
Se Sndem ich der K. Reg. auftrage, die Ihr untergeordneten Pol, Behörden hiernach 
— anzuweiſen, empfehle ich Derſelben, bei dieſer Gelegenheit die gedachten 
Örben zn erinnern, auch die alt⸗teſtamentariſchen Glaubensgenoſſen in polizeilichen 
Kücdfichten, mithin namentlich bei der Fremden- und Pa: Polizei, mit eben dem Ans 
der Bereitwilligteit und Humanität zu behandeln, welche ihnen überhaupt zur 
Kommen ift, und auf welche jüdifhe Einwohner und jüdifche Neifende,ein durchs 
aus gleich ftarkes Recht, wie hriftliche Glaubensgenoffen, haben. 
"(Hoffmann a. a. D. ©. 86.) 
9) Was infonderheit dad Paßwefen der jüdifhen Handwerksge— 
fellen anlanat, fo disponiren: 
a) 89886. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann), v. 9. April 
1824, an fämmtl, K. Reg. und an das K. Pol. Präf. zu Berlin. Ertheis 
ng von Wanderpäffen an jüdifche Handwerkägefellen. 
Be unterm 20. Zuni 1824 in Betreff der Reifen unbemittelter Juden ergangene C. 
Berf. muß in Anſehung derjenigen jüdifhen Handwerksgeſellen, weldye auf eine ge⸗ 
Hörig erlernte Profeffion zu wandern willens find, in ſofern fie ſich über ihren’ unbes 
Tcholtenen Lebenswandel gehörig ausgewiefen haben, eine Modifikation erleiden, indem, 
da bie Erlernung und der Betrieb näglicher Handwerke Seitens der Juden alle Begins 
ftigung verdienen, bie Abficht nicht geweſen ift, jüdiſche Handwerksgeſellen, wenngleich 
fie unbentittelt; aber dody als unverdaͤchtig legitimirt find, vom Wandern auszufchlies 
gen. Es ift indeffen nicht allein. bei Ertheilung von Päflen an folche Juden mit befondes 
rer Vorſicht und ftrenger Prüfung ihrer Unverbächtigkeit zu verfahren, ſondern auch in 
biefen Päffen jedesmal der Zweck ber Reife beftimmt und BUABOUIREONNG 5% vermerfen und 
der Reiſepaß ausdrücklich nur zu diefem Zwecke auszuftellen ze. (X. VII. 535. —) 
b) R. des K. Min. ded I. und der P. (v. Schuckmann), v. 18, Mai 
1824, an die K. Rea. zu Münfter. Deffelben Inhalts. | 
Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6, d. M., wegen ber, unterm 9. v. M. in Be: 
teeff des Wanderns jüdifcher Handwerksgefellen erlaflenen C. Verf. eröffnet, daß die— 
ſelbe nur auf inländische jüdifche Handwerker ſich bezieht, (A. VI. 536. —) 
ec) R. des K. Min. des J. und der P. (Köhler), v. 26. Juli 1826, an 
die K. Reg: zu Potsdam und Frankfurt a. D. Deffelben Inhalts. 
'&n ber Ant. wirb der K. Reg. ein Ber. ber Reg. zu Frankfurt a. O. v. 29.9.M., 
vegen hielt der Wanderpäffe an jüdifche Handwerksgefellen ohne Staate-Bürger: 











gefert 

ber K. Reg. gutgeheißene Verfahren des dort. Pol. Direkt. in dem fraglichen 
meipricht der Abficht nicht, in welcher die C. Verf. v. 9. April 1824 erlaffen ift. 
fe Abficht ift in der Verf. felbft ausprücdlich angegeben, und geht dahin: 

bie ns und den Betrieb nüslicher Handwerke unter ben (einländifchen) Juden 
zu befördern. 

Wenn den jübifchen Handwerkögefellen zu ſolchem Ende das Wandern im Lande ge: 
fi we ſoll, ſofern fie ſich als unverdaͤchtig legitimirt. haben, fo verſteht es ſich 
vom felbft, daß denfelben da, wo fie Arbeit finden, auch der tempotaite Aufenthalt unter 
badhtung der.allgemeinen Pol. Vorſchriften geftattet werden muß- 
at einländifchen, aber nicht mit ftaatsbürgerlichen Rechten verfehenen jüdiſchen 

dwerksgeſellen in denjenigen Lanbestheilen, wo das Ed. v. 11. März 1812 in Kraft: 
befteht, von dem tempörairen Aufenthalt Behufs des Handwerksbetriches ala Geſel— 
len auszufchließen, hat das unterzeichnete Min. nicht beabfichtigt, und auch füglidy nicht 
keabfichtigen können, weil eine foldhe Ausſchließung dem Zwecke: der Befoͤrderung des 
ebetriebes unter den Juden geradezu wiberftreben würde ıc. (U. X..791.—) 

d) R. des K. Min. des J. (v. Schudmann), v. 4. Sept. 1827, an da$ 
K. Polizei: Präf. in Berlin. Deffelben Inhalts. 

Nah dem abfchriftl. angefchloffenen Schreiben bes H. Geh. Staats. Min; v. Klewiß, 


” 


3 le ift mehreren aus Halberftadt gebürtigen jüdifhen Handwerkern, welche, 
veilen, 
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anberfchaft hierher gelangt, die Abſicht gehabt, einige Zeit im Berlin gu ver— 
um bei hieſigen Meiftern in Arbeit zu treteh, der vorübergehende Aufenthalt vers 
weigert worden, weil fie zu denjenigen Juden gehören, welche, in Gemaͤßheit früherer 
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Beſtimmungen, da, wo das E. v. 11. Maͤrz 1812 in Kraft beſtehet, als einlaͤndiſche Ju⸗ 
den nicht angeſehen werben follen. E 

Das berührte Verfahren entſpricht jedoch keinesweges ben Abſichten, welche das unter: 
zeichnete Min. in den unterm 26. Juli v. 3- Ei bie 8. Reg. Ay en und Fra 
erlaffenen, durch die Aufnahme in v. Kampk Ann. Jahrg. 1826 I, 5. 791 gur 
niß der übrigen Verw.⸗Behörden gebrachten, deklaratoriſchen Verf. entwidelt hat, Das 
K. Polizei:Präf. wird daher hiermit angeiviefen: Gein Verfahren gegen einlaͤndiſche, 
niit ftaatsbürgerlichen Rechten aus dem E. v. 11. März 1812 nicht: verfehene jüdische 
rg ange x: jest an nach dem Inhalte der gedachten Verf. abzumeſſen. 

(Ann. Al, 757; 

e) © R. der K. Min, des I. (v. Brenn u. v. Rochow) v. 31. Mär; 
1835 an die K. Reg. zu Potsdam, Frankfurt, Stettin, Köslin, Königsberg, 
Marienwerder, Gumbinnen, Breslau, Oppeln und Liegnitz. Deſſelben 
Inhalts. | x 

Da es wünfchenswerth ift, die Juden zu einem edleren Geſchaͤftsbetriebe als bem Klein: 
handel, und befonbers zu seine anzuleiten, und alle.Dinberniffe, meLce eigent 

—B und chriſtliche Vorurtheile dieſem Zwecke entgegenſtellen, gu eſt ſo 
wird bie K. Red. hiermit angewieſen, wandernden juͤdiſchen Handwerksgeſellen, weicher 

Provinz des Preuß. Staats Ei Auch angehören mögen, keine. Hinderniſſe entgegen | 
fondern fie, fo lange nicht die allgemeinen politiſchen Gründe, welche auch bei chriſtlichen 
Gefellen in Betrachtung kommen, gegen fie ſprechen, als Fremde zuzulaſſen. 

In Hinſicht der ausländifchen Gefellen behält es aber bei der Vorſchrift des ®.v 
44. Marz 1812 und. bei den fonftigen Beftimmungen, wonad) ausländifhen Juden ber 
Zutritt verfagt werben muß, lediglich fein Bewenden. (Anm. XIX, 209.) 7, 

10) In Betreff der Paßertheilungen an Juden nah Rußland beitimmt 
das R. des Min. d. 3. (v. Meding) an den K. Landrath des Ftauſtadtſch 
Kreifes, Pofenfhen Reg. Bezirks, v. 14. Juli 1841. N 

Nach einer Verf, des Kaiferl. Ruffifchen Minifterii v. 30. Nov. 1839 ift den fremden 
Juden der Aufenthalt in Rußland zum Betriebe von Hanbelsgeihäften und an Pe 
gen Orten auf Ein Jahr geitattet, wo ſich überhaupt Juden niederlaffen dürfen; indeffen 
müffen fie den Zweck ihrer Dienftreife bei den betreffenden Kaiſerl. Ruſſiſ en Gefandt: 
ſchaften, weldyen ihre heimathliche Päffe zur Viſirung vorzulegen find, näher nachw 
Diefer Nachweis ift dadurch zu führen, daß die fremden Juden 

4) Fakturen, aus welchen bie Abfendung von Waaren nach einer Ruffifchen Bollftation 
oder nach einem Ruͤſſiſchen Hafen hervorgeht, 
2) Briefe von Ruffifchen Kaufletiten, welche ergeben, daß der Inhaber wirklich Handels⸗ 
geſchaͤfte an den betr. Drten in Rußland betreibt, und | TOR 7 
4 Quittungen über bie bei fruͤheren Handelsgefchäften in Rußland berichtigten Steuern 
eibringen. — 

Bei dieſen Beſtimmungen iſt nicht zu erwarten, daß die hieſige Kaifer!, Ruſſiſ⸗ Ge 
ſandtſchaft dem von Ew. ꝛc. in dem Berichte v. 10. d. M. für den jüdiihen Kaufıhänn 
N, zur Reife nach Rußland beantragten Minifterialpaffe, deffen Bewilligung, i 
Bedenken entgegenjteht, das Viſa ertheilen werde, ehe nicht den obigen E ord 
genügt worden iſt. (V. M. BL. 1841 ©. 226.) 






— Deittes Kabitel. — 

Die medicinalpoltzeilichen Verhaͤltniſſe det Juden des Preuß. Staats. 

‚I Die Beerdigung bet Juden in mebicinalpolizeilicher 
Hinfidht.. a2 | | | | 
Auffäge in den Jahrbuͤchern der Pr. Monarchie. 1798. II ©. 114. 118. 225, 240. 
Zadig's Betrachtungen über das Verfahren mit verfiorbenen Perfonen. 
Löme’s Abhandlung über benfelben Gegenftand. | 
Marcus Herz Sendfchreiben an die Herausgeber des hebräiftyen Sammlers, über bie 

frühe Beerdigung der Juden. Berlin, 1788, — 

A. Verhütung des Scheintodeß. | — 

Das A. 8. N. ſchreibt Thl. H. Tit. 11. 8. 476 ganz allgemein vor: 

: „Die nähern Beftimmutigen wegen der zur Verhütung bed Lebenbig- 
— —— nöthigen Vorfichten bleiben denjbefondern Polizeiverorbnungen 
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Derartige Berorbnungen find auch. im Allgemeinen getroffen; insbeſon⸗ 
bere aber noch rüdfichtlich der Juden, wegen beren früherer Sitte, bie 
en innerhalb vier und zwanzig Stunden zu begraben. Es beflimmen 

ierüber:: 


1) Das E. R. v. 25. Sept. 1798. 

Friedrich Wilhelm, König 2e. 2e. Unfern ꝛc. Im Gefolge ber Cirk. Verf. v. 6. San, 
1795, womit Wir Eudy zur asus frübzeitiger Beerdigung eine Inftr. für die Pre: 
biger v. 31. Okt. 1794 zugefertiget haben, befehlen Wir auch, den Oberstand-Rabbi und 
die übrigen Rabbiner fammtlicher Euch untergeorbneter Judenſchaften durch die hiefigen 
Landes⸗ Aelteſten anzuteifen, fich darnach in Gemäßheit und Verfolg der Anordnungen 
des 2. R. 2. Th. 11. Tit. 469. 474, 58. u. f. f. zu achten, weil bei allem, was für bie 
frühzeitige Beerdigung der Leichen angeführt ift, immer ein wirklicher Todter vorausge⸗ 
fest wirb; bie Frage aber, ob jemand todt oder nicht tobt fei, nicht Sache der Religion, 
fondern ber Phyſik ift, es alfo nach dem 8. R. 2. Th. 20. Zit. 692. $. nur der Landes 
Polizei zukommt, auf lestere geftügte Vorfchriften über bie Kennzeichen des Todes zit 
geben, und darnadı die Zeit ber Beerdigung, und bie zuvor zu beobachtenden Vorſichts⸗ 
regeln zu beftimmen, ihnen auch bekannt zumachen, daß, wenn ausgemittelt werben follte, 
daß in irgend einem Falle dem L. R. in ber zuerft angeführten Stelle entgegen gehandelt 
worben fei, diejenigen, denen Hierbei ein Verfchulden zur Laft fiele, nad) dem 20, Zit. 
778780. 58. verantwortlich wilrden — werben, Sind ze. 

GVA. OC. C. Tom. X. ©: 1767. Rabe Bb, 5. ©. 215.) 


2) Die vorfiehend in Bezug genommene Inſtr. für die Prediger v. 31. 
Okt. 1794 über die, Kennzeichen des wirklich erfolgten Todes, zur Vermei— 
dung ded Begrabens lebender Menfchen, ift in Hoffmann's Repert. Thl. J. 
Hort]. 1.8, 186. und bei Rabe Bd. 13. ©. 270. mitgetheilt. 


3) Publ. der K: Reg. zu Pofen v. 27. Aprit 1818. 

Aus den Gefundheitöberichten ber Kreisphnfiter haben wir verfchiebentlich erfehen, daß 
in den ifraelitiſchen Gemeinden die Leichen nicht mit derjenigen Sorgfalt behandelt wer: 
den, welche bet Staat nady der tinterm 17. Mai a. pr. bekannt gemachten Verordnung 
darauf verwandt wiflen will, um der Möglicykeit, lebendig begraben zu werden, zuvor: 
zukommen. Ob wir gleich ‘in der gedachten Bekanntmachung auch die Vorfteher der 
Synagogen verpflichtet haben, auf die Befolgung der deshalb ertheilten Vorfchriften zu 
achten, fo nehmen wir doch Veranlaſſung, die Sache ihrer Wichtigkeit wegen wieberholt 
in Erinnerung zu bringen, und weifen die Vorfteher ſämmtlicher Synagogen und Rabbi⸗ 
ner unſers Regierungsbezirks hiermit ausdruͤcklich an, ſich nach den Beftimmungen ber 
mehr erwähnten Bekanntmachung, und zwar in Gemäßheit der Anordnungen des L. R. 
Th. 2. Zit. 11. $$. 469. 474 u. ſ. w. überall zu richten, indem bei allem, was von ben 
altteftamentarifchen Glaybensgenoffen für die frühzeitige Beerdigung der Leichen ange: 

Yoird, immer ein wirklicher Zodter vorausgefest werben muß; bie Frage aber, ob 
jemand todt ober nicht tedt fei, nicht Sache der Religion, fondern der Phyſik iſt, es alfo 
nad) dem L. R. Ih. 2. Zit. 20. $. 692 nur der Landespolizei zukommt, auf lestere ges 
ftüsgte Vorſchriften über die Kennzeichen des Todes zu geben, um darnach die Zeit ber 
Beerdigung und die zuvor zu beobachtenden Vorſichtsmaßregeln zu beftimmen. Sollte 
es ausgemittelt werden; daß in irgend einem Kalle dem L. R. in ber zuerft angeführten 
Stelle entgegen gehandelt worden, fo werben diejenigen, denen hierbei ein Verſchulden 
zur Laft fällt, zur Unterfuhung und Strafe gezogen werden. 

Sämmtlihe Magifiräte und Ortspolizeibehoͤrden werben zugleich aufgeforbert, dahin 
zu fehen, daß biefer Verordnung von. den jüdiſchen Gemeinden Genüge geleiftet werde. 

(Ann. 11. ©. 368.) 


4) B. der K. Reg, in Münfter, defjelben Inhalts, v. 20. Juni 1819, 

Ein neulicher Fall, wo die Frau eines jüdifchen Unterthanen nody an ihrem Todestage 
beerbiget ift, veranlaßt uns, das allgemeine Verbot der frühen Beerdigung der Juden in 
der ganzen Monarchie aufs Neue ernftlid in Erinnerung zu bringen. Cs gründet ſich 
zn auf den 476. $. des 11, Titels und den 692. $. des 20. Titels im 2. Theil des 

L. R. 

Alle von einigen jüdiſchen Glaubensgenoſſen vormals angeführte religiöfe Scheingründe 
für die frühe Beerdigung find bereits ausführlich wiberlegt, und dabei insbefonbere be 
merkt, daß, wenn ja einige Stellen des Talmuds bie baldige Beerdigung eines Zobten zu 
erfordern fcheinen, doch alsdann nad) andern damit zufammenhängenden Stellen immer 
nur dom unbezweifelt wirklichen Zodten, im Gegenfage von Scheintobten, bie. Rede ift, 
Ob aber jemand wirklich, oder nur anfcheinend todt ift, lehrt nicht die Religion, ſondern 
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die Raturkunde, und eben deshalb, Hat das A. L. Re die mäheren Beſtimmungen wegen 
Verhũtung des Lebendigbegrabens lediglich der allgemeinen Landespolizei vorbehalten. 
Von Seiten dieſer wird daher hiermit feſtgeſetzt, daß auch ale ee Giaubens genoſſen 
den hierüber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften eben fo, wie ie Chriſten, ſich unterwer⸗ 
fen müſſen. Dieſem zufolge darf keine jüdiſche Leiche vor völligem Ablaufe des dritten 
Tages nad) dem Tode, und überhaupt nicht eher begraben werden, big die untrüglichen 
Zeichen des wirklihen Todes und der begonnenen allgemeinen Auflöfung bes Körpers 
wirklich eingetreten find. , | 

Diefe Zeichen find: 1) wenn ber Rüden und die Lenden, und überhaupt. bie Stellen‘ 
wo der Körper aufgelegen, bleibend platt gedrückt find; 2) der wahre Leichengeruch, wel⸗ 
cher indeß von dem Holzgerucdhe des Sarges wohl zu unterſcheiden iſt; 3) das Zufam: 
menfallen des durdhjichtigen vorderen Theile des Auges; 4) das grünliche oder grün: 
ſchwaͤrzliche Auflaufen des Unterleibes; 5) das Abgehen bes Oberhäutchens an mehreren 
Stellen des Körpers, nebft dem matſchigen Xnfühten ber fleifhigten Theile unter ber 
Haut, und endlich 6) das Ausfließen fauligter Säfte aus allen größeren Definungen des 
Körpers, 

Um nun das Begraben jübifcher Leichen vor dem Eintritte diefer Zeichen künftig ficher 
zu verhüten, find die jübifchen Zodtengräber und Begräbnißvorfteher durch die Bürgers 
meifter nah jüdifchen Gebräuchen in der naͤchſten Synagoge, dahin zu vereiben, wie fie 
mit unverbrüchlicher Sorgfalt darauf zu halten haben, daß Feine jüdifche Leiche vor Abs 
lauf des dritten Tages nach dem Tode und vor Eintritt ſaͤmmtlicher obengenannten Kenn: 
zeichen des wirklichen Todes beerdigt, ja nicht einmal mit ihrem Wiffen ber Sarg früher 
zugemacht wird. Ueber diefen wirklich abgeleifteten Eid ift ein Protokoll aufzunehmen, 
deffen Einfendung wir hier in Münfter von dem Stadt-Direktor, und auf dem Lande von 
den Lanbräthen erwarten. Außerdem werben alle Orts-Obrigkeiten, beſonders da, wo 
juͤdiſche Gottesäder vorhanden find, angewiefen, bei ber ſtrengſten Vertretung darauf zu 
halten und Acht zu geben, daß der Mißbrauch der frühen Beerdigung der Juden nicht [ans 
ger geftattet, und fchlechterbings Eeine jüdifche Leiche vor erwiefenem Ablauf bes dritten 
Zages nach dem Tode und dem Eintritte obiger Kennzeichen begraben wirb. Es muß 
diefes entweber durch ein Zeugniß des Arztes oder-wenigftens bas breitägige Aufbewahren 
der Leiche nach dem Tode durch ein Zeugniß des chriftlichen Hauswirths, ober falls ein 
Zube ein Haus allein bewohnt, eines hriftlichen Nachbars, erwiefen, und dies Zeugniß 
bei der Ortö-Obrigkeit eingereicht werben, bevor die Beerdigung gefchehen darf, Wer 
- überführt werden kann, daran Schuld zu fein, daß foldhe früher und vor dem Eintritte 
der oben bemelbeten Todeszeichen gefchehen, verwirkt die im 778. $. des 29. Titels des 
2. Theils des X. L. R. feftgefegte Gefaͤngniß- uud Feftungsftrafe, und ift folches befon- 
ders den jübifchen Begräbnißvorftehern und Zodtengräbern, im Betreff jeder gegen ihren 
beshalb as) zu begehenden Fahrlaͤſſigkeit, ausdrücklich bekannt zu machen. 

(Ann. IH. 424. | 


B. Das Begraben in Särgen. | | 

R. des K. Min. des I. (Köhler) an das Kollegium ber Aelteften und 
Vorſteher der israelitifchen Gemeinde zu Bredlau v. 1. Dec. 1818. Beer⸗ 
digung in Särgen. 1 

Es wird Ihnen auf Ihre von dem K. Min. der G., U. u.M. Ang. an das untergeich: 
nete Min, abgegebene Vorftellung v. 1. d. M., worin Sie Sich darüber befchmeren, daß 
die dortige K. Reg. Sie mit Ihren Proteftationen gegen die Ausführung des Entfchluffes 
mehrerer Familien, die Zodten Ihres Glaubens in Särgen beerdigen zu laffen, abgewie⸗ 
fen, und Sie angewiefen hat, ſich bei dergleichen Beerdigung jeber Störung zu enthalten, 
zum Beſcheide eröffnet, daß das unterzeichnete Min, Ihre Beſchwerde gang unbegründet 
findet, mithin Sie damit abmweifen, und das Verfahren der K. Reg., ald der Sache an: 
gemeffen, genehmigen muß. (Ann. II. ©. 1050.) 


I. Das Befhneiden der Judenkinder. | | 
1) R. des Min. des 3. v. 27. März 1818, mitgetheilt der K. Reg, zu 
Münfter v. 16. Zuni 1819. 

Durch ein hohes Min. R. v. 27. Maͤrz d. 3. ift, zur Verhütung ähnlicher Unfälle, als 
bei der Beſchneidungs-Ceremonie ber Knaben mofaifcher Glaubensgenoffen ſchon vorge: 
fommen, und mehreren Kindern toͤdtlich gewefen find, die Vorfichtömaßregeln verordnet 
worden, daß künftig bei dem Befchneidungs:Gefchäfte ein approbirter Wundarzt zugezo= 
gen, und dieſe religidfe Verrichtung einem anerkannt fittlihen Manne übertragen werden 
fol, der zugleich von dem Wunbdarzte über die dabei zumeilen vorfommenden Unfälle, To 
wie über das zu deren möglichften Verhütung angemeffene Verfahren gehörig inftruirt 
worden ift. (Ann, III, ©, 423.) 
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2 Publ: der Ki Reg: zu Bromberg v. & Sept 184. 

Es ift ben Kalt vorgefommen, daß ein Judenkind in Pur ungeſchickter Handhabung 
** Beſchneidung acht Tage nach dieſer Ceremonie geſtorben iſt. Um aͤhnlichen Une 
glüsfällen für die Zukunft zu begegnen, ordnen wir hierdurch an: | 

S) daß zu dem Amte eines Befchneiders nur anerkannt firtlihe Individuen gewählt 


werden, - —8 
2) daß ein jeder Beſchneider über die Operation der Beſchneidung und über die Vor⸗ 
‚fihtsmaßregeln vor, bei-und nad) berfelben ficy von dem betreffenden Kreis-Phnfi: 
an — ch prüfen, und über den Ausfall dieſer Prüfung ein Atteſt ausſtellen 
laſſe, un SEN 
3) daß Befchneider, welche diefe Prüfung entweder nicht beifällig beftehen, ober welche 
ſich derfelben nicht unterwerfen. wollen, die Operation der Beſchneidung nur in Bei: 
fein eines approbirten Wundarztes verrichten dürfen, und den Weifungen deſſelben 
in technifcher Hinſicht ſich — fügen muͤſſen. 

Die Polizei-Behörden werden für die Ausführung dieſer Anordnung verantwortlich ge⸗ 
macht, und bemerken wir noch, daß Kontraventionen gegen diefe Beftimmungen, nad 
Befinden der umftänbe und mit Vorbehalt bes bei Unglüdsfällen an den Schuldigen zu 
nehmenden Regrefles mit verhältnißmäßiger Gefängnifftrafe geahndet werden follen. 

(Ann. VII, ©, 816.) 
IR, der Min. d. ©,U. u. M. Ang., des I. u. d..9. v. 20. Dec. 1830 
an die Rheinifche Reg. zu N. N. | 

Die unterzeichneten Minifterien halten die Publikation der von der Königl. Regierung 
entworfenen und mittelft Berichts v. 7. Sept. c. zur Genehmigung eingereichten Vers 
ordnung wegen Abwendung der bei Beichneidung der Judenkinder vorlommenden Un: 
glüdsfälle nicht rathfam, vielmehr finden fie. es hinreichend, wenn bie Königl, Reg. jedem 
zur Befchneidung der Judenkinder nicht Autorifirten die Befchneidung verbiete, die Bes 
fanntmachung der Bebingungen aber, unter weldyen das ifraelitifche Konfiftorium bie 
Autorifation zu dem gedachten Gefchäft zu ertheilen gemeint ift, noch vor der Hand aus: 
geſetzt laſſe und darüber lediglich mit dem Konfiftorio verhandle, wobei jedoch bahin zu 
jeben ift u daß die. Bedingung des Nachweiſes der Sittfamkeit und der Erfahrenheit fo 


fireng als möglich beftimmt werde, (Ann, XIV. ©. 813.) 
II. Das Baden derjüdifchen Frauen. 


R. des K. Min. des I. (Köhler) an die K. Reg. in Arnöberg v. 21. Nov. 


1817. 

Das unterzeichnete Min. findet aus dem Bericht der K. Reg. zu Arnsberg v. 24. v. M. 
feine Veranlaffung, eine allgemeine gefegliche Beftimmung wegen Abftellung des Babens 
der ifraelitifchen Weiber in der von der K. Reg. angetragenen Art in Vorſchlag zu brin- 
gen, da ber Gegenftand von der Art ift, daß die Ausführung durch Gefege weder ge: noch 
verboten werden kann, vielmehr nach wie vor der freien Willkühr eines jeden Individui 
Überlaffen werden muß. (Ann. I. 9. 4. &. 106.) Ä | 


Achter Abfchnitt. | 
Die Abgaben der Juden in bem Preußiſchen Staate 


Es ift anerkannte, Regel, daß die Juden alle Abgaben an den Staat zah: 
len müffen, au deren Entrichtung die übrigen Staatöbewohner verpflichtet 
find. Daß fie als Juden nicht mit befonderen Abgaben belegt werden 
dürfen, beftimmt ſowohl der $. 14.ded E. v. 11. Mai 1812, als die fran- 
söfifche Gefeßgebung; nur in einigen wenigen Territorien, wo fie noch. be 
fonders zurücgefegt find, haben fie auch befondere Abgaben zu zahlen, wie 
Schusgeld, Rekrutengeld!), und wird died bei den einzelnen betreffenden 
Abfchnitten das Nähere dargeftellt. 

* Regel aber iſt auch in Betreff der folgenden Fragen maßgebend 
geweſen: 


— 





1) Ueber die Aufhebung des Leibzolles ſ. die Einleitung zu Abth. IL, Abſchn. 1: 
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1) Das R. des Gen, Poftmeifterd v. 19. März 1828 beftinmmt im $.27, 
bag, wenn arme Eranfe Individuen mofaifcher Religion auf ihren Reifen 
durch Rohnfuhren von einem Orte zum andern gefchafft werden, wofür bie 
Koften den jüdifchen Gemeindegliedern des Orts, nach welchem die Fuhre 
abgeht, zur Laft fallen, dergleichen Lohnfuhren nicht mit der geordneten 
| ——— belegt werden ſollen. = sry ia 

ied R. ift jedoch antiquirt, ſeitdem durch die V. v. 10. Dec. 1841 
(6. ©. 1841. &. 336.), die Lohnfuhrabgabe aufgehoben ift?). 

2) Bei jeder Geburt und Taufe wird allgemein, fowohl auf dem Lande 
als in den Stäbten?), zur Unterflügung der Land» Hebammen zufolge 
K. O. v. 16. Jan. 1817 eine Abgabe von refp. 3 Sgr. und 13 Ser. er; 
hoben. Daß die Juden diefe Abgabe gleichfalls zu zahlen, beftimmt  . 

a) das C. R. des Min. d. 3. (Köhler) an ſämmtl. K. Reg. v. 2. Juni 
1817, weil die Juben fo gut wie die Ehriften an der Berbefferung des Heb⸗ 
ammenmwefend Theil nähmen. (Ann. 1.9.2. ©. 278.) 7 Bi 

b) Dad R. des K. Min. der ©., U. u. M. Ang. v. 3. Aug. 1826, mitge: 
theilt durch Publ. der K. Reg. zu Minden v. 13. Sept. 1826. aa 

Zufolge der Verf. des K. Min. der G., U. u, M. Ang. 0. 3, v. M. finb auch bie 
Sfraeliten zur Bezahlung der zur Unterftügung der Land-Hebammen von Geburten und 
Trauungen gefeglich zu entrichtenden Gebühren verpflichtet; nur verfteht es ſich von 
felöft, daß die aus Veranlaffung der Geburten zu erhebenden Beiträge der Ziraeliten, 
von dem hier nicht ftattfindenden Taufakte nicht abhängig gemacht werden können. Die 
betteffenden Beiträge der Ifraeliten find von den. Herren tandräthen und Bürgermeiftern 
ba Einzeihnung der vorkommenden Geburts-und Heirathsfaͤllen in die iſraelitiſchen Civil⸗ 
ſtands⸗Regiſter zu erheben, und nachher in dem Verzeichniß der ſaͤmmtlichen aufgekom⸗ 
menen Be träge beſonders aufzuführen. (Ann. X. ©: 832.) I'm 

3) In Anfehung der Gewerbefteuer beftimmt rückſichtlich des Verkaufs 
deö für Juden eingefchlachteten Fleifches dad R. der K. Min. der Fin. und 
des 3. v. 15. San. 1822, mitgetheilt durch ©. R. der K. Reg. zu Marien: 
weider (Mebed) v. 26. Juni 1833. 4 

Nach einer von den K. Min. der Kin. und des $. bereitö unterm 15. Ian. 182% an 
die 8. Reg. zu Stettin erlaffenen Verf. folk den Zuben bei dem Verkaufe des von ihnen 
eingefchlachteten, für fie aber nicht genießbaren Fleifhes eine Begünftigung in Hinſicht 
auf Gewerbefteuer nicht geftattet werden, da fie da, wo keine jüdische Schlächter find, 
mit andern Schlädhtern eine Einigung treffen können, daß das Abſchlachten durch einen 
ihrer Glaubensgenoſſen nad) vorgefhhriebener. Weife geſchieht, und fie nur die Stücke 
Fleiſch nehmen, weldye fie genießen mögen. Es dürfen daher die Suden, welche die Ge— 
werbefteuer als Kleifcher nicht entrichten, von dem gefchlachteten Fleiſche, es möge Pau: 
fcher fein oder nicht, durchaus nicht en detail, felbft nit an Schlädhter verkaufen. Das 
sc. hat von diefer Beftimmung der im Kreife wohnenden Juden Kenntniß zu geben, und 
fic) felbft genau darnach zu achten, deshalb auch gegen die Juden, welche Fleiſch verkau: 
fen, Wr den Betrieb des Scylächtergewerbes zum Behuf ihrer Aufnahme in die Ge 
werbefteuereRolle angemeldet zu haben, Unterſuchungen wegen Gewerbeſteuer-Kontra— 
ventionen zu verhängen. (Ann. XVII. ©. 795.) 

4) Endlich werden Einfammlungen freinilliger Abgaben durch Kolleiten 
in den Kirchen auch auf die a der Fuden audgedehnt. 

C. R. des K. Min. des 3. (Kahle) v. 22. März 1820 am die K. Reg. 
in den netten Provinzen, wegen der auf-die Sudenfchaft auszudehnenden all 
gemeinen Kolleften. | ! — J 

EN FEB A nı2 Ban! 
ı) Im Uebrigen war die allgemein hingeftellte Annahme eine unzichtide, dak Diele 

Koften den juͤdiſchen Gemeindegliedern zur Laft fallen, denn die juͤdiſchen Armen 

find nicht Arme einer nad) dem E. v. 11. März 1812 nur noch in kirchlicher Be: 

ziehung bejtehenden Gemeinde, fondern Arme der ganzen Ortsgemeinde; nur da, 
wo die jüdische Kirchengefellichaft beftehende Armenfonds hat, würde fich jene 

Annahme nad) &. R. II. 19. $. 9 unter Umftänden rechtfertigen laffen, 
>) R, 0,2, April 1817. (Ann. 1, ‚Heft 2. ©, 278.) 
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Der Ki Meg. Wird hierbei Abſchrift der unterm 4. Dit, 1813 am bie Meg. der 
alten Provinzen wegen ber auf die Juden auszubehnenden allgemeinen Kollekten mit der 
Anweifung zugefertigt, fi) aud) Ihrer Seite danach zu achten. 


Ki die Geiftl. und Schul auch Polizei-Deputation.der K. Neumaͤrk. Reg, zu Röhigss 
berg in der Neumark, und in Abſchrift an die 2c. Deputatiohen der übrigen KaReg 


Der Geiftl. und Schul: auch Polizei-Deputation der K.Neumärk, Res. wird auf den 
Beriht v. 26. Zuli c. eröffnet, daß es allerbings zweckmäßig ift, die allgemeinen Kollek⸗ 
ten, welche nicht einen bloß auf die Bebürfniffe der chriftlihen Gemeine eingefchräntten 
zweck haben, auch in den jüdifchen Bet: und Verfammlungshäufern zu veranftalten. Um 
dies aber mit Erfolg zu thun, müffen nad) dem Gutachten der beshalb befragten Xelte: 
fien der hiefigen Judenſchaft dergleihen Kolleften nit an den Sabbathtagen der Zu: 
dm, fondern bei Gelegenheit der außer denfelben zur Feier großer Begebenheiten veran: 
laßten Andadhtsübungen angeordnet werben, da bie Belenner der mofaifchen Religion 
an Keft: und Sabbathtagen kein Geld bei ſich führen, Uebrigens ftehen die juͤdiſchen 
Gebräuche der Einfammlung von dergleihen milden Gaben in den Synagogen keines: 
weges entgegen.  Hiernadı hat die ꝛe. Deputation bei vorfommenben Gelegenheiten das 
Weitere zu veranlaffen, auch von angeordneten allgemeinen kirchlichen Landesfeierlichkeis 
ten die Aelteſten der Judenſchaft zu benachrichtigen. 

Berlin, den 4, Okt. 1813, 
Departement fiir allgemeinePolizei. Departement für den Kultus und öffentlichen 
v. Shudmann. Unterriht, Nicolovius, 
(Ann: IV. ©. 37.) 


5) Gegen die im Eingange angeführte Regel werden den Juden in Be 
jiehung auf die Schul-Angelegenheiten a ih faktiſch auferlegt. ©. 
hieräber unten Abſchn. AL Kap. V. sub I, II, 


Neunter Abfchnitt. 


Das Verhältniß der jüdifhen Gemeinden zum Staate 
im Allgemeinen. 


Einleitung. 


In früherer Zeit bildeten die Juden ziemlich allgemein politifche Gemein. 
den?), und ihr Verband in dieler Bepiehung war fogar ein viel engerer als 
derjenige anderer politifchet Gemeinden. Sie hatten insbeſondere die Ver 
Micjturig, den durch Wergehungen einzelner Gemeindemitglieber zugefügten 
Schaden zu erfegen?). Dies mußte überall da aufhören, wo fit wirkliche 








1) Vergl. insbefondere die hiftörifche Einleitung zu Abth. IM, Abſchn. 1: 
3) Diefe Verpflichtung wurde erft durch das Real. v. 18. Juli 1801 aufgehoben, wel: 
ches, fo weit es hier intereffirt, wie folgt beftimmt: EN 
Se. Königl, Maj. von Preußen ze. ze. Unfer allergnäbigfter Herr haben auf 
den Antrag der Ober⸗Landes⸗Aelteſten und Xelteften der hiefigen Sudenfchaft in 
Gnaden refoloirt, die bisherige ſubſidiariſche Verpflichtung der — 
zur Erfehung des von deren Mitgliedern durch Diebſtahl oder Diebeshehlerei ver⸗ 
urfachten Schadens aufzuheben, und dagegen wirkfame Maßregeln anzuordnen, 
wodurch dem Einfchleichen fremder verdächtiger Juden vorgebeugt, und die ſchnellſte 
gortihaflung derjenigen einländifchen Juden bewirkt werben Tann, welche der all: 
gemeinen Sicherheit gefährlich find. 
Zu dem Ende wirb hierdurch Folgendes verordnet und feitgefeht: 
$. 1. Es follen künftig die Subengemeinden nicht mehr zum Schaden⸗Erſatz 
verpflichtet fein, wenn ein Mitgiled derſelben einen Diebſtahl begehet, wiſſentlich 
geſtohlene Sachen verhehit oder zum Pfand nimmt, und nicht des Vermoͤgens iſt, 
den entſtandenen Schaden zu erſetzen. 
Dieſem gemaͤß werden ſaͤmmtliche Edikte und Verordnungen, welche ſolche Ver⸗ 
pflichtungen feſtſetzen, hierdurch dergeſtalt aufgehoben, daß von ber. Zeit der Pu⸗ 
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Staatöbürger und: hierdurch gleichzeitig Mitglieder der Orts-Kommune wur« 
den: ' Ihre Gemeinfchaft fonnte fortan nur noch eine kirchliche bleiben, nicht 
aber auch eine politifhe. Dies ift denn auch ſowohl in den alten Provins 
zen feit dem. E. v. 11. März 1812 der Fall, ald in allen neuen, fo weit 
darin der Code Napoleon gegolten, und insbefondere auch mach dem 
G. v.. 1. Juni 1833 im Großherzogthbum Poſen!). Vexeinzelte Ausnah—⸗ 
men find in den betreffenden Abfchnitten erwähnt ?). — 





blikation dieſes Reglements an gerechnet, keine auf eine ſolche ſolidariſche Erſtat⸗ 

tung gerichtete Klage angenommen, vielmehr ber hierin zwiſchen den chriſtlichen 

— en Gemeinden obmwaltende Unterfhied für aufgehoben geachtet wer: 

en Toll, 

8.2 Bleihmäßig fol in Zukunft die Krage, in welchen Källen jüdiſche Haus: 

väter-für die Vergehen ihrer Hausgenoffen oder Dienftboten einftehen müſſen, 

er eben den Grundfäßen wie bei chriftlihen Hausvätern beurtheilt und entſchie⸗ 
en werben. £ i 

$. 3. Um dagegen zur Sicherftellung des Publici die verdächtigen einländiſchen 

Juden unter genauer XAufficht zu halten, und das Einfchleichen fremder Juden zu 
verhindern, foll an jedem Ort, wo fich eine zahlreiche Judengemeinde befindet, 
eine GenfursKommiffion angeorbnet werben. | 

Die Eleineren Zudengemeinden werben an diejenige Cenſur-Kommiſſion ver: 

‚wiefen, welche-in der ihrem Wohnort zunächft belegenen Stadt etablirt iſt. 

5. 4. Diefe Cenſur-⸗Kommiſſionen follen beftehen aus.einem. vom Kameral:De; 
partement zu ernennenbden erfahrenen Polizei-Offizianten, einem von Seiten der 
Juſtiz auszumwählenden, der Rechte kundigen Mitgliede des Magiftrats oder Stadt: 
gerichts des Orts, und der nad) Größe der Zubengemeinde zu beftimmenden An: 
zahl jüdischer Affefforen, wozu die Kameralbehörbe bie rechtichaffenften, im beften 
Ruf ftehenden Mitglieder ber Judengemeinde auszuerfehen hat. 

Diefe Cenſur-Kommiſſionen follen unter der Aufficht einer Haupt-Genfur:Kom: 
miffion ftehen, welche für jedes Provinzial:Finanz:Departement unter der Direk: 

tion eines’ Deputirten der Krieges: und Domainen-Kammer. auf eben bie Art an: 
zuordnen ift, wie die Spezial:Genfur-Kommiffionen organifirt worden. 

$.5. Die Mitglieder ſämmtlicher Cenſurkommiſſionen follen nicht befonders be: 
foldet, fondern nur durch die unter fie zu. vertheilenden Ausfertigungs: und andern 
bei der Kommiffion vorfallenden Gebühren remunerirt werden. Insbeſondere 

ſollen die jübifhen Affefloren bei Ausrichtung ber in diefer Qualität ihnen oblie 
5 genden Gefchäfte in Anfehung ihrer Befuaniffe und Verbindlichkeiten, als im 
* Dienſte des Staats ſtehende Offizianten behandelt werben: 1" 1.0.0: 

8.6; Zu den Gefhäften der CenſurKommiſſionen gehört: a 
1) die Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche ———— ob⸗ 

waltet, daß fie ſich ihren Unterhalt auf eine unerlaubte Art erwerben; 

2) die Ausfertigung der Gertififate und Päffe, womit nad diefem Reglement 
die reifenden eins und ausländifchen Juden verfehen fein müffen; 

3) die Ertheilung der Erlaubnißfcheine zue Annahme ausländifcher Juden ald 
Handlungsbiener ober Gefinde; BE 

4) die Bewilligung der Gertifitate, womit nad diefem Reglement auslänbifde 
Juden verfehen fein müffen, wenn fie ſich länger als 4 Wochen hindurch in 
biefigen Landen aufhalten wollen; 

5) die Beftimmung der Strafen, womit die diefem Reglement zuwider hanbeln: 
den ein: und ausländifchen Juden zu belegen find, und die Ausfertigung der 
wegen Vollftredung fothaner Strafen an bie Poligeibehörden zu erlaffenden 
Reguifitionen ; 

6) die nach dieſem Reglement erforderliche Kommunikation mit ben übrigen Een: 
fursKommiffionen des Departements, fo wie mit der ihnen vorgefegten Haupt: 
Genfur:Kommiflion; 

7) bie: forgfältige Aufficht auf die Befolgung ber in biefem Reglement zur Er: 

.- haltung der öffentlichen Sicherheit ertheilten Vorfchriften. 

(N. C. C.T. X. ©, 393, Rabe Bd.6. ©. 554.) 


1) Vergl. Abth. II. Abſchn, III. XI. XII. 
2) Vergl. Abth. IL. Abſchn. VII. VIII. 
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- Dies Verhältnig der jüdifhen Gemeinden zum Staate und die hieraus 
fließenden Gonfequenzen find in den folgenden Verfügungen bei verfchie: 
denen Beranlaffungen auögefprochen. 


1. In Bezug auf die alten Provinzen. 


1. Auszug aus der Verf. des Min. d. Inn. v. 11. Suli 1812. Ä 

Es kann von ber Erlaubniß für eine jüdifche Gemeinde, irgenb einen Gewerbtreiben: 
den, er fei Schlähter, ober was irgend fonft, anfegen zu dürfen, nicht mehr bie Rebe 
fin; denn die Zuden bilden nirgends mehr eine befondere Gemeinde, ausgenommen 
eine kirchliche, in welcher Gigentchaft aber nur die Anfegung eigentlicher Kirchen s ober 
Spnagogenbedienten zur Sprache kommen kann. (Oftpreuß. A. Bl. 1812. Nr. 295.) 

2. R. des 8. Min. d. Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Breslau v, 
24. Suni 1823. Ausäbung des Ober-Auffichtörecht in. Angelegenheiten 
des jüdifchen Gemeinwefens, Ä 

Der K. Reg. wird in Befcheidung auf den Bericht v. 4. d. M;, betr. die Grängen bes 
Ihr zuftehenden Ober⸗Aufſichtsrechts in Angelegenheiten des jüdifchen Gemeineweſens, 
NRachſtehendes, bei Ruͤckſendung der urfchriftlichen Beilagen zu erkennen * 

Unter den Juden beſteht keine politiſche, ſondern blos eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchen⸗Geſellſchaften betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den blos geduldeten, und 
geniehen mithin nach der Vorfchrift des A. &. im II. Th., XI. Zit., $. 20 nur die Be: 
fugniffe erlaubter Privat:Gefellfchaften (Tit. VI. 58. 11 und ff.). Die K. Reg. hat fich 
demnach in die GemeinesAngelegenheiten der Juden überall nur in fofern einzumifchen, 
und Ihren Unterbehörben die Einmifchung in felbige zu geftatten, als folches in An: 
fehung der Angelegenheiten erlaubter Privat:Gefellfi en nach den Beftimmungen bes 
A. &’zuläffig, ober, aber aus polizeilichen Rücfichten nothwendig erfceint. 

(Ann. VII. ©. 322.) | 


ı 


3) R. des K. Min. ded Inn. (Köhler) an bie K. Reg. zu Stettin v. 


30. Ron. 1826.  Nichtanwendung von Exekutions⸗Maaßregeln auf ad« 
—— Wege in Anfehung des judenſchaftlichen Gemeine: Abgaben: 
weſens. | 
Das unterzeichnete Din. muß Bedenken tragen, die K. Reg. nach Ihrem Antrage in 
bem Berichte v. 16, d. M. zu autorifiren, die von einigen Mitgliedern der Judenſchaft 
UN. R. rüdftändigen Beiträge zu den gefellfchaftlichen Zweden ihres Gemeinweſens 
abminiftrativen Wege erelutivifch beitreiben zu laffen, Denn die Religionsgefell: 
Thaften der Juden können in Anfehung ihrer innern und äußeren Redhtsverhältnifie nur 
nad) den Grundfägen und Vorfchriften des A. L. R. Th. II, Zit. X1.$.20und Zit. VE, 
$$. 11 seqg.) beuttbeilt und behandelt werben. : er 
Da es nun aber mit den legteren nicht in Vereinigung zu bringen fein würbe, wenn 
die Staats:Behörbe fich darauf einlaffen wollte, die erefutivifche Beitreibung der von 
den Mitgliedern einer blos erlaubten Privat:Gefellfhaft zu Geſellſchaftszwecken aufzu⸗ 
bringenden Beiträge im abminiftrativen Wege zu verfügen, fo kann einem folchen Ber: 
fahren namentlich aud) in Anfehung des judenfhaftlichen Gemeine-Abgabenweſens nicht 
ftatt gegeben werben, indem Jubengemeinen, als Religionsverbindbungen betrachtet, in 
die Kategorie foldyer erlaubten Privat:Gefellfchaften gehören. 2 
(Ann. X. ©. 1082.) Ä s“ 


4. Verf. der K. Reg. zu Liegnik v. 29. Dec. 1828 deffelben Inhaltes. 

Auf die Eingabe der Aelteften und Vorfteher der dafigen Zudenfchaft v. 22. April.c. 
öffnen wir denfelben, : wie wir genehmigen wollen, * bie zur Deckung ber. pro 1844 
unvermeidlichen Gemeinde-Ausgaben nad) dem: anbei zurüdfolgenden Duplicat im Be 
frage von ... Rthlr. auf die beitragspflichtigen Gemeinbeglieber repartirt werben; von 
der anbei in duplo zurüdfolgenden. Nahweifung des Synagogenbebarfs koͤnnen wir 
aber keine Notiz nehmen, da ‚eine Beauffichtigung der juͤdiſchen Kirchenangelegenheiten 
von den Staats:Behörben nicht geführt werben fol. Cine Abweichung von dem bisher 
frattgefundenen Schägungsverfabren kann aber ohne Befchluß der Korporations: Mit⸗ 
glieder nicht eintreten. Wir müffen es daher lediglich den Aelteften überlaffen, ob fie 
die Gemeinde dieferhalb zuiammenrufen, die Zweckmäßigkeit der beabfichtigten Anord⸗ 
nung in der, Schägungsverfaffung und. die. Art, wie,künftig den Praegravations-Be: 
ſchwerden am kürzeſten abgeholfen werben könne, derſelben vortragen, und fie zu einem 
zuſtimmenden Beſchluß veranläffen wollen, Kommt diefer Beſchluß zu Stande, fo 
die darüber aufgenommene Verhandlung zu unferer Genehmigung einzureichen. 

Auf den Antrag: die dortige Polizei⸗ Behoͤrde auf Anfuchen der Aelteſten zur Exeku⸗ 


* 
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Hentsn anne den eh fann nicht ein — werden, da in Fo 
Rn jab-Beftimmung Hülse einer ex — Beitreibung der 2 
ern einer blos — — chaft zu —— zwecken a zubringen 


En im abminiftrativen Wege fernerhin nicht Statt gegeben werden darf, "table 
Judengemeinden Religionsverbindungen find, die blos als erlaubte Privat⸗Geſellſchaften 
betrachtet werden müflen. 
Es wird demnach nichts übrig bleiben, als gegen dergleichen Reftanten bei de Ge 
ra tee han klagbar zu werben, 
K. Reg. Abth. des — 


In die Xelteften umd a... * Judenſchaft zu N. N. 

- (Heinemann a. a. D.1. ©, 404.) ihn 
5. R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die Aelteſten der biefigen 
Audenfchäft v. 23. Okt. 18299. Beauffichtigung der ——— I 

ſcher Gemeinen von Seiten des Staats. 

Des Herrn Juſtiz-Min. Exc. hat die Vorſtellung der —58 7* biegen Sa 
ſchaft v. 16. v. M,, in Betreff der Anwendbarkeit der 8. 676 u, fi, Tit. 14. = 
des A. L. R., in Bezug auf die Stellen in biefiger Synagoge, an das Min. des Inn. 
geben, ‚ads weldyes ben Supplifanten zum Befcheide geöffnet, daß der Staat durch feine 
Behörden von den innerlichen Augelegenheiten der juͤdiſchen Gemeinen, als Privat: 
geſellſchaften, nur in ſofern Kenntniß nimmt, als polizeiliche Rückſichten es erheiſchen. 
Dieſe treten aber bei der Frage, ob die Sitze im Bethauſe nach dem Tode ber Inhaber 
am die Religions⸗Geſellſchaft zuriitfallen oder. nicht, nicht ein, und es muß. Daher der 
Geſellſchaft lediglich uͤberlaſſen bleiben, Ir mit den Infereffenten in Güte zu einigen, 

ober die Sache im Rechtswege zur Entiheidung zu bringen, Ä und? dr 
(nn; XII. S. 859.) 
is RN. des K. Min. des I. d. P. (v. Brenn) an die K. Reg. zum, 9 


Saeder. Privatrechtliche Berhältniffe der Judengemeinden und deren 


ri aa was die K. Reg. im Berichte v, 21. v. M. in Betreff der Streitigteitin 

zwiſchen finigen Mitgliedern der Judenſchaft zu N. N. und den Rednungsführern der 
Sefellfhaft anzeigt, kann mid) nicht veranlaffen, irgend einen Antrag wegen In 
km Mihrrhpeuge mit zu thun, ba, bie im Urtel ausgeſprochenen Grundſaͤtze keineswegẽ 
im Viderſpru e mit ‚denjenigen find, ‚welche das. Min. d. Inn, bis jest hetoigt hat. 

Der aut tex nämlich weiſ't nur einige, nicht die Mehrheit ausmachende Mitglicher 
ber Geſellſchaft mit ihrer Klage gegen die Rechnungsführer Ab, weil bie, —— (6 

HR ‚mit den Gefellihafts:Beamten unmittelbar zu ‚thun ‚hätten, ſondern ſich on 

Bereufhaft wenden müßten. 

Dabei wird aber gleich im Anfange der Entfcheidungsgründe bemerkt: 
„daß, wenn bie, Mehrzahl ber Gemeinde geflagt hätte, die Beklagten neben 
verurtheilt werden müßten,” 

—— iſt alſo in der Hauptſache die Angelegenheit als eine pribatrechtliche Ans 
erianni. : : 

Was nun aber das Verhältnig der Einzelnen zur Gemeine anlangt, ſo bemerkt de 
Richter nicht entfcheibend, fondern nur in den Gründen des Erkenntniffes, alfo A 
begutadhtend, daß fie, um die Rechnungslegung zu erlangen, 

entweder fih an den .. als Polizeibehörde, wenden — 
oder ihre Beiträge bis zu abgelegter Rechnung verweigern könnten. 

Durch diefe zweite Alternative erkennt ebenfalls der Richter das Berhittnif als ein 
privatrechtliches an — denn die Mitglieder einer öffentlichen Rorporation könnte er 
nicht auf den Weg der Gelbfthülfe durch ‘Verweigerung ber Beiträge verweifen, ‚da bie 
Mitglieder: einer ſolchen Korporation. durch Erekution zu Entrichtung ber laufenden 
Beiträge gezwungen werben würden; Hierdurch iſt auch ausgeiprochen, daß bie erſte 
Alternative, wenn der. Landrath etwa feine Beihülfe verweigerte, nicht zum Ziele führen 
möchte, Auf Zeinen Fall aber kann dasjenige, was in ‚einem Erkenntniſſe oder deſſen 
Entiheidungsgrünben beiläufig über die Stellung der Ahminiftrations:Behörben be 
merkt iſt, für bie —— maßgebend ſein, daher die K. Reg. lediglich den — 
Inſtruktionen folgen möge. ag 

Das Erkenntniß geht: anliegenb ne (Ann. XV, ©. 113,) Na 


TR. des K. Min. d. Inn. u. d. P. (v. Brenn) an die K.Reg. zuM.M 
v. 25. Nov. 1831. Privat: und öffentliche Berhältniffe der Jidenſchalten 


und deren Mitglieder in den alten Provinzen. 
Der K. Reg. erwiedere ich auf Ihren Bericht v. 7. d. M. die Beiträge ber borugen 


m 
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idifhen Einwohner zu den Anftalten der dortigen Zubenfchaft betr., daß ich nach 9. 14 
und 15 des Gefeges v. 11. März 1812, wonad die Zuben mit befonderen Abgaben nicht 
beſchwert werden, wohl aber alle den Chriften gegen den Staat und die Gemeinde ihres 
Bohnorts obliegende Pflichten erfüllen follen, eine Zwangsverbindlichkeit derjenigen . 
Juden, welche der jhdifchen Privatgefellfchaft nicht ausdrüdlich beigetreten find, zu 
Reiftung von Beiträgen niht anerkennen, daher auch der Staatsbehörde noch weniger 
eine Befugniß, folche Abgaben im Erekutionswege einzuziehen, zugeftehen fann. 

In Hinficht der Kranken: und Armenpflege gehören die Juden nad) obiger Geſetz— 
ftelle lediglich zur allgemeinen bürgerlichen Gemeinde, müffen zu diefen Bedürfniffen 
derfelben Beiträge leiten, und haben baflır das Recht, auch die Unterftüäung ihrer Ar: 
men und die Verpflegung ihrer Kranken von der Gemeinde zu verlangen, Wollen fie 
nun. ihre Armen reichlicher unterflüsen, umd ihre Kranken auf eine befondere, ihren 
Religionsgrundfägen entſprechende Art verpflegen Laffen, fo kann dies zwar fehr will: 
fommen, aber nur ein Gegenftand des Privat: Uebereintommens fein, welchem beizu: 
treten Eein jüdischer Einwohner gezwungen werden kann. , Wenn die Sprigen und 
Sprigenhäufer von den Korporationen der Kaufmannſchaft, der Innungen te. unter 
halten werden müffen, jo werden auch die Juden zu diefer Unterhaltung beizutragen 
haben, in foweit fie Mitglieder diefer Korporationen find. 

Als Juden aber Eönnen-fie nach $. 14-und 15 des Geſetzes, felbft wenn früher eine 
foldhe Verbindlichkeit beftanden hätte, fernerhin nicht angezogen werben, 

Was die Unterſtützung armer Reifender und der Handwerkslehrlinge anlangt, fo tft 
die K. Reg. felbft einverftanden, daß von einer Zwangsverbindlichkeit hierbei gar nicht 
die Rede fein koͤnne. Aber aud) in Hinficht der Befoldung des Rabbiners Tann eine 
folhe nicht eintreten. Denn ganz abgejehen davon, daß der Staat einer blos gedul⸗ 
deten Religionsgeſellſchaft es lediglich uberläßt, für ihren Gottesdienft zu forgen, ift 
auch nach der jüdifchen Neligionsverfaffung ber Rabbiner nicht einmal ein zum Gottes: 
bienfte nothwendiger Beamter, fondern blos ein Geſetzesausleger, welcher ſich mit denen 
von weldyen er gebraucht wird, uͤber die dafür zu fordernde Entfchädigung verftändi: 

Die Staatsbehörde hat ſich daher aller Einmifchung bei Einziehung der Beiträge zu 
enthalten, und der Judenſchaft die Verftändigung mit ihren einzelnen Mitgliedern ober 
dieBeranlaffung rechtlicher Entfcheidung lediglich anheim zu ftellen, Yan aber ſowohl 
das Polizei-Präfidium, als die Gebruͤder N, N. auf ihre, mit fammtlichen Beilagen 
hierbei zurüdfolgende Vorſtellung zu beſcheiden. 

Das Eremplar der eingereichten Statuten geht ebenfalls zurüd, 

(Ann. XV, ©. 779.) | 


8. Das R. des Juſt./Min. v. 14. Fan. 1837 bemerkt, wie es unzweifelhaft, 
daß Judengemeinden keine Korporationen bilden. ! 


(Iuft. Min. Gens A. II, Nr. 22. Vol, II, fol, 148, v. Ergäng, und Erläuterun: 
gen zum L. R. II. 11. $$. 17—26.) | . 

9. Befcheid ded Min. d. Inn. (v. Meding) an die Vorfteher der jüdis 
(den Gemeinde zu N. dv. 8. Sept. 1840. Aufbringung der Koften zur 
Erhaltung ihrer seligiöfen Verbindung. 

Auf Ihre Eingabe v. 23. Zuli d, 3. gereicht Ihnen zum Beicheide, daß das Min. d. 
Inn, die Erlaubniß zur polizeilidyen Einziehung der bei den Mitgliedern der dortigen 
israelitifchen Gemeinde ausftehenden Reſte der gefellfhaftlichen Abgaben nicht ertheilen 
ann. Die Juden ftehen lediglich in veligiöfer Beziehung in ‚einem gefellfchaftlichen 
Berbande, und bilden in dieſer Beziehung eine geduldete Religionsgeſellſchaft. Im 
bürgerlicher Beziehung dagegen iſt, nachdem fie durch das G. v. 11. März 1812 hin- 
ſichtlich der bürgerlichen Rechte und Pflichten den chriftlichen Einwohnern gleichgeftellt 
worden find, gar Feine Verbindung weiter zwifchen ihnen vorhanden, indem. fie vielmehr 
ald Bürger oder Schugverwandfe lediglich der Stadtgemeinde angehören, und mit _ 
diefer Angehörigkeit jede andere, als die religiöfe Verbindung unter den Juden une‘ 
hört hat. Hieraus folgt nun von felbft, daß bie Frage: in welchem Maße die zur 
baltung "ihrer veligidfen Verbindung erforderlichen Koften gedeckt, und. die. Beiträge 
dazu, wenn .fie.verweigert werben, aufgebracht. werden follen, gar nicht zur Kompetenz 
des Min, d. Inn., fondern ausſchließlich zu der des K. Min, der G. 20. Ang. gehört, au 
welches daher Sich zu wenden Ihnen überlaffen bleibt, : 

(B. D. Bl. 1840..©: 349.) 


10) Beſcheid des Min. d. Inn. (v. Meding) an den Vorſtand der jüdiſchen 
Gemeinde zu Liegnitz v. 3. Juni 1840. Aufbringung der Koſten zu jüdi⸗ 
ſchen Begräbnißplätzen. — 
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Das Min. d. J. kann dem in der Eingabe v. 14. v. M. vorgetragenen Geſuche des 
Vorſtandes ber juͤdiſchen Gemeinde zu Liegniz um Heranziehung der dieſer Gemeinde 
nicht beigefretenen dortigen Juden zu den Koften des jübifchen Begräbnißplages nicht 
ftartgeben, muß eö vielmehr bei dem eingereichten, hierneben zurüderfolgenden biesfäl: 
ligen Befcheide der K. Reg. dafelbit v. 27. Febr. d. 3, (Anl.n.) lediglich bewenden , 
da es kein geſetzliches Mittel giebt, Jemanden wider ſeinen Willen zum Beitritt zu einer 
Privatgeſellſchaft zu zwingen. Berlin, den 3, Juni 1840. 

Minifterium bes Innern. Erfte Abtheilung. v. Mebing. 


a. 
Auf Ihre Vorftellung v. 19. d. M. erwiebern wir Ihnen, daß dem Antrage, bie * 
domizilirenden und der hieſigen juͤdiſchen Gemeine nicht beigetretenen Glaubensgenoſſen 
zu Beiträgen zu dem neu akquirirten Begräbnißplage anzuhalten, nicht ſtattgegeben 
werben kann. Seit dem Ed. v. 11. März 1812 können die Judenſchaften nirgends mehr 
als privilegirte Korporaticnen betrachtet werden, welche die Befugniß hätten, jeben am 
Drte vorhandenen Juden zum Beitritt und zu Beiträgen Behufs der gemeinfamen An: 
falten zu nöthigen, diefelben bilden vielmehr nur erlaubte Privatgefellfchaften zur Er: 
zeichung religidfer Zwede. Hat die hiefige Zubengefellichaft, welche alfo Feinesmweges 
einen Kommunal:Berband bildet, einen neuen Kirchhof erworben und find zu demſ 
erhöhte Beiträge nöthig geworden, fo wird es ihr nad) dem Klaren Inhalt des Min, R. 
v. 20. April 1833 ') frei ftehen, nadı Maßgabe jener Ausgaben eine verhältnigmäßige 
Zare für den Gebraud) des Kirchhofs bei Begräbniffen unter ausdrüdlicher Betätigung 
des hiefigen Magiftrats, als Polizeibehörde, aufzuftellen und darin den Mitgliedern ber 
Privat-Gefellihaft, welche ſchon regelmäßige laufende Beiträge für den Kirchhof zab: 
len, bei Begräbniffen mit Beruͤckſichtigung diefer Beiträge billige Ermäßigungen zu Gut 
kommen zu laffen. Hieraus folgt aber immer noch nicht die Verpflichtung, daß alle hier 
bomizilirenden Zuben der hiefigen jüdifchen Gemeine, wenn aud) nur zum Zweck ber Er: 
werbung und Erhaltung des biefigen juͤdiſchen Kirchhofs, beitreten müffen. 

Daß die Gemeine zwangsweife angehalten werden kann, den Gebrauch des Kirchhofe 
in einzelnen Källen zu verftatten, beruht lediglich in polizeilichen Gründen, und wirb 
demnaͤchſt der Gemeine nicht verwehrt werden können, ihre etwaigen aus der zu normis 
renden Zare refultirenden Anſprüche im Wege des Givilprozefies gegen die Hinterlaffe 
nen zu verfolgen, fofern diefe zur Zahlung vermögend find. 

Unter diefen uUmftänden Eönnen wir es dem Vorftande nur überlaffen, eine Zare für 
die bei Begräbniffen vortommenden Gebühren zu entwerfen und dem biefigen Magiftrat 
zur Feſtſetzung vorzulegen, Liegnis, den 27. Febr. 1840. 

An den Borftand der jüdifchen Gemeine hierfelbft. 


K. Reg., Abtheilung des Innern. 
(V. M. Bl. 1840, ©. 229.) 


II, In Beziehung auf den Reg. Bez. Münfter. 

R. des K. M. d. Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Münfter v. 3. Nov, 
1820. Schlichtung der unter den Juden über ihre gefelfchaftlichen, kirch⸗ 
lichen und Schul: Angelegenheiten vorfallenden Streitigkeiten. 

Das unterzeichnete Min. giebt der K. Reg. auf Shren Beriht v. 12. v. M. 
Rückſendung der Anlagen zu erkennen, daß daffelbe die Meinung der Minorität 
Eollegii theilt, welche dahin geht, daß die Verwaltung fidy zur Zeit in die Streitigkei- 
ten der Zuben, betr. ihre gefellfchaftlichen, kirchlichen und SchulsAngelegenheiten, den 
Tall, wo von Polizei wegen, Behufs Aufrechtkaltung der öffentlichen Ruhe und Did: 
nung, Einfchreitung zu thun ift, allein ausgenommen, nicht einzumifchen, fondern bie 
Schlichtung folder Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen oder andern Theile pro: 
voeirt wird, den gewöhnlichen Gerichten zu überlaffen, und diefelben lediglich als'prir 
vat⸗ Angelegenheiten zu betrahten hat. (Ann. IV. ©. 788.) ‚3 aaa 

111. In Anfehung des Großherzogthums Pofen ift das Prinigp in ben 


88. 1.2.0858. v. 1. Juni 1833 ausgefprohen?). Daffelbe war fchor 
früher anerkannt und wurden hierauf die folgenden Konfequenzenbegrü 
1) R. d. M. d. Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Polen v. 7. März 182 
Das unterzeichnete Min. kann die in bem Bericht der K. Reg. v. 17. v. M. enthak 
tenen VBorfchläge, welche dahin abzwecken, die Gemeinde: oder GefellfchaftssAngelegen: 
heiten der Juden von Amtswegen zu reguliren, nicht genehmigen. 
Unter ben Juden befteht keine polizeiliche, fondern eine kirchliche Verbindung. Als 


) 





») S. unten sub I. ©, BB. 3, b. 
3) Vergl. biefelben Abth. IT. Abſchn. III. 
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Kirchen⸗ Geſellſchaften betrachtet, gehören Judenſchaften aber zu den blos geduldeten, 
und gerießen mithin nad) der Vorfchrift des Allgemeinen Preuß. 2. R. im I. IhL.X1, 
zit, $. 20 nur die Befugnig erlaubter Privat-Gefefchaften. (Zit. VI. 8. 11 ff. eben- 
bafelbft.) Die K. Reg. hat ſich bemnad) in die Gemeinde-Angelegenheiten der Zuden: 
Ihaften überall nur in fofern einzumi hen, und Ihren Unter-Behörden die Einmiſchung 
in ſelbige zu geftatten, als ſolches in Anſehung der Angelegenheiten erlaubter Privat: 
Geſellſchaften nad) den Beitimmungen des X. &, R. zuläfffe, oder aber unter befondern 
umftänden aus polizeilichen Ruͤckſichten nothwendig erfcheint. 

Diefes Verfahren wird auch demjenigen am meiften entfprechen, welches zur Zeit des 
Herzoathums Warſchau ftattgefunden hat, indem damals bie Mahl der Xelteften oder 
Voriteher der Judenſchaften, und die Beforgung ber Gemeinde-Bermaltung diefen er: 
wählten Vorftänden überlaffen geblieben ift. (Ann. XI. ©. 688.) 

2) R.d.M. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen v. 23. Zuli 1824. 

Das unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, die von der K. Reg. mittelft Berichte 
v.28. d. M, nachgeſuchte Autorifation, juͤdiſche Gemeinde-Abgaden unter gewiflen Um: 
fänden im abminiftrativen Wege erekutivifch beitreiben zu laffen, zu ertheilen. Denn 
die Religions-Gefellfchaften der Juden können da, wo das X. Preuß. L. R. in Kraft be: 
teht, in Anfehung ihrer innern und äußern Verhältniffe nur nad) den Grundfägen und 
Vorſchriften diefes Geſetzbuches beurtheilt und behandelt werben, Da es nun aber mit 
den lettern nicht in Vereinigung zu bringen jein würde, wenn die Staats-Behoͤrde ſich 
darauf einlaffen wollte, die egekutivifche Beitreibung der von den Mitgliedern einer blos 
erlaubten Privat⸗Geſellſchaft zu Geſellſchafts-Zwecken aufzubringenden Beiträge im ad: 
mimftrativen Wege zu verfügen, jo kann einem foldyen Verfahren. namentlidy auch in 
Anfehung des judenſchaftlichen Gemeinde-Abgabenwefens nicht ftatt gegeben werden, 
indem Zuben-Gemeinden, als Religions: Verbindungen betrachtet, in die Kategorie fol: 
her erlaubten Privat:Gefellfchaften gehören. Das zufällige Sntereffe gewiffer Eirchli- 
her oder anderer gemeinnügiger Inftitute kann dabei gar nicht in Betracht gezogen wer: 
den, weil dergleichen Inftitute rückfichtlich ihrer bei Juden-Gemeinden außftehenden ver: 
sinslihen Kapitalien, oder in Anfehung fonftiger Anfprüche, welche aus einem aͤhnli— 
hen Fundament abzuleiten find, vor bloßen Privat:Gläubigern keine Vorzüge verlan- 
gen föonmen. (Ann. XI. ©. 688.) 

3) R. des KM. des 3. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen v. 14. Sept. 
1827. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht vom 30. v. M., 

das jüdifche Kommunal: Wefen in Ihrem Verwaltungs: Bezirke betreffend, 
zu erfennen gegeben, daß von ben in ben biesfeitigen Verf. v. 7. März 1823 und 23. Juli 
1824 entwidelten Grundfägen, welche überall, wo das Allgem, Preuf. ©. R. 
in Gefegestraft befteht, zur Anwendung kommen, nidyt abgewichen werben kann. 
Inzwifhen mag die K. Reg. jede mit Aelteften oder Vorftehern nicht verfehene Zuden- 
ſchaft anhalten, dergleihen Gefelfhafts-Repräfentanten zu benennen, mit weldyen die 
Poligei-Obrigkeit in allen vorkommenden Angelegenheiten ber öffentlichen Verwaltung 
verhandeln kann, indem derſelben allerdings nicht zuzumuthen ift, ſich wegen folder 
Gegenftände, welche die Zubenfhaft in der Geſammtheit betreffen, an jedes einzelne 
Mitglied insbefondere zu wenden. 

Zu Zwangs:Maßregeln wider folche Juden, welche fich weigern möchten, die Bunt: 
tionen eines Aelteften oder Vorftehers, wozu fie erwählet werben, zu übernehmen, kann 
die K. Reg. aber nicht ermächtigt werden, indem es lebiglid; Sache ber Judenſchaften 
fetbft bleiben muß, ſich mit Gefellfchafts:Repräfentanten zu verfehen, 

(Ann. XI. ©. 688. 1 

4) Was infonderheit die Frage anlangt, ob Judengemeinden auf 
Eretutiond-Modalitäten Anfpruc haben, fo widerfprechen ſich zwar 
bierüber die beiden folgenden R., doch ift bei dem R. v. 14. März 1818) 
offenbar die entſcheidende Vorſchrift des L. R. II. 6. $. 97 ganz überfehen 
worden, welcher, bie Trage entfcheidend, die Rechte der Korporationen und 
Gemeinen in Anfehung ihrer Schulden, beftimmt: 

„Iſt eine wahre Gefelfchaftsfchuld vorhanden, welche durch neue oder er= 


böhete Beiträge getilgt werden muß: fo hat die Gefelfchaft das Recht, diefe 


1) Diefe R. beziehen ſich zwar zunaͤchſt nur auf das wi lg ale Pofen, doch find 
te Gründe ganz allgemein und mithin Anwendung findend auf ſaͤmmtliche jüdifche Res 
ligions-Gemeinden. BE Ä | 
Thl.VIII. Br. 3. Die Derbältnifie der Juden. 6 
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Beiträge, unter Auffiht und Oenehmigung des Staatd, berger 
flalt einzurichten, daß das Erforderliche nur nach und nad) zufammenges 
bracht, und die Laſt fomohl unter die gegenwärtigen ald Fünftigen Mitglies 
der billig vertheilt werde.” | | 

Der Zweifel wurde zunächft veranlaßt durch den Anh: $. 153 zur G.D., 
welcher, dem zweiten Abfage des R. v. 6. Dec. 1809 entnommen ?) Fol: 
gended beſtimmt: — — 

Sol gegen Stadt: oder Dorfgemeinen, ober gegen eine ganze Klaſſe von Mitgliedern 
derfelben, oder fonft gegen eine moralifche Perfon, eine Erekution vollftredt werden; ſo 
müffen die Gerichte über die Art, wie folche ohne gaͤnzlichen Ruin der Schuldner zu re” 
liſiren ift, jederzeit mit dev. Reg. Ruͤckſprache halten, und wenn fie ſich mit diefer über 
die zu nehmenden Mafregeln nicht vereinigen Eönnen, die Erekution ausfegen und die 
Borbefcheidung des Zuft. Min, einholen. Eben dies muß gefchehen, wenn die Exeku— 
tion gegen ein nicht unter der Reg. ftehendes Inftitut zu verordnen ift und. alfo ber Juſt. 
Min. Anlaf finden möchte, mit den übrigen Minifterien Rückſprache zu nehmen. _ 

Ob nun diefes G. auf Sudengemeinden Anwendung findet, verneint 

a) Das R. d. K. Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen v. 
14. März 1828. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 1. d. M. eröffnet, daß nad; 
dem Klaren Sinne der Verf. v. 7. März 1823 die polizeiliche Einſchreitung in bas ge 
richtliche Erekutionsverfahren gegen jüdifche Kommunen als ſolche allerdings zu unter, 
laffen ift, indem die ger np im $. 153 des Anh, zur. G. O. auf Zudengemeinen: 
als blos kirchliche und nicht politiiche Verbindungen, Feine Anwendung finden kann. 

(Ann. AH, Rr. 48.) : | 

b) €& bejaht dagegen mit volltommen überzeugenden Gründen das 
R. des Juſt. Min. (Mühler) an dad Ob. App. Ger. zu Pofen v. 22, 
April 1833. 

Der Inhalt des von dem K. Oberappellationsgericht über die Befchwerde ber Juden⸗ 
[haft zu 2. in deren Progeßfadje gegen die von &. Konkurs-Maſſe, unterm. 20, März 
e. erftatteten Berichts, ift einer forgfältigen Erwägung unterworfen worden. 

Wenn man aud aus den von dem Kollegium angeführten Gründen darüber hinweg 

eht, daß | 
De v. 29. März 1819 die SolidarsZahlungsverpflichtung in: tenore nicht 
ausfpricht, 
2) es zrocifelhaft erfcheint, ob der in dem Vergleiche mit der v. ©. Konkurs: Maffe v. 
28. Dit, 1822 gebrauchte Ausdrud: „„folidarifch” nur auf das Objekt der Ver: 
pflihtung, oder auch auf.die fubjektive Zahlungsverbindlichkeit der Debenten ſich bes 
zieht, und daher nur einen Unterſchied zwifchen den Leiftungen ber Einzelnen 
und den Leiftungen der Synagoge, als Gefellfhaft hat machen follenz die 
fer Ausdruck üderdem nur erzählend gebraucht wird, ohne eine Verpflichtung 
und deren Vebernahme beftimmt auszufprechen, 
der gedachte Vergleich zwar gerichtlich, aber nicht im Laufe eines über die Abgabe 
der. 8000 Polniſchen Gulden obſchwebenden förmlichen Prozeſſes geſchloſſen iſt, und 
daher zur Erekution ohne vorgängiges rechtliches Gehdr und Erf, nicht geeignet 


erſcheint: | 
fo läßt fich doch in Feinem Fall verabreden, 
daß die ZubeneGemeinen zwar nicht die Rechte der Öffentlich aufgenommenen Kit: 
chen⸗Geſellſchaften, wohl aber die Befugniffe der geduldeten Öefeitfchaften a⸗ 
ben (Thl. II. Tit. XI. §. 20. Thl. I. Tit. VE. 88. 11 seq. A. L. R.); daß fie daher 
auch auf diejenigen Exekutions-Modalitaͤten Anſpruch machen koͤnnen, welche das 
A.L. R. Thl. II. Tit. VI. $. 97 und der Anh. zur X. ©. O. $. 152 vorſchreibt, 
und dies um ſo mehr, als ſich die letztere Geſetzſtelle auch auf ſolche Inſtitute bezieht, 
welche nicht unter der ſpeziellen Aufſicht der Reg. ſtehen. 

Das K. Ob. Appellationsgericht wird daher angewieſen, das eingeleitete Exekutions⸗ 
Verfahren hiernach zu modificiren, das Landgericht zu Frauſtadt mit den noͤthigen Ver⸗ 
haltungsmaßregeln zu verſehen und die Supplikanten, bei Retradition dev Anlagen ih— 
rer Vorftellung, davon in Kenntniß zu fegen. 

Jene Anlagen erfolgen mit den eingereichten 2 Vol. Akten hierbei zuruͤck. 

(Sahrb. Bd. 41. ©. 467. Gräff Bd. 6. ©. 318,) 
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+) Mathis Bd. 8. ©, 505. Rabe Bd. 10. ©. 211. 
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Zehnter Ab ſchnitt. 
Die jüdiſche Religionsgeſellfſchaft. 
nn. efles Kapitel. * 
Verhaltniſſe der jübifchen Religlonsgeſellſchaft im Allgemeinen. 

J. Verhältniß derſelben zum Staate. al 

A. Glaubens» und Gewiffensfreiheit der jüdifhen Reli⸗ 
gionsgeſellfſchaft. — En 

Das A. L. R. ſchreibt Thl. IT. Zit. 11.58.16: 

d. 1. Die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen Dingen, der 
Glaube und der innere Gottesdienſt können kein Gegenſtand von Zwangsgeſetzen ſein. 

er Sedem Einwohner im Staate muß eine volltommene Glaubens: und Gewiffens« 
freiheit geftattet werben, 

$. 3. Niemand ift fhuldig, über feine Privatmeinungen in Religionsfahen Vor⸗ 
ſchriften vom Staate anzunehmen. 

$. 4, Niemand foll wegen feiner Religionsmeinungen beuntubigt, zur Rechenſchaft 
gezogen, verfpottet oder gar verfolgt werden. 

3. 5. Aud der Staat kann von einem einzelnen Unterthan die Angabe, zu welcher 
Religionspartei fich derfelbe befenne, nur alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültig: 
keit gewiſſer Be en Handlungen davon abhängt. 

$. 6, Aber felbft in diefem Falle tonnen mit dem Geftändniffe abweichender Meinun⸗ 
gen nur diejenigen nachtheiligen Folgen für den Geftehenden verbunden werden, melde 
aus feiner dadurch, vermöge der Gefege, begründeten Unfähigkeit zu gewiffen bürger⸗ 
ichen Handlungen oder Rechten von ſelbſt fließen. 

Dieſe ganz allgemein ſprechenden Geſetze finden auch auf die Juden ihre 
boltommene Anwendung und der Staat würde mit fi in. Widerfpruch ges 
rathen ‚ wenn er biefelben auf das Gebiet des Landrechts beſchränken, und 
nicht vielmehr auch da, wo dad gemeine deutfche Recht gilt, von denfelben 
Grundſätzen ausgehen wollte. In den Landestheilen, wo das franzoͤſiſche 
Recht galt, genießen die Juden diefelben Rechte auf Grund dieſer Gefeß- 
gebung 1), 

B. Die jüdifhe Religionsgefellfhaft ift im Preußiſchen 
Staate eine geduldete.“ 

AA, Es beſtimmt dieess. ee 

1) das durch ©. v. 25. Juli 1788 bekannt gemachte E. v. 9. Zult 1788, 
die Religiondverfaffung in den Preuß. Staaten betreffend (das fogen. Res 
liglonsedikt), welches lautet: | 

Mir Friedrich Wilhelm 2c. 2c. Thun Eund und fügen hiermit jedermann zu wiſſen, 
daß, nahdem Wir lange vor Unferer Thronbefteigung bereits eingefehen und bemerfet 
haben, wie nöthig es dereinft fein dürfte, nad dem Erempel Unferer Durchlauchtigſten 
Vorfahren, beionders aber Unfers in Gott ruhenden Großvaters Majeftät, —*— be⸗ 
dacht zu ſein, daß in den Preußiſchen Landen die chriſtliche Religion der proteſtantiſchen 
Kirche in ihrer alten urſprünglichen Reinigkeit und Aechtheit erhalten, und zum Zheil 
wieder hergeftellet werbe, auch dem Unglauben eben fo wie dem Aberglauben, mithin ber 
Berfälfhung der Grundmwahrheiten des Glaubens der Shriften und der daraus entflehens 
ven Zügellofigkeit der Sitten, fo viel an Uns ift, Einhalt gefchehe, und dadurch zugleich 
Unfern getreuen Unterthanen ein überzeugender Beweis gegeben werde, weſſen fte in 
Wſicht ihrer wichtigften Angelegenheit, naͤmlich der völligen —— jeit, ber un: 
geftörten Ruhe und Eiherbeit bei ihrer einmal angenommenen Konfeffton und dem 
Slauben ihrer Väter, wie aud) des Schußes gegen alle Stoͤrer ihres Gottesdienfted und 
ihrer irchlichen Verfaſſungen, zu Uns als ihrem Lanbesherrn ſich zu verfehen haben, 
Bir nad) bisheriger Beforgung ber dringendften Angelegenheiten .des Staates und 
Bollendung verfchiedener nöthigen und nüßlichen neuen Einrichtungen, minmehro feinen 


1) Vergl. Abth. IT, Abſchnitt XI. XML, XII. 
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ferneren Anftand nehmen, an diefe Unfere anderweitige wichtige Regentenpflicht ernſtlich 
zu denken, und in gegemwärtigem Edikt Unfere unveränderlihe Willensmeinung über 
diefen Gegenftand oͤffentlich befannt zu madyen, Ale 

$. 1. befehlen, wollen und verordnen Wir demnach, daß alle drei Haupt-Ronfefjionen 
der hriftlichen Religion, nämlich die Reformirte, Lutherifche und Römiſch-Katholiſche, 
in ihrer bisherigen Verfaſſung, nad) den von Unfern gottfeligen Vorfahren vielfältig er: 
(affenen Edikten und Verordnungen, in Unfern ſämmtlichen Landen verbleiben, aufrecht 
erhalten, und gefchüst werden follen. Daneben aber 

$. 2. fol die den Preußifchen Staaten von jeher eigenthümlid, geweſene Zoleranz der 
übrigen Sekten und Religions: Parteien ferner aufrecht erhalten und Niemanden der 
mindefte Gewiffenszwang zu Eeiner Zeit angethan werden, fo lange ein jeder je 
ein guter Bürger des Staates feine Pflichten erfüllet, feine jedesmalige befondere Mei 
nung aber für fid) behält, und ſich forgfältig hütet, ſolche nicht auszubreiten oder andere 
dazu zu dberreden, und in ihrem Glauben irre oder wanfend zu machen. Denn, da jeber 
Menfc für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er hierin ganz frei handeln 
fönnen, und nach Unferm Dafürhalten hat ein jeder hriftlicher Regent nur dahin zu 
fehen und daflır zu forgen, das Volk in dem wahren Chriſtenthum treu und unverfälft 
durch Lehrer und Prediger unterrichten zu laffen, und mithin einem jeden die Gelegen- 
heit zu verfchaffen, felbiges zu erlernen und anzunehmen. Ob ein Unterthan num aber 
dieſe qute ihm fo reichlich dDargebotene Gelegenheit zu ſeiner Ueberzeugung nugen und ge- 
hi will oder nicht, muß feinem eigenen Gewiffen völlig frei anheim geftellet 

leiben. 

Die in Unfern Staaten bisher öffentlich geduldeten Sekten find, außer der jü— 
difhen Nation, die Herrenhuter, Mennonijten und die Böhmifche Brüdergemeine, 
welche unter landesherrlihem Schuß ihre gottesdienftlichen Zufammenkünfte halten, und 
diefedem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeftört behalten follen. Inder Kolgeaber fol 
Unfer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere, der chriftlichen Religion 
und dem Staate ſchädliche Conventicula unter dem Namen gottesbienftlicher Berfamm: 
lungen gehalten werden, durch welches Mittel allerlei der Ruhe gefährliche Menſchen und 
neue Lehrer fich Anhänger und Profelyten zu machen im Sinne haben möchten, woburd) 
aber die Zoleranz fehr gemißbraucht werden würde. 

(N. C.C,T. VII. ©, 2175. Rabe Thl. J. Bb. 7. ©. 116.) 


2) Mehrfache fpätere R. fprechen daffelbe aus. Vergl. beim neunten Ab- 
fhnitt die R. v. 24. Suni 1823, 7. März; 1823, 8. Sept. 1840, fo wie 
unten die R. 26. Sept. 1821, 10. Nov. 1823 und 5. Mai 1826. 


BB. Stellung der geduldeten Religionsgefellfcaft zum 
Staate. | 


1) Die Stelung der jüdiſchen Religionsgefellfchaft ald einer gebulbeten 
ergiebt fich nach dem L. R. im Allgemeinen aus den $$. 13—21. Tit. 11. 
Thl. II., welche lauten: 


$. 13. Jede Kirchengeſellſchaft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die 
Gottheit, Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat, und fittlidy gute Gefin: 
nungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen, 

$. 14. Religionsgrundfäse, welche diefem zuwider find, follen im Staate nicht gelehrt, 
und weder mündlich nody in Volksſchriften ausgebreitet werben. 

$. 15. Nur der Staat hat das Recht, dergleichen Grundfäge nad) angeftellter Prü: 
fung zu verwerfen, und deren Ausbreitung zu unterfagen. 

$. nn — einzelner Mitglieder machen eine Religionsgeſellſchaft nicht 
verwerflich. 

8, 17. Die vom Staate ausdruͤcklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften haben dic 
Rechte privilegirter Korporationen, 
. 18. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gottesdienftes gewibmeten Gebäube wer: 

den Kirchen genannt und find als privilegirte Gebäude des Staates anzufehen. 

$.19. Die bei ſolchen Kirchengeſellſchaften zur Feier des Gotteödienftes und zum Re: 

— — beſtellten Perſonen haben mit andern Beamten im Staate gleiche 

echte. 
. 20. Eine Religionsgeſellſchaft, welche der Staat genehmigt, ihr aber die Rechte 
öffentlicd, aufgenommener Kirchengefellfchaften nicht beigelegt hat, genießt nur bie Be 
fugniß gebuldeter Geſellſchaften. (Zit. 6. 88. I1.aqq. 

$, 21. Jede Kirchengeſellſchaft, die als ſolche auf die Rechte einer geduldeten Anſpruch 


ı 
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madyen will, muß fid, bei ben Staate gebührend melden und nachweiſen, daß bie von ihr 
gelehrten Meinungen nichts enthalten, was dem Grundfaße des $. 13 zuwider läuft, 

Die R. des Min. des 3. v. 1. März 1822, 23. Juli 1824, 14. Sept. 
1827, 1. Juli 1830, — vergl. diefelben oben Abfchn. IX. und unten 
sub DD. — nehmen mit Recht an, daß diefe Gefegeöftellen wie alle übrigen 
dest. R., welche die inneren oder äußeren Rechtöverhältniffeder jüdifchen Re» 
ligionsgeſellſchaft betreffen, in allen Provinzen, wo das &, N. gilt zur Ans 
wendung kommen. 

Die allgemeinen dieöfälligen Beftimmungen der betreffenden fremben Ge: 
feßgebungen find bei den einzelnen Abfchnitten der zweiten. Abtheilung zu 
vergleichen. — 

2) Bildet die jüdiſche Religionsgeſellſchaft eine juriſtiſche Perſon? 

a) Sn den unten sub CC. 3. gegebenen Miniſterial⸗Reſkripten wird dies 
mehrfach verneint und wie die Noten zu der folgenden entgegenge feßten 
Anficht ergeben, mit vollem Rechte. Das Geſetz giebt den gebuldeten Re— 
ligiondgefelfchaften im $. 10. Zit. 11. Thl. II. des 2. R. mit beftimmten 
Worten nur die Rechte der gebuldeten Privatgefelfchaften, welche im Tit. 6. 
88. 11 ff., auf welche ausdrüdlich Bezug genommen wird, eben fo audbrüd; 
lich den moralifchen Perfonen (Korporationen, Gemeinden) gegenüber ger 
flellt werden. Jeder verfuchte Beweis gegen fo beflimmte und Elare Ge- 
fege kann daher höchſtens zeigen, wie der Zuſtand beffer fein follte, nicht 
aber, wie er gegenwärtig if. | 

b) Die bejahende Anficht wird Dagegen von Koch vertheidiget. Ders 
felbe fucht dies in folgender Weife auszuführen: 

Aeußere Rechte der jüdifchen Gemeinden könnten, wenn die gemeine Mei- 
nung, daß die jüdifchen Religionsgeſellſchaften Feine juriftifhe Perfon fei, 
sichtig wäre, nicht eriftiren. Die Praris und die Wirklichkeic ftehen aber 
damit in Widerfpruh. Die gemeine Meinung ift entitanden durch den 
$. 20. Zit. 11. Thl. II. des A. . R. Das Allegat handelt.von erlaubten 
Privatgefelifchaften, und diefe follen, im Verhältniffe gegen andere außer 
ihnen Feine moralifche Perfon vorftellen, und daher auch, als folche, . weder 
Grundſtücke noch Kapitalien auf den Namen der Gefellfchaft erwerben fün- 
nen. ($. 13.) Diefed paßt aber nicht wohl auf genehmigte Religiondge: 
jelfchaften, welche allerdings als eine juriftifche Perfon anzufehen find und 
auch angefehen werben. Eine juriftifhe Perfon überhaupt ift ein folches 
Subjekt von Rechten, welches Feine phyfifche Perfon ift. Der Gegenftand, 
welcher dieſes Subjekt bildet, kann unter andern auch aus phyfifchen Pers 
fonen beftehen. Alddann heißt die juriftifche Perfon eine Gemeinheit, Ge: 
meinde, Kommune (universilas, corpus, collegium). Diefe $orm der ju: 
riftifchen Perfon ift die urfprfingliche, und die erfte Gemeinheit ift der Staat 
felbft. Die Eriftenz ſolcher juriftifchen Perfonen ift nicht ein Gegenfland 
der Willkühr der Perfonen, fondern fie ift von der Mitwirkung der höchften 
Gewalt abhängig. Nah Röm. R., in welchem diefer Begriff zuerft von 
den, im Gebiete des Römifchen Staats befindlichen abhängigen Staaten ges 
bildet ift, ift daher, damit eine Gefellfchaft eine juriftifche Perfon fei, erfors 
derlich, daß dielelbe als foldhe von dem Staate genehmigt oder beftätigt 
worden. Das Preuß. Recht weicht hiervon nicht ab, denn „Die Rechte der 
Korporationen und Gemeinen fommen nur folhen vom Staate geneh— 
migten Gefellfchaften zu, die fich zu einem fortvauernden gemeinnüßigen 
Zwecke verbunden haben,” und die Korporationen und Gemeinden ftellen 
in den Gefchäften des bürgerlichen Lebens Eine moralifche Perfon vor’). 


1) 2. R. U. 6, 85. 25. 81. 
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Zum Begriffe einer aus mehreren phyſiſchen Perfonen beftehenden juriſti⸗ 
(hen Perfon gehirt alfo: 1) eine Geſellſchaft, 2) eine Geſellſchaft, welche 
vom Staate genehmigt oder beftätigt if. | 

Daß die Gefellfchaft einen Zweck habe, liegt ſchon in ihrem Begriffe, 

ent daher das Merkmal Geſellſchaft zum Begriffe der Korporation ge: 
hört, fo ift damit auch ſchon geſagt daß fie einen Zweck haben muß, weil 
zum Begriff der Gefelfchaft dad Merkmal Zweck gehört. ine geduldete 

eligionsgeſellſchaft ift aber nach den oben angeführten Worten des $. %0. 

t. 11. eine ſolche Geſellſchaft, welche der Staat genehmigt hat. Sie 
hat mithin die Merkmale einer juriftiichen Perfon, und muß daher auch da- 
für gelten. Die jühifchen Religionögefelihaften werden aber in der That 
auch dafür angefehen, denn u | 

a) wäre dieles nicht ‚ fo könnten die Juden von den höchſten Staatsbe⸗ 
hörden in ihren amtlichen Verfügungen nicht ald Gemeinden bezeichnet 
werden) J 

b) bildeten die Juden Feine Firchliche Gemeinde, fo könnten fie feine Ge: 
meinefachen (res communes) als: Synagogen, Begräbnißpläße, Badehäu— 
fer ic. haben?). Die gebuldeten Religionsgefellfihaften können aber ald 
folche dergleichen Gebäude erwerben, welche Fähigkeit die bloß erlaubten 
Privatge Üftaften als Solche nicht haben 3). In AUnfehung der res com- 
munes, welche eine gebuldete Religiondgefellfchaft haben kann, würden auch 
die allergrößten Berwicelungen und Ungemißheiten entftehen, wenn diefelbe 
feine jurtflifche Perfon wäre.‘ Es müßte dann von der Synagoge ıc, der 
Befigtitel auf den Namen der einzelnen Glieder berichtigt werben. Die 
Mitglieder einer ſolchen Tirchlichen Gemeinde verändern ſich aber fortwäh— 
send, fo daß nach einiger Zeit von den eingetragenen condominis feiner 
mehr eriftirt. Es müßte daher, um die Sache in Ordnung zu erhalten, bei 
jedem Todesfall der Befigtitel auf die Erben, und bei jedem Abzuge eines 
biöherigen, To wie bei jedem Anzuge eined neuen Mitgliedes ein Verkauf 
und reſp. Kauf-Konttakt aufgenommen werden, und eine neue Berichtigung 
des Befigtiteld ftattfinden, welches bei einer großen Gemeinde, wie in Ber: 
lin oder Breslau, unausführbar fein würde. Es müßte ferner der intellef: 
tuelle Antheil eines jeden an diefen Sachen ein privates Eigenthum deffel: 
ben fein, fo daß derfelbe bei den Nachlaßtheilungen mit zur Vertheilung ae 
zogen, und auch auf Andrirgen der Gläubiger im Wege der Exekution ver- 


— 





1) Dies geſchieht in einer großen Anzahl von R., z. B. in denen v. 11. Juli 1812, 
1. Sept. 1818, 11. März 1822, beweift aber gar nichts, da eine Bezeichnung un: 
möglich von irgend einem Gewichte fein kann, wenn der Bezeichnende ausdrüd: 
lic) fagt, was er damit meine. Im vorliegenden Kalle fagen nun biefe betref: 
fende Behörden ausdruͤcklich, bie jüdifche Religionsgefellfchäft fei Feine Ges 
meinde, und es a demgemäß, baf unter „Gemeinde“ bie „Religionsgefellfchaft“ 
verftanden fein fol. | 

2) Vergl. 1.1. $. 1: quod cujuscunque universitatis. 


») 2, R. I. 11. 88. 23. 24. und Zit. 6.5.13, Siehe hierüber unten sub DD. 
und sub III. Die Behauptung ift falſch und daher auch der daraus gezogene 
Schluß. - Die gebuldeten Religionsgefellfchaften dürfen als ſolche Grundeigen- 
thum nicht anbers als auf ausdrüdliche Erlaubniß erwerben; durch legtere wird 
derſelhen eben erft dies Recht beigelegt, ihr alfo eine Eigenfchaft der Korporation 
verliehen. Daß hieraus nun nicht zu folgern, bie Religionsgefellfchaft fei eine 
Korporation, ift far, Weil ihr aber eben diefe eine Eigenf aft der Korporation 
verliehen, fo ergiebt fi von ſelbſt, daß Kraft derfelben ber Befistitel der Syna- 
goge nicht auf die einzelnen Gemeinbe-Meitglieber, fondern auf die Religionsge- 
ſellſchaft berichtiget werben muß, wie dies denn auch das unten im dritten K apis 
tel gegebene R. v. 31, Dec. 1840 anerkennt, ur 
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fauft werden müßte. Wenn biefed letztere gefchehen wäre, fo müßte ein 
ſolches Mitglied ferner fein Necht haben, an dem Gebrauche der Sache 
Theil zu nehmen. Dieſes alles ift mit der Natur einer gebulteten Relis 
ionsgeſellſchaft, welche auf ihre Eriftenz ein Recht hat, unvereinbar, und 
— daher auch in der Wirklichkeit nicht vor. — — 

c) Ließe man die jüdiſche Religionsgeſellſchaft für eine Gemeinde nicht 
gelten, ſo könnte dieſelbe als ſolche auch keine Prozeſſe führen, ſondern die 
einzelnen Juden müßten als Litiskonſorten auftreten). Die Gerichtshöfe 
ſehen aber die Sudengemeinde als Partei an?). Ä 

Da biernach die Sudenfchaften wirktiche Gemeinden, und als folche juriftis 
ſche Perfonen find, fo kann die Gemeinde von Dritten auch aus Verträgen, 
welche mit ihren Vorfiehern gültig gefchloffen find, fo weit diefelben vers 
möge ihred Amts oder in Folge eined gültigen. Gemeinde: Befchluffes folche 
zu fchließen berechtigt find, in Anfpruch genommen werben. 

(a. 4. O. ©. 208.) 

3) Gerichtöftand der jüdifhen Religionsgeſellſchaft. 

Den jüdifchen Religionsgefellfchaften fteht, da fie nicht als juriftifche Pers 
fonen anzufehen find, ein erimirter Gerichtöftand in ihren Rechtöangelegen« 
heiten nicht zu. Der $. 103. Zit. 2. Thl. I. der &.D, nennt lediglich einige 
juriftifche Perfonen, die ausnahmsweiſe diefen Gerichtöftand haben, unter 
welchen fi) daher die Judengemeinden nicht: befinden, und der dazugehörige 
Anhangs 8. 30. bemerkt dazu, daß diejenigen moralifchen Perfonen, welche 
unter mittels oder unmittelbarer Verwaltung der Meg. flehen, deshalb auf 
einen erimirten Gerichtsftand keinen Anfpruch machen fünnen. Man hat 
ed daher mit Recht felbft für zweifelhaft erachtet, ob chriftlihen Kirchenges 
meinden der erimiste Gerichtöftand auch hinfichtö der gegen fie gerichteten 
perfönlichen Klagen) zuftehe, und wenngleich fich die gemeine Meinung 
für die Affirmative entfcheidet*), fo gefchieht Lies doch nur auf Grund der 
von den ausdrücklich aufgenommenen Kirchengefellfchaften fprechens 
den 88. 17. 18. 20..36. 174. 949. 950. Zit. 11. Thl. II. des &. N. 

Daß dies auf Sudengemeinden feine Anwendung finde, ergiebt auch Das Fols 
gende, Eine Ausnahme machtinämlich dad Gefe in Betreff der Sudengemein» 
denin den Mediatftädbten, von welchen dafjelbe gelten fol wie von Dorf. 
gemeinden. Es beftimmen hierüber: 

Der $. 105. Thl. I. Zit. 2. der © O. | 

„Dorfgemeinen müffen, wo nicht Provinzialgefege ein Anderes beftimmen, bei ihren 
Patrimonialgerichten belangt werben, Iſt jedoch die Gutöherrfchaft Kläger, fo kann 
die Gemeine, ober auch nur die in Anspruch genommene einzelne Klaffe derfelben die Ein= 
laffung vor dem Gerichtshalter ablehnen, und alsdann muß das Obergericht der Provinz 
ſich der Inſtruktion und Entfheidung der Sadye ſchon in erfter Inſtanz untergiehen,’‘ 

(X. 8.8. U, 17. $$. 41. 42. 43.) 

Hierzu bemerkt der $. 31. des Anh.: 


ed) G. O. J. 1. 88. 33 599. Tit. 7. 68. 29. 30, 

2) Vergl. das Erkenntniß des O. 2. Ger. zu Marienwerber v. 3. 1831 ad III. D, 
BB. Dies Erfenntniß, welches das Gen. Juden-Regl. von 1750 zu Grunde 
legt, ift deshalb für die Eonkrete Frage ohne alle Relevanz, da die Juden nach 
diefem Regl, ganz unzweifelhaft eine Gemeinde gebildet haben, bie. aber eben 
durch das E. v. 11. März 1812 aufgehoben mworben. 

2) m Kirchen-Grundſtuͤcken und K. Beamten ift er zugeſprochen. G. O. L. 2. 

2) R. v. 5. Juli 1841. (I. M. Bl. 1841. ©. 222.) Graͤvell Kommentar I. 
— sn. v. Danield Handbuch I. ©, 170, Vergl. dagegen Eentraibl, 1838, 

+ de j 
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„Die hier gegebenen Vorfchriften finden auch auf die Bubengemeinen in den Mediat— 
ftädten Anwendung.” ) 


CC, Oberauffiht des Staates. 


1) Die 88. 32. 33, Tit. 11. Thl. II. des &. R. beftimmen: 

$. 32. Die Privat: und öffentliche Religionsübung einer jeden Kirchengefellfchaft ift 
der Oberaufficht des Staats unterworfen. 
8.33. Der Staat ift berechtigt, von demjenigen, was in den Verfammlungen der 
Kirchengeſellſchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 


2) Ausgeübt wird diefe Oberaufficht des Staates durch folgende Be: 
hörden: 

a) Durch die Regierungen. 

Nach der Geichäfts-Infte. für die Regierungen v. 23. Oft. 18172) ge: 
hörte vor die erſte Abtheilung der Regierungen auch dad YJudenwelens). 
Diefe hatte nämlich früher auch nach $. 18. eine Abtheilung für die 
Kirchenverwaltung und dad Schulmefen, welche jedoch durch die K. O. 
v. 31. Dec. 1825), betr. einige Abänderungen in der bisherigen Organi— 
fation der Prov.»Berwaltungd-Behörden5), zu einer befonderen Abtheilung 
erhoben worden. 


In Betreff des Verhältniſſes der Kirchen» und Schulfommiffion bemerkt 
der $. 18. der Inftr. v. 23. Oft. 1817. 


$.18. Der Kirchen und Schulfommiffion gebührt die Verwaltung aller geiftlichen 
und SchulsAngelegenheiten, welche nicht dem Konfiftorium in der demfelben heute er: 
theilten Inftruftion ausdrücklich übertragen worden, Unter diefer Einſchraͤnkung ge: 
bührt ihr daher: | 

a) die Befesung ſämmtlicher, dem Tandesherrlichen Patronatrechte untermworfene 
geiftlichen und Schullehrerftellen 2c. ; | 

nt J Aufſicht über deren Amts: und moraliſche Führung; die Urlaubs-Ertheilung 
für felbige; 

c) die Aufrehthaltung der äußern Kirchenzucht und Ordnung; 

d) die Direktion und Auffiht über ſämmtliche Kirchen, öffentliche und Privatfchulen 
und Erziehungsanftalten, milde und fromme Stiftungen und Inſtitute; 

e) die Aufjiht und Verwaltung bes gefammten Elementarſchuiweſens; 

f) die Auffict und Verwaltung fämmtlicher äußern Kirchen- und Schulangelegenhei: 
ten, mithin auch die Regulirung des Stolweſens und Schulgeldes; 

g) die gefammte Verwaltung des Kirchen:, Schul: und Stiftungs-Vermoͤgens, 
im Fall ſelbige nicht verfaſſungsmäßig andern Behörden oder Gemeinden, Kor— 
porationen und Privaten gebuͤhrt, und im letztern Fall die landesherrliche Oberaufſicht 
über die Vermoͤgensverwaltung. Ihr ſteht hiernach auch die Entwerfung, Prüfung und 
Beftätigung der hierher gehörigen Etats, fo wie die Abnahme und Decharge der, Kirchen, 
Schul: und Inftitutsrehnungen zu. Sie hat ferner: 

h) die Dispenfation in den, in der Konfiftorial-Inftruktion ihr nachgelaffenen Fällen, 


un 

i) die polizeiliche Oberaufficht über alle übrige literarifche Inftitute, Gefellfchaften und 
Unternehmungen, in foweit diefe Aufficht nicht ſchon andern Behörden übertragen ift. 
Auch fteht ihr ohne höhere Genehmigung frei: Ä 

k) Schulfocietäten einzurichten und zu vertheilen, wo bie Ortfchaften es wünfchen, 
ober Lofalumftände es nöthig machen, fo wie 

I) Parodhien zufammenzuziehen und zu vertheilen, wenn die Gemeinden und Patrone - 
darin willigen, imgleichen, unter diefer Bedingung, einzelne Dorfichaften umzupfarren. 


1) DaER.v. 8. Suni 1805, aus welchem diefer $. des Anh. entnommen ift, bemerft 
zur Rechtfertigung, daß diefelbe ratio legis vorhanden und der $. 105 nicht bloß 
von Dorfgemeinen, fondern auch von einzelnen Klaffen derfelben fpreche, 

(N. Archiv Bd. 4. ©, 113, Rabe Bd. 8. ©, 302.) 

2) &. ©. 1817. ©. 248, 

2) 5.2. Nr. 7. 

*) G. ©. 1826. ©. 5, 

° S. sub D. II. 2. 
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Sn allen diefen Angelegenheiten kommt es, Behufs ber Kompetenz 
der Kirchen und Shulfommiflion, aufdie Berfhiedenheit der Religion 
undbes Kultusnidhtan. Ihr find in obiger Beziehung fAmmtliche Geiftliche und 
Schullehrer, die Superintendenten und mit ihnen in gleicher Kategorie ftehende höhere 
Geiftliche anderer Konfeffionen nicht ausgenommen, untergeordnet, und die Kommiffion 
kann wider fie nöthigenfalls die geſetzlichen Zwangs- und Strafverfügungen erlaffen und 
zur Ausführung bringen. Wie e8 wegen ihrer Suspenfion und Entlaffung vom Amte- 
zu halten, ift in der Konfiftorialinftruftion beftimmt ıc, 

b) Durch die Provinzial: Konfiftorien. 

Der Wirkungskreis der Provinzial-Konfiftorien, die in zwei Abtheilun: 
gen, als „Konfiftorium” und „Provinzial: Schul: Kollegium”, unter dem 
Prafivio des Oberpräfidenten ftehen, ift durch die Snftr. v. 23. Okt. 1817 
feflgeftellt. *) Während diefe in den $8. 1 und 9 das Berhältniß ter Konfis 
florien zu den Regierungen im Mefentlichen dahin ordnet, daß letztere die 
Verwaltung der äußern Angelegenheiten der Kirchen und Schulen haben, 
erftere die rein geiftlichen und wiffenfchaftlichen, beftimmt diefelbe im $. 5. 

„Alle übrige Religionsparteien” (im Gegenfase der evangelifchen und römiſch-katho—⸗ 
liſchen Kirche) „ſind gleichfalls, in Anfehung des eigentlichen Kultus, derjenigen Aufficht 
des Konfijtoriums unterworfen, welche der Staatszwed erfordert und die Gewiſſens— 
freiheit geftattet.” 

e) Die Rekursbehörde von den Regierungen und Konfiftorien find das 
Min. des Inn. und dad der geiftl. Unterer. und Med. Angelegenheiten.- 


Die V. v. 27. Oft. 1810 über die veränderte Verfaſſung aller oberften 
Stantöbehörden (G. S. 1810. ©. 3) fagt hierüber, daß zum Min. des Inn, 
Abtheilung der allgem. Polizei gehören: 

„7. Die Juden und Sektirer, jedoch nicht in Beziehung auf ihren Kultus, 
fondern blos auf ihre Berfaffung, auf dad Kantonmefen und ihren politi- 
hen Zuftand.” 

Ferner: Zur Abtheilung für den Kultus und öffentl. Unterricht (dem jebi- 
gen Min. d. G. U. u. M. 4.) gehören: 

„4. Die Aufficht auf die Juden in Abficht ihres Gottesdienſtes.“ 

Ferner: 

„Unfere Genehmigung muß ber Chef der Abtheilung des Kultus und 
„öffentl. Unterr. namentlich einholen: 

„A. zu jeder Beflimmung wegen der Toleranz.“ 

3. Ueber den Umfang diefer Oberaufficht des Staates ſprechen fich fol- 
gende Reſkripte aus: 

a) Die R. des Min. d. Inn. v. 24. Suni 1823, 30.Nov. 1826, 23. 
Oft. 1829, 3. Nov. 1820, 7. März 1823, 8. Sept. 1840, weldye oben 
bei Abfchnitt IX. zu vergleichen find. 

b) Das R. v. 12. Suni 1828, die Anftelung von Religions: und 
Schullehrern betr., vergl. ebendafelbft. 


e) Das R. der Min. d.G.U. u.M. %. u. des Inn.?) fpricht den Grunds 
faß aus, daß ſtets der Geſichtspunkt feftzuhalten, daß Judengemeinden nicht 
zu den vom Staate ausdrüdlich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften, 
welche als folche die Rechte privilegirter Korporationen genießen (U. L. R. 
Th. 2. Tit. 11.8. 17.), zu zählen, fondern blos als geduldete Gefelfchaf- 
ten anzufeben find (ebend. $. 20.) Won diefem Gefihtöpunfte ausgehend, 
feien die Verhältniffe der jüdifchen Religionsgefellfchaften überall nicht nad) 


1) G. ©. 1817. ©. 245. 
2) Daffelbe ift im Thl. IT, zu vergleichen. 
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ber für chriſtliche Kirchen und für die bei denfelben angeftellten Geiftlichen 
gegebenen Gefeßvorfchriften zu beurtheilen. 
d) In Betreff der Beauffichtigung des jüdifchen Kultusweſens diöponirt 
ferner das R. ded Min. der G, U. u. M. Ang. an das Oberpräfidium ber 
Rheinprovinz v. 18. Sept. 1838. 


Die von der jüdifchen Gemeinde zu N. erwählten Vorfteher haben ſich an das unter: 
zeichnete Min. mit dem abfchriftlich hier beifolgenden Geſuche um Beftätigung des für 
ihre Gemeinde entworfenen Statuts gewendet. Das Min. ift mit dem bereits von 
Ew. Hochw. den Qupplifanten erteilten Befcheide darin einverftanden, daß bis dahin, 
wo bie künftig bevorftehende allgemeine gefegliche B. uber das kirchliche Verhältniß der 
Juden erfölgen wird, auf die Beftätigung von dergleichen neuen Statutentwürfen nad 
dem Antrage einzelner jübifcher Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht eingegangen 
werben Tann. In Gemäßheit der A. diesfälligen Beftimmungen ift vielmehr bis zu 
bem vorbemerkten Zeitpunkte das jüdifche Kultuswefen an und für ſich lediglich in feiner 
beftehenden Verfaffung zu erhalten, und nur gegen etwaige Orbnungsftörungen, zufolge 
der nach $. 18 der Reg. Inftr. v. 23. Oft. 1817 den Reg. zuftehenden Aufficht über den 
Kultus aller Religionsparteien, die erforderliche Remedur zu treffen. Gin unentbehr: 
liches Mittel zur Abwendung folder DOrbnungsftörungen ift aber, befonders bei jeder 
einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beftellung eines mit den angemeffenen Direk⸗ 
tions: und Verwaltungsbefugniffen verfehenen Gemeindevorftandes, mit welchem bie 
jüdifchen Gemeinden auch in den ältern Provinzen der Regel nach verfehen find, aud 
in beffen zeitherigem Mangel ein hauptfächlicher Grund der bisher bei der jüdifchen 
Gemeinde zu N. obgewalteten Unordnungen und Zwiftigkeiten gelegen zu haben fcheint. 
Eben fo wenig daher, ald dem Min. ein richtiger Zufammenhang deſſen erſichtlich ift, 
was der den Supplifanten ertheilte Befcheid der K. Reg. zu N. von einem erſt jest 
gefchehenen Zufammentritt der, anfcheinend vielmehr ſchon feit langer Zeit eriftirenden 
jüdiſchen Gemeinde in N. erwähnt, kann das Min. auch die in jenem Beſcheide refolvirte 
Zurüdweifung der von der Gemeinde gefchehenen Beitellung eines Vorftandes für rid: 
tig erachten, zumal die Reg. felbft kein Bedenken gefunden hat, gerade in bem erheb: 
lichften Punkte der Verhandlung mit den Behörden und der Vertretung der Gemeinde 
in ihren äußern Recdhtsangelegenheiten, die im Wefen der Sache auf bas — —— 
ausgehende Zulaſſung eben jener Vorſteher als Bevollmaͤchtigte der Gemeinde nachzu— 
geben. Es unterliegt vielmehr keinem erſichtlichen Anſtande, die Wahl jener Vorſteher 
dergeſtalt zu genehmigen, daß denſelben auch die Verwaltung der innern Angelegenhei— 
ten der Gemeinde, insbeſondere die Sorge für eine gehörige Ordnung bei den gottes— 
dienſtlichen Zuſammenkuͤnften, unter ihrer naͤchſten diesfälligen Verantwortlichkeit ob: 
liegt. Gleichermaßen wird ihnen hiernach auch die Verwaltung des Nſchen Legats für 
das Schulweſen der juͤdiſchen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu N. dem Miniſterio 
unter dem 19. Sept. v. 3. einen befondern Bericht erftattet hat, zunächft verbleiben 
fönnen, und nur die orbnungsmäßige Aufficht über die richtige Adminiftration jenes 
Legats und die ftiftungsmäßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzufegen fein. 
Ew. Hochw. ftellt das Min. anheim, hiernach die K. Reg. zu N. unter Rüdfertigung 
ber hier wieder beifolgenden Eingabe der jüdifchen Gemeindevorfteher v. 8. Aug. v. I. 
mit ber entfprechenden Anweifung zu verfehen, und die Gemeinbevorfteher auf die danach 
von Ihnen zu erwartenden Verf. vorläufig zu verweifen. (Annal. Bd. 22. ©. 645.) 


e) R. der Min. d. G. U. u. M. A. (Eichhorn) und des Inn. v. 25. Juni 
1842 deſſelben Inhalts. 


Der K. Regierung theilen wir beigehend eine Vorſtellung des juͤdiſchen Kaufmanns 
N, zu N. v. 30. April d. J., in welcher derſelbe fich darüber befcdhwert, daß die früher 
dort anfäffig gewefenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiftige Genoffenfchaft und die 
Theilnahme an den damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintrittsgelb von 150 
Rthlr. geftatten wollen, und ihm für das Aufgebot zu feiner Zrauung die Summe von 
10 Rthlr. abfordern, zur Berichtserftattung mit. 


Wir bemerken dabei, daß, wenn gleich von Staatswegen bis jest eine Einmifchung in 
„die Kultusangelegenheiten der Juden nicht ftattfindet, doch Fe nicht zugegeben werben 
Tann, daß die Aufnahme eines Juden in eine jübifche Synagogengemeinde zu Gelber: 
preflungen benugt werde, wie es in dem vorliegenden Kalle zu geſchehen fcheint. Die 
K. Reg. hat daher die jüdische Gemeinde zu N, zur Anzeige aufzufordern, welches Ein: 
trittögeld bisher obfervanzmäßig oder einem bereits beftehenden Gemeinde-Befchluffe 
gemäß gezahlt worden ift, oder, wenn ein ſolches bisher nicht feftgefegt geweien, derſel⸗ 
ben aufzugeben, durch einen zu faffenden Beſchluß ein Gintrittsgeld zu höherer Geneh— 
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migung vorzufchlagen, wonaͤchſt die K. Reg. daſſelbe mit Rüdficht auf das ber jüdifchen 
Gemeinde gehörende, für den Kultus benuste Grund: und Kapitalvermögen zu prüfen 
und baruber unter gutachtlicher Aeußerung hierher zu berichten hat. | 

Uebrigens wird bie Jubengemeinde, auch wenn ber ⁊c. N. nicht in bie religiöfe Ge: 
meinde eintreten follte, polizeilich anzuhalten fein, den Zeichen feiner Kamilie Grab: 
ftätten anzumeifen, und im Falle er ober jemand aus feiner Gamilie zu heirathen beabs 
fihtigt, das Aufgebot gegen Entrichtung angemeffener, nöthigenfalls von ber K. Reg. 
feftzuftellenden Gebühren zu vollziehen. (WB. M. Bl. 1842. ©. 259.) 


DD. Freiheit in Ausübung bed Gotteöbienftes. 


1) Das I. 2. R. ſtellt Thl. U. Zit. 11. 88. 22— 25 ald Grundfaß auf: 


$. 22. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft ift die freie Ausübung ihres Privatgottess 
dlenftes verſtattet. 

z. 3 Zu dieſer gehoͤrt die Anſtellung gottesdienſtlicher Zufammenfünfte in gewiſſen 
dazu beſtimmten Gebaͤuden, und die Ausuͤbung der ihren Religionsgrundſaͤten gemäßen 
zn, ſowohl in diefen Zufammenkünften, als in den Privatwohnungen ber Mit: 
glieder. 

$. 24. Eine blos geduldete Kirchengefellfchaft kann aber das Eigenthum ſolcher Ges 
bäude ohne befondere Erlaubniß des Staats nicht erwerben. 

9.25 Ihr iſt nicht geftattet, ſich der Gloden zu bedienen oder öffentliche Feierlich⸗ 
keiten außerhatb der Mauern ihres Berfammlungshaufes anzuftellen. 

2. In Anfehung der Erbauung von Synagogen !) und Bethäufern ind- 
befonbere beftimmen : 

a) Wegen der Synagogen. 

aa) R. des K. Min. der G. ec. Ang. (v. Altenſtein) v. W. Sept. 1821 an 
die K. Reg. zu Potsdam. Berechtigung jüdiſcher Gemeinden zum Ankauf 
eines Gebäudes für ihre Synagoge. 

Es iſt die Anſicht der K. Reg. in ihrem Berichte v. 27. v. M. nicht richtig, daß die 
Judengemeinde in Wriezen durch $. 11. des Ed. v. 11. März 1812 zum Ankauf eines 
Gebäudes für ihre Synagoge ohne Weiteres berechtigt gewefen ift. Das Ed. hat in 
dem Berhältniß ber jübdifchen Kirchengefellfchaft, als einer blos gebuldeten nichts geän- 
dert, und ber $. 24. Tit. 11. Th. 2, des X. L. R. bleibt alfo nach wie vor auf diefelbe 
anwendbar. Unter dieſen Umftänden hat aud das Min. zuvörderſt nachträglich bie 
%. Genehmigung für die in Wriezen errichtete Synagoge nachgefucht, und wird dem: 
nachft die K. Reg. weiter befchieben werden, (Ann. V. Nr. 59) 


bb) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 5. Nov. 1822 an die K. Reg. 


zu Danzia, deffelben Inhalts, 

xt K. Reg. wird — Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 18. v. M. eroͤffnet, daß, 
zufolge — eſtimmungen, den mit ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten verſehenen 
Juden die Erbauung von Synagogen keinesweges unbedingt verſtattet werden kann, 
ſondern vielmehr in jedem vorkommenden Fall der bezeichneten Art zur Beſchlußnahme 
anher zu berichten ift, (Ann. VI. ©, 902. 


cc) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 15. Juli 1825, an die K. 
Reg. zu Bromberg. Deffelben Inhalts. 

Der 8. Reg. wird auf: den Bericht v. 21. v. M. eröffnet, daß, da Sie einmal der 
Judenſchaft zu N. N. die Erlaubniß zur Afquifition eines Bauplages Behufs der Er⸗ 
tihtung eines juͤdiſchen Bethaufes auf bemfelben ertheilt hat, eö nun fein Bewenden 
dabei behalten kann, vorausgefest, daß bie genannte Judenſchaft, was ihr allerdings 
noch nachträglich zur Pflicht gemacht werben muß, ein nach billigem Verhältniffe zu 
regulirendes Gontingent an Rekrutengelb übernimmt. 

Zur Berichtigung der von der K. Reg. entwidelten Anficht, von ber Sache, wird 
übrigens noch Folgendes bemerkt, 

Es ift der bei Gelegenheit von Sr. K. Majeftät ausprüdlic erklärte Wille, daß neue 
Judenſynagogen da, wo bergleichen feither noch nicht beftanden, nur mit X, Genehmi: 


1) Ueber die fonftigen Verhältniffe der Synagogen — abgefehen von bem Rechte fie 
au erbauen — fiche sub: III. 
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gung errichtet werden follen, Da bie Verftattung von Synagogen zu den Beftimmun- 
gen wegen der Toleranz gehört, fo bringt auch Schon die B. v. 27. Okt. 1810 über die 
Berfaffung aller oberften Staatsbehörden es mit fich, daß in Fällen der. betreffenden 
. Art A. Genehmigung eingeholt werde. 

Hiernach hat fich die K. Reg. in Zukunft zu achten, und Ihre Anträge jedesmal ge: 
meinfchaftlih an die Min. der G. ıc. Ang. und des Inn. zu richten. 

(Ann. IX. ©.656.) } | 

dd) C. R. der K. Min. der G. U. und Med, Ang., fo wie des Inn. 
(v. Altenflein v. Schudmann) v. 1. Juli 1830 an ſämmtliche K. Reg. auds 
fchließlich der Rheinifchen. Deffelben Inhalts. 

Es ift feit Kurzem wiederholt der Kal vorgefommen, daß die nad) $. 24. Tit. XI, 
Thl. 11. des A. L. R. erforderliche Tandesherrliche Erlaubniß zur Anlage oder Erwei⸗ 
terung von Synagogen erft nach erfolgtem Ankaufe der dazu beftimmten Grundftüde 
eingeholt worden ift. Die K. Reg. wird daher hieducch — durch die Orts: 
Polizeibehörden dahin zu fehen, daß, bei Vermeidung vrnftlicher Ahndung, dergleichen 
Ankäufe niemals vor eingegangener Erlaubniß unternommen werben, 

(nn. XIV, Nr. 31.) 

b) Wegen der Bethäufer. , ö 

aa) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang., fo wie des Inn. (. 
Altenftein. v. Schumann) v. 16. Ian. 1830, an die K. Reg. zu Minden, 
Nichterrihtung von Synagogen, ftatt Bethäufer, in Eleinen jüdifchen 
Gemeinden. 

Des K. Maj. haben, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 22. Dec. v. 3., bie Aus: 
wirkung der X. Genebmigung zur Erbauung einer Synagoge in N. betr., zum Beſcheide 
gereicht, Sich bei mehreren Veranlaffungen auf das Beltimmtefte dahin auszufpredhen 

erubt, daß foldyen Heinen jüdifchen Gemeinden die Errichtung eigentlicher Synagogen 
—* der zeither benutzten Betſtuben nicht zu geftatten ſei. Die unterzeichneten Min. 
müffen daher Bedenken finden, für das Gefuch der Judenſchaft zu N. allerhöchften Orts 
‚ einen Antrag zu machen. (Ann. XIV. ©. 88.) wi 

bb) R. der K. Min. der G. U. und M. Ang. und des Inn. und d. Pol. 
(v. Altenſltein v. Rochow) v. 6. April 1838 an die K. Reg. zu Marienwer 
der. Deffelben Inhalts. 17 

In Folge des Berichts der K. Reg. v. 18. Mai 1836, die von der jüdifchen Gemeinde 
zu N. nachgeſuchte Erlaubniß zur Anlegung eines Bethaufes und Autorifation zum Er: 
werbe des von ihr hierzu und zur Wohnung für ihren Kantor beftimmten Grundſtuͤckes 
betr., ift von dem unterzeichneten und dem Min. des Inn. und der Pol. die Allerh. Gr: 
nehmigung jener Anlage und Grundftüds-Afquifition bei des K. Maj. in Antrag geftellt 
worden. Seine 8. Maj. haben jeboch auf dieſen und einen ähnlichen, für eine andere 
jüdifche Gemeinde erftatteten Immediat-Antrag, zu refolviren geruhet, daß es ber Regel 
nad bei der an jedem Orte feither beftandenen Einrichtung in Betreff des jüdifchen Kul: 
tuswefens fein Verbleiben behalten, und die Genehmigung zu neuen Anlagen für das: 
felbe nur in den Xusnahme:$ällen eines beftimmt nadıauideriehben, dergeftalt bringen: 
den Bedürfniffes ertheilt werben foll, bei deſſen Nichtberücfichtigung die betr. juͤdiſche 
Gemeinde in die Lage kommen würde, überhaupt kein Lokal für ihren Gottesdienft fin 
den zu können. Ob dies bei der jüdifchen Gemeinde zu N, der Fall fei, fol nach ©r. 
K. Maj. Allerh. Befehle noch einer näheren Prüfung unterworfen werben, welcher fih 
die K. Reg. dahin zu unterziehen hat, daß namentlic, in beftimmten Nadhweifungen zu 
ermitteln ift, welcher Lokal⸗Veranſtaltung, nach dem nothwendigen Erforberniffe bered: 
net, ed für den Gottesdienft der jübifchen Gemeinden bedarf, welcher Lokale fie ſich zu 
demfelben bisher bedient hat, ob und aus welchem Grunde diefelben für die Zukunft dem 
nothwendigen Bedürfniffe nicht mehr genügen, und ob und aus welchem Grunde, ftatt 
einer etwa miethweifen ober fonft in der bisherigen Art zu verfuchenden Ausmittelung 
eines geeigneteren Lokals, die Erwerbung eines eigenen Grundftüds und Einrichtung 
defielben zu einem befonderen Bethaufe ein wirkliches Erforderniß für die Kultus⸗Aus— 
übung der jübifchen Gemeinde fei. 

‚ Meber die diesfälligen Refultate hat die K. Reg. demnaͤchſt ihren andermweiten gutacht⸗ 
lichen Bericht Behufs der weiteren geeigneten Veranlaſſung zu erftatten. | 
(Ann. Bd. 22. ©. 646.) 

3) Verbot des jüdifchen Privatgottesdienftes. 

a) Im Gegenfaße zu der Religiondgefellfchaft, die vorhanden ifl, 
wenn fih mehrere Einwohner des Staats, unter deffen Genehmigung, zu 
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Religionsübungen verbinden. und aus welchen eine Kirchengefellfchaft 
wird, wenn fie fi zur öffentlichen Feier des Gottesdienftes verbunden has 
ben ?), ſpricht dad L. R. in den 88. 7—9 Zit. 11. Thl. II. des ER. von 
dem häuslichen Gottesdienſte: 

$.7. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienſt nach Gutbefinden anordnen. 

8.8. Er kann aber Mitglieder, die einer andern Religionspartei zugethan find, zur 
Beimohnung deffelben. wider ihren Willen nicht anhalten. 

8.9. Heimlihe Zufammenkünfte, welche der Ordnung und Sicherheit des Staats 
gefährlich werden könnten, follen, aud) unter dem Vorwande des häuslichen Gottesdiens 
ftes nicht geduldet werden. Fi 

b) Es fpricht ſich hierüber ferner dad an die K. Reg. zu Marienwerder 
gerichtete NR. ded Min. des Inn. und d. Pol. (v. Rochow) v. 12. Mai 1840 
aus, Bezug nehmend auf 8. O. v. 19. Mai 1817, 9. Dec. 1823 und 
6. Febr. 18242). | 

An Befcheidung auf die Anfrage der K. Reg. in dem Berichte v. 9, v. M., die reli- 
gioſen Zufammenfünfte von Juden in N, außerhalb des dortigen jüdifchen Bethaufes 
betr., bemerfe ich, daß die noch fortdauernde Gültigkeit des General: Zuden-Reglements 
(General:Privilegii) v. 17. April 1750 in N, allerdings nicht bezweifelt werden kann, 
und daher das im Art, XXX. a. a. D. enthaltene Verbot befonderer Privat-Betftunden 
im vorliegenden Falle um fo mehr zur Anwendung kommen muß, als aud) fpätere lan: 
deeberrliche Beftimmungen, namentlich die Allerh. K. O. v. 19. Mai 1817, 9. Dec. 
1823 und 6, Febr. 1824, jede gottesdienftliche Abfonderung der Zuden, fowie die Anle: 
gung von Privat:Synagogen, ausdrüdlic unterfagen. (V. M. Bl. 1840. ©. 228.) 

4) In Anfehung der Ausführung der den jüdifchen Religions: Geſellſchaf⸗ 
ten geftatteten Haus: Kollekten beftimmt das C. R. des K. Min. d. Inn. 
(v. Schudmann) v. 3. Dit. 1829 an fämmtliche 8. Reg. : 

Es ift zufällig in Erfahrung gebradyt worden, daß unter ben K. Reg. eine Verſchie— 
benheit der Anficyten über die Art obwaltet, in welcher die zuweilen der Zubenfchaft eis 
nes Orts geftatteten HaussKollekten zu veranftalten feien, indem einige derfelben bie 
Konkurrenz der Behörden, wie bei andern HaussKollekten, für nöthig halten, andere 
aber die Bewilligung blos durch ihr Amtsblatt befannt machen, und es nun den Beken⸗ 
nern des mofaifhen Glaubens lediglich überlaffen, die Sammlung durch eines ihrer Mit- 
glieder zu veranftalten, und den Ertrag derjenigen Sudenfchaft zu überfenden, zu deren 
Vortheil die Kollekte veranftaltet worben ift. 

Da nad) den allgemeinen Grundfägen die Subenfchaften nur als Privat-Gefellfchaften 
betrachtet werben, um deren Vermögens: Verwaltung der Staat ſich nicht bekümmert, 
fo muß das Min, des Inn. das letztgedachte Verfahren als das richtige anerkennen, und 
daher durch gegenwärtige Cirk. Verf. auch die K. Reg. veranlaflen, in fofern diefelbe 
nicht zeither fchon diefem Grundfage gefolgt ift, folchen für die Zukunft zu beobachten. 

(Xnn, XIII. ©, 902.) at 
Anerkennung und Berüdfihtigung ded Glaubens und 
der Religiondgebräuche der Juden Seitens ded Staates. 

AA. Verbot der Sektirungen. 

1) Vergl. das R.v. 12. Mai 1840 ad B. DD, 3. b. 

2) KR. O. v. 9. Dec. 1823. 

Veranlaft durch die anliegende Vorftellung eines Theils der bieftgen jübifchen Ge: 
meinde, und in Beziehung auf meine Ordre v. 12. Dec. 1817, beftimme ic) hierdurch 
wiederholentlich, daß der Gottesdienſt der Juden nur in der hieſigen Synagoge und nur 
nach dem hergebrachten Ritus, ohne die geringſte Neuerung in der Sprache und in der 
Ceremonic, Gebete und Geſaͤnge, ganz nach dem alten Herkommen gehalten werden ſoll. 
Ich verpflichte Sie, ganz beſonders hierauf zu halten und durchaus keine Sekte unter 
der Judenſchaft in meinen Staaten zu dulden. 

Berlin, den 9. Dec. 1823, 
An den Staatsmin, des Inn. v. Schudmann, 


(Heinemann Bd. 1..&, 202.) 


— — 


2) 8,8. II. 11. 88. 10. 11, 
2) Bergl. sub C. AA, 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 
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3) R. des K. Min. des Inn. (Koöhler) v. 25. Mai 1829 an die Ki Rig: 
zu Minden. Verhütung von Neuerungen in den Religionsgebräuchen 
der Juden. | | 

Die K. Reg. wird hierdurch auf Sr. K. Maj. ausdrüdtichen Befehl angewiefen, dars 
auf zu halten, daß die Juden Ihres Bezirks ſich Feine von dem herkoͤmmlichen Ritus abs 
weichende Neuerungen in ihren Religionsgebräudhen. erlauben, welche dahin führen Eönns 
ten, unter ihnen neue religidfe Selten zu bilden. Sofern nun das, nad) dem Beitungss 
berichte der K. Reg. für den Monat April ce. in einigen ifraelitifhen Gemeinden ftatts 
findende Konfirmiren der Kinder als eine folche Neuerung anzufehen fein möchte, indem 
diefer Religionsgebraud dem Zudenthnme fonft nicht angehört: fo wird felbigem in Ger 
mäßheit jenes Allerh. Befehls nicht weiter ſtatt zu geben fein. (Ann. Xi. ©. 294.) 

4) R. des Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenſtein) an die K. Reg. zu 
Arnsberg v. 25. Okt. 1836. Ä 


a. | 
Eingabe des Ober:Rabbiners X. Sutro in Minfer an ben Herrn Oberpräfibenten 
von Vinde, | | 

Nah Sr. K. Mai. ausdruͤcklichem Befehle follen, wie aus beffolgender Abfchrift?) 
hervorgeht, ſich die Juden Feine von dem ge Ritus abweichende Neuerungen 
in ihren Religionsgebräuchen erlauben, auch fei das Konfirmiren der Kinder als eine 
ſolche Neuerung anzufehen, indem diefer Religionsgebraucd den Juden fonft nicht ange: 
bört, und ferner nicht zu gejtatten, 

Da nun das Konfirmiren ifraelitifcher Kinder in allen Gemeinden der hieſigen Pros 
vinz ftattfindet, und in ber Synagoge zu Soeſt fo viele von dem alten Ritus abweis 
chende Neuerungen eingeführt find, daß die bafige Gemeinde als eine neue-Sekte zu bes 
trachten ift, fo bitte ih Ew. Ercellenz, gewogentlichſt veranlaffen zu wollen, daß in Ges 
mäßheit jenes Allerh. Befehls erwähnte Neuerungen nicht ferner geftattet fein mögen. 


Münfter, den 17. Zuli 1836, 
Der Dber-Rabbiner A, Sutro. 


b) Reftript. 

Der K. Reg. gereicht auf den Bericht v. 25. Aug. d. 3. hierdurch zum Beſcheide, daß 
forweit in den von dem Ober-Rabbiner Sutro zu Münfter —— Thatſachen ſich 
wirkliche Abweichungen von ber bisherigen Verfaſſung des jübifhen Kultus finden, es 
die Obliegenheit der K. Reg. allerdings ift, die betheiligten Gemeinden zur diesfälfi 
Wiederabſtellung anzuhalten, da aud) den geduldeten Glaubensſekten Feine —— 
Abaͤnderungen derjenigen Formen ihres Kultus zuftehn, auf deren befundene Statthaf—⸗ 
tigkeit allein ihren die Duldung im Staate gewährt worden ift, und namentlich in Bes 
treff der Juden Se. K. Maj, bereits bei mehreren Veranlaffungen Ihre Allerh. Willens⸗ 
meinung dahin ausgefprochen haben, daß denfelben die kürzlich öfters verfuchten zu mans 
cherlei Unordnung gereichenden und beforglicer Weife zu neuen Sekten-Abſonderungen 
führenden Neuerungen in ber Einrichtung ihres Kultus nicht geftattet werden follen, 
Diefem gemäß hat die K. Reg. die weiteren in der Sache geeigneten Verf. zu treffen, 


Berlin, den 25. Okt. 1836, | 
Min. der geiftl. U. u. DM. Ang. 


gez. Altenftein. 
An die K. Reg. zu Arnsberg. 
(Heinemann Bd. 2. ©. 189.) 


BB. Berüdfihtigung der jüdifhen Religtonsgebräucde, 

1) Berüdfichtigung ded Sabbath52), 

a) Märkte find vom Sabbath auf den Montag zu verlegen. 

R. der K. Min. der ©. 1c. Ang, des Handels und ded Inn; (v. Alten 
flein, Beuth, Köhler) v. 13. Juli 1822 an die K. Reg. zu Arndberg. 

Die unterzeichneten Min. können die, nad) dem Berichte der K. Reg. v. 12. v. M. 
ftattgefundene Verlegung folcher Märkte auf den Sonntag, welcher auf den vorhergehen: 


- mn — — — ——— — — 


1) Siehe Sub Nr. 8. u 
2) Menn in einem Vertrage nur von jüdifchen Feiertagen die Rebe it, fo ift der Sab— 
bath (Sonnabend) darin nicht mitbegriffen. j 
(Entfcheid. des Stadtgerichts zn Berlin de public. 27. Juni 1834, des Ob. Ap⸗ 
| pell. Sen, des Kammerger, und deö Geh, Ob, Zrib, v, 15. Jan., resp, 10. Zuli 
1835. Gentralbl. 1838, ©. 176 ff.) 
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ven Sabbath der Juden gefallen fein würde, nicht billigen; erwarten vielmehr, daß in 
einem folchen Kalle der Markt auf den nächſtfolgenden Montag verlegt werde, ind hat 
bie K. Reg. alfo darauf forgfältig zu achten, daß demgemäß auch von den Orts⸗Behoör⸗ 
den verfahren wird. (Ann. V. ©, 678. , 

b) Am Sabbath find keine Gerichts-Termine anzuberaumen, bei 
welhen Juden iritereffiren 1). 

Es bemerken hierüber: 

aa) Das R. v. 9. Mai 1823. Termine in Recdtsangelegenheiten der 
Suden dürfen nicht auf den Sabbath angefeßt werben. 

Aus Veranlaſſung der abſchriftlich anliegenden Befchwerbe des Gutöbefigerd Marcus 
& zud. v. 30. April ec. erhält das K. D, 2. G. die Anweifung: mit Hinficht auf die 
beftimmten Vorſchriften der X, ©: O. hl. L Zit,8. $. 5, welche den mit ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechten verſehenen Juden gleichmaͤßig zu ſtatten kommen, die angetragene Verf. 
an das Kreisgericht zu F., 

daß eö die Termine in den Rehtöangelegenheiten des Supplikanten und feiner Anger 

hörigen nicht auf den Sabbath anfese, 
zu ftellen, auch ſich felbft vorkommenden Falls darnach zu achten. 

(Suft. Min, Alt. B, 2404, Gen. J. Nro, 7, Vol, 3, Fol. 122. Erg. zur G. O. 
ed. II. ©. 234.) 

bb) In Anfehung des ſummarlſchen Proz. beſtimmt das R. v. 30. Maͤrz 
1835 über die Zuläßigkeit der Terminsprorogation Seitens eines Juden, 
wenn der Termin auf einen Sabbath angefet ift. 

Für einen Tuben ift die Anberaumung eines Termines am Sabbath ein hinlänglicher 
Grund zur Prorogation, da ihm feine Religionsgrundfäge verbieten, rechtliche Geſchaͤfte 
am Sabbath vorzunehmen. 

Auf das Prorogationsgeſuch des Verklagten v. 4—10, Mai v. 3. hätte daher ein an⸗ 
derweiter Termin anberaumt werden ſollen. Eine Hinderungsurſache, das Religions— 
verbot, war dargethan, und es läßt ſich hiergegen nicht einwenden, daß er einen Sach 
walter habe beftellen können, weil in Bagatellfachen die Gebühren nicht erftattet wers 
den, und doch auch bei Prozeffen, bei welchen ein Zude Eonkurrirt, nach Recht und Bils 
ligkeit eine ſolche Einrichtung getroffen werben muß, daß er nicht genöthigt wird, ents 
meber wider feine Religionsgrundfäge zu handeln, ober einen Sachwaiter auf eigene 
Koften zu beftellen. 

Der Widerfprud des Klägers gegen die vom Verklagten nachgeſuchte Verlegung des 
Zermins v. 10. Mai v. 3. war mithin, nad $. 11 der V. v. 1. Zuni 1833 (G. ©, 
S. 40) nicht zu beachten, | 

Demzufolge wird dad (Zit.) veranlaßt, dem Gerichtsamte zu 2. die Anmweifung zu ers 
theilen, in Prozeffen der Tuben künftig die Termine nicht auf einen Sonnabend. anziıs 
fegen, hiernach aud) in Zukunft ſich felbft zu achten, 

(Zuft. Min, Alt. L. R. Nr, 35. Vol. 5. Fol, 143. Erg. zur G. D. edit. II. 


©. 723.) | 

e. In offenen Städten dürfen die Juden Sabbathfchnüre ziehen. | 

K O. v. 25. Nov. 1935, mitgetheilt duch R. des Min. d. Inn. un d. 
Pol. v. 2: Dec. 1835. Ä 

Des K. Maj. haben auf bie Immebiat:Vorftellung der Vorfteher der Judenſchaften 
zu Deutfch Crone, Filehne und Schönlante v. 19. Aug. d. 3. nach eingeforbertem Be: ' 
tihte des Min. d. Inn. u. d. Pol., mittelft Allerh. K. DO. v. 25. v. M. zu geriehmigen‘ 
geruht, daß die Judengemeinden in den offenen Städten, zur Darftellung der nach ih⸗ 
em Ritual:Gefege am Sabbath erforderlichen ſymboliſchen Mauer, bie an den Siadt— 
Ausgängen gelegenen Edhäufer mit Bewilligung ihrer Beſitzer, durch dünne Drähte 
oder Schnüre verbinden, fofern dazu weder Stangen aufgeftellt, noch andere ähnliche 
Vorkehrungen auf der Straße fetbft getroffen, und die Drähte ober Schnüre nicht auf 
eine auffallende Art, wohl aber hoch genug angebracht werden, um bie Paſſage in kei‘ 
ner Weife zu behindern. 1 

Den Bittjtellern wird dies unter Zufertigung einer Abfchrift der gedachten Allerh. O., 
fo wie unter Zurückſendung fämmtliher Anlagen Ihrer Eingabe, mit dem Bemerken 
befannt gemacht, daf die K. Reg. hiernach werden angewieſen werben! 

(Heinemann II. ©. 191.) 





1) Das Kammergeriht fpricht dies in einer Verf, v. 18. S t. 1837 gleichfalls 
aus, (Heinemann H, ©, 190.) = en 
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d) In Betreff der Berückſichtigung des Sabbaths beim Wechſelrecht 
vergl. Thl. II. am betr. Orte. 

e) In Anfehung des Schreibens der Symnafialfhüler am Sat: 
bath verordnet, abweichend von den allgemeinen Grundfägen, die B. des 
Frovinzial-SchulsKollegii zu Bredlau v. 2. San. 1840 an die Direktoren der 
Gymnafien in der Provinz Schlefien. 

Es ift der Fall vorgekommen, daß für jüdifche, die hriftlichen Gymnafien befuchenden 
Schüler Dispenfation vom Schreiben am Sonnabende verlangt worden, 

Mir finden jedoch Eeinen Grund, folhen Gefuchen zu willfahren, fondern erachten die 
jüdifhen Schüler für verpflichtet fid; auch in Betreff des Schreibens am Sonnabend 
der Schulordnung zu unterwerfen, da fie zum Befuch der chriſtlichen Gymnafien nicht 
genöthigt find, und folglich keine Beranlaffung haben, fich über Gewiffenszwang zu 
beſchweren, wenn in denfelben in diefer Hinfiht auf ihre Religionsvorfchriften Feine 
Rüdficht genommen wird. 

Hiernach ift in vorfommenden Fällen zu verfahren, und bie desfallfige Verpflichtung 
Fünftig jedem jüdifchen Vater oder Vormunde vor der Aufnahme feines Sohnes ober 
Dflegebefohlenen bekannt zu machen '). 

Breslau, den 2. San, 1840. 
Königliches Provinzial-Schul- Kollegium. 

2) Beridfihtigung jüdifher Gefangener in den Gefangenen: An: 
ftalten in Betreff der Religiond:-Uebungen und Verpflegung. 

Die Verwaltung der Straf: und Beflerungs:Anftalten wird durch zwei 
Reglements geordnet, nämlich) “ 

1) durch das urfprünglic für die Strafanftalt zu Rawicz erlaffene 
Regl. v. 4. Nov. 1835, welches demnächſt auch für die Strafanftalten in 
den Reg. Bez. Potsdam, Frankfurt, Stettin, Königsberg, Gumbinnen, 
Marienwerder, Breslau, Liegnig, Magdeburg, Merfeburg, Münfter, 
Minden, Pofen und Bromberg, fo wie für die Strafanftalt zu WARden 
im Reg. Bez. Düffeldorf für gültig erklärt wurde und 

2) durch die für die Straf-Anftalten der Rheinprovinz erlaffene Hausdrdn. 
v. 23. Oft. 1827 2) a 

Dieſe beſtimmen nun in vorgedachter Beziehung und zwar 

a) das N. v. 4. Nov. 1835. 

Anhang. Bon dem Gotteödienft der Ifraeliten. 
8, 108. Den Sträflingen mofaifhen Glaubens kann eine befondere Keier des Sab— 


oe -.. — — — — 


I) Diefe Beſtimmung einer Provinzial-Behörde widerſpricht nicht nur den Prinzipien, 
welche von den höheren Behörden aufgeftellt worden und einer gefunden Politik, da esim 
nächſten Interefie des Staates, dem Juden eine gelehrte Bildung zu erleichtern: fon: 
dern enthält auch einen den Gejegen geradezu zumwiderlaufenden Gewiffensziwang. Wenn 
jene Verf., um dies zu widerlegen, bemerkt, daß die Juden ja nicht gendthiget, würden, 
die Gymnafiert zu befuchen: fo Klingt dies mehr fpöttifch, als logifh. Die Juͤden find 
allerdings genöthiget, die Gymnafien zu befuchen, falls man nur nicht unter 
Röthigung, wiedas Prov. SchulsKollegium zu thun fcheint, an eine phyfiihe Gewalt pentt, 
fondern daran, daß fie die ihnen als Staatsbürger unzweifelhaft zuftehende Berethti: 
gung, fi durch öffentliche Staats-Bildungs:Anftalten fürdie höheren wiſſenſchaftlichen 
Studien vorzubereiten, nicht anders ausüben können, als auf den Gymnafien. Diefe Br: 
rehtigung wird ihnen durch eine Prov. Behörde faktifch genommen, wenn lestere diefelbe 
durd) eine Verlegung von Religions-Vorſchriften bedingt. Es erfcheint nicht im Intereſſe 
des Staates, wenn eine Shul:Behörde, derdie Dberaufficht aufdieintellektuelle und 
fittlihe Ausbildung der Schüler anvertraut if, einer großen Zahl von Schülern vor: 
fhreibt: Bildet Euch intelleftuell auf Koften der Sittlichkeit aus; lernt nur, 
wenn Ihr aud) Eure ReligiondsVorfchriften verlegt. | 

Kommt hinzu, daß ed dem Staate fehr gleichgültig fein kann, ob die Züdifchen Kna⸗ 
ben am Sonnabend in den Gymnaſien fchreiben oder nicht fchreiben und deshalb etwas 
weniger lernen: fo läßt fich mit Gewißheit annehmen, daß diefe Verf. vorfommenden 
Falles won der höheren und höchften Behörde nicht aufrecht erhalten werben wird. 

3) Vergl. unfer PoligeisWefen des Preuß. Staats Bd. 1. ©, 124 fig. 
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baths, als mit der Ordnung ber Anftalt unvereinbar, “eben fo wenig. geftattet werben, 
wie eine befondere Einrichtung für die Zubereitung ihrer Nahrungsmittel; nach ihren Ne⸗ 
ligionsgebraͤuchen; doch foll denfelben erlaubt fein, ſich am Freitag Abends eine Stunde 
vor. dem Einfchluß in einem befondern Zimmer zur gottesbienitlichen Andacht zu verfam: 
meln '). Eben fo fol bei ber Zubereitung: ber Speifen für bie Juden: ber Sped ausge: 
ſchloſſen bleiben, NR 

$. 109, Auch kann ihnen nicht geftattet werden, von ben Berfammlungen der übrigen 
Sträflinge zum Gottesbienft fich auszufchließen 2). RE 

$. 110, Nur an den jüdifchen vier hohen Fefttagen der Oſterzeit follen bie Jsraeli⸗ 
ten mit ber Arbeit vetſchont, und es fol ihnen die Baltung einer befondern Andacht in 
einem befonderen Lokal geftattet werden. — 

Auch ſoll bei den übrigen Feſttagen ihnen am Abend vorher, eine Stunde vor beim 
Einfluß, ebenfalls wie am Sabbath, bie Berfammlung zur gottesdienftlichen Andacht 
nadhgelaffen werden. RER? 

$. 111. &8 wird ferner dem Direktor die Befugniß beigelegt, in dem Oſtertagen bie 
Zuwenbung der nad) den befonberen Religionsgebräuchen ber Juden zubereiteten Speifen, 
wenn fie von den außerhalb der Anftalt wohnenden Glaubensgenoffen dargeboten wird, 
unter den nöthigen Vorfichtömaßregeln, fo mie unter unbebingter Ausſchließung beraus 
ſchender Getränke zu geftatten ®). I —— — 
b) Die Hausordnung v. 13. Ott. 1827 im $. 121. Ka 

Den Gefangenen des jüdifchen Glaubens ſoll geftattet werben, fi an 
ben chriſtlichen Sonn und. Fefitagen in einem befonderen Zimmer zu ver⸗ 
fammeln, um die vorgefchriebenen Abfchnitte ihrer Geſetz⸗ und Pfalmbücher 
zu lefen, zu welchem Ende auch hiervon die erforderliche Anzahl in der Ans 
alt immer vorhanden fein muß®). - | TE TC HR. 

©) InBetreff der Verpflegung in den gerichtlichen Gefangenanftalten 
bemerkt die Verf. des Kammergerihts v. 29. Dec. 1837 (v. Bülow), ‚auf 
ein R. des Zuft. Min, v. 7. Zuli 1837 Bezug nehmend: * 

Auf die von Ihnen unterm 8. Dec. d. J. bei des Herrn Juſtizminiſters Muͤhler 

Excelienz angebrachte und dem Kammergerichte zu Ihrer Beſcheidung ‚mitgetheilte Be⸗ 
werde wird Ihnen eröffnet, daß nach dem Minifterial-Refkript.v. 7. Zuli 1837 bie 
allgemeinen Beftimmungen vn Verpflegung jübifher Gefangenen noch zu erwarten 
ftehen, und daß nach der vom K. QJuftigminifterio unterm 14. Sept. 1832 genehmigten 
Inftruftion für die Inſpektion des ftäbtifchen Ebook nn am Aeranderplaß 
Nr, 4, den Gefangenen die Alimentengelder zur Belorgung ihrer Verpflegung: nicht 
gezahlt werden dürfen, überdies aber die Selanasnfohrn den Wocentagen?) 
nuraus Brodb und Begetablien befteht, deren Zubereitung von jübifchen 
Leuten es nicht bedarf, weshalb Ihrem Antrage, Ihnen die Alimentengelder 
jur eigenen Verpflegung zu zahlen, nicht ftattgegeben werden kann...» , u ı 

An den jüdifchen Handelsmann Herrn „....N. — 

(Heinemann Bd, 2. ©. 233.) 


Das Schreiben des Min. des 3. u. d. P. (v. Schumann), v. 9. Sept, 1830, 
an das Kriegsmin. bemerkte, daß juͤdiſchen Sträflingen ba, wo ſchickliche Ge— 
fegenbeit dazu vorhanden, geftattet fei, an der Religionstibung ihrer Glaubenss 

enoflen Theil zu nehmen, oder fich an chriftlichen Sonn: und Feſttagen in einem 
Beubeeen Zimmer zu verfammeln, um die vorgefchriebenen Abfchn. ihrer Geſetz⸗ 
und Pfalmbücher zu Iefen, daß fie dagegen von der Arbeit am Sonnabend nicht 

„ befreit fein follen. (Ann. XIV, ©. 589, 

») Diefe Beftimmung ift zurüdgenommen durch das R. des Min. d, Inn. u. d. 
Hol. (vd. Rochow)/ v. 11. Mai 1841 an bie K. Reg. zu Düffeldorf. 

Auf den Bericht der K. Reg. v. 12. April d. 3. wird bierdurd; genehmigt, 
daß von der Beftimmung bes $. 109 des Regl. v. 4.Nov. 1835 abftrahirt werden 
ann, und demzufolge die jüdifchen Sträflinge in der Anftalt zu Werden nicht 
weiter anzuhalten find, den Verſammlungen ber übrigen Sträflinge zum Got» 
tesdienfte beizumohnen. (V. M. B. 1841. ©. 229,) 

syH. Rönne und Simon Polizeimefen a, a, D. ©. 137. 

*)a.0.D. ©. 216. 

) Weber den Sonntag geht die Verfügung ftillfchweigend weg. Wenn man ſich einmal 
auf Gründe eintäßt, fo müffen diefe haltbar fein. Der Staat darf vielleicht 

ı  fagen: „Sc kann bei meinen generellen abminiftrativen Verordnungen bie ges 
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3) Berückſichtigung der jüdiſchen Religionsgebräuche b eiden 
von Juden dem Staate zu leiſtenden promiſſoriſchen Eiden'). 

A. Im Allgemeinen disponirt über die promiſſoriſchen und Dienſteide 
der Juden dad R. des Staatsminiſterii v. 2. Juli 1821. d' 


Die Regierung argumentirt in dem Bericht v. 23. Dec. v. J., worin Sie gegen bie 
Art der von dem K. Minifterio des Handels angeordneten Vereidigung bes Bauinfpel- 
tord ©. remonftrirt und die 8. Genehmigung zur Feftftellung der Norm des Eides für 
erforderlich hält, nicht richtia, wenn Ste vorausfegt, daß, weil in ben Gefegen nur von 
Eiden der Juben vor dem Richter etwas vorkomme, alle Eide ber Juden auch nur vor 
dem Richter gültigerweife, geleitet werden koͤnnten. 

Die K. Reg. überſieht dabei, daß in den von Ye gemeinten Gefegen nur von afjerto: 
riſchen Eiden die Rede ift, welche wefentlich und in fofern von den promifforifchen ver; 
ſchieden find, daß auch felbft der Bruch eines promifforifchen Eibes als ein veufchiebenes 
Verbrechen angeſehen und beftraft wird. 

Bon promiſſoriſchen Eiden überhaupt, jo wie von Dienfteiden und den Dienfteiden 
der Juden insbefondere, ift an keinem Orte vorgefchrieben, daß fie blos gerichtlich gelei- 
ftet werben follten, folglic kann es nicht unerlaubt oder ungültig fein, wenn, wie bei 
dem Militair geſchieht; die Dienftbehörde den von einem Juden abzuleiftenden Dienfteid 
abnimmt. Wie aber die Dienftbehörde bei Abnahme eines ſolchen Eides zu verfahren 
habe, bat zunaͤchſt lediglich das voraefeste Minifterium-zu beſtimmen, und die K.Reg. 
feinen Beruf, deflen Anmweifuna, wie in dem vorliegenden Falle, unbefolgt zu laſſen. 
‚Mas die Körmlichkeiten des Judeneides betrifft, fo ift gar Leine Veranlaffung, babri 
befonders Anaftlich zu fein. ! 

Eine Verlesung der Dienftpflichten wird nicht mit der Strafe des Meineids, ſondern 
mit der fpeziellen, für diefelbe angeordnete Strafe belegt, und wenn auch der Inkulpat 
fein Gewiffen mit ‚einer Mental= Refervation zu —— geneigt ſein möchte, ſo 
wird doch kein Criminalrichter, um einer ſolchen trügerifchen Caſuiſtik willen, die orbent- 
liche Strafe ausfchliefen wollen, Die Furcht vor Strafe aber ift bei. fonft,gewiflen- 
lofen Beamten dod) noch wirkſamer, als der geleiftete Dienfteid. 

Inzwiſchen dürfte e8 am gerathenften fein, in ben Fällen, die doch nur ausnahms⸗ 
weife eintreten möchten, daß Juden im Staatsbienfte angeftellt werden, diejenige Form 
der Vereidigung anzuwenden, welche bei Vereidigung der Mäkler bisher ftattgefunden 
bat; und war deshalb, weil die kirchliche bindende Kraft diefer Vereidigung einem 
Bedenken unterliegt, und diefe von der aefammten Judenſchaft, denen an gehöriger 
Vereidigung jüdiſcher Mäkler felbft am meiften gelegen fein muß, anerkannt if 

Die KR, Rea, hat daher in diefer Art die Vereidigung des Bauinfpektors S. zu ver 
anlaffen. (Akt. des Juſtizmin. Gen. J. No. 24, Vol. I. fol. 54.) ’ 


B. Sn Betreff einzelner promifforifcher Eide: 
a) Der Homagial:Eid der Juden: 


aa) R. des Juſt. Min. (v. Kircheifen) an das K. Ob. L. G. zu Breslau 
v. 6. Febr. 1812. 

Dem K. Ob, 2. G. zu Bredlau wird auf deffen Bericht v. 18. Dec. v. 3., betr. die 
Homagial-Eide der Zuden, eröffnet, daß hierüber mit bed Herrn Staats-Kanzlers 
Ercellenz fommunizirt, und e8 der Natur der Sache ganz angemeffen befunden ift, daß 
bei der Abnahme des von einem Juden zu leiftenden Homagial: Eibes eben die Kormen 
und Feierlichkeiten, welde die U. ©. D. Th. 1. Zit. 10, $..317—342 vorfchreibt, nur 
mit den, aus der Verfchiedenheit bes Zmwedes und des Gegenftandes des Homagial⸗ 
Eides ſich ergebenden Mobdififationen, zu beobachten find. 

So wie es fich daher von felbit verfteht, daß die in den $$. 326— 328 und 332. 333. 
a. a. O. gegebenen-Vorfchriften bei den Homagial:Eiden wegfallen; fo ijt auch die, 
ven $. 230 ebendafelbft dem Schwörenden vorzuhaltende Warnung dahin paffender zu 

eftimmen: 1 


——. 


ringe Baht ber Juden nicht beruͤckſichtigen;“ er darf aber nicht die Nothwendig: 
keit dieſer Berücfichtigung zugeben und behaupten, daß lestere für den konkreten 
Tall ftattfinde,da die Koft ber jübifchen Gefangenen deren Rakigionsanfichten nicht 
- widerfpreche, wenn fie nur den Sonntag überfchlagen wollen. 
1) Degen * fertocchen, in privatrechtlichen Verhaͤltniſſen zu leiſtenden, Eide 
ergl · Me 


ı 
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Ein jeber gläubige Israelit ift fchuldig, von’ der: Obrigkeit, ſie fen qüdiſch oder 
in“ chriſtlich, ſeine Verpflichtung zur Wahrhaftigkeit mit vorzüglicher re 
- ‚zu erwägen, und treu und aufrichtig gu erfüllen. 
„Ein, von ber chriſtlichen Obrigkeit zur Bekräftigung der Wahrheit geaͤußerter Gefih- 
nungen und des: feften Borjases der unverbrüchlichen Beobahtung bürgerlicher Wer: 
pfli gen und Zufagen, geforberter Eid, ift alfo nady der Lehre der Rabbiner für 
keinen unrechtmäßigen erzwungenen Eid zu achten. u. ſ. w. 2 
„Berner können aud zum $. 334 as a, DO, ftatt der Formel: 
m ben wir und bie Richter,” 
bie Worte gefegt: werben: 
den wir und die Obrigkeit ıc.” 
und gleich wie zum &. 336, ebendafelbft nad; ben Worten: 
— — Adonai, dem Gott Jsraels ꝛc.“ die Formel des Homagial⸗Eides 
ein t: werben mußz ſo ergiebt es ſich ohnehin, daß am Schluſſe des Eides die in 
dem —— $: 326 bemerkte Bekraͤftigungs⸗Formel beizufügen iſt. 
Das K. Ob. L. G. wird ſich nach dieſer Anleitung zu achten wiſſen. 
na ahrb. Th. 2. S. 194. Graͤff Bb. 2, ©, 106.) ‚ 
a R. des Juſt. Min. v. 6. April 1817. Die Vertretung eines Juden 
dunch einen Chriften bei Ableiftung des Huldigungs-Eides iſt nicht ſtatt⸗ 
—* (Zit.) wird auf den Bericht v. 24. 0. M, hiermit: eröffnet, daß die Vertretung 
eines Juden duch einem Chriſten bei Ableiſtung des Huldigungs-Eides nicht ſtattfindet, 
der Eid vielmehr von dem erſteren jederzeit in Perſon geleiftet werden muß, da nicht 
belannt ift,- welcher Werth. don den Juden nad) ihrem Glauben auf einen durch einen 
Besollmädtigten geleifteten Eid gelegt wird. 
— uf: Min. Art. 2961; Reg. P. 10. No, 11. fol. 31.) 
B) Det Bürgereid der Juden. 
Jeder, der Bürger wird, mithin auch der Jude, foweit ihm verftattet iſt, 
er zu werden, muß den Bürgereid-leiften. 2) y —— 
e Eidesnorm ift durch bie K. D:,d, 5: Nov. 1833 vorgeftpeieheh®) 
Sie lautet: 
IHN. N. ſchwöre ıc., daß Sr. K. Maj. von Preußen, meinem Allergnä⸗ 
digſten Herrn, ich unterthänig, treu und gehorſam fein, meinen —— — 
ten willige Folge leiſten, meine Pflichten als Bürger gewiſſenhaft — 
und zum Wohl des Staats und der Gemeine, zu det ich gehöre, nach allen 
meinen Kräften mitroirten will. So wahr u.f mw. *) ee 


In Betreff des Ortes, wo diefer Eid abzuleiften, beſtimmt: 
aa) Dad R. des Min. d. Inn; v. 27. Febr. 1809, daß: dies. in der 
Synagoge unterBeobadhtung der gewöhnlichen Förmlichkeiten ber jüdifchen 
Religion gefchehen müffe. Be Be 
—— St. O. ©. 16, Ergänz. zu 8. R. I, 8. Städte Ord. v. 1808. 

Im Widerſpruche hiermit beflimmt 

bb) Das Rodes K: Min. d. Inn. u. de Pol, (v. Brenn) v. 20. April 
1833 an die 8. Reg. zu N. N. *) 

Sch bin mit ber. von der K. Reg. im Berichte v. 28, v. M. geäußerten Meinung darin 
einveritanden, daß bie einzelnen Juden nicht gezwungen werben Fönnen, ber. Synagogen⸗ 
ober Betituben-Gefellfchaft ihres Orts wider ihren Willen beizutreten. . Indeſſen wird 
die vom Magiftrate in N, zur. Sprache gebrachte Angelegenheit, wegen Ablegung beö 
Bürgereides von Seiten eines ſolchen nicht beigefretenen. Juden, auch nicht. in der von 
ber 8. Reg. beabfichtigten Art erledigt werden können, Allerdings ift bie Meinung; ber 


11r. i 6 


2) Vergl. 2%. R.11.8.8,21. St. O. v, 1808, $.25. Revibirte St. O. 12. 
3) G. ©, 1833, ©. 291. j 
s) In Betreff der Betheuerungsworte vergl. unten Th. II. 
*) Nur der Anfang des R. rar bieher, doch war daffelbe hier im Bufammenhange 
zu geben, und wirb am betr, Orte Hieher zurückverwieſen. 
7° 
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K. Reg. daß aud) die Bürgereide ber Juden nur in ber Synagoge abgeleiftet werben 
Eönnen, auf das Min. R. v. 27. Febr. 1809 begründet; Indeſſen finde ich zu der ent: 
haltenen Vorfchrift felbft keine gefegliche Nothwendigkeit. ‚Im der G. O. Th. 14. Zit. 
10,88. 317 04 ffe ift blos von den de: und referirten und den vom Richter aufgelegten 
Eiden die Rede; und für diefe vorgefchrieben, daß fie in der. Synagoge oder Schule ab: 
geleiftet werben‘ follen. Dagegen ift nad) $ 346 die Ablegung der Zeugeneide ben 
Zuden an der Gerichtöftätte erlaubt. Um fo unbebenklicher iſt es, ben Bürgereib, als 
ein einer Adminiftrationsbehörde zu leiftendes Juramentum promissorium, unter Zu: 
ziehung eines Rabbiner oder Aſſeſſors, welchen der Schwörende auf feine Koften zu 
geftellen haben mwitd, auf dem Rathhaufe in Gegenwart des Magiftrats abnehmen zu 
laffen. Dem Eide wird die Ermahnung $. 330 vorauszufhiden, bei der Abnahme die 
Formlichkeit $.346. 4. zu beobachten, und der Eid ſelbſt nach $. 336 einzurichten fein +). 
Was das Begräbniß anlangt, fo ift Schon früher verordnet worden, daß einem Juden 
um deswegen, weil er der Begräbniß: Gocietät nicht beigetreten, die Beifegung auf bem 
jüdifhen Beerdigungsplag nicht verfagt, eben fo wenig ‚aber auch diefer Societät ge: 
ftattet werben könne, deshalb ganz: willfürlicye Forderungen an die Hinterlaffenen zu 
machen. Die deshalb an die K. Reg. zu Bromberg unterm 14.Auguft 1829 ergangene 
Verordnung wird der K. Reg. anliegend in Abſchrift mitgetheilt, um. banad) aud 
Ihrerſeits zu Dach Dieſelbe möge die Judenſchaften allenthalben, wo das Be- 
dürfniß eintritt, auffordern, einen beflimmten Tariffas für die Grabftätte ſolcher Per: 
fonen, welche nicht zur Societät gehört haben, gleichviel, ob fie im Orte gewohnt, oder 
auf der Durchreife verftorben find, feſtzuſezen. Dieſer Sag kann zwar höher normirt 
werden, als für die Mitglieder der Societät, welche zum Ankaufe des Begräbnißplatzes 
oder zu deſſen Unterhaltung Beiträge geleiftet haben; allein es ift von Polizeimegen 
dafür zu forgen, daß keine Gelderpreflung: dabei Statt finde. Iebenfalls bleibt es eine 
polizeiliche Pflicht der Juden, den Angehörigen ihres Glaubens einen Begräbnißplas 
zu geftatten, daher fie nöthigenfalls 'zur Aufnahme einer ſolchen Leiche von ber Polizei: 
behörde gezwungen werben können, welche, wenn die Judenſchaft felbit die Beerdigung 
nach ihrem Ritual zu beforgen ſich weigern follte, folde zu verfügen, und ins Werk zu 
ſeten Haben’ würde. 

Iſt der zu Beerdigende arm, ſo werden die nothwendigen Koſten, wozu jedoch ein 
willkührlicher Tarifſatz für die Grabſtätte nicht gehört, aus der Ortsarmenkaſſe berichtigt 
werden müſſen ꝛc. (Ann. XVII. ©. 443.) 


C. Die Bereidigung. des jüdifhen Militairs. 


.„.aa) Die betreffenden Beftimmungen gründen fich auf folgende Votver— 
bandlungen; ’ 

a) Rdes Min. der G., U. u. M. Ang. und des Min. der Juſtiz an 
den Viee · Ober: Landrabbiner Weyl zu Berlin v. 17. Zuli 1818. * 

Des Herrn Kriegsminiſter Excellenz hat uns eroͤffnet, daß im Koͤnigl. Heere verſchie⸗ 
dene juͤdiſche Glaubensgenoſſen dienen, von welchen nicht erhellet, ob und wie ſie vereidet 
werden. Da dem Königl. Kriegsminiſterium die Form des Judeneides, jo wie dieſer in der 
Prozeßordnung 85. 317—336 vorgeſchrieben iſt, zu dieſem Zwecke nicht: wohl anwendbar 
ſcheint, ſo iſt die Frage aufgeworfen worden: 
Ob die gewöhnliche Form des von den Chriſten zu leiſtenden Fahneneides, jedoch 
‘ Emit Auslaffung der Worte „durch Jeſum Chriſtum“ etwa gebraucht werben 


ı.  Eönnte? 

Jene vorerwähnten Vorfchriften treffen freilich nurden feierlichen, gerichtlichen Haupt: 
und ‚Entfcheidungs-Eid, deffen Form hier weniger in Betracht kommen dürfte, als die 
des Huldigungs:Eides, wie folder von den jüdifhen Glaubensgenoffen zu leiften if. 
Der Unterfchied zwiſchen jener gefeglichen, und ber in obiger Frage berührten Korm der 
Eidesleiftung ift übrigens auffallend groß, denn nicht allein fcheiden die Feierlichkeiten 
aus in Anfehung: ' 
4) von Ort und Zeit der Eidesleiftungen, 
2) ber Bermahnung vor dem Eide durch bie Gelehrten oder Rabbiner, 

‘3) der Berührung der Thora oder Tfillin; I 
fondern aus dem Schwirre ſelbſt fällt weg Mr 

4) * a. * heiligſten Namens in der bei den Juden üblichen eidesmäßigen 
eiſe; eben ſo | 

-6) die Verwuͤnſchung in der Schlußformel, | 


Sy Der folgende Theil des R. gehört zunächft nicht hierher, iſt aber bes Zuſammen⸗ 
hangs willen hier gegeben und wird bett, Orts in Bezug genommen. 
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Neberhaupt enthielt die neue, in ber Frage beruͤhrte Eidesform nichts Juviſch⸗Eigen⸗ 
thümliches = — 


„Der Eid wäre rein deiſtiſch, wie er von jedem, ber an Gott glaubt, abgelegt werden) 
könnte. Es fraͤgt ſich nur, 

1) ob nach Grundfägen der jüdifchen Glaubenslehre ein in dieſer Form geleiſteter Schwur 
als gültiger im Gewiſſen verpflichtender und eben fo bündiger Eid anzuſehen iſt, 
wie der nad; gewöhnlichen Ritus, unter Beachtung der Geremonien an heiliger 
Stätte geleiftete? | n 

'2) Ob, wenn gegen die Bündigkeit eines folchen Eibes aus bem Geſichtspunkte ber rei: 
nen biblifhen oder talmubifchen Lehre auch nichts zu erinnern fein möchte, ' der ger 
“ _ meine, mit dem Geifte diefer reinern Lehre nicht vertraute Jude ihn auch wohl als 
verpflichtend anfehen, Überhaupt nur als Eid betrachten würbe? IP 

3) Welche Form dem Kahneneide ber Zuben mit Rückſicht auf Lehre, religidfe Gebräuche 
und Volföbegriffe zu geben fein möchte? — 

Den Herrn Vice⸗Ober⸗Landrabbiner fordern wir daher auf, uns hierüber fein ſach⸗ 
kundiges Gutachten mitzutheilen. Berlin, ben 17. Zuni 1818, & 
| Altenftein. Kirheifen. 


G) Gutachtlicher Bericht des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners M. ©. Weyl an 
die K. hohen Min. der G. Ang. und der Juſtiz, den Fahneneid des jüdi⸗ 
ſchen Militairs betreffend. | | 


Auf die Anfrage Hoher K. Din. ber geiſtl. Ang. und der Juſtiz v. 17. v. M. 
Wie ed naͤmlich mit dem Fahneneid Hinfichtlich des jüdischen Militairs nach den 
jüdiſchen Gefegen und Gebräuchen zu halten ſei? ' Dur 
habe id) die Ehre, hiermit unterthänigft Kolgendes zu erwiebern. | 
In den heiligen Büchern Mofis findet man ven Eib bei drei Fällen 
1) Jemand hat von einem andern ein’Depofitum in: Berwahrung genommen; welches 
Faktum er zwar nicht abläugnet, nurbehaupteter, eswäreihm [huldlofermweife 
abhanden aelommen, fo foll er fchwören. R N Er AR 
2) Jemand foll von einem andern ein Depofitum, Darlehn u. dgl.ierhalten:haben, er 
leugnet aber ein Theil des Faktums ſelbſt, fo foll er ſchwören — 
3) Jemand wird als Zeuge aufgefordert, ſo ſoll er, wenn es verlangt wird, ſchwoͤren. 
Bei allen dieſen Eiden iſt es nach der reinen moſaiſchen Lehre vollkommen genügend, 
wenn der Schwörende blos bei dem heiligen Namen Gottes, und zwar in welcher Sprache 
es ſei, die Sache erhärtet, und iſt es gleichviel, ob ber Eid in oder außer der Syna⸗ 
goge, mit oder ohne Thora vollzogen werde, wie ſolches der ſelige Rabbiner Landau 
zu Prag, welcher im Jahre 1765 im Namen bes K. K. Konſiſtoriums wegen der jübi- 
ſchen Eide überhaupt befragt wurde, in ſeinem Werke Noda Bajehuda S. 71. Fol.76 
ausführlich beweiſet. Der Talmud aber will zwiſchen den gedachten beiden erſten Faͤllen 
und dem letzten hinſichtlich der Vorbereitungen und Ceremonien einen Unterſchied gehal⸗ 
ten wiſſen. In jenen beiden Fällen ſoll der Eid weit feierlicher und furchtbarer, als im 
letztern Kalle behandelt, und zwar. dadurch, daß er an heiliger Stätte und Anfaſſung ber 
Thora vollzogen werde. 
Der Grund hiervon iſt folgender. In jenen beiden Fällen könnte der Menſch ſein 
Gewiſſen durch allerlei Ideen, wenngleich er fie nicht herausſagt, gar leicht entſchuldi⸗ 
gen. Beim Depoſitum z. E. wenn er auch wirklich etwas vernachläßigt hätte, könnte 
er denken, ich habe es ja bei mir gehabt, bin damit umgegangen, wie mit meinem eige⸗ 
nen Vermögen u. f. w, 
Bei Darlehn könnte er fih in Gedanken eine alte Gegenforberung, wenn auch ganz 
unliquibe bilden, die feines Erachtens mit dem Darlehn kompenſirt, wenn er alfo ſchwoͤre, 
er hätte nichts von ihm, wäre dies noch keine Lüge u. ſ. w. Daher ſoll in dieſen Fällen 
das Gewiſſen des Schwörenden durch Neben⸗Ceremonien mehr in Furcht und Schrecken 
geſetzt werden. Nicht aber fo im dritten Falle in Hinſicht des Zeugeneides. Hier ges. 
bietet die Moral ſchon ein wahrhaftes Zeugniß abzulegen, und kommt nod der Schwur 
bei dem Namen Gottes hinzu, fo ift nicht zu vermuthen, baß er falſch ſchwoͤren würde, 
und eben ſo iſt daher nicht nöthig, daß ſolcher in der Synagoge mit Anfaſſung der Thora 
oder der Tephilin verrichtet werde. Gr 
ueberhaupt follen nur da bei einem Eide Feierlichkeit und Geremonien ftattfinden, wo 
ein Gegner vorhanden ift, der eine Ausfage beftreitet, fo, daß man fhon eine Vermu⸗ 
thung hat, wodurch die Wahrheit jener Ausſage geſchwächt wird, welches aber beim 
Zeugeneid u. dal. nicht der Fall iſt. ey 
‚Schulchan Aruch Choschen mischpot Abſchn. 87. $. 21. 


Der vorliegende Fahneneid fteht meines Erachtens mit dem erwähnten Zeugeneib in 
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einerteb Parallele. Auch hier gebietet Moral und Geſetz, ber Regierung und dem Ba- 
terlande treu zu dienen; wird nun noch das WVerfprochene durch einen heiligen Eid bei; 
Gott bekräftigt, fo. ift nicht abzufehen, wie man bei Verlegung deffelben auf-bie entfern- 
tefte Art fein Gewiſſen ae en al a ne —5* ———— —3 

enslos, was würden bei ſolchem alle Formeln und lungen vermu ben ?} 
* nheffen. im Königr. Edikt d. d. 1. Mai 1786 der $. 30, Rr. 4. hinfichtlich des 
Beugeneibes eines Juden feſt, daß ber Schwörende die Tephilin in die Hände nehmen 
follte, fo mag es in Vorausfegung, daß der größte Theil der ifraelitifhen Glaubenöge- 
noflen ‚folche befigen, hier beim Fahneneid auch fein. Bewenden haben, Weil.aber, wie 
die hohen Minifterien fehr weife zu bemerken geruhen, der gemeine Haufe von Pflicht, 
Geſet und Religion nicht immer die wahren Begriffe. hat, fo ſchlage ich folgende Ermah⸗ 
nungsformel, welche allenfalls in deutfchen und jüdifhen Lettern: abgefaßt und, mit der 
Unterfchrift.deö Rabbiners verjehen fein koͤnnte, vor, die dem Ihwörenden jüdiſchen Mi⸗ 

litair vor Ableiſtung des Eides im Namen des Rabbiners vorgeleſen werde: F 

Wiſſe! daß dieſer Eid durch Ausſagen aller Rabbinen eben fo heilig und, bündig 
iſt, ald wäre er in det Synagoge und in Gegenwart der Thora vollzogen worden, 
und nichts -Eann bie Strafe des Allmaͤchtigen abwenden, wenn er verlegt werbe. 
Auch ohne diefen Eid ift die ifraelitifche Nation von Gott beſchworen, dem König, 
nn unter dem ſie Schutz finden wird, treu zu fein, und iſt es ein heiliges Gebot der 
ioeghercn und der Talmudiſten, feiner Regierung in jeder Hinſicht treu zu dienen. 
Salomo fagt: habe Ehrfurcht vor Gott und dem König. In den moraliſchen 
Sprüchen unferer Weifen heißt es: Bete für das Wohl und Glück der Regierung, 
Die. Taͤlmudiſten fagen, die Gefege und Verordnungen ber Regierung find fo heilig 
und buͤndig, als unfere Religionsgefege zu erachten. So großinun das Verbrechen 

an fich felbft fchon ift, wenn man bie Pflichten ded Staats und ber Religion bur 

Untreuheit verlest,. fo unendlich ‚größer wirb es, und die Strafe des Himmels i 
unausbleiblich, wenn biefe Pflichten. noch bei dem heiligen Namen Gottes beſchwo⸗ 

‚ren werben, und man.nachher meineidig werbe.” Se 

‚Die Formel des Kahneneibes felbft kann ungefähr wie folget lauten: un 

„Ich ſchwöre, ohne die mindeſte Hinterliſt und Nebengedanken, auch nicht nach mei⸗ 
mem etwanigen darin legenden Sinn und Auslegung der Worte, ſondern nach dem 
„Sinne des Allmächtigen und deſſen Geſalbten, unſeres theuren Königs, bei dem 
„Ramien bes heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. ſ. w.“ —E 

Pflichtmaͤßig gebe ih hiermit diefe meine Meinung —— ab und verharre 16 
rlin, den 1. Aug. 1818, eyer Simon Weyl.- 55 


Hierauf erging die K. O. an den Kriegsminiſter v. 30. Okt. 1819. 
Ich genehmige hiermit den mir von Ihnen vorgeſchlagenen Soldateneid für die jüdi⸗ 
Then Glaubensgenoffen, wonach der gewöhnliche hriftliche Soldateneid beizubehalten und 
nur. ber Anfang beffelben nad dem Vorſchlag des Wire-DOber»Lanbrabbiner Weyl in 
folgender Art abzuänbern ift: ragen rer 
ch ſchwöre ohne die mindefte Hinterlift und Nebengedanten, auch nicht nach mei⸗ 
„nem etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung ber Worte, fonbern- nad 
„dem Sinne bes Allmächtigen und deſſen Gefalbten irn A theuren Königs bei dem 
Mamen bes heiligen allmaͤchtigen Gottes, daß ich treu u E10”. = 2... 01 00 
Auch die Schlußworte „buch Jeſum Chriftum‘ wegzulaffen find. Ich trage Ihnen 
auf, deſſen Anwendung zu verfügen, und durch das Minifterium für den Kultus eine 
zweckmaͤßige Vorbereitung zur.Xbleiftung diefes Eides in- einer gottesbienftlichen. Wer 
fammlung zu veranlafjen. Berlin, den 30, Okt. 1819. 543 
ae (985) Friedrich Wilhelm. 
An den Kriegsminifter G. &, v. Boyen. | | 


0) R; des Kriegs: Min. v. 1. Dec. 1819, 

Die Feftfegung einer Eidesformel für. die mofaifhen. Gfaubenögenoffen, wenn fie zum 
Militairdienft verpflichtet werden, hat nad) den darüber ftattgehabten Verhandlungen 
zu einem Bericht an des Königs Majeftät Veranlaffung gegeben. | 

‚Mitterft Allerh. K. D. v. 30. Dit. c. haben Allerhöchftbiefelben, ben -vorgefchlagenen 
Soldateneid für die jübifhen Glaubensgenoffen genehmigt, wonach der gewöhnliche 
chriſtliche Soldateneid beibehalten und nur der. Anfang deflelben, nad, dem Vorſchlage 
bes, Vice⸗Ober⸗Landrabbiner Weyl in folgender. Art abzuändern iſt: | 

"3 ſchwöre ohne bie mindefte.Hinterlift und Nebengebanten, auch nicht nad; einem 
„etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung ber. Worte, fondern nach dem 
„Sinne dep: Allmächtigen und: deffen Gefalbten, unfers. theuren Königs, bei dem 

Namen des heiligen allmächtigen, Gottes, daß ich treu u. f. w.“ — 
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auch die Schlußworte: bar Sf ** 
„durch Jeſum Chriſtum ꝛc.“ 
wegz ulaſſen find. Par ‘ —W 
Dieſe Eidesformel wird daher bei Vereidung der Juden zum Militaitbienft. künftig 
anzuwenden ſein, und iſt der Herr Staatsminiſter des Kultus erſucht worden, wegen der 
in der K. O. zugleich angeordneten Vorbereitung zur Ableiſtung des Eides in einer got⸗ 
tesdienſtlichen Verſammlung bie nähern Verfügungen zu treffen, 


&) Das Formular zur Vorbereitung zum Eide, welche in Verfolg vorftes 
henden Cirkulaird fämmtlihen Zruppentheilen mirgetheilt'worben, lautet: 


„Wiſſe, daß diefer Eid nad) den Ausfagen aller Rabbinen eben fo heilig und. bimbig 
ift, ald wäre er in der Synagoge und in Gegenwart ber Thora vollzogen worden, und 
nichts kann bie Strafe des Allmächtigen abwenden, wenn er verletzt werde.“ 

„Auch ohne diefen Eid ift die ifraelitifche Nation von Bott beſchworen, dem Könige, 
unter dem fie Schuß finden wird, treu zu fein, und ift es ein heiliges. Gebot ber Prophe: 
ten und der Zalmubiften, feiner Regierung in jeder Hinficht treu zu dienen. Galomo 
fagt: Habe Ehrfurcht vor Gott und bem König. In den moralifchen Sprüchen unfe: 
rer Weifen heißt ed: Bete für das Wohl und für das Glück der Regierung. ‚Die Tal: 
mubiften fagen, die Gefege und. Verordnungen der Regierung find. fo Bus und bünbig, 
als unfere Religionsgefehe zu erachten. So groß nun das Verbrechen an fich felbit 
Thon ifi, wenn. man bie Pflichten des Staats und der Religion durch Untreuheit ver: 
lest, fo unendlicy größer wird ed, und bie Strafe des Himmels ift unausbleiblic, wenn 
diefe Pflichten “ bei dem heiligen Namen Gottes beſchworen werben, und man nad): 
ber meineidig werde.“ 


&) Schreiben bed K. General:Majors und Brigade : Rommandeurd von 
Thiele an die K. Reg. in Berlin. — ee 

Eine 8. Hochlöbl. Reg. benachrichtige ich auf die geehrte Zufhrift v. 7. v. M. ganz 
ergebenft, daß ich den Kommanbeuren meiner Brigade das Kormular zu der Vereidigung 
der in ben Militairdienft tretenden jüdifchen Glaubensgenoffen, fo wie zu der vorherges 
benden Vorbereitung mit der — mitgetheilt habe, zu jeder ſolchen Vereidigung 
einen Offizier oder Unteroffizier, wenn kein Offizier dazu disponibel ſein ſollte, als Zeu— 
gen zu kommandiren, fo daß es Feines Atteſtes des Rabbiners über die richtig abgehal⸗ 
tene Vorbereitung bebürfe. Berlin, den 5. Aug. 1820, | 

(Heinemann Bd. 1. ©, 310. und Anh. 59.) 


d) Die Vereidung jüdifcher Medizinal:Perfonen. | 

aa) Die Vereidung der MebizinalsPerfonen im Allgemeinen erfolgt 
gleichfal8 nach der K. O. v. 5. Nov. 1833 und giebt die Cirk. Verf. des 
Min. der G., U. u. M. Ang. (v. Ladenberg) v. 18. Juli 1840 an fämmts 
liche K. Reg. die Norm an. (8. M. Bl. 1840: 8.308) mt 
- bb) Was num die Abänderung bei Vereidung jüdiſcher Medizinal- Per: 
fonen anlangt, fo beftimmt dad R. deffelb. Min. (Eichhorn) v.9. Dec. 1841. 


In Berfolg der Verf. v. 18. Juli 1840 die Vereidung der Mebizinals Perfonen bes 
treffend, beftimme ich binfichtlicdy der Vereidungsformel für jüdiſche Medizinal:Perfonen 
auf Veranlaffung erfolgter Anfragen, daß 44 

4) als Eingangsformel bes, von den jüdiſchen Mebizinal:Perfonen gleichfalls ‚nach 
Vorfchrift der oben genannten Verf. abzuleiftenden Berufseides, der Anfang des, 
durch die ältere Cirk. Bearf. v. 10. Nov. 1825. vorgeſchriebenen Formulars: „Ich 
2c. ſchwöre bei — Adonai — dem Gott Sfraels, einen leiblihen Eid,” jedoch mit 
Meglaffung des Zufages: „nicht nach meinem Sinne, fondern nad dem Sinn ber: 
jenigen, die mid) ſchwören laſſen,“ beizubehalten ift. — 

2) Die Schlußformel des Eides iſt zu faſſen: „Dies ſchwöre ich, ſo wahr mir Gott 
helfe, und wenn id) meinen Eid übertrete, fo mögen mich, det mir geſchehenen War: 
nung gemäß, alle nach göttlidjen und menſchlichen Gefegen über ſolche Untreue und 
Entheiligung des göttlihen Namens verhängten Strafen treffen. 

3) Vor der Vereidigung felbft ift dem Schwoͤrenden die. Verwarnung nad) ber, ber 
Cirk. Verf. v. 10. Nov, 1825 beigeflgten Formel zu halten. J 

(V. M. Bl. 1841. S. 339.) 


cc) Das vorftehende R. und das Schreiben des Min. des Kultus v. 10. 


Nov. 1825 beflimnien die vorzuhaltende Verwarnung: 
Ew. Ercellenz beehre ich mich, bie mir mittelft Schreibens v. 241 Bar, cr mitgetheils: 
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ten Berichte und Verhandlungen, betreffend die Abfaffung einer angemeffenen Verwar⸗ 
nungs⸗ und Bekräftigungs⸗Formel bei den. Vereidigungen jübifher Aerzte und Wund— 
ärzte, mit dem ganz ergebenften Bemerken zurücdzufenden, daß ich bie von dem Vice: 
Ober: Land⸗Rabbiner Weyl entworfene Verwarnungsformel in der Art, wie aus der An: 
lage hervorgeht, berichtigt, ‚für zweckmäßig erachtet und daher deren Gebrauch bei vor: 
kommenden eiblihen Verpflichtungen jüdifcher Medizinalperfonen angeordnet habe. 


VBerwarnungs = Kormiel, | 
Vor ber Vereidigung der jübifhen Aerzte und Wundärzte. 


Miffe! daß diefer, Eid, welchen Du jest im Begriffe fteheft abzulegen, nach den Ver- 
orbnungen unferer feligen Weifen und Rabbiner vor der hriftlichen Obrigkeit und am 
gegenwaͤrtigen Orte eben fo heilig und bündig ift. ald würde er Deinen Glaubensge— 
noffen in der Synagoge und in Gegenwart der Thora abgelegt. Denn der Allmächtige, 
beffen Namen Du vor aller Welt heilig halten follft, ift allgegenwärtig und feine Herr: 
lichkeit thronet überall, daher nichts der Strafe des Allwiffenden Did, entziehen und fie 
von Dir abwenden kann, wenn Du Deinen Eid je verlegen follteft. Aber aud ohne 
dieſen Eid find die Zfraeliten von Gott befhworen, ihrem Nächften in jeder und befon: 
bers in Lebensgefahr nad) Kräften beizuftehen. Denn es heißt in. ber Thora (Leviticus 
Kapitel 19. 8. 16.) 
| „stehe nicht zurück bei der Gefahr Deines Nächften, ſpricht der Ewige!” 

Heilig und erhaben ift Dein Beruf, denn bes Emwigen, von dem eö heißt: 

XIch der Ewige bin Dein Arzt” (Exodus Kapitel 15. V. 26.) 
und ferner: — 
„Ich kann tödten und beleben, Tann verwunden und auch heilen,” (Deuteronomion 
Kapitel 32. V. 39.) 

Abgeſandter Hiernieden bift Du zum ‚Heil der Menfchen, daher bleibe, den Worten Deis 
nes Herrn treu und laffe feine Lehren Dir zur Richtſchnur Deines Wandels bienen. 
Auch nad) den Lehren unferer feligen Weifen und Rabbiner, und nady der ausdrücklichen 
Vorfchrift des Joreh Deah (Kapitel 336.) ift es die heiligfte und verbindlichfte Pflicht 
eines Arztes oder Wunbarztes, einem jeden kranken Menfihen ohne die geringfte Aus- 
nahme, er fei arm ober reich, und ohne die geringften menſchlichen Nebenabfichten nad, 
feinem beften Wiffen und Willen und Kräften Hülfe zu leiften, wenn er aber folche ver: 
weigert ober fich ihr zu entziehen fucht, fo ift er einem Blutvergießer gleich. 

Wenn nun fchon hierdurch die geringfte Verlegung der Dir vermöge Deines Standes 
und Berufs nad) dem Willen Gottes obliegenden Pflichten dem Emigen ein Gräuel ift, 
um wie viel ftrafbarer würde es jest fein, da Du bei dem heiligen Namen Gottes ſchwoͤ⸗ 
reſt, dieſe Pflichten getreu zu erfüllen und mithin, fobald Du dieſem Schwur entgegen 
handeln follteft, Dich eines Meineides fchuldig machen würbeft, ven ber Gott ber Gerech— 
tigkeit nicht unbeftraft Läßt: | | 

’ id ER 9 37 — 

eid eines jüdiſchen chirurgi. 

Ich N. N. ſchwoͤre bei 711? dem Gotte Iſraels einen leiblichen Eid, nicht nach mei⸗ 
nem Sinn; ſonhern nach dem Sinn derjenigen, die mich ſchwören laffen, zu Gott bem 
Allmächtigen, daß, nachdem ich zum Wundarzt ꝛc.; bies fhmwöre ich ohne alle etwanige 
andere Auslegung und Deutung biefes Eides, weder gegenwärtig nody in ber Zukunft 
annehmen zu wollen, und foll mich nichts davon entbinden, vielmehr mögen auf den 
Mebertretungsfall die Strafen über mid) kommen, welche mir aus der X, G. D. für bie 
Mebertreter der Eide befannt gemacht worden find. Mr 

(Suftigminift. At. Gen. J. Nr, 24. Vol. I. fol. 98, 99, und 47, Ann, X. &.825.) 


©) In Betreff der Bereidung jüdifcher Lehrer f. Abfchnitt XII. 


Ä Or 1. Ä 
Verhältniß der jüdifchen Religionsgefellfhaft zu den 
chriſtlichen Kirchengefellfchaften. 
: n — beſtimmen hierüber die 99. 36 —38 Tit. 11. Thl. II. 
es A. L. R.: 
. 36. Mehrere Kirchengeſellſchaften, wenn fie gleich zu einerlei Religionspartei ge: 
bören, ftehen dennoch unter fich in einer nothmwendigen Verbindung. 
$. 37. Kicchengefellfchaften bürfen fo wenig als einzelne Mitglieder berfelben einander 
verfolgen ober beleidigen. - 
$. 38. Schmähungen und Erbitterung verurfachende Befchulbigungen müffen burchs 
aus vermieben werben: S -- . | 
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B. Beiträge der Juden für hriftliche Kirchenſyſteme. 

— Der eh‘ — Sl. D. Tit. 11. 85: 360. 261 vor: 

. 260. Wer innerhalb eines Kirchſpiels feinen ordentlichen Wohnfis au lagen 
hat, ift zur Parochialkirche des Bezirks eingepfarrt. ⸗ baſt enfarfihlas 

$. 261. Doch foll Niemand bei einer Parochialkirche von einer andern, als derjenigen 
Religionspartei, zu welcher er felbft fic bekennt, zu Laften ober Abgaben, welche aus der 
Parocdhialverbindung fließen, angehalten werden, wenn er gleich in dem Pfarrbezirte 
wohnt, ober Grundftücte datin befigt. 

Und $. 872: J 

Wenn der Befiger eines an ſich zehntbaren Grundftüces für feine Perfon wegen Ver: 
ſchiedenheit feines Religions⸗Bekenntniſſes von Entrichtung des Zehnten frei iſt, fo 
zuht inzwifchen das Zehntreht, und es kann während diefes Beſitzes keine Verjährung 
wider die Kirche ‚oder ben Pfarrer anfangen. 

2) In fpezieller Beziehung auf die Juben disponiren, mit dieſen 98. 
welche nur auf andere recipirte Kirchengeſellſchaften bezogen wurden, im 
Widerſpruche: 

a) dad E. v. 11. März 1812 im $. 15., daß die Juden gehalten, alle 
ben Chriften gegen den Staat und die Gemeinde obliegenden bürgerlichen 
Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme der Stolgebühren gleiche 
Laſten wie andere Staatöbürger zu tragen. i 

Ganz ebenfo beftimmt | | 

b) Der 8. 20 der ®. v. 1. Juni 1833 wegen des Judenthums im Groß: 
herzogthum Dofen!). d 

c) Die V. v. 30. Aug. 1816 wegen Verwaltung des Patronatrechtd über 
chriftliche Kirchen auf folhen Gütern, die fich. im Beſitzthume jüdifcher 
Glaubensgenoſſen befinden, ſagt endlich im $. 5, — vergl. dieſelbe oben — 
daß bie Juden ald anfäßige Dorfs⸗ oder Stadtgemeinde» Mitglieder. von 
ihren Grundftüden, gleih andern chriftlichen Beſitzern, zur Erhaltung der 
Kirchen⸗Syſteme beizutragen verpflichtet find, da dieſe ſonſt, wegen ber An» 
fiedelung der jüdifhen Staatöbürger Gefahr laufen, einzugehen. 

d) Mit Berug auf vorſtehende Gefege beflimmt die Cirk. Verf. des Min, 
d. G., U. u. M. Ang. (Eichhorn) v. W. Febr. 1842 an die K. Oberpräfi- 
benten der Provinzen Preußen, Pommern, Brandenburg, Schlefien, Sach⸗ 
fen und Pofen, wegen Heranziehung der Juden zu Beiträgen für chriftliche 
Kirchenſyſteme. | | | | 

Es find über die Auslegung des E. v. 11. März 1812 $. 15. der V. v. 30.Xug.1816 
Nr. 5. und der ®. v. 1. Juni 1833 $. 20., fowie tiber den Umfang, in welchem jüdifche 
Einwohner, insbefondere jüdifche Grundbefiger, zu Beiträgen für die hriftlichen Kirchen 
fofteme herangezogen werben Eönnen, Zweifel entftanden, und habe ich durch mein Cir⸗ 
tular-Schreiben v. 17. Mai v. 3. die gutachtlichen Aeußerungen ſaͤmmtlicher Königl. 
ee in deren Bezirk die angeführten Gefege zur Anwendung kommen, hierüber 
veranlaßt. * 

Die Vergleichung dieſer eingegangenen Nachrichten hat folgendes Reſultat ergeben. 

| ;. Das E, v. 11. März 1812 8. 15. und die V. v. 1. Zuni 1833 $. 20. verpflichtet 
die jübifchen Einwohner im Allgemeinen, gegen den Staat und die Gemeinde ihres 
Wohnorts alle den Chriften obliegenden bürgerlichen Pflichten zu erfüllen, und, mit 
Ausſchluß der Stolgebühren, gleiche Laften wie andere Einwohner zu tragen. 

Unter ber „Bemeinde bes Wohnorts“ ann, dem gewöhnlichen Spracdhgebrauche 
zufolge, und wie bie in dem E. v. 11. März 1812 gebrauchte Bezeichnung: „bürgers 
liche Pflichten” beweifet, nur bie bürgerliche Gemeinde bes Wohnorts verflanden 
werben. In biefem Sinne find auch die in Rede ſtehenden Gefege bisher faft durchgaͤn⸗ 
gig audgelegt worden. Eine Verpflichtung ber jüdifhen Einwohner, zu ben Laften ber 
an ihrem Wohnorte befindlihen hriftlihen Kirchenſyſteme beizutragen, Tann ba= 
ber aus biefen Verordnungen nicht hergeleitet werden, und ber an einzelnen Orten ftatt: 
findende Gebrauch, die jüdifhen Einwohner aud) zu den, nad Klaſſen- oder Gewerbes 
fteuer auf die Parochianen unmittelbar umzulegenden kirchlichen Abgaben heranzuziehen, 











x) Bergl, auch Abth, AT. Abfehnitt XI. XII. XIM, 
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entbehrt ber gefeglichen Begründung, fofern. nicht ein. fpezieller Rechtstitel für biefe 
Art und Weife des. Verfahrens nachgewiefen werden kann. 
Iſt dagegen bie Unterhaltung der firhlihen Syfteme eine Pflicht der bürgerlichen 
Ortsgemeinde, fo können bie jüdifchen Ortseinmohner ſich den Beiträgen zu den bürger: 
lichen Kommunalbebürfniffen, die kirchlichen Bedürfniffe mit einbegriffen, nicht entziehen, 
da fie nach Vorſchrift der G, v. 11. März 1812 und 1. Juni 1833 gegen bie bürger: 
lihe Kommune diefelben Laften zu entrichten haben, wie die chriftlichen Einwohner, 
und eine Befreiung der jüdifchen Einwohner dadurch nicht herbeigeführt wird, daß nad) 
ber Ortöverfaffung ein Theil der bürgerlichen Gemeinde-Einkünfte zum Beſten der chriſt— 
lihen Kirchen verwendet wirb. 
2) Handelt ed ſich aber um eine Abgabe, welche von ben Pflichtigen unmittelbar 
an die hriftlichen Kirchenſyſteme zu entrichten ift; fo fann die Heranziehung von Juden 
zu diefen Laften nur in dem Maße erfolgen, als die auch für dad Großherzogthum Pofen 
in gefeglicher Kraft beftehende V. v. 30. Aug. 1816 dies geftattet. Diefe V. legt nur 
ben jübifhen Grunbdbefigern eine Beitragspflicht in folgender Weife auf: 
daß die Juden, ald anfäßige Dorfs- oder Stabt:Gemeindeglieder, von ihren 
Grundftüden, gleih andern chriſtlichen Befigern, zur ‚Erhaltung ber 
RICH * beizutragen verpflichtet find, da dieſe fonft, wegen der Anfiebelung 
der jlidifhen Staatsbürger, Gefahr laufen, einzugehen. * 

Hieraus folgt | 

a) daß die jübifchen Grumbbefiger, gleich jedem dritten Befiger, zur Entrichtung folder 
Abgaben und Reiftungen an kirchliche Inſtitute verpflichtet. find, welche in ber Eigen- 
ſchaft einer dinglichen Laft auf ihren Grundftüden haften, und als ſolche im Hy: 
pothefenbucdhe eingetragen find, oder welche doch nach feitftehendem Ortöherfommen 
von allen Grundftüden zu entrichten find; 

b) daß die jüdifhen Grundbefiger aber auch zu ſolchen en Laften, namentlidy 

s zu Baubeiträgen, verpflichtet find, welde ganz ober zum Theil, nach Maßgabe des 
Grundbefiges, in ber Gemeinde vertheilt werben. " 

Die V. v. 30, Aug. 1816 beſchränkt die Beitragspflicht der jübifchen Grundbe— 
figer nicht bloß auf bre im ftrengen Sinne des Worts dinglichen Leiftungen, fon= 
'dern verpflichtet diefelben von ihren Grundftüden in demfelben Maße, in wel: 

‚ chem hriftliche Befiser derfelben beizutragen haben würben; ben jübifhen Grund: 

befigern fallen daher auch diejenigen Parochial-Abgaben zur Laft, welde nad 
Häufern, Hufen, Höfen, oder nad) dem Grundfteuer:Betrage, auf die in der Paro: 
hie begüterten Grundbefiser umgelegt werben, und ift diefe, aus den Worten ded 
Geſetzes ſich ergebende Auslegungsweife aud) in einzelnen Spezialfällen auf ergan: 
gene Beihwerbe von bes Königs Majeftät gebilligt worben. | 

Em. ꝛc. erſuche id: die Königl. Regierungen Ihres Oberpräſidialbezirks von diefen 
Ergebniffen ber angeftellten Unterfuhung in Kenntniß zu feßen, und diefelben zu veran: 
laſſen, in allen den Källen, in welchen auf-die allgemeinen Vorſchriften bes E. v. 11. 
März 1812 $. 15, der V. v. 30. Aug, 1816 Nr. 5, und der ®. v. 1. Juni 1833 $. 20, 
zurüdigegangen- werben muß, hiernach zu verfahren. 

(B. M. BI. 1842 ©. 62.) 

4) In Schlefien find nach der dafelbft geltenden Zehntverfaffung Juden 
von Entrihtung des Dezems nicht befreit. So wurde durch das Urtel 
des Geh. Db. Tribunals v. 28, Sept. 1839 erfannt, welches die bei. 
den früheren Urtel beftätigte. 

Das kanoniſche Recht ertheilt in C. 10. 12. 14. 18. W. 5.26.31 —33. 
X. de decimis (III., 30.) dem Klerus ein allgemeines. Zehentrecht über alle 
Güter und Früchte, und indbefondere der Parochialkirche in ihrem ganzen 
Bezirk. ‚Obgleich, nachdem in Folge der Reformation verfchiebene chrift: 
liche ‚Religionsparteien entſtanden waren, durch den Weftphälifchen Frieden 
beftimmt wurde, daß demjenigen Pfarrer der betreffenden Religionspartei 
der Dezem gebühren folle, welcher fih am 1. Jan. 1624 im Befig des 
Zehntrechted befunden habe, fo iſt in Schlefien doch immer der Beſitz des 
Zehntrechtes nur von den katholiſchen Pfarrern gegen alle übrigen Reli: 
gionsparteien ausgeübt worden. Dieſer Befig wurde auch durch die Präs 
Iiminarartifel des Friedenstraktates d. d. Breslau den 11. Juni 1742 Spes 
zialartitel VI. garantirt, und erft durd) dad Ed. v. 3. März; 1758 hob 
Friedrich der Große den Parothialnerns in Schlefien auf und beſtimmte: 
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baß bei Veränderung des diesfälligen Ortöpfarrers Die fogenannten 
Zehntabgaben der damit belafteten Grundflüde von Perfonen eines: 
— Glaubensbekenntniſſes fernerhin nicht weiter entrichtet werden 
dürften. 441 
Durch K. O. v. 6. Febr. 1812 wurde jedoch feſtgeſetzt: 
daß die von den gegenwaͤrtigen Beſitzern der den Pfarrern pflichtigen 
Grundſtücke zu entrichtenden Zehnten und andern Parochialabgaben 
auch bei den Veräußerungen dieſer Grundſtücke an Perſonen eines ans 
deren Glaubensbekenntniſſes, der Pfarre unveränderlich verbleiben, und 
daß die gegenwärtig wegen der Verſchiedenheit des Glaubensbekennt⸗ 
niſſes des Grundſtückbeſitzers ruhenden Zehntabgabe » Verpflichtungen 
wieder in volle Wirkſamkeit treten, auch in derſelben unabänderlich 
bleiben ſollten, ſobald ein Beſitzer von dem Glaubensbekenniniſſe des 
Pfatrers, deſſen Pfarre der Zehnt urſprünglich gebührte, wieder eins 
trete | Ä — 

Allein die K. O. v. 16. Juni 1831 beſtimmte, daß die Schleſiſche Zehnt; 
verfaſſung ganz fo, wie fie nach der Ordre v. 3. März 1758 bis zum6. Febr. 
1812 befanden, allgemein: wieder hergeftellt werben folle. | 

Sich auf diefe Beftimmung v. 16. Juni 1831 und die K. O. v. 3. März. 
1758 ſtützend, verweigerte der jüdifche Staatöbürger £., welcher mehrere 
degempflichtige Ackerſtücke befaß, die fernere Entrichtung ded Dezems an ben 
Fatholifchen Pfarrer. Der Lestere Hagte die Rüdftände ein und trug darauf 
an, über die fernere Verbindlichkeit ded R, Dezem von feinen dem Zehnts 
recht unterworfenen Aderftüden zu entrichten, zu erkennen. 

Dad Geh. Ober-Zribunal fagt in feinem Erkenntniſſe dem Weſent⸗ 
lichen nach: Bis zur K. D. v. 3. März 1758 war die Degempflichtigfeit: 
allgemein, und diefe K. DO. änderte hierin nichts zum Beften der Juden, 
fondern, wie die erläuternde Kurrende v. 8. deff. Mon. und Jahres unzmeis. 
deutig zu erkennen giebt, zum Beſten der evangelifchen Eingepfarrten, 
indem fie verorbnete: 

baß diejenigen Abgaben an Zehnten, Garbenbroden und dergleichen, 

fo die evangelifchen Eingepfarrsten denen Fatholifchen Pfarrern zeithero 
entrichten müffen, zum Nugen und Beten der Unterthanen gänzlich 

wegfallen follen. Ä 

In der K. O. und Kurrende v. 3. und bezugsweiſe v. 8. März 1758 war 
hiernach nur von ben herrfchenden Religiondparteien im Staate, von den 
Mitgliedern der wirklichen Kirchengefellfchaften, die Rebe. Zu diefen aber 
haben die Juden weder jemald im Preußifchen Staate gehört, noch gehören 
fie jegt dazu. Niemals haben die Juden mit Chriften in einem Parochial⸗ 
nerus gelebt. Für fie konnte daher auch, wie died die mehr erwähnten Ver: 
ordnungen v. 3. und 8. März 1758 bezweckten, kein Parochialnerus aufge: 
boben werben, und fie können mithin zum Nachtheil des urfprünglich berech« 
tigten Pfarrerd daraus Beinen Vortheil ziehen, daß zwifchen andern, nämlich 
chriſtlichen Religionsparteien, der Parochialnerus aufgehoben worden ift. 
Offenbar find. daher, wenn Juden zehntpflichtige Grundftüde afquirirt, den 
Dfarrern, der K. O. v. 3. März 1758 ohngeachtet, jura parochialia hin. 
ſichts der Juden falvirt geblieben. Bleibt daher, da gegenwärtig die K. O. 
v. 16. Juni 1831 die alte Schlefiihe Zehntverfaffung, wie fie nach der 
Ordre:v. 3. März 1758 bis zum 6. Febr. 1812 beftanden, allgemein wieder 
bergeftellt hat, die K. D. und die Kurrende v. 3. und 8. Mär; 1758 fort: 
während die Grundlage der Entfcheidung, fo frägt fich nur noch, ob das 
Ed, v. 11. März 1812 von Einfluffe hierauf fei. El ae Le 
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Implorant (Berklagter) behauptete in diefer Beziehung, daß, da die Zus 
den durch diefed Ed; den. Chriften in allen Fällen gleichgeftelt worden, in 
welchen folches nichts Abweichendes enthalte, man annehmen müffe,. daß 
der Gefeßgeber die Abficht gehabt habe, durch die Ordre v. 16. Juni 1831 
auch die Juden in Betreff der Entrichtung des Dezems den Chriften vollig 
gleichzuftillen, wenigſtens hätte es in Betreff dieſes Punktes einer fpeziellen 
Aufhebung der früheren in Betreff der Juden ergangenen Geſetze bedurft. 
Diefed letztere Argument fpricht aber gegen den Imploranten. Gerade 
weil die. K. O. v. 16. Juni 1831 die Ordre v. 3. März 1758 unbedingt 
wieder herftellt, ohne wegen der Juben etwas Befonderes zu beflimmen, 
muß die Ordre von 1758 unbedingt befolgt und dafür angefehen werden, 
ald habe die dazwiſchen ergangene Ordre v. 6. Febr. 1812. gar nicht exiſtirt. 
Auch das Ed. v. 11. März 1812 redet dem Imploranten nicht das Wort. 
Nach $. 14 deffelben follen zwar die einländifchen Juden, als folche, mit be 
fonderen Abgaben nicht beſchwert werden, dagegen aber nach $. 15 gehalten 
fein, alle ben Chriften gegen den Staat und die Gemeine ihre Wohnorts 
obliegende bürgerliche Pflichten zu erfüllen und. mit Ausnahme der Stolge 
bühren gleiche Laften, wie andere Staatsbürger, zu. tragen. Hieraus. ift 
alfo nicht zu entnehmen, daß die Schlefifchen Juden hinſichts der hier frei: 
tigen Dezempflichtigfeit durch jened Ed. v. 11. März 1812 günfliger ge: 
ftellt worden feien. Auch die gegen den Smploranten fprechende Werord: 
nung wegen Verwaltung des Patronatörehts v. 30, Aug.. 1816 iſt durch 
die 8. DO: v. 16; Juni 1831 nicht aufgehoben werben. ; 

Eine gleiche Beforgniß, wie fie hier angedeutet worden, würde den Pfarr 
einfünften drohen, wenn man die. K. D. v. 3. Mär; 1758 jetzt ausdehnend 
auf die Juden anwenden wollte, und fo lange daher Dafür. feine ausreichende 
gefeglihe Beftimmung ergangen, muß es bei der früheren Berfaffung ver- 
bleiben. Bar Ze 

. Der 8: 261. Zit: 11. Th. II. des U, L. R. (f. oben) kann auf die vor: 
‚ liegende Frage feinen Einfluß haben, da es fich hier um eine vor Einführung 
des A. L. R. in Schlefien geftändlich beftandene Verfaffung handelt, welche 
die K. D, v. 16. Juni 1831 ausdrücklich herftellt. 


C. Verhältniſſe, ven Webertritt zum Chriſtenthume betr.'). 

AA. Beförderung des Mebertritts. 

1) Das a. L. R. beftimmt Thl. II. Tit. 11.: | 

. 4. Keine Religionspartei fol die Mitglieder der andern durch 3wang ober Viftige 
Ueberredungen zum Uebergange zu verleiten fich anmaßen. 

$. 44. Unter dem Vorwande deö Religionseifers darf Niemand den Hausfrieben ſtoͤ⸗ 
ren oder Familienrechte kränken. 

Mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmungen und $. 4. des Zit.2) nimmt Ter⸗ 
linden mit Recht ans), daß eine zudringliche Art, die Juden zur Annahme 
der cheiftlichen Religion zu überreden, für ftrafbar als eine Beunruhigung 
wegen: ibrer Religionsmeinungen zu erachten fei. 

Daß jedoch Proſelytenmacherei Fein kriminalrechtlich zu ahndendes 
Verbrechen fei, fprach das Erkenntniß des O. L. ©. zu Hamm v. 13. Juni 
1827 aus. (Simons Redstiprüche Bd. 1. ©. 377.) " 


) Nah Hoffmann find vom Jahre 1822 bis 1840 Zweitaufend Smeihundert Ju⸗ 
den zum Chriftenthume übergetreten, StaatösZeitung 1842 Nr, 141. 
2) Siehe denfelben oben S. 78. | 


2) ©. 135, A. a. O. % 
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2) Sefellfhaften zur Beförderung des Chriſtenthums unter 
den Juden | 
a) A. Beflätigung der zu Berlin errichteten Gefellfchaft zur Beförderung 
bed Chriftenthums unter. den Juden, : Vom 9. Febr. 1822. , 
Die mit dev Anzeige vom 4. d. M. eingereichte Grumbverfaffung ber Gefellfchaft zu 
Beförderung des Chriſtenthums unter. den Juden, enthält nur folche Beftimmungen, 
bie dem löblidhen Entzwecke entſprechen; Ich billige fie daher und mit ihnen diefen Ver: 
ein vollfommen und ertheile bemfelben hierdurch Meine Iandesherrliche Beſtätigung. 
Berlin, den 9. Febr. 1822. Friedrich Wilhelm, 
Anden Betein zur Beförderung des Chriftenthums unter den Juden. 


Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Suden. 
uUnter biefem Namen hat ſich auch hier aus freiem Antriebe ein Verein gebildet; der 
mit den in London und Frankfurt am Main. bereits beſtehenden Gefellfchäften 
diefer Art die Verbreitung hriftlicher Erkenntniß unter den Juden beabfichtigt. Ueber 
die Stiftung biefes Vereins und die Grunbfäge, nad welchen verfelbe feinen heiligen 
Zweck zu verfolgen gebentt, fprechen nachſtehende Aktenftüde: 

z | Vorwort, _ | 
“ Die Gefellfchaft, welche ſich in Berlin zur Beförbetung des Chriftenthums unter den 
Juden gebildet hat, vereinigt fich zu einem Zwecke, der mit ben Vorfchriften bes Evan: 
geliums zu volftändig übereinftimmt, als daß fie eine Rechtfertigung ihrer Beweg— 
gründe für nöthig halten dürfte. Jeſus Chriftus, der Erlöfer, befahl feinen Züngern 
in ber legten Unterredung vor feiner Himmelfahrt: das Evangelium zu prebigen allen 
Bölkern, aber — „anzuheben zu Serufalem.” ar J 

Dieſe Geſellſchaft tritt zwar in die Fußſtapfen der Bibelgeſellſchaft, und will den 
Wirkungskreis jener ſchönen Stiftung auf gewiſſe Weiſe noch erweitern, iſt aber nichts 
deftoweniger eine beſondere für ſich beſtehende Vereinigung, deren Bemühungen zunächſt 
darauf gerichtet fein müffen, diejenigen Vorurtheile und Verblendungen zu zerftören und 
ſolche falfche Auslegungen des Alten Zeftaments zu berichtigen, welche bisher bie Maffe 
des jüdifchen Volkes verhindert haben, in Zefu Ehrifto ihren Meffias, den Sohn Gottes 
unb den Gründer ihrer künftigen Herrlichkeit und ihres Heiles zu erkennen. 

Wir wibmen uns biefem Vorhaben mit defto größerem Eifer, da mit feinem Gelin= 
gen auch jene Scheidbewand fallen wird, welche anjest noch die Intereffen, Neigungen 
und Gefinnungen unferer Söraelitifhen Mitbürger von ben unfrigen trennt, 

Eine große Anzahl frommer Perfonen und — was zu feiner großen Ehre gereicht — 
befonders des geiftlichen Standes, hat fich bereits mit entfchiedenem Eifer dem Werke 
der Belehrung der Juden gewidmet. Diefe mögen hier zuerft die Verficherung unferer 
Achtung und unſers Dankes leſen. Weit entfernt, ihnen binderlich fein zu wollen, 
yoünfchen wir vielmehr ihrem Beifpiele zu folgen, und erbitten uns ihren Beiftand, 
ihren Rath und die Erlaubniß, uns ihrem [hönen Werke anſchließen zu dürfen, 

Wir haben eingefehen, daß eine Vereinigung Vortheile gewährt, welche von ben Be: 
mübhungen Eingelner nicht erwartet werben können; immer aber werden wir ung glüd 
lich [hägen, wenn es uns nur gelingt, das Gebäude zu erweitern und zu vervollkomm⸗ 
nen, zu welchem fie den Grund gelegt haben. 

Wir behaupten weder neue Wahrheiten noch neue Pflichten entdeckt zu haben. Die 
wahre hriftliche Religion ift immer biefelbe gewefen und bleibt immer biefelbe; allein 
wir halten den gegenwärtigen Augenblid für befonders geeignet zu einer allgemeinen 
Berklindigung ihrer ewigen Wahrheiten an die Nachkommen Abrahams, die noch immer 
irregehen in der Wüfte und dur Blendwerk getäufcht, mit gefchloffenen Augen wan— 
bein mitten im Lichte. , 

Unfere Unduldfamteit und unfer Verfolgungsgeift hat die Brüder Jeſu Chrifti nad) 
dem $leifche und feiner Apoftel, jenes auserwählte Volk Gottes dem das Geſetz und bie 
Propheten gehören, dem die Verheißungen gegeben find und welches ber Wächter war 
der alten Offenbarungen, feit Sahrhunderten vom u des Heils zurüdgeftoßen. 
Wie konnten wir hoffen, daß die Juden, fo lange ein folcher Geijt alle hriftliche Liebe 
gegen fie erfticte, wirklich in uns die Beſitzer des einigen wahren Glaubens erbliden 
würben, daß fie glauben könnten, ber Sohn Gottes habe wirklich uns jene allgemeine 
und EIN ‚Liebe gepredigt, an deren Stelle fie nur Haß und Verfolgung gewahr 
wurden | | 

Durch Gottes Gnade hat dieſer Geift anjest Gefinnungen Platz gemacht, die. auf alle 
Weiſe ein Wert begümftigen, das unfere Väter mit keiner Wahrſcheinlichkeit bes. Erfolgs 
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hätten unternehmen Tonnen. Wir aber bürfen hoffen, daß die Zeit gekommen ſei, wc | 


wir den Seraeliten unfere alte Schuld der Dankbarkeit entrichten Eönnen, Streden wir 
ihnen denn unfere Arme entgegen, und indem wir zuerft fie um Vergebung bitten wegen 
der graufamen unduldſamkeit, die wir gegen fie gelibt, werben wir fie auch beregen, 
auf ihren Knieen und in renigem Schmerze denjenigen um Vergebung zu bitten, wel: 
chen der heidnifche Krieger für den Sohn Gottes erklärte, während ihre Väter ihn an 
bas Kreuz der Schmad; und des Todes hefteten, 

Die Stimme Gottes fagt uns, daß die ganze Erbe einft die Herrfchaft Jeſu Ehrifti 
anerkennen foll, daß vor allen die Kinder Seraels ihn fuchen werden in aufrichtiger und 


bitterer Reue; daß nur nach ihrer Belehrung die aller übrigen Völker werde vollendet | 


werben; ja daß vornehmlich die Zöraelitifchen Chriften jener allgemeinen: Bekehrung 
als Mufter und Werkzeug dienen follen. Welche dringendere und heiligere Pflicht haben 
wir alfo zu erfüllen, als die: das Evangelium in ihre Hände zu geben? benn aus un: 
fern Händen, von ben Nachkommen befehrter Heiden, follen fie es erhalten 
(Sef. 64, 5. Roͤm. 11, 30. 31). Wie dürfen wir einer Pfliht uns entziehen wollen, 
die fo deutlich ausgefprodyen, fo wichtig, To bei ift; ja auf deren Erfüllung Gott einen 
befondern Segen hat legen wollen? Er verkündigt die ſchrecklichſte Rache denen, bie 
jemals als Keinde Jsraels fich beweifen werben, felbft in ſolchen Zeiten, wo feine Radı 
auf Jakobs Nachkommen laftet. Er erklärt, da er redet von feinem alten Volke: „Er 
—* fluchen dem, der ihm fluche;“ aber er erklärt auch: „Er werde ſegnen ben, ber es 

egne.“ 

Haben aber wir Chriſten uns den Juden genähert, fo find auch fie wiederum und näher 
elommen. Sener Geift der Korfhung und jener Zuftand von en ber einen gro: 
en Theil der Zöraeliten in Deutjchland auszeichnet, macht fie empfänglidjer, alß fie 

er für die Sprache der Wahrheit, und geneigter, fie aus unſerm Munde 
zu vernehmen. 

Fromme Chriften in Deutfchland haben fic bis jegt zu ihrer Betruͤbniß faft —5 — 
ſchloſſen geſehen von jenem Felde der Heidenbekehrung, wozu nur Seefahrende Natio- 
nen unmittelbaren Zugang haben, Mögen fie fich tröſten, indem fie ihre Blicke aufjene 
Millionen des alten Volkes Gottes richten, die unter ihnen oder in ihrer ummittelbaren 
Nachbarſchaft wohnen. Und Feiner andern Nation ftehen fo wirkfame Hülfsmittel 
Gebote, um anjegt das Werk der Belehrung zu beginnen, ald dem evangelifchen Deutit- 
lande. Ihm fcheint die Herrlichfte und Heiligfte Ernte aufbewahrt zu fein, die je gi 
feliger Betriebfamkeit fi dargeboten hat. So wollen wir uns denn reinigen bom dem 
Vorwurfe, ja von dem Verbrechen, daß diefe Millionen unter uns oder an unfern The: 
ven wohnen, ohne daß je ein Üiberlegter Verſuch gemacht worben ift, fie dem Kreuze zu: 
zuführen, an welchem ihre Väter den Meffias opferten, Diefes Feld ift ung eigen, und 
es verlangt nur Arbeiter. Nach der beftimmten Kenntniß, die wir von biefer Ang 
genheit haben, können wir nicht zweifeln, daß der Boden bie Saat bes göttlichen 
tes mit Begierde aufnehmen werde. Die Nachrichten aus dem alten Polen find ent 
fcheidend in diefer Hinfiht. Die Zuden fcheinen überzeugt, daß eine wichtige Verän- 
derung in ihrem Dafein fich vorbereite, und geneigt, dazu die Hände zu bieten, 

Außer dem frühern Gallenbergifchen Inftitut in Halle, giebt eine Gefellfchaft, bie fait 
einigen Sahren in London für diefen Zweck fic gebildet hat, uns ein Beifpiel zur Na: 
ahmung. Achtungswerth durd) Zahl und Eigenfchaften ihrer Mitglieder und von an- 
fehnlichen Geldbeiträgen unterftügt, ermuntert fie uns zu brüberlicher und driftlider 
Naceiferung. Nach ihrem Vorbilde haben zahlreiche Gefellfchaften burdy ganz Groß: 
brittanien fi gebildet, und in den vereinigten Staaten von Nordamerika, im König 
reiche ber Niederlande, felbft in Galkutta ift man dem Beifpiele gefolgt. Ya, mit 

reude haben wir erfahren, daß fhon in Frankfurt a. M. eine ähnliche Vereinigung 
fich gebildet hat. Möge denn dieſe Freude nicht unfruchtbar fein für uns und für bie 

Ehre unfers Herrn. Die Stimme der Menſchen ruft uns zu diefer Arbeit und fieit 
mächtig in ihrem Rufe; denn diesmat ift fie der Wiederhall der Stimme Gottes. 

. Die Blindheit, womit Israel gefchlagen ift, dauert freilich noch fort, damit Gottes 
Weiffagung erfüllt werde; allein durch feine unendliche Barmherzigkeit Eönnen wir zum 
Theil die Werkzeuge werben zu ihrer Befreiung aus diefem jammervollen und mitleibss 
. würdigen Zuftande, damit fie verföhnet werben mit ihrem Schöpfer und theilhaftig der 
Erlöfung duch) das Blut Jeſu Ehrifti. | 

So wollen wir benn eilen, ftatt einer Religion, bie, wie fie jest gelehrt wirb, weber 
ur wahren Liebe Gottes. noch zur wahren Tugend führt, ihnen diejenige zu verkünbigen, 
ie allein dem gefallenen zur Wiebererlangung bed Heiles aus eigener Kraft unfähigen 
Menfchen bie Pforte des Himmelreichs öffnet, die mit dem tiefen Verderben unferer 
Natur uns zugleich die Nothwendigkeit der Erlöfung fühlen und begreifen läßt; die und 
leitet im Gluͤck, und tröftet im Unglüd, die uns ben. Schöpfer und die Menſchen 
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‚lieben lehrt, und welche endlich dem bemüthigen Shriften die Gewißheit einer himmllſchen 
und ewigen Gluͤckſeligkeit ertheilt, weil durch Jeſu Chriſti Sieg dem Tode bie vr 
genommen und das Leben und unvergängliches Weſen an das Licht gebracht worben ift. 
Unſre beftimmte und unerfchütterliche Abficht bei biefem Unternehmen ift übrigens: 
nie und in keinem Falle andere als geiftliche Mittel zur Beförderung der Sache, welcher 
wir dienen, anzuwenden, Wir werden zwar ber befondern Wohlthätigkeit Einzelner 
miemals Hinderniffe in den Weg zu legen fuchen, aber wir find feft überzeugt, bar eine 
Geſellſchaft, wie die unfrige, fi nicht auf Bewilligung einzelner Geldunterftüsungeh 
einlaffen darf, ohne dem Zwed ihrer Stiftung wefentlich entgegen zu handeln. 
Wir ſchließen biefe Darftellung unfrer Anfihten und Gefinnungen mit dem dernüthigen 
Gebete zu Gott, daß er bie bisherige Verfäumniß feines Werkes gnädig und verzeihen 
und bemfelben anjegt in unferen ſchwachen Händen fein. Gebeihen ſcheñken wolle, zur 
Verherrlichung feines eingebornen Sohnes, Jeſu Ehrifti. * 
Berlin, den 1. Febr. 1622. 


J 


2. 
Griundverfaſſung | Ä 
der Geſellſchaft zur Beförderung, des: Chriſtenthums unfer den Juden. 


45 Unter dem Namen: Gefellfchaft zur Befoͤrderung des Chriſtenthums unter den 
Suben, ift in Berlin ein Verein gefchloffen für den Zweck, welchen dieſer Name felbft 
anzeigt. 

2. So wie dieſe Gefellfchaft einen rein chriſtlichen Zweck hat, ohne alle irdifche Nebens 
abfichten, fo wird fie auch nur Pr Mittel wählen, die diefes Zweckes, und der Wahr: 
beit, bie verbreitet werben fol, allein würdig find. Nie wird die Gefellfhaft durch 
irdifche Vortheile, welche fie Juden vom Webertritt zum Chriftentbum hoffen ließe, Pros 
felgten anlodenz fondern wie der Herr und feine Apoftel, durch Belehrung fie der Wahr⸗ 
beit zu gewinnen fuchen. N. Dre 

3. Sie wird dazu alle Mittel anwenden, welche Srfahrung ſchon bewährt hat, ober 
in der Folge fie lehren wird; fie wird vor allem ſich angelegen fein: Läffen, die heilige 
Schrift, fonderlid) das neue Zeftament und demnaͤchſt auch folche religioſe Schriften 
unter ben Juden zu verbreiten, welche. geeignet find, biefelben zu der Ueberzeugung zu 
bringen, daß Iefus der Meffias ift, er ben bie ———— und Weiſſagungen des 
alten Teſtaments hindeuten, und in welchem fie erfüllt worben find; auch uͤberall und 
wenn ed nothmwendig und zwedmäßig erfunden werben follte, durch Miffionare und Agen⸗ 
ten dahin wirken, daß dieſe Ueberzeugung bei den erweckten Zuben fhriftgemäß begründet 
und ausgebildet und diefelben zum wahren Glauben an Ehriftum, als den eingebornen 
Sohn Gottes gebracht werden, fo wie diefer Glaube in dem apoftolifhen Glaubens» 
befenntniß ausgeſprochen und von ber evangelifchschriftlichen Kirche gelehrt wird, und zu 
allen Zeiten in ber wahren chriftlichen Kirche gelehrt wurde, on 
4. Mitglieder der Geſellſchaft find alle bie, welche fie-mit einem übernommenen 
Geldbeitrage von jährlich einem Thaler zum mindeften unterftügen. Wer weniger zu 

eben Übernimmt, oder ohne beftimmte Uebernahme einzelne Beiträge ihr giebt, wird von 
* als Wohlthäter dankbar anerkannt und genannt werden. 
5. Die Geſellſchaft laͤßt ihre Angelegenheiten durch ein Komité verwalten, welches für 
jetzt die zuerſt vereinigten und als ſolche hier unterzeichneten Mitglieder ſind. 

6. Es wird dies Komite einen Praͤſidenten, einen oder mehrere Vicepraͤſidenten, dann 
ine Anzahl Direktoren, wie das Bedürfniß diefe beſtimmen wird, einen nee 
und —— drei oder auch mehrere Sekretaire haben, und aus dieſen Bes 
amten beftehen. | 

7. Das Komite behält fidy vor: Ehren: Mitglieder zu erwählen und aufzunehmen, 
welche den Berathungen des Komite beimohnen können, und glei den Direktoren 
Stimme haben. 

8. Die Gefellfchaft wird fuchen, außerhalb Berlin Zweiggefellfchaften zu ftiften, und 
mit ähnlichen Gefellfchaften, die für ihren Zweck ſchon beftehen oder geftiftet werben 
tönnten, in Verbindung zu treten. Er 

9. Das Komite wird in der Regel monatlich Einmal von dem Präfibenten, ober in 
deſſen Abmwefenheit von dem Alteften anweſenden Bicepräfibenten, verfammelt werben, 
So wie aber der Präfibitende die Berfammlung aud) ausfegen mag, fo wird er hingegen 
das Komite außerordentlich, verfammeln, wenn bie; Gefchäfte es nöthig machen, oder 
wenn ein Direktor einen Antrag zu machen hat, ber Zeinen Xuffhub leidet... 

410. Der Schagmeifter beforgt die Einnahme und Ausgabe, und wenn folde etäts 
mäßig gemacht ift nach dem Beſchluſſe des Komite auf Anmeifung des Präfidenten von 
einem Sekretair mit unterzeichnet. | . 


— 
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11. Die Sebretaire haben Protokolle über die Verhandlungen jeder orbentlichemober 
dußerordentlichen Sitzung bed Komite oder.der ganzen Gefellfchaft zu führen. | 

12. Wenn eine Stelle im Komits erlebigt wird, wählt das Komite einen Nachfolse, 
und zwar ber Direktoren, Schagmeifter und Sekretaire aus ben Mitgliedern ber Geltll- 
(haft; des Präfidenten aber und der Vicepräfidenten aus den Mitgliedern des Komite, 
durch Mehrheit der Stimmen, bei deren Gleichheit der Präfident enticheidet. 

13. Es verfteht fich, daß alle Mitglieder des Komite ihre Gefchäfte unentgeldlich.ve 
Ben und fo wie das Komite mit billiger Rüdficht auf ihre Verhältniffe fold: 
vertbeilt. 

14. Alle Jahre wird in der Regel eine allgemeine VBerfammlung der Gefellfchafttatt | 
haben, in welcher Bericht. über die Wirkfamkeit und Kortfchritte ertheilt wirbz; melde 
‚Bericht nachher, nebft der bargelegten Rechnung der Einnahme und Ausgabe, gebrudt 
und den Mitgliedern und Wohlthätern zugeſchickt wird, 

15. Jedes Mitglied hat das Recht, dem Komite Vorſchläge und Anträge zu madın, 
welche es berathen und den Beſchluß dem Vorfchlagenden mittheilen wird. 

Berlin, den 1. Febr. 1822. 

v. Wipleben, Theremin, Nievlovius, Rofe, v. Meyern, Anton Graf 

Stollberg- Wernigerode, Ancillon, Bedendorf, Bormann, Brunne 

mann, Couard, Marheinide, Nikolai, Ritſchl, Rofenftiel, Schmal;, 
Schulze,diehe, Dietrich, Focke, Tholud, Haad, Brofe, Elsner, 


3, 
det Gefelfchaft zur Beförderung des Chriftentyums unter den Juden. 


— — Praͤſident. 
Herr von Witzleben, Generalmajor und General⸗Adjutant, Direktor des 3. Depar⸗ 
tements im Kriegsminiſterio, hinterm Gießbhauſe Nr. 2. 
— VBice⸗Praͤſidenten. 
Herr Nicolovius, wirklicher Geheimer Ober-Regierungsrath, Leipzigerſtraße Nr. 61. 
Herr Theremin, Hofprediger, Behrenſtraße Nr. 69. 
— | Anmwefende Ehrenmitglieder. 
Herr von Meyern, Großh. Badenſcher Charge d’aflaire, 
Sir George Rofe, Großbrittanifher Geſandte. 
Herr Sraf Anton Stollberg: Wernigerode, 
Ä a © Direktoren, | 
Herr Ancillon, wirklicher Geheimer Legationsrath, Werderfche Markt Nr. 4. Her 
Bedendorf, Geheimer Ober: Regierungsrath, Behrenftraße Nr. 69. Herr Bor: 
mann, Vieutenant, Aleranderftraße Nr. 61. Herr Brunnemann, Prediger, 
— Geiſt-Kirchhof Nr.5. Herr Couard, Prediger, Landsberger Straße Nr. 40. 
err Marheinicke, Dr. und Profeſſor, Taubenſtraße Nr. 3. Herr Nicolai, 
Konfiftorialrath, Kloſterſtraße Nr. 64. Herr Ritſchl, Konſiſtorialrath, Biſchof—⸗ 
ſtraße Nr. 5. Herr Rofenftiel, Geheimer Ober-Finanzrath, Leipzigerſtraße Nr. 4. 
Herr Schmalz, Geheimer Juftizrath, Georgenftraße Nr. 17. Herr Schulz, 
Prediger, Neue Schönhauferftraße Nr. 29, Herr Ziehe, Garnifonprediger, Kom: 
mandantenftraße Nr. 3. ; 
Sefretaire, 
Herr Dietrich, Stabtrath, Schleuſe Nr. 6. Herr Focke, Juſtizrath, Zerufalemers 
ſtraße Nr. 1. Herr Tholud, Profeffor, Lesteftraße Nr. 56. 
Bibliothekar. 
Herr Hand, Kaufmann, Spanbauerftraße Nr. 11. 
Schasmeifter. 
Herr Brofe, Banquier, Klofterfiraße Nr. 87. 
Er Vice Schapmeifter. 
Herr Elsner, Kaufmann, Spandauerftraße Nr. 40. 

Saͤmmtliche obengenannte Mitglieder bes Komite der Gefellfchaft zur Beförberung 
bes Chriftenthums unter den Juden und befonders die Schagmeifter der Gefellichaft, 
nehmen Beiträge für ben Zweck berfelben an, welche von außerhalb kommend unter.dem 
Rubro: „Gefellfchaft zur Beförderung bes Chriſtenthums unter ben Juden“ erbeten 
werben. Außerhalb Berlin werben ſich nachgenannte Perfonen mit Annahme von Beis 
trägen gern befaffen.: 

In Angermuͤnde, Herr Apothekbeſizer Bolle In Altona, Herr Kaufmann 
J. C. Bahre, In Arnswalde, Herr Uhrmaher Marth. In Barth bei Stral⸗ 
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fund, Herr v. Mevius. In Bachmann bei Memel, Herr Inſpektor Rhenius. 
Sn Bunzlau, Herr Oberl und Prediger Henning. In Breslau, Herr Kauf: 
mann Stard, In Brentenhofswalde, Hear W. Lange. In Kottbus, Herr 
Zuchfabrifant Zeidler jun. In Danzig Herr Dr. Med. Reinicke. InDargun, 
Herr Brofemann. In Eisleben, Fräulein v. Polen. In Freyſtadt in 
Schleſien, Herr Salzinfpettor Clauſſen. In Goͤrlitz, Herr Polizeiſekretair 
Schneider, In Grimma, Herr Amtö-SteuersEinnehmer Fülltrus. In Glas— 
bagen, Herr Lehrer Drems. In Goldberg in Schleſien, Herr Leberhändler Hüb: 
ner. In Glogau, Herr Paftor Köhler. In Glindenberg bei Wolmirftäbt, 
Herr Prediger Müller. In Heubuden bei Marienburg, Herr David Epp, Lehrer 
der MennonitensGemeinde, In Hirfchberg in Schlefien, Herr Senator Hillimer, 
In Königsberg in Preußen, Here. Prediger Ebel. In Liegnis, Herr Diakon 
Anforge. In Magdeburg, Herr Ferd. Sillborf. In Märktifh:-Kried- 
Land, Herr Oberprediger Cauſſe. In Neidenburg in Preußen, Herr Dettinger. 
In Neudresden bei Sonnenburg, Herr Lehrer Jahr. In Neufalz a, D., Herr 
Geheimerath Hillmer. In Neuwied, Herr Kaufmann Keetmann. In (Margr 
graboma) Olegtzko in Kitthauen, Herr Kreis-ZuftizeAmtmann Horn, In Orlof— 
ferfelb, HerrDd. Bergtholdt, In Pofen, Herr Juwelier Ahlgreen. In Sei: 
denberg, Herr Magifter Kley. In Soldin, Herr. Maurermeifter Liebenow. In 
Stettin, Herr Stadtrath Ledour. In Stralfund, Herr Paftor Koh, Herr 
Kaufmann Franck. InMWernigerode, Herr Paflor Seegemund, ' In Weſel, 
Herr Kaufmann Hövel, (©. ©. 1823. ©. 117.) . 

b) Allerh. K. O. v. 26; Febr. 1822, die bemilligte Portofreiheit für die 
Geſellſchaft zur Beförderung des Chriftentbums unter den Juden betr. 

Ich habe auf das Geſuch v. 21. d. M. der Gefellfhaft zur Verbreitung des Chriften: 
thums unter den Juden für die Korrefponbenz derfelben die erbetene Portofreiheit bes 
willigt, und den Präfidenten des General:Poftl:Amts, Geh. Staatsrath Nagler, da: 
nad) angemwiefen. 

Berlin, ben 25. Febr. 1822, Ä 
riedrih Wilhelm. 


B 
An ben Comite — u ha zur Beförderung bes Chriſtenthums unter ben Juden. 

c) Allerh. Beftätigung der für die Zochtergefellfchaften zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden gegebenen Beftimmungen; und die bes 
willigte Portofreiheit betr. v. 11. April 1823. 

Sch will die von der Gefellihaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Ju— 
den mit der Vorftellung v. 2. d. M. eingereichten, für die Zochtergefellfchaften, welche 
ſich ihr anfchließen, entworfenen Beftimmungen hiemit beftätigen, und habe die erbetene 
Portofreiheit auch für diefe Tochtergefellfchaften bewilligt, und demgemäß den Gene: 
ral-Ppoftmeifter Nagler angewiefen. 

Berlin, den 11. April 1823. 
Friedrich Wilhelm. 
Beftimmungen 


über das Verhältnig der Berlinifchen Gefellihaft zur Beförderung des Chriſtenthums 
unter den Juden zu ihren Tochtergeſellſchaften. 
8.41. Das Verhältniß der Hauptgefelichaft zu den Tochtergefellfhaften zur Befoͤr⸗ 
derung des Chriſtenthums unter den Juden beruht 
auf,gemeinfames geordnetes Zuſammenwirken der ganzen. Gefellfchaft, und auf Er⸗ 
haltung des reinen durch die Statuten ausgeſprochenen hriftlichen Ginnes in der 
Gefammtthätigfeit; ferner 
auf Einheit in den Unternehmungen ber einzelnen Gefellfchaften untereinander, 
und auf Urbereinftimmung in den Kormen und Mitteln zur Erreichung des Einen 
großen Zwecks, den fie fi) vorgefegt haben, Ir 
und gewährt enblidy einen Weberblid der Thätigkeit und Wirkfamteit . aller Ge⸗ 
ſellſchaften. — 
8.2. Jede Geſellſchaft, welche für den Zweck, den bie Hauptgefellihaft hat, fid bil: 
bet, und fich dem angegebenen Verbältniß gemäß an biefelbe anſchließt, wird von ihr als 
Zochtergefeltfhaft durch Schriftliche Erklärung anerkannt, und mad;t fi zu fol: 
genden Bedingungen verbindlid: 
a) ihre Statuten der. Hauptgefellfhaft zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, und 
die Namen der Mitglieder des Ausſchuſſes anzuzeigen ; 
b) diejenigen Mittel, welche fie anwenden will, vorher ber Hauptgeſellſchaft anzuge⸗ 
ben, und über ihren Werth das Gutachten derſelben zu erwarten, als: Wahl der 
Thl VIII. Bo.ↄ. Die Berhaͤltniſſe der Juden. 8 
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Hülfsnsittel zur Erreichung bes gemeinſamen Zwectes a 

e) ſich allen Anordnungen und Mafregein zu unterziehen, weldhe die Deka 

noch ind Kinfftige zu befchliegen für zwedmäßig erachten möchte, mit | 
Dertlichkeit, Zeit und Umftände, 4 * 
8.3. Jede ſich in anderen Formen verbindende Geſellſchaft, als bie unſrigen finb, ı 
zu bemfelben Brett, iſt Schweftergefellfchaft, deren Wirken die —— —— 
freuliche Theilnahme widmen wird: jedoch find fie mur durch gefaͤllige Ben —— 
‚gen, und beliebige Mittheilungen ſich gegenſeitig zugethan, ohne weitere Werbinblichtei 
$.4. Dede Tochtergeſellſchaft nimmt an den Rechten, Privilegien und Wohlthaten ber 
Hauptgefellihaft Theil, als: Portofreibeit, Führung eines eigenen Siegels u. f. w.s 
auch darf fie im Nothfall Unterftüsumg, Vertretung und jeden Bortheil, weichen eine 
Gemeinihaftigewährt, von derfelben gewärtigen. 
'$.'5. Um endlich einen genauen Ueberblick der Thätigkeit und Wirkjamkeit der 
Geſellſchaft zu erhalten, fo werben die einzelnen Tochtergeſellſchaften Jährlich einen 
richt über ihre Unternehmungen und über ihren damaligen Zuftand der Hauptgefellichaft 
einreichen. Diefer Bericht muf enthalten: . 
1) eine Angabe der Zahl der Mitglieder der Tochtergefelfchaft mit namentlicher Auf 
führung der Mitglieder ihres Ausfchuffes ; 

2) eine Darftellung ihrer Tihätigkeit in dem verfloffenen Jahre; 

3) eine Berechnung der Einnahme und Ausgabe, ‚mit einer Nachweiſung bes gegen: 
wärtigen Kaffenbeftandes ; 

4) eine Angabe des Vorraths von Schriften, welche zur Vertheifung vorhanden find. 

Diefe Jahresberichte müſſen gegen Ende des Dec. eines jeden Jahres eingehen. 

Berlin, den 5. Febr. 1823, 
Das Komite der Gefellfchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 
(8. ©. 1823. ©. 125.) ; 

d) R. der K. Min. der G. U. und Med. Ang., fo wie des J. (v. A: 
tenflein, v. Schudmann) v. 17. Mai 1827 anwie K. Rey. gu Wänſier. 
Uebertritt'der Inden zum Chriſtenthume. 

Die untergeihneten Min. eröffnen der K. Reg. auf Ihren die Judentauſen betr. Ber 
richt v. 3. März d. J., daß die Verf. v. 25. Sept. 1810 nach dem Ate-der “ 
R. D. v. 12. Sept. v. J. ) allerdings für aufgehoben zu eradjten ift, da die t 
Sr. Mal. des; Königs dahin gehet, ‚den Juden durd; Rüdiichten, welche and ihren bür: 
—— Verhältniſſen hergenommen ſind, den Uebertritt zur chriſtlichen Kirche in Fe 

eſſerer religidſer Ueberzeugung nicht zu erſchweren. Dagegen bleibt die-Berpflicht 
des die Zaufe vertichtenden Geiftlihen, durd gründlichen Unterricht dafür zu jürgen, 
daß ber zu taufende Jude hinreichende Kenntniß der Lehren -der chriſtlichen Religion er 
langt habe, wie dies in ber Cirk. Verf. v. 7. Dec. 1819 sub 1—4 angeordnet ift*), fte 
ben. Durch die Befolgung diefer Borfchrift wird mit Vermeidung jedes Gewiſſens zwan⸗ 
ges am zwedmäßigiten — von Mißbraͤuchen hingewirkt werden. 
(Ann. X. Nr. 53.) 

BB. Veränderung der Familiennamen beim Uebertritt. 

In Betreff der Annahme oder Veränderung der Familiennamen bei dem 
Lebertritte zum Chriſtenthum beſtimmte 

aa) Lie, K. D. v. 13. Mai 1822, mitgetheilt dutch R. des Min. d. Iun. 
v. 24. Mai 1822. und Publ. der K. Reg. zu Stralfund v. 7, Juni 1822, 
daß das gedachte Min. die von den zum Chriſtenthume übertretenden 
den bei der Taufe anzunehmenden Familien-Namen beftätigen dürfe, es alfo 
nicht, wie die K. D. v. 15. April 18223) es in Betreff von Namensveräns 
derungen überhaupt vorfchrieb, hierbei der K. Betätigung bedürfe. 

(Ann. VI. ©. 375.) 

bb) R. des K. Min. des Ian. (Köhler) v. 11. März 1825 an das K. 
Pol.⸗Praͤſidium zu Berlin. Annahme anderer Familien Namen der zum 
Chriſtenthume Üübertretenden Juden. 

Dem K. Pol, Yräfibio wird auf den Bericht v. 17. v. M. eroffnet, daß dem aus 


— — 





') Beide Beſtimmungen find nichb oͤffentlich bekaunt emadht. 
2) Auch dieſe Verf. i — — — . 
*) Siehe oben bei den polizeilichen Berbättniffen. 
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Bredlaugebürtigen Jaxaeliten R.:R;.zwar unbebemklish geſtattet werden kann, bei Ge: 
leg enheit des von ihm beabſichtigten Uebertritts zum Chriſtenthume einen andern Fa⸗ 
milien⸗Ramen anzunebmen, dazu jedoch ein ſolcher gewahlt werden muß, welcher nicht 
bereits — wie dies bei dem Namen „Muͤller⸗ und ähnlichen der Fall iſt — von gar vie: 
len Samilien geführt wird; was ſchon an ſich als ein Uchelftand anzufehen ift. i 
(Ann. IX, ©. 107.) i u a 
CC. If die Bedingung in Verträgen oder Teſtamenten, daß ein Zube 


nicht zum Chriftenthume übertreten dürfe, von Gültigkeit? 

1) Diele Droge mar fhon vor Promulgation tes A. L. R. fehr ftreitig 1) 
und dad Geh. Ob. Zrib..erachtete in einem Erf. v. 28. Sept. 1807, wo 
der zur Entfcheidung fommende Fall aus einem vor Erlaß bed L. R. errich⸗ 
teten Zeftamente (vom Jahre 1774) originirte, diefe in demfelben enthals 
tene Bedingung für gültig?). | 

‚2) Allein ſchon die 8.D. v. 4. Nov. 1786®) entichied, daß die in letzt—⸗ 
willigen Verordnungen mit Zuwendung einer Erbichaft, eined Vermächtniſſes 
oder eined andern Vortheild verbundene Bedingung, bei der jüdifchen Reli: 

ion zubeharren, oder nicht zur chriſtlichen Religion überzugehen, für nicht ges 
—4 ‚oder unverbindlich zu erachten. 

3) Die Vorarbeiten zum A. &. R. enthalten hierüber Folgendes: 

Anfänglich wollte man folgende Beftimmungen in das neue Gefegbud aufnehmen: 

Sewifiensfreiheit fann durch Beinen Vertrag eingefchränkt werden, und find daher 

‚alle dahin abzwedende Verträge, mit Inbegriff ber Verabredungen über Veränderung 

ober Beibehaltung einer Religion durchaus nichtig. — 
Zn der Folge glaubte man dieſe Beſtimmung dahin modificiren zu müffen, 

daß, wenn bie Aenderung ober Beibehaltung eines Religions⸗Bekenntniſſes zur Be⸗ 

bingung eines bagegen vertragsmäßig eingeräumten Vortheild gemacht worden, ohne 

Erfüllung diefer Bebingung aus dem Vertrage nicht geklagt werben Eönne, 

Man räumte alfo der cunditio de mutanda vel non mutanda religione allerdings 
eine gewiſſe Gültigkeit ein. Nun aber griff Suarez die Sache wieder auf, und ae 
perte fich folgendermaßen barüber: 

Es ift von allen Seiten her zugegebener Satz, daß Gewiffensfreibeit durch Eeine ‚Ber: 

träge eingefhränft werden könne. Daraus folgt unmittelbar, daß fich Niemand durch 

Verträge zur Annehmung oder Beibehaltung einer Religion verpflichten koͤnne. Oben 

im Zitel von Willenserklärungen ift ber Grundfag angenommen: Alles, wozu fid) 

Semand nad) den G. nicht verpflichten darf, kann einer Willenserklärung ald Bebin: 

aung nicht beigefügt werden. Iſt diefer Sas.richtig, fo folgt weiter, daß die conditio 

de retinenda, eben fo wie die.de mutanda religivne pro impossibili zu achten fei. 

Ob eine ſolche conditio impossibilis die Willenserklärung vitiire, oder ob fie pro 

non adjeeta geachtet werde, ift oben im Generaltitel zur —— Beſtimmung, nach 

den verſchiedenen Arten der Willenserklaͤrungen ausgeſetzt. Nach bisheriger Theorie 
macht conditio impossibilis den Kontrakt, welchem fie beigefügt worden, null; in 
ultimis voluntatibus wird fie pro nun adjeeta eradhtet... .. Nach vorftehender 

Theorie ift die conditio de mutanda und die de retinendareligione, impossibilia; 

fie vitiirt alfo den Kontrakt. Daraus folgt, daß nicht nur ... ohne Erfüllung der 

Kondition nicht geklagt werden könne; fondern überhaupt, daß aus einem folchen 

Kontrakt gar nicht, auch nicht, wenn die Bedingung erfüllt worden, geklagt werben 

Zönne, Es folgt ferner, daß, wenn der Kontraft ob impossibilitatem conditionis 

null ift, derjenige, der etwas daraus gezahlt ober geleiftet hat, ſolches ... conditione 

sine causa, ob turpem causam repetiren.könne.. Und biefe. Zheorie harmonirt voll 
kommen mit dem allgemeinen Grundfas, daß Niemanden Motive gegeben werben fols 

Ien, in einer fo wichtigen Sache, als die Religion iſt, ‚gegen feine Ueberzeugung zu 

handeln, id est zu heucheln. Denn kann ein ſolcher Kontrakt gar keinen eileotus pro⸗ 

bueiren, fo wird ſich auch Niemand durch angebotene Vortheile verleiten laſſen, eine 

Religion gegen ſeine Ueberzeugung anzunehmen oder beizubehalten, weil er weiß, daß 

‚er zum Genuß dieſer Vortheile, doch nicht gelangen, und im Beſitz derſelben niemals 

ficher fein kann. are Fr 








1) Hymmens Beiträge Bd, V.&.144, | 
5) Diefer Rechtsfall ift mit den vollftändigen Erk. in Mathis Monatsfhrift Bd. 4, 
©: 237—297 und Bb. 5. ©. 137—148 abgedrudt. 
°) N, C..C. Tom. VI, ©. 197. Rabe Bd, 1. Abth. 7. ©. 530, 
92 gr 
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Aehnlich drückte fich Klein bei dem Zitel von letztwilligen Verordn. aus, indem er fagt: 
da man die Veränderung ber Religion für ſchädlich hält, kann wohl nur daher tom: 
men, weil man vorausfegt, daß ſolches aus eigennüsigen Beweggruͤnden geſchehe. 
Beibehaltung ber väterlichen Religion ift fo wenig eine Tugend, als die Veränderung 
derſelben ein Lafter ift. Das- erftere ga gewöhnlich, aus Traͤgheit oder Inbiffe 
rentismus, und beides fehr oft aus Eigennug. Rur die Beweggründe find es alſo, 
welche die Beibehaltung oder Veränderung ber Religion Löblich oder ſchaͤndlich ma 
chen. Ic) begreife alfo nicht, warum es nur ſchaͤndlich fein fol, die Religion aus Ei: 

ennutz zu verändern, und warum ber naͤmliche Vorwurf nicht audy den treffe, der bie 

Religion, in welcher er erzogen ift, aus Eigennug heuchelt. Ich gebe zwar zu, daft 

eine lobenswerthe Befcheidenheit fei, wenn der Zweifler, aus Kurcht, Aergerniß zu ge 

ben, feine Zweifel da, wo er Eeine Belehrung hoffen kann, zurüdhältz aber ich finde 
es gleich niederträchtig, Geldes wegen die Religion zu heucheln oder zu verläugnen. 

Nicht, ald ob ein Menſch, der Zweifel gegen einige Artikel feiner Konfeſſion hat, da 

rum gleid) von der Gemeine abtreten nie. +. Aber wenn ein Proteftant in feinem 

Herzen katholiſch wäre oder umgekehrt, fo wäre es fhändlich, wenn er bie Religion 

nicht verändern wollte. 

Hiernach wollte Suarez bie verfchiedenen Wirkungen der conditio de mutanda vel 

retinenda religione genau beſtimmen, man begnügte fich indeffen in der Folge mit den 

allgemeinen Vorfhriften des Landrechts I. 4, 8. 9. 136—138. I. 5. $$. 227. 228. 1. 

12. 8.63. — Es erhellt übrigens aus ben vorftehenden Aeußerungen der Rebaktoren, 

was mit dem $. 9 gemeint it die 8. D. v. 12. uni 1804 hat denfelben auch ſchon 

früher fo deutlich gefunden, daß fie eine nachgeſuchte Deklaration zurüdgewiefen hat, 
(Gefegrevifion, Motive zu $. 9. bes Entw. ©. 17—23.) 

4), Das A. L. R. ſelbſt entſchied die Frage Thl. 1. Tit. 4. 8. 9, fernet 
zit. 8. $. 9 136. Tit. 12. 8. 63 und Thi. II. Tit. 11.88. 1.2, melde 
sub 7 zu vergleichen find, nicht vollfommen deutlich; wohl ift dies aber in 
einer Beziehung 

5) durch die K.D. v. 12. Juni 1804 nebſt R. v. 16. ej. gefchehen, wor 
nach der Uebertritt von ber jüdifchen zur chriftlichen Religion, die dem Ur 
berlebenden mittelft Zeftaments überlaffene Nugnießung der mit einem Fi 


deifommiß belegten Erbfchaft, nicht aufhebt. 

Mein lieber Großkanzler von Golbbed! Auf Euren Bericht v. 6. d. M., über die ans 
bei zurüdgehende Eingabe des Juſt.-Kommiſſarius zc., worin derfelbe im Auftrage eini: 
ger Erben des verftorbenen „. .. und in Bezug auf ben 9. Art. des Zeftaments des 
lesteren, darauf anträgt, daß Ich felbft eine allgemeine gefegliche Entfcheidung darüber 
geben möge, ob ein Nusnießer oder Anwärter des Kideitommiffes, wenn er jegt zur hrift: 
lichen Religion übergeht, dieferhalb vom Fibeitommiffe ausgefhloffen werden könnt, 
ober ob ihm die Nusung und Anwartſchaft diefes Fideikommiſſes dennoch nad) wie vor 
gelaffen werden muͤſſe? gebe Ich Euch hierdurch zu erkennen, wie Ich aus ben von Euch 
angezeigten Gründen mit Euch darin völlig einverftanden bin, daß es der erbetenen Ent: 
fheidung um deshalb nicht bebarf, weil die Frage, welche dadurch außer Streit gejeht 
werben foll, bereits durch die Landesgefege klar und deutlich entfchieben ift. Ich geneh⸗ 
mige daher nicht nur, daß Ihr ben . . . dahin befcheidet, daß, da der in Frage feiende 
Hal in den Gefegen zum Vortheil feiner Konftituenten beftimmt entfchieden fei, es der 
Abfaffung und Promulgation des fpeziellen, diefe Frage für feine Konftituenten entſchei⸗ 
denden Gefeges nicht bedürfe, fondern trage Euch auch auf, den betr. Gerichtshöfen, um 
ſich künftig in vorfommenden Källen darnach zu achten, davon Kenntniß zu geben, indem 
Ich es Euch überlaffe, in Gemäßheit beffen, das weiter Erforderliche zu verfügen. 

Charlottenburg, den 12. Zuni 1804. 
Friedrih Wilhelm. 


6) R. v. 16. Juni 1804. 
Der Juſtiz-Kommiſſarius ... hat in der abfchriftlich beigehenden Immebiat:Vors 
ſtellung v. 9. v. M. auf eine allgemeine geſetzliche Entſcheidung darüber angetragen: 
ob ein Nutznießer ober Anwarter des von dem verftorbenen errichteten Fideikommiſſes, 
wenn er jest zur chriftlichen Religion übergeht, dieferhalb von demfelben ausgefchloflen 
— Er ober ob ihm die Antwartfchaft auf daffelbe nach wie vor gelaffen wers 
en müffe. 

Da wir inzwifchen auf den von bem Großkanzler beshalb erforderten und erftattes 
ten, abfchriftlich gleichfalls anliegenden Bericht v. 6. d. M., mittelft der gleichfalls in 
Abſchrift beigehenden K. O. v. 12. d. M., feftzufegen geruht haben: daß, da ber in 
Frage feiende Fall in den G. zum Vortheil des ... entfchieden fei, es der Abfaffung und 
Promulgation des fpeziellen, diefelbe für die legtern entfcheidenden G. nicht bebürfte; fo 
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laſſen Wir Euch folches zu Eurer Nachricht. und Achtung bekannt machen, und befehlen 
Euch in etwa vorfommenden Fällen Euch danach sententionando zu achten. 

Berlin, den 16. Zuni 1804. 
Auf Sr. 8. Maj. allergnäbigften Spezial-Befehl. 


(NR. A. Bd. 4. ©. 86. — Rabe Bd. 8. S. 101.) 
7) Der in diefer K. O. erwähnte und zum Verftändniffe derfelben erfors 
derliche Immediat: Bericht ded Juſt. Min. v. Goldbeck v. 6. Juni 1804 


lautet dahin: 

Der Juſtiz-Kommiſſarius ꝛc. hat im Auftrage einiger Erben des verftorbenen Schutz⸗ 
juden ıc. Ew. 8. Maj. in der anbei allerunterthänigft zurüdgehenden Eingabe v. 9. d. 
M. = 9, Art. des Teftaments abfchriftlich eingereicht, in welchem unter andern verord⸗ 
net iſt: 

daß ben ernannten Kibuciarien freiftehen folle, einen zur Sufzeffion kommenden, bes 

reits aufzunehmenden Fiduciarium, wenn bderfelbe die mofgifchen G. oder gar bie Re: 

ligion feiner Väter verlaffen follte, auf eine zeitlang, und wenn berfelbe fi binnen 
zwei Zahren nicht gebeffert habe, vom Fideikommiſſe gänzlich auszufchließen. 

Der ıc. nimmt aus diefer Dispofition des Erblaffers, in ſeiner gedachten Vorftellung 
unb dem berfelben beigefügten —— welche ih Ew. K. Maj. anliegend gleich- 
falls allerunterthaͤnigſt zuruͤckuͤberreiche, die Beſorgniß her, daß beim Eintritt eines ſol⸗ 
chen Falles, welcher theils durch den Uebertritt der geſchiedenen Ehefrau ꝛc. zur chriſtli⸗ 
chen Religion ſchon vorhanden fei, theils annoch eintreten werde, die Fiduciarien ſich für 
berechtigt halten dürften, foldye gegen die Uebertreter derfelben zur Wirklichkeit zu brin⸗ 
gen. Das einzige Mittel, feine Konftituenten dagegen fowohl, als gegen ben ihnen dar: 
aus entftehenden Schaben durchaus ficher zu ftellen, glaubt er nur in Ew. K. Maj. 
Allerh. unmittelbaren Entfheidung darüber zu finden, 

ob ein Nusnießer oder Anmwarter bes Fideikommiſſes, wenn er jest zur chriftlichen Re: 

ligion übergebe, deshalb von demfelben ausgefchloffen werben koͤnne oder nicht. 

Er bittet daher allergehorfamft um bie Ertheilung berfelben und hat in dem er⸗ 
wähnten Promemoria die Gründe entwidelt, aus welchen er dafür hält, daß folche nicht 
anders als verneinend ausfallen dürfte. Ew. K. Maj. mir ertheilten Allerh. Befehl 
zufolge, nehme ich keinen Anftand, darüber den erforberten Bericht allergehorfamft bier: 
mit zu erftatten, und bemerkte zu bem Enbe zupörberft, wie es der gebetenen Allerh. Ent: 
fcheidung mir um deshalb nicht zu bedürfen fcheint, weil bie Frage, welche dadurch 
außer Streit gefest werben foll, bereits durch die Landesgefege meines Erachtens Klar 
und beutlich entſchieden ift. Zur Unterftügung diefer Behauptung gehe ich zuvoͤrderſt, 

4) davon aus, daß der verftorbene zc. "in feinem Zeftamente nicht etwa den Verluft 
an der Nusniefung bes von ihm geftifteten Fideikommiſſes beim Webertritt des einen 
oder des andern der Percipienten zur chriftlichen Religion beftimmt vorfchreibt, fondern 
vielmehr die Entfcheidung darüber der Willkühr der Fibuciarien anheimftellt. Es ift 
alfo gegenwärtig bie Rebe von einer, in künftig etwa vorkommenden Källen erft zu ers 
wartenden Entſcheidung diefer Fibuciarien, und dies vorausgefest, fcheint es keinem 
Zweifel unterworfen zu fein, daß die Beurtheilung der NRechtsbeftändigkeit der Icätern 
nur nad) den Landesgeſetzen erfolgen könne und daß in fofern diefe folche einſchraͤnken 
oder in fofern fie zum Nachtheil des zur chriftlichen Religion übergetretenen Nutznießers 
auöfallen follte, für ungültig zu erklären, die ernannten Schiedsrichter fich darnach zu 
achten ſchuldig find, und im entgegengefräten Kalle dem Ausſpruch derfelben Beine ver: 
bindliche Kraft bewilligt werben dürfte. Es fchreibt aber 

2) das %. 2. R. im 11. Titel bes 2. Theiles und 1. und 2. $$. ganz beftimmt vor: 

daß bie Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen Dingen, der 

Glaube und der Gottesdienft fein Gegenftand von Zwangsgeſetzen fein können und 

jedem — eine vollkommene Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit geftattet wer: 

den müfle; | 
e8 verorbnet ferner im 8. Tit. des 1. Thl. 88. 9 und 136, 
dag Gewiffensfreiheit durch Feine Willenserklärung eingefhränkt werden, und baf 
dasjenige, was felbft kein Gegenftand einer Willenserklärung fein fann, Niemandem 
als eine Bedingung auferlegt werden könne, 
und es wird endlich im 12. Tit. des angeführtenThl. in Verbindung mit dieſer le stern 
Vorſchrift $. 68 beftimmt feitgeiegt: 
daß alles, was nad) den G. einer Willenserkiärung als gültige Bebingung nicht bei: 
gefügt werben dürfe, wenn es in legtwilligen B. einem Erben oder Legatario gleich: 

- wohl auferlegt worden, für nicht beigefügt angefehen werben folle, 

Hiernach ijt es denn alfo 

3) Bar, daß bie a6, Kibuciarien, in fofern fie bei dem Uebertritt eines ober des ans 


von Goldbed. 
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Bern derſelben zur chriſtlichen Religion, ihn deſſenohngeachtet vom Fideikommiß ausſchlie⸗ 
en wollten, dieſe ihre Entſcheidung offenbar deh.angeflihrtem Landesgeſetzen zuwiderlau⸗ 
fen, mithin null und nichtig und ohne rechtsgültige Wirkung für den von ihnen Ausge— 
fchloffenen fein würde. Ä 

Der einzige Zweifel dagegen könnte 

4) nur darin gefucdht und gefuhden werben, daß das Teftament des verftorbenen .., 
worauf fich die jest in Krage kommende Befugniß der Fiduciarien gründet, ſchon ben 
23. Okt. 1774 errichtet it. —— 

Meines Erachtens wird nun zwar derſelbe dadurch, daß dem oben angeführten zufolge 
jetzt erſt eine Entſcheidung erfolgen ſoll und eben deshalb nur nach den Landesgeſetzen er: 
folgen. kann, hinlänglich widerlegt. Allein die Intereffenten können ihn auf feinem 
Werthe oder unwerthe beruhen laffen, o ne deshalb für ihre Gerechtſame etwas fürch⸗ 
ten zu dürfen; denn in den gemeinen, zur Zeit des errichteten Teſtaments, beftandenen 
Rechten ift bie Frage, SUPRTERR BEN PER ‚ 

ob ein. Zeffator befugt fei, den Abfall. von. der väterlichen Religion an einen Verfuft 
« geitlicher Güter zu Enüpfen, - 443 | 
durch kein G. beftimmt, entichieden, fondern nur. die Rechtslehrer ftreiten darüber, von 
welchen einige die bejahende, andere die verneinende Meinung behaupten. Bei einem in 
diefer Beziehung entitehenden Rechtäfkreite würde man alfo zum Behuf der Entfcheidung 
deffelben immer auf die Vorfchrift des $: 9. des Publ. Pat. v. 5. Febr: 1794 zurüdton: 
men müffen, nach welcher, RE SFT, 

wenn bie auf den ftreitigen Fall anzuwendenden G. dunkel und ziveifelhaft find, ber: 

jenigen Meinung der Vorzug gegeben werben foll, welche mit den Vorfchriften des 2. 
- MR. Übereinftimmt: Er 
und es würde alfo darnady die Entſcheidung zum Vortheil der zur hriftlichen Religion 
übergetretenen Kibeitommiß:Intereffenten feinen Augenblick zweifelhaft fein koͤnnen. 

Eben aus diefem Mangel einer gefeglichen Beftimmung der gemeirien Rechte rührte «3 
ber, daß der Prozeß der Geſchwiſter . . .. wider. die Gebrüder . , . beffen der. ... in ſei— 
nem Promemoria erwähnt, im Jahre 1786. in.der Revifionsinftanz, mit Aufhebung ber 
beiden, die erfteren begünftigenden Erf. des Kammergerihts, vom Ob. Zrib, zum Bor: 
theil der Tegteren entfchieden wurde, Eben fo wenig haben | 

5) die Fideikommiß⸗Intereſſenten von ber in. dern Profmemoria des i . „ angeführten 
K. D. v. 20. Okt. 1786, theils in Hinficht auf die Dispofition des $. 2. des angeführ: 
ten Publ.⸗Pat. theils um deshalb zu: fürchten, weil die, bie erfte erläuternde und ni: 
her beſtimmende Allerh. K. DO. v. 4. ep. d. J. ausdrücklich feitfegt: 

daß von nun an in allen von Erblaffern juͤdiſcher Nation künftig zu errichtenden, fo 

wie in den noch nicht publizierten Zeftamenten und, andern letztwilligen Dispofitionen, 

bie mit Zuwendung einer Erbfchaft, eines Vermaͤchtniſſes oder andern Vortheils vers 
bundene Bedingung, wenn der Erbe oder Legatarius bei der jüdifchen Religion be 
harten, oder wenn er zue hriftlichen Religion nicht übergehen würde, für nicht ge 
ſchehen und unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbſchaft oder Legat demjeni⸗ 

' gen, weldem fie ugebacht worden, ohne daß derſelbe an diefe Bedingungen gebunden 
fei, verabfolät und gelaffen werden folle. 

et —8 wenigſten kann denſelben aber endlich, wie der ... in feinem Promemoria be 
rchtet, Zr 

6) ein Vortheil daraus erwachſen/ daß nach bem Inhalte des Teftamentes 

alle Streitigkeiten zwifchen den Fiduciarien, welche bie Auslegung und. Ausübung 

beffelben, das Fideikommiß und überhaupt den Nachlaß betreffen, ſchlechterdings nicht 

vor Gericht Pen werden bürfen, Tondern lediglich nach Mehrheit der Stimmen 
der Fiduciarien feldft mit Zuziehung eines ſogenannten Schiebsrichters jüdiſcher Na: 
tion abgemadjt und entfchieden werden mürffen. 

Denn wie groß auch immer die Macht bes Teftatoris in Nebertragung ber Befug: 
niß zur Auslegung feines legten Willens fein mag, niemals Tann fie fich dahin erftreden, 
eine Beftimmung oder eine Entſcheidung derſelben, welche. dem’ klaren Buchftaben des 
G. zuwiderläuft, dergeftalt gültig machen, daß davon Fein Rekurs an die vorgefeste ges 
richtl. Behörde ſtattfinde. Was endlich die. erwähnten Schiedsrichter jüdifcher Nation 
betrifft, welche dabei zugezogen werben folfen, ſo wuͤrde der Ausfpruch derfelben, in fo: 
fern er gegen ein Elar entfcheidendes Landesgeſetz gerichtet wäre, nach näherer Beſtim⸗ 
mung ber ©. D., im $. 172. des 2. Zit. 1. Thls. geradezu nichtig fein, und den ausge: 
ſchloſſenen Fideikommiß⸗Intereſſenten ftände zufolge des $. 174 frei, ſich nad; eröffneten 
Ausſpruche fofort an den. ordentlichen Richter zu. wenden, 

Aus diefen Gründen ftelle ich demnach Ew. K. Maj. anheim, ob der . . . auf fein Ge: 
fu dahin zu befcheiden fein dürfte: 

daß, da der in Frage ſeiende Fall in den G. zum Vortheil feiner Konftituenten bes 
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me entſchieden ſei, es bex Abfaffung unb Yromulgation bes fprzielfen, biefe Frage 
— Konſtituenten entſcheidenden Geſetzes nicht bebirfe. ſaietzen/ Diele dras 
(N. X. 35. 4. ©; 86. Habe. Bd. 8. ©: 197.) | 

8. Die Gefegreviforen folgern aus den sub Nro. 3 mitgetbeilten 
Mat erialien zum Landrecht, daß die Reaktoren die, Abfiht-gebabt hätten, 
die Bedingung, die Religion zu ändern ober nicht zu ändern, als eine mo 
zalifch unmögliche anzufeben, melche einen Vertrag vitiire, und in letztwil⸗ 
Ligen Verordnungen als nicht beigefügt zu erachten fei. Diefelbe Anficht 
fei auch vor und nach dem Erfcheinen des A. E.R. (R.D. v. 4 Nov. 1786 
und 12: Juni 1804 |. oben) Allerhöchſten Orts als die richtine anerfannt 
worden: In Rückſicht auf das Trib.«Erk. v. 28. Sept. 1807 (f. oben), 
welche8 dad Gegentheil der Beltimmung der K. D. v. 4. Juni 1804 ange 
nommen hatte, äußert ſich der Revifor dahin: 

In den eingeſehenen Relationen iſt ausgefuͤhrt, daß zwiſchen den Bedingungen die 
Religion zu ändern und nicht zu ändern, ein weſentlicher Unterſchied ſeiz daß im 
Leben das Letztere die Reael, das Erftere die Ausnahme bilde; daß ein Religionsmwechfel 
meiftens aus aewinnfüchtigen Abfichten erfolge und baher ſchon an und für fich etwas 
Gehäſſiges habe; dab man aber eben beöwegen um fo weniger Beranlaffung finden 
fönne, einen Erblaffer in der Befugniß zu befchränken, demjenigen, welchem er gewiffe 
Vortheile zuwende, einen Beweggrunb an die Hand zu geben, die Religion feiner Väter 
nicht gewiffentos zu verlaffen. — Darin iſt weiter ausgeführt, vor ber 8. 9. Zit. 4. 
36 1.508 X. %..R., welcher blos det Gewiſſensfreiheit erwähnt, kineswegs nothwen⸗ 
dig auf das Glaubensbelenntniß bezogen werben müffe; daß Gewiffensfreiheit und öffent- 
liches Glaubensbekenntniß gen verſchiedene Dinge ſeien; ja daß das beſtehende Gefeg 
Einſchränkungen der Gewillensfreiheit kennez wenn man dabei alle von dem Glaubens⸗ 
befenntnif abhängige zeitliche Wortheile berucfichtige, fo gebe die Religionsänderung 
nach $. 108. it. 1. Ih. MI. des 4. L. R. einen Grund bed Rüctritts vom ;Chegelöbs 
niß, und in fofern ſich jüdifche und chriſtliche Religion gegenüberftehen, fogar einen 
ge — $$. 36 u. 715 1, c.: fo habe ferner das Klofteraeliihbe, * n es 
nicht als nichtig angefochten werden Fönne, und ſelbſt in dieſem Kalle hinficht 3 der 

sungen für denjenigen, der nicht ferner daran gebunden fein wolle, ben Verluſt ge⸗ 
viffer dem Kloſter zugefalienen Vortheile zur Folge; A. CR, Th. IJ. Zit. 11. 8.1178. 
4179. 1201. 1206—1209. Der Hauptentſcheidungsgrund bes Erkenntniſſes v. 28. 
Sept. 1807 ift indeß darin aefegt, daß das frühere Revifionserkenntniß in eben derfel: 
ben Moſes ai Fliesſchen Fideikommiß⸗ Sache v. 28. Sept. 1786 durch bie K. O. v. 
20 Skt. 1786 ausdrücklich gebilligt worden, und jn der K. D.v. 4, Nov. 1796 nur für 
Fünftig zu errichtende oder doch noch nicht publigivte Teſtamente verordnet fei, ba bie 
in Rede ftehende Verbindung für nicht gefchrieben zu achten. | 

Wir wiffen gegen die angeführten Gründe nichts Beſſeres anzuführen, als was fchon 
die Verfaffer des X. L. R. gefagt haben: Wenn es ſchaͤndlich ift, um zeitlicher Vortheile 
willen feine Religion zu ändern, und wenn es gleich ſchaͤndlich ift, aus Rückſicht auf ſol⸗ 
den Gewinn zu einem andern &taubensbelenntniß überzugehen, ‚oder aegen ſeine Ueber⸗ 

bei. dern. bisherigen zu bleiben, fo darf eine dahin abzielende Willenserklärung 
vom Gefasgrber nitht gefhüst werben, und als Bedingung betrachtet, muß fie ben mo: 
ralifh, unmoglichen beigezählt werden. Weil man aber die Faſſung bes Kertes nicht 
zuseifelos gefunden hat, To haben wir im $. 9 unferes Vorſchlags ſchlechthin geſagtt 
Dillens erkia rungen, durch welche Jemand zur Annahme ober Beibehaltung einer ger 
wife Religion verpflichtet werden folle, feien nichtig. Der Gewiflensfreibeit, wovon 
im ben Sg. 1⸗4. Tit. 11. Ih. V. des A. . R. die Rede ift, glaubten wir außerdem 
bier nicht erwähnen zu duͤrfen; denn biefelbe ift, fofern man lediglich an das: neiftige 
Leben bes Menfchen denkt, etwas Inneres, und kann nur ein Gegenftand ber Geſetz⸗ 
gebung werben, in fofeen etwas Außerlich Erkennbares hinzutritt. Dies aber beſteht, 
fo weit bavon eivilrechtliche Folgen abhängig gemacht werben können, eben darin, daß 
ſich Semand zu ber einen oder andern Religlon öffentlich bekennt. 

(Gefesrev. a. a, D. Mot. zu 8 9 des Entw. ©. 17 -23.) 

9) Auch Grävell 1), Bielitz“) und Bornemann 3) verneinen obige 


Frage. 
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DD. Sb der Uebertritt eines jüdifchen Ehegatten zur chriſtlichen Religion 
einen Eheſcheidungsgrund abgebe, darüber vergl. Th. II. Abth. IL, Abs 
fchn. I. Kap. I. sub I. . vB 
BEE. Einfluß des Webertrittd zum Chriftenthbum auf die 
Privat-Rehbts:Verhältniffe des Konvertiten. ER 0 

Aus dem allgemeinen Saße, daß der Jude durch feinen Webertritt zum 
Shriftenthume in ſtaats⸗ und privatrechtlicher Beziehung vollkommen gleich) 
Rechte mit den chriftlichen Staatdeinmwohnern erlangt, wurde 3] 

1) der nachfolgende Rechtsſatz gerechtfertiget, der durch die drei gleich— 
fautenden Erfenntniffe des Stadtgerichts zu Marienmwerder v. 18. April 
1826, des erften Senats des O. L. Ger. zu Marienwerder v. 23. Dee. 
1826 und des Geh. Ob. Trib. v. 28. Nov. 1827 audgefprochen wurde: 
Wenn jüdifche Eheleute, welche nach den für fie geltenden jüdifchen Ritual: 
geſetzen, mithin nicht in Gütergemeinfchaft lebten, zur Zeit ihres Webertritts 
zum Ghriftenthume, an einem Orte wohnen, mo die Gütergemeinfchaft für 
chriftliche Eheleute ihres Standes gilt; fo wird durch diefen Uebertritt Ges 
meinfchaft der Güter unter ihnen eingeführt. 

(Simon u. v. Strampff Rechtsſpruͤche Bd. 2. ©.283— 289.) 


2) Dad Suftizmin. hat diefelbe Anficht in dem R. v. 3. Jan. 1810 
entwidelt. Ani, 
Friedrich Wilhelm, König 2c. Unfern 2c. Auf die in Eurem Berichte v. 9. Dee pr, 
aufgeftellten beiden Kragen, welche ſich auf einige aus dem Uebertritte von der jüdif 
zur chriftlichen Religion entftehende rechtliche Folgen beziehen, ertheilen Wir Euch hier: 
mit den Beſcheid: Abk an 
1) Was zuerft die auf eheliche Guͤtergemeinſchaft fich — ai betrifft, fo iſt 
allerdings- in Beziehung auf die bei der Einfchreitung der Ehe entftandenen Rechte ber 
Uebertritt. jüdifcher Eheleute zur hriftlichen Religion eben fo anzufehen, als ob diefelben 
ſich erft neuerdings an dem Orte ihres Aufenthalts als chriftliche Eheleute niebergelaffen 
hätten, weil das, was im 8, 352. Zit. 1. Th. I. des A. L. R, von der Veränderung be 
er gefagt wird, nad $. 353 aud von der Veränderung des Gerichtäftandes 
gelten foll. 
+ An vielen Orten wird durch die Veränderung ber Religion wirklid auch der Gerichte— 
fand verändert; aber wenn aud eine foldhe Veränderung bes perfönlichen Gerichte 
ftandes nicht eintritt, ift dody mit diefer Veränderung gerade diejenige Verſchiedenheit 
ber Rechte verbunden, in deren Rüdficht die Veränderung des Gerichtsftandes von Fol- 
gen iſt. Es muß daher das jüdifche Ehepaar bei der Religionsveränderung eben bas 
beobachten, was die Gefege bei der Veränderung des Wohnfiges vorgefchrieben haben. 


2) Was: die vor Annahme der chriftlichen Religion erlangte Großjährigkeit betrifft, fo 
kann ein fchon vor diefer Religionsveränderung erlangtes Recht durch diefelbe nicht wie: 
ber riigängig werben. Daher findet auf diefen Kal die Vorſchrift des $. 104 der Ein: 
leitung zum X. L. R. keine Anwendung, denn die Großjährigkeit ift feine auf das Ju: 
benthum befchräntte Eigenfhaft, und was einmal während des Judenthums erworben 
worden, geht durch die Ablegung deffelben nicht verloren. Es bleibt alfo der, mwelder 
während des Zudenthums aroßjährig geworben ift, großjährig, wenn er auch nach fei- 
nem Uebergange zur chriftlichen Religion ſich noch in einem Alter befiridet, in welchem er, 
wenn er in der chriftlichen Religion verharret wäre, noch minderjährig fein würbe, u" 


Hiernach habt Ihr das dortige Stadtgericht zu beſcheiden. Sind ze. rar. 
(Zuftizmin,. Akt. A, 3300. Rev, Pens. 15. Nr, 1, Vol. 4. fol.8.) —— 
III. b 
Berhältniffe der jüdifhen Religionsgefellfhaft gegen 
ihre Mitglieder. 


A, Umfang des gemeinfamen Kirchenverbanded. 


In der jübifchen Kirche befteht Feine äußere allgemeine Bereinigung, feit 
der Sanhedrin, die höchfte geiftliche und weltliche Behörde zu Jeruſalem 
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mit dem Staate ſelbſt aufgelöft wurde und die fpäteren ftellertretenden Pas 
triarchen auförten )). 

1) In Betreff der Diftrifte, in welchen die jüdifchen Glaubesverwandten 
zu einem gemeinfamen Kirchenverbande gewielen find 2) beſtimmte fchon die 
Konfirm. v. 20. Mai 1714 8. 18, fpäter die Gen. Priv. v. 1730. $. 18 
und von 1750. $$. 30. 31. ?), daß den Juden feine Trennungen geftattet 
fein folten. Gegenwärtig disponirt hierüber: 

a) dad R. ded Min, d. Inn. v. 17. Jan. 1817, mitgetheilt durch Publ, 
der K. Reg. zu Liegnis v. 14. März 1817. Losreißung jüdiſcher Ges 
meinden von dem gemeinfamen Kirchenverbande. 

Bon dem K. Min. db. Inn. ift auf den von ben Repräfentanten ber israelitifchen Ge— 
meinde zu Groß:Glogau gemachten Antrag: fammtliche juͤdiſche Kamilien Liegnigfchen 
Regierungs= Departements der Synagoge zu Glogau zuzuordnen, und ihnen. gewilffe 
Verpflichtungen; zu berfelben aufzulegen, mittelft R, d. d. ben 17. Zan. d. 3. dahin ents 
fchieden worden, daß, wenngleich ben jüdifchen Glaubensgenoffen in Hinficht der ftaates 
bürgerlihen Verhältniffe mit den übrigen Unterthanen gleiche Rechte beigelegt worden, 
des Könige Maj. dennoch zu erkennen geruht hätten: daß Loßreißungen von dem ges 
meinfamen Kirchenverbande und Anlegung befonderer Synagogen, fo wie getrennter 
Gemeinden, nicht ftattfinden follenz befonders aber neue Schulen und Synagogen nicht 
errichtet werben dürfen. Dabei foll jedoch einzelnen Kamilien nicht verwehrt fein, bei 
MWeränderung bes Aufenthalts, von 7 bisherigen Synagoge ſich zu trennen, und zur 
neuen Synagoge des anderweit gewaͤhlten Aufenthalts-Orts uͤberzugehen, ohne daß eine 
Verbindlichkeit der Theilnahme an den gemeinſamen Kirchenlaſten des erſten verlaſſenen 
"Orts verbleibt, wogegen wegen ber fruͤhern Theilnahme und das aus derſelben etwa ent- 
— Anſpruchs der Weg Rechtens den verlaſſenen juͤdiſchen Gemeinden offen 

ebt 


Den altteftamentarifchen Glaubens: Genöffen wird diefe hohe (sie) Beftimmung bier: 
durch bekannt gemacht. (Ann. 1. ©. $.1. 157.) | 

b) R. der Reg. zu Liegnig, erſte Abth. v. 6. Mai 1821 an die Xelteften 
und Beifiger der Zudengemeinde zu N. N. 

Es gehört allerdings zur Firchlichen Ordnung, daß ein jeber im hiefigen Regierungss 
bezirk wohnende Zube fi zu einer vom Staate genehmigten Synagoge Balte. 

Indeſſen find die Juden, welde außerhalb N. N. wohnen, nur dann als zur dortigen 
Synagoge aehörig zu betrachten, wenn fie nicht durch glaubhafte. Attefte nachweiſen 
koͤnnen, daß fie fich zu einer andern Synagoge halten. In einem folchen Kalle find bie 
im biefigen Regierungsbezirk wohnhaften Juden verbunden, fich bei Verehelichungen 
entweder von bem Rabbiner zu N. N. oder von beffen Bevollmächtigten trauen zu taffen, 
oder wenn fie einen fremden Rabbiner zur Trauung erwählten, doch bie üblichen Traus 
gebühren an die Synagoge zu N. N, zu entrichten +). Mir überlaffen den Xelteften, 
die außerhalb N. N. wohnenden Juden bes biefigen Reg. Bezirks von biefer Vorbefchei: 
dung auf die Eingabe v. 25. April d. 3, in Kenntniß zu ſetzen. — 

. . (Heinemann I. ©. 409.) , 

ce) R. der Min. der G, U. u.M. Ang. u. des 3. (Eichhorn) v. 25. Juni 

1842 an die K. Reg. zu Cöslin. Eintrittögeld bei Aufnahme in die Ges 


meinbe. 

Der K. Reg. theilen wir beigehend eine Vorftellung des jüdifhen Kaufmanns N. zu 
N. vom 30. April d. 3., in welcher derfelbe fi darüber befchwert, daß die früher dort 
anfaffig gewefenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiftige Genoffenfchaft und bie 
Zheilnahme an den damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintrittegeld von 150 
RKthl. geftatten wollen, und ihm für das Aufgebot zu feiner Trauung die Summe von 
40 Rthlr. abforbern, zur Berichtserftattung mit. | 

Wir bemerken dabei, daß, wenngleich von Staatswegen bis jest eine Einmifchung 
in die Kultus= Angelegenheiten der Juden nicht ftattfindet, doch auch nicht zugegeben 
werben kann, daß die Aufnahme eines Juben in eine jübifche Synagogen-Gemeinde zu 


Wergl. die biftorifche Einleitung. 
Die Parochien ber hriftlichen Kirche. 2. R. II. 11. $. 237, 
s)C. C. M. tom. V, HI. Nro. 31. 33. 
*) Diefe Verfügung fteht im Widerfpruche mit den R, v. 23. März 1815, 10.Nov. 
1823, 10, Nov, 1823, 17, Febr, 1840 u. 24, April 1821, welche unten zu ver: 
gleichen find, | 
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Gelderpreſſungen benutzt werde, wie es in dem vorliegenden Falle zu geſchehen ſcheint. 
Die K. Reg. hat daher die jüdiſche Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzufordern, welches 
Eintrittögeld bisher obfervanzmäßig oder einem bereits beitehenden Gemeindebeſchluſe 
gemäß gezahlt worben ift, oder, wenn ein ſolches bisher nicht feftaefest geweſen, berfel: 
ben aufjugeben, durch einen zu faffenden Befchluß ein Eintrittsgeld au höherer Geneh 
migung vorzuſchlagen, wonädjft die K. Reg. daffelbe mit Rückficht auf das der jübiihen 
Gemeinde gehörende, für den Kultus benuste Grund: und Kapitalvermögen zu prüfen 
und darüber unter gutachtlicher Aeußerung hieher zu berichten hät. 

Uebrigens wird die Zubengemeinde, auch wenn der 2c. N. nicht in die religiöfe Ge 
meinbe eintreten follte, polizeilich anzuhalten fein, den Leichen feiner Kamilie Grabftätten 
arzumeifen, und im alle er ober jemand aus feiner Kamilie zu heirathen beabfichtigt, 
das Aufgebot gegen Entrichtung anaemeffener, nöthigenfall® von der K. Reg. feitiu: 
ftellenden Gebühren zu vollzieben. Berlin, den 25. Suni 1842. 

(B. M. BI, 1842. ©. 259.) 


d) K. D. v. 30. April 1837 mitgetheilt durch R. der Min. d. G., U. u. 
M: Ang, To wie ded Inn. u. d. Pol., (v. Altenftein. v. Rochow.) v. 19. Auti 
1837 an fämmtlihe K. Reg, fowie abfchriftlih arı das K. Poligeipräl: 
dium hierſelbſt. Eidesleiftungen der Juden in den Orts-Synagogen, 

Da Fälle vorgekommen find, daß die Judenſchaften denjenigen ihrer Glaubendgt; 
noffen, welche nicht zu ihrer Geſellſchaft gehörten, die Ableiftung ‚des Eides nad bi; 
[chem Ritus in ihren Synagoaen und die Affiftenz ihrer Kultusbeamten dabei nicht haben 
geftatten wollen, fo hat das Staatöminifterium fich bewogen gefunden, deshalb an di 
Könige Mai. zu berichten, worauf Allerhöchftdiefelben die in ber ertraftmeile beigehen, 
ben K. D. (Anl. a.) enthaltene Borfchrift zu ertheilen gnädigft gerubt Haben. Dieſe 
Anordnung möge die. K. Reg. den Judenſchaften zur Nachachtung bekannt machen, jr 
auch durch das Amtsblatt publigiven und auf deren Befolgung halten, 

a. ’ 
Extrakt. 

Auf den Beriht des Staatsminifterums v. 6. d. M,, fege Ich nach dem Yntrage 
beffelben feft, daß die Zubenfchaft jedes Orts fchuldig fein fol, bei Eidesleiftungen ihrer 
Slaubensgenoffen, wenn fie auch nicht zur Synagoge des‘ Orts gehören und zu den 
Koften des Gottesdienjtes daſelbſt nichts beitragen, den Gebrauch ihrer Synagoge und 
bie Zuziehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine billige, von ber Polizeibehötte 
bes Orts feitzufegende Vergütung für das Lokal und gegen vorfchriftsmäßige Aemn: 
neration der Rabbiner ıc. unmeigerlich zu geftatten. 

Berlin, den 30, April 1897, 


An das Staatsminifterium, 

(Ann. XX. &. 673.) 

2) In Betreff des Privatgotteöbienftes f. oben I. sub B. DD, 3. 

B. Ordnungen über Form und Feier des Gottesbienftes. 

1) DEM. EN. beftimmt Th. H. Lit. 11. 88. 46—49.: 

F. 46. Wegen der äußern Form und Reier deö Gottesbienftes kann jede Kirchengefel: 
ſchaft dienlihe Ordnungen einführen. 

$. 47. Dergleichen Anordnungen müffen jedody dem Staate zur Prüfung, nach dem 
$. 13 1) beftimmten Grunbfage vorgelegt werben. h 

5.48, Rach erfolgter Genehmigung haben fie mit andern Polizeigefegen gleiche 
Kraft und Verbindlichkeit, N 

8. 49. Sie können aber ohne Genehmigung bes Staats nicht verändert, noch wiedet 
anfgehoben werben. 

2) Daß vorftehende Beftimmungen auch maßgebend find bei Einfüb 
zung allgemeiner Synagogen: Ordnungen für jübifche Gemeinden, beftimmt 
das R. der Min. d. G., U. u. M. Ana., des Inn. (v. Altenftein, v. Schul: 
mann): v. 11. Mär, 1822 an die K. Meg. zu Arnsberg. — 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Bericht dv. 28. Januar c. wegen Einfüb⸗ 
rung einer allgemeinen Synagogen-Orbnung für die israelitiſchen Gemeinden der Graf: 
{haft Mark eröffnet, "Ba. Sie fich lediglich darauf zu beſchräͤnken hat, denjenigen einzel⸗ 
nen israelitiſchen Gemeinden, welche darauf angetragen werben, nadhzulaffen, innerhalb 


Kriedrih Wilhelm, 


—— — 


1) Daß nichts gegen Gott, Staat, gute Sitte darin enthalten. 
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ber durch das X. 2. R. Th. TE. Zit. XI. 98. 46 ff; feitgeftellten Grängen, Synago 
Drönungen in Vorſchlag zu bringen, deren Prüfung und Beftätigung, fofern e or 
berüiärten Gefetzes⸗Vorſchriften entſprechen, Ihr überlaffen bleibt, (Ann. V. ©. 116.) 


C. KReligidfe Zucht. 
1) Allgemeine Beflimmüngen. 
Düs &. M. verordnet Th. II. Tit. 11. 95: 45 und 50-571), 


$. 45. Keine Kirchengeſellſchaft ift befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgefege wider 
ihre WUrberzeugung aufzubringen. - Ä 

$. 50. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft ift ſchuldig, fich ber darin eingeführs 
ten Kirchenzucht zu unterwerfen. | 

F. St. Dergleichen Kirchenzucht fol blos zur Abftellung öffentlichen Aergerniffes ab: 

en TE an 
$. 52. Sie darf niemals in Strafen an Leid, Ehre, oder Vermögen der Mitglieder 
aus arten. 

8. 53. Sind beraleihen Strafen zur Aufrechthaltung ber Ordnung, Ruhe und Sicher: 
beit in der Kirchengefellfchaft nothwendig:. fo muß die Verfügung der vom Staate ge: 
festen Obriakeit überlaffen werben. 

: 8.54. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Verachtung des 
Gofteödienftes und der melipipn een uße zu erfennen geben, ober andere in ihrer An: 
dacht ſtören: ſo ift die Kirchengeſellſchaft befugt, dergleichen unwürdigen Mitgtiedern, 
fo lange fie ſich nicht beffern, den Zutrift in ihre Berfammlungen zu verfagen. | 

$. 55. Wegen bioßer, von dem gemeinen Glaubensbefenntniffe abweichender Mel: 
nungen, kann fein Mitglieb ausgeſchloſſen werben. 

$. 56. Wenn über die Rechtmäßigkeit ber Ausſchließung Streit entfteht: fo gebührt 
bie Entſcheidung dem Staate. | a 

«52. Go weit mit einer ſolchen Ausſchließung nachtheitige Folgen % die buͤrger⸗ 
kihe Ehre des Ausgeichloffenen verbunden find, ‚muß vor deren Beranlaffung bie 8 
nehmigung des Staats eingeholt werden. | 

Es ift in Beziehung auf diefe landrechtlichen Beflimmungen zu bemerken, 
* wenn es zweifelhaft erſcheinen könnte, ob dieſe für die herrſchenden 

rchengeſellſchaften gegebenen Beſtimmungen auch auf die geduldeten an- 
zumenben, doch wenigftend in jedem Falle die Rechte der letzteren in diefer 


Bezlehung Peine größeren fein fönnen, als fie voni Staate' den herr 


; 


ſchenden K. Gefellſchaften eingeräumt find. 

2) Insbeſondere wegen Sektirungen vergl. oben sub I. C. AA; Seite. 
I) Ueber dad Recht, Mitglieder von der Gemeinde auszuſchließen, oder 
fie in den Bann zu thun, find 

a) die ad 1 gegebenen Beflimmungen zu vergleichen. 

b) Ueber den Sinn derfelben wird ein fehr beſtimmtes Licht durch Die bezüg⸗ 
lichen Vorarbeiten zum Landrecht verbreitet, welche das M. des Juft. Min, 
an das Min. des Cult. v. 16. Aug. 1824 mittheilt. 

Diefe ergeben im MWefentlichen Folaendes: | | 

Den vier (oben mitgätheilten) $$- 54 bis 57 incl: entſprechen bie f. 44 bis 46 bes ges 
drudten Entw. zum Allg. Gefesbuche Ih. I. Abth. IT. it. 6. pag. 394, welche lauten: 

$. 44. Einzelne Kirchengefeufchaften koͤnnen unmürdige Mitglieber- von ihrer Ge: 
meinſchaft ausichließen. ke Ä 

$, 45. Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubensbefenntniffe abweichender Meinun; 
gen, kann kein Mitglied ausgeſchloſſen werben. | 

5. 46. Wein über die Rechtmaͤßigkeit ber Ausſchließung Streit entfteht, fo gebührt 
bie Entſcheidung dem Staate, | 

Hiersu bemerkte Suarez: 


(uszug aus dem 3. Bande der Abſchrift von Suarez Revifion der Monitorum, 


1, 893. 
ad $. Ast. Einige Momenten wollen den Kirchengeſellſchaften bas hierin liegende 
Jus excommunicandi gar nicht geftatten. Andere verlangen nähere Beftimmungen, 





— 





4) Wergl. die vorkergehenden'$$- oben aub, B, 1. 
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was unmwürbige Mitglieder find. Ad priu« liegen die meiften Einwendungen wohl in 
einem Mißverftändniffe des Worts Kirchengefellfhaft. Das kann man füglid 
wohl nicht geftatten, daß irgend eine einzelne Kirchengefellfchaft berechtigt fein follte, 
eins ihrer Mitglieder dergeftalt auszufchliegen, daß auch Feine andere Gefellichaft von 
ihrer Religiongpartei ihn abmittiren dürfe. Wenn die Gemeinde des Kirchfpiels A. 
einen ausfchließt, fo kann fie der Gemeinde bes Kirchfpield B. nicht wehren, benfelben 
dennoch bei fidy zu abmittiren. Aber ber einzelnen Kirchengemeinde kann man dies jus 
excludendi fo wenig als anderen Gefellfhaften nehmen. Pon. ergo ftatt „Kirchen 
gefellfhaft” Kirchengemeinde. 

Berfchiebene Monenten wollen die Ausuͤbung biefes juris excludendi bloß dem Staate 
überlaffen. Dazu ift aber kein Grund. Genug, daß dem Excluso nad) $. 46 ber Re 
kurs an den Staat offen fteht. Wenn immer beim Staat geklagt werben müßte, fo 
würde oft ein unndthiges und fchädliches Auffehen entftehen. Was diejenigen Monen: 
ten betrifft, welche nähere Beftimmungen verlangen, was ein unmürbiges Mitglied fi, 
fo könnte man ihnen zu Gefallen wohl folgende Erklärung beifügen: Vid. d. U. 


Auf Grund diefer Bemerkungen wurden bie $$. 54. 55 dahin gefaßt: 
(Auszug aus den Materialien zum A. L. R. Bd. 82. pag. 186.) . 
5. 54. Einzelne Kirchengemeinden können unmwürbige Mitglieder von ihrer Gemein: 
ſchaft ausfchließen. 
$. 55. Dies gilt befonders von denjenigen, die durch öffentliche Handlungen eine Ber: 
achtung bes Gottesdienftes und der Religionsgebräudye zu erkennen geben und andere in 
ihrer Andacht gefliffentlich ftören, 


Die gegenwärtige Faſſung der 88. 54. 55 aber erfolgte auf das folgende 
Monitum v. Grolmanns (IX. Bv. 83. pag. 157): 

$. 54. Was foll das heißen? Unmwürbige Mitglieder von der Gemeinſchaft ber Kir: 
chengemeinde ausfchließgen? Doc; nicht ihnen die Kirchen zufchließen, fie herausmeifen 
oder fie vom Abendmahle abweifen. Iſt jemand ein unbefonnener Störer der Ruhe und 
Drbnung der Gemeinde, fo find dagegen andere Gefege, und der Staat ftraft ihn. vid. 
$. 87. (Zuft. Min. Ben. A. B. 3848, ®. R. Nr. 23. fol, 41.) ; 


c) Eben fo ift analog das folgende Geſetz, welches ſich auf eine gleich⸗ 
falls nur gebuldete Religionsgefelfchaft bezieht, von Wichtigkeit. 


R. v. 10: Juni 1803. Es ift ein Vergehen gegen die beftehende Staats 
verfaffung, wenn eine Mennoniten: Gcmeinde ihre fich dem Kanten unter» 


werfenden Glaubensgenoſſen aus ihrer Kirchengefellfchaft ausfchließt. 

Nach einer dem Großkanzler von dem General:Direktorio zugelommenen Anzeige habt 
Shr ein’ Bedenken darüber: 

ob, wenn eine Mennoniten-Gemeinde ihre Glaubenögenoffen, die ſich bem Kanton un: 
terwerfen, aus ihrer Kicchengefellfhaft auszufchließen Fa anmaßet, dies als ein Berge 
ben gegen bie beftehende Staatsverfaffung angefehen und beftraft werben könne? Cs 
kann indeffen bie affirmative Beantwortung und Entfcheidung deſſelben nicht zweifelhaft 
fein, da in einer ſolchen Ausſchließun —* die Abſicht liegt, den landesherrlichen Ver: 
orbnungen gerabezu entgegen zu arbeiten und ſolche in Abficht aller Glaubensgenoffen 
unanmwendbar zu mahen. Es werben durch eine ſolche Handlung allerdings die Anords 
nungen des Staates gehäffig gemacht; bie Bürger des Staates zur Widerſetzlichkeit 
dagegen veranlaßt und zu Mißvergnuͤgen, Unzufriedenheit und Auswanderung verleitet. 
Das A. L. R. beſtraft im $. 151. Zit. 20. Thl. II. Schon den mündlichen und ſchriftlichen 
frechen unehrerbietigen Zadel oder Verſpottung der-Landeögefege und Anorbnungen im 
Staate und die Erregung des Mifvergnügens und der Unzufriedenheit der Bürger, 
welche ſich einzelne Unterthanen zu Schulden fommen laffen, und es kann alfo wohl um 
fo weniger Bedenken haben, das thätliche Verfahren der Mennoniten: Gemeinde ober 
ihrer Borfteher, wodurch fogar eine offenbare Widerfeslichkeit gegen die Anorbnung bes 
Staats beabfichtigt wird, ftrafbar zu halten. Die Strafe wird vielmehr daburch ver: 
größert, daß ſich eine ganze Religionsgefellfchaft zu einem folchen Vergehen verbindet. 

Die Religion kann nie zur Entfchuldigung eines Vergehens gegen die allgemeinen An: 
orbnungen des Staates gereihen. Sobald das Gewiflen einzelner Mitglieder ber Relis 
gionsgefellfchaft die Befolgung der legtern zuläßt, darf die Gefellfchaft iyren Gehorfam 
nicht ahnden. (N. X. Bd. 4. S. 148. Rabe Bd. 7. ©. 471.) 


Man vergleiche über die Entftehungsgefchichte und Anwendbarkeit dieſes 
R. das Erb. des Cr, Senats des Kammergerichtd v. 24: Ian, 1818, in 
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welchem ausgeführt wird, daß die Ausfchliegung eines Mitgliedes aus der 
Religionsgefelfchaft, oder die verweigerte Wiederaufnahme deffelben nicht 
firafrechtliche, fondern nur civilrechtliche Folgen haben kann. 
(Hisig 3. Bd. 1. ©. 377—425.) 
d) R. ver K. Min. der G., U. u. M. Ang. fo wiedes Inn. (v. Altenftein, 
v. Schudmann) v. 21. Mai 1827 an die K. Reg. zu N. N. VBerfahren 
rückſichtlich ded von der Judenfchaft einzelnen Mitgliedern derfelben aufer: 


legten Bannes. 

Nach der Beſchwerde der N. N. ſchen Eheleute zu N. N, darüber, daß fie von der da: 
figen Judenſchaft mit dem Banne belegt worden, hat die K. Reg. Ihr diesfälliges Eins 
ſchreiten verweigert, weil es zur Aufrechthaltung ber öffentlihen Ruhe und Orbnung 
nicht nöthig fei. Wenn aber das hier, da die Stadt N. N. die Verfaffung des Groß- 
herzogthums Pofen theilt, annod) zur Anwendung kommende General-Fudens Reglement 

Süd: und Neu:Dftpreußen v. 17. April 1797 den Rabbinern Kap. IV. 58. 3—5. 
jede eigenmächtige Verhängung eines Bannes u. dergl. unterfagt 1), fo darf von Staats» 
wegen eine Webertretung dieſes Gefeges nicht gebutbet werben. Die K. Reg. wird daher 
hierdurch angewieſen, den beſtimmten Vorſchriften dieſes Regl. durch den Erlaß der noͤ⸗ 
thigen Verfügung an die Judenſchaft zu N. N. Folge, und hierdurch der Beſchwerde der 
N. N.ſchen Eheleute Abhülfe zu verſchaffen. (Ann. Al. ©, 411.) 

e) Gutachten ded Vice: Ober. Landrabbiner Weyl v. 23. Febr. 1824 über 


einen Fall des auferlegten Bannes. 

Auf die von dem Kaufmann Herrn D. 3. H....... d zu Wu....n gegen mehrere Mits 
glieder der übrigen dortigen ifraelitifchen Gemeinde geführte Befhmerbe und angebradhte 
Provokation ertheile ich den darüber verhandelten Akten gemäß zur * Ent⸗ 
fheidung nad) jüdifchen Ritual⸗Geſetzen wie folget: 

1) Daß der Provokant D. 3. Dr.......d verpflichtet ift, eine fchriftliche Erklärung da— 
bin auszuftellen, 
daß er am 23. Sept. v. J. lediglich durch unzuverſchiebende Gefchäfte verhin: 
dert worben ift, in die bamalige Gemeinbe-Verfammlung zu fommen, und 
daß dies nicht aus ungerechten und uneblen Abfichten gefchehen fei, 
und diefe Erklärung zu den Gemeinde⸗Akten affervirt werde, 
Demnädft 
2) daß die Provokaten, die zeitigen Vorfteher und bie übrigen Mitglieder der jüdifchen 
Gemeinde zu W......n verbunden find, den Fol. 22. b. ihres Gemeinde-Buches be: 
‚findlihen Beſchluß v. 23. Sept. 1823 aufzuheben, und zwar dadurch, daß unter 
demfelben vermerkt und von ihnen unterfchrichen werbe, 
daß der quäftionirte Beſchluß wieder aufgehoben werde, da folder nad) ber 
gegenmärtigen Entfcheidung ben jüdifchen Rituals Gefegen entgegen ift, und 
Me: befonders in Anfehung der Wahl des Herrn D. 3. D........d zum Vor⸗ 
fteher feine Ausnahme gegen bie andern Mitglieder, jondern mit gleichem 
Rechte, und daß überhaupt jede künftige Wahl eines Vorftehers niemals nad) 
einer beftimmten Reihefolge, fondern lediglich in einer Berfammlung der Ges 
meinde nach der Mehrheit der Stimmen und der Qualififation des Kandida— 
ten ftattfinden fol. 

Die Koften diefes Verfahrens tragen die folgenden 9 Mitglieder der Gemeinde (hier 

folgen die Namen), ein jeder derfelben mit „5 in solidum, und der Provofant mit ZI. 


* Gründe und Gefhidhts: Erzählung. 

Am 23. Sept. v. 3., ald am Dienftag den 18. Tischri, den Aten Zag des jüdifchen 
gauberhütten-Fejtes anno 584 der kl. jübifhen Zeitrehnung, verfammelten ſich die jübis 
ſchen Gemeinde-Mitglieder zu W......n angeblid) um unter andern Gemeinde-Sachen bes 
fonders einen neuen Vorfteher zu wählen, und die Gemeindelaften und Ausgaben zu 
repartiren. Cs wurbe aud) das dortige Mitglied D. 3. D........d dazu eingeladen, er 
erichien aber auf ihm gefchehene mehrere Aufforderungen und felbjt dann nicht, als er 
von dem damaligen Borfteher ©. B....n [hriftlid bedroht wurde, daß, wenn er nid 
erfchiene, er von der Gemeinde auögefchloffen und für die Folge nicht mehr als Mitglied 
derfelben beachtet werden folle. Cs wurbe hierauf von den verfammelten Gemeinde: 
Mitgliedern folgender Beſchluß in das Gemeinde-Bud) lol. 22, b. als: 


— — — — 


1) Kür Poſen iſt dies Regl. ſchon durch die Verfaſſung des Herzogthums Warſchau 
aufgehoben geweſen und gewiß durch die V. v. 1. Juni 1833. Es enthält mit⸗ 
hin die Annahme obigen R. über deſſen Gültigkeit einen Irrthum. 
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„Herr D. 3. H...d bat durchaus nicht zur Gemeinde kommen wollen, 
„haben ſämmtliche Mitglieder beſchloſſen, daß der 20.9......d egenwartig, da 
„Reihe an ihn haͤlt, Vorſteher zu ſein, nunmehr nicht eher Borfteher werden ann, 
„bis einftmal Herr B....n Borfteber tft, alsdann koͤmmt wieder die Reihe an ihn, 
„und kann aledann nad) dem ältern Beſchluß wieder Vorfteher werben 4" 


W....n, am 28. Sept. 1813. 
| Unterfhrift von 9 Mitgliebern, 
vermerkt und unterſchrieben. 

Außer biefem aber wurde auch dem Schaͤchter unterfagt, ihm kaufcher Fleiſch zu ver: 
faufen und für ihn zu [hädhten. 

Auf die desfallfige Beſchwerde des ꝛc. H. ...... d bei dem dortigen Polizer Bürger: 
meifter wurde jedoch auf des Legtern Befch! die Verordnung an den Schädhter-wieber 
aufgehoben. Es beichwerte fih nun aber der 1C. Die... d zuvörderſt bei der K.Meg. 
über das Verfahren der Gemeinde, wurde aber von jener mittelft Verf. v. 29. Nov. nF. 
an die dortige Zuftiz: Behörde, und von diefer laut Dekret v. 15. Dec. v. 3. an mid 
verwieſen. 

Mit feiner desfallſigen Provokation v. 18. v. M. hat der 1c. H......d ein Original⸗ 
Billet des Vorſtehers v. 23. Sept. v. J., welches in jüdiſch-deutſchen Lettern verfaßt iſt, 
wie folgt lautet: 

d hierſelbſt. Die ſaͤmmtliche Gemeinde ift hier zuſammen und fehlt 
„es bloß an Ihnen. Sie werden doch wohl nicht verlangen, daß zehn Männer auf 
„einen warten follen ?’’ 
„Es ift bei der Gemeinde nun beichloffen, wenn Sie nicht fogleich erfcheinen, 
„Io find Sie von jest an aus unferer Mitte ausgefchloffen und können nicht 
„mehr als Mitglied betrachtet werden.’ 
B— n, den 23. Sept. 1823. 
©. Butt, 
als Vorfteher, in Gegenwart der ganzen Gemeinde. 
zugleich auch Abfchrift feiner Eingabe bei der K. Reg. v. 4. Okt. v. J. und der Klage 
beim 8. Stadtgeriht v. 12. Dec. v. J. überreicht. 
' Sn ben beiden Letztern hat er angeblich fein Ausbleiben qus der Gemeinde:Berfamm: 
lung am 23. Sept. v. J. damit entihutdigt, daB er an dieſem Tage wegen erhaltener 
Einquartierung in feinen Häuſern fehr beichäftigt und dadurch verhindert wurde, zur 
Berfammlung zu gehen. In der Erftern beſchwert er fich nur, daß durch den Beſchluß 
ber Gemeinde v. 23. Sept. c. und beffen Bermerkung in dem Gemeinde-Buche: 
4) er ſehr beleidigt fei, 
2) für feine Nachkommen eine Schande entftehen würbe, 
3) müfle er den Rang nad) Herrn A. Wur....n haben, 

In der besfallfigen Replik der Provokaten, ‚weiche am 3. d. M. eingegangen ift, be: 
ftreiten diefelben zwar nicht, daß das vorbemerkte Billet an den Provokanten und ber 
Vermerk in dem Gemeinde:Buche erfolgt fei, fie halten dies aber für feine Beleidigung, 
fondern glauben ſich lediglicy in Ausübung ihres Rechtes zu befinden. Gänzlich beſtrei⸗ 
ten fie aber, daß der Provofant durd; Geſchäfte, befonders aber durch Einquartierung 
verhindert worden wäre, noch weniger hätte er ihnen dies angezeigt. Xuf Erforbern 
tiberfandten fie aud unterm 15. d. M. ſowohl das Gemeinde-Bud als aud) ein vol. 
Akten, enthaltend mehrere die dortige Gemeinde betreffende Verhandlungen und Skrip— 
turen. Nach der nähern Prüfung derſelben hat fid) nun auch die Beſchwerde bes Pro: 
vofanten volllommen geredhtfertiget befunden. 

Denn ſowohl das ganze Schreiben des Vorftehers ©. B....n, als. aud) der Eingang 
des Beichluffes und Vermerks v. 23. Sept. c. in dem Gemeinde:Buche ergiebt ſchon in 
feiner Faſſung, daß die damaligen verfammelten Mitglieder der Gemeinde den Provo: 
kanten wegen feiner verweigerten Erfcheinung in der Verſammlung beftraft haben. Dazu 
waren und find fie aber weder nad) den jüdischen Ritual-Gefegen noch nach den Landes⸗ 
Gefegen überhaupt und noch weniger in ber Art, wie eö gefchehen ift, berechtigt. Denn 
wie nach Vorfchrift des Choschen hamischpat Kap. 4. $. 1. Anmerkung Kap. 7. 
8. 12. und Kap. 163., fo wie nach $$. 44-45. Zit. 6. Thl. II. A. L. R., ſo iſt eine 
Geſellſchaft nur dann zu einem folhen Strafrecht gegen ihre Mitglieder berechtigt, wenn 
ihnen diefe Befugniß durch die Gefellfhafts-Statuten und die vorgefchriebenen Geſetze 
ge ift. Dies ift aber weder behauptet worden, noch ift es wirklich der Fall. 

6 find vielmehr, wie ſich ergeben hat, bis jegt überhaupt Feine geordneten Statuten bei 
ber jübifchen Gemeinde zu W......n vorhanden und mithin auch nicht einmal ein Recht 
u on Strafe wegen des angeblidy ungehorfamen Ausbleibens des Provofanten vor: 

anden. 

Noch weniger aber waren die Provokaten berechtigt, dem Provokanten eine Strafe, 
ohne ihn vorher gehört zu haben, zu diktiren, die nicht allein fuͤr ihn und feine Nachkom⸗ 
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ge renkränkung enthält, fondern die auch eine Beſchraͤnkung feines geſellſchaft⸗ 
fihen ts involvirt, welches ſelbſt durch einen Befchluf der Stimmen: theit nad) 
$. 68. b. c. und den angeführten Stellen des Chosen hamischpat nicht gefchehen kann. 

Nach diefen Gefegen ıjt eine Verſammlung nur berechtigt, von denjenigen Gemeinde 
Ange enheiten, bie das allgemeine Intereffe betzeffen, aud im Fall, baf einige 

itq Ale in berfetben erſchienen, das zung durch Stimmen-Mehrheit feftzu: 
ſetzen, wob sr ſich den gefaßten Beſchluß gefallen laſſen müſſen. Sie 
konnen aber nicht, ſobald es lediglich das Vermoͤgen⸗ oder Ehren-Recht eines Einzelnen 
betrifft, Richter in ihrer eigenen Sache fein. 

Es hätten die Provofaten daher aud), wenn fie glaubten, daß der Provofant unrecht 
gehandelt und Strafe verwirkt habe, nicht eigenmächtig ben Provofanten ftrafen, fondern 
den vorſchriftsmaßigen Weg Rechtens einſchlagen müſſen. 

Aber auch der Beſchluß ſelbſt, daß die Vorſteherſtelle nach einer beſtimmten Reihefolge 
unter den Mitgliedern angenommen und vorgeſtanden werden ſoll, kann nicht als den 
jüdischen Obſervanzen gemaß gebilliget werben. 

Denn abgefehen davon, daf dies gegen den, in ber Verhandlung v. 16.Okt. 1821”) 
enthaltenen Beſchluß der Provofaten und dem Herfommen bei anderen Gemeinden läuft, 
foift es auch an und für ſich nicht gut ausführbar, und würde nur zu Streitigkeiten in 
der Gemeinde Anlaß geben. Denn es läßt fich niemals ſchon jegt im Voraus beftimmen, 
ob das Mitglied, an das die Reihe kommen follte, die Vorfteherftelle zu verwalten, fich 
dazu rechtlich qualifigiven würde, Zritt nun der legte Fall ein, fo würde man genöthigt 

„daſſelbe zu exfludiren, ‚und dies würde eine Beleidigung fein und nur Streit und 
Zwieſpali verurſachen. 

E iſt nun hiernach einerſeits klar, daß der Beſchluß der genannten Verſammlung v. 
23. Sept. v. I. den geſetzlichen Rechten entgegen iſt, und fie verbunden find, denſelben 
wieder zu annulliven, welches bier nur durch einen anderweitigen Vermerk gefchehen 
Tann, da es eines Theils unſchicklich fein-würde, wenn ſich in dem zum öffentlichen Glau⸗ 
ben beftimmten Gemeinde⸗Buche ausgeſtrichene Stellen befinden follten, andern Theils 
aber auch die Aufhebung:und den Widerruf jenes Beſchluſſes eine ausdrückliche und deut— 
liche Erklärung erfordert, wenn der beabfichtigte Zweck, daß dem Provokanten feine 
Rechte wieder unbefchräntt wie vormals zugeftanden find, erreicht werden foll. 

Anderſeits aber, ſo war es dennoch ein Verſehen des Provokanten, daß er fein Aus— 
leiben aus der Verfammlung am 23, Sept. v. 3. nicht durch eine Schriftliche Anzeige 
an ben Borſteher entfchuldigt hat, weldyes er aus Achtung gegen bie Verfammlung, und 
da er befonders geftändlid) dringend aufgefordert worden ift, ſowohl nad) jüdifchem KRi- 
tual, ale nad) den allgemeinen Landesgefegen verbunden war, Dies ift aber von ihm, 
wie die Provokaten behaupten, und von ihm nicht abgeftritten worden ift, nicht gefche: 
ben. Erihat alfo die Veranlaffung zu dem qu. irrthümlichen Befchluffe gegeben. 

Es kann darum auch den Provokaten keine bloße Abficht, ihn zu beleidigen, vorgewor: 
fen werben, fonbern fie haben den Beſchluß nur aus Irrthum und in ihrer Meinung les 
diglich zum Wohl des Allgemeinen gefaßt. 







1 Beichluß nicht mit unterfchrieben haben, zu feinem Beitrag zu den Koften verbun: 
1, umd noch weniger kann und darf dies aus der Gemeindekaſſe gefchehen. Es recht— 
ertiget ſich daher die — überall, wie gefchehen 2c. 

Heinemann I. ©, 351.) 
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) Bei Führung unſerer ·Gemeinde⸗Sachen iſt zeither viel Streitigkeit entſtanden, 
eburch fo mancher gute Zweck vereitelt und niemals dahin gebracht werben 
‚„eonnte, bag ſammiliche Mitglieder einftimmig wurden. ‚Wir haben daher be- 
Ichloſſen, daß jede Sache, ſie mag Namen haben, wie fie. wolle, fo unfere Ge— 
„meinde:Saden betrifft, jedesmal nad, Mehrheit der Stimmen feftzufegen und 

soll nachhero auf die Proteftation einzelner Mitglieder nicht gehört werden.” 
Dieſes iſt unfer alerWille und befräftigen folches mit unferer eigenhändigen 

„Unterſchrift.“ 

Buell ben 16, Okt. 1821. 
or Unterfchrieben von 7 Mitgliebern. 
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D. Aufbringung der Koften für die religiöfe Verbindung. 

AA, Umfang der Bedürfniffe, für welche die Gemeinde 
zu Sorgen. 2 

Zu den Gemeindebebürfniffen gehören außer den aufzubringenden Koften 
für die Synagoge und für die Gemeinde: Beamten und unter Umfkänden 
für die Schul-, Armen: und. Krankenpflege — f. Abfchn. XII. XI — 
indbefondere auch: 2 an 

1) Das gemeinfame Badehaus für die jüdischen Frauen. 

Schreiben der Kurmärkifchen Kriegs: und Domainen: Kammer an den 
Vice⸗Ober⸗Landrabbiner Herrn Weyl und Affefforen in Berlin. 


Die K. Kammer fertigt dem Stellvertreter des Rabbi Weyl und beffen Aſſeſſoren 
das abſchriftlich anliegende Schreiben der K. Pommerfchen Kriegs: und Dom, Kammer 
zu Stettin v. 7. v. M. u. 3. nebft deſſen Anlagen mit dem Auftrage zu, gutachtlic, über 
die Streitigfeit, welche in ber jüdifchen Gemeinde zu Stargard über die Beitrags: 
pflichtigkeit aller Glieder derfelben zu einer allgemeinen Babeanitalt entftanden iſt, zu 
berichten, giebt jedod dem ꝛc. Weyl und deffen Affefforen hiermit zu erkennen, daß es 
bei der Unmöglichkeit, in kleinen Städten Badeanftalten ber gebachten Art einzurichten, 
nicht durchaus nothwendig zu fein fcheint, daß eine foldhe Badeanftalt vorhanden, und 
daß es ferner für rathfam zu halten ſei, zur Erleichterung der aͤrmeren Bamilien, in An⸗ 
fehung ihrer zweifelhafte jüdifche Ritual-Gefege fo wenig jtrenge als möglich auszulegen, 
indem in Religionsſachen derjenige Zwang am meijten vermieden werben muß, welder 
ohne unmittelbar auf die Sittlichkeit berechnet zu fein, mehr die Bequemlichkeit, wenn 
gleich bei einer übrigens nüglihen Sache, wie das Baden ift, berüdfichtiget, welches der 
Arme auf einem wohlfeileren Wege bewirken könne. Die Anfragen haben ber u. Weyl 
und deſſen Affefforen bei der Berichtserftattung zurüd zu reichen. 

Berlin, ben 6. Jan, 1806, 
Königl. Kurmärkihe Kriegs: und Domainen⸗Kammer. 


Untwortfchreiben des Vice Ober⸗Land⸗Rabbiners und der Affefforen. 


Ew. K. M. ermangeln wir nicht, über den unter der Stargarbfhen Judengemeinde 
obmwaltenden Streitpunft in Betreff der auf gemeinſchaftliche Koften zu entrichtenden 
Anftalt zum warmen Baden dem Rescripto clementissimo dv. 6, Jan, c. zufolge, wie 
hiermit gefchieht, gutachtlich zu berichten. 

Gern würden wir der uns von Allerhöchftdenenfelben ertheilten Unweifung zum Belten 
ber ärmeren Klaffe in Auslegung eines etwanigen dunkeln Gefeses fo wenig ftrenge ald 
möglich zu fein, und demnach aud im casu subtracto wo möglid zur Vermeidung 
einer Auflage zu urtheilen, nachgelebt haben, wenn nicht hier der Kal eingetroffen wäre, 

daß gerade wider ein pofitives Gefeg gehandelt werben follte. 

Wir müffen daher dem Gutachten des Pommerfchen Provinzial:Rabbiners v. 24. Nov. 
n Be beipflichten und unfer allerunterthänigftes unmaßgebliches Gutachten dahin 
abgeben: 

daß die Errichtung einer Babeanftalt eine gemeinfame Angelegenheit betrifft, wes⸗ 
halb der impetrirenden Majorität zu deferiren wäre. 

Das Baden der Ehefrauen in Quellwaffer unmittelbar nad) ber Reinigungs» Periobe 
ift nicht, wie die negirende Minorität vermeint, eine Geremonie, fondern weſentliches mo 
faifches Gefeg. Die eheliche Pflicht darf zufolge diefer Vorſchrift nach jener Periode 
durchaus und unter keinerlei Umftänden geleijtet werben, wenn die Ehefrau ſich nicht 
zuvor in Quellwaffer gebadet und ſich bis über die Scheitel. Haare untergetaucht habe. 
Die Uebertretung biefes Gefeges ift nicht allein fündlich, fondern es hat fogar einen nad: 
theiligen Einfluß auf die politifchen Verhältniffe eines aus dergleichen gefegmidrigen Um: 
armung erzeugten Kindes, und berechtigt ben Ehemann, auf Scheidung von feiner Ehe: 

au, welche fid) des Bades nad) diefer Periode nicht bedient hat, anzutragen und ihr 
elbſt die Illata vorzuenthalten. Eben fo ift der dabei auf ein gewiſſes Maß beftimmte 
Wafferftand ein nothwendiges Erfordernig, fo wie daß ein Sachverftändiger (Schrift: 
gelehrter) ſolchen von Zeit zu Zeit revidire, 

Es ift daher einleucdhtend, daß bei bewandten Umftänden eine dergleichen Anftalt in 
aedibus privatis unausführbar fei, und kann daher bei Beobachtung jener (mofaifchen) 
Gefege nicht anders als eine folche Anftalt öffentlich und folglich auf gemeinfame Koften 
angelegt werden. | ot 

Daß das Waffer durchaus erwärmt fein muß, ift allerdings kein nothwendiges gie 
lidyes Erforberniß, ‚allein da das Klima der hiefigen Gegend fchon mehr an die kältere 
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als heißere Zone graͤnzt, der größere Theil der Jahreszeit das kalte Baden unangenehm, 
Monate aber unmoͤglich macht, fo würden bei Ermangelung einer Anftalt zum 
rmen des Waſſers, zum heil üble Kolgen für den Gefundheits:Zuftand der Baden: 
ben, noch mehr aber Uebertretung bes fo wefentlichen Gefeges zu erwarten fein. Hierzu 
kommt nod), daß die Anlage zum Erwärmen des Quellwaffers gar nicht befonderg Eoft: 
fpielig ift, und etwa mit 100 Rthlen. vecht gut beftritten werben kann, eine Summe, 
e bei der uns beiwohnenden Lokalkenntniß des Vermögens-Zuſtandes der Stargard: 
ſchen Juden-Gemeinde, befonders da folhe nur ein für alle Mat geleiftet werden darf, 
für biefelbe gar nicht fühlbar ift; wie uns denn nad) eben diefer Lofalfenntnig beivußt 
ift, dap bie diffentirenden Mitglieder mehr aus Zank⸗ und Streitfucht, ald aus Intereffe 
biefen Prozeß unter fid) anhängig gemacht haben. 

Wir halten uns noch verpflichtet, den von Allerhöchftdero Hochlöblichen Pommerfchen 
Kammer gerügten Widerſpruch auszugleichen. Das Erwärmen der Quelle geſchieht, 
wie in dem Gutachten des erwähnten Provinzial-Rabbiners vorgetragen, vermittelit 
deſſen, daß durch eine Pumpe aus der Quelle Waffer in eine gebeizte eiferne Röhre ae 
leitet, welches Waſſer fodann wieder erwärmt, in die Quelle zurücläuft, wo der Mecha- 
nismus jo angebracht ift, daf die Quelle, des Auspumpens ungeachtet, immer den erfor: 
berlichen Wafleritand behaͤlt, durch Hinzufommen der durd) die Röhre geleitetes Waſſer 
aber das Quellwaſſer timperirter wird, 

Wir fügen aber hinzu, daß die Koften des Heizens, fo wie das Honorarium der Frau, 
melde beobachtet, daß die Badende fich gehörig untergetaucht habe, von dem Indivi⸗ 
buum, das fich des Babes bedient, jedesmal geleiftet werden müſſe; hierüber waltet 
aber feine Streitigkeit ob, und iſt aus dem Gutachten qu. zu erfehen, daß das Bad da: 
jelbjt, jo wie an allen Orten, wo dergleichen Badeanftalten find, an eine ehrbare Ma: 
frone verpachtet ift, welche neben der Aufficht auch die Heizung beforgt, und dafür von 
ben jedesmal Badenden ein von den Xelteiten zu beftimmendes Honorar erhält. 

Er.vliy reihen wir auch in der Anlage dem erhaltenen Befehle gemäß das Refkrip: 
tum der Pommerſchen Kammer, fo wie das überfegte Regulativ und das oft angeführte 
Gutachten des Provinzial:Rabbiners im Original zurüd, — 

sn tiefſter Ehrfurcht erſterben wir 2c, ze. 

Berlin, ben 10. April 1806, 

Ueber denfelben Gegenjtand: 

a) Requifition Schreiben des K. Stadtgerichts zu Nauen an den Vice— 
Ober: Landrabbiner Meyer Simon Weyl in Berlin. Ir 

Die hiefige Judenſchaft ift in einem wider einige Mitglieder der Hiefigen Judenſchaft 
befangenen Prozeß darüber ftreitig : A Me ’ 

ob es überall Herkommens ift, daß die zur Judengemeinde gehörigen ſämmtlichen 
Familien zur Unterhaltung des allgemeinen Badehaufes Beiträge geben müffen, fie 
mögen fi des Bades bedienen oder nicht; ober ob nur diejenigen dazu beizutra= 
gen verpflichtet find, die fich deſſelben wirklich bebienen. : Be 
Kläger haben deshalb auf das Sentiment des Ober-Landrabbiners Herrn Meyer 
Simon Weyl provoeirt, und erfuchen Diefelben wir daher hierdurch ergebenft 
uns Dero Gutachten hierüber gefälligft bald zulommen zu laffen. / 


Nauen, den 14. Febr. 1810. 
| | Das Stabtgericht hierfelbft. 
b) Gutachten bed BVice-Ober-Landrabbinerd, | — 
Sn Erwiederung der geehrteſten Zuſchrift des Königl, Hochlöbl. Stadtgerichts zu 
Nauen v. 14. et praes. v. 19. v. M., betreffend die Anfrageeec 
ob ein zur — * Gemeinde gehörender Hausvater zur Unterhaltung bes ge— 
wöhnlichen jübiihen Babehaufes, auch wenn er fich ſolches nicht bedienen will, mit 
den übrigen mit beitragen muß? _ a 
diene ich hiermit gutachtlichft zur Antwort, wie _ | SR 
ſowohl nad) den ‚allgemein beftchenden Obfervanzen, als auch nad) den jüdiichen 


Ritual⸗Geſetzen, 
Choschen hammischpat, Kap. 163. $. 32. 
Niemand ber jüdifchen Hausväter von Beitragung zu den Koften ber Unterhaltung 
bes jübifchen Badehaufes, aud wenn er Wittwer wäre, oder, weber er, noch feine 
Frau ſich ſolches zur Zeit bedienen follte, ausfchliegen könne; fo wie die Koften des 
Badehauſes überhaupt zu den allgemeinen Gemeindekoften gehören, wozu bie. ganze 
Gemeinde ohne Ausschluß Eontribuiren muß; und es mich befrembet, wie ein jüdi⸗ 
fher Hausvater gegen dieſe allgemeine Usance und Pflicht ſich opponiret. 
Dieſes habe ich Re zu berichten nicht unterlaffen. 2c. 2c, 
Berlin, den 5. März 1810. 
(Heinemann 1. ©, 332.) 
Theil VIII. Bb.3. Die Verhäftniffe ver Juden. 9 
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2) Der Lehrer zum Religions⸗Unterricht der Kinder der Gemeinde. 
Vergl. dad Gutachten bed Vice: Dber-Landrabbinerd Weyl v. 16. Mai 
1815 sub BB, — | 

3) Der Begräbnißplatz. EI, 

Das Kirhhofs, und Begräbnißmwefen. 

a) Die jüdifche Beerdigungsgefelfchaft in ihrem Verhältniſſe zur allge: 
meinen Gemeinde. IE ke kart a 

Das Kirchhofd: und —— wird in den jüdiſchen Gemeinden 
getrennt von dem übrigen Gemeindeweſen verwaltet. Es beſteht an allen 
Orten, wo ſich eine zahlreiche Gemeinde befindet, eine beſondere Beerdi— 
gungs⸗Geſellſchaft aus den Gemeindegliedern, die eigene Statuten und eine 
eigene Kaffe hat, und ihre Gefchäfte freiwillig und ohne Remuneration ver- 
fehen. BR Ä 
Es fprechen hierüber: — | 
aa) dad R. v. 14. Aug. 1829 und 14, Mai 1830 und 24. März 1842, 
welche sub b. zu vergleichen find: — 

bb) Die ſchiederichterliche Entſcheidung des Vice-Ober : Landrabbiner 
Weyl v. 36. Juni 18421. | 

_ Auf die von dem Herrn E. J. M. und Konforten zu F. und der dortigen Beerbigunge: 

Geſellſchaft gegenfeitig erhöbenen, und von beiden Thellen zu unſerer gutachtlichen Ent: 
ſcheidung e verſchiedenen Beſchwerden und Anfragen haben wir nach vorher ein- 
geholten beiderfeitigen Erklärungen, wie folgt, entidieden ; | j 

I. Daß die dortige Beerdigungs-Geſellſchaft berechtigt ift; 

1) von deh De- und Ascendenten und befonbers aus dem Nathlaffe eines dort verftor: 
benen Einmwohners und Mitgliedes der Gemeinde oder deffen Familie für die Grab: 
ftätte, den Sarg und das Beerdigen der Leiche auf dem dortigen Kirchhofe Rad: 
ftehendes, als: .“ 

a) wenn die verftorbene Perfon über 20 Jahr alt geworben — zwei Thaler 
Courant, A RE 
b) wenn ſolche aber unter 20 His 43 Jahre excl. alt war — Einen Thaler und 
zwölf Groſchen Lourant | 
c) desgleichen von 13 bis 3 Jahren excl. — Einen: Thaler Courant, und 
d) von 3 Jahren und darunter — — Groſchen Courant, wobei es bei 
allen von a. bis d. inel. erwähnten Fällen keinen Unterſchied macht, von 
- welchem Geſchlecht die Leiche ift, und endlich | 
e) außerdem für jede Leihe ohne Unterfchied des Alters und Geſchlechts ein 
. Betttiffen, = R — a Er 
zu fordern und zu verlangen, und zwar, daß ſolches noch vor ber Beerdigung ber 

Reiche entweber refp, baar und.in-natura an die Vorfteher der Beerdigungs-Geſell⸗ 

ſchaft berichtiget, oder dafür ein angemeffenes beweglichen Pfand beftellet, und den 

- gedachten Vorftehern behändiget-werbe, und | 
von den De- und Ascendenten, und aus dem etwanigen Nadjlaffe einer dort ver: 
ftorbenen fremden, nicht aus der Familie eines dortigen Mitgliedes ber Gemeinde 
angehörenden, öber etwa von einem anderh Orte bötthin zum Begraben bringentden 

Leiche, für die Grabftätte, den Sarg und das Beerdigen derfelben eine nad Mat: 

. gabe und den Verhältniſſen des Nachlaſſes und verbliebenen Vermögens deſſelben 
von den Vorſtehern und eventüaliter dur die Stimmenmehrheit der Beerbigungss 

Gefellfhaft feftzufegende angemeffene und billige Wergütigung und Zahlung in 

baarem Gelbe oder Beftellung eines ſichern beweglichen Pfandes auf Höhe derſelben 

vor ber Beerdigung der Leiche zu fordern und zu verlangen, und bevor weder Dies geſche⸗ 
ben, nod) die ad, 1 feftgefesten Verbindlichkeiten erfüllt find, ift die Beerdigungsgefell: 
haft nicht verpflichtet, die Leiche zur Brabftätte zu bringen, dbemungeachtet dürfen 
dennod, nicht die etwanigen nächſten Anvetwandten der Leiche oder fonft Semand 

‚bie Leiche, ohne Einwilligung der Vorfteher der Beerbigungs:Gefellfchaft, eigen: 

maͤchtig und allein Auf dem dortigen Kirchhofe der Gemeinde begraben, über ſich 

ben Anordnungen der benannten Vorſteher twiderfegen, vielmehr Legteren überall 
“ genügen, und fich alles diefen Wibderfprechenden gänzlich enthalten müffen. 


2 


— 


un 


1) Vergl. auch in den Jahrbüchern der Preuß, Monarchie pro 1798 II. ©. 240. 
die Vorftellung der Todtengräberzunft in Königsberg. 5 
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3) In beiden Fällen aber, wenn die Descendenten ober Ascendenten ber verftorbenen 
Derfon des Vermögens nicht find, ober der Nachlaß des Defuncti nicht hinreicht, 
die ad 1. und 2, feitgefesten — ran zu beftreiten, ober die Sicherheitsbe⸗ 
ftellung dafür zu leiften, ift die Beerdigungs-Gefellfchaft verbunden, die Leiche auf 
dem dortigen Kirchhof unentgeldlich zu beerdigen, 

Menn aber wider Verhoffen 

4) Die Beerbigungs:Gefellfhaft, nachdem den Beftimmungen.sub 1. und 2. genügt 
ift, aus einer oder der andern Urſache, dennoch die Beerdigung ber Leiche verweigern 
foute, fo find nicht nur die nächften hinterbliebenen Anverwandten und Freunde der 
verftorbenen Perfon und deren etwa nöthige Gehülfen berechtiget, in den Schranken 
der herkömmlichen Ordnung, felbige auf dem dortigen Gemeinde-Kirchhof, ohne daß 
der Beerdigungs⸗Geſellſchaft ein Widerfpruchsrecht zufteht, zu begraben, fondern 
Lestere find auch verbunden, jenen alle die zur Beerdigung nöthigen dort vorhande- 
nen Geräthichaften ohne Ausnahme herzugeben und auszuhändigen. Dahingegen 

5) die dortige Beerdigungs-Geſellſchaft keinesweges verbunden ift, und-eben fo wenig 
dazu gezwungen werben kann, ein Mitglieb der bortigen odereineranbern Gemeinde 
ohne Anfehen der Perfon in ihre verbundene Gefellfchaft daſelbſt aufzunehmen, 
wenn daffelbe ſich hierzu nach ihren Statuten nicht qualifigirt, oder nad) der Mehr: 
heit der Stimmen der Gefellfehaft dazu für nicht qualifizirt erachtet wirb, unb 
gleihmäßig ift die gedachte Beerdigungs: Gefellfchaft berechtiget, ein bereits in 
ihrer Gefelfchaft aufgenommenes Mitglied nach den Beftimmungen ihrer Statuten 
entweder. mit einer Geldftrafe zu belegen, oder daſſelbe wieder zu entlaffen und zu 


ermittiren. 
II. Daß der ı£. S. ©. dafelbft verbunden, für die Beerbigung feiner am 16. Nov. p. 
verftorbenen Tochter 

4) den Vorftehern der Beerdigungs-Gefellfchaft für das -Begräbniß 

a) Zwei Thaler Courant, und vu 
b) ein Bettkiffen, 
reſp. zit zahlen und zu behaͤndigen; 

2) die durch ſein bewirktes Beerdigen der Leiche und eigenmächtiges Verfahren dabei 
an der Thüre des Kirchhofes und an den Beerdigungs-Geräthſchaften entftandene 
Beichädigung zu vergütigen, und folche in den vorigen Stand wieber herzuftellenz 

3) fobald aber dies alles von ihm bewirkt und berichtiget worden, ihm alsdann fein des 
ponirtes Pfand zurüdzugeben iſt. 

III, Das außer den Vorftebern der Weerdigungss Gefellfchaft annoch zwei Männer 
ale Vorfteher und Repräfentanten der Gemeinde, und zwar wenigſtens einer der 
nicht in der Sterbegefellfhaft aufgenommenen Mitglieder nad) der Stimmen: - 
mehrheit der ganzen Gemeinde zu wählen, und fobald dies geſchehen, felbigem 
von den zeitigen Vorftehern der VBeerdigungsgefellfhaft die allgemeine Verwal 
tung des Gemeindewefens fowohl, als aud) insbefondere die der Synagoge, ber 
Armenkaſſe u. f. w. übertragen, und von dieſem nad) den allgemein eingeführten 
Grundfägen verwaltet werde, aber nicht, wie bisher gefchehen, bie Verwaltun 
diefer Geſchaͤfte, mit denen des Vorftchers der Beerdigungs-Geſellſchaft Fombi- 
nirt bleibe. Mebrigeng beide Theile die hierdurch entftandenen Koften zur Hälfte 
zu tragen und fich dieferhalb ‚gegenfeitig zu berechnen gehalten. 


Gründe.“ 


Die ſämmtlichen in den hieſigen Koͤnigl. Landen. befindlichen Einwohner bed moſai⸗ 
ſchen Glaubens machen eine vom Staate gebuldete Religions⸗Geſellſchaft, und die an 
einem jeden Orte befindlichen Mitglieder ‚derfelben eine Konimune oder ‚Gemeinde: aus, 
der nicht nur. in Anfehung der Ausibung ihres Gottesdienftes und ihrer Gebräuche, ſon⸗ 
dern auch im Betreff der Kirchenrechte, ber Verwaltung: des Armenweſens, der Synagoge 
und der Beerdigung, und ber fonft dazu gehörigen Güter, eine befondere Autonomie vers 
ftattet, weshalb aud) jetzt noch nad) dem neuern Landes⸗Edikt v. 11. März c. nichts ge⸗ 
ändert, ſondern nad) dem z. 30. deſſelben die Beſtimmungen darüber noch vorbehalten 
worden ſind, daher entſcheiden in dergleichen Sachen lediglich ſowohl die bis jetzt beſtandenen 
Ritual: und Zeremonial⸗Geſetze der Juden, als die herkömmlichen Gebraͤuche und. Ob: 
ſervanzen. F8 Wr RIESEN, 
Es befteht:nun bei allen jüdifchen. Gemeinden, ſelbſt im Auslande, bie Einrichtung, 
daß die Verwaltung der Synagoge und des übrigen Gemeinde: und Armenweſens, ‚von 
ber des Begräbniß⸗ und Kirchhofsweſens und ben Kaflen derfelben getrennt, :und'von 
verfchiedenen Vorftehern verwaltet werben. - Eben jo:ift es an allen Orten, ‚wo eine 
zahlreiche Gemeinde eriftirt, Obfervanz, daß eine befonbere Beerdigungs⸗Geſellſchaft 
aus den Mitgliedern der Gemeinde beſteht, die ihre eigene Statuten und eine beſondere 

9 * 
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Kaffe. hat, und wo.die Verwaltung des Kirhhofs: und Begraͤbnißweſens von ihren Vor⸗ 
ftehern und Mitgliedern derfelben allein beforgt und verwaltet wird, 
Diefelbe macht aber demungeadhtet keine alleinige Korporation aus, und kann nicht 
als eine für ſich beftehende moralifche Perfon, fondern nur als ein Mitglied der ganzen 
Gemeinde betrachtet werden, die Lediglich diefes Gefhäft aus Religionseifer unentgeldlic 
übernommen hat, daher darf ihr Intereffe nicht dem der Gemeinde entgegen fein, viel- 
mehr. haben fie. gar kein anderes Intereffe, ald das der ganzen Gemeinde, daher auch alle 
Rechte und Gerechtigkeiten, bie fie bereitö erworben haben, ober noch acquiriren mögen, 
fie nur zum Wohl der ganzen Gemeinde erhalten und erwerben. Hiernach leuchtet es 
von felbft ein, daß der jübifhe Kirchhof an einem Orte nicht das alleinige Eigenthum 
der dafelbft eriftirenden Beerdigungs-Gefellfchaft ift, fondern ber ganzen dortigen judi: 
chen Gemeinde gehört. Hiermit ftimmen auch die Allgemeinen Landesgefege überein und 


beſonders fchreibt der 
5.183. Zit. II. Th. II. ds UN. | 
ausdrücklich vor: u 

„Kirchhoͤfe oder Gottesäder und Begräbnißpläge, welche zu den einzelnen Kirchen g& 

„bören, find, dev. Regel nad, das Eigenthum ber Kirchengeſellſchaft.“ 

Die Statuten der Beerdigungs-Gefellfchaft find nur für die Mitglieder derfelben, und 
für die Gemeinde nur in fofern, als folde das gemeinnügige Wohl betreffen und dem 
nicht entgegen find, verbindlid. Es ift daher jedes Individuum der Gemeinde, wenn es 
auch fein Mitglied der Berrbigungs: Gefellichaft ift, den-Statuten-derfelben, welche das 
allgemeine Beſte, bie religiöfen und — Obfervanzen bezwecken, unterworfen. 

Hierzu gehört nun unftreitig die Bezahlung der Grabftätte und des Sarges, ſo wie bie 
Drdnung und gewöhnliche Zeremonie bei ber Beerdigung einer Leiche. Erſtere haben 
feine allgemeine Beftimmungen, und felbft Legtere weichen an manchen Orten von ein: 
ander ab, und beruhen auf keinen beſtimmten Grunbdfäsen, jondern hängen lediglich von 
dem Inhalt der Statuten der Beerdigungs-Geſellſchaft und der Berfaffung eines jeden 
Orts ab; jedoch im Betreff der erftern können nur, befonders in Hinſicht der ſaͤmmtlichen 
Mitglieder der Gemeinde und ihrer Kamilien, bie ſchon beftehenden und von der ganzen 
‚Gemeinde fanctionirten Statuten und herkoͤmmlichen Gebräuche ftattfinden und verbinds 
lic) fein, und die Beerdigungs:Gefellihaft darf darin keine Aenderung ohne Einmillis 
‚gung der ganzen Gemeinde oder deren Repräfentanten vornehmen, und baher um fo 
weniger bei demjenigen Individuo der Gemeinde, das nicht Mitglied der Beerbigunge: 
Gefellfhaft ift, eine Ausnahme von der Regel machen; fondern fie muß vielmehr, fobald 
dem, was fie nach den einmal feftitehenden Statuten zu forbern berechtiget ift, gemüget 
worden, die Beerdigung einer Leiche auf dem Kirchhofe ber Gemeinde geftatten, und ent: 
weder das Beerdigungs:Gefchäft felbft vornehmen, oder es den naͤchſten Anverwandten 
und Freunden des Verftorbenen Uberlaffen, und diefen nit nur die Grabftätte, fondern 
auch die im Befig habende zur Anfertigung des Grabes und der Beerdigung nöthige Gr: 
räthichaften hergeben. Es hat jedod die Beerdigungs: Gefellfchaft darin ftets die freie 
Wahl, und muf es dieſerhalb ihrer alleinigen Erklärung überlaffen bleiben, 

Das Gutachten vom 30, März 1807 ift nur dahin zu verftehen, daß, wenn noch nichts 
deshalb feftgefegt worden, oder es die Leiche eines Fremden, nicht zu den Mitgliedern der 
Ortsgemeinde und deren Familie Gehörenden betrifft, eö von der alsdann erfolganden 
Beltimmung der Beerdigungs:Gefellfchaft abhängt, nicht aber, wie hier der Fall ift, 
wo bereits in den Statuten die Beftimmungen darüber feitfteben. Ferner ift es aber an 
allen Orten bei der jüdifchen Gemeinde, felbft an einem Orte, wo keine befondere Beer: 
digungs-Geſellſchaft eriftirt, herfönnmliche Obfervanz, daß aus dem Nachlaſſe des Ver: 
ftorbenen, oder von ben hinterbliebenenivermögenden De⸗ oder Afcendenten die Begräb: 
niß-Gebühren, und das, was font etwa noch beftimmit ift, entiweder fofort und nod) vor 
dor Beerdigung ber Leiche bezahlt und gegeben, ober dafür ein angemeſſenes bewegliches 
Unterpfand beftelt wird; fo wie es auch hingegen wieder. überall allgemeiner Gebraud 

"und eine Obfervanz ift, daß von einer in Armuth verftorbenen Perfon, wo weder ber 
Rachlaß derfelben dazu hinzeicht, noch die De: oder Afcendenten bed Vermögens find, 
jenes zu leiften,. die Leiche unentgeldlich begraben werben muß. — Jedoch ift alles Vor⸗ 
angeführte, außer — bis auf den letztern Fall, nur hinfichts eines Mitgliedes der Ortes 
Gemeinde und deren Kamilie und Zugehörigen bafelbft, nicht aber auf eine etwa an dem 
Drte.verftorbene, dort nicht einheimifch gewefene Perfon, oder gar auf eine, von einem 
andern Drte zur Beerdigung bringende Leiche, anwendbar, fondern dann hängt die Bes 
‚flimmung ber-Begräbniß-Gebühren lediglich von dem Gutachten der Vorfteher oder ber 
‚Mehrheit der Stimmen der Beerdigungs:Gefellichaft, und wo dergleichen nicht eriftirt, 
von dem Gutachten der von der Gemeinde zu dem Begräbniß-Gefchäft gewählten Vor: 
fteher und eventunliter von der Mehrheit der Stimmen der Gemeinde ab; indeß muß 
auch Hierbei die Billigkeit nie aus den Augen gefest, und die Rorberung darf nicht zu 
body, jondern nach Maßgabe deö verbliebenen Vermögens gemacht und beftimmt werben, 
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Es ift nun in F. eine bergleichen Beerdigungs-Geſellſchaft errichtet, bie ihre befonde- 
ren Statuten und Berorbnungen hat, bie Berwaltung der hierzu gehörenden Gefchäfte und 
der Kaffe iftaber bis jetzt mit den der Synagoge und des Armenweſens ber dortigen Gemeinde 
combinirt geweſen. Hierdurch entſtanden nun fo manche Inkonvenienzen und Inconſe⸗ 
quenzen, die auch natürlich entſtehen mußten, da die Beerdigungs-Geſellſchaft ſehr oft 
das Intereſſe der übrigen Gemeinde-Mitglieber, welche nicht in ihre Korporätion aufge⸗ 
nommen waren, alterirte, weil keine befondern Repräfentanten der Letztern eriftirten, 
die ihre Rechte wahrnehmen konnten. Es kann daher aud) die pag. 46 der alten Sta— 
tuten und des Kaſſen⸗Buchs feſtgeſetzte Beſtimmung, daß die Vorſteher der Beerdigungs⸗ 
Geſellſchaft zugleich Vorſteher der Gemeinde ſein ſollten, nicht berückſichtiget werden. 
Denn der Erfolg lehrt es, daß Animofität und Perfönlichkeit ſich einmiſchten, und da= 
durch ſowohl der religiöfe Zweck verfehlt warb, als auch fogar ein Öffentlicher Auftritt 
entftand, die Mitglieder der Gefellfchaft und die der Gemeinde, welche nicht in jene auf: 
genommen find, ſich gegenfeitig beleidigten, und einer des andern Rechte alterirte, wie 
dies in dem concreten Kalle mit der Beerdigung ber am 16. Nov. a. p. verftorbenen 
Tochter des ©. ©, ſich bewährt hat. | 

Beide Theile haben fich vielfeitig dieſerhalb befchwert, beide haben aber die Grängen 
ihrer Gerechtſame überfhhritten. Denn nad ber bereits vorangefchictten Ausführung 
war bie Beerbigungs-Gefellfhaft von dem ©. ©, nach den in ihren Statuten $. 4 und 
5 beftimmten Sägen, nicht mehr ald 2 Rthlr. Gourant und ein Bettkiſſen für die Grab⸗ 
ftätte und. Beerdigung feiner verftorbenen Tochter zu fordern berechtiget, und noch weni⸗ 
ger durfte fie ihm, wenn er zur Berichtigung diefer Forderung bereit war, die Grabftätte 
und. bie alleinige Beerbigung auf dem Kirchhofe verweigern. Denn Lesterer ift, wie oben 
ausgeführt worden, felbft wenn fie ſolchen auch auf ihren Namen acquirirt hätten, ben= 
no das Eigenthum der ganzen dortigen Gemeinde, weldyes noch um fo mehr bafelbft 
der Kall ift, wo die Verwaltung bes Gemeindeweſens ftets mit der Beerdigungs-Geſell⸗ 
ihaft .vereiniget gemwefen, und alle Verhandlungen im Namen der Zubdenfchaft ges 
ihloffen, wie dies zum Theil das Protokoll v. 21. Dec. 1782 ergiebt; daher kann es gar 
nicht reieviren, daß dieſe Verhandlung von den Vorftehern und Mitgliedern der Gefell- 
ihaft ‚gefchehen, weil felbige auch zugleich Vorfteher des. Gemeindewefens waren, und 
überdies nirgends hervorgeht, daß fie blos nomine der Beerbigungs-Gefellfchaft gehan— 
belt und für dieſe allein den Kirchhof acquirirt haben, Aus eben biefem Grunde Fann 
vie Gefellfchaft auch hier nicht aus einer possessione continua und Verjährung durch 
Befis nach den allgemeinen Landes-Geſetzen ein Recht verlangen, denn eines Xheils man: 
gelr ed der Beerdigungs-Geſellſchaft an einem eigenthümlichen Befistitel, und andern 
Theil befindet ſich diefelbe auch nicht in dem alleinigen Befig des Kirchhofs. Daß fel- 
tige bis jegt die Beerdigung der Leichen allein darauf vorgenommen, ‚Tann als eine Bes 
fisergreifung deſſelben nicht geachtet werden, da es notoriſch ift, daß diefe Handlungen 
von derfelben nicht aus einer vorhergegangenen Verpflichtung der übrigen Mitglieder ber 
Gemeinde, fondern nur aus religiöfen Abfihten vorgenommen, und ihnen von den an 


tern überlaffen worben. | 
| A. L. R. Thl. J. zit. 7. 8.106. J 

Hiervon abgeſehen, ſo war die dortige Beerdigungs-Geſellſchaft auch ſelbſt nach ihren 
tiaenen Statuten weder ein Mehreres von dem ꝛc. ©. ©. zu fordern, noch ihm bie als 
leinige Beerdiaung feiner verflorbenen Tochter auf dem dortigen Kirchhofe zu verweigern 
berechtiget. Denn ber ıc. ©. ©. war vormals ein Mitglied der Geſellſchaft, und ift nur 
nach bem Beſchluß v. 24. Oft. a. p. aus derfclben zur Strafe feines ungebührlichen Be: 
tragens bei ber Beerdigung ber Leiche des Ifrael ermittirt worden. Hierdurch iſt der 
Borihrift des $. 413. der Statuten hinlaͤnglich genüget, indem dafelbft auf diefen Fall 
zur die Alternative feftgefest ift, daß das Mitglied der Gefellfchaft entweder ausgefto- 
fen, ober beitraft, d. h. mit einer Geldbuße belegt werbe. Da nun das Erftere ge: 
fhehen, fo Eonnte dag Andere nicht weiter angewendet werben, noch weniger konnte bie 
Geſellſchaft aus dem $. 16. der Statuten, wenn fie den ꝛc. ©. ©. als ein frembes in die 
Geſellſchaft nicht aufgenommenes Mitglied detrachtete, ein Recht hierzu herleiten. Denn 
ned Theils, fo hat diefer $. in diefer Hinficht für die nicht in ihrer Gefellfchaft ſeiende 
Mitglieder der Gemeinde Feine verbindende Kraft, andern Theils aber, fo ift dafelbft auch 
nie alternativiſch beflimmt, daß entweder eine Geldbuße erlegt werde, ober der Geſell⸗ 
fhaft freiftehe, ſich mit Beerdigung der Leiche nicht zu befhäftigen; auf diefen Fall aber 
Riemandem das Recht benommen ift, die Leiche feines Angehörigen allein und ohne 
Hülfe der Geſellſchaft zu beerdigen, und es ift nicht beflimmt, daß diefe die Grabſtelle ver: 
neigern könne, : 

Bon der andern Seite aber involvirt das. Verfahren des ©. ©. bei der Beerdigung 
feiner Tochter eine eigenmächtige und ungerechte, wenigftens eine irreligiöfe Handlung. 
Er hätte vor der Beerdigung feiner verftorbenen Tochter entweber den Worfichern der 
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Beerbigungs:Gefellfchaft, ober einer bortigen Gerichtöperfon ein Pfand auf Höhe der von 
erfterer gemachten Korberung mit Vorbehalt feiner Rechte beftellen, die Beerdigung der 
Leiche in Ruhe abwarten, und alsdann, wie jegt geichehen, feine Beichwerden anbringen 
und ausführen Eönnen, woburd alle gewaltthätige Handlungen und der öffentlich da— 
durch) gegebene Xerger vermieden worden wäre; er ift deshalb auch die hierdurch entftans 
dene Beihädigung an der Thür des Kirchhofes und an den Beerdigungs-Geräthfchaften 
zu vergütigen ſchuldig. 

Cs bat daher, um für bie Folge dergleichen Auftritte und Streitigkeiten zu evitiren, 
überall, wie gefchehen, entſchieden und fo feitgefegt werben müffen. Uebrigens rechtferti- 
get fich der Koftenpunkt dadurch, daß beide Theile gleiche Beranlaffung zu den Beſchwer⸗ 
den gegeben haben, 

So geſchehen Berlin, ben 26. Juni 1812. 
Vice-Oberstandrabbiner und Affeffores 
- Meyer Simon Weyl, Simon Joachim, L. Hurwitz. 
(Heinemann I, ©, 337.) 


b) Verpflichtung der Begrabniß⸗Geſellſchaften zur Aufnahme aller jüdi⸗ 
fchen Zeichen und deren Zarif. 


aa) R. des Min, des Inn. v. 2, Dec. 1817 an die Aelteſten der jüdifchen 
- Synagoge zu Inomwraclam. 

Es ift Über dievon Ihnen bei dem unterzeichneten Min, unterm 11. Aug. barüber 
angebrachte Befchwerbe: 

daß nach einer Verf. der K. Reg. zu Bromberg bie Beerdigungs-Geſellſchaft ber iſrae⸗ 

fitifchen Gemeinde zu Inowraclaw aufhören follte, 
von gedachter Behörde Bericht erfordert worden, 

Aus demfelben ergiebt fich, daß von der K. Reg. gas nicht die Aufhebung ber ges 
dachten Beerbigungs-Gefellfhaft ausbrüdlid; angeordnet ift, fonbern nur ein Zarif re 
gulirt werben foll, nach welchem die jevesmaligen Beerdigunas=Koften zu bezahlen find, 
welches auch nothwendig ift, indem dadurch jeder hierunter bisher ftattgefundenen Wills 
kühr für die Folge vorgebeugt werben wird, und mobei es daher fein Bewenden behält. 

(Heinemann I. ©. 345.) 

bb) R. des Min. d. Inn. v. 14. Aug. 1829 an die K.Reg. zu Bromberg. 

Bon dem jüdifchen Glaubensgenoffen N. zu N. wird in ber urfchriftlich angebogenen 
Gingäbe v. 2. d. M. über Gelderpreſſungen geklagt, welche fich die dafige jüdifche Sterbe: 
zunft bei Beerdiguug nicht zu ihr gehörig gewefener Mitglieder der Jubengemeinde er: 
laube. Nun ftimmt zwar das Min. mit dem der Befcheidung der K. Reg. v. 11. v. M. 
zum Grunbe liegenden Prinzip überein, daß die Indenſchaft eines Orts eine Privatges 
ſellſchaft ift, über deren Verhältniffe, wenn Streit zwiſchen den Mitgliedern und der 
Geſellſchaft entfteht, der Richter zu entfcheiden hat. Allein diefes Prinzip kann nicht fo 
weit auögebehnt werben, daß man dieſen Gefellfhaften auch Mißbräuche geftatten Bann, 
welche bedeutende polizeiliche Webelftände zur Folge haben, und das Privat:Eigenthum 
der Einzelnen der Willtühr preisgeben können. Zu diefen Mißbräuchen gehört nun un: 
flreitig die Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdigungen, zu deren Erlegung ber 
orthodore Zube gezwungen wird, wenn er fi) auf der einen Seite aus Gewiffenhaftig- 
keit nicht zu entſchließen vermag, die Vorfchriften des Ritual:Gefeges unbeobachtet zu 
laffen, ur der andern Seite aber gleichwohl die Leiche fortfchaffen muß, und big zur 
“ Beerdigung rihterliche Entfheidung nicht einholen Fann, In dem Bericht v. 12. Nov. 
1817 ijt die K. Reg. felbft von diefem Grundfage ausgegangen, hat bie Keftfegung von 
Beerdigungs-Zarifen für die Zuden für nothwendig angefehen, und ift unterm 2. Dec. 
ejusd, a. deshalb das Nöthige zu verfügen autorifirt worden. 

Hiernadh mag denn bie K. Reg. auch im vorliegenden Kalle und in allen Fünftigen 
das Nöthige beitimmen und billige Tarife reguliven, nach welchen vorläufig alle nach 
dem jübifhen Ritual-Geſetze zur Beerdigung erforderlihe Handlungen vorgenommen, 
und die Leichen innerhalb der dazu geftätteten Zeit zu Grabe gebracht werden müffen. 
Dabei fann den BeerdigungssZünften, wenn fie etwa wegen des prätendirten Eigen— 
thums an dem Begräbnißplage höhere Forderungen für dieGrabftelle machen zu fönnen 
glauben, nadhgelaflen werben, biefe Forderung nad) dem Begräbniß vor dem Rich— 
ter geltend zu machen, wenn nicht eine gütlicye Einigung jtgttfindet. Allein es kann 
ihnen nicht geftattet werden, vor dem Begräbniß irgend eine, nach dem Ritual-Ge— 
fege nothwendige Handlung einer foldhen Forderung wegen zu unterlaffen, ober daflır 
eine höhere als die tarifmäßige Gebühr zu erheben. y 

Bon dem, was die K. Reg. hiernach verfügt, möge diefelbe Anzeige erftatten, und bie 
Beſchwerde wieder einreichen, den Beſchwerdeführer aber befcheiden, 

(Ann: KILL: 8,558.) >72 i 
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>> R. des K.Min. des Inn. (Köhler) v. 14. Mat 1830 an die K. Reg. 
zu Oppeln, | 

Zur Beiheidung auf Ihre Anfrage v. 11. März d. J., die Theilnahme ber ſich in eis 
ner Stadt anſiedelnden fremden Zuden an dem Begräbnißplase der dafelbit fchon befte: 
henden Zudengemeinde betr., wird der K. Reg. anliegend in Abichrift eine unterm 14. 
Aug. v. 3. auf eine ähnliche Veranlaffung an die Reg. zu Bromberg erlaffene Verf. mit 
dem Bemerken mitgetheilt, daß hienach der von Ihr vorgetragene Kal einftweilen, unb 
Bis die künftige Gefesgebung ſich näher über die Sache ausfpricht, regulirt werben mag. 
Jedem Juden den Beitritt zur Begraͤbniß-⸗Sozietaͤt zwangsweiſe anzufinnen, ift gefeg: 
lich nicht zulaͤſſig. (Ann. XIV. S. 349.) 


dd) Die R. v. 29. April 1833, 27. Febr. und 3. Suni 1840 vergl. 
oben, erftereö sub I, €. BB. 3. b. letztere Abfchnitt IX. 

ee) R. des Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Rochow) v. 24. März 1842 
an den Vorftand der jüdischen Religiond-Gefelfchaft zu N, 

Dem Borftande der jüdischen Religions-Geſellſchaft ertheile ich auf das Geſuch v. 3, 
DE. v. J, in Betreff der Beftattung der nicht zu derfelben gehörigen jübifchen Glaus 
bensgenoſſen, Nachſtehendes zum Beſcheide. 

Die erſte Bedingung, welche jeder in einem Orte ſich anſiedelnden Judengemeinde ge: 
macht wird, ift in allen Källen die Anfhaffung eines Begräbnifplages, auf welchem 
fammtliche, im Orte verftorbene Juden beerdigt werden können, Die Polizei hat ſich 
nicht darum zu befümmern, auf weflen Koften ein folcher Platz angefchafft worden, viel: 
mebr in allen Fällen, wenn ein Zude im Orte ftirbt, deffen Beerdigung auf dem jübi: , 
[hen Gottesader zu verlangen und nöthigenfalls zu erzwingen. Denn, fo wenig eine 
Kommune angehalten werden kann, einen befonderen Vegraͤbnißplatz für die einer juͤdi⸗ 
Then Beerdigungs-Gefellfchaft nicht beigetretenen Zuden anzufhaffen, fo wenig geftat: 
tet es Sitte, Anftand und die den Todten ſchuldige Pietät, cs dem Zufalle zu überlaffen, 
wo eine jüdifche Leiche beerdigt werden fol. Eben fo wenig geftattet es biereligiöfe Sitte, 
einen hriftlichen Armen:Gottesader auch zur Beerdigung von Juden zu gebrauchen. 

Wenn fi in einzelnen Orten jüdische Begräbnißaefellfchaften bilden, fo muß aud) dies 
fen die Aufnahme aller jüdifchen Leihen auf dem Plabe aufgegeben werden, aud wenn 
die Familie des Verftorbenen nicht zu der Gefellfchaft gehoͤrt. Cs wird ihnen dann aber 
geftattet, einen Zarif zu entwerfen und zur Genehmigung einzureichen, und darin, nad) 
Maßgabe der Koften, welche die Anfchaffung und Unterhaltung erfordern, und des Rau: 
mes für eine Grabftelle, angemeflene Säse feftzuftellen. Wenn aber gegenwärtig die 
dortige Zudenfchaft von Jedem, welcher fid ein Anrecht auf den Beerdigungsplag ver: 
fhaffen will, ein Eintrittsgeld von 105 Rthlr. verlangt — eine Summe, die der Aer-⸗ 
mere gar. nicht aufzubringen im Stande ift — und wenn diefelbe für eine fremde Leiche 
die Säge von 100 Kıhir., 70 Rthlr. und 50 Rthlr. fordert, fo eignen ſich dergleichen 
Süße nit zur Genehmigung, vielmehr Laufen folche Vorſchlaͤge lediglich auf eine ta= 
delns vuͤrdige Gelderpreffung hinaus. Es bleibt daher der Judenſchaft Lediglich über: 
laffen, den Zarif für Mitglieder der Gefellihaft und fir Fremde nady obiger Anſicht zu 
reguliren und die Genchmigung der KR. Reg. einzuholen. Bis dahin, daß dies gefhehen, 
wird nad) wie vor die Beerdigung jeder jüdischen Leiche, nöthigenfalls durch polizeiliche 
Mittel, erzwungen, und ber Zudenfchaft überlaffen werden, die Entfhädigung für bie 
Grabftelle von den Hinterblichenen im Rechtswege nachzufuchen. 

(8, M. Bl, 1842. ©. 63.) ER 

ff) Uebliche Koftenfäße der Begräbnißgefellfchaften. 

Gutachten des Vice-ObersLand: Rabbiner Weyl, v. 16. Nov. 1817, 

a) Anfrage des Landraths zu Frankfurt a. D. beim Vice-Dber-Landrabs 
biner M. S. Weyl in Berlin. 

Ew. Wohlgeboren gebe ich mir die Ehre, anliegend das aus 1 Banbe und 7 Blättern 
beftehende Aftenjtüct mit bem ergebenften Erſuchen zu überfenden, 

mir Dero Gutachten darüber gefälligft baldigft unter Rüdjendung der Alten zu⸗ 
kommen zu laffen, 
ob es möglich fei, daß die Kirchhofs-Vorſteher für die Grabftelle des Kindes einer 
Dienitmagd 15 Thlr. zu nehmen berechtigt fein Fönnen. 

ueberhaupt bitte ich, mich zu benachrichtigen, wie es dort wegen der Grabespläße ge- 
halten, und was dafür bezahlt wird, auch in welchen Fällen dafür eine größere ober ar: 
ringere Abgabe entrichtet werben muß. 

Frankfurt a, d. O., den 29, Okt. 1817. 
K. Landrath und — 
Hauſchteck. 
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6) Gutachten ded Vic» Ober-Landrabbiners. 


In Gemäßheit Ew. Aufforderung vom 29. v. M. die Beſchwerde bes Herrn 8. $. 
Namens ber unverehelichten H. ©. Über die dortigen jübifchen Kirchhofs-Vorfteher, we: 
aen angeblich fir ihr verftorbenes Kind zu viel gezahlten Beerbigungs-Gebühren betr., 
beehre ich mich, Ew. sub remissione der besfalfigen Akten Folgendes gutachtlich zu 
berichten. 

Im Allgemeinen machen die Beerbigungs »Gefellfhaften ber jüdifchen Gemeinben, 
nad) den jüdifchen Ritual-Gefegen, eine freiwillige, aus Religionseifer zu diefem wohls 
thätigen und religiöfen Zwecke ſich verbindende Komite der Gemeinde jedes Ortes oder 
Parochie nach dem Sinne des $. 237. Zit. Il. Thl. IT, A. ER. aus, Ihr allein ift 
das Kirchhofs⸗ und Begraͤbnißweſen jebes Orts, wo beraleichen Gefellfchaften errichtet 
find, abgefondert von dem fibrigen Gemeinde:Wefen, übertragen. Wenn daher der Kird;: 
bof ſelbſt, übereinftimmend mit den Vorfchriften des 2. R. 8. 183, ibid. das Gigenthum 
der ganzen jüdifchen Gemeinde jedes Orts ift, fo ftehet diefer, namentlid, deren Vorfte: 
bern, nicht nur die Anorbnung bed Zeremonield vor und bei der Beerbigung der Leichen, 
fondern auch die Verwaltung beffelben in vollem Maße unb eben fo zu, als wären fie 
von der ganzen Gemeinde gewählt, und haben in diefer Hinficht die Rechte und Verbin: 
lichkeiten eines Pfarrers und Kirchenvorftchers (86. 453. 553. 619. 1. c.). Es haben 
daher diefelben das Recht und die Verpflichtung wie jene ($.423.und 667 ibid.) die nad) 
den Statuten einer Ortd-Gefellfhaft und Gewohnheiten — welche bier allein entfcheis 
den, ba keine nad) $. 425 ibid, beftimmte Zarorbn. des Staats vorhanden iſt — einge: 
führte Gebühren und Stellgelder für Begräbnißpläge zu verlangen. 


Sn der Regel ift in diefen Statuten der Beerbigungs:-Gefellfchaft eines jeden Orts eine 
beöfalfige Zare hinfichts der Einwohner des Orts uud ihrer Familien, welche juͤdiſche 
Glaubensverwandte find, angeordnet und feftgefest, doch ift fich dieſe nicht uͤberall gleich. 
Selbige heruhet auf herkömmlichen Obfervanzen jedes Orts und Befchlüffen der Ge: 
meinde oder auch nur der Geſellſchaft allein, 


Allgemein ift es Gebrauch, daß für die Leiche, welche eigenes Vermögen ober vermoͤ— 
gende De: und Afcendenten zurücdläßt, mehr als für ſolche, wo dies nicht der Fall ift, 
jedoch nach den in ber Zare beftimmten Sägen gegeben werben muß. 


Eben fo allgemein ift auch die Gewohnheit, daß hinfichts fremder, fi nur momentan 
an einem Orte aufhaltender Perfonen, ſowohl in Anfehung ihrer felbft als ihrer unmit- 
telbaren Zugehörigen, Fein beftimmter Sas und feine Zare vorhanden ift, fondern es 
von der Beftimmung der zeitigen Vorfteher der Gefellfchaft allein abhängt, was fie für 
die Beerdigung der Leichen verlangen, in fofern der Nachlaß des-Verftorbenen fich dazu 
qualifizirt, oder die Des und Afcendenten vermögend find. 


Die Beurtheilung und Entfcheidung hierüber ift das alleinige. Recht und die Pflicht 
der gedachten Vorfteher, wozu ohne Ausnahme die verftändiaften, rechtlichften und reli- 
‚giöfeften der Gefellfchaft gemählet werden, und bei welchen Billigkeit und unparteiifches 
Verfahren vorausgefegt und erwartet wird. Glaubt indeß Semand, daß in einem oder 
anderem Falle ihm von diefen zu viel gefchehen fei, fo kann er auf das Urtheil eines 
Ausfchuffes der Geſellſchaft, allenfalls unter Vorfig des Rabbiners des Orts, pronoziren, 

Ein Gefinde jüdifhen Glaubens gehört nun zwar rückfichtlich der Beerdigung felbft, 
fowohl nach jüdiſchem Ritus, als aud) nad) den Landesgefegen zu der Parochie der jüdi: 
fhen Orts-Gemeinde, wo es in Dienften ift, das heißt, daß die Gemeinde oder die Be: 
erdigungs:Gefellfchaft, demfelben, oder deſſen Angehörigen den Begräbnißplag nicht ver: 
fagen dürfe, Es können aber von demfelben, wenn es nicht ein eingebnrnes, ſondern von 
einem fremden Orte dahin gefommenes, und dort nicht wohnhaftes Mitglied ift, die 
willtührlihen Gebühren und Stellgelder, wie von einem andern Fremden, nach der vor: 
bemerften Beftimmung genommen werben. 

Im vorliegenden Kalle alfo, wo nad) der eigenen Anzeige bes Herrn %., und nad) An: 
gabe der H. ©., ihr Beihwängerer, Vater des verftorbenen und beerdigten Kindes, ein 
vermögender Mann ift, von bem fie aud) nad) den G. die diesfallfigen Begräbniß-Koften 
erftattet verlangen kann, 

Ä ($. 84 des erften Anhanges zum U. L. R.) 

fie felbft auch nicht als eine ganz arme Perfon betrachtet werben kann, da fie ben Betrag 
von ihrem früheren Dienftlohn entnommen und berichtigt hat; fo können auch bie-bor: 
tigen Vorſteher der Beerdigungs-Geſellſchaft, ihres Verfehens willen, nad den Grund: 
ſätzen der Ritual: oder Landes-Gefege nicht getadekt, noch weniger zur Zurüdgabe bes 
bereits zur Kaffe gezahlten Geldes angehalten werben. Es muß ihr vielmehr überlaffen 
bleiben, blos im Wege der Güte durch-befcheidenes Anfuchen und Vorftellungen bei den 
Vorftehern folches zu bewirken. 
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Dieſes ift es, was ich pflichtmäßig und gutachtlich zu berichten mich veranlaßt gefunz' 
ben, unb ftelle die ferneren Verf. deshalb Ew. ꝛc. ergebenft anheim, 


Berlin, ben 16. Nov. 1817. 
Der Vice⸗Ober⸗Landrabbiner 
Meyer Simon Weyl. 
(Heinemann I. ©, 347.) 
e) Transport jüdifcher Leichen. | 

R. ded Min. des Ian. v. 1. Sept. 1818 an die Aelteften der jübifchen 
Gemeinde zu Königäberg in Preußen. 

Es wird Ihnen auf Ihre Eingabe vom 19, v. M., worin Sie darauf antragen, zu 
verfügen, daß diejenigen jüdifchen Glaubensgenoffen, welche auf dem Lande ober in 
Städten fterben, wo Eein jübifcher Zodtenader ift, nady dem naͤchſten Ort, wo ſich ein 
foldyer befindet, transportirt werben dürfen, zum Beſcheid eröffnet, daß bieferhalb eine 
allgemeine Verf. nicht erlaffen werben kann. 

Sobald indeß die Erlaubniß zu dem Transport einer Leiche bei der Orts: Polizei:Be: 
börde in ſolchen Fällen nachgefucht wird, wo in Hinficht auf Gefundheits Polizei, nichts 
Erhebliches entgegenftehet, und namentlich die Leiche noch nicht von der Verweſung ans 
gegriffen, oder der Zodte nicht etwa an einer anſteckenden bösartigen Krankheit geftor: 
ben ift, wird die Erlaubniß auch nicht verweigert werden. 

Uebrigens müffen fich die Juden-Gemeinden in den Städten, wo noch fein befonderer 
Begräbnifplag für diefelben vorhanden ift, dergleichen befchaffen. (Annal. IL. S. 728.) 


BB. Art der Repartition der Gemeindebedbürfniffe unter 
die Gemeindeglieder. 

1) Rüdfichtlich der Landeötheile in denen das A. L. R. gilt, verweift Th. II. 
Zit. 11. 8. 20 in Betreff der Nechte der gebuldeten Religionsgefellfchaften: 
auf Eh. 11. Zit. 6. 8. 11 ff., nämlich auf die Rechte der erlaubten Pri- 
vatgefellfchaften. Diefe haben unter fich die inneren Rechte der Kor» 
porationen und Gemeinden. Die Beftimmungen, welche für die leßteren 
gegeben find, fommen daher zur Anwendung bei Entfcheitung aller inneren 
Rechtöverhältniffe der Sudengemeinden, insbefondere alfo auch bei Entſchei— 
dungen über die Art der Repartition der Gemeindebebürfniffe unter die Ges 
meindeglieder. Jene Beflimmungen find nun enthalten in den folgenden 
66. 11—15 und 25—80. it. 6.8 LER. 


5.11. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder erlaubter Geſellſchaften unter ſich, 
werben nad) dem unter ihnen beftehenden Vertrage, in beffen Ermangelung, nad) den 
für die verfchiedenen Arten folcher Gefellfchaften ergangenen befondern Gefegen, und wo 
auch diefe nicht entfdheiden, nach dem Zwecke ihrer Verbindung beurtbeilt. * 

Z. 12. Bei Handlungen, woraus Rechte und Verbindlichkeiten gegen Andere entſte— 
ben, werben fie nur als Theilnehmer eined gemeinfamen Rechts, oder einer gemeinfamen 
Verbindlichkeit betrachtet. 

$. 13. Dergleihen Geſellſchaften ftellen im Verbältniffe gegen Andere, außer ihnen 
keine moralifhe Perfon vor, und Eönnen daher auch, als foldhe, weder Grundftüde,, 
noch Kapitalien auf den Namen ber Gefellichaft erwerben. Det 

6. 14. Unter fich aber haben dergleichen Gefellfhaften, fo lange fie beftehen, die in: 
neren Rechte der Korporationen und Gemeinden. ($. 25 sqgq.) 

8.15. Es kann daher ein ausfcheidendes Mitglied von dem Gefellfhaftsvermögen nur 
in fofern einen Antheil fordern, als das Mitglied einer Korporation und Gemeinde dazu 
berechtigt ift. 

$. 25. Die Rechte der Korporationen und Gemeinden fommen nur foldyen vom Staate 
genehmigten Gefellfchaften zu, die fich zu einem fortbauernden gemeinnügigen Zwecke 
verbunden haben. 

8. 26. Die VBerhältniffe und Rechte der Korporationen und Gemeinden find haupt— 
ſächlich nach den bei ihrer Errichtung gefchloffenen Verträgen, ober ergangenen Stif: 
tungöbriefen; nad) den vom Staate erhaltenen Privilegien und Konzeffionenz; und nad), 
—* auch in der Folge unter Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüſſen zu beur— 

eilen. 

$.27. Die foldhergeftalt beftimmten Rechte und Pflichten der Gefellfchaft und ihrer. 
Mitglieder, fo wie bie wegen bes Betriebes der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ge: 
teoffenen Einrichtungen, madyen die Verfaffung diefer Korporation aus, 

5.28... &o weit baburch der Zweck der Gefellfhaft, und ſolche Mittel, ohne welche 
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—— nicht erreicht werden kann, beſtimmt find, gehoͤren dieſelben zur Grund⸗ 
verfaſſung. 

$. 29. Grundverfaſſungen koͤnnen nur in ſoweit geändert ober abgeſchafft werben, als 
bie Korporation felbft aufgehoben werden kann. 

$. 30. Auch andere Verfaffungen kann die Korporation eigenmächtig, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung des Staats, nicht abändern. 


$. 31. Wie weit aber dergleichen Aenderungen durch einen nad) Mehrheit der Stims 
men abzufaffenden Geiellfchaftsfchluß, „unter Approbation des Staats, erfolgen Eönnen, 
ift nad) den unten vorkommenden Regeln zu beurtheilen. 

8.32. Bei der Yuslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Verfammlung:: 
gefegen einer Gefellfchaft, finden die allgemeinen Regeln von Auslegung der Verträge, 
Geſetze und Privilegien überhaupt Anwendung. 

8. 33. Doch ift dabei auch auf die bisherige Gewohnheit bei der Gefellfchaft, fo weit 
biefelbe ihrer Grundverfaffung und ‚den allgemeinen Geſetzen des Staats nicht wider: 
fpricht, vorzüglihe Rüdfiht zu nehmen, 

8. 34. Soll Über dergleichen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Erklä: 
rung für die Zukunft abgefaßt werden: fo kann dies nur durch Schlüffe der Korporation 
unter Genehmigung des Staats, gefchehen. 


$. 35. Kann kein folder Schluß zu Stande kommen: oder betrifft die Sache Rechte 
und Pflichten der Korporation gegen andere außer ihr: fo kommt diefes Erklaͤrungsrecht 
nur allein dem Staate zu. 

8, 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch folche Deklaration in feinen ſchon 
— Befugniſſen gekraͤnkt ſei: ſo muß ihm darüber rechtliches Gehör verſtattet 
werden. 

$. 37 Jedes in die Korporation neu eintretende Mitglied unterwirft ſich eben dadurch 
den Verfaſſungen derſelben. 

$. 38. Von deren Beobachtung, fo weit es dabei auf Grundverfaſſungen ankommt, 
können auch einzelne Mitglieder niemals befreit werben. 

$.39. In wiefern aber Korporationen, ober deren Vorgefedte, einzelne Mitglieder 
von andern zur Grundverfaffung nicht gehörenden Berbindlichkeiten und Laſten bispen: 
firen önnen, hängt von den befondern Einrichtungen einer jeden Art der Korporatio— 
nen ab, 

$. 40. So weit die Berfaffung einer Korporation aus ben bisher ($. 26—36,) ange: 
gebenen Quellen nicht zu beftimmen ift, muß auf die wegen der verfchiebenen Arten ber 
Korporationen ergangenen befondern Gefege Nüdficht genommen werden. 


$. 41. Wo auch diefe nichts Näheres beſtimmen, da treten nachftehende allgemeine 
Vorſchriften ein. 

8. 42. Jedes Mitglied einer Korporation ift fchuldia, feine Handlungen dem gemein: 
ſchaftlichen Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung beffelben mitzuwirken, 

8 43, Die Korporation ift berechtigt, Mitglieder, welche diefem Zwecke vorfäglid, 
oder fonft beharrlich, zumider handeln, auszuftoßen, 

$. 44. Sie kann aber biefe Befugniffe nur unter Aufficht bes Staats, und nad; den 
von ihm vorgefhriebenen Gefegen ausüben. 

8.45. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre Mitglieder kann einer Korporation nur 
wegen Vergehungen, die von ben Mitgliedern in diefer Eigenfhaft begangen worden, 
und nur in fofern zufommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdruͤcklich verlie 

en hat. 
’ 56. Aber auch in diefem Kalle muß die Korporation, bei Ausübung ihres Straf: 
rechts, die in den Gefegen allgemein vorgefchriebene Orbnung und Berfahrimgsart 
beobadıten. 

8.47. Auch findet gegen foldhe Strafverfügungen die Berufung auf die vom Staate 
angeordneten Richterftühle Statt. 

$. 48. Die Korporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Vorwiſſen und Beftim: 
mung des Staats aufzunghmen. 

$. 49. Rechte und Vorzüge, welche einer Korporation oder Gemeinde vom Staate 
beigelegt find, kommen ber Regel nad) allen gegenwärtigen und Fünftigen Mitgliedern 
derfelben zu ftatten. 

8. 50. Doc können auf Vorrechte, welche nur der ganzen Gefellfchaft, als einer mo 
salifhen Perfon betrachtet, verliehen find, einzelne Mitglieder für ihre Perfonen, und 
in ihren Privatangelegenheiten, keinen Anfpruch machen. 

$. 51. Die innern Angelegenheiten einer Korporation werben durch Berathfchlagun: 
gen und Schlüffe der Mitglieder angeordnet. 

5.52. Bei gewöhnlichen Vorfällen, und in den ein für allemal bazu beftimmten 
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—— entſcheidet ber Schluß ber in dieſer Verſammlung gegenwärtigen Mit: 
glieber. 

8. 53. Bei außerorbentlihen Borfällen, deren Verhandlung in den Stiftungsgefegen 
ben ordinairen Verſammlungen nicht beigelegt if, müffen fämmtliche Mitglieder aus: 
brüdlich eingeladen werben. 

8. 54, Sit bei ben Einlabung zu folchen außerorbentlichen Berfammlungen zugleich 
ber Gegenftand ber Berathfchlagung angezeigt worden: fo können die erfcheinenden 
Mitglieder, ohne Rücficht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfaffen. 

$. 55. Iſt aber eine ſolche ausdrüdliche Bekanntmachung des Gegenftandes ber Be: 
rathſchlagung nicht geihhehen: fo müſſen wenigftens zwei Drittel der Mitglieder gegens 
wärtig fein, wenn ein Schluß zu Stande kommen foll. 

$. 56. Iſt die Einladung nicht gehörig gefchehen, oder in bem alle des $. 55. nicht 
bie erforderliche Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig gewefen: fo ift ein dennoch abge: 
faßter Schluß nichtig. 

8. 57. Es ift hinreichend, wenn die Einladung an dem gewöhnlichen Wohnorte eines 
- jeden Mitgliedes, auf die in der Progeßorbnung vorgefchriebene Art, infinuirt wird. 


$. 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen befannten Aufenthaltsort verändern, ‘ohne 
ben Borftebern der Korporation Nachricht zu geben, wo fie anzutreffen find, ift die Kor: 
poration beſonders einzuladen nicht fchulbdig. 

$. 59. Eben bas gilt wegen folder Mitglieder, bie ihren Wohnfig aus der Provinz 
verlegen, ohne der Korporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an weldyen die Ein» 
labung in vorfommenden Fällen —— werben folle. 
ee — Abweſende Mitglieder koͤnnen den Verſammlungen auch durch Bevollmaͤchtigte 

wohnen. 

$. 61. Dergleichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliede der Korporation aufge⸗ 
tragen werden. 

— Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werden nach der Mehrheit der Stimmen ab: 

gefaßt. 
$. 63. Bei vorhandener Stimmengleidhheit gebührt die Entfcheidung derjenigen Be: 
börbe, der es felbft zulommt, die Schlüffe der Korporation zu beftätigen. 


8. 64. Zu neuen Beiträgen, bie weber in der Stiftungsverfaffung, noch in ven allges 
— Geſetzen des Staats gegründet find, iſt die Einwilligung aller Mitglieder erfors 

erlich. 

$. 65. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur Erfüllung bes Zwecks der Korporation, 
ober einer von ihr vorhin fchon rechtögültig übernommenen Verbindlichkeit nothwendig: 
fo muß auch in: dergleichen Angelegenheiten die geringere Zahl der Mehrheit der Stims 
men fich unterwerfen. 

$. 66. In keinem Kalle können neue Anlagen ohne Vorwiffen und Genehmigung des 
Staats gemacht werben. 

$. 67. Was von neuen Beiträgen vororbnet ift, gilt auch von Erhöhung der bisher 
nur gewöhnlichen. 

$. 68. Gefellfchaftliche Rechte, welche nicht fammlichen Mitgliedern, fondern nur 
Einem oder dem Anbern unter ihnen, als Mitglieder, zukommen, Tonnen benfelbeu, 
wider ihren Willen, durch die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen, ober ginges 
ſchraͤnkt werben. 

$. 69. Ebeh das gilt, wenn nicht allen, fondern nur Einem ober etlichen Mitgliedern, 
neue Laften ober Verbindlichkeiten aufaelegt werden follen. 

$. 70: Auch die Verwaltung und Nusung bes ber Korporation zuftehenden gemein: 
fchaftlihen Vermögens wird durch Schlüffe der Korporation angeordnet. 

$. 71. Die Berwendnng muß zur Beförderung bes gemeinfchaftlichen Beſten ber Ge: 
ſellſchaft, und zur Erreihung ihres Endzwecks gefchehen. 

8. 72. Derjenige Theil des Geſellſchaftsvermögens, wovon bie Nusungen für bie 
einzelnen Mitalieder beftimmt find, muß nad) den Rechten des gemeinfamen Eigenthums 
behandelt werden. (Th. 1. Zit. 17. Abfchn. 1.) 

$. 73. Die Korporation ift nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitalied, oder auch 
ein Fremder, ihr zu einem gewiffen beftimmten Zwecke zugewenbet hat, ohne beffen Ges 
nehmigung einen andern Gebraud) zu machen. 

8. 74. In wiefern aber bei veränderter Umftänden der Staat, nad) dem Ableben 
bes Stifters, der Stiftung eine andere Richtung geben Eönne, iſt nad) dem $. 193 
vorfommenden Grundfage zu beurtheilen. 

$. 75. In allen Fällen, wo bergleichen Verfügung getroffen werben foll, muß die noch 
beitehende Körporation mit ihrem Gutachten zuoörberit darüber vernommen, und von 
diefem Gutachten, ohne überwiegende Gründe, nicht abgewichen werben. 
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8. 76. Auch von den zur Erreichung bes Zwecks einer ſolchen Stiftung vorgefchriebe: 
nen Mitteln darf die Korporation eigenmädhtig nicht abgehen. 

8. 77. Der Staat felbft ift, diefe Mittel und Einrichtungen abzuändern, nur aladann 
berechtigt, wenn Elar erhellet, daß dadurch der Zweck nicht erreicht werben koͤnne, ober 
gar verfehlt werben würde, 

8. 78. Sind dabei Verordnungen zu Gunften gewiffer beftimmter Perfonen gemacht: 
fo Tann davon, ohne die Einwilligung oder vollftändige Entfhädigung ſoicher Perfonen, 

- nicht abgegangen werden. 

8. 79. Sit in dem Falle, wenn die Einrichtungen des Stifters nicht buchftäblich be= 
folgt würden, einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung gewibmete Sache ober 
Summe beigelegt: fo findet eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Einwilligung bie: 
fes Dritten nicht Statt. 

8.80. Werben die von dem Stifter gemachten Einrichtungen ſchon zu der Zeit, ba 
bie Stiftung errichtet, und der Korporation aufgetragen worden, zweckwidrig befunben: 
fo muß ber Korporation die Annahme einer ſolchen Stiftung nicht geftattet werben, 


2) Ueber die von den vorftehenden Gefeßen abweichende Obfervanz 
der Juden bei Vertheilung ihrer Gemeindebedürfniffe ſpricht fih das nad: 
folgende Gutachten ded WVice- Ober: Land: Rabbinerd Weyl v. 16. Mai 
1815 aus; 


a) Requifitiondfchreiben des Magijtratd zu Schievelbein, 

Die biefige Gemeinde mofaifher Religion hat einftimmig zur Regulirung ihrer An- 
gelegenheiten Vorfteher aus ihrer Mitte, worunter auch einer von denen, die feit dem 
K. Ed., die bürgerlichen Verhältniffe der Juden betr, hieher gezogen find, gewählt. 
Diefe Vorfteher haben fi den 30. v. M. mit Zuziehung bes unterzeichneten Bürger: 
meifter P... verfammelt, um ein jebes Mitglied biefer Gemeinde zu ſchaͤtzen, damit die 
nöthigen Ausgaben für das künftige halbe Jahr beftritten, und auch der Schulmeifter 
und Koller beköftiget werben Fann. Denen Vorftehern wirb hierdurch das Zeugniß ge: 
geben, daß bie Kb thäsung auf fehr billig ruhenden Grundfägen gefchehen ift. Es giebt 
aber in diefer Gemeinde zwei oder drei einzelne Mitglieder, bie fich dem, von ben Bor: 
ftehern auf Pflicht und Gewiſſen abgefaßten Beichluffe, aus Neigung zum Wibderfpruche, 
wiberfeßen wollen, obgleich Unterzeichneter ſowohl als die Vorfteher volllommen über: 
zeugt find, daß feinem Einzigen zu viel gefchehen ift, fondern blos das allgemeine Wohl 
bezweckt worben. Hauptfäctich ift darauf gefehen worden, daß ein tuͤchtiges Subjekt 
zum Unterricht der Zuben im Judenthum, zum Vorlefen und VBorfingen in ber Syna⸗ 
goge und zum Schächten engagirt worden; diefes Subjett muß aber auch von der. gan: 
zen Gemeinde, da Fein anderer Kond dazu ba iſt, natürlich beföftiget und befoldet wer: 
ben. Es giebt in diefer Gemeinde zwar einzelne Mitglieder, die die mehreften Kinder 
zur Schule ſchicken, allein aber auch fehr arm find, diefe müffen doch wohl von den 
Andern, wie es Pflicht ift, Übertragen werden; allein, wie gefagt, es giebt einige, bie 
biefes nicht beherzigen, und dem von ben Vorftehern abgefaßten Beſchluſſe nicht ge- 
nügen wollen. 

Em. Hochehrmwürden wird daher ganz gehorfamft erfucht, dem unterzeichneten Magi⸗ 

ſtrat mit umgehender Poft gefälligft anzuzeigen, ob einzelne Mitglieder der Gemeinde ſich 
dem Befchufle der Vorfteher niht au in Berlin und andern Orten, wo Seraeliten 
wohnen, willig unterwerfen müffen; denn von einem Armen mehr zu nehmen, als es 
feine Kräfte erlauben, wuͤrde ja offenbar Günbe fein. Sogar haben fich die widerfpens 
fligen Mitglieder geäußert, einen feparaten Schädhter zu halten und ſich von der Ge: 
meinbe loszureißen. 

Sobald mir Ew. Hochehrwürben Ihr Gutachten über diefe Gegenftände gegeben ha: 
ben werben, wird der unterzeichnete Magiftrat die Vorfteher ber Gemeinde bei einer jeben 
Sache, die auf Billigkeit beruhet, zu vertreten wiſſen. = 

Schievelbein, den 2. Mai 1815. Der Magiftrat. 


° Anden Vice-Ober-Land- Rabbiner Herrn Meyer Simon Weyl in Berlin. 


b) Gutachtliches Antwortfchreiben de3 Vice» Ober: Landrabbiners. 


Auf Ew. ze. mir fehr geehrtes Schreiben v..9. d. M. in Betreff der von einzelnen 
Mitgliedern der dortigen mofaifchen Gemeinde, gegen bie von den Vorftehern ihnen auf: 
erlegte Laften gemachten Widerfprüche, erwiedere ic) ergebenft Folgendes: 

Im Allgemeinen ift es Ritualgefes, und war auch ſtets Obfervanz, baf die Armen in 
eier israelitifchen Gemeinde nicht nur von allen Beiträgen befreit, fondern die Bedürf: 
tigen noch unterftüßt werben. Um aber wiflen zu können, wer in einem Zleinen Orte 
vermoͤgend ober unvermögend ift, wurde fonft, und vor Emanirung des Edikts v. 
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11. März 1812, immer ber beider, alle drei Jahre Statt gehabten Berfammlung der Land: 
Judenſchaft, wegen Entrichtung des Schußgeldes und anderer Königl. Abgaben, gefches 
henen Vermögenihäsung jedes Schusjuden und bes ihm. auferlegten Beitrages, zur 
Norm genommen, und find danach die ftädtifchen Gemeindelaften repartirt worden. Da 
hies nun durch die vorangezogene Verordnung ceffirt hat, und ein Landesgefeg Über den 
Kultus der Israeliten noch nicht vorhanden iſt, ſo müſſen nach meinem ergebenften Da⸗ 
fuͤrhalten auch noch die jüdiſchen Ritualgeſetze entſcheiden. Nach dieſen aber gehoͤren 
auch die Koſten eines Lehrers zum Unterricht der Kinder der Gemeinde in der Religion, 
der Thora und dem Talmud zu denjenigen Kommunelaſten derſelben, die von den reichen 
Hausvätern allein getragen werden muͤſſen. Hinſichts aber um zu beſtimmen, wer 
vermögend oder ganz unvermoͤgend ift, oder wie viel ein jeder beitragen folle, fo ift es 
bis jest Gebraud) gewefen, daß die Gemeinde in 3 Klaffen, naͤmlich: 1) ganz reiche, 
2) bemittelte, und 3) arme getheilt und von jeder Klaffe nach Verhältnig der Zahl der 
Gemeinbeglieber ein oder —— Hausvaͤter durchs Loos gezogen wurden, und daß die 
dergeſtalt herausgekommenen Perſonen die Schätzungs-Kommiſſion ausmachten, deren 
Beſtimmungen ſich die Gemeinde unterwerfen mußte. Es muß natuͤrlich dieſer Kom— 
miſſion, und nachdem fie unter Handſchlag verſichert hat, ohne Intereſſe und Rückſicht, 
und nicht einfeitig zu Sägen, der Etat der Ausgaben der Gemeinde vorgelegt werden. 
Auch dürfen unter der Schäßungstommilffion nicht zwei oder mehrere folder Anvers 
wandten ſich befinden, die nad) dem Ritualgefege kein Zeugniß einer gegen den andern 
ablegen dürfen. Die Schägung der von ber Kommiſſion felbft zu leiftenden Beiträge 
aber wuß, fobald diefe mit der Schäsung der Übrigen zu Stande ift, von drei andern 
aus den 3 Klaffen der Gemeinde durchs Loos zu wählende Perfonen erfolgen. | 
Sn keinem Falle aber können fic einzelne Mitglieder von der Gemeinde losreißen, und 
eine befondere Gemeinde ausmachen wollen. | 
Indem ich nun die fernere Verfügung und Regulirung Ew. ıc, anheimftelle, verharre 
id) ꝛc. Berlin, den 16. Mai 1815, | | 
(Heinemann I. 330.) | 


3) Koch bemerkt in Betriff des vorftehenden Gutachtens: | 

Die Meinung des Vice:D.-Land-Rab. Weyl, wonach die Repartition bei Mangel eines 
‚Landesgefeges über den Kultus noch nach den jüdifchenftitualgefegen gefchehen fol, fteht 
mit. der Bellimmung in dem G. v. 11. März 1812, daß die Suden den allgemeinen 
Landesgefesen unterworfen fein follen, im Widerſpruch. Die Frage: wie viel ein jedes 
Glied. der- Gefellichaft zu den Laſten beizutragen hat, betrifft keine Glaubensangelegen- 
beit, und wird auch durch kein Ritualgefeg entſchieden. Dieſes zeigt Weyl felbft audy in 
der weitern Entwidelung feiner Anfidht, indem er, bei der Schägung die Juden in 3 
Klaffen, nämlich: 1) reiche, 2) bemittelte, 3) arme, getheilt wiffen will. Dies ift die 
alte Eintheilung nach dem Generaljubenreglem; v. 1750, welches gänzlich abgeſchafft ift. 
Un deſſen Stelle treten die allgemeinen Landesgeſetze, weldye hinlängliche Entfcheidungs- 
normen enthalten. Die Rit. G. Choschen hamischpat c. 4.$. L Anm. cap. 7. 8. 
12. u cap. 168 ftimmen mit $. 68. Zit. 6. Th. IL. des U. L. R, darin, daß jeder Ge⸗ 
meindebefchluß nad) der Stimmenmehrheit ber Anwefenben gefaßt wird, ; überein. 

(Die Zuben, ©. 210.) . Rp 

4) Die vorftehende Anficht ift vom Standpunfte des erfennenden Rich» 
terd aus vollfommen richtig. Wenn gleich ed nämlich den jüdifchen Gemeinden 
unbenommen bleibt, fih nach den bei ihnen üblichen Sätzen für ihre Ge⸗ 
meindebedürfniffe zu beſteuern, fo lange fie hierüber umter ſich einig find, ſo 
hat doch ein jedes Gemeindemitglied ein la bares Recht darauf, nur nach 
den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen für die Gemeindebedürfniffe beis 
zufteuern und der Richter wird, fo bald er in den Sal kommt, hierüber zu 
entfcheiden, dieſe Entfheidung nicht aus den Obfervanzen der jüdifchen Ge⸗ 
meinden, ſondern aus den allgemeinen Landesgeſetzen nehmen. 

Bon dieſen Geſichtspunkten gehen denn auch in einem Specialfalle die 
‚Ertenntniffe des Landgerichts zu M. v. 6. Nov. 1829 und ded Ob. 2, ©, 
zu Marienwerder v. 1831 aus. | | | 

Der unverheirathete jüdifhe Kaufmann D. in M. hatte fich geweigert, zuben Gemeinde: 
Laften der Judenſchaft beizutragen. Auf bie gegen im angebrachte Klage ber Juden⸗ 
ſchaft war er jedoch dazu in 1. Inftanz verurtheilt, Auf die dagegen eingelegte Appel- 
lation erging folgendes Urtel: 

An Sachen des Kaufmanns D, in M. Beklagten und XAppellanten, wider bie israeli— 
tifche Gemeinde dafelbft Klägerin, und Appellatin, | 
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Ertennet der I. Senat ze. den Akten gemäß für Recht: 
daß formalia appellationis richtig, und in der Sache felbft sententia a qua des 
K. Landgerichts in M. de publicato d. 6. Nov. 1829 lediglich zu beftätigen, und 
Appellant in Tragung und respective Erftattung der Koften der zweiten Inftanz, 
fo wie in Erlegung einer Suceumbenzftrafe von 4 Rthlr. zu verurtheilen. 


V. RR W. 


Gründe 


Appelant ift verurtheilt, vom Aug. 1826 ab, bis zum Tage, wo er aufhört Mitglied 
ber Eagenden Gemeinde zu fein, einen jährlichen Beitrag von 10 Rthlr. zur Beftreitung 
der Gemeindeausgaben zu bezahlen. ' 

Er glaubt ſich dazu nicht verpflichtet, weil | 

4. nad) feiner Behauptung in M. keine Sudengemeinde exiftirt. Dies ift unrichtig, 
denn Ausweis ber Akten des Magiftrats in M. hat die dortige Judenſchaft eine eigene 
Synagoge und einen Kirchhof, befoldet einen juͤdiſchen Schullehrer und Schlädter, 
wählt ſich einen Vorſteher, der vom Magijtrate beftätigt wird. Diefe Umftände bewei- 
fen hinlänglich bie Eriftenz einer jüdifchen Gemeinde. Darauf aber, ob biefe Gemeinde 
ſchriftliche Statuten befist und ob diefe vom Staate beftätigt find, kommt es bei der 
Frage: ob eine jüdifche Gemeinde criftirt? nicht an. ; 

2. Er behauptet, nicht Mitglied der Gemeinde zu fein. Dies ift ebenfalls unrictig. 
Denn eine Kirchengefellfchaft ift nach $. 11. Zit. 11. Th. 2 des A. L. R. eine Religions: 
Geſellſchaft, welche ſich zur Öffentlichen Feier des Gottesdienftes verbunden ‚hat. Go 
wie jeder hriftliche Einwohner eines Ortes ein Mitglied derjenigen Kirchengemeinde 
wird, in welcher er feinen Wohnfis aufſchlaͤgt, fo wird auch ber jüdifhe Staatsbürger, 
welcher in einer Stadt feinen Wohnfig wählt, Mitglied der dort befindlichen Zuben: 
gemeinde, denn das Generalprivilegium für die Zudenfhaft in Preußen v. 17. April 
1750 verordnet im $. 31: 

„Wir wollen auch fernerhin, daß die fämmtlichen in unfern Städten wohnenden 
Schutzjuden in Religionsfachen es mit der ganzen jüdifchen Gemeinde halten’ und feiner 
davon ausgefchloffen, noch die geringfte Trennung verftattet werben foll. 

Appellant bekennt ſich zum mofaifhen Glauben, und hat ſich als Kaufmann in M. 
feit 1826 niedergelaflen. Iſt er ſchon hierdurch Mitglied der dortigen Gemeinde gewor⸗ 
den, fo hat er außerdem feinen Eintritt in die Gemeinde dadurch ausdrüdlich erklärt: 
daß er geftändigermaßen am Gottesdienfte in der Synagoge Theil genommen, ja fogar 
im Sahre 1828.und 1829 einen eigenen Plas in der Synagoge gemiethet hat. Auch 
bat ihn der Magiftrat zu allen Verhandlungen über Angelegenheiten der jüdifchen Ge: 
meinde vorgeladen. n 

Appellant behauptet, daß er ſich von der jüdifchen Gemeinde Tosgefagt habe, und be 
zieht fich auf die Verhandlung v. 26. Okt. 1826 in den Magiftratsakten, in denen er 
bei-Regulirung ber Beiträge zu den Koften der neuerbeuten Synagoge erklärt hat: 

daß ein umverbeiratheter Mann nicht zugezogen werde, Es fpringt in die Augen, 
daß diefe Erflärung nicht den Willen, aus der Gemeinde auszufcheiden, fondern einen 
Widerfprudy, bei den Verhandlungen zugezogen zu werben, enthält. 

Nach $. 110, Tit. 11. Th. II, des X. L. R.müſſen weltliche Mitglieder der Kirchen: 
EHE fo lange fie folche bleiben, zur Unterhaltung der Kirchenanftalten, nach den 

erfaffungen der Geſellſchaft, beitragen. 

Appellant will nur um deshalb von jebem Beitrage befreit fein, weil er unverheiratbet 
iſt. Er bezieht fich auf das Atteft der Vorſteher der israelitifchen Gemeinde in Eibing 
v. 16. Nov. 1829, nad) welchem BR 

bisher bei der israelitifhen Gemeinde in Elbing der Gebraud noch nicht eingeführt 
ift, von unverheiratheten Männern zum Bebdarfe der jährlichen Ausgaben der Ge—⸗ 
meinde eine Beiſteuer zu erheben. 

Allein mit Recht wendet die Appellatin ein, daß dies Atteſt Über die Verhältniffe ber 
jüdifhen Gemeinde in M. nichts enthalte. Sie beftreitet, daß bei ihr biefer Gebrauch 
exiſtirt, und da nun nirgends in dem Gefegen ein Unterfchied zwiſchen verheiratheten 
und unverheiratheten Mitgliedern jüdiſcher Gemeinden in Beziehung auf ihre Verpfliche 
tung zu Beiträgen gemacht ift, fo muß das Verlangen des Appellanten als unbegründet 
zurücdgewiefen werden. 

Was nun das Quantum des geforderten Beitrages betrifft, fo hat die Appellatin nicht 
nur den Betrag der jährlichen Ausgaben, fondern aud das Quantum bes jährlichen 
Beitrages der übrigen Gemeindeglieder von 60, 40 und 20 Rthlr. angegeben und bes 
hauptet, daß der dem Appellanten durd einen mündlichen Beſchluß der Gemeinbemit= 
en ——— Beitrag von 10 Rthlr. feinen Verhaͤltniſſen als Kaufmann ange— 
meſſen ſei. 
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Appellant hat gegen dad Quantum durchaus Feine Einwendungen gemacht, und fchon 
um beshalb mußte diefes nad) bem Antrage ber Appellatin feftgefest werben. Ueberbies 
ift ein Beſchluß der Gemeinde v. 4. Dec. 1830 beigebracht, welcher den Beitrag des 
Appellanten auf 10 Rthlr. feftgefegt, und wenigftens für die Zukunft nad) $$. 52, 68 
und 69. Zit. 6. Th. II. des X. 2. R. verbindlich iſt. 

Sententia a qua war hiernach zu beftätigen, woraus nach $. 6 und 49, Tit. 23. der 
A. P. O. der Koftenpunft und die Succumbenzftrafe fi rechtfertigt. 

(Akten des O. L. G. Marienwerder D. 21. de 1831. Koch a. a. O. S. 211.) 
CC. Art ver Einziehung der Öemeindebeiträge von den Mit: 
en welche fih den Gemeindebefhlüffen nicht unter: 
werfen. 

Der Staat geht auf die inneren jüdifhen Gemeindeverhältniffe überall 
da, wo fie feine Ben ee haben, nur in foweit ein, als dies auß 
polizeilichen Gründen geboten ift, da er dieſe Gemeinden lediglich als erlaubte 
Privat Gefelfchaften betrachtet. Dies tritt auch bei Einziehung rüdftändiger 
Beiträge zu den Gemeindebedürfniffen Seitens einzelner Mitglieder hervor. 
Der Staatenthält ſich hierbei jeder adminiftrativen Einfchreitung im Inrereffe 
der Gemeinde und ed findet mithin rädfichtlich jener Rüditände feine admini— 
firative Exekution Statt, wie dies zu Gunften anderer Gemeinden der Fall if, 
vielmehr muß die jüdifche Religiondgefelfhaft in folchen Fällen gegen die 
MWiderfpänftigen den Weg Rechtens befchreiten und die Verpflichtung des 
Reftanten aus den oben mitgetheilten Gefegen nachweiſen. Anders ift dies 
da, wo die Judengemeinden Korporationdrechte haben. 1) Dieſe Lage der 
Sache ift in mehrfachen Minifterial-Entfcheidungen anerfannt. Es beftim: 
men inöbefondere hierüber die im Abſchn. IX. gegebenen R., namentlich 
die R. v. 23: Juli 1824, das v. 30. Nov. 1826, 22. Sept. 1827,25. Nov. 
1831, 27, Febr. 1840, 3. Juni 1840 und 8. Sept. 18402). 


Ä | Zweites Kapitel. Ä 
Bon den Mitgliedern derjüdifchen Religions: Befellfaft. 


I Die Beamten der jüdifchen Religions: Sefellfchaft. 

A. Allgemeine Beflimmungen, | 1... „. 

Die von den jüdiichen Religiondgefefchaften :zur Feier ihrer Neligionss 
handlungen beftelften Perfonen genießen als folche Feine befonderen perfön- 
lihen Rehre 3). Das L. R. II. 11.8. 26 fagt hierüber wörflich: 

„Die von ihr (der gebuldeten Religionsgefelfchaft) zur Feier ihrer Reli- 
gionshandlungen beftellten Perſonen ‚genießen, als ſolche, keine beſondern 
perſönlichen Rechte. “ — 

Demgemäß erachten die nachfolgenden R. die jüdiſchen Verwaltungs: 
beamten felbft in den Zerritorien nicht für mittelbare Staatödiener, wo 
die Juden wirkliche Korporationen bilden. 

R, des Min, d. Inn. (v. Meding) v. 27. Mai 1842 an die K. Reg. zu 


Pofen. 


1) Vergl. hierüber die Zufäge zu $. 2 des G. v. 1. Zuli 1833, ' 

2) In Betreff der Lage der Sache in ben Territorien, wo die Gemeinden Korpotas 
tionsrechte haben, f. das R. v. 14. Ian. 1842 ad $. 2 des ©. v. 1. Zuni 1833, 

2) Rach dem Älteren Preußischen Rechte, nad) welchem die. Juden politifche Korpora⸗ 
tionen bildeten, war es den Zubengemeinden zur Pflicht gemacht, vor Rabbinen 
und Xelteften die gebührende Achtung zu haben und den zu ihrem Amte gehören 
den Anordnungen derſelben Folge zu leiften. Auch hatten diefelben das Recht 
zur Beftrafung der Uebertreter in Geremonienfachen. Eirk, v. 22. Mai 1775. 
(N.C.cC. T. HM. ©. 133,) 
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Der K. Res: wird auf den Ber. v. 30, v. M. eröffnet, daß die Krage: ob jüdiſche 
Verwaltungsbeamte als mittelbare Staatöbiener anzufehen? fchon früher zwiſchen den 
Min. des 3. und der Zuftiz zur Verhandlung gefommen, und, wie die in Abfchrift bei: 
folgende, an die Verwaltungs:Beamten der Juden: Korporation zu N. ergangene Be: 
fcheidung v. 19. Mai 1840 (Anl. a,) ergiebt, übereinſtimmend verneinend beantwortet 
worden ift. Hiernach hat daher die K. Reg. audy Shrerfeits zu verfahren, 

Berlin, den 27. Mai 1842. . 

Minifterium deö Innern, Erſte Abtheilung. v. Meding. 


u. 


Bei Rückgabe der Anlagen ber Eingabe v. 23. März d. 3. wird den Verwaltungs 
Beamten der ifraelitifchen Korporation zu N. eröffnet, daß Ihre Beſchwerde gegen die 
Verfügungen des K. Land: und Stadtgerichts zu-Oftrowo und des O. L. ©. zu Polen 
als unbegründet zurüdtgewiefen werden muß. Diefe Verfügungen gründen ſich darauf, 
daß die Bittfteller als öffentliche Beamte nicht angefehen werden fönnen. Hiermit fannid, 
fo wie der Herr Staatsminifter v. Rochow, mid) nur einverftanden erklären. Unddaraus 
‚folgt, daß denfelben auch das Recht nicht zuftchen Tann, bei Beleivigungen in Ausübuma 
ihrer Funktion auf fisfalifche Unterfuhung anzutragen. Es bleibt denfelben vielmehr 
nur überlaffen, ihre Genugthuung im Wiege des gewöhnlichen Injurien = Prozeffes zu 


fuchen. Berlin, den 19. Mai 1840. 
Der Juſtiz-Miniſter. Mühler. 


An bie Berwaltungsbeamten der ifraelitifchen Korporation zu N. 
und Abſchrift an das Königl. O. L. G. zu Pofen zur Nachricht. 
(B. M, Bl. 1842, ©. 187.) 


B. Die Borftcher oder Aelteften der jüdifchen Religionsgeſellſchaft !). 

Allgemeine Normen über die Wahl und den Wirkungskreis der Juden 
älteften find nicht vorhanden. In Beziehung auf Berlin beftimmte für 
‚frühere Zeiten hierüber die Nefol. v. 18. Juni 17502). So wenig dieſe 
jedoch, ald die fpätere Inftruftion, ded Verhaltens der Aelteften und Bor 
fteber der Zudenfchaft zu Berlin v. 28. März 17553) ift zur Zeit noch von 
Intereffe, da fich diefelben auf das Generals Juden: Privilegium von 1750 
beziehen, welches die Sudenfchaften ald Korporationen vorausfegt. Dage 
gen ergiebt fi der Wirkungskreis der gegenwärtigen Judenälteften aus den 
folgenden Schreiben: 


1) Schreiben der Königl. Polizei» Intendantur zu Berlin an den Vice⸗ 
Sher-Landrabbiner Meyer Simon Weyl dafelbft. 


Es find zu Frankfurt an der Oder Zudenältefte gewählt worden, diefe wünfchen eine 
Snftruftion über die ihnen obliegenden Pflihten und Befugniffe zu haben. Das Polis 
zeisDirektorium hat mid) in dieſer Be iehung um Auskunft erfudht, ob. und welde In: 
ftruftionen für die hiefigen Zudenälteften exiſtiren. Sch erfuche Sie daher, mir baldmöda: 
lichſt über diefe Angelegenheit das Erforderliche und eventualiter die eriftirende In: 
ſtruktion abfchriftlich mitzutheilern. Berlin, den 14. San. 1817. 


Antwortfchreiben ded Vice-Ober-Landrabbinere. Du 
Em. Königl. Wohllöbl. PolizeisIntendantur erwiebere ich hiermit auf deffen geehrtet 
Anichreiben v. 14. db. M. wie folgt: 
Die Funktion der hiefigen Aelteften beftehet darin, 
‚ I) die Kinanz= Angelegenheiten der Gemeinde, in fofern ſolche den kirchlichen Bereit 
j betreffen, zu verwalten, die Einnahmen und Ausgaben, welche beide nach feftftehen: 
den Prinzipien beftritten werden, durch Rendanten und Vorfteher beforgen zu laffens 
2) die Verordnungen, weldye die Synagoge betreffen, um die herfömmlichen Anorb: 
nungen aufrecht zu erhalten, unter ihrer obern Leitung refp. zu erlaffen und zu ver» 


anlaffen ; 
3) die Dberaufiht über bie von ber Kommuhe unmittelbar zu. unterhaltendben Armens 
| Iten ; 
4) die Ertheilung ihrer (der) Genehmigung zu ben Aufgeboten in der Synagoges' 
) Vergl. auch die einzelnen Abfchnitte ber zweiten Abteilung. 


2) Heinemann I. ©. 369. , 
2) Heinemann I, ©, 364, und 369, batirt fie irrthuͤmlich von 1655. 
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5) bie Anftellung ſaͤmmtlicher Offizianten und Kirchendiener ber Gemeinde, wo jeboch, 
wenn es bie Wahl eines Rabbiners und Ober: Kantors betrifft, die Zuftimmung 
eines Ausfchuffes aus der Mitte ber ganzen Gemeinde erforderlich ift; 

6) mit den Staatöbehörben über Kommunal: Angelegenheiten unmittelbar zu Tor: 
refpondiren; 

7) Attefte jeder Art, welche Gemeinde Mitglieder betreffen, in fofern ſolche bei ben 
Königl. Behörden zu irgend einer Legitimation dienen, in glaubhafter Korm aus: 


zuftellen; | 
8) bei außerorbentlihen Fällen, fie betreffen Eirchliche oder GelbsAngelegenheiten, ver⸗ 
laſſen fie eine Berloofung von 27 Hausvätern aus der Gemeinde; den durchs Loos 
herausgekommenen wird der Fall vorgelegt und welche alddann darüber durch ab: 
folute Mehrheit der Stimmen enticheiben. 

Die Xelteften find im Ganzen bie erefutive Gewalt und bie Repräfentanten der Ge: 
meinbe, nad) beftehenden Vorſchriften oder Herkommen, welche fie, wie $. 9. *) befagt, 
nicht überfchreiten können, und fo dürfen ſie auch keine neue Schulden negogiren. 

Alle drei Jahre gefchichet eine neue Wahl der Aelteften und Vorfteher der Gemeinde; 
Die Wahl gefchiehet fchriftlih. Ein jedes beitragende Gemeinde-Mitglied ift hierzu bes 
rechtigt und hat nad) vorangegangener Xufforderung der Aelteften den Stimmzettel offen 
bei dem Beglaubten bis zu dem feftgefegten Tag abzuliefern, Die Mehrheit der Stim:- 
men beftimmt bie Wahl, und die Genehmigung gefchiehet von der Königl. Regierung. 
Die Alten können wieder gewählt werben. Aus hinreichenden Gründen kann audy ein 
jeder das Amt ablehnen, 

Ich hoffe, daß Ew. Wohllöbl. Intenbantur diefe Anzeige genügen wird, unb bemerfe 
noch ergebenft, daß ich vorftehende Nachrichten nur aus vieljähriger Erfahrung zufams 
mengetragen habe, daß mir aber feine Verfaffungsurkunde bekannt fei, worin ſich die 
Bunttionen der Xelteften nad) ihrem ganzen Wirkungstreife aufgezeichnet befinden. 

Berlin, den 20. Jan. 1817. 

(Heinemann I. ©. 262.) 


2) Schreiben des Magiftratd zu Spandau. 


Es hat feit einiger Zeit beftändig bei ber hiefigen jübifchen Gemeinde ein Streit über 
die Fähigkeit einzelner Mitglieder, die bei Feier der Kefte vortommenden kirchlichen Aem— 
ter zu verwalten, flattgefunden, und es hat fich zulegt der Vorſteher der jüdifchen Ges 
meinde 3. an und gewendet, und um Entfdeidung einer Streitigkeit gebeten, die wegen 
ee Neujahrs: und Verföhnungsfeftes vorgefallen ift. Seine Klage hat folgenden 

nhalt: 

um 17. Aug. d. 3. ließ 3. die Gemeinde ſich verfammeln, und erklärte ihr, daß, wenn 
die bevorftehenden Feiertage in feinem Beifein vollführt werben follten, er zu ben beiden 
Reujahrötagen nur Einen, zu dem Verföhnungsfefte aber zwei Vorfänger verichaffen 
wollte. In diefer VBerfammlung erflärte der H.... I... (nach den Worten des J.. g ber 
Süngfte der Gemeinde, und nur als ein halbes Mitglied erft feit einem halben Jahre) 
gegen dieſen Borfhlag: wir können ſolches Geld erfparen, indem wir beide dieſes Kirchen: 
amt verrichten können; ich gebe dazu nicht 2 Gr., er, der J.. g könne ihn darauf dreifte 
verklagen, und die übrigen Gemeindegliebder ftimmten diefer Erklärung bei. 

Der 3..9 war damit nicht zufrieden, weil der H.... J.. fich zum öftern religionss 
widrig betragen habe, und erklärte, daß er unter diefen Umftänden die Hauptfeiertage in 
Berlin zubringen werbe, worauf ihn die Gemeinde verließ. 

Acht Tage vor dem Feſt kam De... I... zu 3..g und fagte, er wäre zu Ihnen nad 
Berlin gewefen, habe Ihnen die Sache vorgeftellt, habe feine Religionsvergehen bereuet, 
und mündlich von Ihnen die Erlaubniß zu oben bemerkten Verrichtungen erhalten. 

Der 3..9 hat ſich darauf bei Ihnen nad) der Wahrheit erfundigen laffen, und erfah: 
ren, baß aus Spandow niemand bei Ihnen gemwefen fei. 

Der 3.. bat hierauf die Feiertage in Berlin, feine Frau aber hier begangen, nachdem 
die Gemeinde fi dennoch einen Vorfänger aus Berlin hat kommen laffen, und es vers 
langt die Gemeinde von dem I..g nunmehr einen Koftenbeitrag von 1 Rthlr. 12 Gr, 
9 Pf. Courant. 


1) Der „Norm für die ſämmtlichen Mitglieder des Adminiſtrations— 
Korps der jüdiſchen Gemeinde in Berlin.“ Dieſe von der Gemeinde 
ſelbſt ausgegangene Verfaſſung iſt im Jahre 1792 auf Veranlaſſung des dem Ge⸗ 
neral⸗Direktorium erſtatteten Berichts in Betreff ber General:Reform der Ju: 
denſchaft von dem größten Theile ber jübifchen Hausväter in Berlin beſchloſſen 
und unterfchrieben worden. Ein großer Theil derfelben ift feit 1812 außer An: 
wendung gekommen. 
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Bei näherer: Bernehmung des J.. g hät derſelbe Bas religlonswidrige Beträgen bed 


Bis Bin das Nähere dahin angegeben: · Ä —R 
er habe vor kurzer Zeit auf einer Auktion am Sonnabend Sachen gekauft, auch am 
Sonnabend Karten gefpielt und Tabak geraucht. .., 

Die Gemeinde hat bei ihrer Vernehmung behauptet, der 3..g habe drei Vorſänger ver: 
Yarigt; das ſei ihr zu theuer geweſen, und darum habe fle gewollt, daß 3..g und Dix. 
8... das Vorfingen verrichteten, und nur. zur. langen Nacht noch ein Vorſaͤnger ange: 
— werben ſollte. Die Wahrheit dieſer Behauptung hat der 3..g jedoch nicht ein: 

umt. 4 
Der BD... 3... hat bei ſeiner Vernehmung bie ihm vom J. g gemachten Beſchuldi⸗ 
üngen.wegen feiries religionswibrigen Bettagens zugeftahden, hat aber wieberum den 

..9 beichuldigt, daß er vor ungefähr 17 Jahren bei dem: Bräter Hanfhe ein Schmalz 
brod gegeſſen habe, und vor etwa zwei Jahren beim Gaftwirth Riefenſthal an eitiem 
Sonnabend mit Licht durch den Saal gegangen fei. 

Der 3..9 hat dem miberfprochen,, und fh bie. Abhörung der genannten Perfonen ge: 
fallen laffen, die aber, wenn die Vernehmung wirklich erfölgte, Ichwerlih davon noch et⸗ 
—— wiſſen würden, indem dergleichen Vergehen den Chriſten nicht genug auffallen 

nnen. Ben 

Die ganze Sache ſcheint fich nach unferm Urtheil um die Kragen zu drehen: 

1) 06 dem 3..9. ald Vorfteher der jüdiſchen Genteinde auch die Veranftaltungen bes 

s Gonesiefes oiegen, und ob die Gemeinde verpflichtet if, den Anorbhungen de 

J. g zu folgen 

2) ob Sie dem Ders. Fer. zur Laft gelögten,. und von ihm eingeräumten Religionsoer: 
8 ihn * ei ber kirchlichen Geſchaͤfte, und in Specie bed Vorfingens 
unfähig machen 

Es betreffen diefe Fragen. den jübifchen Kultus; wir haben daher den Streit nicht 
entfcheiden wollen, und erfudyen Sie demzufolge ganz ergebenft „ 

und gefälligft davon zu unterrichten, was in diefer Sache had, jüdifchen Religions: 
Gefegen Rechteng fei, * kei, a En 
damit wir in diefen und ähnlichen Fällen diejenigen hiefigen juͤdiſchen Gemeindeglieder, 
welche ſich der Ordnung widerfegen, gurechtweifen können. Fr 

Bei diefer Gelegenheit erfuchen wir zualeich um gefälligfte Auskunft, unter welchen 
Bedingungen es einem hiefigen Juden erlaubt ift, nicht mit der hiefigen Gemeinde, Ton: 
dern mit einer auswärtigen zu halten, damit wir Streitigkeiten, die wegen ihrer Bel: 
tragspflichtigkeit zu hiefigen Gemeinde-Ausgaben entftehen, darnach beurtheilen können. 

Spandow, den 10. Dec. 1819. | Der Magiftrat, 

An den Ober:tandrabbiner Heren Weyl Hochehrwürden zu Berlin. 


Antwortfchreiben des Vice. Ober-Landrabbiners. 

‚. Einem Hochedlen Magiftrat zu Spandau erwiebere ich hiermit auf Dero gefälliges 

—5**8 v. 10. Dec. v. J. in Betreff der Zwiſtigkeiten der dortigen juͤdiſchen, Ge: 

meinde, da — 

ad 1. ſo obliegen allerdings die Veranſtaltungen des Gottesdienſtes dem Vorſteher, 

und müffen feine desfallfigen Anordnungen, wenn nicht die Mehrheit der Gemeinde— 

. Stimmen, und zwar ohne den Gefegen zu widerfprechen, dagegen ift, befolgt werben. 

ad 2. So ift der Du... I...., da er die ihm zur Laft gelegten — und 

beſonders ber oͤffentlichen Entweihung des Sabbaths eingeräumt hat, und, wie es 

ſcheint, nicht laͤugnen konnte, nad) jüdifchen Gefegen zur Beerichtun bes Vorbetens 

ſo lange unfähig, bis er die Vergehen bereuet, ſolche nicht ee zu begehen 

verſpricht und eine ihm auferlegte Buße überftanden hat, weldyes aber hei dem 
Dass Se, wie ich hier ausprüdlicy bemerke, bis jest nicht geſchehen ift. 

Was Übrigens die Abfonderung eines Gemeinde-Mitgliedes, um es mit einer auswär: 

tigen Gemeinde zu halten, betrifft, fo ift diefes, ohne rechtlichen Grund, den jüdiſchen Se: 

fegen gemäß unerlaubt. Berlin, den 7. März 1820, 


C. Die Rabbiner. 

1) Ihre Wahl, Konfirmation, Stellung zum Staate und 
zur Religiond-Gemeinde im Allgemeinen, | Br 

ierüber fpiechen fd Sie felgtnbien N. as, welche ſich größtentheits 

auch auf die übrigen Gemeinde⸗Beamten beziehen. | 
a) R. des K. Min. des I: (Köhler) v. 24. April 1821 an die K. Reg. 
zu — Verhältnifſe der jüdiſchen Rabbiner und ſonſtigen Syna« 
gogendiener. 
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Ep Beten fonftige Synagogendiener Tonnen nicht zur Kategorie foldyer 
lichen Beamten gezählt werben, deren Qualifitation von den geiftlichen Oberbehörs 
—5 u beurtheilen ift. Die Rabbiner insbeſondere find nichts weiter, als 
1 Scyrifitundige, von denen ſich die Juden Belehrung tiber die Auslegung der 
en &elet: ertheilen, auch Zrauungen und andere religiöfe Handlungen vor: 
aehmen Taffen förnen ‚ ‚ohne irgend verbunden zu fein, fich derfelben zu dem einen ober 
dem Behuf zu bedienen’). Hieraus folgt, daß die Konfirmation und Beauf 
—— ſolcher jüdiſchen Synagogendiener Seitens der Staatsbehörden nur den Zieh 
— daß keine in landespolizeilicher Hinſicht untaugliche, etwa des 
‚und Schreibens, der deutſchen oder polniſchen Sprache unkundige oder ruͤckſicht⸗ 
ich Sittlichkeit verdaͤchtige Subjekte gewählt werden, 
\% wird der K. Reg. auf den an das Min. der geiftl, Ang. und an bas unterzei 
nete Min. gemeinschaftlich gerichteten Bericht v. 1. v. M. zu Ihrem Verhalten bem 
U gemadt, (Ann. V. ©. 367.) 


by) R. des K. Min. des 3. (Köhler) v. 14. Febr. 1823 an die K. Reg. 
zu Breslau. Anftelung und Beftätigung jüdifher Rabbiner und Ge— 
mände-Beamten. 


Im urſchriftlichen Anfchluffe wird der K. Reg. ein Gefuch der Aelteften und Vorfteber 
dee dortigen Jubengemeinde v. 2. d. M. um Beftätigung der von legterer gewählten 
Rabbiner mit dem Bemerken überfandt, daß von Ihrer Seite bei dem Min. des 3. kein 
dieſe Angelegenheit betreffender Bericht, worauf Sie der Vorbeſcheidung nod) gewärtig 

könnte, eingegangen ift. 

. Hiervon een muß der K. Reg, bemerklid; gemacht werben, daß es nach laͤngſtens 
erfölgter Aufhebung des General JudensReglements an einer gejeßlichen Befugniß für 
die Staatöbehörden ermangelt, Judenſchaften in Anfchung der Wahl und Anftellung ber 
Rabbiner und anderer ihrer Beamten zu befchränten, den einzigen Fall ausgenommen, 
mo polizeiliche Rüdfichten die Einmiſchung der Behörden im diefe Gefellfchafts = Angeles 
genbeit der Juden rechtfertigen möchten. 

Wenn demnach die von der dortigen Juden-Gemeinde erwählten Rabbiner der obrig: 

keitlichen Beftätigung jest nicht mehr bebürfen, fo ninımt das Min, nicht Anftand, bie 

K. Reg. zu veranlaffen, die Xelteften und Vorfteher diefer Gemeinde durch Zurudnahme 

der unftatthaften Inhibition der Zugiehung der erwählten Rabbiner zu den gottesdienft: 

lichen Gebräuchen ber Juden Elaglos zu ftellen, und, wie diefes geſchehen, anzuzeigen. 
(Ann. VI, ©. 847.) 


eo) R. des K. Min, des 3. (Köhler) v. 14. März 1823 an die K. Reg. 
zu Breslau, in derfelben Angelegenheit. 


Das unterzeichnete Min. kann die Anfichten, welche die K. Reg. in Ihrem dem K. 
der G. U. u. M. Ang. unter dem 18. April v. 3 erftatteten Berichte, wegen ber 
{ber Rabbiner bei der dortigen jüdiſchen Gemeinde entwicelt hat, nicht theilen, ung 
berbem der Meinung fein, daß der Gegenftand dem Reffort des zuletzt genannten 
terii nicht angehöre, da Zuben = Rabbiner keine J ugenblehrer find, als Reli: 
gienslehrer im Sinne der hriftlichen Geiftlichen aber, ba fie einen geiftlichen Charak— 
ter in diefem Sinne gar nicht haben, noch viel weniger angefehen und behandelt werben 

Anen, ⸗ * ” £} ” 

. Benn die K. Reg. Sich von der jegigen Eigenfchaft und den Obliegenheiten ber Rab: 
biner näher unterrichten will, fo mag Sie von dem Inhalte bes gelegentlich erforderten, 
— — — des hieſigen Judenſchafts-Aelteſten Gumbert 
ec, 1820 Kenntniß nehmen. 
\ ze a das unterzeichnete Min, ſich bewogen finden Tann, ben Juden⸗ Rabbinern 
irgend einen anderen Einfluß auf die Judenſchaften und deren einzelne Mitglieder zuzu— 
aeftehen, als in diefem Gutachten eines der Verhältniffe kundigen Mannes angedeutet 
ift, deſto nötbiger fcheint es, es bei ber Verf. v. 14. v. M. für jest und kuͤnftig bewen⸗ 
ben zu laſſen, weshalb die K. Reg. Ihr Verfahren banad) abzumefien hat. 

Mebrigens wird Derfelben auf den Ber. v. 2. d. M, nur noch bemerklich gemacht, bag 
aus polizeilichen Gründen der Anftellung jübifher Gemeinde:Beamten aus Inläns 
dern nur in dem Falle nicht ftatt zu geben ift, wenn die Wahl auf Gubjefte don aners 
kannt ſchlechtem Rufe und anftößigem Lebenswandel fallen möchte, deren Wirkfamteit 


m ⸗ —ñ — 


1) Siehe hierüber. auch Thl. IT. Abth. II. die R. v. 23. März 1825, 10. Nov. 
1823, 17. Febr. 1840 und 12. Jan. 1837. Ey 
10* 
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in ben ihnen zu übertragenden Aemtern dem Gemeintvefen Gefahr drohen, ober zu Argers 
lichen Auftritten Anlaß geben könnte. (Ann. VII. ©. 848.) 


d) R. deffelben Min. (Köhler) v. 24. Juli 1823 über denfelben Gegen. 


ſtand an diefelbe Bebörbe. 

- Die K. Reg. wird in Befcheidung auf den Ber. v. 4. d. M., betr. bie Grängen bes 
Ihr zuftehenden Oberauffichtsrehts in Angelegenheiten des ihifchen Gemeindeweſens 
Rachſtehendes bei Ruͤckſendung der urſchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 

Unter den Juden beſteht keine politiſche, ſondern bloß eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchen⸗Geſeilſchaft betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den bloß geduldeten, 
und genießen mithin nad der Vorſchrift des Allg. Landrechts Thl. N. Zit. AL 
$. 20. nur die Befugniffe erlaubter Privat: Gefellfchaften (Zit. VI. 88. 11. und ff.). 
Die K. Reg. hat fi) demnach in die Gemeinde= Angelegenheiten der Juden überall nur 
in fofern eingumifchen, und Ihren Unterbehörben die Einmifchung in felbige zu geftatten, 
als folches in Anfehung ber eg erlaubter Privat = Gefellihaften nad) den 
Beftimmungen des A. L. R. zuläffig, oder aber aus polizeilichen Rüdjichten nothwendig 
eriheint. (Ann. VII. ©. 322.) 


e) R. ded Min. der G., U. und M. Ang. und des J. (v. Altenftein, Köh 
ler) v. 10. Nov. 1823 über denfelben Gegenftand an diefelbe Behörde. 

Die Anfichten, welde die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 13. Juli v. 3. bezüglich auf die 
kirchlichen Angelegenheiten der Juden entwidelt hat, können nicht genehmigt werben. 

Im Allgemeinen ift ftets der Geſichtspunkt feftzuhalten, daß Juben-Gemeinden nicht 
zu den vom Staate ausdrüdlich aufgenommenen Religions s Gefellfhaften, welche als 
folhe die Rechte privilegirter Korporationen — (A. 2. R. Thl. IT, Tit. 11. $.17) 
zu zählen, ſondern bloß als geduldete Geſellſchaften anzuſehen ſind. (Ibidem $. 20.) 
Bon dieſem Geſichtspunkte ausgehend wird die K. Reg. ſich überzeugen, daß die Ber: 
bältniffe der juͤdiſchen Religions-Gefellfhaften überall nicht nad) der für chriſtliche Kir: 
hen und für die bei denfelben angeftellten Geiftlichen gegebenen Geſetzes-Vorſchriften 
beurtheilt werben koͤnnen. 

Dies vorausgeſchickt wird der K. Reg. in Anfehung ber einzelnen Gegenftände, wovon 
5 Ihrem vorerwähnten Berichte gehandelt worden, zur Nachachtung Folgendes er: 

net. 

Wie es rückfichtlich des Aufgebotes und der Trauung bei jübifchen Ehen zu halten ift, 
ergiebt fi) ganz ungweibeutig aus dem $. 25 des Ed. v. 11. März 1812. Nach den 
Beftimmungen biefes $., welcher die Anwendbarkeit aller Borfchriften bes A. 2. R. in 
Betreff der bei der Abfchließung hriftlicher Ehen zu beobadhtenden Förmlichkeiten auf 
jüdifche Ehen gänzlich ausfchließt, ift fich allein zu achten. Insbeſondere kann nicht bie 
Rede davon fein, die Vorſchriften im 2. Theile 1. Zitel, welche Parochial-:Verhältniffe, 
ingleihen die Rechte und Verpflichtungen chriftlicher Pfarrer, bezüglich auf das Aufge: 
bot und die Trauung bei hriftlichen Ehen betreffend, auf Juden anzuwenden. 

Der Staats:Behörde muß es genügen, fi davon zu verfichern, daß Ehen unter Ju: 
den nicht ohne vorgängige Bekanntmachung in der Synagoge (melde die Stelle beö 
Aufgebotes vertritt), und daß fie mittelft des Zufammentritts unter dem Trauhimmel, 
verbunden mit bem feierlichen Anſtecken des Ringes (anftatt der Trauung) abgefchloffen 
werben. Im Uebrigen hat fie fi) darum, wer die Bekanntmachung in der Synagoge 
verrichtet, in welcher Form fie vorgenommen, und was etwa font bei der die Stelle ber 
Trauung vertretenden Körmlichkeit beobachtet wird, nicht zu befümmern. 

Daß es zu dem Abfchluffe jübifcher Ehen eines Rabbiners gar nicht bedarf, und was 
überhaupt von dem Einfluffe und den Gefchäften der Rabbiner zu halten ift, hierüber 
ift die K. Reg. durch die R. des Min. des 3. v. 14. Febr. und v. 14. März c. a. hin: 
laͤnglich befchieden, weshalb darauf lediglich verwiefen wird. Aus dieſen R. wird fie 
fi) überzeugt haben, daß die Juden-Rabbiner nicht fo angefehen werben dürfen, als hät: 
ten fie in Anfehung des jüdifchen Kirchenmwefens diejenigen Verpflichtungen auf ſich, 
welche das A. L. R. den chriſtlichen Pfarrern auflegt. 

Mebrigens hat die von der K. Reg. bei biefer Gelegenheit zu erkennen gegebene Unbe 
kanntſchaft mit den, in der Verordnung bes verftorbenen Staatöfanzlers v. 25. Zuni 
1812 posit. 4. enthaltenen beftimmten VBorfchriften wegen Kührung ber (bie Stelle ber 
Kirchenbücher bei den hriftlihen Gemeinden vertretenden) Verzeichniffe von Geburts;, 
Heiraths⸗ und Sterbefällen bei den Juden befremden müffen, Indem die K. Reg. auf 
biefe Vorſchriften aufmerffam gemacht und angemwiefen wird, fid) darnach genau zu ach 
ten, glauben wir, bezüglich auf bie Aeußerungen am Schluffe Ihres Berichtes wegen dei 
von Ihr noch nicht beftätigten Rabbiners, auf die oben angeführten R. des Min. bei 
3. v. 14. Febr. und v. 14. März v. 3, Bezug nehmen zu können. 

(Ann. VIE. Heft 4. Nr. 63.) 


J 
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FJ RM. des K. Min, des I. (Köhler) v. 29. Juli 1825 an die K. Reg. 
zu Erfurt. Wahl der für kirchliche Verrichtungen und zeligiöfe Gebräuche 
der Juden zu beflimmenden Individuen. | | 

Der LK. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 10. d. M., be: 
treffend bie Vereibigung bes Doktors N, N. ald Erfurter Staatöbürgers, eröffnet, daß, 
ba die juͤdiſche Religion im Preußiſchen Staate bloß geduldet wird, und die Bekenner 

derſelben keine kirchlichen Offizianten haben, welche als ſolche von der Obrigkeit anzuer: 
Bennen oder zu beftätigen wären, die Wahl ber Perfonen, deren die Juden-Gemeinde ſich 
u ihren kirchlichen Verrichtungen oder fonftigen religiöfen Gebräucdhen, wie namentlich 
ei Eibesleiftungen, bedienen wollen, lebiglic ihnen felbft zu überlaffen ift, und daher 
auch nur bie Gemeinde:Borfteher oder Xelteften Auskunft darüber geben können, welche 
Individuen ihres Glaubens zu dergleichen Verrichtungen geeignet und refp. zu gebrau: 
chen find. (Ann. IX. ©. 657.) j 

g) NR. der K. Min. der G., U. u. M. Ang, fo wie ded 3. (v. Altens 
flein, v. Schudmann) v. 13. Oft. 1826 an den Rabbiner N, N. Den 
Zuben.Gemeinden fteht die Wahl derjenigen Perfonen zu, deren fie ſich zu 
ihren religiöfen Berrichtungen bedienen wollen. 

. Die unterzeichneten Min. eröffnen Ihnen auf Ihre Vorftellung v. 1. Sept. d. J., 
dag Ihr Gefuh, Sie zum Ober:Rabbiner von Preußen zu ernennen, nicht zuläffig ift, 
denn ba bie jüdifche Religion im Preußifchen Staate blos gebulbet wird, fo haben bie 
Bekenner berfelben keine Firchliche — welche als ſolche von der Obrigkeit zu be⸗ 
ftätigen oder wohl gar zu ernennen wären. . 

Die Wahl der Perfonen, deren die Zuben-Gemeinben fich zu ihren religiöfen Verrich: 
tungen ober fonftigen religiöfen Gebräuchen bedienen wollen, bleibt Tebiglich ihnen felbit 
überlaffen. (Ann. X. ©. 1035.) 

2) Befondere Rechte und Pflichten der Rabbiner. 


a) In Betreff der Trauungen. 

Hierüber ift der zweite Theil Abth. 1. Kap. 2. zu vergleichen, die Ehe 
ber Juden betreffend. 

b) In Anfehung der Beerdigungen. - 

Vergl. oben ben fiebenten Abſchnitt Kap. 3., die Beerbigung der Juben 
in medizinal:polizeiliber Beziehung betreffend, und im zehnten Abfchnitt 
Kap. 1. sub III. D, AA. 3. das Kirchhof» und Begrtäbnißweſen bes 
treffend. 

ec) In Anfehung der Glaubwürbigkeit ihrer Attefte. 

aa) Ueber jüdifche NRitualfälle war nach der früheren Verfaffung durch 
das R. v. 16. Aug. 17731) feftgefest, daß in allen Fällen, wo es auf Be: 
flimmung eines jüdifhen Ritus in Ehe: und Erbfolge: Sachen antommt, 
der Rabbi und Affeffored mit der eidlihen Vernehmung ad Articulos zu 
verfchonen, diefelben vielmehr über die ihnen vorgelegte Fragen der Parteien 
ein nlaubhaftes Atteft zu ertheilen fhuldig, und damit die Wiederholung 
des Eided in jedem einzelnen Falle vermieden werde, ein für allemal zu ges 
wiffenhafter Audfertigung dergleichen Beugniffe in Eid und Pflicht zu neh⸗ 
men feien. | 

— haben die Rabbiner nach der G. O. das Recht, wenn ſie 
über derartige Verhaͤltniſſe ald Sachverſtändige abgehört werden ſollen, und 
fie wegen der dabei nöthigen genauen Ueberlegung die Abgebung eined 
fchriftlichen Gutachtens wünfchen 2), legtered auf Grund einer ihnen zu dem 


2) C. C, March. 1773. ©. 543, 


3) Dies war ber Grund, wegen beffen bie Ober-Lanbrabbiner und Affeffores ber 
Berliner Zudenfchaft gegen fofortige Abgabe eines 3eugnifles in derartigen Sachen 
ſich erflärten, in Folge deſſen das oben gedachte R.v. 16, Aug. 1773 erſchien. 
Vergl. erſtere Eingabe bei Heinemann I, ©, 372 ff.) 
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Zwecke von dem Inftruenten zu ertheilenden Inſtruktion, auf welche Punkte 
fi das Gutachten zu erſtrecken habe, abzugeben ?). 
bb) Daß die Rabbiner aud der Zeit vor 1812 noch Erbeölegitimations« 
Attefte auöftellen können, bemerkt dad R. bed Kammergerichts v. 18.Sept. 
1815 an dad Stadtgericht zu Berlin. 
Dem K. Stabtgericht remittiren wir die mit bem Ber. v. 25. v. M. eingereihten Dos 
Fumente in der A—ſchen Hypothekenſache und eröffnen ihm dabei: 
Der Vice-Oberlandrabbiner und die Affefloren find allerdings beredhtiget, noch jest, 
auf den Grund ber bei ihnen vor dem Ed. v. 1812 verhanbelten Erbtheilungss 
Alten, Legitimations-Atteſte auszuftellen, da fie fih im Befige der Akten befinden, 
und ed min die Erben ſich nicht auf einen nochmaligen Nachweis ihres Erbrechts 
zur Erlangung eines Legitimations-Atteftes Seitens des Kammergetihts einzu: 
laffen, dagegen müffen die Verhandlungen, wodurch Erbtheile cedirt und aufgege: 
ben find, in der Ausfertigung vorgelegt und verlautbart werden. 
- (Heinemann I, ©. 376.) | 


- d) In Anfehung ihrer Remuneration für Offizialaffiftenz bei abzuleiften- 
ben Eiden bemerft | 

aa) dad R. des Juſt. Min. v. 6. Mai 1833 an das K. O. L. Ger. zu 
Ratibor. | 

Dem 8. O. 2. G. wirb auf ben Bericht v. 23. v. M. zum Beſcheide ertheilt, baß bie 


Rabbiner und ZudensBeglaubte, welche nach ben beftehenden pn bei Abnahme 
eines Judeneides zugezogen werben müffen, als Beamte einer bloß gebulbeten Religions 


Gefellfchaft, | 

8. 20. Zit. 11. Thl. 2. des A. L. R., 
nicht zu den Staatsbeamten gehoͤren. Sie haben daher auch in dieſer Beziehung keine 
Verpflichtung, den Aufforderuͤngen der Gerichte zu genuͤgen, wenn ihnen nicht bie, in der 
Sporteltare ausgefeste Entfhädigung für die ihnen durch Abnahme eines Indeneides 
allemal entftehende Verſaͤumniß gewährt wird. 

‚Der Zuftizminifter hat daher ſchon bei anderer Gelegenheit nachgegeben, daß dieſe 
Berfäumniß:Koften in unvermögenden Unterfuhungsfachen, gleich andern baaren A 
lagen, aus dem Griminalfonds entnommen werben dürfen. | 

Auch in armen Prozeßſachen gehören die Gebühren bes Rabbiners unb bes Juden⸗ 
Beglaubten bei Abnahme eines Zubeneibes zu den baaren Auslagen, welche gleich ber, 
ben Zeugen zu gemährenden Entfhäbigung, aus ber Salarienkaſſe des betreffenden Ger 
richts entnommen werben müffen. 

Da jebodh in einem folhen Falle nur bie niebrigften Säge ber Allgemeinen Gebühren: 
Zare bewilligt werben koͤnnen, und es Überhaupt nicht angemeffen ift, dergleichen Gebuͤh⸗ 
ren, welche principaliter von den Parteien eingezogen werden müffen, aus der Salarien- 
kaſſe vorzufdjießen, fo können foldye überhaupt nur dann bezahlt werbe 

a) wenn fie von den Parteien zur Salarienkaffe eingezogen, ober — Koſtenvorſchuß 

gedeckt worden, oder 
b) wenn das Unvermögen ber Parteien, ſolche zu zahlen, feſtſteht. 


bb) Dad R. des Min, des 3. u. d. P. v. 8. Nov. 1838. 


Auf Ew, Ere. Ber: v. 11.9. M. erwiebere ich, bei Ruͤckſendung ber Anl baf bei 
ber Vereidung jübifcher Rekruten von einer für ben Rabbiner zu zahlenden Remuneras 
tion gar nicht die Rebe fein kann, da jener Akt eine Offizial-Handkung ift, welche jeber, 
bem die öffentliche Kunktion übertragen worden, unentgelblich verrichten muß. Die 
Allerh. K. O. v. 30. April v. 3. (Ann. Jahrg. 1837. ©. 673.) kann für die biesfällige 
Forderung bes Dber-Rabbinerd N. nicht angezogen werden, ba fie von Eidesabnahmen 
in folchen Angelegenheiten fpricht, in welchen bie Parteien Gebühren zu entrichten haben, 
keinesweges aber von unentgeldlich zu verrichtenden Offizial- Handlungen. 

Die K. Reg. dortfelbft mag daher den ze. N. mit feinem Antrage abweifen, und ibm 
babei bemerflich machen, daß von einem ähnlichen Anfprucdhe eines anbern Rabbinere bis 
jest bier nichts bekannt worben ift. (Ann. XXII. ©. 1040.) 


e) In Anfehung ihrer Abgaben. | 
Es ift bereit oben sub I, gezeigt, daß die Rabbiner, al ſolche, keine be: 


» A. G. D. I, 10, S, 5. 
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ſondere perfönliche Rechte haben, mithin auch Feine Befreiung von Abgaben 
genießen fünnen. Es beftimmen dies noch in&befondere: 


aa) Rüdfihtlic der Staatd»Perfonal: Steuern die R. des Gen. Direk— 
tors der Steuern v. 23. Juni 1842 und 30. Dec. 1841, welche unten beim 
eilften Abfchnitt — Abgaben der jüdifchen Schullehrer — gegeben find. 

bb) Rüdfichtlich diefer und der Kommunal: Abgaben die R. des Min, 
des J. u. d. P. (Köhler) v. 8. Okt. 1835 an die Verwaltungd : Beamten 
der jüdifhen Korporation zu Gzarnifau. Vergl. daſſelbe Abth. 2. 
Abſchn. III. 


D) In Betreff der Verhältniffe der ſonſtigen Synagogendiener 
vergl. das R. v. 24. April 1821 oben sub Hl. 1.a. ©. und über de— 
ren Gebühren bei Trauungen Thl. II. Abth. I. Kap. 2. von Trauungen. 


E) Die jüdifhen Gelehrten. 


Vergl. über ihre Affiftenz bei Ableiftung von Eiden den Thl. II., Abfchnitt 
den Eid betreffend. | 

F. Die jüdifchen Schlähter (Schächter). 

1) R. der K. Min. der G., U. u. M. Ang. und bed J. (v. Altenftein, 
v. Schudmann) v. 6. Mai 1826 an die jüdifchen Handelöleute N. N. 

Den Hanbelsleuten N. N. wird in Beſcheidung anf ihre Eingabe v. 31. Aug. v. I- 
eröffnet, daß die Anſtellung qualificirter Schächter kein Gegenftand ber Sirfort obrigs 
Peitlicher Behörden ift, indem die Beobachtung der jüdifhen Religionggebräude nur als 
Gewiſſensſache angeſehen werden kann. (Ann. X. ©. 356.) 

2) Doc dürfen nad dem R. des Min. des 3. v. 11. Juli 18121) auch 
die jüdischen Gemeinden keinesweges den Schlächter anftellen, vielmehr kann 
Dies, wie bei jedem anderen Gewerbtreibenden, nur von der Staatöbehörde 
auögehen. 

3) Verf. der Reg. zu Potsdam v. 25. San. 1813. 


Es bedürfen wie jüdiſchen Schädhter keines Gewerbefcheines, wenn fie bloß ad actum 
ritaalem des Schaͤchtens durch den Konfumenten oder durch einen Kleifcher zugezogen 
werden; fie müffen fich aber bei Vermeidung der Strafe des ſechsfachen Betrages der 
jährlichen Steuer damit verfehen, wenn fie zugleich das Schlachten und den Fleiſchver— 
kauf treiben. 

55 — Schaͤchter, welche nicht zugleich Fleiſch verkaufen, dürfen nicht eher ſchäch⸗ 
tert, als bie die Steuerquittung gelöft und ihnen vorgezeigt it. Im Uilterlaffungsfalle 
werben fie mit der Strafe des Konfumenten gleich den Kleifchern beleat. 

Hiernach haben fich die Polizei: und Steuerbehörden, fo wie die jübifhen Schädhter 
zu achten. Kurm. Amtsbl. 1813. ©. 51.) 


4) Berf. der Reg. zu Potsdam v. 8. Aug. 1813. 

Die im Amtöblatte Nr, 6 unterm 5. Febr. d. 3. sub Nr, 49. A. P. 1926, November 
bekannt gemachte Verordnung, wegen ber Gewerbfteuer der jüdifchen Schächter, wird 
nach der Beftimmung der Königl. Abgabenfektion v. 24. März d. 3. dahin deflarirt, 
da diefe Schächter, wenn fie ſchlachten, als Schlächter, und wenn fie Fleiſch verkaufen, 
als Fleiſcher fteuerpflichtig find. (Kurm. Amtsbl. 1813. ©. 388.) 

G. Beſchneider. 

Die R. des Min. des 3. v. 27. März 1818, mitgetheilt durch V. ber 
Reg. zu Münfter v. 16. Zuni 1819, fo wie dad Publ. der Reg. zu Brom: 
berg dv. 8. Sept. 1824 und dad R. der Min. d. ©, U. u. M. Ang. und 
ber J und des J. v. 20. Dec, 1830, vergl. im ſiebenten Abſchnitt Kap, A. 
sub Il, 





1) &, daſſelbe oben, 
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I, 
Bon den fonftigen Mitgliedern der jübifchen Religiond« 
Ä Gefellfhaft. 


Bon den Rechten und Pflichten derfelben handeln die folgenden $$. 27. 
bis 31 und 108—112. Fit. 11. Thl. II. des A. L. R. 

$. 27. Sowohl öffentlich aufgenommene, als bloß geduldete Religions: und Kirchen 

efellfchaften müffen ſich in allen Angelegenheiten, die fie mit andern bürgerlichen Gefell: 
ſchaften gemein haben, nad) den Gefegen des Staats richten. - 

$. 28. Diefen Gefegen find auch die Obern und bie einzelnen Mitglieder in allen Vors 
fällen des bürgerlichen Lebens unterworfen. 

8. 29. Soll denfelben wegen ihrer Religionsmeinungen eine Ausnahme von gewiffen 
an Ir ftatten kommen, fo muß dergleichen Ausnahme vom Staate ausbrüdlich zu 
gelafien fein. 

8. 30. Iſt diefes nicht gefchehen, fo kann zwar der Anhänger einer ſolchen Religion 

‚meinung etwas gegen feine Weberzeugung zu thun nicht gezwungen werben. 
» 8, 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche die Gefege mit ihrer unterlaffe 
nen Beobachtung verbinden, fid) gefallen laſſen. 

$. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kirchengefellihaft haben das Recht, fich ber 
Anftakten der Gefellfchaft zu ihren Religionshandlungen J bedienen. 

$. 109. Sie müffen ſich aber dabei ben bei dieſer Geſellſchaft eingeführten Ordnungen 
und Berfaffungen unterwerfen, | 

$. 110. So lange fie Mitglieder der Gefellfchaft bleiben, müffen fie zur Unterhaltung 
ber Kirchenanftalten nad) den Verfaffungen der Gefellfchaft beitragen, i 

$. 111. Nur der Staat kann beftimmen, zu welcher der verfchiedenen Kirchengemein- 
ben feiner eigenen Religionöpartei jeder Einwohner als ein beitragendes Mitglied ges 
rechnet werben foll, 

$. 112, Auch ift der Staat berechtigt, jebem Einwohner zur Beobachtung folder 
äußern Kirchengebräudhe und Einrichtungen derjenigen Religionspartei, zu ber er fid 
betennt, in foweit anzuhalten, als davon vermöge ber Gefege bie Beflimmung oder Ges 
wißheit bürgerlicher Rechte abhängt. 


Drittes Kapitel, 


Bon ben Gütern und dem Vermögen ber jüdiſchen Reli. 
giond » Gefellfchaften. 


I, 


Bon dem Vermögend-Erwerb Seitens jüdischer Religiond-Gefelfchaften 
im Allgemeinen. 


1) Ueberall, wo die jüdische Religiondgefelfchaft Feine Korporation bil⸗ 
det, ift fie als folche nicht fähig, ohne fpeziele Erlaubniß des Staated Ber: 
mögen irgend einer Art zu erwerben, fondern ed kann dies nur die Ges 
fammtheit der einzelnen Mitglieder der Gefelihaft!). Anders verhält fi) 
dies in Betreff derjenigen jüdifchen Religionsgefellfchaften, denen, wie dies 
im Großherzogthum Pofen der Fall, die Rechte einer Korporation ausdrüd: 
lich beigelegt find. Allen auch diefe können Vermögen nicht ohne Eins 
willigung der vorgefeßten Behörde erwerben — 2. R. IL. 6. $. 83. — umd 
indbefondere find auch fie in Betreff ded Erwerbes von Gebäuden zu got ⸗ 
teödienftlichen Zufammentünften an die ausdrüdliche Erlaubniß des Staates 
— Es beſtimmt hierüber ganz allgemein $. 24. Tit. 11. Thl. I. 


1) 8. R. II. 6. . 109. Dergleichen (erlaubte Privat:) Gefellfchaften koͤnnen als 
ſolche weder Grundſtuͤcke noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwer⸗ 
ben. Vergl. hierüher Abſchn. X. Erſtes Kap. I. BB. 2. 
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„Eine blos gebulbete Kicchengefetfäaft kann das Eigenthum ſolcher (zu gottes⸗ 
dienſtlichen Zuſammenkünften beftimmten) Gebäude ohne beſondere Erlaubnif des 
Staats nicht erwerben.“ 


2) Das R. des Min. d. J. (Köhler) v. 27. Mai. 1817 and. K. Reg. 
zu Liegnitz bemerkt hierüber: | 
Der K. Reg. zu Liegnig wird auf Ihren Bericht v. 10. d. M., worin Sie anfrägt: 

ob jüdifhe Kirchengefellfchaften, als folche,-und insbefondere Synagogen, Vermoͤ⸗ 

gen zu religiöfen Zwecken erwerben können? 
zum Beſcheide eröffnet, daß, da bie jüdifchen Gemeinden im Befis von Synagogen find, 
und baber in biefer Hinfiht GrundsEigenthum haben, im Allgemeinen auch nachgegeben 
werden fann, daß fie zu religidfen Zweden gemeinfames Vermögen erwerben und erhals 
ten koͤnnen; in welcher Art auch des Königs Majeftät der biefigen Zudenfchaft auss 
drücklich zu bewilligen geruht haben, Grundftüde zur Erweiterung des alten Synago⸗ 
genz@ebäubes Fäuflich zu acquiriren. (Ann. 1. 9.2. ©. 127). 

Ein juriftifches Prinzip ift in dieſem R. nicht zu erkennen. Der Bes 
fig von Synagogen gründet ſich allemal nach $. 24. 1. c. auf befondere, 
der Kirchengeſellſchaft ertheilte Erlaubnig ded Staates !), eben fo der ers 
wähnte Erwerb von Grundftüden zur Erweiterung eined alten Synago⸗ 
genbaus und es ift juriftifch nicht abzufehen, wie aus folcher befonderen Er⸗ 
laubniß die allgemeine Berechtigung der Kirchengefellfchaft folgen 
fol, zu religiöfen Zwecken gemeinſames Vermögen zu erwerben. Daher 
wird aud fein Gericht den Befistitel von Grundeigenthum, welches die 
Gefammtbeit der Mitglieder einer jüdifchen Religionsgefelfcaft erworben, 
auf den Namen der Gefelfchaft, ftatt auf,den der einzelnen Mitglieder eins 
tragen. Es beftimmt in diefer Beziehung volllommen richtig 


3) das R. v. 8. San. 1836. 


Der Befistitel von Grundftücden darf nicht auf die Firma einer Handlungs- ober auf 
den Namen einer anderen erlaubten Privatgefellichaft, welche Eeine Korporation bildet, 
fondern nur auf ben Namen der Mitglieder der Gefellfchaft, als ein gemeinfchaftliches 
Eigenthum berfelben eingetragen werden. Dies ift im $. 13. Zit. 6. unzweideutig 
ausgefprochen, und der $. 199 X. L. R. I. 17. fteht nicht entgegen, und hebt den $. 13, 
eit. nicht auf, indem berfelbe nur feftfest, daß Grundftüde, bie auf ben Namen aller 
Gefellfchaften eingetragen find, in dem Verhältnig zu fremden Perfonen nicht für ein 
Eigenthum der Gefellfchaft angefehen werben koͤnnen. Daraus folgt aber nicht umges 
kehrt, daß foldhe Grundftüde auf den Namen der Gefellichaft als folcher, fondern nur, 
daß fie auf den Namen ſaͤmmtlicher Gefellfchafter eingetragen werden müffen. 
Daß die vom Staate genehmigten Korporationen, nicht aber die bloß erlaubten Privats 

eſell ſchaften, Grundftüde auf ihren Namen erwerben dürfen, rechtfertigt fi auchz denn 
ber jenen, nicht bei diefen, müffen Aenderungen der Grundverfaſſung zur Kenntniß bes 
Staates, und foweit fie auf Grundftüde Bezug haben, des Hypothekenrichters gebracht 
werben, wodurch jebe einfeitige Rechtöverlegung der einzelnen Mitglieder in Rüdficht 
der Grundftüde unmöglich gemacht iſt; auch fällt bei jenen durch den Austritt oder Tod 
alter, ober den Eintritt neuer Mitglieder nicht, wie bei diefen, eine Befigveränderung 
vor, und ed bedarf daher auch keiner Legitimation in diefer Hinficht. 

(Jahrb. Bd. 47. ©. 368. Gräff Bd. 10. ©. 46.) 


4. Anders verhält es fich mit dem Befistitel der auf Grund fprzieller 
Erlaubnifi von einer jüdiſchen Religionägefelfchaft erworbenen Grundeigens 
thums. Wird nämlich der Befistitel einer Synagoge allerdings auf die Nas 
men der jüdifchen Kirchengefelichaftzu berichtigen fein und nicht auf den der 
einzelnen Mitglieder derfelben: fo ift dies doch eben nur die Folge der, der 
Kirchengefellfchaft ertheilten, ausdrüdlichen Erlaubniß diefer Speziellen Acquis 
fition, alfo die Beilegung einer Korporationd:Eigenfchaft in Bezug auf 
das betreffende Gebäude. In diefer Beziehung beflimmt dad R. d. Min, 
d. Zuft. (Mühler) v. 31. Dec. 1840. 


— 


) Vergl. über das Recht, Synagogen aufzubauen Abſch. X., erſtes Kap, sub I, DD, 


“ 


454 Staatörechtl. Verhaͤltn. d. 3, — Den ganzen Staat bete; 


In der angeſchloſſenen Borftellung v. 10, d. M. beſchweren ſich bie Vorſteher der 
Zudengemeinde zu N. darüber, daß das ꝛc. Gericht daſeibſt, unter Zuſtimmung des 
K. O. L. G., ſich weigert, bei dem von der gebachten Gemeinde mit Iandesherrliher 
Genehmigung zur Anlegung einer Synagoge erworbenen Grundftüd N, 404. den Bes 
fistitel für die Jubengemeinde als ſolche zu berechtigen, benfelben vielmehr nur für die 
einzelnen Mitglieder der legtern eintragen will. Et 
Die Beſchwerde erfcheint, unter Vorausſetzung ber Richtigkeit des faktiſchen Vottra: 
ges, allerdings begründet. si; do 
Die dem Ebd. v. 11. März 1812 unterworfenen Zubengemeinden gehören unftreitig 
gu den geduldeten Kirchengefellichaften ($. 20. Zit, 11. Thl. IE. A. 2. R.). Als folde 
Eönnen fie gottesdienftliche Zufammenkünfte in gewiſſen, dazu. beftimmten Gebäuden 
halten, das Eigenthum diefer Gebäube aber nicht ohne befondere Erlaubniß des Staa- 
tes erwerben (88. 23 und 24 a. a. D.). Daraus folgt von felbit, daß wenn dieſe Er— 
laubnig — tie im vorliegenden Falle geſchehen ift — ertheilt worden, das Eigenthum 
ber gedachten Gebäude audy nur von ber Geſellſchaft als folder, und nicht von 
ben einzelnen Mitgliedern derfelben erworben worben ift, mithin auch der Befistitel nur 
für die Geſellſchaft berichtigt werben kann, da die Befistitelberichtigung nur zur Kon: 
ftatirung des Eigenthumserwerbes bient. Zwar können in ber Regel blos erlaubte G& 
ſellſchaften als ſolche keine Grundftüde auf den Namen der Gefellfhaft emer 
ben, fonbern die Erwerbung gefchieht nur für fämmtliche Gefellfchafter und auf deren 
Namen muß auch der Befistitel berichtigt werden ($$. 13 und 17. Zit. 6 a.a. O. — 
R.v.8. San. 1836, Jahrb. Bb. 47. ©. 368). Dazu bedürfen die Gefellfchafter je 
doc feiner befonderen Erlaubniß des Staats, vielmehr ift eine folche nur bei Korpora⸗ 
tionen erforberlich ($. 83 a. a. D.). Wenn deſſen ungeachtet geduldete Kirchengefell: 
ſchaften, obgleich fie nur die innern Rechte der Korporationen genießen ($. 44 a. a.D. 
und $. 20. Zit. 11 a. a. D.), das Eigenthum der zu gotteödienftlihen Zufammenfünf: 
ten beftimmten Gebäude nur mit befonderer Erlaubniß des Staates follen erwerben föns 
nen, fo folgt daraus doch nicht, daß auch der Erwerb für die einzelnen Mitglieber von 
der Erlaubnif des Staates abbängt, vielmehr nur, daß durch die landesherrliche Er: 
laubnig ausnahmsweiſe die Gefellihaft als ſolche befähigt wird, Grunbeigen: 
thum zu erwerben und demgemäß den Befigtitel für fich berichtigen zu laffen. Im ent: 
gegengefesten Falle würden nicht nur die geduldeten Kirchengefellfchaften in Beziehung 
auf ben Erwerb von gehe Br ai bärteren Bedingungen unterworfen fein, als ar 
dere erlaubte Gefellfhaften, da die Mitglieder der legtern ohne Erlaubniß bes Staates 
Eigenthum an Grundftüden erwerben können, fondern ed würden Auch die zu gottes 
dienftlihen Zwecken beftimmten Grundftüde als Privateigenthum ‘ber einzelnen ein- 
Arttageten Mitglieder der Gemeinde und demnach ald Erekutionsobjekte fir bie Schul 
den der eingetragenen Beſitzer angefehen werben müffen, was ber Allerh. Ordre ve 20. 
Okt. d. J. (Inf. Min Bl. ©. 340) wiberfprechen würbe. 
Hiernach wird das K. O. L. G. angewiefen, dem ic. Gericht zu N., wenn fonjt fein 
Bedenken entgegenfteht, die Berichtigung des Beſitztitels bei dem Eingangs gedachten 
Grundftäd N. 404 für die IJudengemeinde bafeldft aufzugeben. Du sit uam 
Berlin, ben 31. Dec. 1840. Der Juſtiz ⸗ Miniſte 
| Mühlen. nn" 


An das Königl, O. 2. ©, zu N. II. 10072. J. 7. Vol. 5. 


Beilage 

Die biefige jübifche Gemeinde, deren Vorſteher wir find, hat mit Genehmigung be 
Staates das in hiefiger Stadt belegene Grundftüd Nr. 393 gekauft und zur Synagoat 
eingerichtet. Eben fo hat fie einen eigenen Begräbnißplas eigenthämtich erworben. 
Bon beiben Grundftüden ift der Befigtitel auf den Namen der hiefigen Zubengemeinb: 
berichtigt worben, 

Diefe Synagoge entfprady nicht mehr dem Bebürfniß der Gemeinde, und es wurde 
—— zum Verkauf dieſes Gebäudes und zum Ankauf des Grundftüds Nr. 404 
nachgeſucht. nie 

Mittelft der Allerh. Kab. Drbre v. 1B. Juli 1838 iſt dem Antrage auch deferict um) 
der Gemeinde der Ankauf des Grundſtuͤcks Nr. 404, fo wie die Einrichtung deſſelben zt 
einer Synagoge und zur Lehrermohnung geftattet worden. = 

Der Kaufkontrakt ift in Gefolge diefer Alferh. Genehmigung abgefchloffen und bem 
biefigen Königl. 2c. Gericht zur Berichtigung des Befigtiteld dingereicht wörbem.' ° 

Die genannte Behörde verweigert aber die Berichtigung des Beſitztitels auf sen Na 
men der Gemeinde, und will denfelben nur auf den Namen ber einzelnen Milgliede 
berfelben berichtigen. 


Bir fiellten dem hiefigen 36. Gericht vor, daß von dem Grundftüg Ri 393 und von 
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‚Begräbnißplane ber Befistitel für die Gemeinde berichtigt worden fei, allein unfere 
öritellung wurde unbeructjichtigt zuruͤckgewieſen. | 

Die Anficht ber — * erſcheint uns nicht gerechtfertigt, denn die Allerh. 

b Ordre dv, 18, Juli 1838 geftattet den Ankauf des erwähnten Grundſtücks und die 

nrichtung befjelben zu einer Synagoge nit den Mitgliedern der biefigen jübifchen 

emeinde, ſondern der Gemeinde felbit als folcher. 

Diefe Allerh. Kab,:Orbre ſtimmt aud mit den Beſtimmungen des $. 24. Tit. 11. 
ZHl. U. des A. K. R. überein, welcher verordnet: 

„Sine blos gebuldete Kirchengefellichaft Eann aber das Eigenthum folcher Gebäude, 
ohne befondere Erlaubniß des Staates, nicht erwerben,“ 
woraus folgt, - 
daß, wenn die Genehmigung von Seiten des Staates ertheilt ift, auch eine blos 
gebsuldete Kircheigefellihaft das Eigentum von Gebäuden erwerben kann. 
Kann aber eine blos geduldete Kicchengefellfhaft mit Genehmigung des Staats Eigen: 
erwerben, jo muß auch der Befistitel von diefem erworbenen Eigenthum für fie 
— als ſolche — bericjtigt werden können, da der Befistitel nur die Eintragung ber 
ftattgefundenen Ermerbsart in das Hypothekenbuch ift. 

ne mit feinen eigenen Anordnungen in Konflikt zu gerathen, kann der Gefeägeber 

nicht von einer Seite geftätten, daß die Gemeinde — ale ſolche — Eigenthum erwerbe, 
von der andern Seite verweigern, daß ihr über den ftattgefundenen Erwerb des 
thums die im Gefe& angeordnete hypothekariſche Befcheinigung ertheilt werde. 

e Gründe trugen wir dem Königl. DO. L. G. zu N. im Wege des Rekurfes vor, 
find aber gleichfalls aus dem Grunde zurüdgemwiefen, weil die juͤdiſche Gemeinde keine 
Korporation bilde, und weil die Verleihung der Rechte einer folchen aus: der Allerh. 
Kab.=Drdre v. 18. Juli 1838 nicht zu entnehmen fei. 

Bei dem hohen Intereſſe, welches diefe Angelegenheit für uns hat, wagen wir, bie 
Beurtbeilung diefer zwifchen uns und den Behörden obwaltenden differenten Anfichten 
sur Entfeeibung Ero. Erellenz ganz unterthänigft vorzulegen. 

Zur Rechtfertigung unferer Anficht erlauben wir uns, noch außer ben oben angeführs 
—— gende Ingugufügen. 

I. Sat die Allerh. Kab.-Ordre v. 18. Juli 1838 ganz unbedingt der Gemeinde den 
Ankauf des Haufes Nr. 404, zur Einrichtung einer Synagoge, erlaubt; 

le, ee t es feinem Zweifel, daß den Judengemeinden im Großherzogthum Pofen 

ef vom Jahre 1833 nicht größere Rechte haben eingeräumt werden follen, 

| Aapngemeinden in ben alten Provinzen, welche nad) dem Geleh v. 11. März 

das Preuß. Staatsbürgerrecht erworben haben. Die Zudengemeinde im Groß» 

Ip Poſen wird aber in Bezug auf ihre Yan ar Verhältniffe als Korporation 

et, und würde daher, wenn die Anficht der hieſigen Hypothefenbehörbe als bes 

| acht würde, offenbar vor den Judengemeinden der alten Provinzen bevors 

fein, da jene Eigenthum, diefe aber ein foldyes nicht erwerben können. 

ve ſolche Anomalie ann aber unmöglich in der Intention des Gefehgeberd gegrün: 

n. 

Iſt in ber Allerh. Kab.:Drbre v. 26. Dit. d. 3. ausdruͤcklich beftimmt worden, 
daß pnagogen und Begraͤbnißplätze der Judengemeinden nicht sub hasta geſtellt wer: 
ben Eönnen. Nach der Intention des hiefigen zc. Gerichts ift das von und erfaufte und 

Synagoge eingerichtete Grundftüd Nr. 404 nur das Privateigenthum der eins 
itglieber unferer Gemeinde, und als foldyes müßte es fogar für die Schulden ber 
einzelnen Mitglieder als Gegenſtand der Erekution dienen können, da bad Vermögen 
ber Privaten dem Verkehr nicht entzogen werben kann. | 
Sn fofern würde fi mit diefen vom Königl. ıc. Gericht aufgeftellten Grundfägen 
ne Al ED nicht in Einklang bringen laſſen. 

enbar' hat 











Tent derſelben aber die geſetzlich motivirte Anfiht zum Grunde gelegen, daß 
Hnagoge ein Eigenthum der Gemeinde— als folder — iſt, und daß es daher nicht 
emwöhnlichen Verkehr unterworfen fein darf. 
Sit Biele Annahme richtig, dann unterliegt ed auch keinem Bedenken, daß ber Befis- 
ae ie Gemeinde von diefem Grundjtüd berichtigt werben muß. 
E erlauben uns, dabei zugleich zu bemerken, daß bei allen übrigen Gerichtöhöfen 
f Fi beim hiefigen zc. Gericht darüber Fein Zweifel obgewaltet hat, daß der 
t bie Gemeinde berichtigt werden Fann, und daß bie in der Verf. v. 21. 
x ai Anſicht nur das Erzeugniß einer fceptifchen Erörterung iſt. 
. Ercellenz geruben, diefe Gründe einer Prüfung geneigteft zu unterwer: 













und erwägen, melde Verwirrung bei den Hypothekenakten und in der Gemeinde 
ſelbſt mit der Zeit entftehen muß, wenn der Befistitel für mehr als hundert Perfonen 
berichtigt werben muß, [o werben Hochdieſelben unjere Bitte gerechtfertigt finden; 

+) vi 44h . s 1 
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das ꝛc. Gericht hierfelbft anzumeifen, daß es den Wefistitel von dem in biefiger 
er N. 404 belegenen Grundftüd auf den Namen der Judengemeinde 
erichtige. | 
Sollten Ew. Erellenz aber die Anficht des sc. Gerichts für gerechtfertigt erachten, 
dann bitten wir ehrfurdhtsvoll, uns in Bezug auf die Synagoge, aus Rücklicht ber uns 
bedrohenden Nachtheile, bie Rechte einer Korporation Allerh. Orts auszuwirken. 
N. den 10. Dez. 1840. Die Vorfteher der hiefigen are Gemeinde. 


. N, N, N 
(Juſt. Min. Bl. 1841. ©. 34-36.) 


5) Die Subhaftation von Synagogen und Begräbnißpläßen iſt 
verboten durch die K. D. v. 26. Oft. 1840, 


Sch! finde, im Einverftändniffe mit den in Ihrem Ber. v. 9. d. M. entwidelten 
Gründen, die Beſchwerde ber Judenſchaft zu N. durchaus gerechtfertigt und ermächtige 
Sie deshalb, die Aufhebung der vom dortigen Stadtgericht verfügten unftatthaften Sub: 
— der Synagoge und bed Bezräbnißplages ber Supplifanten zu verfügen. 


n Triedrih Wilhelm, 
ben Staats⸗ und Juſtiz⸗Miniſter Mühler. ; 
(3. M. Bl. 1840. ©. 340. V. M. Bl: 1840, ©. 457.) 
Der Rechtsgrund diefer K. O. ift in einer zweiten durch R. v. 27. April 
1840 mitgetheilten K. O. v. 14. April 1840, durch welche die Subhafta- 
tion über ein $umilienbegräbniß aufgehoben wird, dahin angegeben, daß 
Begräbnißpläge überhaupt dem bürgerlichen Verkehr entzogen find. 
(3. M. Bl. 1840. ©. 143. V. M. Bl. 1840. ©. 154.) 


6) Die Stände in den Synagogen. 

a. Diefe Stände find ald Immobilien zu betrachten und als folche eintras 
gungdfähig in dad Hypothekenbuch. 

aa, R. v. 18. Mai 1804, betr. die Nealgerichtöbarkeit über bie 
Stände in den Judenſchulen. 


Sn den mehrften Orten der hiefigen Provinz find die Stände in den Zudenfchulen 
Eigenthum der Befiger und verkäuflih. Ihr Werth ift fehr verfchieben und ſchwebt in 
eo —— von 100 bis 1000 Gulden, auf dem Lande aber oft unter 100 Gulbenz 

e haften: 

4) prinzipaliter der Judenſchaft des Orts für die Staats: und andere judenſchaftliche 
Abgaben des Beſitzers. Die Zubenfchaft fieht fich oft genöthigt, wenn fie ben 
Befiger nit in Nahrungsverfall bringen will, damit lange nachzuwarten, aber 
eben diefe Judenſchaft hat auch 

2) bin und wieder für baare Anlehen Konfenfe zur Verpfändung biefer Stühle 


gegeben. 

So lange nun bie jüdische .Gerichtöbarkeit beftand, haben wir hiervon Feine weitere 
Rotiz genommen, ald daß wir im Falle eines Konkurfes verordnet haben, es müffe der 
Verkauf unterMitwirkung des Konfensrichters gefchehen, eö müffen ferner die nad) oben 
unter 1 und 2 etwa barauf haftenden Mfonbredite mit Zuziehung des Konkurskurators 
verifizirt, fobann aber nur ber Reft des Erlöfes an die Konkursmaſſe abgeliefert werben. 

Dieſe Maßregel fchien uns gleich richtig, man mochte die Sache nad) den gefeglichen 
Vorfchriften von handhaften Pfändern oder nad) denjenigen von Immobilien unter einer 
fremden Jurisdiktion betrachten. 

Nachdem aber die jüdifche Gerichtsbarkeit aufgehoben wurde, glaubten wir biefe 
Stühle als Gerechtigkeiten betrachten zu müffen, über melde ein Hypothefenbuch bei 
dem Richter des Orts zu führen ift. Die jüdifchen Gemeinden aber, befonders die zu 
m. und Fürth, Baben gegen dieſe Anficht der Sache Beſchwerden geführt, und 

ehaupten: 

4) diefe Schulftände hätten keineswegs bie Qualität von Rechten, welche Smmobilien 
gleich zu achten wären, wohl aber 

2) diejenigen von Kauftpfändern, da fie durch den Vorfchuß der Schule in dem Befige 
der Korporation als folcher, wären, welcher fie für die Abgaben hafteten. 

3) Wenn durch die Korporation fremden Gläubigern Konfenfe ertheilt werben, fo ſei 
dies blos eine Verſicherung daß die ihnen prinzipaliter verpfändete Sache nicht eher 
zurüdgegeben werben folle, als bis auch der fremde Gläubiger befriedigt worden, 
und ein Konfens des Debitoris in dieſe Maßregel. 

4) Sollten die Grundfäge von Immobilien auf biefe Stühle angewandt waren, ſo 
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würben fie, wenn gleid oben ad 1 angegebene Pfandrecht in rubr. TI, eingetra⸗ 

gen würde, dennoch nicht hinlänglich gefihert fein, weil fie ſodann 

a) in Anfehung ber Zeit durd bie Vorfchrift der A. G. DO. Thl. I. Zit. 50. 
65 357—358 gebunden wären, 

b) = Dept ohne ihr Borwiſſen fremde Schulden auf den Stuhl eintragen lafs 

| en könne. 

Endlich werbe 

5) den Befigern durch die gerichtliche Aufnahme der Kontrakte bei Befigveränderungss 

fällen eine unnöthige Laft aufgelegt. 

DOb uns nun gleich alle dieſe Grunde nicht überzeugen, fo ſcheint es doch, ald könnten 
biefe Schulftände füglich aud) für die Zukunft in Anſehung der jüdiſchen Laſten und Ab: 
gaben, als Kauftpfänder betrachtet werden. Dies könnte aud für bie * gelten, 
in welchen die Judenſchaft einem fremden Gläubiger ein Nachpfandrecht zuſtehen wollte; 
jebod) werden wir, um etwanige Mißbraͤuche zu verhüten, anordnen: 

daß in dieſem Kalle ein ſchriftlicher Pfandkontrakt durch den perſönlichen Richter 
des Verpfänbers aufgenommen werben müffe. 

In Konkursfällen, denn bei diefen ift allein die Frage von Nugen, würde fodann bas 
Geſchäft nad) gefeglichen Vorfchriften von Bauftpfändern zu behandeln fein, 
Wir erbitten uns allergnäbigfte Belehrung, um banad) die fernern Maßregeln treffen 
zu können. Ansbach, ben 5. Mai 1804. . 


Die Regierung. 


Auf die vermittelft Ber. v. 5. d. M. geſchehene Anfrage wegen der Realgerichtöbarkeit 
über die Stände in den Judenſchulen befcheiden Wir Euch, daß, da es offenbar auf 
einer Fiktion beruht, die Stände in den Judenſchulen zur Klaffe derjenigen Mobilien 
zu zählen, welche ohne wirkliche Aushändigung an den Gläubiger, ald Kauftpfand vers 
pfändet werben Eönnen, weiches bekanntlich zur Erleichterung des Commertii und der 
Banquegefchäfte nur bei einigen Gegenftänden diefer Art durch die V. v. 16. Juni 1785 
nachgelaffen worden, es zweckmaͤßiger ift, ad ductum der Hypothefenorbnung Zit. 1. 
$. 15. ©. 5., über diefe Stühle eigene Hypothekenbücher zu führen, in ber zweiten Ru⸗ 
brik zu bemerken, daß ihr Werth nach der Provinzialverfaffung prinzipaliter ber Juden 
{haft des Orts für Staats: und andere Abgaben verhaftet fei, und alsdann diefe Ver— 
pfandungen, Einräumung des Vorzugsrechts und dgl. lediglich nad) ben Grundfägen 
des 2. R. und der Hypothekenordn. zu beurtheilen, da die Gründe der Zubenfchaft, wie 
Ihr ſelbſt anführt, weder überzeugend, noch den gefeglihen Vorſchriften angemefs 
fen find. (N. Archiv Bd. 4. ©. 116. Rabe Bd. 8, ©. 54.) 

bb. Die Beftimmung des vorftehenden R. ift jedoch in Folge des R. des 
Juſt. Din. (v. Kircheifen) v. 5. San. 1813 an dad Kammergericht nicht 
zur Ausführung gekommen. | 

Dem K. Kammergerichte wird auf den, über die Beſchwerde der Xelteften ber Juden⸗ 
[haft zu Frankfurt a. d. O., wegen ber, von dem dafigen Land» und Stadtgerichte bes 
abfichtigten Eintragung der Site oder Stände in ber Synagoge ad Rescriptum v. 
ve Sept. pr., unter dem 23. Nov. ej. a, erftatteten Ber., bierburd zum Beſcheide 
ertheilt: 

daß, ba die Schulftände und Sige der Juden in den Synagogen bis jest weber 
bier, noch in Frankfurt a. d. DO. in das Hypothekenbuch eingetragen worden, biefe 
Eintragung aud gegenwärtig zu unterlaffen ift. 

Das K. Kammergericht hat daher die beabfichtigte Einrichtung eines Hypothekenbuchs 
über dergleichen Sige einzuftellen, auch das Stadtgericht zu Frankfurt a. d. D. zu ins 
firuiren, von der zum Zwecke dev Eintragung von der bafigen Judenſchaft erforderten 
Ginreihung eines nad) den Nummern der Schulftände anzufertigenden Verzeichniffes 
ber Eigenthümer derfelben, abzuftehen. (Jahrb. Bb. 2. ©. 187.) 


b. Daß die von Vermiethung der Kirchftellen chriftlicher Kirchen han⸗ 
delnden 68. 676— 685. Lit. 11. Thl. Il. des L. R. 1) auf Stände in den 


) Diefe $$. lauten: 
J. 676. Wo die Vermiethung der Kirchftellen hergebracht ift, da gebührt fels 
bige den Vorftehern. 
$. 677. Sie können die Stelle an Eingepfarrte und an Fremde zum Gebraud 
überlaffen; doch haben bie Erftern den Vorzug. 
$. 678. Die Vorfteher können bie hergebrachten Kirchenftellengelder ohne Bes 
willigung ber Eingepfarrten nicht erhöhen. 
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Judenſchulen nicht Anwendung Finden, bemerkt das R.v. 23. DOM. 1829, 
welches oben im neunten Abfchnitt gegeben ift. (sub I. 5.) 


Eilfter Abſchnitt. 
Das jüdifhe Schulwefen ?). 


| Erftes Kapitel. | 

Das Verhaͤltniß des Staates zum jüdifhen Schulweſen. 
I. | | 

Werhältnif des Staates zum jüdiſchen Schulmefen im 

j Allgemeinen. 


Da ter Staat im Allgenseinen die jüdiſche Religionsgeſellſchaft Aur 
ald eine erlaubte Privatgeſellſchaft anfieht, fo mifcht fich die Verwaltung 
in deren Streitigkeiten, wie oben, Abfchnitt IX, dargeftellt worden. tur 
für den Fall, wo died von Polizei wegen behufs Aufrechthaliung der öffent. 
lichen Ruhe und Ordnung nöthig ift und überläßt die Schlichtung von 
Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen oder andern Theile provocirt 
wird, den richterlichen Behörden. Dies Prinzip ift nun aber auch in Be: 
treff der Schulangelegenheiten in einigen Min. R. auögefprochen. So 
1) in dem R. ded Min. d. Inn. v. 3. Nov. 18202). Ferner: 

2) R. d. K. Min. d. J., fo wieder. G., U. zc. Ang. (v. Schudmann, 
v. Kamptz) v. 22. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Münden. Aufbringung 
der Unterhaltungsfoften für jüdiſche Schulen. 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. d. M. in Betreff des jübifchen Elementars 
Schulmefens hierdurch eröffnet, daß, da bie jüdifchen Schulen jederzeit nur als Privats 
Anftalten gelten fönnen, es den Mitgliedern der jüdiſchen Gemeinden lediglich überlaf 
ie bleiben — in welcher Art ſie die Koſten zur Unterhaltung dieſer Schulen auf— 

ringen wollen. 


Koͤnnen ſie ſich darüber nicht unter ſich in Güte einigen, ſo muß die Sache zur richter⸗ 
lichen Entſcheidung gelangen. (Ann. XI, Nr, 54. ©. 120.) 


$. 679. Das Vermiethen der Kirchftellen foll niemals nad) Art einer öffent: 
lihen Berfteigerung gefchehen. 

$. 680. Bei neu errichteten Kirchen muß bie Vertheilung ber Stellen von ben 
Vorftehern, unter Beifiimmung des Patrong oder Kirchenkollegii und Genehmis 
gung der geiftlihen Obern, nach Klaffen, oder durch das Loos beforgt werben. 

$. 681. Wo nad) hefondern Verfafjungen Kirchſtellen gewiflen Perfonen oder 
Familien erblich verliehen find, da können die Eigenthümer diefelben an Andere 
ee und zum Gebraudy einräumen; aud fie auf ihre Nachkommen 
vererben, 

$. 682. Dagegen können fie das Eigenthum weder unter Lebendigen, noch 
von Todeswegen, an Andere übertragen. 

$. 683. Menn der Eigenthümer einer ſolchen Stelle ohne Nachkommen ftitbt, 
oder die Parodyie verläßt: fo fällt die Stelle an die Kirche zurüd, 

$. 684. Kirhhftühle, die Jemanden in Rückſicht feiner Würde oder feines 
— angewieſen ſind, können von ihm an Andere auf keine Weiſe üerlaffen 
werben. | ’ Ä 

$. 685. Kirhftühle, die einem Haufe oder Gute für beftändig. zugefchlagen 
find, gehen mit diefem Grundſtuͤck zugleich auf jeden Beſitzer defjelben, auch 
wenn er einer andern Keligionspartei zugethan iſt, über. 

1) Ausführliche Mittheitungen über die jüdiſche Kreifcyule zu Berlin enthalten die 
von Zeit zu Zeit im Drud erſchienenen Nachrichten von derfelben z. B. „Eilfte 
Nachricht von dem Zuftande der jübifchen Freiſchule in Berlin, womit zur öffentl, 
Prüfung ꝛc. einladet Lazarus Bendavid, jegiger Direktor der Schule.” 

. Berlin, 1818, 

2) ©. daffelbe oben Abſchn. IX. sub. II. 
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3) K. des Min. der G., M. imd Med. Ang: (v. Altenſtein) v. 4. Sept. 
—* an — MN. e. > ’ | ® 
a die jüdiſche Elementarfhule zu N. von Zuben und fü waus chg 
gründet iſt, fo darf die K. * biefeibe een Bra ns R. —* —2* 
10. Maiĩ 1880 nur als Privatſchule anſehen, und als ſolche zwar beaufſichtigen, in ihre 
Verfaſſung aber nicht eingreifen. Die K. Reg. zu Liegnig hat daher auch Feine Mittel 
bas Fortbeſtehen ber gedachten Anftalt herbei zu führen und zu erzwingen, und fie kann 
mithin au) don hier aus nicht, wie Sie beantragen, veranlaßt werden, zur Befchaffung 
bes den Lehrern N. N. gebührenden Gehalts ergreifende Maßregeln zu tteffen. Es mu 
vielmehr: den Lehrern Überlaffen werden, fich wegen ihres Gehalts an die Aelteſten der 
—— — m welchen fie zu Lehrern der Gemeinde berufen find. 
Das in dieſen Reftripten und einigen unten folgenden R. beiläufig ausgge⸗ 
ſprochene Prinzip kann jedoch in Betreff der Schulangelegenheiten in keiner 
Yrt.gebilliget werben. Man bemüht fich vergeben den Grund zu finden, wa: 
zum ber Staat ſich des, auf Bildung der künftigen Generationen fo eins 
flußreihen, Oberaufſichts-Rechtes über die jürifchen Schulangelegenheiten 
begeben will, da er darin unmöglich liegen Bann, daß dem Staate die Bil⸗ 
dung der Jüden gleichgültig erfcheine. In der That widerfprechen aber auch 
diefe R. den betr. allgemeinen Gefegen und erfcheinen demgemäß nicht von 
Gültigkeit 1). 


H. 
Dberauffiht ded Staated auf das jüdiſche Schulwefen. 
1) Behörden, welche diefe Oberaufficht führen. Ä 
a) Die jüdifchen Elementarfchulen find zumächft, wie alle andere Elemen⸗ 
tarſchulen, theils da wo das A. R. gilt, unter die Aufſicht des chriſtlichen 
Predigerd des Ortes geftellt?), theils inter die der ftädtifchen Schulloms 
nigeg und der Bezirfs:Schul-Infpektoren ?). 
ad A. L. R. verordnet Thl. II. Kit. 12. 88. 12—17. 47. 48. 

:$. 12. Gemeine-Schulen, die dem erften Unterrichte der Jugend gewidmet find, ſte⸗ 
ben unter der Direction ber Gerichtöobrigkeit eines jeden Orts, welche dabei bie Geifts 
lichkeit der, Gemeinde, zu welder die Schule gehört, zuziehen muß, 
8. 48, Die Kirhenvorfteher einer jeden Gemeinde, auf dem Lande und in Meinen 
Städten, fo wie in Ermangelung bderfelben, Schulzen und Gerichte, ingleichen die Pos 
fieimagifträte, find fhuldig, unter Direction der Obrigkeit und der Geiftlihen, bie 
Aufficht über die äußere Verfaffung der Schulanftalt, und über die Aufrehthaltung der 
Bäbei eingeführten Ordnung zu übernehmen. 

$. 14. Alle dabei bemerkte Mängel, Berfäumniffe und Unorbnungen müffen fie ber 
Obrigkeit und dem Geiftlichen, zur nähern Unterſuchung und Abftellung, anzeigen. 
8 15. Die Obrigkeit und der Geiſtliche müſſen ſich nad) den vom Staate ertheilten 
ober genehmigten Schulorbnungen achtenz und. nichts, was denfelben zuwider ift, eis 
genmädtig vornehmen und einführen, 
+6,16. "Finden fie bei der Anwendung der ergangenen allgemeinen Vorſchriften auf 
die ihrer Xufficht anvertrauete Schule Zweifel oder Bedenklichkeiten: fo muß ber geifts 
liche Vorfteher der dem Schulmefen in der Provinz vorgefegten Behörde davon Anzeige 


er. . e 
$. 17; Eben biefer Behörbe gran die Entfcheidung, wenn die Obrigkeit fih mit 
bem geifilichen Schulvorfteher über eine oder die andere bei ber Schule zu treffende Ans 
fialt oder Einrichtung nicht vereinigen Tann. 

$. 47, Die Schulauffeher müflen darauf Acht haben, daß der Schulmeifter fein Amt 
mit Treue und Fleiß abmwarte. 

$. 48. Ihnen liegt es ob, unter Beiſtand der Obrigkeit, darauf zu fehen, daß alle 


c 3) Berg diefe G. sub II, in den Kap. U. III, IV, die Bemerkung im Kap. V. 
8 


u . 0% 
2) &, R. II. 12. 8. 49. | Ä 
s) Vergl. die Cirk. v. 29. Zuni 1838 und v. 11. Jan. 1823 $. 23 —* ‚11. und 
in en = Schul⸗Inſpektionen den $. 179 b. der St. DO, von 1808, un J 107 der 
neuen St. O. 
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f&hulfähige Kinder, nach obigen Beftimmungen ($$. 43 seq.) erforderlichen Falls burd 

Zwangsmittel und Beftrafung der nachläffigen Eltern, zur Befuchung der Lehrftunden 
Me werben. j ; 
. b) In höherer Inftanz ift das jüdische Elementarſchulweſen den Reg. un 
tergeben, wie dies die Geſchäfts-Inſtr. für die Reg. v. 23. Oft. 1817. $. 18 
ergiebt *) und die obere Leitung im wiflenfchaftlicher Hinfiht und in Bezier 
bung auf die innere Verfaffung, ingleihen die Sorge für die Ausbildung 
der Elementar- Schullehrer den ProvinzialsKonfiftorien?). 

c) Die höchſte Inftanz find das Min. der ©. und Med. Angel. und das 
Min. des Inn, vergl. Abſchn. X. Kap. I. sub I.B. CC. 2, 

2) Zwangspflicht der jüdifhen Kinder zum Schulbefud. 

a) Im Allgemeinen beftimmen hierüber die 58.43 —46 Zit. 12. Thl. II. 
des A. L. NR. 

F. 43. Jeder Einwohner, welcher ben noͤthigen Unterricht für feine Kinder in feinem 
Haufe nicht beforgen kann oder will, ift ſchuldig, diefelben nach zurüdigelegtem Fünften 
Jahre zur Schule zu ſchicken. 

8. 44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und bes geiftlihen Schulvorftehers 
kann ein Kind länger von ber Schule zurüdgehalten, oder der Schulunterricht beffelben, 
wegen vorfommender Hinderniffe, für einige Zeit ausgefest werben, 

$. 45. Zum Beſten derjenigen Kinder, welche wegen häuslicher Gefchäfte die orbi- 
nairen Schulftunden, zu gewiflen, nothwendiger Arbeit gewidmeten Jahreszeiten, nicht 
mehr ununterbrochen befuchen fönnen, foll am Sonntage, in den Zeierftunden zwijchen 
ber Arbeit, und zu andern ſchicklichen Zeiten, befonderer Unterricht gegeben werden. 

8.46. Der Schulunterricht muß fo lange fortgefegt werben, bis ein Kind, nad) dem 
Befunde feines Seelſorgers, die einem jeden vernünftigen Menfchen feines Standes 
nothwendigen Kenntniffe gefaßt hat. 

Diefe Beftimmungen gelten nach der K.O. v. 14. Mai 1835?) dem Bes 
fentlichen nad) auch in den Provinzen, wo dad L. R. nicht gilt. 

b) Diefelben find auch auf die jüdifhen Kinder anzuwenden. 

aa) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 11. März 1825 an das K. Pol. 
Präfidium zu Berlin. Anwendung von Zwangsmitteln gegen jüdifche Fa⸗ 
milienhäupter, ihre Kinder zur Schule ji halten. 

Das K. Pol. Präfid. wird hiermit angewieten, auf jebesmalige Anzeige der Aelteften 
und Borfteher der hiefigen Judenſchaft wider diejenigen juͤdiſchen Bamilienhäupter, 
welche der Vorſchrift des A. L. R. Th. I, Zit. XII. $. 43 nicht gehörig nachkommen, 
nad) der Beftimmung des $. 48, ibid. zu verfahren. (Ann. IX. ©. 120). 

bb) Vergl. hierüber auch die Beftimmungen des Kap. II. und wegen de 
Großherzogthumd Pofen das Kap. VII. 

3) Kontrolle diefes Schulbefudhes. 

a) Vergl. dad R. des K. Min. d. J. v. 11. März 1825 an das Pol. 
Präfid. zu Berlin, vorftehend sub 2, b. aa, 

b) Cirk. R. des K. Min. der G., U. und M. Ang. an fämmtliche 8. 
Reg, (v. Altenftein) v. 10. Jan. 1826. Einfendung von Verzeichniſſen 
über den Schulbefuch der jüdiſchen Kinder. 

Der K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die Verf. v. 15. Mai 1824"), die Einrid 
tung bes jübifhen Schulweſens betr., hierdurch aufgegeben, vom Jahre 1826 ab all: 
jährlich Verzeichniſſe über den Schulbeſuch der jüdifhen Kinder ihres Bezirks von den 
Behörden einzufordern, felbige in eine General-Rachweiſung zufammenftellen zu Laffen, 
unb * Der — mit dem Schluſſe des Monats März hieher einzureichen. 

nn. X. ©, 94). 


1) Vergl. den $. 18 oben Abſchn. X. Kap. I. sub J. B. CC. Siehe auch bie An: 
etkennung dieſes Grundfages in dem Publ. der Reg. zu Cöslin v. 11. Jän. 1823 
un aa t 6 
J . 5. 6. 7. der Dienſt.-Inſtr. für die Prov. Konfiftorien v. 209,Okt. 1817. (G. 
S. 1817. ©. 237.) — m 
2) G. ©. 1825, ©. 149, 
*) ©. unten, 
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c) Publ den K. Reg. zu Bredlau, v. 6. Febr. 1826, in derſelben Ans 
gelegenbeit. 

Bon dem K. Min, ber G., U. ac. Ang., ift mittelfi R. v. 10. v. M. vom 1. San. 1826 
ab. die Kührung von Verzeichniffen über den Schulbeſuch der jüdifchen Kinder, welche 
alljährlich mit dem Schluffe des Monats Febr. an uns eingereicht werden müffen, an: 
geordnet worden. Den Magifträten ber Orte unſers Reg. Bez., in welchen jüdifche Fa⸗ 
milien leben, wird bemgemäß hierdurch aufgegeben, diefe Verzeichniffe bergeftalt anzus 
fertigen, daß aus foldhen unter vier Kolonnen erfehen werben kann ; | 

a) wie viel jüdifhe fchulpflichtige Kinder vorhanden, 

b) wie viel davon die Schule ihres Glaubens befuchen, 

e)' wie viel durch eigene Schullehrer ihres Glaubens unterrichtet werben, 
d) wie viel die chriſtlichen Orts:Schulen befuchen. 

In einer fünften Kolonne ift endlich die Schul:Deputation zu Abgabe ihres Gutach⸗ 
tens über den richtig inne gehaltenen Schulbefud, ber Kinder, und etwanigen fonftigen 
Bemerkungen zu veränlaffen. | 

Der Eingang diefer Tabelle wird, wie oben bemerkt, alljährlih Ende Februar puͤnkt⸗ 
lid) gewärtigt, und ift daher mit ber Anfertigung für das laufende Jahr ſogleich vorzu— 
fhreiten. (Ann. X. ©. 95.) 

d) Eirf, R. des K. Min. der G. und U.,ıc. Ang. (v. Altenftein) v. 
29. Suni 1827 an fämmtliche K. Reg., auöfchlieglich derjenigen zu Düffels 
dorf. Die alljährlich einzureichenden Nachweifungen von dem jüdifchen 
Schulweſen. | 

Die K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die wegen Einrichtung des jüdifchen Schuls 
wefens unterm 15. Mai 1824 und 10. San. pr. erlaffenen Eirk. Verf. hierdurch aufges 
fordert, die alljährlich eingureichenden, diefen Gegenjtand betr. Nachweiſungen Fünftig 
in ſolcher Art einzurichten, wie eö in dem (sublitt.a.) beiliegenden Echema vorgefchries 
ben iſt. N 
Berlin, den 29. Juni 1827. 

“ Min. ber G., U. und Med.⸗Ang. 
v. Altenftein, 
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* XI. ©. 673.) | | 
4) Prüfung und Anftellung der jüdifhen Lehrer Seitens 
bes Staates. 
Hierüber f. dad Kap. IV., die Verhältniffe der jüdischen Lehrer betr. 
Thl. VIII. Bo.oↄ. Die Verhaͤltniſſe der Juden. 11 | 
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1,5), Beauffichtigung der jüdiſch en Privg t er ziehunge 
Vergl. hierüber das Kap. III. — 
6) Rechte jüdiſcher Schülanſtalten. 
Vetgl. wegen des den Zöglingen, der jüdiſchen Vereins ſchule zu Münfter 
ertheilten Rechted in Betreff des Militairdienftes'das R. v. 19 Aug:-1840, 
oben Abfchnitt V. Kap. U: ©. 54 
gweites Rage u 
Allgemeine, dad jüdifhe Schulwesen ‚betreffende. Anord- 
r UR 17 hl ah ni Die shn 
Allgemeine, das jüdifche Schulmefen betr. Gefege, fehlen bis auf die betr. 
‚ Beftimmungen ded ©. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum Polen, 
welche Kap. VII. zu vergleichen find: Das Ed: v. 140 März 1812 verfprach 
zwar im 8: 39 Beſtimmungen wegen alla: des Unterrichts der Ju⸗ 
den, die aber nicht erichienen, find, Allgemeine. Anordnungen, welche die 
zur Zeit beftehende gefegliche Beſtimmungen zuſammenfaſſen, find bisher 
nur von den Minifterien und Reg, auegegangen; es ſind dies folgende: 


» 


Winiſterial-Verfügungen.— 

1) R. des Min. der. G,, U. und Med, Ang. (u. Altenftein) v. 22. Sept. 
1823 an die. K. Reg. zu Bromberg (bisher ungedruckt). 

Das Min, ift ruͤckſichtlich ber Anficht der Königli Reg. — in ihrem über die Gin 
richtung des jüdischen Schulmefens im dortigen Reg. Bez. unter dem 3. d. M. erftättes 
ten Ber. volllommen damit einverftanden, daß die Schulpflichtigkeit der: jüdiſchen Kin⸗ 
der nad) 5.43. Tit. XII, STE. des AL. R. unzweifelhüft ift; daß fonady die Juden 
nöthigen Falls mit Strenge angehalten werden Eonnen, entweder dem Bebürfniß und 
den Vorſchriften des Staats entfprechende Iipifee Elementar:Schulen einzurichten und 
zu unterhalten, oder mit Ausnahme des Religions-Unterrichts gegen Erlegung ber feft- 

eftellten Beiträge ihre Kinder ver ſchriſtlichen Orteſchulen anzuvertrauen, wobei bie 
tforge für den Unterricht in der jübifchen Pieligion nd in der hebräifchen Sprache 
durch einen juͤdiſchen Privatlehrer ihnen übetlaffen bleibt, und daß endlich den einzelnen 
jüdifchen Haußvatein, wo kat holiſche und ardnaeliihe Schüler neben einander — 28 — 
die Wahl überlaſſen werden muß, welcher von beiden Schulen ſie ſich anſchließen wollen, 
die Behoͤrde aber, wenn ſie ihre rklaͤru ghiexuͤber range verweigern, nad) Maßs 
abe der Umftände entſcheidet, u — en Falls Sb 6: Maßregetn eintreten laffen 
ann. Auch damit ift das Min, einverftanden, baß jüdifche Grundbefiger, wenn fie auch 
als foldye zu der chriſtlichen Ortsſchule Beiträge leiſten müſſen, de ür die einzu: 
richtende jüdiſche Schule den auf fie fallenden Beitrag zu leiſten haben, da vorausgefegt 
werben muß, daß nad) den im dortigen Meg. Bez. zur Anwendung kommenden ®. ben= 
felben nicht die unbedingte Befugniß zum Erwerb von Grunbftücen zufteht, es vielmehr 
von dem Ermeffen der ——— unter welchen Bedingungen fie ſolchen geftat= 
ten will. Rathfam wird es Aber-bleiben, wo aus dergleichen Bebingung die Verpflich⸗ 
tung zu beftimmten Präftationen, vorgefchrieben wird, auch ber Frgteren Eintragung in 
das Hypothefenbuch zu veranlaffen. Da auch bie Vorfchrift des 5. 24 Tit. 12 Thl. IL. 
des Ü.E.R. nirgends aufgehoben ift, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß auchjüdifche Win- 
kelſchulen nicht geduldet werden koͤnnen, und daf, um zu erforjchen, ob einem jüdifchen 
Lehrer die von einem tüchtigen Elementarztehtör zuförbeinden Kenntniffe und Fertig: 
keiten nicht abgehen, jeder an einer jüdiſchen Schule anzunchmende Lehrer fich einer Prüs 
fung unterwerfen muß, die jeden auf feine Religion nicht esftredit werden kann. 
(Act gen. des Min. der G., U. und Med. Ang. Selten ıc. ©. Rr. 1, Vol, III, 
Nr. 16001 de 1823, Fr.) 
2) C. R. des K. Min. der G., U. und Med. Ang. Unterrichts: Abthei 
lung (v. Kamptz) v. 15. Mai 1824 an die K. Reg. zu Bredlau und an 
fämmtlihe andere K. Reg. (mit Ausnahme derer in den Rheinprovinzen), 
die Einrichtung des jüdifchen Schulmefens betr. nt. 

Der K. Reg. Wird ein Extrakt der unter heutigem adto an die K. Reg. zu Bebslak 
erlaffenen Verf., die Einrichtung des jübi Schulweſens betr. (sub Lit. a.) zur 
Nachricht und Nachachtung mitgetheilt.. 7 
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In weldher Art diefelbe die darin enthaltenen Beftimmungen auch im dortigen Reg. 
Bez zum Ausführung gebracht, hat — — 3 Monaten einzuberichten. 
| as rtraft, Li 
Auch werden fchwerlich die wohlwollenden Abſichten, welche man für Werbefferumg des 
en und bürgerlichen Zuſtandes der Juden heat, erreicht. worden, wenn man dabei 
aufein bereitwilliges Entgegenkommen von ihrer Seite warten will. 

Das dringendfte und naͤchſte Bedürfniß, für welches geforgt werden muß, iſt eine an- 
gemeſſene Einrichtung der für fie beftimmten Schulen. Won vielen Seiten wird anjetzt 
diefe Sache zur Sprache gebracht; allein, wennaleid die Einſichtsvolleren umter den 
Juden ſelbſt darauf bezuͤgliche Beranftaltungen zu wünfchen feinen, fo laͤßt füch doch von 
der größern Maffe nicht hoffen, daß fie aus freier Entſchließung fih zu Einrichtungen 
verfiehen werde, die zum Zwecke haben, fie dem verwahrlofeten Zuftande zu entreißen, in 
welchem fie ſich befindet. Es wird vielmehr nöthia, von Seiten der Regierung mit Ernft 
und Rachdruck zu verfahren, und die beftehenden G. gewähren dazu einen Hinlänglichen 
inhalt. Es kommt nur darauf an, daß folgende Punkte, nachdem felbige zur dffentlis 
den Kenntniß gebvacht find, mit nahhaltigem Ernft und nöthigenfalls durch ange: 
meflene Strenge ausgeführt werden: 

1) daß, wie (nadı A. L. R, II. 12. $. 43.) jeder Einwohner, fo auch die Juden, welche 
ben nöthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe nicht beforgen koͤnnen, oder 
wollen, ſchuldig find, diefelben nad; zurüdgelegtem fünften Jahre zur Schule 


zu ſchicken; 

2) daß auch die jüdifchen ſchulfähigen Kinder erforderlichen Falls durch Zwangsmittel 
und Beſtrafung der nachläßigen Eltern, zum Beſuch der Schule angehalten wer: 
‘den; (ebemdajelbit $. 48.) 

3) daß bie Juden, wo felbige eigene Schulen ihres Glaubens nicht eingerichtet haben, 
ihre Kinder in die dffentlichen chriſtlichen Schulen zu ſchicken verpflichtet find, in 
welchen dieſe jedoch dem Unterrichte in den eigentlich chriftlichen Religions: Wahr: 
rg * Willen beizuwohnen, nicht gezwungen werden koͤnnen: (ebenda: 

14 + * 

4) daß ep elkine und Beftätigung der Lehr? und Einrichtungs-Plaͤne auch ber jü- 
diſchen Schulen, fo wie die Prüfung der zum Gebrauch beftimmten Schulbuͤcher, 
und überhanpt die Aufficht und Verwaltung des gefammten jüdifchen Schulweſens 
ganz in der Art erfolgt, wie dies durch die Gonfiftorial» und Reg.⸗Inſtr. v. 23, Okt. 
4817. im Allgemeinen regulirt worden ift; 

5) befonders, daß auch an den jüdifhen Schulen kein Lehrer angeftellt wird, der nicht 
in einer Prüfung, die mit ihm, die Religionskenntniffe ausgenommen, in ganz glei: 
her Art, wie mit einem Lehrer an einer hriftlichen Schule der nämlichen Gattung, 
vorzunehmen ift, als tüchtig zum Lehramte erfunden worden; (ebendafelbft $. 24.). 

6) daß die vorige Beſtimmung ſich auch auf die etwa ausschließlich für dem jübifchen 
Religionsunterrieht zur beftellenden Lehrer in ſoweit erftrectt, daß zwar nicht ihre 
eigentlich jühtfchen Religtonskenntniffe Gegenftand der Prüfung fein, wohl aber un⸗ 
terfucht werden fol, ob fie die übrigen, von einem bem Lehrftande gewidmeten Sub: 

ekte erwarteten Kenntniffe und Geſchicklichkeiten befigen ; 

7) und endlich, daß auch diejenigen jüdifchen Privatlehrer, welche Tehrftunden in den 
Saͤuſern geben wollen, ihre Tüchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranftaltenden 
Prüfung ausweiſen müffen (ebendafelbft $. 8.) und ohne eine, auf den Grund des 
von der Eompetenten Prüfungsbehörbe ihnen über ihre hinlängliche Qualifikation 
‚amegeftellten Jeugniffes, von der Prod. Reg. ertheilte Konzeffion, nicht befugt fein 
ollen, 'Behrftunden zu geben. 

Benn nach obigen Beltimmungen in allen Punkten ernftlic verfahren, wenn alle jüs 
diſchen Winkelfchulen getshtoffen, wenn zugleich mit allen bisher noch nicht geprüften 
jübifchen Lehrern die erforderliche Prüfung vorgenommen, und denjenigen, welche darin 
nicht ben, ober derfelben fich zu unterziehen, ſich weigern, das Unterrichtgeben nicht 
weiter verftättet, wenn alle ſchulfähige jüdische Kinder in die Ortöfchulen eingewieſen, 
und die betr. Lokal⸗Behoͤrden zur puͤnktlichſten und aufmerktfamften Ausführung ber ges 
gebenen Vorfchriften angehalten, auch allgemeinere Revifionen, um fi) von der Art 
der Ausführung zu Überzeugen, vorgenommen werben, fo wird der wohlthätige Erfolg 
diefee Anordnungen unfehlbar in Eurger Zeit ſich erweifen. (Ann. VIH, ©, 457.) 


11. 
— Regierungs⸗Publikanda. 
A) Für die alten Provinzen. | 
Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 6. April 1820. Elementarfihulen bet 
iſchen Glaubensgenoſſen. | 
41: 
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Da die jüdiſchen Glaubensgenoſſen, welche das Staatsbuͤrgerrecht erhalten haben, hin⸗ 
ſichtlich ihrer Niederlaſſung nicht mehr auf beſtimmte Orte des hieſigen Reg. Depart. be⸗ 
ſchraͤnkt ſind, fo werden nachſtehende, das jüdifche Elementar-Schulmefen betr. Feſt⸗ 
fesungen zur allgemeinen Kenntniß gebradjt: | 

1) Die in Betreff der Schulpflichtigkeit beftebenden G. finden auch auf die mofaifdyen 

Glaubensgenoffen Anwendung. Züdifche Eltern müffen demnach ihren Kindern, 
vom 6. Sabre an, den allgemeinen Schulunterricht ertheilen laſſen. 

2) In riftlihe Schulen dürfen jüdifche Kinder aufgenommen werden. Sie find aber 
von der Theilnahme an dem Religionsunterricht zu bispenfiren, und es bleibt ben 
Eltern überlaffen, in welcher Art fie ihren Kindern den jübifchen Religionsunter: 
richt verſchaffen wollen. 

3) Mo eine-jübifche Gemeinde zahlveich genug ift, eine Öffentliche Schule zu gründen 
und zu unterhalten, wird ihr diefes nicht nur geftattet, fondern es ift fogar in dem 
Falle, daß die hriftlichen Ortsſchulen ſaͤmmtliche am Ort vorhandene ſchulpflichtige 
Qubentinder nicht aufnehmen Eönnen, von ihr zu verlangen. Die jüdiihe Gemeinde 
ift aber auch verpjlichtet, die Schule binlänglic zu dotiren, und die diesfaͤlligen 
Koften aufzubringen. Es darf Fein jüdifcher Lehrer angeftellt werden, ber nicht 
durd) vorgängige Prüfung feine Züchtigkeit zum Lehramte nadhgewiefen hat. Ueber 
jede gu gründende Öffentliche Schule für jüdifche Kinder wird demnaͤchſt vonben betr. 
Drts:Schulbehörden befonderer Bericht jährlich erwartet. 

4) Das über das Privat:Schulmefen überhaupt emanirte G. (Amtsbl. 1812, ©. 269) 
gilt auch von den jüdischen Privatſchulen. 

5) Alle jüdische, ſowohl öffentliche als Privatfchulen, follen wie bie chriftlichen ver: 
waltet und beaufjichtigt werden. Sie ftehen zunächft unter einem eigenen, von ber 
jüdifchen Ortsgemeinde zweckmäßig anzuordnenden Vorftande, bleiben aber ber Auf: 
fiht der Orts-Schulbehörde unterworfen, und diefe ift nit nur berechtigt, mittelft 
bes Vorftandes, alle ihr nöthigen Nachrichten über die juͤdiſchen Schulen des Orts 
einzuziehen, jondern auch verpflichtet, fih von der Beichaffenheit und dem Kort- 
gange berfelben durch oftere Bifitationen in Kenntniß zu erhalten, 

6) Jüdiſche Winkelfhulen follen, jo wie Winkelſchulen überhaupt, nicht gebulbet werben. 

Wir fordern die Schulvorftände, und namentlid die ſtaͤdtiſchen Schul-Deputationen 
auf, darauf zu halten, daß befolgt werde, was vorftehend angeordnet ift. 
(Ann. IV, ©. 265.) 


2) Publ der K. Reg. zu Köslin v. 11. San. 1823. Schulunterricht ber 


Kinder jüdifher Gemeinden. 

Zur Befolgung der in dem $. 39. des Ed, v. 11. März 1812 wegen ber bürgerlichen 
Verbefferung der Tuben in den Preuß. Staaten, vorbehaltenen Beitimmungen, und in 
Gemäßheit des $. 18. der Allerh. Inftr. v. 23. Dt. 1817, wonad) es Behufs unſerer 
Befugniß in Schulfachen auf die Verfchiedenheit der Religion und des Kultus nicht an- 
kommt, feßen wir, in Betreff des Schulunterrichts jüdifcher Kinder in unferm Verwal: 
tungss Bezirke, Nachſtehendes hierdurch feit: 

3 1. Iedes Judenkind ift vom ſechſten Jahre an, bis zum viergehnten, ſchulpflichtig. 

.2. Das Verzeichniß der ſchulpflichtigen Kinder wird in jeder Gemeinde von deren 
Vorftehern zu Ende jedes Jahres angefertigt und dem Magiftrate, zur Mittheilung an 
die SchulsDeputation, zugeftellt. Für die Richtigkeit und Vollſtaͤndigkeit diefes Verzeich⸗ 
niſſes find die gedachten Vorfteher verantwortlid). 

$. 3, Alle juͤdiſche Eltern find, in Folge der ihnen zugeftandenen Rechte chriſtlicher 
Staatsbürger, verbunden, ihre fhulpflichtigen Kinder in den für die allgemeine Mens 
fhenbildung und das bürgerliche Leben nothwendigen Kenntniffen und Kertigkeiten, fo 
wie in ber Religion und Sprace ihres Volks, unterrichten zu laffen. — 

$. 4. Diejenigen Eltern, welche nicht nachweiſen können, daß fie für den Unterricht ib 
ver Kinder, in einer öffentlicen jübifchen Schule oder durch einen vorfhriftsmäßig ges 
prüften und als tüchtig befundenen Privatlehrer forgen, müffen. ihre Thufpflicheigen 
Kinder in bie hriftlihe Schule des Orts ſchicken. Juͤdiſche Schulen dürfen dagegen 
keine hriftlichen Kinder aufnehmen. a ' 

$. 5. Die bisherigen jübifchen Winkelfchulen, d. h. alle Schulen, deren Lehrer ober 
Lehrerinnen weder geprüft find, noch unter gehöriger Aufſicht ftehen, werden comf. 
d. 3. an für aufgehoben erklärt und dürfen unter Eeinerlei Vorwand länger geb 
bet werben. 22 

$. 6. Jede juͤdiſche Schule muß von. uns anerkannt und beftätigt fein. 

$. 7. Wenn daher eine jüdiſche Gemeinde eine Schule, einrichten will, 6 fie 
ymiat dem Magiftrate der Stadt anzuzeigen, und diefem liegt ob, unter Zug Eu ‚der 

hul:Deputation, daruͤber an uns gutachtlich gu berichten. — 

d. 8. Dem diesfaͤlligen Berichte muß beigefügt ſein: 1) ein Verzeichniß der Anzahl 


Al 
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der ſchulpflichtigen Kinder der jüdifchen Gemeinde; 2) eine Ueberficht der zur Beſoldung 
des Lehrerd und zur Unterhaltung der Schule überhaupt erforderlichen Koften, unter 
Andeutung der Art, wie foldhe von den ſich zu diefer Schule haltenden jüdifchen Glaus 
sensgenofen aufgebradyt werde; 3) eine Nachweiſung über das Schullofale, die Schul: 
geräthe, Bücher und übrigen Unterrichtsmittels 4) der vollftändige Lehrplan der Schule, 
nebft dem Gutachten der wiſſenſchaftlichen Mitglieder der ftäbtiihen Schul-Deputation 
und 5) eine Anzeige ber jüdifchen Gemeindevoriteher von der Wahl ber Lehrer. 

$. 9. Der von der Gemeinde gewählte Lehrer muß fich, Behufs der Prüfung feiner 
en ‚ Kenntniffe und Fertigkeiten, zu gleicher Zeit bei ung melden, und die er- 

orberlichen glaubwürdigen Zeugniffe über feinen fittlich guten Lebenswandel, über feine 

erfüllte Mititairpflicht und über feine, bei einem üben —— in dem Preuß. 
Staate bereits beftandene Prüfung in der mofaifchen' Religion und der ‚bebräifchen 
— einreichen. Nur auf den Grund jener Pruͤfung und dieſer Zeugniſſe kann er 
als Lehrer von ung beftätiget werden. Wer blos in der eigenthuͤmlichen Religion und 
Spradye des jüdifchen Volkes Unterricht ertheilen will, wird zwar von ber bier zu bes 
ftehenden Prüfung, welche allein den allgemeinen Schulunterricht zum Gegenftande hat, 
befreit, muß aber gleichwohl die gedachten Zeugniffe hieher einfenden. 

8, 10. Die für die hriftlichen Schulen beitehenden Gefese, hinſichtlich der Unterrichts⸗ 
zeit, ber Lehrgegenftände, der Schulverfäumniffe, der Schulzudht und der Ausftattung 
der Schulen gelten auch von den jüdiihen Schulen, jedoch für lestere mit den in Ab- 
fit auf den Religions» und Spradunterricht und die Schulferien nothwendigen Ab: 
änderungen. 

$ 11. Die jüdifhen Kinder, welche eine hriftliche Schule befuchen, find von ber 
Theilnahme an dem chriftlichen Religionsunterrichte und den Bibeltektionen befreit. 

8. 12. An ben chriſtlichen Sonn: und Fefttagen fällt während des öffentlichen Got: 
tesbienftes die Schule auch in den jüdifchen Gemeinden aus. 

$. 13. Die Zudenfchulen find der allgemeinen Orts: Schul: Behörde untergeordnet, 
und es ſteht diefer das Recht zu, von Allem, was ben innern und Außern Zuftand 
folder Schulen betrifft (mit Ausnahme des Religions» und hebräiſchen Sorach-Unter— 
richte) ſich in Kenntniß zu fegen und über die Befolgung der eingeführten Schulordnung 
zu rag Die Lehrer find verbunden den Anordnungen der Behörde pünktlich Folge 
zu leiften. 

$. 14. Außer dem allgemeinen Orts Schulz Borftande kann jede jüdiſche Schule noch 
einen befonbern, aus einigen jüdifchen Hausvätern beftehenden, Vorſtand erhalten, 
Diefem würbe vorzüglich die Aufficht über die äußere Ordnung in ber Schule und bie 
Sorge für die Unterhaltung derielben obliegen. Kein jüdifher Glaubensgenoffe darf 
an der Verwaltung und Auflicht über eine chriftlihe Schule Theit nehmen. 

Indem wir die vorftehenden Beitimmungen zur Kenntniß der Magifträte bringen, 
weifen wir diefelben hiermit zugleich gemeffenit an, die jüdifche Gemeinde jedes Orts zu 
einer beftimmten Erklärung über die Art, wie vom 1. Okt. d. 3. an für den Schul 
Unterricht ihrer Kinder geforgt werden wird, aufzuforbern. Die betr. jüdifchen Schul: 
iehrer, aleichviel, ob fie von der ganzen Gemeinde blos als Religions: und Sprad: 
lehrer, ober als wirkliche Schullehrer angenommen find, oder im einzelnen jübdifchen 
Kamilien Unterricht erteilen, find unferer Bejtimmung unter'$. 8 zufolge, anzuweifen, 
daß fie die erforderlichen Zeugniffe innerhalb 3 Monaten durch den Magiftrat ihres 
Wohnorts hieber einfenden, wonach dann Behufs ihrer Prüfung und Anftellung als 
öffentliche Schullehrer die weitern Verfügungen zu gewaͤrtigen find. Den Magifträten 
geben wir auf, die Erftärung ber jübifchen Hausväter ſowohl, als die gebachten Zeug: 
niffe, und in dem durch 8$. 7 und 8 angegebenen Kalle auch die nöthigen Nachmeifun: 
gen mittelft qutachtlichen Berichts unfehlbar binnen 3 Monaten bieher einzureichen, 
und auf die pünktliche Befolgung ber obigen Vorfchriften 83. 1 bi3 14 mit dem erforder: 
lichen Ernft und Nachdruck zu halten. (Ann. VII. ©. 90.) 


B. Für die Provinz Weftpbalen. 
1) Vorläufiges Reg. der K. Requl. zu Arndberg v. 77. Sept, 1822. 
Beauffichtigung ded Tugend: Unterrichts unter den Juden. 


Bir haben vielfache Gelegenheit gehabt, zu erfahren, daß die allen Staatseinmohnern 
gefeßlich obliegende Verbindlichkeit, ihren Kindern während der fhulpflidtigen Jahre 
die ihnen nach ihrer menfchlichen und bürgerlichen Beftimmung nöthige Bildung mittelft 
eine® orbentlichen und regelmäßigen Schulunterrichts ertheilen zu laffen, von ben in 
unferm RenierungsbezirE wohnenden Zöraeliten nod häufig entweder äußerſt vernad;- 
läfftgt, oder diefer Unterricht folchen umherwandernden, und eigenmädhtig aufgenommes 
nen, meiftens auf ein halbes oder ganzes Jahr gedungenen Lehrern aus ihren Religions: 
Verwandten anvertraut wird, welde fo wenig nach ihrem ıfittlichen Charakter, als 


* 


| 
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2) Die Kinder der Jsraeliten dürfen in den riftlichen Schulen nit angehalten wer: 
il zu nehmen; viel: 
mehr. find diefelben:in den dazu. beftimmten Stunden entweder anderweit —* 


fein wohlbeſtandenes Eramen vorab. nachgewieſen und auf den Grund des Zeug: 

niffes ‚bie Konzeſſion als jüdifcher Privatlehrer eine Schule zu eröffnen, bei 

une 32 t und erhalten u | 
Auf ihn finden dann die Beltimmumgen Über die Privatfchulanftalten nad Dip 

Bekanntmachung v. 8. Mai 1817 (Amtsblatt 1817, Nr. 324) Auwenbung 

von einem folchen Lehrer unterrichtefen Kinder find nicht verpflichtet, in chriſtliche 

Schulen zu gehen und an deren Lehrer Schulgeld zu entrichten. . 

5) Die gefammte Judenſchaft einer Stadt oder eines ländlichen Bezirks wirb bon 
dem Zwange zur hriftlichen Schule, To wie von ber Verpflichtung, Beiträge zum 
Bau und zur Unterhaltung berfelben und zur Beſoldung ber chriſtlichen Lehrer 
entrichten, völlig.frei, wenn biefelbe eine befondere Schulanftalt auf gemeinſcha 
liche Koften mit unferer Genehmigung errichtet und einen in vorbefchriebener 

eprüften und tüchtig befundenen jübifchen Lehrer, unter Zufiherung, eines auss 
ömmlichen und anitänbigen Gehaltes auf Lebenszeit, ordbnungsmäßig beruft, ſobald 
der von den fümmtlichen jübifchen Familien⸗Häuptern ober ‚ihren J— 
5 und vom Lehrer angenommene Beruf unſere durch die ſtaͤdtiſche Schub 

mmiffion. oder den Schulinipektor nachzuſuchende Beftätigung erhalten hat, 
Sowohl die ee der nach $. 4. Eonzeffionirten Privatlehrer, als 10 
$. 5. foͤrmlich angeftellten jübifchen Bemeindefeßrer find der a fit. der yon un 
angeordneten ftädtifchen Schulkommiſſionen und Bezirfe-Schulinfpektoren unterwor 
fen, welche diefe, gemäß der ihnen ertheilten Dienft-Inftzuttionen auszuüben 
insbefondere and dahin zu fehen haben, daß die israelitifchen Kinder regelmäßig 
die Schule beſuchen und die faumhaften Eltern au Strafe gezogen werben. 

7) Hinfichtlich der jest in unferm Regierungsbezirk vorhandenen, von israelltiſchen 
Gemeinden.rigenmächtig angenommenen Lehrer it nad) vorftehenden Beitimmun- 
gen das Erforderliche binnen drei Dionaten unfehlbar nachzuholen. Im Kalle ber 
Berfäumniß werden diefelben als Winkellehrer angesehen und wird. ihnen ihr ferneres 
unbefugtes Schulhalten unter einer Polizeiſtrafe von fünf Thalern hierdurch verboten. 

Sowohl die Schufvorgefegten als die Polizeibehörden haben forgfältig dahin zu fehen, 
daß durch gene Beobaditung diefer Vorſchriften der beabfichtigte Zwed einer ange 
meflenen Bildung der bisher ſehr verfaumten israelitifchen Jugend erreicht werde, 

(Ann, VI S. 664) 
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Be —— der K. Reg. zu Arnsberg v. 22. Juli 1825. 
den in biefem Jahre —— Rachweiſungen ſowohl der in unſerm Regie—⸗ 






hen Schrer, von welchen dieſelben Unterricht empfangen, haben wir zwar mit 
Bohlgefallen entnommen, daß feit dem Erlaffe des die Beauffihhtigung bed Jugend⸗ 
Unterrichts unter den Juden betreffenden Regulativs dv. 27. Sept. 1822 eine beffere, 
ven gefeßlichen Borfchriften und den Bedürfniſſen dieſer Staatseinwohner angemeffe: 
were Drdnung im Allgemeinen eingetreten ift. Inbeflen hat ſich doch aud) aus jenen 
e en Weberfichten ergeben, 
| noch inimer an mehreren Orten von ſolchen jübifchen Lehrern Schule gehalten 
er Privat-Unterrict ertheilt wird, weiche fo wenig bie gefegliche Prüfung ihrer 
Achtigteit beftanden, als auf den Grund berfelben bie erforderliche Konzeffion 
als Privatlehrer, oder die Beftätiaung ihrer Anftellung als ordentliche Lehrer jübis 
fcher Gemeinden, bei uns nachgeſucht und erhalten haben ; 
2) daß hin und wieber fich noch jüdifche Kinder befinden, welche weber in einer chriſt⸗ 
n noch in einer jüdifhen Schulz oder Privatlchranitalt den allen Landesein- 
wohnern nöthigen Unterricht empfangen. 
Wir fehen uns daher bewogen, ſowohl die ſtaͤdtiſchen Schulkommiffionen und Schul: 
pektoren, als aud) die fammtlichen Polizeibehörden aufzufordern, jo wenig gegen 
abefugten jüdischen Lehrer als gegen diejenigen israelitifchen Familien, welche ſich 
ber Aumniß ihrer Kinder im Schulunterricht ſchuldig machen, eine ungebührliche 







mt, 
I) dab bie etwa ausschließlich für den jüdifchen Keligionsunterricht zu beftellenben 
SLehrer, des Atteſtes N ichen Vorgeſetzten ungeachtet, fi noch einer Prü— 
ment betreffenden Me — zwuntermerfen.haben, bie zwar nicht ihre eigent⸗ 
& jübifchen Neligionstenntniffe und Orthodorie zum Gegenfiand haben, wohl 
aber dahin gerichtet fein foll, zu unterſuchen, ob fie die übrigen von einem dem 
- gehrftande gewidmeten Subjekte erwarteten Kenntniffe und Geſchicklichkeiten beſitzen. 
2) Daß auch. diejenigen jliwifchen Privatlehrer, welche Lehrftunden in den Häufern 
geben wollen, ihre Tuͤchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranftaltenden Prüfung 
sweifen müffen, und ohne eine, auf den Grund bes von ber kompetenten Prüs 
- funasbehörbe ihnen über ihre hinlänglihe Qualifikation ausgeftellten Zeugniffes 
von ung ertheilte Konzeffion nicht befugt fein ſollen, Lehrſtunden zu geben. 
Amtsbl. Arnsberg 1825. Nr. 623. ©. 499.) 
3) Das Publif. der K. Reg. zu Münfter, v. 12. Nov. 1823 ift dem sub 


eine: v. 27. Sept. 1821 gleichlautend und bemerkt nur noch am 


chluffe: 
b es fich aleich aus dem Vorgeſagten von felbit verfteht, jeden wir doch noch nad): 
— hinzu, daß diejenigen Jeraeliten, welche ſich nad obigen Beſtimmungen dem 
men unterwerfen wollen, aber der deutſchen Sprache nicht hinlaͤnglich kundig und 
darin zu unterrichten nicht im Stande find, in der Prüfung nicht beftehen, und darum 
auch nicht für tüchtig zum Lehramte erklärt werben Eönnen. 
Die israelitifchen Gemeinden und Schullehrer, fo wie alle, die es fonft angeht, haben 
ernach ‚gebührend. zu achten, den Landräthen und Bürgermeiftern wird es zur 
Pflicht gemacht, auf die Befolgung zu wachen und zu halten, (Inn. VII. ©. 854.) 


4) Betanntmacung der K. Regierung zu Minden v. 16. März 1825. 
Wir haben Veranlaffung genommen, den gegenwärtigen Zuftand des israelitiſchen 
Elementars Schulmefens in unferm Regierungsbezirk einer forgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen, und dadurch die Ucberzeugung gewonnen, daß berfelbe mancher Berbeffe: 
bebürftia, aber. auch fabig ift, wenn nur die über das Schulweſen im Allgemeis 
nen beſtehenden Landesgefege auf diefen befondern und in mehr als einer Hinficht interef: 
fanten Zweig beflelben mit gehöriger Konfequenz und Aufmerkſamkeit angewendet werben. 
Geftüst auf diefe Geſetze, namentlich auf das X. 8. R. Th. I. Zit. 12. 88. 8. 11. 
24. 43. 48 und die Regierungs» Inftruftion vom 23. Oktober 1817, fo wie mit Bor: 
wiften und Genehnigung des K. Minifterii dev G., U. u. Med, Ang., verordnen wir 

daber, wie folgt. 

$.1. Die Eltern, Vormiinder ober fonftigen Pfleger israelitiſcher Kinder find ohne 
enahme verbunden, diefelben, fobalb fie das gefegliche Tchulpflichtige Alter erreicht 
bei, einer autoriſitten öffentlichen Schule zum Unterricht zu überweifen, ober dar⸗ 
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zuthun, daß derfelbe Unterricht ihnen durch konzeſſionirte Privatlehrer ertheilt wirb. 
Diefe Schulpflichtigkeit dauert für beide Geſchlechter vom vollendeten 6. bis zum vollen= 
deten 14. Jahr. Die Polizeibehörbe jedes Orts wird genaue Liſten ber bafelbft befind= 
tichen ieraelitifchen Kinder diefes Alters führen, und die Erfüllung der obgedachten 
Verbindlichkeit ihrer Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger genau Eontrolliren, auch gegen 
die Säumigen mit angemeffenem Zwange verfahren, 


$ 2. Die hriftlichen öffentlichen Elementarfchulen, ſowohl Parochial- ald Neben= 
ſchulen, find verbunden, die ihnen durch die Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger etwa zu 
überweifenden israelitifhen Kinder im fchulpflichtigen Alter unweigerli anzunehmen, 
und hinfichtlich des Schulgeldes, des Unterrichts und der Disziplin auf ganz gleichem 
Buße mit den chriftlichen Kindern zu behandeln, nur daß fie, wider Willen der Eltern, 

ormünber oder Pfleger, nicht gezwungen werben können, weder an dem chriftlichen 
Religionsunterricht oder Gottesdienſt Theil zu nehmen, nod) an ihren eigenen Sabbath: 
ober Kefttagen die Schule zu beſuchen. 

Z. 3. Wenn die israelitiſchen Hausväter eines Orts es vorziehen, für ihre Kinder eine 
eigene öffentliche Elementarſchule zu unterhalten, ſo kann ihnen ſolches, auf gehoͤriges 
Nachſuchen, zwar geſtattet werden, jedoch immer unter folgenden Bedingungen: 

1) daß der von ihnen anzunehmende israelitiſche Schullehrer in einer durch die Regie— 
rung anzuordnenden Prüfung, mit alleiniger Ausnahme des Religionspunkts, die— 
ſelbe Qualifitation zu feinem Berufe darthue, welche bei einem chriftlichen Ele— 
mentar-Schullehrer erfordert wird, 

2) daß für den Unterricht deffelben durch die Schulintereffenten hinlänglich ausfömm= 
lich geforgt werde, um es ihm möglich zu machen feinem Berufe ausfchließlich oder 
doc hauptfächlich fich zu widmen, 

3) daß ein paffendes und beftimmtes Unterrichtslofal von den Interefienten befchafft 
werde, 

4) daß die Annahme des Schullehrers nicht auf beftimmte Kontraftöfriften, ſondern 
auf jährige oder halbjährige Kündigung erfolge, welche letztere jedoch, fobald der 
Lehrer einmal von ber Regierung approbirt worden, niemals ohne Genehmigung 
bet Regierung ftattfinden darf. 

$. 4. Alle gegenwärtig im Reg. Bez. beftehenden öffentlichen -israelitifchen Elementars 
Schulen follen nad) den Beftimmungen des vorfteherden $. einer Revifion unterzogen 
werden, von deren Refultat es abhängen wird, ob fie für die Kolge autorifirt werden 
tönnen, oder aufhören müffen. 

$. 5. Ieraelitifche Hausväter dürfen zwar den Unterricht ihrer Kinder oder Pflege: 
befohlnen auch durch Privatlehrer ihres Glaubens beforgen laſſen. Letztere bedürfen 
aber dazu der ausdrüdlichen Konzelfion der Regierung, welche nur auf den Grund einer, 
durch diefelbe zu veranlaffenden, Prüfung ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswandels er: 
theilt werben kann. | Ä 

$. 6. Den israelitifchen öffentlichen fomwohl als Privat-Schullehrern wird ausdrücklich 
hierdurch verboten, chriftliche Kinder zur Unterweifung anzunehmen. Etwa zuläffige 
Ausnahmen von diefer Regel können nur mit befonderer Genehmigung der Regierung 


‘ + ftattfinden, 


$. 7. Die von der Regierung zu veranlaffenden Prüfungen der israelitifchen Elemen- 
tarlehrer follen darauf gerichtet werben, ob der Kanditat 

4) bereits im Genuffe der ftaatsbürgerlichen Rechte fich befinde? 

2) einen bisher unbefcholtenen Lebenswandel nachweisen könne? 

3) die zum Unterrichte erforderlichen Kenntniffe und Kertigkeiten befige? 

Die Punkte ad 1 und 2 müffen gleich bei der Präfentation durch kompetente Zeugniffe 


: nachgewiefen werden. Hinſichtlich des 3. läßt die Regierung die Prüfung durch einen 


um 


SpezialeKommiffarius — in der Regel den nächſten Guperintendenten — vornehmen, 
und vom Refultat verfelben fich zur weitern Entſchließung Bericht erftatten. 


$..8. Die Befugniß zur Ertheilung des mofaifchen Religionsunterrihts an ſolche 
israelitifche Kinder, welche ihren übrigen Unterricht in einer chriftlichen Schule empfan- 
gen, kann, auf gehöriges Anfuchen, ſolchen Subjekten von der Reg, ertheilt werben, 
welche, mit Nachweiſung des Befiges ftaatsbürgerlicher Rechte und eines unbefcholtenen 
Lebenswanbdels, ein Qualififationsatteft des betr. Ober-Rabbiners beibringen. 

8.9. Welcher israelitifche Einwohner des Mindenfchen Reg. Bez. fidy künftig beis 
gehen laffen wird, ohne ausdrüdliche Autorifation der Reg. irgend einen — öffentlichen 
oder Privat: — Unterricht in Elementarfchulfenntniffen zu ertbeilen, verfällt in eine 
Polizeiftrafe von 1 — 5 Thaler, welche im Wiederholungsfalle gefchärft werden kann. 

$. 10, Alle zur Aufſicht über die chriſtlichen Schulen verordneten Behörden find ver⸗ 
pflichtet, bei ihren Schulvifitationen nicht nur in dem chrifttichen Schulen den daſelbſt 
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etwa unterrichteten israelitifchen Kindern und ihrer zweckmaͤßigen Behandlung abfeiten‘ 
des Lehrers und der Mitichüler eine vorzügliche Aufmerkfamkeit zu widmen, fonbern 
auch die innerhalb ihres Sprengels etwa befindlichen israelitifchen Elementarfchulen zu 
befuchen, von dem Zuftande berfelben, namentlich von der Zweckmäßigkeit ihres Lehr⸗ 
plans, foweit derſelbe nicht die Religion zum Gegenftande hat, fich zu überzeugen, und 
— — vorgefundene Mängel oder Mißbraͤuche zur Abhuͤlfe an die Regierung zu 
erichten. 
8.11. Sämmtliche betreffende Kreis-, Diözeſan- und Lofalbehörden werden mit 
eh ee der gegenwärtigen Verordnung, fo weit eö einen Jeden angeht, hierdurch 
eauftragt. 
Minden, den 16. März 1825. Königliche Regierung. 
(Mindener Amtsbl. 1825. Nr. 22.) 


GC. Für die Rheinprovinz. 
Publ. des KR. Oberpräfidiums zu Koblenz, (Ingerdleben) v. 13. Sept. 
1824. Einrichtung des jüdifhen Schulweſens in den Rheinprovinzen. 


Es ift nothwendig gefunden worben, über die Einrichtung des jüdifchen Schulmwefens 
in den Rheinprovinzen Kolgenbes feſtzuſetzen: 

6.1. Alle Eltern.und Pfleger israelitifcher Kinder find gehalten, denfelben beim 
Eintritt des durch beftehende Verordnungen feftgefesten fchulpflichtigen Alters einen 
ordentlichen und zweckmaͤßigen Elementarunterricht ertheilen zu laffen, und diefen fo lange 
fortzufegen, bi3 entweder die Aufnahme in eine höhere Schule ftattfinden kann, oder 
wenigitens die allgemeine Bildung fo weit gefördert ift, als es überhaupt die Zulaffung 
zu irgend einem bürgerlichen Gewerbe, oder zur unmittelbaren Vorbereitung für daffelbe 
erfordert. Diefer Grad ber Reife ift durch ein Zeugniß der Drte:Schulbehdrbe nachzu⸗ 
weifen, und durch dieſes die Befreiung von einer fernern Schulpflichtigkeit bedingt. 

$.2. Der Elementarunterrict israelitifcher Kinder findet ftatt entweder in einer 
der beftehenden chriftlichen Schulen des Wohnorts, oder bei Privatlehrern, oder in einer 
eigenen jüdifchen Gemeindefchule, | 

Für jeden biefer Faͤlle enthalten bie folgenden Artikel die erforderlichen näheren Be: 
flimmungen. 

$. 3. Der Vorftand ber jüdifchen Gemeinde jedes Orts ift gehalten, jährlich Sechs 
Wochen vor ber öffentlichen Schulprüfung eine Lifte aller israelitifchen Kinder des Orts, 
oder de3 Gemeindeverbandes, vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 15. Zahre einzu: 
reichen, und dabei für jebes derfe‘ben die Schule nachzuweiſen, welche es befucht. 

Die Orts-Schulbehörde hat dafür zu forgen, daß diejenigen Kinder, welche noch feine 
oder Feine konzeſſionirte Schule befuchen, in eine foldhe gewiefen, und die Vorfteher das 
von in Kenntniß gefegt werben. 

5.4. Jedes israelitiihe Ihulpflichtige Kind, für welches nicht nachgewieſen werden 
kann, daß es bei einem konzeſſionirten Privatlehrer, oder in einer jüdifchen Gemeinde: 
Schule feinen Unterriht empfängt, ift verpflichtet, die chriſtliche Bezirksſchule feines 
Mohnorts zu befiichen, und zur Unterhaltung derfelben und ihrer Lehrer das übliche 
Schuͤlgeld und alle diejenigen Beiträge zu zahlen, welche von ben übrigen, zu demfelben 
Schulverbande gehörigen Kindern oder deren Eitern, gezahlt werben. — 

$ 5. Den israelitiſchen Familienvätern iſt dieſe Benutzung ber. Wohlthat des öffent: 
lichen Unterrichts für ihre Kinder in chriſtlichen Schulen geitattet, und die legtern find 
in Ermangelung einer eigenen jüdifhen Schule zur Aufnahme derfelben verpflichtet, 
ohne jedoch deshalb den erftern einen Antheil an ihrer Verwaltung einzuräumen, 

8. 6. Die israelitiihen Kinder, welche hriftlihe Schulen beſuchen, find gehalten, 
fi) ganz nach der für-bdiefelben beitehenden Ordnung zu richten; nur an ihren Gab: 
baths- und andern ihrer gebotenen Feiertage find fie von Erfüllung derjenigen Vor: 
fchriften befreiet, die mit ihren für die Keier diefer Tage gegebenen Religionsgefegen im 
Widerſpruch ſtehen. 

$. 7. Auch dürfen israelitiſche Kinder in chriſtlichen Schulen wider ihrer Eltern Wil⸗ 
ten nicht angehalten werden, an dem chriſtlichen Religionsunterrichte oder den religiofen 
Erbauungen der Schule Theil zu nehmen. 

8.8. Jedoch follen die für den jüdifchen Religionsunterricht etwa eigens anzunehs 
menden jüdifhen Religionslehrer ihre Züchtigkeit zu diefem Gefchäfte nicht blos durch 
ein Zeugniß der Polizeibehörde ihres Wohnorts über ihren unbeſcholtenen Lebenswandel, 
fondern auch durch eine Prüfung in allen von einem dem Lehritande gewibmeten Sub» 
jekte erwarteten Kenntniffen und Geſchicklichkeiten darthun, und ohne eine, auf den 
Grund dieſer Prüfung ihnen zu ertheilenden Konzeſſion auch den Religionsunterricht zu 


ertheilen, nicht befugt ſein. 
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. 9. Um mit diefem Religtonsunterrichte, der nugleich den Unterrichtin ber hebräiſchen 
Sprache in fich begreift, auch den Unterricht in den übrigen ———— der Schule 
verbinden zu dürfen, bedarf es einer beſondern Konzeſſion auf den Grund einer vorher: 
egangenen vollftändigen Prüfung, wenn dieſe nicht fchon vor einer andern inländifchen 
ompetenten Behörde erfolgt ift, und durch ein genuͤgendes Zeugniß derfelben nachgewie⸗ 
fen werben kann. . wa voran. 
$. 10. Ein Gleiches gilt von allen jübdifchen Privatlehrern, auch von denen, weldye in 
ben Haͤuſern Unterricht geben wollen, und es haben die Ortsbehörben genau darauf zu 
wachen, baß Fein jüdiſcher Privatlehrer ohne biefe, von der K. Reg. felbft auszuftellende 
Konzeffion Unterricht, weder in, nody außer dem Haufe ert eife, wibrigenfalls nicht allein 
feine Schule fogleicy zu Tchließen, fondern er ſelbſt auch ſoch in eine Polizeiſtrafe von 
Einem bis zu Künf Thalern zu nehmen if. >“ RE — 
$. 11. Der vollſtaͤndige Unterricht iſraelitiſcher Kinder bet einem konzeſſionirten Prie 
vatlchrer befreit von der Beitragäpflichtigkeit für bie hriftliche Bezirkefhule, | 
8.12. Eben dies iſt der Fall, wenn ſaͤmmtliche iſraelitiſche Bewohner einer Stabt, 
ober eines ländlichen Bezirks eine gemeinfhaftlihe Schulanftalt auf gemeinfhaftliche 
Koften errichten, und dazu die Genehmigung der K. Reg. erhalten haben, welche jedes— 
mal durch die Kreis-Schulbehörbe oder reſp. ftäbtifhe SchulsKommiffion nachzuſuchen iſt. 
$. 13, Die in einer folchen ifraelitifhen Gemeinde⸗Schule anzuftellenden Lehrer müffen 
in ganz gleicher Weife, wie die Lehrer der chriftlichen Schulen der nämlichen Gattung, 
jeboch mit Ausnahme der Religions⸗Kenntniſſe, vor einer Eomipetenten inlänbifchen Bes 
hörde geprüft und fähig befunden fein. —J 
$. 14. Die iſraelitiſche Gemeinde-Schule mit Ihren Lehrern, wie auch die konzeſſionir⸗ 
ten Privatlehrer bes mofaifhen Glaubens ſtehen unter der Aufficht der Drts-, Kreis: 
und Departements⸗Schulbehörden, und es bedürfen die Lehr: und Einrichtungspläne der: 
felben, und bie zum Untertichte beftimmten Schulbücher eben fo der Prüfüng und Beitä- 
tigung, fo wie.bie Verwaltung des gefammten jüdiſchen Schulweſens eben fo der Aufs ° 
fit und Leitung biefer Behörden, wie biefelbe für die chriſtlichen Schulen jedes Regie: 
rungs-⸗Bezirks vorgefchrieben ift. sn een 
$. 15. Den jüdifchen Schulen iſt es nicht geftättet, chriſtliche Kinder in ben Unterricht 
aufzunehmen, na 
$. 16. Die naͤchſte unmittelbare Aufficht über die juͤdiſche Gemeinde⸗Schule fahrt zwar 
ein, von ben betheiligten ifraelitifhen Familienvätern aus ihrer Mitte gewählter, und 
durch die Provinzial: Behörde beftätigter Schulvorftand, jedoch ift ein von ber Ortes 
Schulbehörde ernannter Kommiſſarius Dee ‚.die Schule zu jeder Zeit zu befuchen, 
und zur Aufredhthaltung der beftehenden gefeglichen Vorfchriften jede ihm nöfhige Auss 
Eunft zu fordern, welche die ifraelitifchen Sculvorfteher und die Lehrer der Schule ihm 
unweigerlich zu ertheilen haben. Auch ift derfelbe zu ber jährlich zu haltenden dffent: 
lichen Schulprüfung einzulaben, nad) deren Beendigung er feinen Bericht überbie Schule 
an feine Behörde zu erftatten hat, 
‚17. Die ſaͤmmtlichen betreffenden Kreis- und Lokal-Behoͤrden find mit der Hand: 
habung biefer, von dem K. Min, ber G. u. U, Ang. genehmigten Verordnung beauf: 
tragt. (Ann. VIII, ©. 842.) ; 


D. Für Pofen vergl. dad Kap. V. 


Drittes Kapitel, 
Die jüdifche Privaterziehung. 


1) Das 4. L. R. beftimmt Thl. 11. Tit. 12.99.38. 


$. 3, Wer eine Privaterziehungs= oder fogenannte Penfionsanftalt errichten will, muß 
bei derjenigen Behörde, welcher die Aufficht über das Schul: und Erziehungsmefen des 
Orts aufgetragen fit, feine Tuchtigkeit zu diefem Gefchäfte nachweifen, und ſeinen Plan, 
ſowohl in Anfehung der Erziehung, als des Unterrichts, zur Genehmigung vorlegen. 

$. 4. Auch foldye Private, Schul: und Erziehungsanftalten find der Aufſicht diefer 
Behörde unterworfen, welche von der Art, wie die Kinder gehalten und verpflegt, wiedie 
phnfifche und moralifche Erziehung derfelben beforgt, und wie ihnen der erforderliche Un= 
terricht gegeben werde, Kenntniß einzuziehen befugt und verpflichtet ift, 

8.5. Schäbliche Unordnungen und Mifbräuche, welche fie dabei bemerkt, muß fie der 

dem Schulz und Erziehungsweſen in der Provinz vorgefesten Behörde zur nähern Prüs 
fung und Abftellung anzeigen. EN 
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8. 6. Auf dem Lande und in Hleinern Stäbten, wo dffentlihe Schulanftalten find, - 
follen keine Neben: oder fogenannte Winkelſchulen ohne beſondere Erlaubniß geduldet 


rden. 
8. 7. Eltern ſteht es zwar frei, nach ben — zweiten Titel enthaltenen Beſtimmungen, 
den Unterricht und die Erziehung ihrer Kinder auch in ihren Häuſern zu beſorgen. 

§. 8. Diejenigen über, welche ein Gewerbe daraus machen, daß fie Lehrftunden in den 
Häufern geben, müffen fich wegen ihrer Tüchtigkeit dazu bei der $. 3. bezeichneten Bes 
Hörbe ausmweifen, und fich von derfelben mit einem Zeugniffe darüber verfehen laſſen. 


2) Diefe Verhältniffe find demnächft für die ganze Monarchie neu regu— 
lirt worden durch die folgenden beiden Verordnungen, welche auch für die 
jüdiſche Privaterziebung maßgebend find, und durch welche alle frühere 
Beftimmungen antiquirt worden 1). 


8) Die 8. D. v. 10. Suni 1834, betr. die Aufficht des Staatd über Pris 
vatanftalten und Privatperfonen, welche fich mit dem Unterricht und der 
Erziehung der Tugend befchäftigen. 

Nach den Vorfchriften des U. & R. haben Privatanftalten und Privatperfonen, bie 
fi) mit dert Unterrichte und der Erziehung der Jugend aewerbweife befchäftigen wollen, 
bei derjenigen Behörde, welche die Aufficht über das Schul» und Erziehungswefen des 
Ortes führt, ihre Tüchtigkeit zu dem Geschäfte zuvor nachzuweiſen und das Zeugniß der— 
ſelben ſich auszuwirken. Durch die Beftimmungen des Gewerbes Polizeigefepcs v. 7. 
Sept. 1811 88, 83—86 find die landrechtlichen Vorfchriften zum Theil abgeändert wor= 
den; da bie Erfahrung jedoch ergeben hat, daß hieraus Mißbräuche und weſentliche Nach— 
tbeile für das Erziehungs: und Unterrichtswefen entftehen, fo habe Ich Mich bewogen 
gefunden, die Beitimmungen bes Gewerbe:Polizeigefehes, in ſoweit fie die Vorſchriften 
des U 2, R, abändern, wieder aufzuheben, und das Erforderniß ber nachzuweiſenden 
Qualifikation für diejenigen Perfonen, welche Privatichulen und Penftonsanftalten er— 
sichten, oder ein Gewerbe daraus machen, Lehrſtunden in den Häufern zu geben, in Ges 
mäßbeit ber landrechtlichen VBorfchriften 88. 3, und 8. Zit. 12. P. 11. berzuftellen und 
feftzufeßen, daß ohne das Zeugniß der örtlichen Auffichtsbehörde Feine Schul: und Erzies 
hungsanftalt errichtet, auch ohne daflelbe Niemand zur Ertheilung von Lehrftunden als 
einem Gemerbe zugelaffen werden darf. Diefe Zeuaniffe follen fid) nicht auf die Tuͤchtig— 
keit zur Unterrichts » Ertbeilung in Beziehung auf Kenntniffe beſchraͤnken, fondern ſich 
auf Sittlichkeit und Lauterkeit der Gefinnungen in reliaidfer und politifher Hinficht er= 
ſtrecken. Die betreffende Auffichtsbehörbe fol indeß nicht befugt fein, foldhe Zeugniſſe 

Ausländer auszufertigen, bevor die Genehmigung des Min. des J. u. d. P. erfolgt 

In Welcher Art bierbei zu verfahren, haben Sie, die Minifter der &. u. U. Ang. u. 
b. Pol. gemeinfchaftlich zu berathen und über die den Lokalbehoͤrden zu ertheilende Ins 
ſtruktion fich zu vereinigen. 

IB. &. pro 1834, ©, 135.) 


b) Inftr. des Staatämin. v. 31. Dec. 1839, genehmiget durch K. D. v. 
24.Nov. 1839, mitgerheilt durch das Cirk. R. der Min. d, &,U. u. M. 
Ang., fo wie d. Pol. u.d. 3. (v. Altenſtein, v. Rochow) an fämmtl, Reg. 
v. 18. März 1840, Beauffihtigung der Privatichulen und Erziehungsans 
ftalten, der Privatlehrer, Erzieher ıc. 





2) 4) Rücfichtlich jübifcher Privatlehrer, die den Kindern der Zuben in ben Haͤu—⸗ 
fern ihrer Eltern Unterricht geben, beftimmt fehon das R, des Min. der &., U. 
u. M: Ang. 9. 15. Mai 1824, daß fie ein Zeugniß über die mit ihnen von ber 
Behörde veranftaltete Prüfung befigen müffen, (Ann. Bd. 8. ©. 457.) 

2) Auszug aus einem Schreiben des K. Min. der G., U. u. M. Ang. (von 
Kamptz) d. d. 2. Zuni 1828 an 8. 3. 2...rin Di.....na. 

Als jüdifcher Lehrer können Sie, weil Sie nit in der Prüfung beitamden, 
nicht angeftellt werden. „Wenn jedod Eltern ihre Heinen Kinder Ihnen zur 
„Beauffihtigung anvertrauen wollen, und Gie auffordern, dieſen die jüdiichen 
„Sebote zu lehren, fo findet das Minijterium dies zuläffig, da das Geſetz Ihnen 
bei Shrer mangelhaften Qualififation nur verbietet, als eigentficher Lehrer zu 
„fungiren. Die betreffenden Kinder müffen aber noch außerdem von dem Eins 
„Aritte des ſchulpflichtigen Alters an einen genügenden allgemeinen Schulunter: 
„wicht genießen,’ (Heinemann Anh. ©. 66.) 
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Abſchnitt I. 
Die Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftalten. 


Wo fie zuläffig find, 

$. 1. Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftalten follen nur ba, wo fie einem wirf- 
lichen Bedürfniffe entfpredhen, alfo nur an foldhen Orten gejtattet werden, wo für den 
ee der fchulpflichtigen Jugend durch die öffentlihen Schulen nicht ausreihend 
geforgt ift. 

Erforderniffe zur Anlegung von Privatfhulen und Privat-Erzies 

bungssXAnftalten. | 
a. Wiffenfhaftlihe Befähigung. 

8. 2. Diejenigen Perfonen, welche eine Privatfchule oder eine Privat-Erziehungsan- 
ftalt gründen, oder eine folche beftehende.fortfegen wollen, haben znvörberft ihre wiflen- 
ſchaftliche Befähigung zur Leitung einer ſolchen Anftalt ganz in derfelben Weife, wie die 
in öffentlichen Schulen anzuftellenden Xehrer und Lehrerinnen, durch ein genügendes 
Zeugniß der betreffenden Prüfungsbehörde darzuthun. Behufs der Erlangung eines 
folhen Zeugniffes müffen fie nach der Klaffe der‘ Privatfchulen oder der Privat:Erzie: 
bungsanftalten, zu welchen die Anjtalt, welche fie anlegen oder fortfegen wollen, zu rech— 
nen ift, fi den für die betreffenden Öffentlichen Lehrer und Lehrerinnen geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Prüfungen unterwerfen, und ſollen alle Beſtimmungen, welche für die Pruͤ⸗ 
fung der Lehrer an öffentlichen Schulen erlaffen find, auch auf diejenigen Anwendung 
leiden, die eine ähnliche Privatfchule oder Privat: Erziehungsanftalt zu leiten. beab- 


fiytigen. 
b. Sittlihe Befähigung. 

$. 3. Selbſt bei vollftändig nachgewiefener wiffenfhaftlicher Befähigung fol die Grün: 
bung oder Kortfegung von Privatichulen und Privat: Erziehungsanftalten nur folchen 
Perſonen geitattet werden, welche bereitö längere Zeit in folchen Verhaltniffen, die über 
ihre fittlihe Befähigung für den Unterricht und die Erziehung ber Tugend ein fidyeres 
Urtheil geftatten, gelebt haben, und über ihre Unbefcholtenheit- und ihren bisherigen fitt- 
lihen Wandel von der Obrigkeit und dem Geiitlichen des Orts, wo fie fich während der 
legten drei Jahre aufgehalten haben, vortheilhafte Zeugniffe beibringen können. 


Wie die Erlaubniß zur Anlegung von Privatfchulen und, Privat 
Erziehbungsanftalten nadhzufuden. e 
8. 4. Die Gefuhe um Erlaubniß zur Anlegung oder Kortfegung einer Privatfchule 
oder einer Privat-Erziehungsanftalt find, unter Einreichung eines Lebenslaufs, der über 
die Bildung, die wiffenichaftliche und fittliche Befähigung der Bewerber ($$. 2 und 3.) 
ſprechenden — und des Einrichtungsplans ber fraglichen Anſtalt bei der Ortes 
Schulbehoͤrde anzu ringen, welche die etwa noch erforderlichen Ermittelungen zu verans 
laffen, an die K. Reg. über das Geſuch zu berichten, und wenn-demfelben kein Bedenken 
entgegenfteht, die Ausfertigung des Erlaubnißfcheins in Antrag zu fielen hat. - 


Ertheilung der Erlaubniß, Dauer und Gültigkeit berfelben, 


$. 5. Findet die K. Reg. Eein Bedenken, dem Antrage zu willfahren, fo fertigt fie, 
unter Beruͤckſichtigung der in den eingereichten Zeugniſſen enthaltenen Umftände,, und 
mit genauer Beftimmung der Gattung der Schule, welche dem betreffenden Bewerber zu 
eröffnen geftattet fein foll, auf den Grund des eingereichten Plans den Erlaubnißſchein 
aus, und bringt den Inhalt deffelben durch das Reg.-Amtöblatt zur öffentlihen Kennt: 
niß. Jede Erlaubniß zur Anlegung einer Privatichule und Privat:Erziebungsanftalt 
ift widerruflih. Jeder zur Anlegung einer Privatichule und Privats-Erziehungsanftalt 
ertheilte Erlaubnißſchein ift nur für den gültig, auf deffen Namen er lautet, 
Wird eine Privatichule oder Privaterziehungsanftalt ſechs Monate hindurch nicht ge: 
alten, fo ift zu ihrer Wiedereröffnung, falls nicht dringende Hinderniffe, z. B. Kran: 
eiten, den Stillftand der Anftalt verurfacht haben, ein neuer Erlaubnißfchein erforderlich. 


Nähere Beftimmungen in Betreff der zu ertheilenden Erlaubniß. 

8. 6. Perfonen, welche wegen Theilnahme an unerlaubten Verbindungen von der Ans 
ftellung im Staatsdienſte ausgefchloffen find, darf die Gründung oder Kortfegung von 
Privatſchulen oder Privat:Erziehungsanftalten gar nicht, Ausländern aber nur nad) vor: 
gängiger Genehmigung des Min. des 3. u. d. Pol. geftattet werben. Unverheiratheten 
Männern foll die Erlaubniß, eine Privatfchule oder eine Privat Erziehungsanftalt für 
die weibliche Jugend zu errichten, oder eine beftehende Anftalt diefer Art fortzufeßen, ber 
Regel nach verfagt, und nur in befondern, eine Ausnahme redhtfertigenden Fällen, nur 
mit ausbrüdlicher Genehmigung des Min. der G. u, U. Ang. ertheilt werben, Predi⸗ 
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ger und öffentliche. Lehrer find; als ſolche noch.nicht zur Anlegung- von: Privatſchulen und 
Privat:Erziehungsanftalten. befugt; fie bebürfen vielmehr hierzu einer befondern Erlaub⸗ 
niß, die fie auf die im $. 4. vorgefchriebene Weife nachzuſuchen haben, u 
Beauffihtigung der Privatfhulen und Privat: Erziehungsanftalten. 

$. 7. Alle Privatfchulen und Privat:Erziehungsanftalten find ganz fo, wie die öffents 
lichen Schulen derfelben Gattung, zunaͤchſt der Aufficht der Orts-Schulbehörde, und in 
höherer Initanz der Aufficht der dem Schulmefen des Kreifes und des Reg. Bez. vorges 
festen Königl. Behörden unterworfen. Diefe Aufficht fol ſich nicht bLoß im Allgemeinen 
auf die Handhabung der Schulzucht und den Gang des Unterrichts, fondern aud) im Bes 
fondern auf die Einrihtung des Lehrplan, die Wahl der Hülfslehrer, der Lehrbücher 
und Lehrmittel, die Lehrmethode, Schulgefege, die Zahl der Schüler und felbft auf das 
Lokale der Privatfchulen und Privat:Erziehungsanftalten erfireden. Zeigen ſich in fols 
chen Anftalten Verkehrtheiten und Mißbräuche, welche die Jugend verbilden Eönnen ober 
ihrer Sittlichkeit und Religiöfität Gefahr drohen, wird die Jugend vernadläffigt, oder 
iſt fie unfähigen und fchlechten Lehrern anvertraut, und wird ein folcher Webelftand auf 
die Erinnerung der Orts-Schulbehoͤrde nicht abgeftellt, fo ift diefelbe verpflichtet, aufeine 
Unterfuchung bei der K. Reg. anzutragen, und die legtere ift befugt, nad Befinden der 
Umijtände, den Erlaubnißſchein zuruͤckzunehmen und bie Privatfcyule und Privat:Erzie: 
bungsanftalt fließen zu laffen. 


Sahresbericht über die Privatfhulen und Privat-Erziehungss 
anftalten. 
$. 8. Die K. Reg. hat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuftand ber in ihrem 
Bezirke vorhandenen Privatfchulen und Privat: Erziehungsanftalten, die wiſſenſchaft⸗ 
liche und fittliche Qualifikation ihrer Vorfteher und Hülfslehrer, und die Zahl der, diefen 
Privatanftalten anvertrauten Jugend an das Min. ber G. u. U. Ang. zu berichten. 


VBerpflihtung der Vorfteher und Vorftehberinnen von Privatſchulen 
und Privat:Erzieyungsanftalten. 

$. 9. Die Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen und Privat: Erziehungs: 
anftalten find verpflichtet, fich nicht nur nadı dem Inhalte des ihnen erteilten Erlaub⸗ 
nißſcheins, fondern auch der für das Schulmefen überhaupt und für das Schulmwejenihres 
Orts insbefondere ergangenen Vorfchriften auf das genauefte zu achten. Sie dürfen nur 
ſolche Hülfslehrer und ‚Hülfslehrerinnen, deren wiffenfhaftliche und fittliche Befähigung 
auf die in den $. 2. u. 3, und wenn von Ausländern die Rede ift, auf die im $. 6 vorge— 
fchriebene Weife anerkannt ift, wählen, und müffen, fo oft fie Lehrer und Lehrerinnen 
entlaffen, oder neue annchmen, der ihnen vorgefegten Orts-Schulbehörbe davon Anzeige 
machen. Zu den von ihnen veranftalteten öffentlichen Prüfungen haben fie die Orts— 
Schutbehörde vorher einzuladen. Wollen fie ihre Privatfchule oder Privat-Erziehungs- 
anftalt aufgeben, fo find fie verpflichtet, folches drei Monate vorher, unter Zurüdgabe 
ihres Erlaubnißſcheins, der Ortö-Schulbehorde fchriftlich zu melden. 

Beftrafung etwaniger Unregelmäßigkeiten, 

8.10. Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatihulenund Privat-Erziehungsanftals 
ten, fo wie ihre Hülfslehrer und Hütfslehrerinnen, fonnen, wenn fie den aus ihrem Er⸗ 
laubnißſchein hervorgehenden Obliegenheiten nicht nachkommen, von der Drts-Schulbes 
börde durch Verweife und von der K. Reg. durd) Geldftrafen bis zur Höhe von Zwanzig 
Thalern, und falls wiederholte Gelbftrafen unwirkfam bleiben, durch Entziehung des 
Eriaubnigfcheins beſtraft werden. | 

Warte: Schulen. . | 
511. Warte-Schulen, welchen Kinder, die bas fchulpflichtige Alter noch nicht erreicht 
haben, anvertraut worden, find als Erziehungsanftalten zu betrachten, und ftehen als 
fotche unter der Aufſicht der Orts:Schulbehörde. Die Anlegung folder Wartefchulen ift 
nur verheiratheten Perfonen oder ehrbacen Wittwen zu geftatten, welche von unbeſchol⸗ 
teien Sitten und zur erften Erziehung der Kinder gerignet, und deren Wohnungen ge— 
fund und hinlänglich geräumig find. Die Orts:Schulbehörde ertheilt die Erlaubniß zur 
Errichtung der Warteſchulen, und hat dahin zu fehen, daß in denfelben die Kinder nicht 
länger als bis zum gefeglichen ſchulfahigen Alter verbleiben. - - 
Schulen für weiblide Handarbeiten. Kr 

$. 12, Schulen für die Anweifung in weiblichen Handarbeiten ftehen unter ‚ber Auf⸗ 
ſicht der, Orts-Schulbehorde, welche die Erlaubniß zur Anlegung berfelben, vorzüglich mit 
Berückſichtigung der fittlichen Unbeſcholtenheit der Lehrerinnen, zu ertheilen, auch dahin 
zu fehen hat, daß Kinder, welche noch ſchulpflichtig find, durch Sheilnahme der Unters 
yeifung in Handarbeiten nicht am vorſchriftsmaͤßigen Schulbefuche gehindert. werden. + 
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Tranſitoriſche Verfigungen wegen der bereits beſtehenden Privat— 
ſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten. 

$. 13. Perſonen, welche bereits Privatſchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten eröff⸗ 
net, aber hierzu die Erlaubniß nod) nicht auf die in gegenwärtiger Inſtruktion vorges 
ſchriebene Art erlangt haben, müffen fi einer von der Orts-Schulbehörbe zu bewirken- 

den genauen Unterfuchung ihrer Lehranftalten und nach Befinden der Umſtaͤnde einer nod) 
mit ihnen felbft vorzunehmenden Prüfung unterwerfen, und haben hiernaͤchſt zu gewaͤr⸗ 
tigen, ob ihnen die Eclaubniß zur Fortfegung ihrer Lehranftalten wird erteilt werden 
können oder nicht. Sie müffen fi zu dem Ende ſpaͤteſtens innerhalb vier Monate nad) 
Bekanntmachung diefer Inſtruktion bei ihter Orte⸗Schulbehoͤrde melden, wibrigenfalls 
nad Ablauf diefer Friſt ihre Schulen von der Drts-Polizeibehörbe ohne Weiteres aufge: 
löft werden. Die Orts:Schulbebörben haben innerhalb der gedachten Frift Verzeichniſſe 
aller noch nicht genehmigten Privatichulen und Privat: Erziehungsanftalten an die vor: 
gefegte K. Reg. mit der Anzeige einzureichen, welche Vorfteher und Vorſteherinnen zu 
einer Prüfung vorzuladen fein möchten, umd welchen fie in Erwägung der zeitherigen 
Leitung ihrer Anftalten erlaffen werden könne, 


Abihnitt I 
Privatlehrer. 


Wie fih Privatichrer Über ihre wiffenfhaftlihe und fittlihe Tüch— 
tigkeit auszuweiſen haben. 

$. 14. Perforten, weldye ein Gewerbe daraus machen, in ſolchen Kehrgegenftänden, bie 
zum Kreife der verfchiebenen öffentlihen Schulen gehören, Privatunterriht in Familien 
ober in Privatanftalten zu ertheilen, follen ihr Borhaben bei der Orts-Schulbehörde an: 
zeigen, und fich bei derfelben über ihre wiſſenſchaftliche Befähigung durd) ein Zeugniß der 
betreffenden Prüfungsbehörde,. und über ihre ſittliche Tuͤchtigkeit für Unterricht und Er⸗ 
ziehung in derfelben Art.ausweifen, wie in den $5. 2. und 3 in Hinficht der Vorfteber 
und Vorfteherinnen von Privatichulen und Privat: Erziehungsanftalten vorgefchrieben 
ift. Wollen fie in Fächern, die nicht in den verſchiedenen öffentlihen Schulen gelehrt 
werden, Privatunterricht ertheilen, jo haben fie nur ihre fittlihe Tüchtigkeit für Unter: 
richt und Erziehung auf die im $. 3 verordnete Art bei der Orts: Schulbehörbe näher 


darzuthun, 

| Er Erlaubnißfhein für Privatlehren _ 
$. 15. Denjenigen Perfonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für ben Unter: 
richt und die Erziehung ber Jugend nichts zu erinnern ift, fol von ber Orts = Schulbes 
hörde ein, jedesmal für Ein Jahr gültiger, jedoch widerruflicher Erlaubnißfchein zur Er: 
theilung von Privatunterricht, ſowohl in Familien als in Privatidyulen und Privats@rs 
siehungsanftalten unentgeldlich ertheilt werben; bei Ausländern ijt hierzu noch bie vor— 
ängige Genehmigung des Min. des J. und der Pol. erforderlichz die Orts-Schulbehörde 
ba diefelbe in ben geeigneten Fällen zunächit bei der vorgefesten K. Reg. in Antrag zu 
ringen. Perfonen, welche wegen Theilnahme an verbotenen Verbindungen von der Ans 
ftellung im Staatsdienfte ausgefchloffen find, ift die Erlaubniß zur Ertheilumg von Pri⸗ 
datunterricht zu verfagen. 
| Ausnahmen, 


$. 16. Geiſtliche und öffentliche Lehrer, auch die an öffentlichen Schulanftalten bes 
fhäftigten Sprach-, Gefang:, Mufit: und Zeichentehrer find für befähigt und befugt zu 
erachten, Privatunterricht in Kamilien und Privatichulen zu ertheilen; fiebebürfen hierzu 
feines befondern Erlaubnißfcheing, und haben ihr Vorhaben bloß bei ber Orts⸗Schulbe⸗ 
börde anzuzeigen: Den Studirenden auf den Landes-Univerſitaͤten und den Schülern 
der oberiten Klaſſe der gefehrten Schulen foll geftartet fein, ohne einen befondern Er- 
laubnipfchein Privatunterricht in Familien und in Privatanftalten zu ertheilen, wenn fte 
fidy über ihre wiſſenſchaftliche und fittlihe Befähigung für Unterricht und Erziehung 
durch ein genügendes Zeugniß veſp. des Rektors ber Univerfirät oder bes Direktors der 
elehrten Schule, weldye fie befuchen, bei der Orts⸗Schulbehörde zuvor dusgeriefen 


aben. | 
Beauffihtigung der Privatlehrer., 

$. 17. Die Orts: Schulbehörbe foll über die Wirkſamkeit ber Privatlehrer und Privats 
lehrerinnen eine geregelte, ben örtlichen Verhaͤltnifſen anzupaſſende Aufſicht führen, -bei 
Unregelmäßigkeiten, welche auf ein unfittliches Verhalten derſelben ſchließen laffen, To 
wie, wenn in religiöfer ober politifher Beziehung Bedenken entftchen, fich mit der Orts: 
——— in Mittheilung ſetzen, und wenn der Verdacht ſich beſtaͤtigen ſollte, die 
rneuerung bes im $. 15 gedachten Erlaubnißſcheins verſagen, auch nach Befinden ber 


——— —— — —— 
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Amftände bie Entfernung unfittlicher ober politiſch verdaͤchtiget Perfonen aus dem Lehr: 
Mande bei der vorgefegten K. Reg. in Antrag bringen. GT 
In wiefern Perfonen, welhe Kinder aus mehreren Familien gemein. 
fhaftlid unterrihten, als Privatlehrer zu betrachten find. 

F. 18, Perfonen, welde Kinder aus mehreren Kamilien gemeinſchaftlich unterrichten, 
find als Privatiehrer oder Privatlehrerinnen zu betrachten und zu behandeln, wenn fie 
in Gemäßheit eines Vertrags, gleichviel ob mit Einer — oder mit mehreren, jedoch 
nur mit beſtimmten einzelnen Familien, die Kinder derſelben in ebenfalls feſtgeſetzten 
Lehrgegenſtaͤnden gegen eine feſte Vergittigung unterrichten. 


Abſchnitt III. 
Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 


Befähigungsifhein für Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

} 19. Um bas Eindringen unfähiger oder unfittlicher Berfonen in das Erziehungsges 
{haft zu verhindern, follen diejenigen, welche in das Verhältniß eines Hauslehrers oder 
Erziehers oder einer Erzicherin zu treten gefonnen find, fich zuvor mit einem Erlaubniß: 
Ichein der K; Regs verfehen, in deren Bezirk fie eine folhe Stelle annehmen wollen. 

Erforderniffe zur Erlangung eines Befähigungsſcheins. 

F. 20. Behufs der Erlangung eines foldyen Erlaubnißfcheins haben fie über ihre bis— 
herigen Verhältniffe, insbefondere aber über die Fledenlofigkeit ihres fittlichen und poli: 
tiſchen Wandels, genügende Zeugniffe mittelt des Kreis-tandraths ober ber Stabt:Poli- 
"zeibehörbe an die K. Reg. einzureichen, 

Ausfertigung des Befähigungsſcheins. 
8.21. Die K. Reg. hat diefe Zeugniffe, befonders diejenigen, welche ſich auf die bie: 
berige fittliche Kührung beziehen, näher zu prüfen, und ben Perſonen, gegen welche in 
fittlicher und politiicher Hinficht nichts zu erinnern ift, den Erlaubnißichein dahin auszu— 
fertigen, daß ihrer Annahme als Hauslehrer, Erzieher oder Erzieherinnen kein Bedenken 
entgegenftehe) "Die Namen der Perfonen, welche einen foldyen Erlaubnißſchein erhalten 
haben, find durch das Reg.⸗Amtsblatt bekannt zu machen. 
Berfagung des Erlaubnißfiheing, - 

8.22. Die K. Reg. ifteben fo befugt, als verpflichtet, allen denen, welche wegen erwiefener 
Zheilnahme an verbotenen Verbindungen von der Zulaffung zu Staatsämtern ausge: 
fchloffen find, oder ſich über die Unbefcholtenheit ihres bisherigen Lebenswandels nicht ges 
nügend ausweiſen fönnen, fo wie auch allen Ausländern, denen noch die Genehmigung 
des KR: Min. des 3, und der P. fehlt, fo lange, bis die etwanigen Bedenken vollitändig 
befeitigt find, den zur Annahme einer Hauslehrerftelle erforderlichen Erlaubnißſchein zu 
verjagen. 


Beauffihtigung ber Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

8. 23. Hauslehrer und Erzieher, die zugleich Kandidaten des Predigts.ober des Schul: 
amts find, bleiben, wie bisher, der Aufficht-der ‚geiftlichen Oberen, oder der dem Schul: 
weien des Kreifes vorgelegten Behörde untergeordnet; Hauslehrer und Erzieher anderer 
Art, desgleichen Grateherinnen, jtehen unter der allgemeinen polizeilichen Aufſicht. 

‚24. Eltern und. Bermünder, deren Kinder ober Muͤndel die öffentlichen Schulen 
— ſind in Folge der landrechtlichen Beſtimmungen verpflichtet, ſich auf Ver— 
langen der Oxts⸗Schul⸗ und Polizeibehoͤrde darüber auszuweiſen, wie für den Unter- 
richt ihrer Kinder oder Miündel gejorgt iſt. 

Berlin, den 31. Dec, 1839, Königl. Staatsminiſterium. 

\ ‘ Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 

v. Altenftein. v. Kamp. Mühler. v. Rochow. v, Nagler, v. Laden 
erg.” v. Alvensleben, v. Werther. v. Rau. 
(BR. Bil, 1840. ©. 94.) 


Biertes Kapitel. 
Die jüdifhen Schullehrer. 
SL 
Qualifikation, Anſtellung und Vereidung derſelben. 
Eine Approbation der Qualifikation jüdiſcher Schullehrer war ſchon nach 
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älterem Preuhiſchen Rechte nothwendig; es verfügte hierüber das Eit. des 
General⸗Direktorii v. 9. Dec. 1775 an die Kammern Tr). 
* Gegenwärtig beftimmen: — 

1) Oarüber, daß die Schullehrer nicht fremde Juden ſein dürfen, die R. 
bed K. Min. des J. v. I. Oft. 1824 und 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu 
Erfurt. Vergl. diefelben Abth. IV., Berhältniffe.der auswärtigen Juden. 
2) In Betreff. der alten Provinzen. a in ge 

a) Publ. der K. Reg. in Stettin v. 31. Deci 1835. - Prüfung jüdiſcher 
Lehrer. | 

Es gehen von Seiten der jüdifchen Gemeinden bei und fortwährend fo oft Geſuche um 
Befreiung ihrer Lehrer von der vorfchriftsmäßigen Prüfung ein, daß wir und dadurch 
zu der wiederholten öffentlihen Befanntmadung veranlaßt finden, wie nad) den erlaſſe⸗ 
nen allgemeinen Vorſchriften kein jüdiſcher Lehrer von der Pruͤfung, ob er die für ein dem 
Lehrſtande angehörendes Subjekt erforderlichen Fähigkeiten, Kenntniſſe und Fertigkeiten 
beſitze, entbunden werden kann; ſondern daß ſich ein Jeder, gleichviel ob er allein für den 
Unterricht in der jüdifchen Religion und hebräiſchen Sprache, oder auch als Lehrer an 
einer. ordnungsmäßig eingerichteten jüdifchen Säule angeftellt ift, ob die Kinder ber Ge: 
meinde die chriſtlichen Stabdtfchulen befuchen oder nicht, der allgemeinen Prüfung zu un: 
terwerfen hat, und daß ihm, falls er darin nicht befteht, die Fortfegung bes Lehrgeſchaͤf⸗ 
tes durchaus nicht geſtattet werden darf. 

Die Magiſtraͤte werden beauftragt, dies den betreffenden Gemeinden und Lehrern in 
unſerm Namen zu eröffnen, und darüber zu halten, daß wir durch dergleichen Befreiungs⸗ 
geſuche nicht weiter behelligt werden, und daß unter keinerlei Vorwand ein Lehrer von 
einer Gemeinde angenommen werde, der die geſetzmaͤßige Prüfung nicht zuvor beſtanden, 
und von ung für wahl: und anftellungsfähig erklärt worden ift. Uebrigens verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß ein jeder Lehrer ſich auch über den Beſitz des Preußiſchen Staatsbür⸗ 
gerrechts gehoͤrig auszuweiſen hat. (Ann. IX, ©. 1041.) 


b. C. R. des. K. Min. d. ©, U. u. M. Ang. (v. Altenſtein.) v. 29. 
April 1827 an fämmtlihe K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Stettin. 
Anftelung jüdifcher Schullehrer. 


1) Das betr. R. lautet: i 
ꝛc. Mittelft des bereits unterm 30. März c. an Euch erläffenen R., wegen 
Beftallung der jüdifchen Schulmeifter in den Städten bortiger Provinz feid Ihe 
zwar bahin —— worden, 
daß —* * nicht anders, als nach von hieraus eingeholter Approbation 
eſchehen ſoll; 
da Ab die hiefigen Ober⸗ und Xeltefte, Namens der ganzen Sudenfchaft unterm 
26. m. pr. allhier vorgeftellt haben: 
daß folhe Verf, aud auf die unbeweibten Schulmeifter, welche nur eine ge: 
wiſſe Zeit an einem Orte bleiben dürfen, ertendiret werde, 
fo wird dieſelbe hiermit dahin näher deklarirt: — 
daß nämlich nach Vorſchrift des General⸗Juden⸗Reglements nur die beweibten 
Maͤdchen⸗Schulmeiſter, welche daſelbſt Art. 3 unter die publifen Bebdienten 
gerechnet werden, an den Orten, wo dergleichen ftattfinden, von hieraus gleich 
andern publifen Bedienten approbirt. werden müffen ; 
mit den undeweibten andern Schulmeiftern aber, welche von ber Judenſchaft eines 
Orts zum Unterricht ihrer Kinder angenommen werden, und nicht länger als drei 
Jahre an einem Drte bleiben dürfen, ift es nach dem angeführten Artitel des 
_ General: SudensReglements hinführo dergeftalt zu halten,  .. 
daß diefelben zwar bei Euch angezeigt werden müſſen, es jedoch in ſolchem 
Fall nur eines Erlaubniß⸗Zettels von Euch bedarf, und find dafür, neben dem 
gewöhnlichen Stempelbogen a 4 gGr., worauf folder zu ertheilen ift, nur 
2 gr. zu erlegen. 
Wenn hingegen ein. Schupjude für ſich allein einen unbeweibten Schulmeiſter an⸗ 
nimmt, und in ſeinem Hauſe ihm ar und Unterhalt giebt, ift derfelbe bloß als 
fein Domeftique anzufehen und dergeftalt zu behandeln, 
Ihr habt Euch alfo. hiernady in vortommenden Fällen zu achten und folder« 
wegen das Nöthige weiter zu verfügen. | 
(N..C. C. Tam. V, e. ©. 369, No, 58, de 1775, Rabe-Tht. I, Abth. VI. S. 145.) 
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Der: K. Reg. wird hierneben (sub lit; a.) Abfchrift eines von der K. Reg. in Stet: 
tin eingereichten Entwurfs zu einer. an die Magifträte und Schuldeputationen ' ihres 
Bezirks zu erlaffenden, von dem Minifterio zweckmaͤßig befundenen Verfügung, betr. 
bie, Anfiellung  jüdifcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, audy in ihrem Verwal: 
tungsbezirke eine ähnliche Verordnung unter den dort etwa nöthigen Modifikationen zu 
exlaffen. 

. 5 ä, 

um dem willführlichen Verfahren, welches. bei Anftellung der jüdifchen Lehrer bisher 
ftattgefunden hat, und dem häufigen Wechfeldiefer Lehrer vorzubeugen, werden, auf den 
Grund ber beftehenben Geſetze und früheren Verordnungen, insbefondere mit Bezug auf 
unfere Bekanntmachung v. 30. Aug. 1824 und auf unfere C. Verf. v. 3. Dec, 1822 
folgende Beftimmungen hierdurch feitgefegt: | 

1) Es darf Fein Lehrer bei einer jüdifchen Gemeinde angeftellt werben, ohne zuvor 

über feine Tüchtigkeit dazu in einer mit ihm zu veranftaltenden Prüfung fich aus: 
uweiſen, und zu feiner Annahme unfere landesobrigkeitliche Genehmigung und Be: 
ätigung nachgeſucht und erhalten zu haben. 

2) Die betreffende jüdifche Gemeinde hat ſich rl Ba zunädft an den Magiftrat der 
Stadt zu wenden, und ihrem biesfälligen Geſuche: 

a) Nachweis des Staatsbürgerrechts des gewählten Lehrers 
b) einem von ihm feldft in deutfcher Sprache verfaßten Lebenslauf, 
e) bie erforderlichen Zeugniffe über die frühere Erziehung und Bildung überhaupt 
und über die Vorbereitung zum Schulamte insbefondere, | 
d) die Zeugniffe der Ortsbehörde und des jüdischen Gemeindevorftandes über bie- 
herigen unbefcoltenen Lebenswandel; ferner 
e). das Wahlprotofoll und 
f) ein genaues und vollftändiges Verzeichniß der, mit ber fraglichen Lehrerftelle 
verbundenen Einkünfte Ä 
beizufügen. Ä 
3) Der Magiftrat hat-diefe Angaben und Nachweiſe forgfältig zu prüfen, erforderli- 
. chen Falls darüber genaue Nachforfchungen zu halten, und dann das Gefuch der 
Gemeinde nebft den ſaͤmmtlichen Beilagen ($. 2. a—f.) mittelft gutachtlichen Bes 
richts an und einzureihen. 

4) Wenn auf den Grund diefes Ber, und der von uns mit dem Gemwählten veranftal: 

teten Prüfung unfere Genehmigung zu der Anftellung deffelben erfolgt ift, fo hat 

die betreffende Gemeinde über die äußeren Bedingungen dieſer Anftellung einen 

ſchriftlichen Vergleich mit ihm abzufchliegen, und denfelben durch den Magiftrat 
an uns zur Genehmigung einzureichen. 

Der auf diefe Weife Gewählte, (Geprüfte und anftellungsfähig Erklärte barf jedoch 
- nur proviforifch auf 1, 2 oder 8 Jahre. angeftellt werben, und hat nad) Ablauf die: 
- fer Frift eine fefte Anftellung nur alsdann zu erwarten, wenn von bem betreffen | 

den jüdifchen Echul: und Gemeinde-Vorftande und von der ihm vorgefegten Stadt⸗ 

Schul-Deputation feine Amtstüchtigkeit bezeugt wird. Wir behalten uns dann 

vor, nad den Umftänben entweder eine abermalige Prüfung ober fofort die fefte 

-  Anftellung zu verfügen. 

6) Die Gemeinde.darf jo wenig vor ald nad) Ablauf des abgeſchloſſenen Kontrakts 
den einmal, angenommenen Lehrer nach Willtühr wieder entlaffen, fondern fie foll 
vielmehr verpflichtet fein, uns. :bavon bei Ablauf der feftgefegten Friſt auf vor— 
fhriftömäßigem Wege Anzeige zu machen, damit wir dann die Gründe ber ges 
wuͤnſchten Entlaffung des Lehrers prüfen und demgemaͤß darüber entfcheiden. 

7) &s foU zwar jedem Lehrer frei. ftehen, feine Stelle audy vor Ablauf des mit ihm 

abgeſchloſſenen Kontrakts niederzulegen; aber er hat. babei. die Vorſchriften des 

A. 2. R. Thl. 2. Lit. 10. 97. u Thl. 2. Tit. 6. 8. 175. u. $. 176. genau zu 
beruͤckſichtigen. PERL ER * 
Die jübiihen Gemeinden ſollen ermächtigt fein, in ben von nun an mit ihren Leh⸗ 
rern zu fchliefenden Vergleichen ald Bedingung ber Anftellung feftzufegen, daß fie 
nur zu Oſtern und Nichaelib, und nachdem fie drei volle Monate vor dem einen 
ober dem andern Termine ihren ‚bevorftehenden Abgang, unter Anführung der 

Gründe, ſchriftlich angezeigt. pen, entlaffen werben können, es fei denn, daß bie 

durch ihren Abgang erledigte Stelle früher befegt werben kann. 

9): Die Gemeinde muß die erwähnte Anzeige an den Magiftrat gelangen laſſen, welcher 

fie dann unverzüglich. an uns zu weiterer Entfchliefung einreichen «wird. - 

10) Wird hierauf der Abgang bes Lehrer von und genehmigt, fo muß die Gemeinde fi 

angelegen fein laffen, einen ‚andern geeigneten Lehrer auszumitteln, und falls er 

die vorichriftömäßige Pruͤfung noch nicht beftanden haben. follte, denſelben ſogleich 

Theil VIII. Bo.ↄ. Die Verhaͤltniſſe ver Juden. 12 
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aufforbern, biefe Prüfung zumäcft bei dem Superintendenten ber Synode nachzu⸗ 
fudjen, damit bis dahin, wo der Lehrer abgehen wird, bee neue gewählt und an⸗ 
geſtellt werden kann. F 

44) Der oben $. 4 erwähnte Kontrakt iſt von dem betreffenden jübtfdhen Gemeinde⸗ und 
Schulvorſtande, To wie von dem Lehrer ſelbſt und von der tſchul⸗Deputation 
zu vollziehen, und von dem Magiſtrate Behufs der Beſtaͤtigung an und einzurei⸗ 
hen. Nur diejenigen Lehrer, welche eine definitive oder fefte Anftellung erhals 
—— auf unfere ausdrüdtiche Beſtimmung mit einer förmlichen Vokation 

ver en. Na 

Die obigen Feftfegungen erfiredten ſich and) auf die ausſchließlich für ben. jübifchen 


Religions⸗Unterricht zu beftellenden Lehrer. BE 
Wir machen dem © und der Schuldeputation hierdurch zur Pflicht, auf 


12 


u 


die Befolgung der vorftehenden Beftimmungen fireng zu halten, unb zu dem Zwecke 
ſolche er igen jüdiſchen —* ſowohl, als dem rm Br jüdiſchen Lehr 
ter in unferm Namen befannt zu machen. Daß dieß geſchehen, hat der Magiftrat 
binnen 14 Tagen anzuzeigen, und dieſer Aaaeige zugleich das gehörig vollzogene 
Einkünften-Verzeichniß der dortigen jüdifchen Lehrerſtelle, wenn daffelbe noch nicht 
mit unferer Betätigung verfehen fein follte, beizufügen. Unter diefem Verzeich⸗ 
niſſe iſt zugleich zu bemerken, bis zu welchem Zeitpunkte die proviſoriſche Anſtellung 
des jegigen jüdifhen Lehrers von uns genehmigt worden ift, — 
Von dem Ein Bien or Tat als von dert oben gebaditen Kon⸗ 
trafte ift jedesmal eine beglaubigte Abfchrift zu unferen Akten mit einzufenden. 
Stettin ben ten | 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung für die Kirdien: und Schul⸗Verwaltung. 
(Ann. XI. ©. 432.) Er 

ce) Bekanntmachung der K. Reg. zu Bredlau, v. 12. Febr. 1833, Das 
bei Anftelung jüdifcher Lehrer zu beobachtende Verfahren, 

um dem willtührlichen Verfahren, welches bei Anftellung der jübifchen Lehrer bisher 
ftattgefunden hat, und dem häufigen Wechfel diefer Lehrerivorzubeugen, werben duf 
den Grund der beftehenden Gefege und früheren Verordnungen, insbefonbere mit Bes 
zug auf unfere Bekanntmachungen v. 29. Sept. 1820 und v. 28. Juni 1824, das jü⸗ 
difche Schulwefen betreffend, weiche hierdurch von Neuem in Erinnerung gebracht wer⸗ 
den, folgende Beftimmungen hierdurch feftgefest ). 80 — 

Wir veranlaſſen daher die Magiſträte und Schul-Deputätionen hierdurch, auf ſtrenge 
Befolgung ber vorftehenden Beſtimmungen zu halten, und in vorkommenden Fällen fo= 
wohl die jüdifchen Gemeinden, als die Bewerber um juͤdiſche Lehrerſtellen, aufmerkſam zu 
maden. (Ann. XVII. ©. 107.) | 

3) In Anfehung der Provinz, Weftphalen. lin 1J 

a) Vergl. die Bekanntmachung der K. Meg. zu Atnsbetg v. 22. Zuli 
1825, oben Kap. A sub H. B. » u 

b) Cirk. der K. Reg. zu Arnöberg v. 29. Zuni 1838 an die Schul. In- 
fpeftoren und Schul» Kommiiffionen ded Departements, Be 

Wir finden uns veranlaßt, fammtliche Schul-Infpektoren- und ſtädtiſche Schul⸗Kom⸗ 
miffionen auf die, $. 6 unferer, die Beaufiihtigung des Juden-Unterrichts unter ben 
Zuben betvefferide V. v. 27. Sept. 1822 aufmerkfam zu machen, nad) meldyer ſowohl 
die jüdiſchen Privatlehrer, als die formlich angeftellten jübifchen Gemeindelehrer der Auf: 
fiht dar ſtädtiſchen Schul⸗Kommiſſionen und Bezirks⸗Schul⸗JInſpektoren unterworfen 
find, welche diefe, gemäß der ihnen estheilten Dieuſt⸗Inſtrüktion auszuüben und insbe: 
-fondere auch dahin zu fehen haben, daß die ifenelitifhen Kinder regelmäßig die Schule 
beſuchen und die fäumhaften Eltern zur Strafe gezogen werben. Diefer Berordnung 
zufolge weiſen wir diefelben hierdurch An, bei Gelegenheit der Biſitation chrifklicher 
Schulen aud von den jübifhen Kenntniß zu nehmen, und auch über diefe mit den zu 
erjtattenden ſummariſchen er ii eine befonidere Anzeige einzureichen. 

(Kameral, Zeit. 1838. ©. 1142.) — 

o) N. der K. Min, der G., U. u. M. Ang., fo wie des Inn. (v. 
Atenftein. Köster, in Vertretung.) v. 12, Sun 1828 an die K. Rep. zu 
Münfter. Wahl und Anftellung jübifcher Religions. und Schullehrer, 

Die unterzeichneten Min. finden «6 nicht zuläßig, beim Antrage der; K. Meg: in dem 
Ber. v. 21. April e, gemäß, die Juden gu verpflichten, ühre Religiönsichver auf Lebens: 


1) Gs ſind dies faft wörtlich dieſelben Veſtimmungen die durch das R. v.29. April 
1827 (sub b.) miig t worden und werden bieferben —* hier weggelaſſen. 
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zeit zu wählen und anzuftellen, und in biefem Gegenftande überhaupt über die im der 
&. Verf. v. 15. Mai 1824 beitimmten Gränzen hinaus einzugeben, nach welcher aud) 
die ausſchueßlich für den jüdifchen Religions Unterricht zu beitellenden Lehrer in einer 
rgogethe ſollen, ob ſie, abgeſehen von den eigentlich jüdiſchen Religaionskennt⸗ 
iſſen, die Übrigen von einem Lehrer zu fordernden Kenntniſſe und Geſchicklichkeiten be⸗ 
figen. Sofern aber der Religionslehrer auch wirklicher Schullehrer fein ſoll, fo ſteht 
der K. Reg. eine beſtimmte Einwirkung auf feine Anftellung durch Ertheilung oder Vers 
ung der Konzeffion zu. Wenn bei den zu diefem Behuf anzuftellenden gefegmäßigen 
tüfungen mit der nöthigen Strenge in Abfiht ber fittlihen und wiffenfchaftlichen 
QDualifitation verfahren wird, fo werden die von der K. Reg, befürchteten Webelftände 
und Nachtheile nicht eintreten Eönnen. (ef. die V. wegen Beaufjihtigung der Privat: 
Schulen v. 11. Aug. 1818 in den Ann. Bd. 3. S. 150. 
_ Bei den fogenannten jüdifchen Gemeindefchulen, d. b. ſolchen Schulen, weldye die jü- 
diſchen Gemsinden auf gemeinfhaftliche Rechnung anlegen, ift rüctfichtlich der Bebin- 
gungen ihrer Konzeffionen nah Maßgabe ber E. Verf. v. 29. April pr. zu verfahren: 
In Betreff der etwa erforderlichen Beitreibung der Beiträge zur Erhaltung des Leh— 
rers ift ebenfalls die Einmifhung der Verwaltungsbehörde nicht ftatthaft, da auch diefe 
auf gemeinfchaftliche Koften geführten Gemeinfchulen nicht den Charakter öffentlicher 
ten haben, fofern die Juden immer nur als eine gebuldete Sekte zu betrachten find, 
(Ann. XII. ©. 417.) 


4) In Anfehung der Rheinprovinz. 
a) DB. der K. Reg. zu Trier v. 30. Juli 1827. 


Da durch die Verf. des K. Min: d. U. Ang. v. 1. Zuni v. J. verordnet worden ift, 
daß fämmtliche chriftliche Elementar:Schullehrer nach ihrer erften Prüfung in der Res 
gel nur auf drei Jahre und erft nad einer abermaligen neifung definitiv angeftellt wer: 
den follen; fo wird auf den Grund eines R. des gedachten Min. v. 29, April c. hin: 

ch der israelitifchen Schullehrer Kolgendes verfügt: 

1) Die jüdifhen Schullchrer werden künftighin nach ber erften, vor ben Kommiffarien 
der Regierung, wohlbeftandenen Prüfung nur auf 3 Jahre, und erft nad) einer 
abermaligen Prüfung, von welcher die Regierung nur bei einer ausgezeichneten 
Amtsführung dispenfiren wird, definitiv angeftellt. | 

2) Keine jüdiihe Schulgemeinde darf aber einen proviforifc angeftellten Lehrer wirklich 
entlaffen, fondern der für die Schule ernannte Kommiffarius hat 3 Mondte vor 
dem Ende der feftgefesten Zeit, wenn ber Angejtellte bis dahin die abermalige Prü— 
fung noch nicht beftanden hat, über die Entlafjung oder Beibehaltung bdeffelben 
durch die vorgefegte landräthliche Behörde an die Reg. zu berichten. 

3) Es fteht zwar jedem jüdifchen Lehrer frei, feine Stelle aud) vor Ablauf der feftges 
festen Zeit niebergulegen, jedod nur zu Oſtern und Michaelis, und nachdem er 3 
volle Monate vor dem einen oder dem andern Zermine hiervon dem. der Schule 
vorgefegten Kommiffarius die fchriftliche Anzeige gemacht hat, Der letztere wird 
biefe Anzeige ſogleich am die Regierung gelangen laſſen. r 
4) Diefe Beftimmungen erftreden * auch auf die ausſchließlich für den juͤdiſchen Re— 

ligionsunterricht angeſtellten, Lehrer. 

Die betreffenden Beborden werden beauftragt, dieſe Verordnung zu befolgen und über 
bie 3 zu wachen. Trier, den 30, Juli 1827. 

(Trier. U. Bl. 223.) Königl, Regierung. 
b) ©. ®. der 8. Reg. zu Aachen an ſämmtiiche Landräthe v. 12. Juni 


1834. Vereidung der Lehrer. 

Das K. Min. d. &,, u.u. M. Ang. hat auf eine Rüdfrage des H. Oberpräfiden- 
ten ber Rheinprobing fich dahin entfchieden, daß es bei denjenigen Lehrern, welche nur 
verſuchsweiſe auf ein Zahr, oder auf eine andere beftimmte Zeit angeftellt find, reſp. 
angeftellt werden, einer fürmlichen Eidesleiftung nicht bebdürfe, vielmehr an deren Statt 
eine Verpflichtung mittelft Handfchlages zur Erfüllung der übernommenen Berpflide 
fung und zur Treue gegen des Königs Majeftät hinreiche. Ko 

Ueber jede folche Verpflichtung muß jedoch ein Protokoll aufgenommen, und diefelbe 
nunmehr bei allen derartigen noch unverpflichteten Lehrern nachgeholt werben. 

Zugleich hat ſich der H. DOberpräfident veranlaßt gefunden, bei dem K. Min. d. G,, 
u. u. M. Ang. über die Vereidung der mennonitifchen und ifraelitifhen Lehrer anzu: 
fragen, morauf Hochdaſſelbe entfchieden hat, daß die Wereibung der mennonitifchen 
Lehrer nach den Vorfchriften der B. v. 11. März 1827 zu verfahren, und in gleicher 
—8* ben jüdiſchen Lehrern der Eid nach dem Formen ihrer Religionspartei abzunehmen 

Wir bemerken Ihnen. hierbei, daß dabei fortwährend das früher vorgefchriebene 
Formular feinem Inhalte mach zu gebrauchen iſt zce. (Ann. XVIII. ©, 404.) 
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5) Sn Anfehung des Großherzogthbums Pofen, " 
a) R. d. K. Min. d. G. U. u. M. Ang. fo wie ded Inn. an die K. 


Reg. zu Bromberg v. 26. März 1825. 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. d. M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo es an Ge- 
Vegenheit fehlt, zu erledigten juͤdiſchen Schullehrerftellen tüchtige Subjefte innerhalb 
des Großherzogthums Pojen, auszumitteln, aud).aus andern Provinzen ber Monarchie 
für den Lehrſtand qualifizirte jüdifhe Glaubensgenoffen zu den gedadıten Stellen beru- 
fen werden dürfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in dergleihen Fällen 
lediglich auf die Dauer des Engagements für beftimmte Lehrämter eingeſchränkt werben 
und kann nicht über diefe Dauer hinaus ſtattfinden; gleichwie fie denn überhaupt nur 
als Ausnahme von der allgemeinen Regel zu betrachten ift. 

(Neugebaur, Volksſchulweſen. ©. 292.) i 
b) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. v. 13. Juli 1827 an das 


K. Konfiftorium und Schulfollegium der Provinz Pofen. 

Das Min. kann auf den Antrag des K. Konfiftorii und Prov. Schulkollegii in bem 
Bericht v. 13. Mai e., jüdische Glaubensgenoffen an dem Unterrichte in den Schulleh— 
rer:Seminarien ber Provinz Pofen Theil nehmen zu laffen, nicht füglid eingehen, da 
die Erfahrung bisher gelehrt hat, daß Verſuche diefer Art faft unter allen Bedingungen 
dem Mißlingen ausgefegt find. Wenn daher die Zahl der lehr- und anftellungsfähigen 
ifraelitifhen Slaubensgenoffen im Großherzogthum Pofen dem Bebürfniffe der vorhan— 
denen Schulen nicht genügt, fo muß darauf Bedacht genommen werden, dergleichen in 
andern Provinzen und Anjtalten bilden zu laflen ?). 

(Neugebaur, Volksſchulweſen Nr. u 297.) 


Rechte der jüdifhen Lehrer. 
1) Bergl. im Allgemeinen in Betreff der Rechte der Beamten der jüdi- 
fhen Religionsgeſellſchaft Abſchn. X. Kap. II. sub IJ. 
2) Insbeſondere rüdjichtlich jüdifcher Lehrer beflimmen in Anfehung 
ihrer Nichtbefreiung von Abgaben: 
a) Dad R. des K. Min. des Inn. an den Magiftrat zu Berlin, vom 


12. San. 1825. | 

-Dem Magiftrat wird in Beicheidung auf die Anfrage vom 4. d. M. eröffnet, daß von 
einer Befreiung der jüdifchen Religions-Lehrer von öffentlichen und Kommunal-Lajten 
überall nicht die Rebe fein kann, weil die Suben: Gemeinden, welche nad) dem A. L. R. 
keine ausdruͤcklich aufgenom menen Kirchengefellfchaften ausmachen, fondern blos tolerirt 
werben, und eben deshalb nicht als privilegirte Korporationen zu betraditen find, Feine 
dffentliche, noch weniger aber bevorrehtete Beamte haben können, 
(Ann. IX. ®. 146.) | | 

b) Das R. derMin. d.G., U. u.Med. Ang. und d. Inn.v. 10. Nov. 1834 


an die K. Reg. zu Bromberg. 

Auf die in dem Berichte der K. Reg. v. 18. Okt. v. 3. geftellte Anfrage, wegen Bes 
freiung der jüdiſchen Schullehrer von den öffentlidhen und Kommunal-Laſten und Abgas 
ben, gereicht derfelben zum Beſcheide, daß hierin durd) die B. v. 1. Zuniv. 3. (G. S. 
©. 66 sqg.) feine Abänderung gegen das bisherige Verhältniß eingetreten ift. Der $.10 
der Verordnung, in feinem Zuſammenhange mit dem vorhergehenden $., jtellt nur in der 
Beziehung den Öffentlichen Schulanftalten die mit Genehmigung des Staats, nad eis ' 
nem beftimmten Lehrplane eingerichteten, und mit vollftändig qualifizirten, und. durch 
bie Reg. beftätigten Lehrern befesten jüdiſchen Schulen, ohne, weitere Unterfcheidung 
gleich, daß durch die Anhaltung der jüdifhen Kinder zu einer jeden folhen Schule, bie 
im $. 9 den jüdifchen Korporationen zur verantwortlichen Sorge anbefohlne Erziehungss 
pflicht für erfüllt angenommen werben fol, im Gegenfage. zu den, als zweckgenuͤgende 
Anftalten für den allgemeinen Elementar-Unterriht überall nicht zu achtenden bloßen 
jüdifhen Bet: ober Winkelſchulen. In ihrer fonftigen eigenen Qualität bleibt das Ber 
hältniß jeder jüdifchen Schule das bisherige, naͤmlich einer Privatfchule, wenn fie von 
der juͤdiſchen Gemeinde nady bloßem Uebereinkommen unter fidh, ohne eine obwaltende 
Beranlaffung im Gefammt:Intereffe des Schulweſens am betr. Orte, und nur unter ges 

nehmigender Konzefjion ber K. Reg. errichtet worden ift, unterjdieben dagegen von 





“ Leider fehlt fogar bie Angabe der Gründe für eine Beftimmung, beren ‚gefegliche 
Baſis nicht erfihtlic, da den Juden die Wohlthat, an den allgemeinen Unterrihts-An: 
falten des Staats Theil zu nehmen, nirgend geſetzlich abgeſprochen iſt. 7 
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ſolchen befondern Fällen, wo bie Anlegung einer eigenen Schule, für die juͤdiſchen Ein- 
wohner eines Orts ober Bezirks als befondere Schulfocietät, wegen geeigneter Lokal-Ums 
fände durch bie K. Reg. ſelbſt angeordnet ift, und wo alsdann eine ſolche Schule aller= 
dings ben andern öffentlichen Ortöfchulen in allen Verhältniffen gleich fteht. Wegen ber 
für Faͤlle der legtern Art zu ‚beobachtenden Grundfäge wird die K. Reg. Übrigens auf 
die mit nächftem bevorftehende allgemeine Inſtr. verwieſen. (Ann. XVII. & 1058.) 


ec) R, der Min. des Inn. und der Pol, und der G., U. und Med. Ang. 
(v. Rohomw, v. Larenberg) an die K. Reg. zu Brombera v. 12. Juni 1840. 
Die unterzeichneten Min. können, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 25. April d. 
J. hierdurch eröffnet wirb, den Antrag berfelben auf Befreiung der jübifchen Schulfehs 
rer von ben öffentlichen und Kommunals?aften und Abgaben nicht für ftatthaft erachten,’ 
Die diesfällige Befreiung ber riftlihen Schullehrer beruht auf fpezieller Verordnung, 
wodurd bie bis zum Jahre 1806 genoffenen Immunitäten wieder hergeftellt worden. 
Jüdiſche Lehrer. Haben die fraglichen Bevorrechtungen zu feiner Zeit gehabt; es tft daher 
auf fie die Immunitäts-Beſtimmung nicht zu beziehen. (V. M. BI. 1840. ©. 221.) 


d) R, ded Gen, Steuer-Direktor (Kühne) v. 28. Juni 1842 an die K. 

Reg. zu Frankfurt. Klafjenfteuerpflichtigkeit jüdifcher Lehrer. | 
Die dem Lehrftande zugeftandene Befreiung von ben Perfonalfteuern beſchränkt ſich 

auf die Lehrer der chriftlichen Konfeffionen an öffentlihen Schulen. Die Eirk. Verf. v. 
30. Dec. v. 3. handelt; wie aus dem Eingange berfelben deutlich hervorgeht, nur ba: 
von, ob und in welchem Maße die, ihres perfönlichen Standes wegen von ber Klaffen: 
feuer befreiten Geiftlihen und Schullehrer, zu welchen legteren bie jübifchen Lehrer 
alfo nicht zu zählen, klaſſenſteuerpflichtig find, wenn fie, außer dem Eintommen aus ih: 
ren geiftlihen und Schuläintern, noch fonftiges Einkommen beziehen ıc, 
(B. M. Bl. 1842. ©. 289.) in 


e) Die vorfiehend in Bezug genommene Citk. Verf. ded Fin. Min. un 
des Min. der G., U. und Med. Ang. (Gr. Alvendleben, Eichhorn) v. 


30. Dec. 1841 an ſämmtliche K. Reg. lautet : 

Es find Zweifel darüber erhoben worben, ob und in welchem Maße die ihres perföns 
lihen Standes wegen von der Klaffenfteuer befreieten Beiftlichen und Schullehrer, wenn. 
fie außer dem Einfommen aus ihren geiftlichen und Schulämtern fonftiges Einkommen 
beziehen, zu diefer Steuer heranzuziehen find. 

Wir feben ung veranlaßt, der K. Reg: dieferhalb Folgendes zu eröffnen: 

4) der Beftimmung des $. 2. d. des Klaffenfteuer-G. v. 30. Mai 1820 analog, wirb 
die Befreiung von der Klaffenfteuer der ihres perfönlichen Standes wegen biefer 
Steuer nicht unterliegenden Geiftlihen und Schullehrer nur dann aufgehoben, 
wenn fie felbft, oder die in ihren Haushaltungen lebenden Angehörigen, auf ande— 

.. ven als den Dotal-Grundftüden Landmwirthfchaft oder aber Gewerbe betreiben. 

2) Der Befis von Häufern und Gärten außer den Dienft:Grundftüden, von. Kapitals 
s,, und bemeglihem Vermögen, der Genuß, von Renten, Geld: und Natural: Präfta- 

- tionen, von Einkommen aus anderen Aemtern verpflichtet Geiftlihe und Schulleh: 
rer nicht zur Klaffenfteuer. 

Der: Befis von Grundftüden (ohne Rüdficht auf deren Größe), welche von ben 

Geiſtlichen und Schullehrern, oder von ben in ihren Haushaltungen lebenden An: 

‚gehörigen nicht ſelbſt bewirthſchaftet, alfo z.B. durch Zeitverpacdhtung benugt wer⸗ 

ben, hebt die Klaffenfteuer-Kreiheit gleichfalls nicht auf. | | 

4)’ Die Steuerpflichtigkeit tritt auch dann nicht ein, wenn bie felbftbewirthfchafteten: 

Grundſtuͤcke unerheblich, oder deren Benusung von ber Art ift, daß. der Begriff ei: 
ner felbitftändigen Landwirthſchaft darauf nicht Anwendung findet. Db eine felbft: 
„ıeftandige Landwirthſchaft vorhanden iſt, muß in den einzelnen vorfommenden Zäls 

len, wo darüber Zweifel ftattfinden, nad) den obwaltenden Verhältniffen von den 

N Beranlagungs- Behörden, beziehungsweife der K. Reg., geprüft und feſtge⸗ 

= ftellt werden. Tel 

5) Als Gewerbe, deren Betrieb Geiftlichen und Schullehrern die KlaffenfteuersFreis 

heit a find nur diejenigen anzufehen, von welchen Gewerbefteuer zu ent» 

* ten iſt. * 

6) BR hiernach die Klaffen-Steuerpflichtigkeit eines Geiftlihen und Schullehrers 
feft, fo beitimmt fich das Maß der Steuer nad) ben allgemeinen gefeglichen Veran: 
lagungs:Gruudfägen. Unvereinbar hiermit würbe es fein, wenn bei der Bemeffung 
des Klaffen-Steuerfages fteuerpflichtiger Geiftlihen und Schullehrer das Einkom⸗ 
men aus dem geiftlichen ober Schulamte bei der Beiteuerung unberucdfichtigt bliebe. 

Die K. Reg. wird beauftragt, diefe Beftimmungen durch das Amtsblatt zur öffents 


— 


— 
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lichen Kenntniß zu bringen, und: deren Beachtung Seitens der Klaffenſteuer⸗Veranla⸗ 
gungsbehörden zu überwahen. (B. M. Bl. 1842, S. 35-36.) 


Fünftes Kapitel, j 
Aufbringung der Koften zur Erhaltung der Schule 
| I 


f Allgemeine Borfhriften, 

1) DEU ER. fchreibt Thl. I. Tit. 12. $$. 29—38 vor; 

8.29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, liegt die Un; 
terhaltung der Lehrer den fümmtlichen Hausvätern jedes Orts, ohne Unterfchieb, ob fie, 
Kinder haben, oder nicht, und ohne Unterſchied des Glaubensbefenntniffes ob. 

$. 30. Sind jedoch für die Einwohner verfchiedenen Glaubenshefenntniffes an Einem 
Orte mehrere — Schulen errichtet: ſo iſt jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrers von ſeiner Religionspartei beizutragen verbunden. 

$. 31, Die Beiträge, fie beſtehen nun in Gelde oder Naturalien, müſſen unter bie 
Hausväter nach Verhältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen billig vertbeilt,-und won 
der Gerichtsobrigkeit ausgefchrieben werben. 

$. 32. Gegen Erlegung dieſer Beiträge find alsdann die Kinder ber Kontribuenten 
von Entrihtung eines Schulgeldes für immer frei, 

'$. 33. Gutäherrfhaften auf dem Lande find verpflichtet, ihre Unterthanen, melde 
zur Aufbringung ihres ſchuldigen Beitrages ganz ober zum Theil auf eine Zeitlang un⸗ 
vermögend find, dabei nach Nothdurft zu unterftügen, 

$. 34. Auch die Unterhaltung ber Schulgebäude und Schulmeifter-Wohnungen: muß, 
alö gemeine Laft, von allen, zu einer ſolchen Schule gewiefenen Einwohnern ohne Uns 
terſchied getragen werden. | 

$. 35. Doc tigt das Mitglied einer fremden zugefchlagenen Gemeinde zur Unterhals 
tung der Gebäude nur halb fo viel bei, als ein Einwohner von gleicyer Mlaffe an dem 
Drte, wo die Schule befindlich ift. 

$. 36. Bei Bauen und Reparaturen ber Schulgebäude müſſen die Magifträte in den 
Städten, und die Gutsherrfchaften auf dem Lande, die auf dem Gute oder Kämmerei⸗ 
eigenthume, wo die Schule ſich befindet, gewachfenen oder gewonnenen Materialien, fo 
er feibige hinreichend vorhanden, und zum Baue nothwendig find, unentgelblich ver⸗ 
abfolgen. 

$. 37. Wo das Schulhaus zugleich die Küfterwohnung ift, muß in ber Regel bie Un= 
— deſſelben auf eben dieſe Art, wie bei Pfarrbauen vorgeſchrieben iſt, he— 

orgt werden. 

$. 38. Doch kann kein Mitglied der Gemeinde, wegen Verſchiedenheit des Religions: 
bekenntniſſes, dem Beitrage zur Unterhaltung ſolcher Gebäude ſich entziehen. 

2) In Betreff der franzöſiſchen Gefehgebung fiche unten das R. v. 
18. Mai 1840. 

3) Diefen allgemeinen Borfchriften a iſt man, davon aus 
gehend, daß die jüdifche Religionsgefelfhaft eine Privat: Gefellfhaft 
fei und daß ſich demgemäß der Staat nicht um die Art zu kümmern 
habe, mie die Koſten zu deren Unterhaltung aufzubringen, dies viel— 
mehr ald eine reine Privatangelegenheit zu betrachten !), — zu der unrichtis 
* Konſequenz gekommen, daß nun auch die jüdiſchen Schulen als Privatan⸗ 

alten zu betrachten und es den Mitgliedern der jüdiſchen Gemeinden ledig— 
lich zu überlaſſen, in welcher Art fie die Koſten zur Unterhaltung dieſer 
Schulen aufbringen wollen. Diefe Folgerung ift nur aus einer Vermechfe- 
lung der Kirche mit der Schule zu erklären, die aber in der vorliegenden 
Beziehung gar nichts gemein haben. Der Preußifche Staat giebt Glau: 
bensfreiheit, aber nicht Unwiſſenheitsfreiheit; er duldet die jüdiſche Religion, 
erſtreckt aber auch auf die Juden den Schulzwang. Hieraus allein ergiebt 
ſich hinreichend, daß es in allen den Fällen, wo jüdiſche Schulen nach dem 
allgemeinen Staatsorganismus geboten find — 2. R. II. 12. 8. 302), — 


I) Vergl. hierüber oben Abſchn. X. Kap. I. sub HI. D, CC, 
2) S. sub 1, 
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es auch lediglich Sache ber Staatsverwaltung ift, ganz wie bei den chriſtli⸗ 
chen Schulen, bie nöthigen Anordnungen zur Herbeifchaffung der Geldmittel 
zu treffen und dies nicht von bem Belieben der einzelnen Gemeindeglieder ab» 
hängig zu machen. | 

Dem entgegen ſprechen fich insbe-fondere die R. v. 3. Nov. 1820, 
22. Sept. 1827 und 4. Sept. 1835 aus; (&, über deren Werth oben 
Kap. I. sub 1. 1—3. S. 159 und die bafelbft gegebene Einleitung) fo wie 
bie sub II. 1—3 folgende R., welche insbeſondere dem $. 14 des Ed. v. 
11. März; 1812 zuwider, die Suden ald foldye, mit befonderen Abgaben bes 
legen. Daaegen haben die sub III. gegebenen neueren R. v. 24. März 1838 
und 18. Mai 1840 das richtigere Prinzip theilweife, d. h. für Territorien, 
wo franzöfifches Recht gegolten, anerkannt, nachdem die V. v. 1. Juni 
1833 für dad Großherzogthum Pofen, deffen geiftig zurückſtehenden Juden 
——— keine größere Rechte verliehen werden ſollten, als den übrigen 
Juden des Preuß. Staates, — im 8. 10 die jüdiſchen Schulen ausdrücklich 
für öffentliche anerkannt, welche Eigenſchaft ihnen die oben bezeichneten 
R. abſprechen. 


U. 
Beiträge ber ads zu den chriſtlichen Elementar- Schulen, 
1) R. des K. Min. der G., U. ꝛc. Ang., Unterrichts; Abthl. (0, Kamp) 
v. 22. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Danzig. Kommunal»-Beiträge dee 


Judengemeinden zu den Ortsſchulen. 

Wenn die K. Reg: indem, wegen Berichtigung der Gehalts⸗Nückſtaͤnde der Stadt⸗ 
ſchullehrer zu Stargarbt unterm 31. v. M. erftatteten Ber. unter andern ermähnt, daß 
die Zubengemeindbe dafelbit in Folge ber Errichtung. einer eigenen Schuie von den Bei— 
trägen für die ſtaͤdtiſche Schule entbunden feis. fo muß das Min, vorausfegen, daß babei 
nur vom Schulgelde die Rede fei. Diefes kann allerdings: jebergeit nur von ben El⸗ 
tern bee wirklich die Stadtſchule befuchenden Kinder gefordert werben, und fällt bei des 
nen weg, bie nach der ihnen freiftehenden Wahl ihre Kinder im Haufe, oder in irgend 
einer andern: Schule, unterrichten laſſen. Anders hingegen verhält ed fich mit den Kom⸗ 
munalsBeiträgen für die Ortöfchulen, welche in angelung ober bei eintretenden 
Unzulänglichkeit des: andermeitigen Schul:Eintommens, namentlich auch bes Schulgel- 
des, ber Vorfchrift 85, 29. seg; Th. I, it. 12, des A. 2. R. gemäß, don den Hausvaͤ⸗ 
term des Orts inihrer Eigenfchaft als Mitglieder ber Kommune, und: mirhin ohne Rück 
fit auf wirkliche Benugung der Schule, geleifbet werben müffen. Bon ber Vexpflich⸗ 
tung zu biefen Beiträgen für die Stadt-Schule fönnen die jüdiſchen Einwohner niemala 
befreit werben, da fie als eine bioß gebildete Sekte keine befonbere öffentliche Schule 
für ſich errichten können, im dem einzigen Kalle einer. Mobifitation: der Kommunalpflicht 
durch das Religions: Berhältniß aber,. deſſen der $. 30. Ivca cit. erwähnt, ausdrücklich 
gemeine, d. bs Öffentliche Schulen für die verfchiedenen Glaubenspartheien vors 
ausgefest werden. In fofern ‚hiervon im vorliegenden Falle abgewichen fein follte, hat 
die K. Reg. diefechalb Remedur zu treffen. (Ann. XI, ©, 676.) 

2) R. des Min. der G, U, und Med. Ang, (v. Altenflein) v. 28. Jan, 
18238 an die K. Reg. zu Pofen (bisher ungedrudt). 

Aus dem Berichte der ıc. v, 13. v. M. das jübifche Schulweſen in N. N. betr, geht in 
Verbindung mit der bemfelben zum Grunde liegenden Vorftellung der Xelteften der Zus 
denſchaft zu N. N. v. 30. Aug. v. J. nicht deutlidy genug hervor, aus welchen Gründen 
und in welcher Art die Xelteften eine veränderte Einrichtung ihres Schulmefens wuͤnſchen 

Rach den ©. fteht bekanntlich feft, daß die von jüdifchen Gemeinden als nur gebuldes 
ten Religions⸗Geſellſchaften eingerichteten Schulen niemals andere als die Rechte von 
Privatfhulen in: Anfprudy nehmen koͤnnen, daß aber die Benusung oder Einrichtung 
und Unterhaltung von Privatfehulen niemanden, weß Glaubens er auch fei, von dem 
verhältnigmäßigen feften Beittage für die öffentlichen Kommunal-Schulen befreit, 

Berlangen demnad) die Aelteften der Judenfchaft zu N. N. die Einrichtung einer eiges 
nen öffentlichen Schule für ihre Gemeinde, fo fann ihnen hierin auf keine Weiſe ges 
willfahrt werden und eben fo wenig ift es ber allgemeinen Regel zufolge ftatthaft, daß 
fie um eine eigene Privatſchule auf Rechnung der Gemeinde errichten zu Bönnen, von ben 
allgemein auf alle Orts⸗Einwohner zu vertheilenden feften Beiträgen zur Erhaltung 
der öffentlichen Kommunal⸗ Schule dispenfirt werden, Die Bedingungen zur Errichtung 


- 
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einer Zübifchen Gemeinde-Schule müffen von den über fie wie über alle Privatſchulen 
Aufſicht führenden Behörden vielmehr dahin geftelll werben, daß die Jüdiſche Gemeinde 
durch Eontraktmäßige Uebereinkunft ihrer Mitglieder einerfeits unter fi und anderer: 
feits mit den anzuftellenden Lehrern die Aufbringung und tefp. Verwendung ber bazu er» 
forderlichen Koften fihern und zwar ganz unabhängig von den außerdem zu entrichten⸗ 
den geieglichen Beiträgen für bie öffentliche Ortsfchule, Iſt dies gefchehen und quali= 
ficiet fi ferner die ordnungsmäßige Einrichtung der Schule und die Perfon der für die 
felbe von der Züdifchen Gemeinde vocirten Lehrer zur Konzeffionirung, fo barf diefe von 
ber betr. Behörde nicht verweigert werben. — 


Wenn aber bie Juͤdiſche Gemeinde zu N. N. aus Privat-Mitteln ſolchergeſtalt ihr 
Schulweſen zu organiſiren nicht im Stande iſt; fo fragt es ſich zuvörderſt, ob bie be— 
ſtehenden Jüdiſchen Privatſchulen daſelbſt, deren Unternehmer doch auch konzeſſionirt 
jein müffen, ihr mit Grunde nicht genügen, entweder, weil fie ven vorfchriftömäßig an 

en Elementar-Unterricht zu machenden Korderungen nicht entfprechen ober weil fie zur 
Aufnahme fammtlicher Thulfähigen Kinder, während diefelben aud in ber Ortsfchule 
picht untergebracht werben können, nicht ausreichen. 


Im erfteren Falle hat die zc. ex officio darin Remebur zu treffen; ber zweite Fall 
aber muß, in fofern er die Ortöfchule, d. i. die öffentliche Kommunal:Schule angeht, 
einer forgfältigen Prüfung unterzogen. und event. zu einer fchleunigen Xbhülfe darin 
vorgeſchritten werben. | Ä Sag, ci, 

Denn orbnungsmäßig ſoll jede Öffentliche Kommunal:Schule dem Bebürfniffe ſaͤmmt⸗ 
liher Orts-Einwohner pe” enügen und e3 iſt namentlich durchaus ungeſetzlich, 
wenn etwa, weil die öffentliche * zur Aufnahme aller eg Kinder nicht 
ausreicht, die Kinder Züdifcher Eltern hierbei den Kindern chriftlicher Eltern audy nur 
im mindeften nachgeftellt werden. Ih 

Nun läßt fi in allen gewöhnlichen Fällen nicht erwarten, daß die Erweiterung einer 
für das allgemeine — des Orts nicht ausreichenden Schule mit mehreren Schwie⸗ 
rigfeiten und namentlich Koften verknüpft fein werde, als die Anlegung einer zweiten 
ganz befonderen Schule; denn vereinigte Mittel erleichtern in der Regel die Erreichung 
des 3weds. Es darf deswegen, felbit wenn: ſämmlliche Orts:Einwohner darin ein Ab— 
tommen mit einander treffen wollten, auch eine hiernach freiwillige Erennung etwa ber 
Juͤdiſchen Einwohner von den riftlichen, damit jeder Theil feine öffentlichen Schulbei⸗ 
träge zur Errichtung und Erhaltung einer abgefonderten reſp. öffentlihen und Privats 
Schule verwende, in allen gewöhnlichen Källen nicht genehmigt und es muß alfo in dem 
vorliegenden Falle, ehe an mweitere Maßregeln irgend gedacht werben kann, alles ange— 
wendet werben, die Stabtfchule — * ſämmtlicher ſchulfaͤhigen Kinder in geeig⸗ 
neten Stand zu ſetzen. Die hierzu noͤthigen Mittel dürfen jedoch keineswegs, wie bie ⁊tc. 
meint, den Juͤdiſchen Einwohnern von N. N. mehr zur Laſt fallen, als den chriſtlichen, 
ſondern ſind lediglich durch eine allgemeine verhaͤltnißmaͤßige Vertheilung unter ſaͤmmt⸗ 
liche Orts-Einwohner nad ihrem Vermögen aufzubringen. Dagegen verſteht ſich aber 
auch wiederum von felbft, daß in dem Lehrplan ber öffentlichen Kommunalfchule keines⸗ 
weges der Juͤdiſche Religions-Unterricht mit eingefchloffen und hierzu ein oͤffentlicher 
Züdifcher Religionslehrer angeftellt: werden kann, da der jüdifche Religions-Unterricht 
unter feiner Beringung Gegenftand des öffentlichen Unterrichts ift, fondern. alleim ber 
Privat-Veranftaltung der dabei Intereffirten Überlaffen bleibt. er 

Sollte fich inzwifchen bei genauer Prüfung ergeben, daß die nöthige Erweiterung der 
öffentlichen Schule zu N. N. nach den drtlichen Verhältniffen für jest wirklich unmoͤg⸗ 
lich, namentlid etwa nur durch einen die Kräfte der Orts: Kommune offenbar überfteis 
genden Aufwand erreichbar wäre und daß bie wirkliche Ausfchließung der Züdifchen Kin⸗ 
der zur Zeit als allein ausführbares Auskunftsmittel übrig bleibe, fo ift dies ber einzige 
Fall, für welchen ausnahmsweiſe gejtattet werden kann, daß der Züdifchen Gemeinde 
gegen Unterwerfung unter jene Ausſchließung die Entrichtung ihrer Beiträge für die öf— 
fentlihe Schule Behufs der Anlegung einer eigenen erlaffen werde. Doch ändert diefe 
nothgedrungene Mafregel weder den Charakter ber eingurichtenden Züdifchen Schule 
als Privat:Schule, noch darf ſolcher Zuftand des Schulweſens anders, als nur interis 
miſtiſch geduldet werben; es darf vielmehr die Genehmigung dazu nur mit dem aus: 
drüdlihen Vorbehalte ertheilt werden, daß dieſe Einrichtung ſowohl nach den Anträgen 
der Intereffenten als infonderheit nad dem Gutbefinden der Aufſichts-Behoͤrde fofort 
wieder aufgehoben werben kann, wenn die Örtlichen Umftände eine günftigere Geftalt ges 
winnen und es möglich wird die ganze Kommune wieberum in der ordnungsmäßigen 
Weife an die öffentliche Kommunalfchule zu weifen und zu deren Unterhalt zu verpflich« 
ten, weil die Eriftenz und Kortbauer diefer überall bei Leitung der ganzen Angelegenheit 
dag vornehmfte Ziel bleiben muß. Hiernach hat die 2, die Atteſte der ZubenfhaftJzu 
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N. R. auf die Borſtellung v. 30. Aug. v. J. zu beſcheiden und bie erforderlichen Schritte 
zu thun, um die geſetzliche Befriedigung der Judenſchaft baldmoͤglichſt zu bewirken. 
(At. bes Min. der G., U. und Med, Ang. Pofen. Secten ©. 1. Vol. 4.) 


3) R. des K. Min. der G., U. und Med. Ang., Unterrichts-Abtheilung 
(v. Kamptz) v. 30. Juni 1828 an die K. Reg. in Pofen, in derſelben Ans 
gelegenbeit. | | 


Der K. Reg. wirb auf den Ber. v. 22. v. M., das jüdiſche Schulmefen betr., hiers 
durd eröffnet, daß es keinesweges einer neuen geſetzlichen Beftimmung bedarf, um bie 
in ber über diefen Gegenftand erlaffenen Verf. v. 28. Zan. c. ausgeführten Grundfäge 
zu rechtfertigen, und daß eben fo wenig biefelben mit den allegirten frühern Verf. des 
Minifterii, wenn biefe richtig aufgefaßt werben, im Wibderfpruche ftehen. Die Eirk. Verf. 
v.15. Mai 1824 befchäftigt fich in der allegirten Stelle garnicht mit der in dem vorliegenden 
Berichte angeführten gefeglichen Verpflichtung zur Unterhaltung ber Kommunalfchulen, 
fondern mit der davon ganz verfchiedenen Verpflichtung der Eltern, ihren Kindern auf 
irgend einem zweckmaͤßigen Wege den gehörigen Unterricht zu verſchaffen. Zur Erfüls 
lung diefer Verpflichtung können fich die Eltern, fo wie der öffentlichen Schulen eben fo 
auch ber Privatfchulen, der Annahme von Hauslehrern, oder jedes fonftigen, den Zweck 
erfüllenden Mittels bedienen, und daher hat aud die gedachte Verf. bie Verpflichtung 
der jüdifchen Eltern, ihre Kinder in die hriftlichen Schulen zu ſchicken, nur in der Vor: 
ausfesung ausſprechen können, daf fie nicht eigne Schulen ihres Glaubens haben, und 
fi) vorfommenden Falls über ben ftattfindenben ordnungsmäßigen Unterricht ihrer Kin: 
der in denfelben ausmweifen, ohne daß aber durch diefe Gegenüberftellung der Charakter 
aller jüdiſchen Schulen, ald bloßer Privatanftalten, hat tangirt werben können und fols 
len. Eben fo ift auch in der Verf. v. 4. April pr. die Gemeinbefchule, zu deren Errid: 
tung bie jüdifche Gemeinde zu Inomwraclam in Stelle ber früher ordnungswidrig dafelbft 
beftandenen Wintelfchulen angehalten worben, nur im Gegenfage zu ben lestern mit ber 
Benennung einer öffentlihen Schule bezeichnet, Eeinesrveges aber der Kommunal-Schule 
zur Seite geftellt worben. | ——— 

Die Verpflichtung aller derjenigen Eltern aber, die ſich für ben Unterricht ihrer Kin— 
der der häuslichen Information oder einer Privatfchule bedienen, neben dem biesfälligen 
Aufmwande audy die KRommunal-Schulbeiträge unverändert fort gu entrichten, folgt von 
felbft daraus, daß diefe Beiträge Kommunallaft, und gar nicht von den einzelnen Fällen 
wirklicher Benugung der KommunaleSchule abhängig find, wie dies $. 29. Thl. 2, Tit. 
12. des X. L. R. wörtlich ausfpricht, und felbft diejenigen Mitglieber der Kommune, bie 
keine Kinder haben, deffen ungeachtet zu diefen Beiträgen verpflichtet, mit benen nur das 
ftatt derfelben an vielen Kommunal:Schulen noch beibehaltene Schulgeld, als eine aller: 
dings nur bei wirklicher Benutzung ber Schule zu gewährende Leiftung, nicht, verwech⸗ 
felt werden barf. J — 

Von einer Bedrückung der juͤdiſchen Gemeinden durch die Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſatzes kann keinesweges, und noch viel weniger von einer Benachtheiligung derſelben ge= 
gen chriſtliche Kommunal-Mitglieder die Rebe fein. Denn wo die Kommunal-Schule 
nad) dem Syſtem des X. L. R. durch allgemeine Kommunal-Beiträge unterhalten wird, 
ſteht nach $. 32. 1. c. gegen Entrichtung derfelben jedem Kontribuenten bas Recht einer 
übrigens Eoftenfreien Benusung der Schule für den Unterricht feiner. Kinder zu, und es 
kommt alfo nur auf bie jübifhen Eltern felbft an, ſich ftatt des Unterrichts — Kinder 
in eigenen Privatſchulen jenes Rechtes zu bedienen, um dadurch den doppelten Aufwand 
zu vermeiden. Daß in denjenigen feltenen Fällen, wo die Kommunal-Schule nicht alle 
Kinder des Orts aufnehmen, und wegen befonderer Kofalfchwierigkeiten die dazu nöthige 
Ermeiterung berfelben nicht. bewerfftelligt werben fann, ben jüdifchen Gemeinden allen= 
falls durch befonderes Abkommen bie einftweilige Befreiung von den Kommunal⸗Schul⸗ 
Beiträgen Behufs der Beſchaffung des Unterrichts für ihre Kinder in eigenen Privat: 
fchulen nacdhgegeben werben kann, hat das Minifterium bereits in der Verf. v. 28. 
Jan. c. erklärt, wiederholt aber nochmals, daß dergleichen Bewilligung zur Vermeidung 
der fonft unausbleiblichen Unordnung im öffentlichen Schulmefen durchaus nur in wirt 
lic dringenden Nothfällen nur als temporairerNtothbehelf und nur mit diesfälliger aus« 
drüdlicher Belehrung aller Intereffenten, namentlidy auch der unter ſolchen Umftänden 
fidy etablirenden jüdifhen Schullehrer ftattfinden darf. Wo fich die jüdiſchen Kommu— 
nal-Mitglieber außer folhen Fällen, alfo nur aus eigenem Gutbefinden, für ihre Kinder 
eigener Privatfchulen bedienen wollen, können fie es feineswegesunbillig finden, rüdficht: 
li der Kommunal:Schulbeiträge in der nämlichen Weife nad) obigem Grundfage bes 
handelt zu werben, wis bemfelben auch hriftliche Eltern, bie für ihre Kinder aus irgenb 
einem Grunde, ftatt bed Befuches der Kommunal:Schule, einen anderweitigen Unterricht 
wählen, ſich unterwerfen muͤſſen. : (Ann. XI, ©, 418.) 
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IH, 


Beiträge der Eivilgemeinden zur Unterhaltung der füdifhen 
Schulen 


1) R. der Min. d. &., U. u. M. Ang. u. des 3. u.d. Pol. v. 24. März 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


Auf den Ber, der 8. Reg. v. 8. Dit. v. J. die Reklamation der jüdifhen Gemeinde 
in N, gegen die Heranziehung ihrer Mitglicder mit Koftenbeiträgen zu dem bortigen 
neuen Schulbau betreffend, find die unterzeichneten Min. mit ber Verpflichtung ber jübis 
Shen Einwohner zu N, zu den fraglichen Koftenbeiträgen, als einer-Kommunallaft, un: 
ter der Vorausſetzung einnerftanden, daf die Errichtung ber: befondern, am benannten 
Drte beitehenden jüdiſchen Schule, eine auf dem eigenen Befchluffe der jüdiſchen Einwoh- . 
‚ner beruhenbes Unternehmen, und die chriſtliche Ortsfchule als öffentliche Unterrihtsan- 
alt ebenfalls für die jübifchen Glaubensgenoffen noch mit beftimmt ift. Wäre hingegen 
. bie Anordnung ber jüdifhen Schule, ala einen ebenfalls offentlichen Anſtalt des Ortes, 
von ber K. Reg. ſelbſt, unter Abfonderung dew jüdischen Einwohner zu einer befenderen 
Schulgemeinde ausgegangen, wozu übrigens im vorliegenden’ Kalle. bie-örtlihen Um: 
fände richtiger Weife, namentlich in Betracht der von ber K. Reg. erwähnten gerin 
Zahl der jüdifchen Kamikien, nicht ſcheinen angethan gewefen zu fein, fo würden der jübi: 
ſchen Gemeinde die Beftimmungen bes A. 2. R. Thl. IT. Zit. 12. $$. 30. und 34 zu 
Statten fommen, wonach bei Exiſtenz mehrerer gemeiner Schulen für bie Einwohner 
verfchiedenen Glaxbensbefenntniffes an einem Orte jeder Einwohner nur zur Unterhals 
tung ber Schule feiner Religionspartei beizutragen hat. In dieſem Fall müſſen daher 
die jüdiſchen Einwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der chriſtlichen Schule 
bis dabin befreit bleiben, wo fie durch die, nach Anzeige der K. Reg. im Werke befind: 
liche Wieberaufhebung ihrer Schule in. den allgemeinen Schulverband bes Ortes werben 
zurüdgetreten fein, (Ann, Bd. 22. ©. 111.) 


2) R. der Min. der G. U. u. Med. Ang. u. ded 3. u. d. Pol. (v. Alten: 
ftein, v. Rochow) v. 18. Mai 1840 an die K. Reg. zu Koblenz. 
63* ——— Min. können ſich, wie der K. Reg. auf ben Bericht. n. 4. v. M. 
nlage a.), 
betreffend die Verpflichtung ber Givilgemeinden, zur Unterhaltung ber jübifchen 
Schulgemeinden beizutragen, 
hierdurch eröffnet wird, mit den im Berichte entwidelten Anfichten nur einverſtanden er: 
klären. Was insbefonbere die jüdische Schule in Gemünden betrifft, fo beaniprucht bie- 
felbe mit Recht eine Unterftüsung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleihe Rechte 
mit den hriftlichen Schulen des Ortes, da fie nach dem Berichte der K. Reg. als eine 
öffentliche betrachtet werben muß, in fofern fie lediglich im Intereffe der beiden riftlichen 
Schulen, welde zur Aufnahme der jüdifchen Kinder nicht den erforderlichen Raum dar: 
bieten, alö ausichlieglid, juͤdiſche Schule organifixt iſt. 


8 


Der Vorfteher der jübifchen Gemeinde zu Gemünden, W., ift bei uns mit dem Geſuche 
eingelommen, einen verhältnigmäßigen Theil dev Beſoldung bes jüdischen Schullehrers 
auf: die dortige Gemeindekaſſe zu legen, und fucht dabei den Umflanb geltend: zn machen, 
daß die Zuben gleich wie die Chriften Staatsbürger feien und als ſolche gleihe Staats: 
und Kommunallaften zu tragen hätten. 

Da die Gemeinden, in weldyen fich befondere jüdiſche Schulen befinden, bisher zu den 
Unterbaltungstoften derfelben nichts beigetragen haben, fo fcheint eö uns von ber einen 
Seite bedenklich, dem Gefuche des 2c.R. zu willfahren, von der anderen. Seite aber hart, 
die Juden von den gleichen Rechten auszufrhließen, wo fie aleiche Pflichten Haben, Wir 
fehen uns daher veranlaßt, Ew. Exe. um hochgeneigte Entſcheidung der vorliegenden 
Frage ehrerbietiaft zu bitten, und erlauben uns dabei auf'folgende Berhältniffe ganz ges 
horſamſt aufmerkfam zu machen. 

Die Juden haben auf dem linken mt geſetzlich alle Rechte der chriftlichen Eins 
wohner und unterliegen lediglich den Beſchränkungen bes Kaiferl. Dekrets v. 17. März 
41808, welche ſich jedocd; nur auf Niederlaffung in andern Devartementsd und auf Gegen= 
ftände des Handels beziehen. In religiöfer Hinſicht ftehen fie unter einem in Bonn res 
fidirenden fogenannten Konſiſtorium. In Hinficht ihrer Schulen find fie nad der Franz 
zöfifchen- Gefesgcbung den Chriſten gleichgehalten, indem dieſe keine Konfeſſionsſchulen 
Eennt, fondern nur gemeinfchaftlihe Elementarfhulen, ohne Rüdficht auf 


fi 
Konfeffion und ohne Einfluß dev Geiſtlichkeit auf dieſelben. Faktiſch hat ſich — — 
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wenigftens in den Rheindepartements — die Sache ganz anders geftellt, indem fortwähs 
rend Konfeffionsfchulen beftanden haben. 

Die Beichränfungen der Juden nach Preußifchen Staatsprinzipien beftehen blog darin, 
daß fie kein Amt befleiden koͤnnen, und obne fpezielle Erlaubniß nicht in andern Provins 
zen und Diftrikten, wo eine abweichende Geſetzgebung gilt, überziehen dürfen. Es bürfte 
baber bie Krage, ob fie gleiche Berechtigung mit den Ghriften an den Gemeindelaffen 
haben, im Allgemeinen zu bejaben fein. In Beziehung auf die Beifteuer zu ben Schul: 
laften find indeffen drei Källe zu unterfcheiben: 

4) Es fteht den Juden frei, ihre fhulpflichtigen Kinder in bie hriftlihen Schulen zu 

ſchicken, und fie tbun es auch. In diefem Kalle zahlen fie Schulgeld in aleichem 
Maße, wie die chriftlichen Eltern, und ihre armen Kinder werben behandelt, wie 
die Rinder armer Ghriften. 
&8 ſteht ihnen frei, ihre Kinder in chriftliche Schulen zu ſchicken; fie thun es aber 
nicht, fondern ziehen es vor, einen eigenen Lehrer zu halten, Im biefem Kalle 
können fie unferes Bedünkens Keinen Anſpruch an die Gemeindefaffe, weder zur Uns: 
terhaltung des Lehrers, noch zur Zahlung des Schulgeldes für arme Kinder machen, 
Sie find alddann in aleichem Falle mit hriftlihen Eltern, welche ihren Kindern 
Hausunterricht ertheilen laffen, ohne von der Kommune dazu eine Unterftügung zu 
erhalten. 

3) Sie find bereit, ihre Rinder ben chriftlichen Schulen des Orts zu übergeben, biefe 
können fie aber aus Mangel an Raum, oder wegen zu großer Anzahl chriftlicher 
Kinder nicht aufnehmen. In diefem Kalle ift unſers Erachtens die betreffende Ge— 
meinde verpflichtet, ihnen zur Unterhaltung einer eigenen Schule, ba fie biefelbe zu 
errichten gezwungen find, nach Verhältniß der Bevölkerung, gleiche Rechte mit ben 
hriftlichen Konfeffionen, und folglich gleiche Anfprüche auf verhältnigmäßige Unter: 
flüsung aus Kommunalmitteln angebeihen zu laffen. 

Das lestere findet in Gemünden Statt, da weber die evangelifche noch die Eatholifche 
Schule Raum für die ziemlich zahlreichen Zubentinder hat. Es befinden fi) in Gemüns 
den 22 jüdifche Kamilienväter. 

Schließlich erlauben wir uns nod) die gehorfamfte Bemerkung, daß Gemünden in un: 
ferem Berwaltunasbezirke wohl bis jest die einzige jübifche Gemeinde fein dürfte, bei 
welcher das unter Nr. 3 angegebene Berhältniß flattfindet. 


Koblenz, den 1. Febr. 1840. 
Die Regierung, Abtheilung des Innern. 
An die 8. Hohen Min. der G. u. U. Ang. u. d. Inn, u. d. Pol, in Berlin. 
(B. M. Bl. 1840. ©. 97.) 
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Sechſtes Kapitel. 
Das jüdiſche Schulweſen im Großherzogthum Poſen. 


Das jüdiſche Schulweſen im Großherzogthume Poſen iſt durch die V. v. 
1. Juni 1833 gleichfalls geordnet worden. Die betr. Vorſchriften bereits hier 
mitgetheilt und in dem dad Großherzoathum Pofen betreffenden Abſchnitte 
hierher zurückverwieſen, Damit das im Wefentlichen für den ganzen Staat 
übereinflimmenbde jüdifche Schulweſen an einem Orte dargeftellt werbe. 


1) Die 88: 9—13 der V. v. 1. Suni 1833 beftimmen: 

8. 9. Die jüdiſchen Korporationen und inöbefonbere ihre Verwaltungsbehörben find 
verpflichtet, dafür zu forgen, daß es keinem fchulfähigen Kinde — vom Tten bis zum zus 
rüdgelegten 14ten Lebensjahre — an dem gehörigen Schulunterrichte fehle. Sie find 
dafür verantwortlich, daß alle Kinder, mithin ſowohl Knaben ald Mädchen, in diefem 
Alter bie öffentlichen Schulen vorſchriftsmäßig befuchen, und zugleich verbunden, ganz 
bürftigen Kindern die nöthigen Kleidungsſtuͤcke, das Schulgeld und die fonftigen Schuls 
bebürfniffe aus dem etwa dafür beftehenden befondern Fonds, in deren Ermangelung 
aber aus bem Korporationd: Vermögen zu gewähren. 

$. 10. Unter öffentlichen Schulen werden fowohl die chriftlichen, als die mit Genehmi⸗ 
gung des Staats nad) einem beftimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollftändig 
qualifizirten und durch die Regierung beftätigten jüdifchen Lehrern befesten jübifchen 
Schulen verftanden. Jedoch kann der Privat:Unterricht der Kinder, mit ausdrüdlichen 
Genehmigung ber Regierung, den Eltern ausnahmsweiſe geftattet werben. 

6. 11. Für den befonderen Religionsunterricht der jübdifchen Kinder zu forgen bleibt 
jeber Gemeinde vorbehalten, Jedoch follen quch als Religionslehrer nur fotdhe Perſo⸗ 
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nen zugelaffen werben, welche zur Ausübung eines. Lehramts vom Staate die Erlaub: 
niß erhalten haben. ” BRD 2: 
; * Fi Die Lehrſprache beim öffentlichen Unterrichte in den jüdiſchen Schulen ift bie 
eutfche. 
8,13. Nach vollendeter Schulbildung der jübifchen Knaben haben die Verwaltungs— 
Behörden der Korporationen dafür zu forgen und find dafür verantwortlich, daß jeder 
Knabe irgend ein nügliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranftal= 
ten einem hoͤhern Beruf widme, und daß keiner berfelben zu. einem. Handel’ ober Ge— 
werböbetrieb im Umherziehen gebraucht. werde, Diefer Verbindlichkeit follen fie durch 
bie mit den Vätern oder Vormuͤndern zu treffenden Verabredungen zu genügen fuchenz 
wenn aber durch diefe der Zweck nicht zu erreichen-ift, fo haben fie fi” an den Kreis— 
Landrath zu wenden, welcher die Väter ober Vormünder (legtere umterVernehmung mit 
ber obervormundfchaftlichen Behörde) anhalten foll, die Knaben einer Wiffenfhaft oder 
Kunft, oder dem Landbau, oder einer nüglichen Handarbeit, oder der Kabrifation, oder 
einem beftimmten Handwerke, oder dem Handel, von feften Verkaufsplägen aus, zu be= 
ſtimmen. (G. ©. 1833. ©. 67) | et 


2) Inftr. des K. Ober-Präſidii zu Pofen v. 14. Jan. 1834. Art. 14 15. 


‚ Art. 14. Oeffentlicher Jugend-Unterricht. Nach gefchehener amtlicher Ein— 
fegung der Gemeinde-Vorſteher find diefelben anzuhalten, Kiften über bie vorhandenen 
ſchulpflichtigen Kinder ($. 9 des Gef.) anzulegen und fortlaufend zu führen, die Eltern 
aufzufordern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu ſchicken und Abfchriften jener Liſten 
den betreffenden Schullehrern mitzutheilen, Die Schullehrer haben dir ausbleibenden 
Kinder in ihre Schul: Verfäumniß:tiften aufzunehmen und diefe in den gewöhnlichen 
Terminen der Orts-Polizeibehoͤrde zu übergeben, damit gegen diejenigen Eltern, deren 
Kinder die Schule ohne gehörige Entfhuldigungsgründe verfäumen, die im Allgemeinen 
feftitehenden Strafen vollftredt werben. ie 

Um aber den Schulbefuch der jüdifchen Kinder ganz befonders zu Eontrolliren und zu 
befördern, werben die Kreis:Landräthe zu verpflichten fein, diefem Gegenftande-eine vor: 
züglicht Aufmerkfamkeit zu, widmen und der Regierung periodifd die Schul-Verſaͤumniß⸗ 
und Straf-Tiften Hinfichts der jüdifchen Kinder einzureichen. : x 

Die Kinder armer Eltern find als folhe von den Vorftehern den Schullehrern befon= 
ders zu bezeichnen und die letztern haben ſich mit den Vorftehern in fortbauernder Ver: 
bindung zu erhalten, damit die erforderliche Unterftügung an Schulgeld, Bekleidung und 
an anderem Schulbedarf pünktlich gewährt werde. In Fällen, wo diefem Verlangen der 
Schullehrer nicht Folge geleiftet wird, haben bie legtern ber betreffenden Polizeibehörbe 
davon Anzeige zu machen, welche alsdann berechtigt ift, mit polizeilichen Zwangsmaß: 
regeln gegen die Vorfteher refp. gegen die Eltern: einzufchreiten. 

Die Regierungen werden eine Revifion des ifraelitifhen Schulwefens in allen Zheilen 
vornehmen, und die Bollziehung der obigen Vorfhriften von Zeit zu3eit- durch die Kreis: 
Landräthe, Schul:Inipektoren und die auf amtlichen Bereifungen befindlichen Departe: 
ments⸗Räthe kontrolliren laſſen. ter 3 
Art. 15. (Entlaffung aus dem oͤffentlichen Unterrichte unter ber Be 
dingung der Wahl eines erlaubten Erwerbszweiges.) Bei den Schulen 
ift ein gleichmäßiger periodifcher, am beften balbjähriger, Prüfunastermin, zur eventuellen 
Entläflung der, während des jedesmaligen Zeitabfchnittes, in das normalmäßige Alter— 
das zurückgelegte 14te Jahr ($. 9 des Gef.) — ygetretenen Schulkinder feftzufegen, und 
mit vorbehaltener Befugniß der Orts:Schulbehörde, nach ihrem billigen Ermeſſen bei 
motivirenden, befondern Umftänden und vorauszufehender wirklicher Reife des betreffen: 
den Schulkindes, die Zulaffung zur Prüfung aud) für ſolche Rinder, welche das vierzehn: 
—* ben in dem nächſtfolgenden Zeitabfchnitte erreihen, auf Anfuchen ihrer Eltern 
nachzugeben. 

Die Prüfung wird vor dem Schul:Inipektor des Kreifes, ober nach Erforberniß ber 
Lokalität von einem von der Regierung anderweitig aus den Geiftlichen des Orts oder 
der Nachbarſchaft zu beſtimmenden Kommiffarius abgehalten, deſſen pflichtmäßiges Be— 
finden hiernaͤchſt daruͤber entfcheidet, welchen Kindern, als genügend unterrichtet, die Ent= 
laffung zu bewilligen, ober bei welchen eine noch fernere Kortfesung des Schulunterrichts, 
Behufs Erfüllung der obigen Gefeges:BVorfchriften, für nothmwendig zu eradıten ift. Die 
lestern, bei eigentlich reifem Altern nody ungenügend unterrichtet befundenen Kinder find 
bis zum Nachweife ihrer befferen Befähigung in einem anderweiten Prüfungstermine, 
unter jederzeit geichärfte Aufmerkfamkeit des Lehrers für ihren Unterricht und der. Orts⸗ 
Schulbehörde über die regelmäßige Anhaltung zum Schulbefuche zu ftellen. ud 

Die im jedesmaligen Pruͤfungstermine als geeignet zur Entlaſſung befundenen Kinder 
werben dem Ortsvorſtande, Behufs der Feſtſtellung ihrer bürgerlichen weitern. Beſtim⸗ 
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mung und zur eventuellen Ertheilung eines Zeugniſſes uͤber ihre ordnungsmaͤßige Ent⸗ 
laſſung aus dem Schulunterrichte, überwieſen. Sie werden jedoch nicht eher aus den 
Liſten der ſchulpflichtigen Kinder geſtrichen und find mithin nicht eher von den Bes 
ſtimmungen der Art. 14 befreit, als bis die Schulabgangszeugniſſe ertheilt worden ſind. 
Die Vorſteher haben zu dieſem Ende die betreffenden Individuen und deren Eltern und 
Bormünder vor ſich kommen zu laſſen und gemeinſchaftlich mit ihnen feſtzuſtellen, wel⸗ 
chen erlaubten Broderwerb die erftern nunmehr zu ergreifen haben. 
(Akten bes Min. d. ©, U. u. M. Ang. Pofen, Sekten. ©. 1. Vol, I.) 
3) R. des K. Min. der G., U. u. M. Ang. an dad Provinzial Schuls 


Kollegium zu Pofen v. 10. Zuli 1837. Ä 

Auf den von bem K. Provinzial-Schul-Kollegio an das unterzeichnete und das K. 
Min. des 3. u. der Pol. gerichteten, von — zur reſſortmaͤßigen alleinigen Vers 
fügung hierher abgegebenen Bericht v. 24. Dec, v. 3., betr. die Beauffichtigung der 
jüdiihen Schulen in der dortigen Provinz durch die hriftlichen Geiftlichen, findet das 
unterzeichnete Min. gegen das von ber dortigen K. Rez. beobachtete Verfahren in fo: 
weit nichts zu erinnern, als es einen Grund der Billigkeit allerdings für fich hat, ben 
chriſtlichen Pfarrern eine möglichjte Vermittelung angemeffener Remuneration für die 
Beauffichtigung jüdifher Schulen, befonders bei einer dadurch entftehenden erheblichen 
Vermehrung ihrer Mühmaltungen in den von einer ftärkeren Zahl jüdifcher Familien 
bewohnten Dertern angedeihen zu laffen, in welchem lesteren Falle alsdann auch die 
Aufbringung der Remuneration von Seiten der jüdifhen Schul-Sozictät die wenigfte 
Schwierigkeit findet, in unbedingter diesfälliger Anſpruch läßt fich aber den Geift- 
lichen nicht einräumen, vielmehr wird außer den vorbemerkten Fällen einer befonderen 
Billigkeits-Rückſicht das Beaufjihtigungsgefhätt von ihren in gleicher Art, wie ver: 
faffungsmäßig bei den chriſtlichen Schulen und unter gleichen Bedingungen rüdfichtlich 
der diesfälligen Gebührenberechtigung zu übernehmen fein. 

Min. der ©. ıc. Ang. 


‚(Akten des Min. db. G., U. u. M. Ang. Poſen. Sekten. ©. 1. Vol. II.) 

4. Cirk. der K. Reg. zu Pofen an fämmtl. Landräthe v. 16. San. 1838. 

In ber Anlage a. überfenden wir Ew. die Inftr, für die Graminatoren der jübifchen 
Kinder, welde die Schule verlaffen und in das Berufsleben übertreten mollen, mit 
dem XAuftrage: jeden Eraminator und jede jüdifche Schule Ihres Kreifes mit einem 
Eremplar zu: betheilen und bie übrig bleibenden Eremplare bei Ihren Akten zu behalten: 

Zugleich fordern wir Sie auf, nicht nur darauf zu fehen, daß der gedachten Inſtr. 
überall genau nadıgelebt werde, fondern aud) Nun ai darüber zu wachen, daß fein -' 
jüdifches Schulkind ohne ein Zeugniß der erlangten Reife die Schule verlaffe, und bie 
bawider handelnden Bäter und refp. Vormünder zur Unterfuchung zu ziehen, und uns 
zur Beftrafung anzuzeigen. | 

Poſen, den 16. Januar 1838, Königl, Regierung. - 


Anlage a. 


Nachdem nunmehr an allen ben Orten, wo fich jüdifche Gemeinden finden, Craminas 
toren für die jüdifchen Kinder beiderlei Geſchlechts, welche die Schule verlaffen und. in 
das Berufsleben übertreten wollen, beftellt worden find, ordnen wir über die Bedingun- 
gen, unter welchen die Entlafjung der jübifchen Kinder aus dee Schule erfolgen darf, 
und über ihre Prüfung Nachftehendes an: 

$. 1. Der Zweck des Art. 15 der Ober: Präfidial-Inftr, zur Vollziehung ber A. V. 
v. 1. Zuni 1833 in Betr, des Judenweſens in der Provinz Pofen angeordneten Prüfung 
ber jüdifhen Schulkinder, welche nady dem Antrage ihrer Eltern oder Vormuͤnder die 
Schule verlaffen und in das bürgerliche veben übertreten follen, ift zu ermitteln,.ob dieſe 
Kinder diejenige Reife des Verſtandes und die Schulfenntniffe erlangt. haben, die zu 
ihrem bürgerlichen Fortkommen nothwendig jind. Wenn gleich daher nach $. 9 der 
oben genannten allegirten X. V. die Schulpflichtigkeit mit dem zurüdgelegten 14. Jahr 
in der Regel aufhört, fo. kann doch diefe Bejtimmung den Eraminator weder in der 
Weife binden, daß er ein Schulkind von der Entlaffungsprüfung deswegen zurüdweift, 
weit ihm nody etwa 2—3 Monate zu dem 14, Jahr fehlen, indem ausgezeichnete Tas 
lente oder befondere Kamilienverhältniffe eine frühere Entlaffung eines Kindes aus.der 
Schule zuweilen nicht blos rathfam fondern felbit nothwendig machen; noch aud) in ber 
Meile, daß ein Schulkind blos darum weil es das 14. Jahr zuruͤckgelegt hat, für ent: 
laffungsfähig erklärt. wird, indem es nicht auf das Alter und die Dauer des Schulbe- 
ſuchs fondern Tebiglich. darauf abgefehen iſt, daß der Korderung des Gefeges (A. L. R. 
Th. Il. Zit. 12. $. 46.) moͤglichſt vollftändig genügt und der Schulbefuc fo Lange fort> 
geſetzt werde, bis ..ein Kind nad) dem Befunde feines Eraminators bie einem jeden vers 
nünftigen Menſchen feines Standes nothwendigen Kenntniſſe gefaßt hat. 
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. 2. But Prüfung der jüsifchen Kinder beiberlei Geſchlechts, welche die Schuld ders 
laſſen wollen, ftehen nach der oben allegirten Ober-Präfldial-Inftr: v. 14. Tan. 1834 
alljaͤhrlich 2 Zermine feft, von toelchen der eine zwifchen dem 15. und 30; April and ber 
- andere zwifchen dem 15. und 30. Sept. ftattfinven muß. 

Der Bag der Prüfung wird minbeftens 14 Tage vorher don dem Eraminator ange 
feßt und von bemfelben bem Bürgermeifter des Drts, dem Präfes des Korporations- 
Vorftandes und dem jüdischen Scyulvorftande, fo tie den an ber jübifchen Schule ar: 
beitenden Lehrern, ben Leätern mit der Aufgabe befannt gemacht, ihre Schullinder da⸗ 
von zu benadrichtigen und fie aufzufordern, daß fie fich durch ihre Väter oder Bormün- 
der fofort bei dem Lehrer oder wenn mehrere Lehrer bei der Schule angeftellt find, bei 
dem eriten Lehrer derielben zur Prüfung melden. 

Juͤdiſche Familienvater die auf Dörfern wohnen, müffen fi wegen der Entlaffungsprü- 
fung ihrer Kinder und Pflegebefohlenen an den Eraminator in der naͤchſten Stadt wenden, 

$. 3. Acht Zage darauf übergiebt der Lehrer der Schule oder refp. ber erfte von meh⸗ 
reren dem Examinator ein Verzeichniß derjenigen Kinder, welche ſich zur Entlaffungs- 
Prüfung gemeldet haben, nad nachſtehendem Chema: 
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Dieſem Verzeichniß iſt von jedem Kinde ber Geburts- und ber Impfſchein betzufuͤgen. 
Dieſes Verzeichniß und eine Ruͤckſprache mit dem Lehrer wird den Eraminator noch vor 
der Pruͤfung in den Stand ſetzen, zu beſtimmen, ob alle in dem Ver A aufgeführ: 
ten Rinder zur Prüfung zuzulaffen ober welche gleich vorweg abztimeifen find. 

$. 4. Die Prüfung felbft gefchteht ſowohl ſchriftlich als mündlich. Die ſchriftliche 
findet 2 Tage vor der mündlichen unter Aufſicht eines Lehrers ftatt, der fich aber jedes 
Einfluffes auf die Prüfungsarbeiten zu enthalten hat und befteht in der Anfertigung 
eines leichten und kurzen deutfchen Auffases, deflen Thema aus dem Ideenkreiſe ber 
Eraminanden zu nehmen ift, da e& hierbei nur darauf abgefehen fein kann, zu erforfchen, 
ob die Prüflinge die für den bürgerlichen Verkehr nothwendige Schreibfertigkeit erlangt 
haben, von 2?—3 Eremplaren aus verſchiedenen Rechnungsarten, und einer deutfchen 
und lateinifchen kalligraphiſchen und einer Beichenprobe. Die Aufgaben werben von dem 
Sraminator beftimmt und die angefertigten Probearbeiten von ihm aufbewahrt, Bu 
der mündlichen Prüfung verfammeln ſich in dem Schullofal zu ber vom Eraminator bes 
ſtimmten Zeit die $. 2. angegebenen Perfonen. 

Um die Ucberzeugung zu gewinnen, daß die fchriftlichen Probearbeiten ohne fremde 
Hülfe —— find, beginnt die mündliche Prüfung mit einigen ragen über die von 
einem jeden Prüflinge angefertigte ſtyliſtiſche Probearbeit und verbreitet fich dann über 
ſammtliche in der Schule behandelte Unterrichtögegenftänbe, 

In Nachftehendem deuten wir bie Kenntniffe an, welche ein Schulkind erlangt haben 
muß, um für entlafungsfähig erklärt zu werben, 

a) Religionslehre, 

4) Glaubenslehre, Dafein, Eigenfhaften, Vorfehung Gottes, fein Verhaͤltniß zu 
den Menfchen, des Menſchen Beſtimmung, Unfterblichteit, Es ift hierbei vor: 
züglih darauf zu merken, ob diefe Wahrheiten blos mit dem Gedächtniß oder 
auch mit dem Verſtande gefaßt find. 

2) Sittenlehre. Pflichten des Menfchen im Allgemeinen und ganz vornehmlich in 
— beſondern Verhaͤltniſſen und Beziehungen. 

ibliſche Geſchichte des Alten Teſtaments, Geſchichte des juͤdiſchen Worte, 

b) Deutſche Sprache. Wortlehre, Satzlehre — mehr praktiſch als theoretiſch 

e) Deutſches Leſen — richtig, fertig und mit richtiger Betonung. 

dy Gedanken⸗ und Bifferrechnen bis zur Reguladetri mit Brüchen (mit Einſchluß.) 

e) Geographie. Das Allgemeine von der Geftalt und Beſchaffenheit der Erde, ihr 
Verhältniß zur Sonne, ihre zwiefache Bewegung mit ihren Kolgen; Meere, Haupt: 
flüffe, Hauptgebirge, Ueberſichtliche Kenntniß der Länder Europas, und fpeziellere 
des Baterlandes. 

) Geſchichte. Einige vonden wichtigften Begebenheiten. —Dievaterländiiche Geſchichte 

B) Naturlehre. Die allgemeinen Eigenschaften der Koͤrperz die kufterſcheinungen. 

Naturgeſchichte: Beſchreibung ber wichtigſten Hausthiere, ber wichtigften Minera⸗ 
lien. Einige Kenntniß vom menſchlichen Körper und von der Geſundheitslehre. 
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2 Formen: und Raumlehre das Algemeinfte. 
k) Gefang. 

Anmerkung. Wenn ber Unterridt im Gefange, in ber Korm: und Raumlehre, 
im Zeichnen und in ver Geſchichte in der Schule nicht ertheilt worden ift, fo ift von einer 
Prüfung in diefen Unterricdytsgegenftänden, abzuftehen und uneradhtet biefer Mängel das 
Entlaffungszeugniß zu ertheilen. Es muß aber von dem Eraminator darauf hinges 
wirft werden, daß auch diefe Lehrobjekte in den Öffentlichen Unterricht gezogen werden, 
wenn anders ber Lehrer dazu bie erforderliche Befaͤhiaung befißt. 

Die hebräifche Spradye und der Talmud gehören eben fo wenig in den öffentlichen 
Unterriht als in die Entlaffungs: Prüfung. Dagegen muß möglichft Speziell in bie 

| e eingegangen und auf klare Begriffe gebrungen werden. 
ı 4 5; Nachbem nach beendigter Prüfung die Kinder entlaffen find, wirb über den 
Gang ber Srüfung und das Verfahren bei derfelben eine Verhandlung aufgenommen, 
von den Anmwefenden unterfchrieben und von dem Eraminator aufbewahrt. 

$. 6. Um den Eraminatoren bie Anfertigung der Zeugniffe zu erleichtern, legen wir 
sub Lit. A. ein Chema bei, welches gleich während der Prüfung in ben Kolonnen 3—14 
nad) den Reiftungen der Prüflinge in den angegebenen Lektionen mit der Nr. 1, 2 ober 
3 auszufühen ift. (ef: 8. 7.) 

$. 7, Auf Grund diefer Notizen ift gleich nach abgehaltener Prüfung für jeden Prüfs 
ling ein pflichtmaͤßiges Zeugniß Uber die erlangten Schulkenntniffe von dem Eraminator 
allein und zwar nad dem sub Lit. B. beiliegenden Schema auszuftellen, mit dem 
Umtöfiegel zu bekräftigen und nebfl dem Geburts» und Impffcherne (cf. $. 3.) dem 
Magiftrat zuzufertigen. Die Genfuren, mit welchen bie Zeugniffe zu verfehen, find 
nach einer zweifachen Kategorie zu ertheilen. 

a) Ein Zeugniß mit Nro, 1, erhalten diejenigen Schüler, welche in der Prüfung gut, 
: b) Nro. Il. weldye nur nothduͤrftig beftanden haben. 

2 Ohne Zeugniß ab: und zu fortgeſetztem Schulbeſuch angewiefen, werben diejenigen 

Schüler, die eine mangelhafte Ausbildung an den Zag gelegt haben. 

Bir weifen nicht nur die Eraminatoren an, fich nad den obigen Beftimmungen genau 
zu achten, ſondern auch und ganz vornehmlich bie Ortemagifträte, mit aller Strenge 
darauf zu halten, daß die mit Zeugniffen entlaffenen Knaben fofort einen ehrlichen Be⸗ 
zuf ergreifen, bie ohne Zeugniß zurüdgewiefenen Knaben und Mädchen aber die Schule 
ſo lange befuchen, bis fie, wenn auch nad mehrmals wiederholter Prüfung mindeftens 
ein Zeugniß mit Nr. 2 erlangt haben, | ! 

Es iſt unter Beinen Umftänden zu aeftatten, daß ein jüdifches Kind ohne Zeugniß bie 

Schule verläßt. 

































Poſen, ben 16. San, 1838, " Königl. Regierung. 
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No. 
N. RN. ältefter Sohn (jüngſte Tochter) des hiefigen (Kaufmanns) N. N. 14 Jahr alt 
bat, nachdem er die jüdifhe Schule hieſelbſt — Jahre lang (regelmäßig) befucht und 
fi (ftets gut) geführt hat, bei der am (Datum) abgehaltenen Prüfung fo viel Reife 
des Verftandes und fo viel Schulfenntniffe dargethan, daß er mit dem Zeugniß No. 1. 
(1.) gut (nothbürftig) beftanden aus der Schule hiermit entlaffen wird. 
Dr 


t — Datum 
= (Siegel) Unterfchrift des Eraminators. 
(Akt. des Min. d. G., U. u. M. Uno. Poſen. Sekten. ©, 1. Vol, 1.) 
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Zwölfter Abſchnitt. 
Das jüdiſche Armenweſen. 


| 2 SErtnes apiten. 
Die Armenpflege im Allgemeinen, 


1) Die Jüden find in Betreff der Armenpflege lediglich als Mitglieder 
der allgemeinen politifchen Gemeinde zu betrachten, ihre: Armen mithin von 
degterer gleichfalls zu verpflegen. 1) üb En 

Es beftimmt : rn 

a) das A. L. R. Th. U. Tit. 19 in den $$. 1.und 9—16 wie folgt: 


$. 1. Dem Staate kommt es zu, für die Ernährung und Verpflegung, derjenigen 
Bürger zu forgen, die fi) -ihren Unterhalt nicht felbft verfchaffen, und denfelben auch 
von andern Privatperfonen, welche nad) befondern Gefegen dazu verpflichtet. find, nicht 
erhalten können. — 
-$&.9. Privilegirte Korporationen, welche einen beſondern Armenfonds haben, ober 
dergleichen, ihrer Verfaſſung gemäß, durch Beiträge unter ſich aufbringen, find ihre 
unvermögende Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden. 

-$. 10. Auch Stadt: und Dorfgemeinden, müffen für die Ernährung ihrer verarmten 
Mitglieder und Einwohner forgen. F 

5.11; In Anfehung ber ausdrüdlicd aufgenommenen Mitglieder entfteht die Ver- 
bindlichkeit, fobald die Aufnahme wirklich geſchehen iſt. 
8.12. In Anfehung anderer Einwohner hingegen ift nur diejenige Stabt= oder Dorfs 
gemeinde zur Ernährung eines Verarmten verpflichtet, bei welcher derſelbe zu.den ges 
meinen Lajten zulest beigetragen hat. Ä 

$. 13. Nach den Grundfägen (F. 9—12.) müffen auch die Ehefrauen, Wittwen, und 
unverforgten Kinder des Verarmten von den Korporationen und Gemeinden ernährt 
werben, — 
F. 14. Die Vorſteher der Korporationen und Gemeinden find ſchuldig, ſich nach den 
Urſachen des Verfalls ihrer Mitglieder zu erkundigen, und dieſelben der Obrigkeit, zur 
Abhelfung, in Zeiten anzuzeigen. Er | 

$. 15. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unterhalt auf andere Art nicht 
verſchafft werben fann, muß die Polizeiobrigkeit eines jeden Ortes, ohne Unterfchieb. des 
Ranges und fonftigen Gerichtsſtandes derfelben, ſich annehmen, 

$. 16.. Arme, deren Verſorgung, nach obigen Grundfägen, einzelnen Privatperfonen, 
Korporationen oder Kommunen nicht obliegt, oder von denfelben nicht beftritten werben 
Kann, follen durch Vermittelung des Staats in öffentlichen Landarmenhäufern unters 
gebracht werben. — 


-b) Auch nad) franzoſiſchem Recht find die Juden, wie erwähnt, lediglich 
Mitglieder der allgemeinen Gemeinde, mithin auch in Betreff der Armen: 
pflege-demgemäß zu.betrachten, 


2) Die folgenden Refkripte verfügen nach obigen Grundfäßen. 


a) R. des K. Min. d. J. u. d. Pol. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen 
v. 7. März 1831. 


Der in dem Bericht der K. Reg. b. 12. v. M. ausgefprochene Grundfag, daß ben 
Subengemeinden im Großherzogthum Pofen die Ernährung ihrer Mitglieder obliegt, 
ſcheint, wie derfelben bemerklich gemacht wird, durchaus nicht richtig. — Zuvdrberft läßt 
fih ſchon gegen die Richtigkeit des Ausdruds: „Sudengemeinde” ein Zweifel erheben, 
welcher jedoch, obwohl diefer Ausdruck mehrmals gebraucht worden ift, auf fich beruhen 
mag. &o viel ſcheint aber Har, daß die an einem Ort wohnenden Juden in der Orts⸗ 


— 





) Es ergiebt fich dies auchin Beziehung auf die alten Provinzen noch befonbers aus 
den 59: 14,15 des Ed. v. HM. März 1812... 
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gemeinde feine befonbere politiſche Gemeinde bilden; fie find vielmehr Mitglieder der 

Kommune ihres Wohnorts; fie müffen alle Laſten und Verbindlichkeiten der übrigen 

Einwohner tragen, mithin auch die zur gemeinen Armenpflege erforderlichen Beiträge 

entrichten, und haben ſich auch dieſer Pflicht, fo viel hier bekannt, weder im dortigen 

—— noch in den übrigen Theilen der Monarchie entzogen, noch entziehen 
nnen. 

Nun find aber Rechte und Pflichten Gorrelate, und ber zu dem gemeinen Armen⸗ 
Bonds beiträgt, hat aud das Recht im Verarmungsfalle daraus Almofen zu fördern. 
Wenn die Juden deffen ungeachtet biefe Almofen felten in Anfpruch genommen haben, 
fondern von ihren Glaubensgenoffen durch freiwillige Beiträge unterftügt worden find, 
fo haben body darum die Glaubensgenofjen dazu keine volllommene Verbindlichkeit; und 
es würde umgekehrt nur alle freiwillige Woblthätigkeit Lähmen, wenn man bie legtere, 
wie im vorliegenden al die K. Reg. zu thun fcheint, wie eine volldommene Verbinb: 
lichkeit behandeln wollte. Ä 

Diefelbe wird hiernach angewiefen, Ihre an die unverehlichte Zübin N. N. zu Unrub: 
ftabt, in Bezug aufihr Geſuch, um Unterftüsung ihres alten Waters und blodfinnigen 
Bruders erlaffene Verfügung v. 12. v. M. abzuändern, nicht den. Glaubensgenoffen der 
Birtftellerin, fondern der politifchen Gemeinde ihres Wohnorts die Pflicht der Almoſen⸗ 
Berabreihung an den Vater und Bruder derfelben aufzulegen, und wie dies geichehen, 
binnen 14 Zagen berichtlich anzuzeigen, ober etwanige befondere Gegengründe in gleis 
her Frift gutachtlich einzuberichten. (Ann. XV. ©. 589.) | 


b) R. defjelben Min. an diefelbe Behörde v. 14. Mat 1831. 


Die K. Reg. hätte das in Ihrem Berichte v. 3. v. M. hinfichtlich der Verpflichtun 
ber Juden, ihren verarmten Mitgliedern Unterhalt zu gewähren, allegirte Herzogli 
Barfhauifhe Dekret v. 3. 1808 durch Beifügung des Datums und des betr. Para: 
graphen näher bezeichnen ſollen. Wahrfcheinlich hat Sie indeffen das Geſetz de dato 
Pillnig den 7. Sept. 1808 gemeint, welches die politifhen Verfammlungen betrifft. 


In diefem ift aber von den Juden nicht die Redez und wenn letztere auch faktisch von 
biefen Verfammlungen ausgefchloffen fein follten, fo würbe doch daraus auf die Vers 
bindlichkeit oder Nichtverbindlichkeit, zu den Koften der Armenpflege beizutragen, gar 
nicht gefchloffen werden können. 

Das General» Fuben: Reglement v. 17. Aug. 1797 Kap. V. 8. 1 legt ben Juden bie 
Verpflihtung auf, außer der Militairpflichtigkeit alle Übrigen Laſten mit gleichen Schul⸗ 
tern zu tragen; folglich müffen fie aud) zu den Kommunalbebürfniflen, gleich ben Chris 
* beitragen, und aus dem Kommunaleinkommen wird bie Laſt der Armenpflege bes 

itten. e 

Eben deshalb muß ihnen denn au, wenn es verlangt und nothwendig wirb, bas 
nöthige Almofen daraus gewährt werden. 

Daß befondere chriftliche milde Stiftungen hin und wieder vorhanden ſeien, velevirt 
nichts; denn dergleichen haben audy die Juden und zwar in fo reihlihem Maße, daß 
es zu den Seltenheiten gehört, wenn einmal ein Zube auf Almofen aus Kommunals 
Bonds anträgt. 

So lange daher nicht aus der Warfchauer Kommunalorbnung ober aus einer fpeziels 
len Verordnung etwas Anderes nachgewieſen ift, muß es bei den, in’ dem R. v. 7, 
März d. 3. aufgeftellten Grundfägen bleiben. Ä 


Wenn übrigens der fpezielle Fall hinfichtlich der Unterftüsung bes Waters und bloͤd 
finnigen Bruders der unverehlihten Züdin N. zu Unruhftadt nad) bem vorliegenden 
Berichte fich erledigt zu haben fcheint, fo mag es dabei bewenden. 

(Ann. XV. ©. 591.) 


c) Auch dad bereitd oben gegebene R. d. M.d. 3. u. d. P. v. 25. Nov 
1831 — bemerkt in vorliegender Beziehung: 


In Hinfiht der Kranken: und Armenpflege gehören die Juden nach obiger Geſetzſtelle 
ledigli zur allgemeinen bürgerlichen Gemeinde, müffen zu dieſen Bedürfniflen die: 
felben Beiträge leiften, und haben dafür das Recht, auch die Unterftügung ihrer Armen, 
und die Verpflegung ihrer Kranken von der Gemeinde zu verlangen, Wollen fie nun 
ihre Armen reichlicher unterftügen, und ihre Kranken auf eine befondere, ihren Relis 
gionsgrundfägen entfprechende Art verpflegen laſſen, fo kann dies zwar fehr willkom⸗ 
men, aber nur ein Gegenftand bes Privat:Webereintommens fein, welchem beizutreten 
kein jübifcher Einwohner gezwungen werden kann, Wenn bie Sprigen und Spritzen⸗ 
häufer von den Korporationen der Kaufmannfchaft, der Innungen zc. 2c. unterhalten 
werden müffen, fo werben auch die Juden zu diefer Unterhaltung beizutragen haben, in 
foweit fie Mitglieder diefer Korporation find. 


Thl. VII.3». 3. Die Berhältniffe der Juden. 13 


OR Staagtsrechtl. Verhaͤlin. d. J. — Den ganzen Staat bett. 


Als Juden aber koͤnnen fie. nach d5. 14. u. 15. bed Geſetzes, ſelbſt wenn früher eine 

ſolche Verbindlichkeit beſtanden hätte, fernerhin nicht angezogen werben. 

“Mas die Unterfilisung armer Reiſenden und der Handwerkslehrlinge anlangt, fo ift 
die K. Reg. felbft einverſtanden, baf von einer Zwangsverbindlichkeit hierbei gar nicht 
die Rede fein kann. Aber auch in Hinficht der Beſoldung des Rabbiners fann eine 
foldye nicht eintreten. Denn, ganz abgefehen davon, daß der Staat einer blos gebulbe: 
ten Religionsgeſellſchaft es lediglich überläßt, für ihren Gotteöbienft zu forgen, ift aud) 
nach der jüdifchen Religionsverfafjung der Rabbiner nicht einmal ein zum Gottesdien ſte 

‚notbwendiger Beamter, fondern blos ein Geſetzes-Ausleger, welcher ſich mit denen, 
von welchen er gebraucht wird, über die dafür zu forbernde Entſchaͤdigung ver: 
ftändigen mag. 

d) R. d. Min. des J. v. M. Nov. 1838. 

Die Rekursbeſchwerde der Gemeinde Klein-Drenfen v. 21. Sept, c., wegen ber ihr 
auferlegten Verpflegung der Juden Wittwe N., muß nach dem, was darüber auf Er: 
fordern die K. Reg. zu Bromberg jegt einberichtet hat, für unbegründet erachtet wer 
den. Denn da nad) diefem Berichte die N. in Klein:Drenfen, wo fie einen ſtehenden 
Handel betrieben, ein Domizil begründet und bisher fortgefegt hat, fo liegt nad) den 
beftehenden geſetzlichen Vorſchriften der dortigen Gemeinde allerdings die Verpflichtung 
ob, für die genannte Wittwe im Berarmungsfalle zu forgen. 

Durch das in Bezug genommene Judengeſetz v. 1. Suni 1833 wird die Weigerung 
der Gemeinde zu Leiftung der Armenpflege im vorliegenden Kalle nicht gerechtfertigt. 
Denn wenngleich darin beftimmt ift, daß nicht naturalifirte Suden ihren Wohnfis nicht 
auf dem Lande nehmen follen, fo kann daraus body nicht gefolgert werben, daß bereits 
dort wohnende Individuen biefes Glaubens, zumal, wenn fie —* in einem huͤlfs beduͤrf⸗ 
tigen Zuſtande befinden, andern ſtädtiſchen Gemeinden aufgebürdet werden koͤnnen. 
Voͤllig unſtatthaft iſt es aber, dergleichen Individuen einer Judengemeinde zu uͤberwei— 
ſen, da die jüdiſche Korporation, als ſolche, zur Armenpflege gefeglich nicht verpflichtet 
ift, dieſe vielmehr Lediglich der bürgerlichen Kommune obliegt. 

Hiernach tar das unterzeidnete Min. die in der Sache ergangenen Verf. der Königl. 
Neg. zu Bromberg nur beftätigen, und muß die Gemeinde Klein-Drenfen zur Unter: 
ſtühung der N. fo lange für verpflichtet halten, bis diefe Wittwe felbft wieder für ihren 
nothdürftigen Unterhalt zu forgen im Stande ift, ober ihre gefeglich dazu verpflichteten 
‚Verwandten, welche die Gemeinde eventualiter im Rechtswege dazu anhalten mag, 
dafür auflommen können. 

(Ann, XXII. ©. 1035.) 


e) R. des Min. des J. u. d. P. v. 11. Zuli 1838. 


Dem Mägiftrate wird auf feine Vorftellung v. 12.0. M. erwiedert, daß feine Be: 
ſchwerde gegen die Verfügung der K. Reg. zu Pofen binfichtlich der Verpflichtung zur 
Unterftüsung der jübifchen Armen ungegründet ift. Die $. 9. Zit. 19. Thl. H. U. 2. 
R. ausgefprochene, nicht unbedingte, ſondern nur vorzügliche Verpflichtung prioilegirter 
‚Korporationen zur (Ernährung ihrer unvermögenben Mitglieder fegt natuͤrlich voraus, 
daß kein anderer näher und unbedingt Verpflichteter vorhanden fei. Ein folcher ift aber 
dann vorhanden, wenn eine bürgerliche Gemeinde ihre Armen durch Beiträge aus ber 
Kämmereikaſſe verjorgt, und.die Mitglieder der befondern Korporation, ale Mitglieder 
ber Stadtgemeinde, zu allen Bedürfniſſen der Stadt, gleich den andern Einwohnern, 
beitragen. Hierdurch erhalten fie. aud) den unbefchrenften Anfpruch, an allen denjeni- 
gen Anftalten Theil zu nehmen, welde durch ihre Beiträge mit unterhalten werben, 
und es treten dann ohne allen Zweifel die 5. 10. ff. feftgefesten. Berbindlichkeiten der 
Gemeinden allenthalben in Wirkſamkeit. 

Eine befondere Armenkaffe zu halten, ift hiernach die jüdifhe Korporation, da ihr 
Mitglieder zur ſtädtiſchen Armenkaſſe durd) Abgaben zur Kommune beitragen, gar nicht 
verpflichtet, vielmehr berechtigt, ihre Armen der Stadt direkt zur Uuterftügung zu über 
weifen. Es wird daher lediglich von.der Stadt abhängen, fich zu diefer Uebernahme 
dereit zu erklären, in welchem Kalle ihr ein Beitrag zur befondern juͤdiſchen Armenkafle 
nicht angefonnen werben wird, ober ſich mit der jübifhen Korporation megen «ine 
Beitrags der Stadt zur jüdifchen Armenkaffe zu vereinigen, und babei die Bedixgung 
zu ftellen, daß nut die Korporation.die Unterftügung aller ihrer Armen übernehmen und 
die Stadtkaſſe alter diesfälligen Anfptüche entbunden werde. Doc; muß hierbei immer 
bevorwortet werden, daß wenn bie jüdifhe Korporation in der Folge zur eigenen Er 
nährung ihrer Armen anßer Stande fein follte, die Saatsbehörde ſich immer an die 
bürgerliche Gemeinde würde halten müffen, wenn auch eine folhe Uebereinkunft ge⸗ 
troffen wäre. Das Sicherſte für.die Stadt bleibt es daher, ſich zur Unterflügung. ber 
jüdifhen Armen zu erbitten, dagegen auch die. Zuden zu. allen Leiftungen ber anbere 
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Enwohner für.die Armenkaffe anzuhalten. In biefem Kalle wird es bloß von dem freien 
Villen ber Juden abhängen, ob fie noch eine befondere Armenkaſſe unterhalten wollen, 
um ihre verarinten Glaubensgenoffen Über die gefesliche Verbindlichkeit hinaus zu un⸗ 
te: üßen, vielleicht aud verfhämten Armen, welde ſich an die öffentliche Armenpflege 
nicht wenden wollen, zu Hülfe zu kommen. Im biefem Kalle liegt aber ber Stabt feine 
— * —B zu dieſer heſondern jüdiſchen Armenkaſſe zu leiſten. 

(a. a. O. S. 79. 


3) In Anſehung der Rechte der jüdiſchen Krankenhäuſer beſtimmt 
das R. des Juſt. Min. an das K. Kammergericht v. 3. März 1804. 


Verkauf der von den im Judenlazareth zu Berlin verſtorbenen Kranken, 
nachgelaffenen Effekten. 


Auf Eure Anfrage v. 2. v. M. in Abficht des Verkaufs der von den in dem hieſigen 
Subenlazareth verftorbenen Kranken nachgelaffenen Effekten wollen wir Euch zur Refo: 
lution nicht vorhalten: daß bei dbiefer Anftalt dag nämlihe Anmenbung 
findet, was der Charite deshalb durch die Verf. v. 11. Juli L801 zus 
geftanden worben. Wir genehmigen daher den Antrag der Vorfteher bes jübifchen 
Lazareths, diejenigen Sachen, welche die in ihrem Lazareth verftorbenen Kranken nad) 
laffen, ohne Zuziehung eines Auktionskommiſſarii lizitiren zu dürfen. 

(Mathis jur. Monatsfhr. Bd. 2. ©. 265.) 


Zweites Rapitel. 
Bon den jübifchen Familien: und fonftigen milden Stiftungen. 
1. Allgemeine Geſetze. 


Die Stiftungen theilen fich in folche, welche ‚feine Öffentlichen Zwecke ha⸗ 
ben, fondern ihre Beſtimmung in Familiengliederm oder beſtimmt genann« 
ten Perfonen begrängen und in folche zu öffentlichen. Zweden. 


2 ei ber Erfteren diöponirt dad L. R. Thl. II. Zit. 4. in den 
. 2138. — 


$. 21. Unter Familienſtiftungen werden bier Anordnungen verſtanden, wodurch Je⸗ 
mand gewiſſe Hebungen von beſtimmten Grundſtücken oder Kopitalien für eine Familie 
ausſetzt und anweiſet. 
$. 22. Auch iſt für eine Familienſtiftung zu gchten, wenn Jemand bie Ausübung ‚ges 
wilfer Vorrechte und Befugniffe einer Familie verfchafft und zueignet. 
. 27. amilienftiftungen zu machen, ift jever Einwohner des Staats in faweit bes 
rehhtigt, als er überhaupt über fein Vermögen ſchalten kann, 
$. 28. Dergleihen Samilienftiftungen können durch Verträge, durch einſeitige Vers 
fügungen unter Lebendigen, und durch legte Willensverordnungen errichret werden. 
$. 29. Diefe Stiftungsurfunden follen künftig allemal vor dem ordentlichen perföns 
—— Richter des Stiftes verlautbaret, und demſelben zur Beſtätigung vorgelegt 
werden. * 
$. 30. Dieſe Verlautbarung muß, wenn fie ber Stifter nicht, ſelbſt ſchon bei ſeiner 
Lebenszeit bewirkt, durch den Vorfteher der zum Genuffe der Stiftung: berufenen Ba: 
milie beforgt werben. 
bi 31. Der Richter ift fchuldig, nad näherer Anweifung der Gefege, welche die ge⸗ 
richtliche Verfahrungsart in nicht freitigen Rechtsangelegenheiten vorſchreiben, darauf 
u fehen, daß dergleichen Urkunden deutlic und bejtimmt gefaßt, auch Fünftigen Zwei⸗ 
Bein und, Prozelfen möglichft vorgebeugt werben. I 
$. 32. ©o lange die Stiftungsurfunde nicht gerichtlich verlautbart worden, ſoll keine 
5 daraus angenommen werben. 
. 33. Wird aber die Gültigkeit der Urkunde felbft, vor oder ‚nad. Verlautbarung, 
angefochten: ſo muß darüber rechtiiches Gehör veritattet werden. — 
. 34. Die wegen einer ſolchen Stiftung den Familienmitgliedern zukommenden 
Be und Pflichten, find lediglich nad) dem Inhalte der StiftungsrUrkunde zu bes 
immen. 
8 35. Bei entftchendem Streite: in welcher Orbnung die Kamilienmitglieber zum 
Genuſſe der Stiftung gelangen follen, gilt die Vermuthung, daß der Stifter. auf die Re: 
gein der geſetzlichen Erbfolge, 1 Bakiun auf den gemeinfchaftlihen Stammvater des 
erufenen Kamilie Rüdjicht genommen habe, 
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. 36. Hat der Stifter eine gewiſſe namentlich bezeichnete Familie zum Genuſſe der 

Stiftung berufen: fo find diejenigen, welche den Familiennamen nicht führen, wenn 
ſie gleich fonft zur Verwandtſchaft gehören, dennoch für ausgefchloffen zu achten. 
8. 37. Hat aber der Stifter in allgemeinen Ausdrüden, zum Beiten feiner Berwand: 
ten, Nachkommen u. f. w. verordnet: fo en auch Verwandte weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts und die durch ſelbige zu ber Familie gehören, am der Stiftung Theil. 

$. 38. Die Sorge für die Beobachtung ber Stiftungsurkunde, und für bie Aufrecht⸗ 
haltung der daraus der Familie zukommenden Rechte, liegt, wenn der Richter nichts 
Beſonderes darüber feſtgeſetzt hat, dem Vorſteher der Familie hauptſächlich ob. 

2), Rüdiichtli der Stiftungen zu öffentlichen Zwecken beftimmt bad 
L. R. 1. 19. in den $8. 32—89, von denen die zunächft hier intereffiren- 
den 88. 32—42 beflimmen: we. 
8.32. Armenhäufer, Hofpitäler, Waifen: und Findels, Werk und Arbeitshäufer ftes 
ben unter dem befondern Schuße des Staat. 

$. 83. Werden dergleichen Anftalten von neuem errichtet: fo muß dad Vorhaben dem 
Staate zur Prüfung der Grundfäge ihrer Verfaffung angezeigt werben. j 

$. 34. Doch follen diejenigen Behörden, denen dieſe Prüfung nad) den verfchiebenen 
- Verfaffungen in den Provinzen obliegt, nur in Källen, wo die Ausführung der Ber: 
orbnungen bes Stifter unmöglich oder gar fchädlich fein würde, biefelben zu verwer: 
fen berechtigt fein. ‚ 

$. 35. Außerdem kann jeder Stifter die innere Einrichtung folder Anftalten, bie 
Auffiht Über diefelben, die Beftellung der Verwalter, die Revifion und Abnahme ber 
Rechnungen, nach Gutbefinden anordnen, . 

8.36. So weit der Stifter nichts verordnet hat, gebühren alle diefe Befugniffebem Staate. 

$. 37. Auch ſolche Anftalten, denen in der Stiftungsurkunde, oder fonft, eigene Auf 
feher vorgefegt find, bleiben dennoch der Oberaufficht des Staats unterworfen. 

$. 38. Diefe Oberauffiht fchränkt ficy aber nur darauf ein, daß nach den vom 
Staate ausdruͤcklich ober ftillfchiweigend genehmigten Verordnungen des Stifter ver: 
fahren et und nichts einfchleiche, was dem Allgemeinen Endzwede folder Siftun⸗ 

en zumiber fei. 

e . 39. Der Staat ift alfo berechtigt, Wifitationen bei dergleichen Anftalten zu veran: 
laſſen, und die vorgefundenen Mißbräuche und Mängel, obigen Grundfägen ($. 38.) 
gemäß, zu verbeflern. 

$. 40. Ueberhaupt mufider Staat barauf fehen, daß die Einkünfte ber Armen= und 
anderer Verforgungsanfeen, zweck- und vorfchriftsmäßig verwendet werden. 

$. 41. Wird wegen vßAınderter Umftänbe bie in der Stiftungsurfunde vorgefhrie 
bene Verwendungsart unmöglich, oder gar fhädlich: fo muß der Staat die Güter und 
Einkünfte einer folhen Auftalt zu einem andern, der wahrfcheinlichen Abficht des Stif: 
ters fo viel ald möglich gemäßen, Gebrauche widmen, 

$. 42. Die vom Staate ausdrüdlich oder ſtillſchweigend genehmigten Armens und 
andere VBerforgungsanftalten haben die Rechte moralifcher Perfonen, 


3) Die Oberaufficht des Staates nun anlangend, verordnet 
a) dad R. v. 6. Aug. 1798. 


Nachdem Euer Bericht v. 14. Juni c. betreffend die N. N'ſche Stiftung, welcher 
aber erft den 26. Juli c, hier eingelaufen ift, in dem Staatsrath unferes Zuftizmini- 
nifterii vorgetragen worden, fo werdet Ihr mit Zuruͤckſendung der beiden überfandten 
Attenftüde hiermit auf Eure Anfrage in folgender Art befchieden: Was 

überhaupt bie $rage betrifft: 

ob und wie weit der Staat Bamilienftiftungen zu feiner Oberauf: 

fit zu ziehen, berechtigt und verbunden ift? fo ift 

4). die Euch ſchon bei Gelegenheit der N R’fchen Stiftung durch das R. v. 16. April 
1792 zur Pflicht gemachte Oberaufficht des Staats auf Familien-Inſtitute aller: 
bings nothwendig, und es muß 

2) bei denen feit dem 1. San. 1794 fehon errichteten ober künftig anzuordnenden, das 
A. L. R. Thl. 11. Tit. 4. 88.21—46 — werden. 

3) Nur in Anſehung der näheren Modalitaͤten und Grenzen dieſer Oberaufſicht find 
Famitienftiftungen nicht ganz nach der bei Vormundſchaften oder öffentlichen Ars 

 menanftalten nothwendigen Form zu behandeln, fondern es muß in’ ber Regel 

felbige auf die von der Fundation genommene allgemeine Kenntniß fo lange eins 
geihräntt bleiben, bis entweder Beſchwerden eines oder bes andern aus der Kami: 
lie über das Benehmen der Kuratoren zc. nähere Unterfuchung erfordern — wie 
dies die am und unterm 24. Märg 1794 und 19. Mai 1794 in den Akten ber 
N. Nihen Stiftung erlaffenen Refkripte fchon feftgefest haben — oder bie | 
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unten beftimmten Fälle einer Ausnahme von biefer Regel eintreten. Mithin iſt 
es in der Regel hinreichend, daS jede Kamilienftiftung dem Staate angezeigt, 
feine Beftätigung darüber —— und bei dieſer Gelegenheit darüber geprüft 
werde, ob gegen die Leges fundationia entweder nach ben Gefegen oder ex ratio- 
nibus salutis et utilitatis publicae etwas zu erinnern fei. 

4) Hierbei kommt ed gar nicht darauf an, ob der Stifter die Stiftung bem befonbern 
Schutze bes Staats empfohlen, ober von defien Aufficht ausdrücklich ausgefchloffen 
bat oder nicht. Der Inhalt der Stiftungsurkunde kann alfo nur jenen Grunds 
ja abändern, fo weit 

5) ber Stifter eine weitere Einmifhung in das Detail der Ausführung und Verwal⸗ 

tung, von Geiten des Staats gewünfcht oder gebeten hat, welche fich dann auf 

ben Inhalt der Urkunde und auf das nach der Natur der Sache bamit unzertrenns 
lich Verbundene einfchräntt. 

Eine zweite Ausnahme von obiger Regel muß dann gelten, wenn biejenigen, denen 

bie befondere Direktion ober Verwaltung nad) der Fundation zuftehet, fich aus: 

drüdlich einer näheren und —— Oberaufſicht des Staats unterwerfen. 

Hierbei gilt jedoch in Abſicht ihrer Erklärung das oben Nr. 5. von der Stiftungs⸗ 

urkunde Bemerkte. 

7) Sollten fi Kuratoren, Abminiftratoren ze., welche nach ber Regel Nr. 3. behan⸗ 
beit werben, folcher Unorbnungen ſchuldig machen, daß fie das in fie gefeäte Vers 
trauen des Stifters nicht verdienen und die Erfüllung feines Willens dabei gefährs 
bet würde, fo ift der Staat auf davon erhaltene glaubhafte Kenntniß befugt und 
verpflichtet, die Anzeigen fofort näher zu unterſuchen und für die Sicherheit des 
Snftituts fr forgen, und es find fodann nach der Analogie des A. L. R., Thl. II, 


— 


Tit. 18. $. 691 '), fo weit ed auf die Vermoͤgens-Verwaltung ankommt, bie in 
der Regel bei Bormundfchaften —— Grundſätze der Oberaufſicht anzuwenden. 
Jedoch dauert dieſe erweiterte Oberaufſicht des Staats nur fo lange, als der Admi⸗ 
niftrator oder Kurator ıc., welcher fie veranlaßt bat, diefes Offizium verwaltet. 

8) Unter Beobachtung vorftehender Grundfäge bedarf es über die Krage ihrer Anwen» 
dung Feines förmlichen Prozeſſes mit den Kuratoren zc. von Seiten des Staats, 
fondern es ift die Behörde, welche die Oberaufſicht führt, ihren hiernach erlaffes 
nen Verfügungen fo weit, wie jedes VormundfchaftssKollegium, ben erforderlichen 
Nachdruck zu geben ermächtigt. Glaubt aber Jemand, dadurch ſich in feinen Rech» 
ten beeinträchtigt, fo bleibt ihm der Rekurs an das Juftigminifterium und geiftliche 
Departement unbenommen, weldyes dann das Nöthige hierüber beftimmt oder, nach 
Befinden der etwa obwaltenden befondern Umftände, die Sache zur richterlichen 
Entfcheidung verweifet. (Rabe Bd, 5. ©. 77. Auszug ©, 342.) 

b) NR. v. 26. Aug. 1809. 
Friedrich Wilhelm ic. 
Ueber das Reffort in Rüdfiht der DOberauffiht über Familienſtif— 
tungen und andere milde Stiftungen ift feftgefegt worden: 
daß die Oberauffiht und aud die Verwaltung, infofern bei. letzterer Überhaupt eine 
öffentliche Behörde Eonkurrirt, der bloßen Kamilienftiftungen, bas heißt ſolcher, welche 
feine öffentlichen Zwecke haben, fondern ihre Beſtimmung in ben Familiengliedern 
ober beftimmt genannten Perfonen begränzen, auch ferner den Juſtiz- und refp. vors 
mundſchaftlichen Behörden gebührt, weil die Gefehe überall, wo von einer Kuratel 
über Privat:VBermögen bie Rebe ift, diefe den Juſtiz- Behörden auflegen, unb bie Obers 
aufficht über bloße Familienftiftungen mit der Kuratel des Vermögens der Minders 
jährigen und noch mehr der Abwefenden die hoͤchſte Analogie hat. 

Alle Siftungen zu dffentlihen Zweden dagegen, ald Armen:Stiftungen, Grzies 
hungs⸗ und Wittwensinftalten, gehören unter die Aufficht der Regierungen, unter 
der oberften Leitung des Min. des Inn., ober der Sektionen beffelben für allgemei: 
nen Polizeitultus und öffentlichen Unterricht. 

Ihr habt daher die Auffiht und Verwaltung über die Kamilienftiftungen unter 
Leitung des Juſt. Min. fortzufegen, alle übrigen, von Euch bisher abhängig gewe⸗ 
fenen milden Stiftungen dagegen an die Regierung abzugeben und erwarten wir bie 





1) Diefer $. lautet: „Wenn aus vorftehenden Gründen befunden wird, daß ber 
Vormund auch nur bei einem einzelnen Kalle ober Geſchaͤfte, durch offenbare 
Unorbpungen, ober gar durch unrebliches Verfahren, dem Vertrauen bes Erb: 
laſſers zuwider gehandelt habe: fo muß er ſich der Aufſicht des vormundſchaftli⸗ 
den Gerichts durchgehende eben fo unterwerfen, als wenn keine ihn davon bes 
freiende Berorbnung des Erhlaſſers vorhanden wäre, 
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Ginteihung eines Verzeihniffes der unter Eurer Aufſicht oder Verwaltung bisher 
eitanbenen Stiftungen, mit der Anzeige des Zwecks derſelben, umb ob fie als Fami⸗ 
ierl: oder andere milde Stiftungen zu betrachten findt), 

(Matthis Bd. 8. ©. 321. Rabe Bb. 10. ©, 138.) 





m 


) Die Gefehreviforen bemerken hierüber: 
Das U. L. R. (At, wenn die Anordnung des GStifters nicht etwas Anderes 
erbeiführt, die Verwaltung der Stiftung den Anftalten ober gewählten Vorſte— 
SE enthält wegen einer Oberaufficht des Staats Feine befonderen Beftimmun- 
gen, und läßt die Gerichte außer der Errichtung der Stiftung nur bei Beftäti- 
ung eines Beſchluſſes einfchreiten, welcher die bisheriae Berwaltungsweife und 
die Int der Verwendung der Einkünfte mobifieirt ($%. 29. ff. 38. ff. h. t.) und 
veranftaltet die Bevormundung der nicht gehörig vertretenen Familienglieder. 
Der Geſichtspunkt, von dem das A. L. R. ausgeht, ift hiernady: 
Aufrehthaltung des Inhalts der Stiftung, Autonomie der Familie bei ber 
Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten, Sorge für Beobachtung der 
Stiftungeurkunde zunächft durch den Vorfteher der Familie. 

Zonaͤchſt Außerte auf dieſe Verhältniffe ein an das Oſtpreußiſche Staatsmin. 
etlaſſenes R. v. 6. Aug. 1798 (f. sub a.) Einfluß, welches bei Gelegenheit eines 
fpecielten Falles, Grundfäge über bie Berechtigung und Verpflichtung des Staats 

r DOberaufficht feftftellte. — Bis zur Organifarion ber Behörben im Jahre 

808 wurden keine allgemeinen Berf. hierüber erlaffen, und nur in verfchiedenen 
einzeinen Fällen bie in dem R. v. 6. Aug. 179% enthaltenen Grundfäge theil⸗ 
weife ben Gerichten eröffnet. Da bisher eine große Anzahl von Stiftungen zu 
milden und gemeinnüsigen Zwecken unter gerichtlicdyer Obervormundfchaft ſtan⸗ 
ben, fo müßte hierin in Kolge der anderweiten Reflortbeitimmungen ber Behör- 

den eine Aenderung eintreten. Die V. v. 26. Dec. 1808, wegen verbeſſerter Ein⸗ 
| richtung der Provinzial Polizei und Finanz Vehirden (Rabe Bd. 9. ©. 472.), 
verwies im 8. 10. die Stipendien-Sachen zum Geſchaͤftskreis der geiftlichen und 
GSchul:Deputationen und fonächft der Reg., wies die Verwaltung der inneren 
Kommanal: und Korpordtions-Anaelegenheiten im &. 13. den Kommunen, Sos 
eietäten und Stiftungen, denen folches angehe, zu, behielt jedoch den Reg. die 
—— Aufſicht über ſelbige vor. In der St. Oe v. 19. Nov. 1808 (mit der 

fe neuere v. 17. März 1831. 65. 104. 112. 189. uͤbereinſtimmt) wurde im F. 179 
die Verwaltung ober Kontrolle der milden Stiftungen den Armendirektionen 
übermiefen, die obere Aufficht aber im $. 189 den Reg. vorbehalten. In Kolge 
diefer Reffort:Veränderungen, mit benen die Abtrennung der geiftlichen Angeles 
genheiten vom Suftizbepartement zufammenfällt, wurde die Frage angefegt: 

welche milde Stifsungen an bie Reg. abzugeben und welche den Zuftizbes 
hörden verbleiben ſollten; | 

di zoifchen dem Min, des Inn. und ber Juſt. ur Erörterung gebracht. Jenes 

elite in einem Votum v. 3. Juni 41809 die Anficht auf: 

d 5 bie Oberaufficht und die Verwaltung (in fofern bei letzteter überall eine 
öffentliche Behörde konkurrire) aller bloßen Kamitienftiftungen, d. h. folcher, 
welche Keine öffentlichen Ziwedte haben, fondern ihte Beitimmung in den Fa— 
miltengliederh oder beſtimmt genannten Perſonen begrefizen, auch ferner den 
Juſtizbehörden gebühre, weil die Gefese überall, wo von einer Kuratel über 
Privatvermdgen die Rede fei, diefe ben Zuftizbehörden auflegen, und bie 
Cufficht auf bloße Kamilienftiftungen mit ber Kuratel des Vermögens ber 

‚Minderjährigen und Abweſenden bie höchſte Analogie zeige. 

Hiermit Rimmte der Juſt. Min. überein, und in Folge beffen wurde an bie 
Gerichte das R. v. 26. Aug. 1809 (f. sub b.) erfaffen. Mit Rüͤckſicht hierauf 
Wurde den Obergetichten durch ein R. v. 18. Febr; 1812. (At. F. 18, Vol, 1. 
fol. 126) die jährliche Einfendung von Tabellen über den Zuftand der Kamilien- 
ftiftungen Ihres Bezirks an das Juſt Min. und durch die R. v. 10. Febr. 1816 
und 14. Zebr. 1818. (Jahrb. Bd. 7. ©. 8. und Bd. 11.©&.9. Gräff Bd. 1. 
©. 176 und 177.) den Untergerichten und Magifträten an die Obergerichte auf: 
Deo — welche Kontrollen indeß durch das R. v. 6. Det. 1824 (Jahrb. Bd. 24. 

294, Graͤff Bd. 3. ©. 79—81.) wieder aufgehoben wurden. 

Gegen die erweiterte Aufjicht auf Familienſtiftungen wurden zwar bon meh 
teren Gerichten Erinnerungen gemacht, und es wurde dudzuführen gefucht, daß 
das A. L. R. zwiſchen Familien und Armen-Anftälten gehau unterſchieden, jene 
der Verwaltung der damilien ganz überlaſſen, undädie Konkurreng des Richters 
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ey R. v. 12. Aug. 1836. Die Oberaufficht über: Familiem Stiftungen 
gebührt immer den: Landes⸗ Juſtiz⸗Kollegien. ” * 

Dem K. O. L. G. wird auf den Ber. v. 31. Juli e. — die Oberaufſicht über Fami⸗ 
lienftiftungen betr. — hierdurch eröffnet, daß allerdings nur ben Landes-Juſtiz⸗Kolle⸗ 





bei ihnen nur auf Anrufen eines Intereffenten nachgelaſſen, bei dieſen aber eine 

genaue Kontrolle und Aufficht vorgefchrieben habe. Das Prinzip diefer Verfchie: 

benheit der Behandlung ward in der Pflicht des Staat, für die Bedürftigen zu 
forgen, gefucht, die dann anbererfeits bie Berechtigung. involvire, bie auch von 

Privaten zum Zwed der Armenunterftüigung errichteten Stiftungen einer genaues 

ren Kontrolle fhon zu bem Ende zu unterwerfen, damit nicht durch die im Bes 

fonderen gefchehende unzwedmäßige Verwendung bie allgemeinen Intereſſen ge 
fährdet würden. Es wurde ausgeführt, daß das R. v. 26. Aug. 1809 eine foldhe 

Dberaufficht nicht eingeführt habe, da daſſelbe die Auffiht nur, wenn fie vom 

Stifter angeorbnet worden, nachlaſſe; daß aber die anbefohlene und nunmehr 

erlaffene Zabellen-Einfendung den Zwecken fpäterer fpeeieller Anorbmungen, eine 

genaue Kontrolle auf Kamilienftiftungen einzuführen, fehen um deshalb nicht 
babe genügen können, weil früberbin verordnet worben, baß man die von ben 

Stiftungsvorftehern angezeigten Verhältniffe babe genauer Eontrolliren, die Reche 

nungsabnahme gerichtlich vornehmen, die Dokumente zum Depofitorium ziehen 

und die Sicherheit der den Stiftungen angehörenden Aktiva habe prüfen follen. 

Es erging jebod) überallhin die Anmweifung, den früher erlaffenen Anordnungen 

gemäß, den Kamilienftiftungen die nöthige Oberaufiicdyt nicht zu entziehen. Eine 

übereinftimmende generelle Verfügung wurde jeboch nicht erlaffen, und der Ge» 
genftand im legiälativen Wege bisher nicht feftgeftellt, So ift bie Praris dev 
verfhiedenen Kollegien gegenwärtig noch nicht gleihförmig, Kenntniß von den 

Familienftiftungen wird zwar überall genommen; biefelbe beſchränkt fi an 

einigen Orten auf Einforderunb jährlicher Eurger Berichte von den Stiftungs-Ver⸗ 

waltern, beftebt aber andernorts in einer fireng durchgeführten, nach Art der 

— der Vormundſchafts-Gerichte auf unbefreite Wormünber eingerichteten 

Kontrolle, . 

Nachdem die durch ig ber jährlichen Zabellen geübte Aufficht aufge> 
hört, das Maß ber Hebung derfelben aber nicht ganz gleichfoͤrmig vorgefchrieben, 
den Gerichten vielmehr freiere Hand gelaffen war, kam diefer Gegenftand bei 

Gelegenheit eines wichtigen fpeciellen Falles wiederum zur Sprache und mehrere 

— —— erhielten neuerlich die Anweiſung, die Oberaufſicht auf folgende Punkte 
richten: 

) auf die zu veranlaſſende Wahl eines Vorſtehers, wenn die Stiftung einen 
ſolchen nicht Habe. Sodann follte Bebadıt genommen werden, 

2) die ernannten Kuratoren, Direktoren, Abminiftratoren ze. ber Stiftung zu 
verpflichten, fie zur gewiffenhaften Befolgung ber GStiftungsurfunde, und 
wenn tiber die Rechnungslegung in der letzteren nichts beftimmt worden, bazu 
anzumweifen, die Rechnung jährlich dem Vorſteher zu legen; } 

3) auf den. Antrag des Leäteren auch die Revifion, Abnahme und Decharge ber 
Rechnung felbft zu beforgen: 

4) barauf zu fehen, daß alle Angelegenheiten, bie nicht zu den —— der 
bloßen Verwaltung zu rechnen ſeien, durch Familienſchlüſſe geleitet wuͤrden 

5) auf eingehende Beſchwerden den Bericht des Vorſtehers, jedenfalls aber alf, 
jährlich einen Generalbericht einzufordern, worin derfelbe anzuzeigen habe 
a) ob und wann von dem Abminiftrator Rechnung gelegt, was für Erin‘; 
nerungen dagegen gemacht und ob fie erledigt worden; b) wie viel der reine Er⸗ 
trag der Stiftung betragen, und wie er nad) dem Willen des Gtifters ver= 
wenbet worden; c«) einen Nachweis ber Wermögensfubftang zu übergeben, 
und d) anzuführen habe, ob die Adminiſtratoren fic) irgend etwas hätten zu 
Schulben kommen laffen, was nad $$. 688 flg. A. L. R. Th. II. Zit. 18, 
eine fpeeielle Aufficht rechtfertigen würde; endlich 

6) fich dann erft, wenn ber zu 5. d. bezeichnete Kall eintreten follte, der näheren 
Aufficht zu unterziehen, eine Bifitation der Amtsführung der Stiftungsbeam: 
ten zu veranlaffen, und dabei nach ven Vorſchriften zu verfahren, welche den 
Bormundfchaftd:erichten gegen die verwaltenden Vormünber gegeben ſeien. 

Diefe Anweifung ift indeß nicht allen Gerichten mitgetheilt und fo ift die Be— 
handlung der Stiftungen nicht überall dieſelbe. 
(Gefegrevij. a, a. O. Mot. a. a, Di zu dh. 661. des E, ©, 5957.) 
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gien die Oberaufficht über die Kamilienftiftungen, fo tie über andere Stiftungen ben 
Reg. gebührt. Auch ift in dem Eirf. R. v. 26. Aug. 1809 ausdrücklich gefagt, daß das 
Kammergeriht und bie Obergerichte die Aufficht über bie ee bergen unter Lei⸗ 
tung bes Juſt. Min. fortzufegen haben. Wenn daher aud) nad) Befinden die VBerwals- 
tung, zufolge einer Beftimmung bes Stifters, dem Untergerichte überlaffen werben Tann, 
fo gehört doch die Ober:Aufficht zum Gefchäftskreife des DO. 2. G. 
(Juſt. Din, Akt. I, 2900. — Gen, F. 18, Vol. 4. fol. 68. Erg. zu, R. J. 


A. $. 38.) 
| II. 
Anwendung der allgemeinen Geſetze auf die jüdifchen 
Stiftungen. 


1) In den alten Provinzen. 

Nach der Emanation ded Ed. v. 11. März, 1812 wurden die Familien: 
fliftungen der Juden den übrigen gleichgeftellt. E3 beftimmt hierüber das 
R. des Juſt. Min. (v. Kircheifen) an dad K. Kammerger. v. 16.Nov. 1816. 

Mit dem Ber. des K. Kammerger. v. 28. v. M. ift die, von dem Vice-Ober⸗Land⸗ 
rabbiner Weyl, wegen der jübifchen Kamilien-Stiftungen geleiftete Anzeige eingegangen. 
Dem Kollegio wirb auf die dabei gethane Anfrage: ob baffelbe auch von ſolchen Kamis 
lienStiftungen der Juden Kenntnig nehmen folle, weldye nicht unter die Aufficht der 
Stadtgerichte und Magiftrate geftellt find, hiermit Folgendes eröffnet: 

Bei den Berhältniffen, worin die Tuben bis zum Jahre 1812 geftanben haben, hat 
der Staat von ihren Bamilien-Stiftungen Feine Notiz genommen, weil die Kamilien= 
Verhältniffe und was darauf Beziehung hatte, unter die Oberaufficht des Vice-Ober⸗ 
Landrabbiners und der Vorfteher der Judenſchaft geftellt war. Es haben daher auch 
die Stadtgeridhte und Magiftrate keine Oberaufficht auf die Bamilien-Stiftungen der 
Juden üben Eönnen. 

Da indeß die Verhältniffe ganz verändert, und die Juden den hriftlichen Unterthanen 
gleich geftellt find, fo tritt in Anfehung ihrer Stiftungen die polizeiliche Oberaufficht des 
Staats in eben der Art ein, wie fie auf die Stiftungen ber Ehriften wirkjam ift, und 
das K. Kammerger, hat daher von den Kamilien-Stiftungen der Juden, welche nach 
ber V. v. 26. Aug. 1809 unter die Aufficht der Gerichte geftellt find, die erforderlichen 
Nachrichten einzuziehen, und ſolche in bie jährlich einzureichenden Tabellen aufzuneh: 
men, auch auf die Erhaltung der Stiftungen zu wachen. 

(Zahrb. Bd. 8. ©. 242. Gräff Bd. 4. ©. 112.) 


2) In Betreff der neuen Provinzen muß man daſſelbe annehmen, in fos 
fern nicht in dem einen oder anderen Zerritorium die Dberaufficht über die 
jüdifchen Stiftungen den Rabbinern ausdrüdlich überlaffen war, 

Es bemerken hierüber: 


a) die Gefegreviforen in den Motiven zu dem revidirten Entwurfe des 


A. 2, KR. hl. u. Tit. 4. $8. 111—113. 

Die Familienftiftungen der Juden wurden nad) Emanation des Ed, v. 11. März 
1812 den übrigen gleichgeftellt. Wo das Edikt nicht eingeführt ift, läßt fich eine Aus— 
nahme von der allgemeinen Regel nur da annehmen, wo diefe Stiftungen ſich gefes: 
lich unter der georbneten Aufficht der Rabbinate oder Syndikate befanden. Denn bie 
K. O. v. 8. Aug. 1330 (G. ©. ©. 116.) beftimmt, daß die Verh.iltniffe ver Zuden in 
den in Rebe ftehenden Landestheilen, nach den Vorfchriften beurtheilt werden follen, 
welche bei der Befisnahme der gedachten Provinzen als darin geſetzlich beftehend vorge: 
unden find. Beruht nun, wie mehrerenorts der Kal, das fi Selbftüberlaffenfein ber 
jüdifhen Stiftungen lediglich darin, daß die früheren Partitular-Gefesgebungen ben 
Stiftungen überall keine Aufmerkfamkeit geſchenkt hatten, fo wird fich die Anwendung 
der allgemeinen gefeglihen Vorſchriften dort nicht beftreiten Laffen. Dagegen ift aus 
dem in der K. D. aufgeftellten Grundfag das R. v. 4, März 1831 gefloffen, welches 
das Hofgericht in Arnsberg anweiſt, die jübifhen Stiftungen den Rabbinern zu über: 
laffen. Daffelbe gründet fi auf den geführten Nachweis (Akt. des Depart. von Arns⸗ 
berg Nr. 7. f. 67. 72.), daß die Kurkoͤllniſche Judenordbn. v. 28. Zuni 1700 den Rabbi: 
nern bie Verwaltung der tejtamentarifch oder —— angeordneten Familienſtif⸗ 
tungen, Stipendien und Vermächtniſſe ausdrücklich Übertragen hatte, Daher iſt aber 
auch das R. lediglich auf den Umfang des Herzogthums Weftphalen zu befchränfen, und 
es bezieht ſich daffelbe nicht auf die übrigen, dem Hofgerichtsbezirt inforporirten Landes⸗ 
theile. Geſetzrev. Pens, XVL ©, 69, Note 2.) 
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b) Died angezogene R. v. 4. März 1831 an das K. Hofgericht zu Arnd» 
berg lautet: 

Das K. Hofgeriht wird auf den Bericht v. 19. Ian. d. 3. autorifirt, von fernerer 
Ausübung der, den Gerichtsbehörden übertragenen Dberaufficht über Stiftungen, in fos 
weit legtere Stiftungen ber Ifraeliten find, ohne Unterfchieb des Zwecks derfelben zu ab⸗ 
ftrahiren, und folche den dazu berechtigten Kamiliengliedern und refp.Rabbinern zu über: 
laſſen; in Rüdficht der nicht jüdifchen Stiftungen muß es dagegen bei dem R. v. 16. Der, 
1826 lediglich ſein Bewenden behalten. (Jahrb. Bd. 37. ©. 76. Gräff Bd. 11 ©. 167.) 

3) Anlangend die unter den Reg. ftehenden öffentlichen milden Stiftuns 
gen der Juden beftimmt in Anfehung der Aufbewahrung ber 
Stiftungsfonde. Ä 

Das R. des K. Min. ded Inn. (Köhler) v. 2. Febr. 1830 an bad K. 
Dol. Präfid. zu Berlin. 

Dem K. Pol. Präfid. wird auf die Anfrage v. 12. v. M,, 

in Betreff der Verpflichtung deffelben zur Aufbewahrung ber Dokumente über bie Kas 

pitalien der unter Seiner Oberaufficht ftehenden jüdifchen milden Stiftungen, 
zum Beſcheide eröffnet, daß in dem Faͤllen, in welchen der Fundator eigene Verwalter 
beftellt hat, der die Oberaufficht führenden Behörde nicht die Pflicht obliegt, die Bonds 
aufzubewahren, ba ber $. 38. Zir, 19. Thl. 2. des A. 8. R. diefe Aufſicht 

„nur 
darauf beſchraͤnkt, daß den Verordnungen des Stifters gemäß verfahren werde, und 
nichts einſchleiche, was dem allgemeinen Staatszwecke zuwider iſt. 

Da nun die Aelteſten der Judenſchaft, unter deren Aufſicht die jüdiſchen Stiftungen 
ſtehen, in der Regel zuverlaͤſſige und ſichere Maͤnner ſind, welche gewiß jeden zu befuͤrch⸗ 
tenden Schaden abwenden, oder noͤthigenfalls dafür aufkommen werden, auch ſich dem 
Vernehmen nach bis jest keine Urſache zur Klage über unangemeſſene Verwaltung, viel: 
mehr ein fehr vortheilhaftes Refultat ergeben hat, übrigens aber die Judenſchaft übers 
haupt als eine Privatgefellichaft betrachtet wird, um deren Vermögen der Staat in ber 
Regel ſich nicht befümmert: fo hat fid das K. Pol. Präfid., wenn nicht ganz fpezielle 
Beranlaffung dazu vorhanden fein follte, mit der Aufbewahrung berjüdifchen Stiftungs« 
fonds nicht zu befaffen. (Ann. XIV. ©, 107.) 


* 


Zweite Abtheilung. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den einzelnen Landes: 
theilen des Preußiſchen Staates. 


Erſter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in ben alten 
Provinzen. 


Vorbemerkung. 


Ueber den Begriff, der mit der gebrauchten Bezeichnung ber ‚alten Pro: 
vinzen“ verbunden, ift zu bemerken, daß hierunter diejenigen Beſtandtheiled er 
Monarchie verftanden find, welche derfelben durch den Zilfiter Frieden ver: 
blieben, für welche mithin das Ed. v, 11. März 1812 promulgirt 
worden ift. 

Durd den Zilfiter Frieden v. 9. Suli 1807 wurden aber von Preußen 
getrennt: Die gefammten Zerritorien links der Elbe, fo daß die Elbe die 
weftlichfte Gränze der Monarchie wurde; es fielen ferner die Theile von Po: 
len, welche Preußen fich inden Sahren 1793 und 1795 angeeignet, als Herzogs 
thum Warſchau an den König von Sachen; die Provinz Bialyftod mit 
206 [JMeilen an die verbündete rufjifche Macht; Danzig mit einem Um: 
Preife von zwei Stunden wurde ald Freiftaat der Provinz Wefipreußen ent: 
nommen, und der Kottbufer Kreid kam an Sachſen. 

Etwa die Hälfte der Monarchie war verloren, und ed waren alfo 

bie Marken, mit Ausnahme des größten Theiled der Altmark 

(weſtlich der Elbe) 

Schleſien, 

Pommern und 
Preußen, mit Ausnahme eines Theiles von Weſtpreußen, 
welche zur Zeit, ale das Ed. v. 11. März 1812 gegeben wurde, die Mo: 
narchie bildeten, und für welche es auch, wie dur K. O. v. 8. Aug. 1830 
feftgefegt, mit Ausfchluß der durch den Parifer Frieden wieder und neu er: 
worbenen Provinzen, gegenwärtig noch allein gilt !). 

Nach der jegigen Eintheilung des Landes bilden diefe Zerritorien: 

1) Die Provinz Brandenburg, mit Ausfhluß der Lauſitz und des Kott: 

bufer Kreifes ; 


— — 





1) S. S. 40. 
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2) von bet Provinz Sachſen und refp. dem Herzogthum Magdeburg die 
- beider Jerichowſchen Kreifet); 

3) die Provinz Preußen, mit Ausriahme des Kulmer und Michelauer 
Kreifes, der Städte Thorn und Danzig mit ihren Gebieten ; 

4) die Provinz Pommern, mit Ausfchluß von Neuvorpommern : 

5) die Provinz Schlefien, mit Ausnahme des dazu gehörigen Theiles der 
Dber-Kaufiß ; 

6) in der Stadt Danzig und deren Gebiete gilt dad Ed. v. 11. März 1812 
faftifch fett deffen Wiedervereinigung mit Preußen, und die RD. ». 
25. April 1832 fanktionirte diefes Faktum. Das Nähere hierüber ift 
im zweiten Abfchnitte mitgerheilt. 


Erftes Kapitel, 


Einleitung. 
I. 
Hifforifhe Einleitung. 


Literatur). 


- Die meiften Hiftorifchen Schriften find in den Noten betreffenden Ortes erwähnt. 

Vergl. ferner: 

Beckmann, Hiſtoriſche Beſchreibung der Chur: und Mark: Brandenburg. Berlin, 
1751.  # B. Fol. Thl. I, Kap. IX, ©. 187 —232. 

Möhfen’s Gefhichte der Wiffenfchaften in der Mark Brandenburg. Berlin und 

ae: 1781. gr. 4. ©. 264 seq. und 514. 

‚, Annalen der Juden in den Preußifchen Staaten, befonders in der Mark Bran: 

benburg. Berlin, 1790. 

% Zimmermann, Berfuc einer biftorifhen Entwidelung ber Märkifchen Städte: 
gefofüngen. Berlin, 1837. Bd. 1. ©. 326 seq. 

Friedländer, Aktenftüce, die Reform der jüdifchen Kolonien in ben Preuß. Staaten 
betreffend. Berlin, 1793. 

$.%. Bimmermann, Gefchichte und Berfaffung der Juden in der Provinz Schlefien. 
Breslau, Löwe, 179, 


A, 


Die Gefchichte der Juden in den ältern Provinzen des 
Staates, mit Ausnahme Schlefienss). 


Die Juden famen wahrfiheinlih ſchon zu Ende des 12. Jabhrh. in 
die Mark Brandenburg. Schon um 1243 fand eine Verbrennung derfel 
ben zu Belis flatt, und das Klofter zum heiligen Grabe verdankt um 
1287 einer zweiten Verfolgung feine Entftehung®). Sie kommen 


1) Diefe verblieben 1807 preußifch. 

2) Die abhandelnden Schriften, welche das Preußiſche Judenweſen betreffen, f. bei 
der Literatur ©, 29 flg., und die allgemeinen hiftorifchen Schriften bei der allg. 
Hiftorifchen Einleitung ©. 1. 

*, Die Gefhichte der Juden in Schlefien hat mit der in den anderen Provinzen wes 
nig gemein. Auch nachdem Kriedrich dev Große Schylefien erobert, blieb Schles 
fien bis zum Sabre 1808 in der Verwaltung ifolirt, und insbefondere wurde auch 
das G. v. 17. April 1750 für die ſaͤmmtlichen Lande mit Ausſchluß Schleſiens 

egeben. E38 ift daher diefe Gefchichte in einem befonderen Kapitel gegeben. 

ei jener erften Abtheilung wurde Zerlindens Darftellung zum Grunde gelegt. 

) Belisifhe Geſchichten V. Bd. III, & 9, IX. c. d, 5.2, Thl. IV. Bd. 2. 
Annalen der Juden ©, 11, 
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zuerſt befonberd in ben Städten der Altmark vor, wo fie einen 
ausgebreiteten Handel führten. Insbeſondere waren fie ſchon unter 
bem Aftanifhen Haufe zu Stendal und Salzwedel zahlreich, 
genoffen dafelbft nicht allein den bürgerliben Schuß, fondern batten 
auch erbliche Vorrechte, fo vermöae des Schußbriefed, den fie 1297 zu 
Stendal erhielten, dad Recht, willführlich Zinfen zu nehmen, unterdeffen 
die chriftlichen Kaufleute und Andere Geld ‘auf Zinfen, oder, welches gleich: 
bedeutend war, auf Wucher, auszuleihen verhindert waren, und in der Stadt 
Brandenburg hatten fie nad dem Zeugnifle einer Urkunde von 1315 
dad Bürgerreht!). Sie befaßen bereits damald Synagogen in ben 
Städten. Schon im 3. 1297 muß eine foldhe in Stendal gewefen fein, 
da die Markgrafen Otto und Conrad in der Judenordnung von bies 
fem Zahre beftimmen?), daß fie bei Prozeffen den Eid öffentlich in ihrer- 
Synagoge in deutfher Sprache ſchwören follen, damit ſolchen alle Chriften 
verftehen Fönnten. Kein Jude durfte aber nach eben diefem Geſetze in der 
Stadt Stendal wohnen, der nicht zehn Mark eigen befäße. Das Kippen 
‚und Wippen der Münzforten wurde ihnen bei zehn Mark Strafe verboten. 
Zehnjährige Knaben follen ſchon Schußbriefe erhalten. Die Juden follen 
als Bürger angefehen werben, und bei dem Zufammenfchießen der Bürger: 
ſchaft zu den landeöherrlichen Abgaben mußte jede Judenfamilie einen So⸗ 
lidum geben. Auch Markgraf Hermann führt in einer Urkunde von 
1307 3) die Spandowſche Judenfhaft ald Anfäßige und Eigen: 
thümer an, mie benn überhaupt die Juden im Jahre 1320 in mehreren 
Städten der Mark Bürgerrechte genoffen ®) 

Unter der Regierung der Baierfhen Markgrafen wurden die Juden 
in der Mark Brandenburg noch mehr begünftiget. Sie bewohnten in vie: 


1) C. R. Haufens Staatölunde ber Preußifchen Monarchie, Berlin 1789, Heft I. 
©. 130. Reitemeier Gefchichte der Preußifchen Staaten, 1. Theil, Frankfurt 
ds d. D. 1801, ©, 573—578. 

3) Sie findet fich in Lenz Branbenburg. Urkundenfammlung, 1. Thl. ©. 149 u. f. 

3) Hiftorifche politifche militairifhe Beiträge, 3. Thl. 2. B. ©. 424. 

+) Beckmanns Topographie ber Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 9. ©. 190. 
Vergl. audy ©. 205, Note 5. 

Gegen biefe urkundlichen Zeugniffe beginnt Ko ch fein Werk: „Die Juden im Preuß. 
Staate” zu Unrecht mit den Worten: „Weil die Zuben als Fremde von jeher 
nicht Mitglieder einer freien deutfchen Gemeinde werden Eonnten ıc.” und fügt 
in einer Note hinzu: „Seit den älteften Zeiten ift nicht nachzumweifen, daß bie 
Juden irgendwo in Frankreich und Deutfchland zur Ortsgemeinde gehört hätten.” 

Derfelbe Scriftfteller fagt jedocdy wenige Seiten weiter (S. 26. Note 7): „Ehe 
bie Verfolgungen begannen, hatten die Juden unter ben Merovingern 
unbefhränftte bürgerliche Rechte“ und beruft fih auf Renard, his- 
toire ciy. eccles. et litteraire de la ville de Nimes,. I. Liv. II. p. 155., auf 
Zoft, Bd.6. S.45. und Anh. Nr. 5., und Bangnot, les Juifs d’Occident, 
II. 47, bemerkend, daß noch unter Karl dem Großen eins der Oberhäupter der 
Stadt Narbonne immer ein Jude gewefen fei. | 

Auch in Schlefien gehörten die Juden bereits im 14. Jahrh. an einzelnen Orten zur 
Ortsgemeinde, In dem beftätigten Rechte der Stadt Schweibnig v. Herzog Bolko 
d. d. 24. Zuli 1323 beftimmt derfelbe im $. 48., daß Juden, — ed wäre benn 
auf fürftlichen Befehl, — Nonnen und Wittwen kein Hof oder Erbe in der Stabt 
verkauft werden folle, wenn fieniht fhon zuvor Erbein derfelben hät- 
ten, weil von foldhen Leuten der Stadt wenig Recht gefchehe, und im $. 49 l.c., 
baß alle Juden, dieinder Stadt eingeerbtwären, mit den andern Bürs 
gern ſchoſſen, Wachen thun und zu anderem Nutz der Stadt helfen follten. Vergl. 
die Gefhhichte der Juden in Schlefien von DO. Wolff in den fchlefifhen Provinz.= 
Blättern pro Sept., Dft., Nov. 1812. 9. 304 ff. Landgüter befaßen fie fhon 
en bes 13. Jahrh. dafelhit. Vergl. unten die hiftor, Einl. in Betreff 

enens. 
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len Städten eigne Häufer und ganze Straßen, welche noch heutiged Tages 
Sudenftraßen oder Sudengaffen heißen. Die Markgrafen nugten fie 
bei Eintreibung ihrer Einkünfte und zogen, abgefeben von dem Schußgelbe, 
auch durch die Zölle von den Juden bedeutenden Vortheilt). Dafür wer: 
den fie in Urtunden von 1341,1343 und 1344 „liebe Kammerknechte“?) 
genannt, auch wohl „meife und befheidene Leute”, ein Zitel, der da: 
mald nur den Magifträten gegeben mwurdes). Nichtödeftomeniger wurden 
fie ald Kammerknechte oft von den Markgrafen an Städte und Privatpers 
fonen verkauft, verpfändet und verfchenft®). 

Der Markgraf Ludwig der ältere ertheilte ihnen in der Mark über 
ter Oder, oder der heutigen Neumark, unter anderen Privilegien im Jahre 
1341 dad Vorrecht, daß fie allein vor dem Richter ded Orts, wo fie wohn: _ 
ten, follten belangt werden; von felbigen konnte fich der Kläger, wenn jes 
ner nicht entfcheiden wollte, an die Landvögte und von diefen an die 
Markgrafen felbjt oder deſſen Hofrichter wenden). 








1) Gerken, Cod, dipl, Brand. T, V. p. 102. 
2) „Fideles nostre camere servos‘“ in ber unten erwähnten Verpfändung des 
Zubdenfchuges für Müncheberg von 1353, 


») Gerken, Fragment Marchic. T. IV. p. 102. Unter dem in den Urkunden 
vorkommenden Ausdrud: Juden, ift jedoch nur der Juden zins zu verftehen. 


*) Gerken, diplomat. veter. marchiae Brandenburg. T. J. p. 49. Bed: 
manns Zopographie der Mark Brandenburg. 1. Th. 9. Kap. ©. 190. 
Schon im Anfange des 13. Jahrh. hatte Herzog Rubolph von Sachſen in Verbin: 

dung mit dem Probft Nikolaus von Bernau, und im 3. 1322 die Markgraͤfin 
Agnes den Städten Berlin und Köln den Zudenfchug in demfelben —— 
(Müller, Resol. NAXIII. No. 7.) und in ber Mitte des 14. Jahrh. verpfüns 
dete foldyen der Markgraf Ludwig dem Rathe zu Müncheberg und zu Berlin 
(Münchebergfche Geſchichte S. IX.) Eben jo ſchenkten 1320 die Herzöge von 
Pommern der Stadt Prenzlau die Juden (Bedmann a. a. D. S. 190, 
Prenzlaufhe Geſchichte C.AV.$.8. Gerken, Cod. dipl, ©. 39.) 
5) Gerken, Cod. diplom. Brand, T. III, p. 230. 

Ein den Juden von diefem Markgrafen Ludwig ertheilter Schusbrief wird unter 
anderen von demfelben, ald Kaifer Ludwig, gegebenen in ber in ee ee 
medii aevi T. VII, No. 7, ©. 75 mitgetheilt (gegeben zu Stendal 1343). 
Er lautet deutfch: 

„Bir rc. thun kund: daß wir den weifen Tuben, dem langen Moskyn, von Ras 
„tbenow genannt, feiner Frauen Nechania und ihren Söhnen, Bennas Jacob 
„Bose und Iſaac nebft ihren Erben und Schwägern, unfern lieben Kammer: 
„enechten, in unferer Stadt Stendal wohnhaft, vor den übrigen Juden einen ges 

wiſſen Vorzug einzuräumen befchloffen haben, wogegen fie uns jährlic zu St. 
„Martinstag fünf Mark Gilbers pünktlih und treulich entrichten follen. 
„Wofür wir denn genannte Juden von jeder Art von Abgaben, Geldabforberung 
„oder Bede (exactionis, depecuniationis et precariae), fie mögen Namen has 
„ben wie fie wollen, frei und ledig wiffen wollen. Dergeftalt, daß weder durch 
„uns noch unfere Amtleute oder Diener, nod) die Bürger der genannten Stadt 
„von ihnen deshalb das geringfte gefordert nody beigetrieben werben foll, und ges 
„mannte Zuden und ihre Nachkommen ruhig in erwähnter Stabt wohnen follen, 
„womit aud andere Bürger zufrieden find. Wir wollen aud), daß fie gegen jede! 
„Beleidigung getreulich gefhügt werben, und befehlen den Bürgermeiftern der 
„genannten Stadt, jegigen und künftigen, mehrbefagte Juden bei allen buͤ r⸗ 
„gerlihen Rechten in unſerm Namen eben fo wie ihre eignen Bürger zu 
„ſchirmen und zu ſchützen.“ 

Ini Jahre 1356 gab derfelbe Ludwig der Römer, dem beſcheidenen Knecht 
Fritzel, feinem lieben — Kammerknecht und deffen ehelichen Erben das Ambacht 
des Thurms zu Spandau zu einem rechten Erblehn auf ewige Zeit. Die Beleh⸗ 
nung ift in Gegenwart vieler edlen Männer und Ritter ertheilt. Gerken, 
Cod, dipl, Brandenb, Tom, IV. p. 532, Hift. Beitr. 3. Th. 2. Bd. ©. 817, 
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Unter demſelben Megenten endete jedoch diefe-Erkichterung; Vom 
Jahre 1348 bis zum 3. 1357 wüthete durch ganz Deutfchland die Peſt. 
Sie traf auch die Marken. Unmiffenheit, Neid und Bosheit fchrieben dies 
bier wie überall — ſ. die allg. Einleitung — einer Vergiftung der Bruns» 
men, der Luft, durch die Suden zu, und ed wurde anf Grund defien ihre Vers 
folgung ‚unter Genehmpaltung ‚der meiften Obrigkeiten beichloffen ‚und mit 
gränzenlofer Barbarei durchgeführt 1). Landvögte und Magifiräte zeigten 
ſich bierbei eben fo eifrig, als thätig bei Einziehung ihrer Güter. ‚Died be⸗ 
ftätigen mehrere Urkunden. In den ;meiften Städten und aufdem Lande 
wurden die Juden erfchlagen und hingemworfen; Niemand wollte fie begra⸗ 
ben, und fie verurfachten nun nach dem Tode eine wirkliche Peſt, für,deren 
Urfache man Tie vorher ohne Grund audgegeben hatte2). | 

Wenn glei au im funfzehnten Jahrhunderte die Begriffe von 
dem menſchlichen Werthe der Suden fich wenig geändert und demgemäß ihre 
Behandlung nicht vortheilhafter für fie geworden 3), fo fcheint ‚ed doch, daß 
fie unter dem Burggrafen Friedrich von Hohenzollern fi in guten 
Umftänden befunden, und es ift wahrfcheinlich, daß fie bei den damaligen 
vielfachen Räubereien und Ausfchmeifungen des Adeld Gelegenheit gehabt, 
ſich Reichthümer zu erwerben, do der jüdifche Geldverkeht in diefer Periode 
von einem ausgebreiteten Umfange war, wovon fich in den rathhäuslichen 
Arciven der märkiſchen Städte viele Beifpiele finden *). 

Daß die Suden bis hierhin feit ihrer Einwanderung in die Preußifchen 
Staaten außer den Marken auch in andern Provinzen gleiche Fortfchritte 
gemacht hätten, erhellet nicht. In Pommern fcheinen fie wenigftens Feine 
ſolche Begünfligung als in Brandenburg gefunden zu haben, und aus Alt: 
Preußen waren die Juden durch ein ausdrückliches Verbot des deutfchen Ors 
dens ganz ausgefchloffen 5). 

In den Marken wurden die erworbenen Reichthümer von Neuem ihr 
Berderben. Unter der fonft weilen Regierung ded Churfürften Joachim 
gebrauchte man religiöfen Fanatismus wiederholt zum Vorwande, ihr Vers 
mögen einzuziehen. Die angeblich von einem Kirchendiebe an einen Juden 
verkaufte Monftranz und eine von Letzterem in Stüde zerfchnittene Hoflie, 
woraus Blut gefloffen, diente zum Vorwande, acht und dreifig Juden zu 
verbrennen, zwei Juden, die fich befehrt hatten, zu enthaupten, und alle 
übrigen nach gefchroorener Urphehde 6) aus dem Kande zu treiben”). 

Der Ehurfürft Joachim II., dem eine glänzende Hofhaltung und bie 
Reichöfeldmarfchallewürte die Finanzen erfchöpfte, nahm jüdifche Familien 
in feine Staaten wieder auf, welche ihm gegen den zu ertheilenden Schuß 


7) Möhfens Gefhichte ver Wiffenfchaften in der Mark Brandenburg ©. 262. 
2) — Hauſens Staatskunde der Preußiſchen Monarchie, 11. Heft. 


3) Merkwuͤrdig iſt die Stelle, welche in Markgraf Albrechts von Auonbenburg 
Inſtruktion für feine Abgeordnete an die Zudenichaft im Reich zu Einbringung 
ber Steuern, Schagung und des ‚goldnen Ofterpfennigs vom Sabre 1462 vor: 
kömmt, ‚weil fie die Denkart damaliger Zeit gegen die Juden ,beurfundet. Der 
Arhivarius Spieß hat ſie im Plaſſenburgiſchen Archive aufgefunden und im 
erften Theile feiner diplomatifchen Nebenftunden ©. 127. mitgetheilt. 

) Beckmanns Beſchreibung der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 10. S. 189. 

6) Reitemeier, Geſchichte der Preußiſchen Staaten, Th. 4. S. 676. Kulmer 

68. 





MR. Kap. iR. Tit. 6. Buch IV, ‚P- 1 

*) Annalen;ber Zuden in den Preußischen. Staaten, Berlin 1700, S. 82. 

?) Möhfen Geſchichte der; Wiſſenſchaften in der Churmark Brandenburg, S. 508 . 
Engel Annal, marehie. p. 275. : 
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(werfprechen mußten, jährlich vierhundert Gulden zu bezahlen, und beeitalis 
ſend Mark fein Süber in die Münze zu Berlin und Stendal zu diefern. 
Schon beim Beginne der folgenden Regierung ded Churfürften Johann 
Georg aber gemügten die einem angefehenen Juden Namens Lippold zur 
Laſt gelegtem Verbrechen zu der im Jahre 1573 erfolgenden Vertreibung 
ſämmtlicher Tuben. Ste mußten ihre Güter verkaufen, den Gerichten die In» 
ventarien⸗ und Unterfuchungsfoflen und die Abzugägelder bezahlen und das 
Land abermals räumen !). Diefelben müffen fi im Laufe der Zeit wieder 
eingefunden ıhaben; im Landtagsrezeß von 1693 verfpricht der geoße Chur⸗ 
fürft den Ständen deren Beſchränkung?). Derfelbe ertheilte deſſenungeach⸗ 
tet unter dem 21. Mai 16613) funfzig Yudenfamilien die Erlaubniß, fich 
in der Churmark gegen ein gewiffes Schußgeld niederzulaffen. Als fich 
ihre Anzahl aber. mehrte, beichränkte er ihren Handel durch bad Vers 
bot des Aufkaufs der Felle und Raubmwaaren bei Strafe der 
Konfisfation*), und durch dad Verbot des Handeld mit Silber, Pergar 
ment, Bruchfitber und harten Gelte?). Eine noch größere Einfchränkung 
erfolgte durch das Hauſir⸗-Edikt vom 17. Aug. 1692), worin das 
Haufiren der Juden auf dem ande und in den Städten, fomohl durch fie 
felbft als durch ihre Knechte, bei Verluſt ihrer Pferde, Wagen und Waaren 
unterfagt wurde. Erft unter dem Churfürften Friedrich.dem dritten 
wurde durch die Cirk Verordnung v. 13. Febr, 1699 den Juden verbos 
ten ?), tünftig ohne Spezialtonzeffion Häufer oder Immobilien zu kaufen. 

Bu Ende viefes fiebzehnten Jahrhunderts hatte fih auch in den 
Weſtphäliſchen Provinzen im Herzogthum Cleve und der Grafſchaft Mark 
die Anzahl der Juden ſehr vergrößert. Churfürſt Friedrich Wilhelm 
erneuerte ihr Geleit-auf zwanzig Jahre, welches Churfürft Friedrich der 
britte.auf eben fo viel Zeit ausdehnte. Won den hundert und funfzig 
Familien, welche nach dem Geleitöpatente in beiden Provinzen vorhanden 
fein follten, fehlte aber damals der dritte Theil). 

Mit dem Anfange ded achtzehnten Sahrhundert$ wurde eine all 
gemeine Zählung der Juden in den Preuß. Staaten vorgenommen, 
mobei ſich ihre Anzahl fehr vermehrt fand. Außer der V. v. 26. 
Nov. 1700, wodurd die Binfen feftgeftellt wurden, welche die Juden 
von ihren ausgeliehenen Geldern nehmen follten °), iſt befonders das am 


1) Eine ausführliche Nachricht hiervon und von Lippolds harten Beftrafung fin 
det man in Möhfens Gefhichte der Wiffeufchaften in der Mark Brandenburg, 
‚Berlin und Leipzig 1781. gr. 4. ©. 514 u, f. 

2) „Mit den Juden haben wir einen fonderbaren Kontrakt fchließen laffen, vermöge 
deſſelben ihnen ‘aller, Handel und Wandel in unfern: churfürftlichen Landen inter: 
diciret, ohne allein in den publicis et solennibus nundinis, in welchen fie doch 
dem bei magistratui loci fid) angeben-follen, darüber denn, ‚weil; zu folcher Zeit 
“alle comınereia cuivis libera fein müffen, Niemand einige Klage und Beſchwe⸗ 

rung zu führen, wird Urfache haben. Sm übrigen wollen wir Ihnen in Unfern Lan⸗ 
den Beine Axa domicilia noch auch Synagogen verſtatten. Würden fie auch 
untüchtige Waaren feil haben, oder illicitas usuras treiben, wollen wir folches 
mit: Ernit zu betrafen nicht unterlaffen.” Landtagsrezeß v. 26. Zuli1653 Art. 2. 

2) Mylii-Corpus Constitut. Marchie, Tom, V. 5. Abth. S. 121 u.f. 

2) Ed.v.2. April 1680. Mylii Corp. Const, Marhic. T. V. Abth. II. ©. 159. 

°) Ed. v. 12. Juli 1683 und 18. März 1685. Ebendaſ. T. IV. Abih. J. Cap. V. 
©. 1218 T. V. Cap. V. S. 124. 

*) GEbendaf. T. V. Abth. II. Cap. VII. S. b07. 

1) Ebendaf. T. V. Abth. V, Cap. IH, & 4129. 198. 

°) Ann. der Juden in den Preuß. Staaten, :©. 130. 

®) Mylii Corp, Constit. Marchic, T, Il, Abth. I, ©.205. 219, 555, 
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7. Dec. 1700 befannt gemachte Provinzial- Reglement der Juden 1) 
zu bemerken, Wegen einer angeblichen Uebertretung der Bedingungen ded 
Schutzes lied die V. v. 24. San. 1800 $. 1. „Gnade für Recht ergehen‘' 
und beflimmte nur, daß jede vergleitete Judenfamilie dad Doppelte des 
jährlichen Schußgeldes von 8 Rthir bezahlen, und die unvergleiteten, außer 
Erlegung des doppelten Schußgelded für die ganze Zeit ihres Aufenthalts, 
aus dem Lande gefchafft werden follten. Es wurde ferner die Be 
freiung vom Leibzoll aufgehoben und mußte die ganze Judenſchaft 
in solidum 3000 Rthlr. ald Schußgeld aufbringen. „Und diemweilen 
hiernächſt die vergleitete Familie vermöge des in Anno 1671 bei der 
erften Rezeption gemachten Bedinges jährlih ein gar geringes, und 
nur 8 Rıhir, an Schußgeld entrichtet haben, und tahingegen von dem 
Leibzoll befreiet gewefen, dadurch aber zu allethand Unterfchleifen Anlaß 
und Gelegenheit gegeben worden; alß haben wir, zumalen, da vorerwähns 
ter Beding nur auf W Zahre eingerichtet geweſen, fotbane Zeit aber längft 
verfloffen ift, zu Verhütung aller Unterfchleife, die Freiheit von Leibzoll 
‚ hiermit und Kraft diefes gänzlich aufgeboben, dad Schußgeld aber von der 
gefammten Judenichaft, bis zur hiernächfi erfolgenden fernern Verordnung 
auf 3000 Rıhir. jährlich gefegt, und zwar aus diefem Fundament, weilen 
gewärtigen über 1000 Judenſeelen fi alhier befinden. Wenn nur auf 
jedwede 1 Rthlr. zum Unterhalte gerechnet; fo thut ſolches jährlih in 52 
Wochen 52000 Rthlr., welches quantum fie außer einzigen Zweifel von 
dem Wucher, den Sie aus der Ehriften Vermögen ziehen, hernehmen, da: 
hingegen die obige 3000 Rıhle nict einften die Summe der gewöhnlichen 
Inlereſſe & 6 pCent erreichet, von dem übrigen aber, fo fie gewinnen, und 
im Kaften legen, oder fonft damit täglich wuchern, und movon fie fi und 
die iprigen kleiden und audftatten, wird folchergeftallt nichtd gegeben, fon: 
bern es bleibet daffelbe gänzlich befreiet, und können fich allo die vergleis 
teten Juden des quantı halber, wenn man der Sachen recht auf den Grund 
fiehet, im geringiten nicht befchweren u. f. w.” Die 3000 Rıhlr. mußten 
in Dukaten, auf Einmal zu Michaelis, jährlich bezahlt werden. $. 3.1. c. 
In dem Regl. v. 7. Dec. 1700 ib. Nr. 12, wurde dad Schußgeld auf 
1000 Duf., in 2 Zerminen zahlbar, feftgeftellt, und die Freiheit vom Leib⸗ 
zoll wieder hergeſtellt. 

Durch die V. v. 29. Juli 1702 2) wurde den Juden geboten, ſich alles 
Handels und Verkehrs mit jungen Leuten, fo noch unter väterlicher oder 
vormundfchaftlicher Gewalt und Aufficht ftünden, zu enthalten ; und durd) 
dad merkwürdige Edikt v. 28. Aug. 1703 3) wurde bei Verluft des 
Schutzes den Juden geboten, fi) in ihrem gewöhnlichen Gebete Olenu 
oder Alenu läfternder und fchaudernder Ausdrüde wider Jeſum, deffen 
Lehre und deren Belenner zu enthalten. Died Edikt wurde von Fried» 
sih Wilhelm des erften den 15. San. 1716 *) von neuem betätigt. 

Diefer König erließ den 20.Mai 1714 ein neues Sudenreglement °) 
und ordnete einen Oberälteften der ganzen Judenſchaft den 27. Oft. 1714 
an. Ein ihnen zugedachted Abzeichen mußten fie mit 8000 Rthlr. abkau⸗ 
fen. — Specifitation zur Confirm. Privil. v. 20. Mai 1714. $. 32, 


ı) Mylii Corp, Constit. Marchic, T. vV. Abth. V. S. 135 u. f. 
14) %. a. D. Nr. 10. 

) Ebendaf. T. V. DL V. ©. 122. 

2) Ebendaſ. T. V. Abth. V. ©. 141 u. f. 

#) Gbendaf. T, V. Abth. V. ©. 178. 198. 

2) Ebenbaf. T. V. Abth, V. Cap. IH, S. 139. 
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Die bemerkenswertheften feiner Verordnungen find: . Ä 

Dad Reglement, die Abführung der Präftationen der Juden betr., v. 
16. März 1722 1); . 

Das Edikt wegen Beftrafung eined Juden, der wiſſentlich geftohlene 
Sachen an ſich bringt v. 24. Dec. 1725 2); 


Das Edikt wegen Abftelung des Betrugs der Juden in Wechſelſachen 
v. 8. April 1726 3); 


Das wieberholentliche Hauſiredikt v. 2. Dec. 1727 *); 


Die Cirk. V. v. 24. April 1728, daß die Kammern von den Schußjuben 
von Zrinitatis d. J. an fein Schußgeld ferner eintreiben follten, weil die 
fämmtliche Judenſchaft an deffen Statt, von diefer Zeit an jährlich 15000 
Rthlr. überhaupt bezahlen, auch 9. 1. Juni d. J. anftatt der biöherigen 
Summe jährlid 4800 Rtlr. zur Rekrutenkaſſe entrichten müßte; (außerdem 
mußten fie jährlich für 25000 Rthir. Waaren aus dem Berliner Lagerhaufe 
entnehmen °)); wegen ded Schuß» und Geleitgeldeö der fremden Juden 
aber, deögleichen wegen der Traufchein« Silber⸗ Kalenders Montispietatids 
Gelder es bei der alten Verfaffung verbleiben folle ©); 


Demnädhft Fam dad General: Juden: Privilegium vom 29. Sept. 1730 
als erfted Reglement für die Sudenfchaft in allen K. Ländern”). 
Es ergingen hierzu bie 
Deklaration des 3., 12. und 25. Artikels beffelben vom 24. Der. 
1730 8) und bie — 


Verordnung v. 22. San. 1730 9), wonach ed nicht erlaubt fein ſoll, 
daß Suden ein eigenes Haus ankaufen oder auch nur auf ein Haus in frau- 
‚dem legis fe viel Geld ausleihen, daß es Fein Chrift reguliren könnte, fons 
dern ed dem Quden, ald Creditori in perpetuum, zum Befit überlaffen 
werden müſſe. 

Friedrich ded Großen Regierungsgeſchichte ift auch in Beziehung 
auf die Zuden merkwürdig. Die Vermehrung derfelben fehien ihm dem 
Lande nicht vortheilhaft, und gleich zu Anfang feiner Regierung finden fich 
daher ſchon viele Veifpiele, wo der König die Ertheilung der Konzeffionen 
und Privilegien für neuanzufegende und zu begünftigende Juden zurüds 
fandte, ohne fie zu vollziehen und oft dabei erklärte, daß er die Vermehrung 
derfelben durchaus nicht wiſſen wolle. Diefed wurde auch ein Hauptbewe⸗ 
gungsgrund zur Revifion des biöherigen Privilegiums der Juden und zur 
Publifation ded „neuen'revidirten Generalreglementd und Gene: 
talprivilegiums” v. 17. April 17507), welches dad bis zum Jahre 


1) a. Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. V. Cap. III. ©. 132. 137. 
62. 167. 


2) Ebendaf. T. II. Abth. III. ©. 143. 
s) Ebenbaf. T. II, Abth. II. ©. 233, 
“) Ebendaf. T. V. Abth. I. ©. 7. 100. 115. 
>) Priv. v. 30. Okt. 1717. 8. 17. Die Neumärk. 47 Kamilien follten dazu 8000 
Rthlr. beitragen. Diefer Zwangsbebit verwandelte fich fpäter in eine baare 
Abgabe, wozu die Neumärk, Juden 500 Rthlr aufbrachten. Henkel v. Donnerss 
mark ©. 62. Nr. 34, Vergl. Friebländer Aktenftüde ©. 59. 
8) Mylii Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. I. Cap. III. &. 150, 
7) Ebenbaf. T. V. Xbth. V. Cap. III. ©. 193. u. f. { 
2) Mylii Corp. Constit. Marchic. Cont. 1. ©, 88. 
*) Mylii Corp. Constit. Marchic T. V. Xbth. V. Cap. VI. ©, 196. 
10) Nov. Corp. Constit. Marchicar. T. I. ©. 117, 
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1812 gültige allgemeine Gefetz war ?). Daffelbe iſt im „weiten Abs 
ſchnitte geaeben. — 

Unter den ſpäteren Geſetzen Friedrich des Großen ſind zu bemerken: 

Die Cirk. B. u 31. Oft; 1750 worin gefaat, daß einer Schußjus 
denmwittwe in dem neuen Reglement unter gemwiffen Bedingungen wieder 
zu heirathen zwar verflattet werden, der zweite Mann aber, wenn die Drau 
flirbr, zu feiner zweiten Ehe fchreiten, wenn er deöhalb nicht eine Königl. 
Konzeffion oder ein eigenes Privilegium auf ſich erhalten habe 2); 
Die V. v. 28. Aug. 1752, wonach die in den Königl. Provinzen befinb: 
lichen Schußjudenfamilten auf den Fuß eingerichtet werden follten, „daß fie 
nicht nach der Zahl der Familien berethnet, fondern vielmehr auf eine ge: 
wife Anzahl Köpfe feftgeiett würden, alsdann die geringften aus der Ju— 
denfchaft, ihres bis dabin gehabten Schutzes ungeachtet, weg— 
aefbafft werden foliten ?). Als fi deffen ungeachtet die Juden 
ſtark vermehrten, wurbe die vorher ergangene Verordnung, daß die jüdiſchen 
Familien mit ihren angelegten Kindern in einem Logis wohnen follten, 
durch eine allgemeine ®. v. I. März 1753 *) mit der Bedingung auf: 
gehoben, daß fie dadurch nicht authorifirt würden, mehr ald einen Handel 
u treiben. 
Dad E. v. 295. Mai 1753 drdnete an, daß Über den jährlichen Ab» 
gang der Schugjudenfamilien im Lande ordentlihe Tabellen gehalten, 
in welchen bemerkt werden follte, wenn Schusjubenfamilten abgeben wür: 
den, oder deren Schußbriefe wegen Verbrechen faffirt worden; auch müß— 
ten die Commissarü locorum dafür verantwortlich fein, daß fich unter 
keinerlei Vorwande neue Sudenfamilien in den Landſtädten einfchlichen 
und anfesten 5). In gleichem Sinne verordnete der König bald darauf, 
daß, da wider feine Abficht gegen die Vermehrung der Judenfämilien im 
Lande, ‚den zweiten Männern der Schugjudenwittwen, die nur fo lange ein 
Schutzrecht haben, als ihre Frauen leben, dennoch verftattet worden, nad) 
dem Tode derſelben anderweit zu heirathen, ſolches fünftig nicht verftattet 
und in dergleichen vorkommenden Fällen befonderö darüber bei ihm anges 
fragt werben ſollte. 


) Das revidiste Beneral-Privilegiam und Regl. vor die Judenſchaft im Könige 
reiche Preußen, der Chur: und Markbrandenburg, den Herzogthümern und Fürs 
ſtenthumern Magdeburg, Eleve, Hinterpommern, Croſſen, Halberftabt, Min: 
den, Gammin und Mörs, ingl der Graf- und Herrſchaft Mark, Ravensberg, 
Hobenftein, Teklenburg, Lingen, Lauenburg und Bütow, v. 17. April 1750. 
N. €. ©, Tom. 18. No. 65. p. 118 welches durch die Beilage zum Notif. Pat. 
v. 28. Febr. 1772 aud in Weftpreußen eingeführt ift (vergl. Beiträge zur 
Finanzstiteratur in den Preuß, Staaten. Ffurth 1781. Bd. 1. ©. 42, $. 8.) 
X erft in Folge der Gab. Ordre v. 18. Zuli 1756 im Drude erſchienen. Die 
Sudenſchaft hatte bei der Emanirung diefes Geſetzes gebeten, daffelbe nicht durch 
den Drud öffentlich befannt zu machen, weil fie daffelbe für ſehr nachtheilig 
hielt. Man bewilligte anfänglic, diefes Gefuc und fertigte das Gefeg in Ab: 
fhrift den Landesfollegien, unterm 10. Dee. 1750, mit der Anweiſung zu, dar— 
über zu halten, jedoch Riemanden davon Abfchrift zu geben, welchen ſolches 
zu wiſſen nicht gebühre, noch weniger nachdrucken zu laſſen. Die Akademie der 
MWiffenfchaften wirkte aber mittelft Immebdiatvorftellung v. 8. Juli 1756 die 
Cab. Ordre v. 18. ejın. atıs, — der Abdruck im der Ediktenſammlung be> 
fobten wurde. N. 0.C.M.a. a. ©. No. LXV. ‚Henkel von Donnersmarf 

ote 68. 

2) Mylii Corp. Const. Machie. T. V. Abth. V. S. 175. 

>) Nov. Dorp: Const. Märchie, T. I. S. 67. 

«) Ebendaſ. T. 1. ©. 437440, 

2) Ebenbaf. T. II, S. 120. 
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Noch find von den unter diefer Regierung erfolgten, die Juden betreffen 
den Berordnufhgen zu bemerken: y 

Dad €. v. 13. Jan. 1755, daß die Juden, wenn fie ohne Pfand Gelb 
ausleihen, an Zinfen nicht mehr als fieben von Hundert, und wenn fie ein 
Pfand erhalten, nur ſechs von Hundert nehmen, die Chriften und Juden 
aber, wenn fie unter 10 Rthlr. Geld ausleihen, wöchentlich nicht mehr ald 
einen halben Pfennig von einem Thlr. nehmen follen ?). 

Das €. v. 15. Ian. 1747 2) und Dekl. v. 10. Nov. 1777 3) die der 
Zudenfchaft eines gemeinfchaftlichen Domiciliumd obtiegende Erftattung bes 
treffend, wenn ein Glied ihrer Gemeinde geftohlene Sachen wiffentlich kauft 
oder verhehlet oder zum Pfand annimmt. 

Die E. wegen Ableiftung der Sudeneide v. 25. April, 29, Mai 1760, 
20. Sept. 1783 *). 

Das R. die Statt habende Ausmiethung eined Juden durch ben andern 
in feinem Quartiere betreffend v. 5. Sept. 1760 5). 

Die V., daß die Strafgelder von denjenigen, die über die erlaubte Zeit 
an einem Orte verbleiben, richtig eingezogen und eingefandt werden follen, 
v. 16. Aug. 1762 ©). 

Die Dekl. des Art. 18. u. 28, des Generaljudenprivilegiumd in Anfes 
bung des den Juden nur für andere nadygelaffenen Häuferanfaufs vom 
4. Suli 1763 ?), 

Die Dekl. des Art. 5. des Generaljubenprivilegiumd wegen Anfegung 
der zweiten Judenkinder v. 11. Nov. 1763 ®). 

2 V. die Anzahl der publiten Sudenbedienten beizeffend v. 19. Mai, 
1767 °). 

Die V., daß, wenn ed in Eher und Erbichaftöfachen auf Beſtimmung 
eines jüdiſchen Ritus anfommt, Rabbi und Affefloren nur ein glaubhaftes 
Atteft darüber erthrilen follen, v. 16. Aug. 1773 10), 

Die B., daß die Juden von den Aelteften in Strafe genommen werben 
fönnen, v. 22. Mai 1775 11), 

Die B. von der eingefchränkten Annahme der Juden zum Unterricht in 
der chriftlichen Religion, v. 20. Juli 1774 12). | 

Das R. v. 8. Oft. 1778, daß, wenn der fich zu diefem Unterrichte mel: 
dende ein Dienftbote ift, die hiernach erforderlichen Attefte wegen des uns 
fträflichen Wandels von den Xelteften mit unterfchrieben fein fol ?3). 

Die Dekl. des Art. 3. wegen Beftellung der jüdifchen Schulmeifter v. 
9, Dec. 1775 *). 

Die V. wegen der Judenbankerute, und daß diefelben, wenn es zweifel« 
haft, für muthwillig follen gehalten werden, v. 13. April 4775 15), 


1) Nov. Corp, Const. Marchic. T. I. &. 731—732. 

2) Mylii Corp. Const. Marchic, Cont, III. ©. 137, 

3) Nov, Corp. Const. Marchie, T, VI, ©. 1049. 

«) Ebendaf. T. H, ©. 249. 426. T. VII. ©. 2475. 

>) Ebendaf. T. II, ©. 461—464, 

*) Ebendaf. T. III. ©. 155— 158. 

7) Ebendaſ. T. III. S. 239—-242. 

s) Ebendaf, T. HI, ©. 1219— 1222. 

») Ebendaf. T, IV, ©, 877. 
10) Ebenbaf. T. Ve, ©. 543—544, 
11) Ebendaſ. T. Ve. &. 133. 134, | 
ı2) Ebendaf, T. Vd. ©. 137. — 
13) In Kegels Auszügen aus den Conſiſtorial-⸗Geſetzen, Berlin 1704. S 27. 
14) Nov. Corp. Const, Marchic. T, Ve. ©. 369, 
15) Ebendaſ. T. I. ©. 91, T. Ve, S. 125. | 
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Die: V., daß die Afquifitionen der Häufer und Grundftüde bei 10 Rtlr. 
Strafe der Kameralbehörde binnen fechd Monaten von Zeit der gefchehenen 
Acquifition angezeigt werden follen, v. 5. San. 1776 1). 

. Die B., dad Schägungdgefchäft in Anfehung diefer Judenhäufer, v. 
5. $ebr. 1776 2). | 

Die B. megen der überhand nehmenden fremden Betteljuden, v. 
2. Dec. 1780 3). 

Dad Publitandum, worin dad Haufirebift v. 18. San. 1786 erneuert 
und gefhärft moıden *). 

Bei dem Tode Friedrih des Großen befanden fich die Juden in 
einer viel biühenderen Rage, ald in den vorhergegangenen Regierungsperios 
den. Ihre Vermehrung hatre Überaud zugenommen, und der größte Theil 
von ihnen betrieb Geſchäfte, die nicht auf Wucher gegründet waren. 

Unter der Regierung $riedrih Wilhelm des zweiten beftimmte die 
V. v. 7. Nov. 1786, daß die in Teflamenten von jüdifchen Erblaffern ge 
ftellteBedingung des Verharrens des Erben oder Legatarius bei der jüdifchen 
Religion für unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbfchaft oder Legat 
demjenigen, welchem fie zugedacht worden, ohne daß derfelbe an diefe Bes 
dingung gebunden fei, verabfolget und gelaffen werden folle 5). Eine 
‚ zweite V. v. 8. Okt. 1787 beflimmte, was bei Eintragung der Juden: 
häufer zu beobachten ©) | | 

Zu Ende ded Jahres 1787 baten die Dberlanded:Xelteften der Juden—⸗ 
ſchaften in fämmtlichen Königl. Provinzen um Erlaffung des erniebris 
genden und drüdenden fogenannten Leibzolles. 

E35 wurde died die Veranlaffung eine eigene Kommiſſion niederzufegen, 
welche fih von Deputirten der Judenſchaft VBorfchläge machen ließ, wie 
ihre bürgerlihe Berfaflung verbeffert werden könnte. Nach einer forgfälti« 
gen Unterfuhung aller Berhältniffe wurde ſchon damals ein allgemeiner 
Reformplan entworfen. 

Zuerſt verlangte die niedergefeßte Kommiffion, in dem Zeitraume von 
1787—1789 von den Juden mehrere Nachweifungen und Erläuterungen 
über ihre inneren Einrichtungen, frommen Stiftungen, Gemeindefchulden, 
und andere Gegenftände. 


— — — — 


1) Nov, Corp, Const, Marchic, T. VI. ©. 14.182. 

2) Ebendaf. T. VI, ©. 22. 

2) Ebendaf. T. VI. ©. 3083—3093. Aehnliche waren früher in großer Zahl er: 
sangen: Ed.v.20. Aug. 1650, v. 14. Dec, 1695, v. 20. Sept. 1704, v. 17.Okt. 
1712, v. 13, Nov. 1719, v. 10. San. 1724. Revid. Ed. wegen Abhaltung 
der fremden Betteljuden v. 3. San. 1737. Erneuertes und gefchärftes Ed. v. 
9, Febr. 1738, fämmtl. in C. C. M. Tom, V. Abthl. V. c. 3. — Ed. wegen ber 
überhandnehmenden fremden Betteljuden v. 12. Dt. 1786. N. C. C. M. VI. 
p- 3084. Man fieht nicht ein, bemerkt Koch ganz richtig ©, 19, warum das 
nämliche Edikt immer wieder von neuem gegeben worden ift. Als wenn bie 
wiederholten Auflagen des Gefeges und die erfchredlihen Drohungen beffel- 
ben gegen die Uebertreter, der das Erftemal mit — Gefängniß 
bei Waſſer und Brot beſtraft, und uͤber die Grenze gebracht, zum zweitenmal 
mal aber gebranntmarkt und wieder über die Grange gebracht, und zum dritten⸗ 
mal gehängt werben follte, und diefes vorher nicht einmal erfahren Eonnte, weil 
dieſes Geſetz den polniſchen Betteljuden in Polen vor der Ueberſchreitung der 
— — nicht vorgelefen worden fein wird, eine gute Graͤnzpolizei hätte ers 
esen follen, 

*) Nov. Corp, ;Const. Marchic, T, VIM, ©. 16. 

’) L.c. T. VIII ©, 15—17, 

*) Ebendaf, T. VI, 
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Die nächfte Folge war die Aufhebung des Leibzolles durch V. v. 31. Dec, 
1787 (C. C. M. VII. 150.) in Betreff der inländifhen Juden und in 
Betreff der ausländifchen, zur Frankfurter Meſſe kommender, durch die 8. 
v. 4. Zuli 1788 (C. C.M. VIII 2142.) ı). ° 

Eben fo wurde ihnen die gleichmäßig ungerechte und Heinliche Aus⸗ 
nahme von Porzellain aus der Berliner Porzellainfabrit, welche mit ihren 
Berheirathungen und nachgefuchten Konzeffionen verbunden war, erlaffen. 
Es erbot ſich nämlich die gefammte Judenfchaft gegen Ende des Jahres 
1787 wegen der rüdftändig auszunehmenden und zu erportirenden beträcht: 
lichen Quantität Porzellain zu Erlegung der Summe von 4000 Rthlr. ein 
für allemal. Der König genehmigte died durch V. v. 12. Febr. 1788 
und ertheilte den Juden die Freiheit, gleich den hriftlichen Kaufleuten, den 
Handel mit Porzellain treiben zu dürfen 2). 

Eine fernere Folge jener Kommilfion war dad R. ded Gen. Direktorii 
v. 18. Dez. 1789, wodurch den Juden zwar Aderbau auf eigenen Gütern 
und Handmerke geftattet werden follten 3), aber mit fo vielen Einfchrän- 
ungen und Bedingungen, daß mit der andern Hand genommen wurde, 
was mit der einen gegeben war. Die Generaldeputirten der Zudenfchaft 
machten dagegen fehr gegründete Vorftelungen, welche jedoch nur die Auf; 
hebung eined andern ungerechten Gefeged zur Folge hatte, indem dad R. 
v. 5. Suni 1792 den jüdiſchen Gemeinden die Verbindlichkeit erließ, für 
die Öffentlichen Abgaben ihrer Mitglieder folidarifch einzufteben. 

Der eben audbrechende Revolutiondkrieg drängte die beabfichtigte Total- 
reform der jüdifchen Verhältniffe in den Hintergrund, wirkte jedoch weſent⸗ 
lich ein auf die Geftaltung der Verhältniſſe der Juden in den neuerworbe⸗ 
nen Provinzen, wie bad Generalprivilegium und Reglement für die Juden in 





1) Diefen Zoll mußte jeder Zube, fo oft er auf feiner Reife ein fremdes Territorium 
-berührte, entrichten, was bei der früheren Zerfplitterung Deutichlands, die auf 
einer Duabratmeile häufig mehrere Territorien zeigte, dem Aermeren oft uners 
fhwinglih war. In den Kleinfchen Annalen der Gefesgebung ꝛc. Bd. 7, 
©. 131 bis 169 führt ein Kriminalfall die Ueberfhrift: „Der Jude Nehemias 
Jehude Leib raubt, um den Leibzoll zu erfchwingen.” Deſſen ungeachtet fah 
Preußen die moralifche Erniebrigung mit Recht ald das größere Uebel an und 
bob den Leibzoll auf, wie es in der B, v. 31. Dec. 1787 heißt, damit die Israe— 
— „mehr von einer Erniedrigung, als von einer laͤſtigen Schatzung“ frei 
würden. 

Während der Kaiſer Joſeph II. ſchon in den Jahren 1781, 1782. dieſen Leib: 
Zoll gleichfalls abgeſchafft, und Baiern im J. 1799, folgten die anderen deur—⸗ 
ſchen Staaten im Anfange dieſes Jahrhunderts; Sachſen erſt durch ein rufs 
ſiſches Gouvernements-Patent v. 28. Dec. 1813. 

Die ausfuͤhrlichſte Darſtellung der betr. Verhaͤltniſſe enthält: Scheppler, 
über die Aufhebung des Judenzolls, nebſt einer ſtizzirten Geſchichte der Juden 
und ihrer Schickſale und ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe, beſonders in Deutſchland 
und einer moraliſchen, rechtlichen und politiſchen Beurtheilung der Abgabe des 
Leibzolls insbeſondere. Mit Urkunden. Hamm und Leipzig 1805. S. auch 
Kopp's Bruchſtuͤtke zur Erläuterung der deutſchen Geſchichte und Rechte. Caſ— 

Bemerkenswerth iſt uͤbrigens, daß Preußen, in eigenthümlicher Anwendung der 
Retorſion, von Neuem den Leibzoll in Beziehung auf Juden, die aus dem König: 
reiche Polen kommen, durch K. O. v. 11. Sept. 1823 deswegen eingeführt, weil Ruß: 
land ben Subengeleitzoll durch eine®. v. 26.Nov. 1822 in bem Königreich Polen 
für eine fortdauernde Abgabe erklärt hat. Vergl. hierüber Thl. 1. Ahth. 4. 
„Berhältniffe der auswärtigen Zuden zum Preuß. Staat.” 

2) Ann. der Juden, ©. 327. 
2) Ebendaſ. S. 331. 332, 
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den Danziger Vorſtädten Hoppenbruch, Stolgenberg und Langfuhr, v. 9. 
Aug. 1793. (N. C C. M. T. V. q. 497.) und das Heneral Juden⸗Regle⸗ 
ment für Sid» und Neu:Oftpreußen, v. 17. April 1797 (Ebd. Tom. X, 
p. 1031 u. Stengel IV. p. 180.) ergeben. | 

Das bürgerliche Geſetzbuch zeigte demnächſt Einzelnen die Möglichkeit, bie 
vollen Rechte der chriftlichen Kaufleute zu ertanyen 1). 

Die erteägliche Lage der Juden unter diefer und der vorigen Negierung 
war genügend, bedeutende Männer unter denfelben hervorzurufen. 

Mit den wefenılihften Wohltbaten für die Juden ift dagegen die 
Regierung Friedrich Wilhelm ded Dritten auf immer bezeichnet, 
Sie wurden im Laufe feiner Regierung Bürger. Zwar blieb der Verſuch, 
‚welchen im 3. 1799 einige jüdiſche Hausväter machten, ſich dem Chriſten— 
tbum auf gewiffe Bedingungen anzufchließen, ohne Eıfolg 2), Doch be: 
zeichnete ſchon dad Reglement wegen Aufhebung der Berpflid. 
tung der jüdifhen Gemeinden den durch Vergehungen ein: 
zelner Mitglieder zugefügten Schaden zu erfegen und der 
dagegen zur Erhaltung der Öffentlihen Sicherheit zu tref: 
fenden Beranftaltungen vom 18. Juli 1801 den Königlichen 
Sinn. Es war bid dahin nämlich in verfchiedenen Evikten und Ber 
ordnungen feltgeleßt, daß die Fudengemeinden zum Schadenerfag verpflich- 
tet fein follten, wenn ein Mitglied derfelben einen Diebftaht beginge, wifs 
fentlich geftohlene Sachen verhehle oder zum Pfand annehme, und nicht 
Bermögend fei, den entitandenen Schaden zu erfegen. Durch jened Gefeg 
wurbe diefe biäherige folidarifche Verpflichtung der Yudengemeinden zur 
Erfeßung des von deren Mitgliedern durch Diebftahl oder Diebeshehlerei 
verurfachten Schadens bergeftalt aufgehoben, daß von der Zeit der Publi: 
fation diefed Reglements an gerechnet, Feine auf eine folche folidarifche Er: 
flattung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwifhen den 
chriſtlichen und jüdifchen Gemeinden obwaltende Unterfchied für aufgehoben 
geachtet, und die Frage: in welchen Fallen jüdifhe Haudväter für die Ver: 
gehen ihrer Haudgenoffen ober Dienftboten einftehen müffen, nach eben 
den Grundſätzen, wie bei chriftlihen Hausvätern beurtheilet und entfchie: 
den werden foll. 

Obgleich nun auch in Abficht der Religiondverfchiedenheit der Juden 
weit mildere Grumdfäße, ald in früheren Zeiten walteten, und der Haß 
gegen die Juden ald Undeutfche nachlies, fo galt doch immer noch der 


— — 


1) Einige erhielten General⸗Schutz⸗Privilegien und darin die Rechte chriſtlicher 
Kaufleute, womit zwar weſentliche Re aber doc) keineswegs die Aufnahme 
in bas volle Buͤrgerrecht verfnüpft war (N. C.C. VI, 13.) Nur fehr wenigen, 
3. B. 1. 3. 1791 dem Banquier Isig, wurden foͤrmliche Naturalifations-Pa: 
tente ertheilt. 
Sendfchreiben einiger jüdifchen Hausväter an den Probft Teller, Berlin 1799. 
& ellers Beantwortung des Sendichreibens u, f.w. 1799. Es wurde jedod) der 
- Schon in dem A. L. R. Thl. I. Zit. XI. $. 7. aufgeftellte Grundſatz: „Jeder 
Hausvater Eann feinen haͤuslichen Gottesdienft nach Gutbefinden anordnen,’ 
welcher in Anfehung der Juden ſchon früher in vollitändige Ausübung gekom⸗ 
men war, nochmals wiederholt. Denn es heißt indem R v. 5. Zuni 1797 
„Ale Kirchen: und Synagogen: und Rıtual:Goaction und Disciplin aber wird 
aufhören müffen, und dagegen jedem jüdifchen Hausvater uͤberlaſſen bleiben, wie 
er feinen Gottesdienſt und feine Handlungen, fo weit fie die Ritualgefege betref: 
fen, einrichten will, zumal bie Juden bei ihren zu vermehrenden Nahrungss und 
Ermwerbsarten ſich fo vereinzeln möchten, daß viele. außer der Lage eines gemein: 
ſchaftlichen Gottesdienftes tommen werden.” er 











» 
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- Sab, daß die Juden dad Bürgerrecht nicht erlangen und an 
den Bortheilen des Staatd- und Privatrehtö nur befhränft 
Theil nehmen könnten, ein Grundfaß, der immer noch auf die Ver: 
fbiedenheit der Religion und den Haß gebaut war, welcher aus dem römi⸗ 
ſchen und Fanonifchen Rechte in die neueren Gefege übertragen wurde, 
Dieſer Sat wurde dem Prinzipe nach verworfen in Preußen’s Regenera- 
tions: Epoche. 

Die St. O. v. 19. Nov. 1808 gab bereitd nach den Anfichten Einzel: 
ner !) den Juden dad Recht, flädtifhe Bürger zu werden, und zu den 
obrigkeitlichen Aemtern in. den Städten zu gelangen und dad Ed. v. 
11. März 1812 ſprach die Aufnahme der Juden in den Staat aus, indem 
es fie auch zu Staatöbürgern erhob, | | | 


B. 
Die Geſchichte der Juden in Schlefien ?). 


Die Juden genoffen in Schlefien im 12. und 13. Sahrhundert bürger: 
liche Rechte in und außer Gericht und befaßen Landgüter ?). 

Herzog Bolto I. fagt in feiner im Sabre 1295 *) den Juden zu Schweid: 
nitz ertbeilten Urkunde, daß er den Juden alle Freiheiten und Privilegien 
feiner Vorfahren beftätigte, und in diefer Beftätigung finden fich weder eine 
—— des Heirathens noch ein Verbot Häuſer oder Güter zu 

efigen. 

Das Privilegium des Herzogs Heinrich zu Glogau vom Jahre 1299 iſt 
zum Theil wörtlich daffelbe, und der Inhalt beider Urkunden ift im fchleft- 
ſchen Landrechte befindlih. Es ergiebt fih aus denfelben, daß man faum 
einen Unterfchied zwifchen Ehriften und Juden machte. 

Der Eingang diefer Urkunden lautet deutſch: 

Im Namen ded Herrn. Amen. 

„Da die Gefege und fämmtlichen Rechte, welche die Fürften aus göttli— 

cher Gewalt geben, den Endzwed haben, daß dadurch die Ausgelaſſenheit 


») Vergl. unten das R. v. 27, Zebr. 1809, 

3) Mo nicht defondere Schriftfteller eitirt, find diefe Mittheilungen aus Zimmers 
mann’s Geſch. die Verfaffung der Juden im Herzogthbum Schlefien geſchoͤpft. 
Breslau 179. Die Ausführlichkeit derfelben wird ſchon des Intereſſes 
willen gerechtfertiget fein, weldes die Veraleihung dieſer Zuſtände vor 
1812 mit den gegenwärtigen enthält, gleichzeitig aber werben biefelben auch 
zur abfchredenden Lehre dienen Können, zu welchen Schritten eine Geſetz— 
gebung gezwungen wird, die auf unnafürlicher Baſis ruht. Hätte der Staat 
die ungeheuren Kräfte, welche nöthig waren, um diefe complicirte Gefesgebung 
in Ausführung zu bringen, zur Berbefferung der Lage jener handvoll Juden in 
Schlefien — es waren deren im 3, 1790 in ganz Schlefien 9000 — verwendet, 
fo wurden fchon bei der folgenden Generation alle dieſe Ausnahmegefege über- 
ftüffig. Statt deffen entfittlichte eine auf Willkür und Habfucht gebaute Polt: 
zeigefesgebung nicht nur immer mehr die Betroffenen, fondern nothwendig aud) 
das Heer der durch fie nöthig werdenden Beamten, da fie der Beftechung Thür 
und Thor dffnete. Daffelbe gilt von der demnädjft folgenden Darftellung ber 
Verhältniſſe der Juden in den übrigen alten Provinzen. \ 
Klofe, von Breslau, dofumentirte Gefchichte giebt eine Urkunde Herzog Hein: 
richs des Bärtigen vom Jahre 1204, in welcher zwei Zuden, Sofeph und Kar- 
el, aufgeführt werben, die nahe bei Breslau Landgüter befefien 3 1208 hatte 
ein Zube auch ein Dorf bei Trebnitz. 

*) Diefe und die folgende Urkunde haben viel Aehnlichkeit und einen unverfennbaren 
Zufammenhang mit der Sudenordbnung des Herzog Boleslav von Polen, da= 
tirt vom Montage nad Marid Himmelfahrt 1264. Erneuert wurde biefelbe 
von König Kafimir bem Großen 1343. Vergl. diefelbe hei Kortum, uͤber Bu: 
denthum und Juden, Nürnberg 1795. ne 


— 
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der Menfhen in Schranken gehalten die Unfchuld ungefränft erhalten, 
und diefelbe gegen die Verläumdung der Gottlofen geſchützt werde: fo ift 
auch billig, daß dasjenige, was durch das Anfehen der Fürften ald heilfam 
feftgefeßt worden, nachgehends nie mehr von dem Frevel eined Menfchen 
angefochten, oder umgeftoßen werden darf. Demnach wollen Wir Bolko 
von Gotted Gnaden Herzogs in Sclefien, Herr zu Fürftenberg und zu 
Schweidniz, daß gegenwärtige Schrift zur Wiffenfchaft Aller und Jeder 
gelangen, und ed Niemantden unbekannt bleiben möge, daß Wir nach ge- 
nauer Durchfiht derer Briefe und Privilegien ſowohl Unferd geliebten 
Bruderd Heinrich Herzog in Schlefien, auch Herrn zu Breslau, ald des 
Durchlauchten Fürftens Heinrich Herzogs eben Ddafelbft Weil. Unſers 
Vettern, welche diefelben über dad Recht und die Kreibeit derer in ihrem 
Lande befindlichen Juden gegeben, entfchloffen find, mit Vorbewußt ber 
unten aufgeführten Zeugen, auch denen unter Unferer Botmäßigkeit ftehen- 
den Suden ein Privilegium über ihre Gerechtfame und Freiheiten zu erthei« 
len, fie, befonderd da fie unter Unfere Cammer gehören, und Unferd 
Schutzes vorzüglich bedürfen, dadurch zu fchüßen, und fie Unferer Gnade 
.theilhaftig zu machen. Wir wollen alfo zu befferer Wiffenfchaft und Vor: 
forge einige in den Briefen befagten Unierd Bruders und Weiland Vet: 
terd Liebden enthaltene Gerechtfame der Suden bier von Wort zu Wort 
erneuern, andere Unferer Entſcheidung bis auf künftige Zeit vorbehalten, 
andere aber mit reiflicher Leberlegung fogleich erlauben, wie aus dem In: 
halt der Urkunde erhellen wird.” 

Die Urkunde Herzog Heinrichs III. zu Glogau, vom Sahre 1299 hat 
folgenden Eingang: 
Im Namen ded Herrn. Amen, 


„Bir Heinrich von Gottes Gnaden Herzog in Schlefien, Herr zu Glos 
gau, urkunden zu ewigen Zeiten. Nachdem von den Einrichtungen ber 
Menfchen nichtd zu einer rechten Vollkommenheit gelanget, fondern bie 
Willend: Meinungen und eingeführten Satzungen bderfelben, wenn fie 
auch noch fo überlegt und vernünftig zu fein fcheinen, einem Meere glei» 
chen, welches felbft zur Zeit der größten Stille dennoch Stürmen und Uns 
gewittern ausgeſetzt ift, fo wird erfordert, daß dasjenige, worauf dad Befte 
fomohl des Fürften ald der Unterthanen beruhet, öfterd wiederholt und ers 
neuert werde, bamit mittelft diefer Erneuerung die bereitd befannten Sa; 
chen noch befannter werden, mehrern Glauben unter dem Volke, und eine 
defto größere Fefigkeit erlangen. Daher befennen Bir, und thun durch 
gegenwärtiged Schriftliche Zeugniß Fund für jegt und immer: daß Wir mit 
Beiftand ded Herrn, durch welchen die Könige der Erde herrfchen, von 
dem Sie alle ihre Gewalt haben, und deſſen Größe unermeßlich ift, ver: 
möge der Uns ebenfalld von ihm über. verfchiedene Landfchaften und Völ— 
fer. ertheilten Macht nicht wollen, und zugeben, daß je einige Unferer Un; 
terthanen, weſſen Standes und Würde fie auch fein, Mangel an guten 
Geſetzen haben, und dadurh Abbruch an ihren Rechten und Gerechtſa⸗ 
men leiden follen, In diefer Abficht find Wir auch entfchloffen, denen 
Juden, die unter Unferer Botmäßigkeit ftehen, befonderd da fie zu Unſe— 
rer Sammer gehören, und Unferd Schußes für allen andern bedürfen, Un: 
fere Gnade zuzuwenden, und erachten alfo für nöthig zu befferer Bekannt» 
mahung, Wiffenfhaft und Vorſorge, die Statuten und Privilegien ders 
felben, die Wir ihnen und wegen ihnen bereitd in Unfern jüngern Jahren 
ertheilt haben, folgender Geftalt, und zwar von Wort zu Wort, zu 
- erneuern.” 
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Die nun folgenden in beiden Privilegien enthaltenen und bis auf einige 
Abweichungen gleichlautenden Artikel beſtimmten: 


1) In Klageſachen wider einen Juden foll niemal ein Chrift allein, fon: 
dern ein Chrift und Jude gegen den Juden Zeugniß ablegen. 

2) Wenn ein Chrift einen Juden zu Unrecht befchuldiget, daß er. Pfän- 
der bei ihm verfeßt, fo kann fich. der Jude mit einem Eide recht: 
fertigen. 

3) Wenn ein Chrift läugnet, daß er vom Juden auf fein Pfand nicht fo 
viel Geld empfangen, ald derfelbe angiebt, fo fol es der Jude be 
fhwören, der Chrift aber ohne Widerrede bezahlen. 

4) Ein Jude mag alles ohne Ausnahme ind Pfand annehmen, nur nicht 
nafles oder blutiges Gewand, auch feine zur Kirche gehörigen 
Sachen. 

5) Wenn bei einem Juden geſtohlene Sachen verſetzt werden, der Jude 
aber beſchwört e8, daß er died nicht gemußt, fo muß der Chriſt, dem 
diefe Sachen gehören, folche mit Kapital und Zinfen einlöfen. 

6) Verliert ein Jude die bei ihm in Verſatz ftehenden Pfänder durch 
Feuersbrunſt oder Diebftabl, und er beeidiget ed, daß er dabei zu: 
glei um feine eigenen Sachen gefommen, fo darf ihn Niemand in 
Anfprud nehmen. 

7) Kein Stadt: oder Ortörichter fo fich in Nechtshändel, fo die Juden 
unter fich felbft führen, einiger Gerichtöbarkeit über diefelben anmas 
Ben, fondern nur der Doferichter, oder deffen Subbdelegirter. Wer: 
brechen, fo die Perfon eined Juden betreffen, behält ſich der Fürft 
zur eignen Entfcheidung vor. 

8) Ein Chriſt, der einen Juden tötet, fol aufs Härtefte beftraft werben, 
und deffen ganzed Vermögen dem Kandeöheren verfallen fein. 

9) Ein Ehrift, der einen Juden verwundet, fol zur fürftl. Kammer eine 
Geldbuße zahlen, und den Verwundeten überdies noch wegen Hei: 
lung und andern Koften ſchadlos halten. Eben fo muß auch ein 
Chrift, der einen Juden nur fchlägt, dem Fürften Strafe zahlen, 
dem Gefchlagenen aber Genugthuung geben. _ 

10) Niemand fol einem reifenden Suden Hinderniffe machen. Führt 
derfelbe mauthbare Sachen bei fich, fo darf er an den Mauthorten 
davon nicht mehr oder weniger zahlen, ald ein anderer chriftlicher 
Einwohner des Orts, wo der Jude fich fonft aufhält. 

11) Die Zuden dürfen von ihren Todten, die fie von einem Ort zum 
andern ins Begräbniß führen, weder Mauth, Zoll, noch andere 
dergl. Abgaben entrichten. Zöllner, die ihnen etwas abfordern, find 
ald Räuber zu beftrafen. | 

12) Chriften, fo freventlich einen Juden-Kirchhof entehren, oder befchäbdis 
gen, follen ald Beſchädiger der Kammergüter angefehen, als folche 
beftraft, und ihre Güter fonfiscirt werden. Wergreift fich ein Chrift 
aber an einer Sudenfchule, fo ift er dem Hoferichter in 2 Talent 
Strafe verfallen. 

13) Wenn ein Jude den andern verwundet, fo ift der Thäter nach ber 
Landesgewohnheit zu beftrafen. 

14) Nur in wichtigen Dingen, die über 50löthige Mark ſich belaufen, ſoll 
ein Jude auf dem Rodal ſchwören; in geringern Sachen aber nur 
in der Schule. Ä | 


k 
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15) Gegen einen eines heimlichen Judenmords verbächtigen Chriften ver: 
fpricht der Fürft noch ferner inquiriren zu-laffen, falls auch bei der 
erften Unterfuchung gegen ihn nichtd entdedft worden. 

16) Gemaltthätigfeiten, fo Chriften an einer Südin ausüben, find nach 
den Landes: Sagungen zu beftrafen. 

17) Kein Sudenrichter darf eigenmächtig einen jüdifhen Rechtshandel 
vor fein Gerichte ziehen, wenn er nicht darum erfucht wird. Auch 
follen die Ruben nirgends als in ihrer Schule gerichtet werden. 

18) Wenn ein Ehrift einem Juden nad) abgelöftem Pfand die Zinfen da« 
von länger ald 1 Monat fchuldig bleibt, fo tragen diefe Zinfen wie: 
ber Zinfen. 

19) Juden follen in ihren Wohnungen Niemanden beherbergen. 

20) Wenn ein Jude auf Grundftüde, oder Verfchreibungen der Edel: 
leute ıc. Geld leihet, und dad gethane Darlebn durch Brief und Sie 
gel beweifen kann, fo fol er in die ihm verfchriebenen Fundos einge: 
wiefen, und bei feinem daran habenden Pfandrecht gefhüst werden. 
Ausgenommen der Schuldner reiniget fih durch einen Eid, daß er 
das in der Verfchreibung enthaltene zu zahlen nicht verbunden, 

21) Ein Chrift, der ein Zudenfind entführt, ift als ein Dieb zu beſtra— 


fen. 

22) Wenn ein Chrift ein bei einem Juden verſetztes Pfand binnen Jahr 
und Zag nicht eintöfet, fo mag der Jude das Pfand, nachdem er es 
vorber beim Richter gemeldet und aufbieten laffen, verfaufen oder zu 
feinem Nutzen verwenden. 

23) Juden dürfen an ihren Feſttagen wegen Zahlung und Pfandfachen 
nicht beläfliget werben. 

24) Wer einem Juden ein bei demfelben verſetztes Pfand mit Gewalt 
mwegnimmt, oder Unfug in deffen Haufe macht, ift als ein Störer der 
landeöherrliben Kammergüter zu befirafen, 

25) Was ein Jude leihet, fol ihm in eben der Güte und Werth unwei⸗ 
gerlich zurückgezahlet werden, 

26) Die Juden dürfen feine Pferde anders ald bei Tage und mit Zuzies 
bung einiger Zeugen zum Pfande annehmen, Wird ein gefloblnes 
Pferd bei ihm im Pfande vorgefunden, und der Jude beeidiget es, 
daß er nichtd darum gewußt habe, fo ift er unverantwortlich. 

27) Die Juden, fo falſche Geldforten bei fih führen, dürfen ohne Zuzie— 
hung gerichtlicher Perionen nicht aufgefangen werden. 

28) Wenn ein Jude zur Nachtzeit um Nothhülfe ruft, fo follen ihm die 
benachbarten Chriften beifpringen bei Strafe von 30 Schillinge. 

29) 1) Es wird den Juden erlaubt, ungehindert alles zu faufen, zu ver: 
kaufen, und dad Brot anzuriechen. | 

30) Die wegen irgend eines Vergehen in Berhaft genommenen Juden fol 
der Richter des Drts nicht fogleich richten und verurtheilen, fondern 
fie nur bis auf landeöherrlihe Erfenntniß in fiherer Verwahrung, 
doch ohne alle Schmach aufbebalten. 

31) Wenn Jemand einem Juden Geld abgeborget, und darüber Bürgen 
geftellt hat, nachgehends aber die Schuld läugnet, fo müffen es nebft 
dem Schuldner die Bürgen ebenfalld befchwören, daß derfelbe zur 
Bezahlung ded Darlehns nicht verbunden fein; widrigenfalls ift der 
Hauptſchuldner zur Bezahlung der ganzen Schuld verbunden, 


— Diefe 3 Artikel 29 - 31 befinden ſich im Privilenio Herzogs Bolko I. d. 1295, 
aber nicht im Privilegio H. Heinrichs III, d, 1299. | 
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32) Niemand fol endlich, laut den päpſtlichen Satzungen, die Juden 
mehr bejchuldigen, ale ob fie Ehriftenblut gebrauchten, weil ihre Ge: 
fege ausdrücklich gebieten: daß fie fih von allem Blute enthalten 
müffen. Wird aber dennoch von einem Chriften einem Juden ein 
Chriftenmord Echuld gegeben, fo muß der Jude deffen durch 3 Chris 
fin und 3 Juden überwiefen werden, und, wenn er überzeugt wors 
den, mit einer diefem Verbrechen angemiffenen Strafe belegt werden. 
Wird aber der Jude durch die Zeugenaudfage für unſchuldig eıfannt, 
fo fol der Ehrift wegen feiner Berläumdung eben die Strafe leiden, 
die fonft der Sude hätte ausfteben müſſen ꝛc. 

Die Juden wohnten, wo fie wollten, meift aber um die Höfe der Her: 
zoge, und gebörten auch unmittelbar zu ihrem Gerichtöfprengel; fie hatten 
alfo in diefem Punkte die Rechte Des Adeld und der Herzoglichen Bedienten 
wie dies Sowohl Nas Privilegium von 1295 für die Schweidnigfchen, ald 
von 1299 für die Glogaufchen Juden beweifetz erft fpäter find fie den Ins 
tergerichten untergeben worden !). 

Ueberall, wo fich eine Gemeinde bildete, hatten fie Synagogen und Kirch: 
höfe, und fait in allen beträchtlichen Städten, ald Breslau, Deld, Glogau, 
Schweidnitz, Glatz, Liegnis, Jauer, Neiffe, Bunzlau, Wartenberg, Leob⸗ 
ſchütz ıc. hatten fie Gemeindeäiteften, oder Meifter, und trieben Urbar, 
das ifi bürgerliche Nabrung. Einen Beweis davon liefert eine Urs 
kunde der Hetiogin Elifabeth zu Piegnis vom 5. December 1447, nad) 
welcher fie die Juden vem Mag. unterwarf. Die Worte derfelben lauten: 

„Beben und verleihen Wir Unfer berrfchaftlich Gericht, die Wir ges 
habt haben über die Juden Gaßen, Schule, Häufer ıc. zum Mit: 
leiden zu ziehen, außer Mofche, Zudenmeifter, Jakob und Stenzeln, 
Maurern, fo lange fie leben, doch daß fie in ihren Häufern nicht mehr 
orbern, oder fonft was ofbringen der Stadt Urber zum Schaden ıc. ?). 

Folglich hatten fie dergleichen vorher, als fie noch unter ben herzoglichen 
Gerichten fanden, ausgeübt. Auch in dem Verzeichniß derer im Jahr 1453 
aus Schweidnig vertriebenen Juden finden fi Handwerker; eben fo durfs 
ten fie in Oppeln bürgerliche Nahrung treiben. 

In allen obengenannten Orten hatten fie ganze Gaſſen inne, und Schid: 
fug fagt, daß vor 1454 die Juden im Fürftenthume Schweidnig Güter 
befeffen, auch Häufer, Gärten und Wiefen gehabt. In Deld wurde bald 
nach Erfindung der Buchdruckerkunſt eine jüdifche Druckerei angelegt. 

Die Gefchichte aller einzelnen Städte beftätigt die Anfäßigkeit der Ju— 
den und den freien Gebrauch ihrer Religions »Uebungen, 

Eine Folge war, daß die Juden in Anfeben ftanden, und wohlhabend 
waren. Im Jahr 1328 erborgte Herzog Bolto III. zu Liegnitz ſich von 
einem Juden 8000 Gulden, für die damaligen Zeiten eine bedeutende 
Summe, 

1298 gaben die Zuden zu Bunzlau ein freiwillige anfehnliches Gefchent 
zur Befetigung der Stadt. 

1341 wurde Löwenberg an den Juden Zacob zu Breslau um 165 Mar, 
und darauf im Sahre 1346 abermald an einen Juden um 2816 Thaler 
verfeßt. j 

1465 mußten die Neißer Zuden dem Bifchof zu Breslau 2000 Gul: 
den zahlen. 


1) Zimmermann a. a. O. 
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Sie trieben in allen Städten, befonder3 in Breslau, Wartenberg, Bunz: 
lau, Glogau, Schweidnig ıc. einen großen Handel nach Polen und Leipzig, 
und waren diejenigen, die dem Bergwerk in Beuthen dad Silber und Blei 
abfauften. 

Obſchon in diefem Zeitraume die Kronifen einiger Vertreibungen der Ju: 
ben gedenken, fo in den Jahren 1163 von Leobſchütz, 1226 und 1319 aus 
Bredlau, mo der Pöbel die Schuld der Brände auf fie fchob, und fie hie 

"und da gedrückt wurden, wie 3. B. im Sahr 1345 auf Verordnung König 

Johanns, alle Keichenfteine von den Juden-Kirchhöfen zu Breslau ausge— 
graben, und zur beffern Befeftigung der Stadt gebraucht wurden, maß 
ebenfo zu Liegnitz geſchah: fo wurde doch an eine allgemeine Verfolgung 
noch nicht gedacht, vielmehr ihre Gerechtfame gefhügt, wie denn König 
Karl IV. (Prag d. 8. Sept. 1347) den Bredlaufchen Konfuln befahl: 


„Daß fie den Juden auf ihre Klagen mit allem Fleiß und aus Fönigli- 
. er Vollmacht zum Recht verhelfen folltenz dagegen aber follten aud) 
die Juden die allgemeinen Abgaben entrichten, und der Magiftrat könnte 
ihre Kolleften erhöhen oder vermindern.‘ | 


Diefer felbe König Karl IV. ſchenkte freilich bald darauf, den 7. Dit. 
1349, der Stadt Breslau nach einem großen Brande alle Häufer und 
liegende Gründe der Juden nebft ihren beiden dafelbft gehabten Synagogen, 
ſchlug diefe Befisungen auf 400 Marf an, und bedingte fich dabei, daß 
Falls diefe Immobilien höher ald 400 Mark verkauft würden, der Ueber- 
fhuß nebft dem etwa in ben Häufern vergrabenen oder fonft gefunde- 
nen Gelde, Waaren, Kleinodien zc. ohne Rüdhalt in die K. Kammer 
audgelicfert werden folte. Es fcheint jedoch, daß. diefer Befehl nicht 
genau erfüllt worden; wenigftend wohnten im Zahr 1350 noch viel Juden 
zu Breslau, ald man die Schuld der Peft auf fie fchob, indem fie die 
Brunnen und Luft vergiftet hätten. Diefe erfhlug der Pöbel. Wie: 
derum befahl derfelbe König Karl IV. 1350 den 21. Febr. den Konfuln 
zu Bredlau: 


„Daß fie alle diejenigen, welche Juden gemordet hätten, gefänglich ein- 
ziehen, und ihnen ihr Recht anthun follten.” 


Deffenungeachtet wurden im Jahr 1360 am Tage Sacobi von Neuem 
viel Juden erfchlagen. | 


Im Sahr 1419 erließ König Sigmund eine Verordnung: die Juden ges 
gen die Gewaltthätigkeiten der Chriften zu ſchützen; diefelben dauerten 
jedoch fort. So nahm man ihnen 1420 zu Jauer ihre Synagoge und 
baute 1438 an die Stätte derfelben eine Kirche. 


Alle diefe Verfolgungen werden auch hier wiederum aus den damaligen 
Seldverhältniffen volfommen erflärlih. Der Fanatismus des Pöbeld wurde 
benußt, um die Fürflen von ihren jüdifchen Gläubigern zu befreien. Die 
Zinfen, welche den Juden gefeglich verftattet waren, erklären leicht die 
Höhe der Schulden. 


Die Herzogin Agnes von Schweidniß z.B. verpflichtete fih 1384 gegen 
einen Suden, ihm. in beftimmten Zerminen 380 Mark zu zahlen; wenn fie 
dad nicht thun würde, fo folle jede Mark wöchentlich einen halben 
Srofchen wuchern, alfo die Mark polnifher Zahl zu 48 Grofchen, 
jährlich 26 Grofchen, oder über 54 Prozent Zinfen geben. Bifhof Conrad 
von Bredlau (+ 1447), ein fo audgezeichneter Schuldenmacher, daß fein 
Bißthum, ſonſt dad goldene genannt, Niemand von ihm übernehmen 
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mochte, weil ed überlaftet war, hatte beieinzelnen Juden zu Breslau, Neiffe, 
Liegnis, Oppeln, Kaliſch, Schweidnig und Zroppau einige taufend Mark 
aufgeborgt und mußte, wenn er die beflimmten Zahlungs : Xermine 
nicht einhielt, von der Mark wöchentlich einen halben Grofchen zahlen !). 
Nach noch vielen andern Beifpielen aus diefer Zeit, 3. B. in dem Schweid⸗ 
niger Stadtbuche, war der Zins von einem halben Grofchen wöchentlich für 
die Mark, oder von 54 Procent, bei den Juden der gewöhnliche, wo⸗ 
durch denn die Schulden der geldarmen Fürften und Unterthanen ungemein 
Schnell fliegen. So war Herzog Bolko der III. zu Münfterberg 1380 einem 
Suden Jacob zu Schweidnig 1000 Mark (etwa 7500 Zhlr.), Herzog Con» 
rad der VII, der Weiße, einem andern dafelbft 1384 an 1450 Mark (etwa 
10,875 Thle.), Herzog Ruprecht von Liegnig 1387 einem Dritten 600 
Mark (etwa 4500 Thlr.) fchuldig, mad in jenen geldarmen Zeiten große 
Summen waren. Herzog Wenzel von Liegnig hatte 1354, wider Willen 
feined Bruderd Ludwig und wider die mit demſelben gefchloffenen Verträge, 
die Stadt Goldberg an einen Juden verfeßt. Herzog Ludwig fagte deshalb 
diefem Juden ab, fing ihn in der Stadt Liegnitz, führte ihn mit ſich nach 
Lüben und zwang ihn durch Hunger und Gefängniß, Goldberg unentgelds 
lich abzutreten. Zwar nahm der erzürnte Wenzel die Gelegenheit wahr, und 
entzog feinem Bruder alle Einkünfte, die derfelbe aus dem Liegnitzſchen 
batte, befchädigte die Unterthanen defjelben mit Raub und Brand; aber der 
Jude verlor, zu aller erlittenen Noth und Qual, fein Geld 2). 

Dergleichen faktiſche Werhältniffe geben genügende Aufklärung über die 
gegen die Mitte ded 15. Sahrhunderts häufiger beginnenden Verfolgungen. 

Der befannte fhwärmerifche Franziskaner-Mönch Johann Kapiftran z0g 
in den Sahren 1452—1455 in ganz Schlefien von Stadt zu Stadt, bielt 
auf den Märkten Reden an dad Volk und bewog die Bürger in den meiften 
Städten, fih an den Juden zu vergreifen. Um hierzu einen Worwand zu 
haben, befchuldigte man die Juden allerlei Verbrechen, befonderö der Ent: 
weihung der Holtien. 

Auf Veranlaffung Kapiftrand wurden im Jahre 1453 zu Schweidnig 
zehn Juden und fieben Jüdinnen lebendig verbrannt; die übrigen mußten die 
Stadt verlaffen; ihre Häufer, Aeder, Gärten, Wiefen wurten ihnen ges - 
nommen, und die Stadt erhielt unterm 26. Suni 1457 dad Recht, keinen 
Juden mehr zu Schweidniß zu dulden. 

In Breslau erfbien Kapiftran im 3. 1454 zum zweitenmal. Da er hier 
wegen der Juden-Verfolgung noch feinen erwünſchten Fortgang fah, fo 
predigte er von Neuem öffentlich und zwei Märchen von blutenden Hoftien 
und gefchlachteten Chriſtenknaben erreichten ihren Zweck. Der im Rufe der 
Heiligkeit ftehende Kapiftran flellte diefen Vorgang dem König Ladislaus 
vor, und wirkte von diefem 1455 den Befehl aus: 

„daß alle Judenkinder, ‚die über fieben Jahr alt wären, ihren Eltern 

‚weggenommen, getauft, und fodann vollends von Chriſten erzogen, bie 

„Zuden, welche ſich des Verbrechens der Hoftien-Schändung ſchuldig 

„gemacht, verbrannt, die übrigen aber ſämmtlich auf ewig des Landes 

„verwiefen werden follten.‘ 

Nie wurde ein Föniglicher Befehl mit mehrerm Eifer vollzogen, als diefer, 
an welchem Aberglaube, Blutdurft und Raubfucht Antheil hatten. Ein und 


— — 


Kloſe ll. 2. Thl. 71. Tzſchoppe und Stenzel, urkdb. S. 252 und Noten, 
2) Chron, princ, Pol, bei Stenzel 1. 143. Shebefius II, 213, 
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vierzig Juden zu Bredlau, eine nicht geringe Anzahl derfelben zu Echweibni 
Löwenbergec. endeten iht Leben auf dem Holsftoß; die Übrigen mußten mit 
Hinterlaffung ihres Vermögens Stadt und Rand räumen; ihre Güter wur 
den eingezogen, und, wie Efchenloer fagt, der diefe Tragödie in feiner 
Breslauſchen Chronik S. 10— 12 befchreibt, „denen gegeben, bie es wenig 
zu des Königs Nugen brauchten.” Derfelbe ſetzt hinzu: | 

„Die Bredlauer erhielten vom Ladislaw ein Privilegium, daß zu ewigen 

„Beiten kein Sude zu Bredlau fein fol. Aber ob diefes göttlich fei oder 

„nicht, feße ich auf Erfenntniß der geiftlichen Lehrer.‘ 

Bereitd im Jahr 1402 war zu Glogau ein ähnliches Frauerfpiel — 
führt worden, wo man viele Juden unter der Beſchuldigung, daß ſie eine 
geweihte Hoſtie gemißhandelt hätten, durch Feuer marterte, die Übrigen 
aber aus der Stadt jagte'). 


In Neiße wurden die Suden vom Bifchof Peter II. der fich laut feines 
Briefes an Kapifliran von 1453 mit deffen Juden: Verfolgung nicht ber 
faffen wollte, fondern die gänzlihe Ausrottung und Mißhandlung derfelben 
verabfcheute, dennoch mit einer Geldſtrafe belegt und 1468 vertrieben. In 
Glaz jagte man fie 1492, mit Hinterlaffung ihrer Häufer, Grundflüde ıc. 
und, wie die Chronik fagt, mit Berfpottung fort. Aus Frankenftein und Leob- 
ſchütz wurden fie gleihfals fortgefchafft, und der legtere Ort erhielt 1543 
ein Privilegium, keine Juden daſelbſt zu dulden. 

Auch die Herzoge zu Deld, Albrecht und Karl, verorbneten im Jahr 
1505, „daß Ddiefe Feinde der chriftiichen Religion wegen ihrem Wucher 
und Berrligereien aus allen ihrer Derrfchaft unterworfenen Städten und 
Dörfern fortgefchafft werden follten.” 

Der bisher ergangenen Berfolgungen ungeachtet, mußten ſich doch noch 
Suden hin und wieder in Schleſien erhalten haben, denn ed erfchien im 
Sahre 1559 abermals ein Patent wegen Ausfchaffung der Juden, und den 
19. Juli 1571 wurden die Abgaben der Zuden regulirt; allein die Schle: 
fifchen Fürſten und Stände wirkten 1582 den 7. April vom Kaifer Ru: 
dolph II. eine neue Verordnung aus: 

„Daß alle Juden mit ihren BWeibern und Kindern aud ganz Schlefien 

„verbannt fein ſollten.“ 

Doc wurde ihnen, welches fonft nicht gefchehen war, zugelaffen: 

„vorher ihre etwa eigenthümliche Grundftüde zu veräußern, ihr fimmtli- 

ched Vermögen mitzunehmen, (auögenommen die Widerfpenftigen, wel: 

chen die Konfiskation defielben angedrohet wurde) auch auf die öffentli- 
hen Jahrmärkte der fchlefifhen Städte zu kommen, und daſelbſt, gleich 
andern chriftlichen Marktziehern, freien Handel zu treiben.‘ 

Diefe Nachficht wegen Beſuchung der Sahrmärkte gab Gelegenheit, daß 
fih die Juden wieder in Schlefien einfanden, Ad 

In Breslau wohnten fie nach ihrer Wiederfunft anfänglich in den Vor: 
ftädten unter den Klofter- Jurisvikrionen. Der Magiftrat wollte fie fogar 
zur Sahrmarktzeit nicht in der Stadt dulden, fo daß felbft der Faiferliche 
Hof für nöthig fand, denfelben zurecht zu weifen, und diefe Zurechtweifung, 
oder die mehrere Toleranz und Einficht, daß die Juden dem Handel mit 
Polen zc. vortheilhaft wären, flimmte endlich die Gefinnung des Bredlaui- 





1) Zum Andenken biefer Gefchichte wird noch gegenwärtig in der Pfarrkirche 
eine Zafel aufbewahrt, auf welcher die Hinrichtung der Juden abgebildet 
iſt, und diefetbe jährlich am Frohnleichnamstag auf dem Aftar am Rathhauſe 
öffentlich ausgeſtellt. So fchreist Zimmermann a. a, O. ©, 24 im 3, 1791. 
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ſchen Magiftrats dahin um, doß derſelbe, als im Jahr 1630 einige jüdiſche 
"Familien vom Kaifer auf die Vorftädte privilegirt wurden, felbft den Ans 
trag machte, daß fie in die Stadt ziehen möchten. Ja er verfocht 1689 
und 1699 die Rechte der Dulvung der Juden in der Stadt gegen den kai⸗ 
ferlichen Fiskus. | 

Zu Zülg und Glogau hatte ſich ebenfalld eine Gemeinde erhalten, die an 
beiden Drten 1627 und 1699 große Begünftiaungen befamen; unterm 
12. Suni 1667 erhielten tie Juden ein Privilegium, zu Dyhrenfurth eine 
jüdiſche Druckerei anlegen zu dürfen; in Oberfählefien hatten die Suden im 
Sahr 1696 nah dem Journal der Breölaufhen Kammer Ginhundert 
Branntwein:Urbard in Pacht. j 

Die Verordnungen welche demnächft wegen den Juden ergangen, find 
vorzüglich folgende: Ä 

Vom Jahr 1628 d. 15. April: Oberamtliche Snfinuation, tie die außer 
Landes wohnenden, im Lande aber Gewerb und Handlung treibende Juden 
zur Kontribution zu ziehen. 

Eodem anno d. 30. Juni K. Ferdinands II. Privilegium für die Juden 
in Böhmen und Schleſien 1). 

1690 d. W. Nov. Kaiſerl. R.: daß die Judenzeugen nicht durchgehends 
zu Ablegung eines Zeugniſſes, beſonders wider die Chriſten, in Processibus 
zugelaſſen, ſondern die zur Zeugen: Deponirung erforderlichen Requisita 
ratione der Juden mit aller Schärfe beobachter, und die Subomation 
ereinplarifch zu befteafen 2). 

1695 d. 30. Suni. Kaiferl, R.: daß die zur Fatholifchen Religion ger 
treterien Juden ihr Handwerk, fo fie bei den Juden erlernet und getrie: 
ben, ungehindert mit ihren Leuten treiben, und die Hof-Freiheit genießen 
ollen 3). 

1700 d. 18. Sept. Kaiferl. Patent: daß die mit kaiſerl. Päſſen vers 
ſehenen Juden gegen alle Infolentien und Thätlichkeiten gefhüst werben 
olen #). 

1708 d. 29. Nov. DOberamtl. Patent: daß die Juden aud den Orten, 
welche fie zu halten nicht befugt find, vertrieben werden follen °). 

1710 d. 17. Nov. Kaiferl. R.: daß die von der Prager Appellation an 
die Juden ertheilte Remilfiv Schreiben in Wechfelfachen nicht mehr gelten 
ollen 6). 

173 1721 d. 8. Mit. Oberamtl. Publikation: wegen des Juden⸗ 
Toleranz: Ampoft 7). 
- 1716. 1717. 1721. Oberamtl. Verordnung: daß keinem Juden Zölle 
verpachtet werden follen 8). 

- 4735 d. 8. Sebi. Oberamtl. Kurrende wegen der den einländifihen 

Juden unter gewifien Einſchränkungen erlaubten Haufirung ?)- 

Eod. anno d. 10. Dec, Kaiferl. Deklaration: daß das Verbot wegen 





— — 


') Weingarten Fase. Libr I. P. II. S. 336, Lünigs Reichs-Archiv P. Spec. 
Cont. 1. No. 124. ©. 206. 

2) Weingart. Vindem. judic. P. TI. cap. 9. ©, 458, 

>) Weingart. Hodaeporicon von Juden ©. 253. 

*) Samml, fchlef, Privilegien Zit. I, No. 70, ©. 231. 

u Ibid, Zit. 5 No, 80, S. 208. 

°) Colleet. Brachvogel. P. II. No. 111. S. 603, 

?) Marpergers fchlef. Kaufm. cap. 16. S. 705. 

) (’olleet. Brachvogel. P. 4, ©. 1239, 

) Ibidem P. 6. No, 306. ©, 1744. 
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der den Juden unterfagten hriftlichen Dienſtboten nur de Operibus servi- 
libus, nicht ader von freiwilligen Eunftmäßigen Handlungs: und Hand» 
werfödienften zu verftehen fei 1) 

1726 den 21. Okt. Oberamtl. Patent: daß in jeder Judenfamilie der 
ältefte Sohn für einheimifch, die andern aber für fremde zu halten, und ſich 
nicht verheirathen dürfen 2). : 

1728 d. 27. Juni. Oberamtl. Patent wegen des dem Johann Lode 
verpachteten jüdifchen Impoſts auf 3 Jahre >). 

731 d. 21. Suni. Verlängerung diefer Pachtung auf anderweite 3 
Sabre ®). 
1730 d. 17. Nov. Oberamtl. Patent: wegen Verpachtung des jüdifchen 

Derfonal» und Zumelens Accifed an den Juden Zofeph Lazarus 5) 

1738 d. 18. Juli. Oberamtl. Patent: wegen Abfchaffung der Juden 
aus Schlefien und Erleichterung des polnifchen Commereu durch polnifche 
Handelsjuden. 

Die beſtimmten Abgaben der Juden ſind wahrſcheinlich erſt 1527 ent⸗ 
ſtanden, als Kaiſer Ferdinand I, die Steuerverfaſſung in Schleſien über: 
haupt einrichtete, wobei ſie mit einer Perſonalabgabe belegt wurden. 

Als hierauf unterm 19. Suli 1571 eine Art Accife eingeführt wurde, fo 
ward dabei fefigefebt: 

„Daß jeder Sude, der über 20 Sahr alt wäre, 2 Gulden, und der 
über 10 Jahr 1 Gulden jährlich geben follte.” 

Deögleihen mußten die fremden Juden, fo die Jahrmärkte befuchten, 
1 Gulden erlegen. Doch betrug nach handfchriftlichen Nachrichten die 
ganze Einnahme von den Juden im Fahr 1580 nur 100 Thlr. fchlef. 


Kaifer Ferdinand II. nuste die Juden beffer. Sie mußten feiner Armee 
in Ungarn, welche gegen Siebenbürgen gebraucht wurde, den Sold bezah: 
len, und ihm für ein Generalprivilegium, das er ihnen im Jahr 1628 vers 
lieh, ein anfehnliches Gefchent geben. Im dreißigjährigen Kriege wurden 
fie vermöge der Fürftentags- Schlüffe zu einer Kopffteuer von 20 Floren 
gezogen, die 1650 wieder aufhörte. 

Kaifer Leopold wollte die fchlefiichen Juben:Revenüen, da fie ihm bisher 
wenig getragen, verpachten, und verlangte unterm 23. Febr. 1690 vom 
Oberamt zu Bredlau ein Gutachten darüber; dies fiel jedoch dahin aus: 

Daß, weil die wenigen Abgaben, fo fie bisher entrichtet, von gar kei⸗ 
nem Belange wären,. befonders aber die Waaren, fo fie führten, die 
Unterthanen zum Luxus verleiteten, auch durch fie viel Geld außer 
Landes geichleppt würde, die Juden fämmtlich vertrieben, und nur die 
polnifchen Handelöjuden geduldet werden möchten. 

Der kaiſerliche Hof verpachtete defienungeachtet im Jahr 1713 die Lan- 
deöherrlihen Einkünfte von den fchiefifchen Juden an einen Suden, und 
erließ ein Ed., wodurch die biöherigen geringen Abgaben theils erhöhet, 
theild mehr dem Vermögen der Contribuenten angemeffener eingerichtet 
mwurben. | 

Der Pächter verftattete den Tuben manche Freiheit, und die Juden nah: 
men während dieſer Pacht in Breslau dergeftalt zu, daß fich die Kaufleute 





1) Collect. Brachvogel. P, 6, No. 325. ©. 1823. 

2) Ibidem P. 4, No, 343. ©. 1874, 

2) Schlef. Privileg. Samml. Tit. II. No, 241. ©. 646, 
*) Ibidem No, 278. ©. 726. 

2) Ibidem Zit. II. No. 274. ©, 716, 
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darüber beſchwerten. Sie erhielten die Erlaubniß, zwei aus ihrem Mittel 
zu eewählen, die auf das Eindringen der fremden Juden Acht haben foll- 
ten, woraus nachher dad Judenamt entftanden. 

Zu Anfang der Preuß. Reg. konnte dad Kommiffariat und die nachher 
errichtete Kammer, nicht fogleich an die Einrichtung des Judenweſens dens 
fen und um wegen Nichterhebung der ordentlihen Gefälle die K. Kaffe 
ſchadlos zu halten, wurde vor. der Hand ein Paufh:Quantum von 
der gefammten Judenſchaft in Schlefien gefordert. Unterm 6. Mai 
1744 erfchien eine Deklaration: wie ed mit dem Zudenwefen in Breslau 
gehalten werden follte, und den 15. Juni 1747 eine Verordnung, daß die 
Sudengemeinden für die von ihren Glaubendgenoffen verübten Diebftähle 
einftehen follten, was aber durch eine Deklaration v. 13. Oktober 1777 ges 
mildert wurde. | 

Die Einnahme der jüdifchen Gefälle geſchah zuerft Durch die Accisämter. 
Unterm 26. Dec. 1748 wurde eine Inftruftion audgefertiget, auf welche 
iS Zagegebühren von den fremden Juden erhoben werden follten, und 
nachdem wegen befferer Einrichtung der Sudenverfaffung verfchicdene Bes 
rathſchlagungen gehalten worden, ward endlich unterm 2. Dec, 1751 das 
Juden-Reglement publiziert 2), _ | 5 

Unterm 1. April 1755 endlich erfchien eine Inſtruktion für fammtliche 
Z:oleranzämter. n 

Die Juden in Schlefien bifdeten bis 1812 vier Gemeinden; drei ftanden 
unter der Breölaufchen, und eine unter der Glogauſchen Kammer. 

Die drei erſtern waren: die zu Breslau, die zu Zültz und die Landge⸗ 
meinde. Die letere die zu Glogau. Sede- hatte ihre befondere Einrich⸗ 
tung und Verfaſſung. J 


Die Breslauer Gemeinde anlangend, wurden die früheren Verord— 
nungen aufgehoben durch die unten folgende K.O. von 1790. Unter erfteren 
eichneten fich als befonderd willkührlich aus, die bereits erwähnte Fönigl. 
5. v.. 15. uni 1747, der zufolge die Sudengemeinde verbunden war, bei 
Diebftäylen, die von ihren Ölaubendgenoffen verübt wurden, für den Erſatz 
derfelben zu ftehen, mas man faktifch wegen der um des Handels nothwens 
dig zu duldenden fremden Juden willen nicht ordentlich durchführte; fo. wie 
ferner die K. D. v. 6. Mai 1784, die aber nie zur Publifation gekommen, 
nach welcher bei Konkurfen die Aelteften der Sudenfchaft in Anſpruch ger 
nommen werden follten. — 

Die Juden formirten eine Gemeinde und wählten ſich alle 3 Jahre Aelteſten, 
welche von der Kammer beftätiget wurden. Diefe Aeltefien verwalteten die 
Gemein: Kaffe, gaben auf die Juden-Verfaſſung Acht, machten im Wege der 
Güte kleine Streitigkeiten ab, hatten die Auffiht über die gottesdienſtlichen 
Schulen, und unter ihnen fand das Lazareth, dad Begräbniß und dad jü— 
difche Almofenamt, welche ihre befondern Vorfteher hatten. 





1) Reglement, wie ed mit dem Toleranzweſen in Anfehung der,Zuben und ber vom 
denfelben an die K. Kaffen abzugebenden Schußgelder und andern Gebühren im 
Erzherzogthum Schlefien, excl. der beiden Städte Breslau und Glogau, ges 
halten werden fol, v. 2. Dec. 1751. Demfelben ift beigefügt: eine Sfr. 
für die Zudentoleranzämter, Kür Breslau galt eine befondere „Deklaration, 
welchergeftalt das in der Hauptitadt Breslau überhand genommene unnüge Zus 
denvolf, a dato publicationis, binnen 2 Mon. gedachte Stadt räumen, einige 
zum Münzweſen nöthige wohlberüchtigte jüdifche Familien aber geduldet, und 
denfelben mit einigen wenigen Speciebus von Waaren der Handel al grosse, 
a. aber mit offenen Läden, verftattet werden folk, v. 6. Mai 1744, 

‚unten, 
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‚Die Zudengemeinde beftand: 

1) Aus den Generalprivilegirten, das ift: foldhen jüdiſchen Glau— 
benögenoflen, die chriflliche Nechte im Handel und Wandel in und außer 
Serikten hatten, und deren Vorrechte erblich. 

2) Aus den Privilegirten, welche das Necht hatten, mit verfchiedenen 
in ihren Spezial: Privilegien enthaltenen Arten von Sachen zu handeln; ihr 
Vorrecht war nicht erbjich, Doch wurde auf ihre Kinder bei offenen Priviles 
güs Rüdficht genommen. 

3) Ausden Zolerirten, welche ebenfalls auf Lebenszeit ihr Recht, in 
Breslau zu wohnen, erhalten, deren Gewerbe aber eingefchränfter ald das 
der Privilegirten. 

4) Aus den fogenannten Firentriften, melde nur auf eine beſtimmte 

oder unbeflimmte Zeit zu bleiben die Erlaubniß hatten. 
5) DieSchusgenoffen entftanden aus den ehemaligen Kamuliz: Perfos 
nen. DieReichern ver Nation hatten dte Erlaubniß, fich junge Handelöbediente 
anzunehmen: fie wurden älter, und trieben endlich, ob zwar nur verborgen, 
eigenen Handel; diefe Erlaubniß artete in eine Ertheilung der Zoleranz von 
Juden an Juden aus. 

Alle fremden zur Stadt fommende Juden mußten fih am Thore melden, 
und erfläten: wie lange fie bleiben wollen; fie bezahlten 1 Reichsthaler 
Entree, die Weiber und Zungen aber 12 Ggr., wofür fie die Erlaubniß hat⸗ 
ten, bis zum vierten Tage, zu Iahrmarktzeiten aber den ganzen Markt in 
Breslau zu bleiben. Suden aus Auras und Glogau hatten befondere Säße. 

‚Die Zülger und andere Landjuden-Gemeinden entrichteten eine beflimmte 
jährliche Abgabe, Fix Entree genannt, für die Erlaubniß, ſich entweder 
eine * Zeit aufhalten, oder ohne Entree zu Breslau ab: und zureiſen 

u dürfen. 
Diejenigen fremden Juden, welche über die ihnen im Reglement verflat: 
tete Zeit fich in Breslau vermeilten, mußten fodann Zagegrofchen erlegen. 

Die aber, welche vor den Thoren Üübernachteten, laut®. v. 9. April 1750 
die Schlaffreuzer. 

Neu geordnet wurden diefe Zuftände durch die K. O. v. 21. Mai 1790: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von Preußen ze. ıc, 

Das Glück und die Wohlfahrt eines jeden Unferer Unterthanen zu befördern, ift von 
jeher ein vorzüglicdyes Augenmerk Unfrer Regierungs:Gefchäfte gewefen; zu biefen Un: 
terthanen gehören auch die, zur jüdifchen Religion ſich befennenden Einwohner. Ob wir 
nun zwar mwünfchten, diefe Nation den übrigen Staatsbürgern völlig gleich zu machen, 
und fie an allen Rechten der Bürger Theil nehmen zu laffen: fo ftehen diefem Unfern 
Borfage doch Hinderniffe entgegen, weldye zum Theil in ihren religiöfen Gebräucen, 
zum Theil in ihrer ganzen Verfaffung liegen, und die gänzlidye Ausführung, wenig- 
ftens vor der Hand, noch unmoͤglich machen *), 

‚Um nun aber doc, mit diefer Nation fowohl eine Verbefferung auzufangen, und bie 
Hanäberung an die übrigen Bürger, fo viel wie möglich zu erleichtern, als auch einige 
eingeſchlichene Mißbräuche bei ihrer Gemein-Verfaffung zu heben: fo haben wir, befon- 
ders da die bisher erlaffenen Verordnungen auf gegenwärtige Zeiten nicht mehr anwend⸗ 
bar find, refolviret, folgende nähere Vorfchrift: wie ed mit dem Juden: Wefen in Bres: 
lau zu halten, und was dabei beſonders zu beobachten ift, ertheilen zu laffen. 

Erftens: 
Bon der Duldung der Sn in Breslau überhaupt. 

Da wegen bed großen Sommereii mit Polen, Rußland, der Ukraine 2c. in Breslau 
ſchon feit vielen Seculis Juden nicht allein geduldet, ſondern auch bafelbft etablirt gewe- 
fen: fo wollen wir diefer Nation noch ferner diefe Freiheit geftatten. Wenn aber feit ei- 
tiger Zeit eine große Anzahl unter allerlei Vorwand bafelbft ſich eingefchlichen, die zum 


+) Man erwartet nad) diefem pomphaften Eingange mindeftens ein G. v. 11. MA 


| 15 
1812 und findet ftatc deſſen eine engherzige Verordnung, welche ihr hauptfächliches Au— 
genmerk von Neuem auf den Geldbeutel der Juden richte. He ihr hauptſächlich 


\ 
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Schaden der chriſtlichen Kaufleute verfchiebene ihnen nicht zuftehende Gewerbe getrieben, 
und zu mandyerlei Beſchwerden Anlaß gegeben: fo haben Wir wegen ihrer Anzahl, Dul 
bung und Gewerbe folgendes näher beftimmet: 

$. 4. Soll die gefammte Juden:Gemeinde zu Breslau, erclufive der General:Privile: 
girten, nur aus Ein Hundert und Schzig Stammpätern beftehen, und folde mit 


dem Namen: 
Breslaufhe Schutz-Juden, J 
belegt werben. Dieſe 160 Schutz-Juden find aus den bisher in Breslau geduldet gewe⸗ 
fenen Privileairten, Zolerirten, Firentriften und Schutz-Genoſſen auszumitteln; bie 
alsdann noch übrig bleibenden aber auf Lebenslana, gegen eine mäßige Abgabe, zwar 
u dulden; er Eönnen aber foldhe an den obigen 160 Srarani- Summer feinen Antheil 
aben. Wegen ber polnifchen Graͤnz⸗ Juden ift das Nöthige im dritten Abfchnitt feftgefent. - 

Die aus den tolerirten Kirentrifter und Schußgenoffen oder dem Famulitiv, zu die 
fem Stamm gewählten Perfonen, zahlen, da die Privilegirten die Erfaubniß und Frei: 
heit theuer erfauft, jeder zuc Gemein:Kaffe nad Beſchaffenheit 50 bis 200 Thlr., aus 
welchem Bond die Stempel-Bebühren und Kammer:Kanzleigelder für die auszufertigen: 
ben Schugbriefe entrichtet, das Übrige aber zur Entfhädigung des, an Unfre Kaffe be: 
zahlten Porzellain-Gelbes, der Gemein-Kaſſe gelaffen werben fol. 

8.2. Ein jeder diefer 160 Schutz-Juden kann einen Sohn verkeirathen, der das 
Recht * ſoll, nach dem Tode feines Vaters deſſen Nummer zu acquiriren, den Toͤch— 
tern aber wird das Heirathen indistinete nachgegeben; nur bleibt es bei dem Geſetz:; 
daß die Trauſcheine bei unfer ꝛc. Kammer gefucht werden müffen, weldye das Heirathen 
mit aueländifchen Mädchen nur dann zuaeben, und den Zraufchein ertheilen fann, wenn 
die Braut eine Mitgift von wenigftens 3000 Thalern erhält. Wenn der zweite Sohn 
beirathen will, fo fann folches nur unter folgenden Umftänden nachgegeben werben: 


a) Wenn er die Stadt Breslau verlaffen, und an einem andern Drte ſich etablis 
ren will; 

b) oder wenn feine Braut eine Stamm:Rummer befigt; folglich durch feine Heirath 
bie Zahl der 160 nicht überfchritten wird. F 

$.3. Wenn ein Schutz-Jude ſtirbt und keine Kinder hinterlaͤßt: fo ſoll zwar deſſen 
Wittwe befugt ſein, zur zweiten Ehe zu ſchreiten, es kommt aber darauf an, ob ihr ver⸗ 
ſtorbener Mann ein eigenes, von ihm herſtammendes Anſetzungs-Recht beſeſſen habe, 
oder ob ſolches durch deſſen Frau, als naͤmlich die hinterlaſſene Wittwe, auf ihn gekom⸗ 
men ſei? Im letztern Falle fo die Witwe nicht eingeſchraͤnkt werden, ſondern ihr freis 
ftehn, nad ihrem Willen eine Verbindung eingehen zu, Eönnen, bie fie für gut findet; 
jeboh muß darauf gefehen werben, daß es ein geborner Breslauer, und wenigftens ein 
Einlänber ift. 

Wenn aber das ihrem verftorbenen Manne zugeftandene Recht nicht von ihr, fondern 
blos von ihm herrübret: fo fällt e8 einem von den Kindern, und wenn —* nicht vox⸗ 
handen, feinem Geſchwiſter zu. Und wenn entweder keine exiſtiren, ‚ober fie zu arm wä⸗ 
ren, davon Gebrauch zu machen; fo kann aledann eine ſolche Wittwe auf die durch den 
Zod ihres Mannes verlofchene Stamm: Nummer in ſoweit Anſpruch maden, wenn fie 
außerdem, daf fie Vermoͤgen befigt, und ihrem guten Ruf fonft nichts ‚entgegen —8 ſich 
bequemet, einen Eingebornen zu ehelichen. 

4. Wo aber keiner von dieſen Umſtaͤnden obwaltet, ſo ſoll eine ſolche, durch den 
ohne Kinder oder dazu qualifizirende Geſchwiſter, abſterbenden Schutz-Juden vacant: 
werbende Stamm: Nummer, zum Beften der. Breslauſchen Kinder, ber Gemeinde anheim 
fallen, alö weldye audy, fo lange diefe Nummer unbefegt bleibt, das für felbige zu bezah— 
lende Schusgeld aus der Gemeinkaffe vorfhußweife bezahlen muß, und foll derjenige, 
welcher nachgehends dieſe Nummer-wieder erhält, das von der Gemeinde, während der 
Vacanz vorgefhoßne Schuggeld wieder zu erftatten verbunden fein. 

$.5. Wenn die Gemeinde dieſe vacant gewordene Nummer wieder befegen will: fo 
müffen die Xelteften denjenigen, welchem dies Beneficium zu Theil werben foll, der Jus 
denzKommiffion anzeigen, und diefe, nad) vorgegangener nähern Unterſuchung: ob fi 
folder dazu qualifizive? die Umftände Unfrer Breslaufchen Krieges» und Domainens 
Kammer, welche den befundnen Umftänden nad entweder den Schutzbrief ausfertigen 
läßt, oder das Geſuch abſchlägt. Der vorzuſchlagende Schutz-Jude muß indeſſen ein ges 
borner Breslauer fein, und wenigftens ein Vermögen von 1000 Thlr. aufweifen können. 

$. 6. In Anfehung der Wittwen und unvermögenden Juden, welche fidy zwar ihrer 
Abkunft nad) zu einer Stamm:Nummer qualifiziren, wegen ihres dermaligen Unver: 
mögens aber nicht zu. diefem Rechte gelangen können, fo fol, falls fie oder ihre Kinder 
zu Vermögen kommen, auf felbige bei entjtehenden Vacanzen vorzüglid Ruͤckſicht ges 
nommen werden, 

$. 7. &o viel nun die Übrigen zu Breslau befindlicdyen Juden, es fei unter welcher 
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Benennung es wolle, bie zu denen 160 Kamilien nicht gehören, anlangenz fo follen fie, 
da fie einmal fon dorten find, viele auch ein hohes Alter erreicht * und t 
wiffen würden, wohin fie ſich begeben follten, gegen Grlegung einer jaͤhrlichen Abgabe 
eitlebens dafelbft geduldet werben; welches auch mit ihren Wittwen eben fo zu halten 
Die Kinder bieler zu duldenden Juden aber follen fi, fobald als fie herangewach⸗ 
en, wozu das Alter von 15 bis 16 Jahren hierdurch feftgefegt wird: von Breslau weg⸗ 
begeben, weil fie auf die Duldung ihrer dafelbit blos eingeſchlichenen Eltern feinen ges 
ründ Anfprudy machen können, wobei zugleich feltgejegt wird, daß einem fremden 
Sur unter keinerlei Vorwand die fogenannte Fix-Entree weiter akkordirt werben fol, 
$.8. Dienftboten und wirkliches Gefinde, fo in Lohn und Brod fteht, foll einem je⸗ 
den. ber Gineral-Privilegirten und der 160 Stamm: Familien nad) ihrem wirklichen 
häuslichen Bedarf nachgegeben werden. Keins diefer Dienftboten aber gewinnt dadurch 
Recht, fih als Schuͤtz⸗ Jude anfegen zu können; es fei denn, daß ein dergleichen Ges 
inbe ange Jahre rebl 








wi 





durch I ich und ehrlich gedienet, zu einigem Vermögen gefommen 
willens wäre, ‚folche Perſon zu ehelichen, welche ihrer Seits ein Anfesungs: 
Recht zu genichen ‚in welchem Kalle nachgegeben werden folle, daß auch ein Dienft- 
bote Schutz⸗ Jude kann. Zu dieſen Dienſtboten müſſen nur einlaͤndiſche Juden 


und Juͤbinnen angenommen, und die jedesmalige Veränderung dem Juden-Amte und 
Aelteſten angezeigt werden. Alles ſogenannte Famulitium, wo ein General oder ande⸗ 
zer Privilegixter Juden in Schutz genommen, fie für Dienftboten ausgegeben, ihnen 
verftattet, einen eignen Handel zu treiben, und Abgaben von ihnen gefordert, wird bier 
mit und bei Strafe von zwanzig Dufaten für jeden unädten Famulum ausdrücklich 
verboten; wovon die Hälfte dem Denunzianten, die andere Hälfte zu gleichen heilen 
der Schleſiſchen Haupt: Armenhaus: und Füdifhen Lazareth: Kaffe zugebilligt werben foll. 

$. 9. An GemeinsBebdienten werden, außer dem Xelteften und ihrem Syndico, noch 
3 Hochzeitbitter, 2 Gemeinboten, 2 Aufpaffer, 1 Wirthſchafter; bei der Tauche 2 weib- 
liche Gehülfinnen, 2 Hebammen, 6 Wärterinnen; bei dem Lazareth, außer den BVorfte: 
bern, 4 Wirthfchafter, 20 Krankenwärter und Wärterinnen, 1 Aufieher bei dem Be: 
gräbnif und 4 Zodtengräber; bei der Fleifcherei, wenn die Judenſchaft ſelbſt ſchlachtet, 
einen Fleiſcher und die nöthigen Aushauer; ſonſt aber, wenn fie vermiethet ift, 1 Diſtri⸗ 
buteur, 4 Kontrolleur, 2 Schaͤchter, 2 Ausäderer, 2 Lehrjungen, akkordirt. Die Zahl 
der Rabbinen und Schulbedienten ꝛc. richtet ſich nad) dem jebesmaligen Bedarf, Anzahl 
der Schulen und ihrer Verfaffung, Zu diefen Gemeinbebienten müſſen ſo viel als mög- 
lic, Einländer und geborne Breslauer angenommen werben. 


Zweitens: 
Ta SU Bon ihrer moralifhen und bürgerlichen Verfaſſung. 

g. 10. Die Juden in Breslau bleiben, fo wie jeder andre Einwohner, der, Gerichtö- 
barkeit des Magiftrats unterworfen, und werden bei Erbefällen nady den bafigen Sta⸗ 
tuten, Gewohnheits⸗Rechten ze. wie jeder bürgerlihe Einwohner behandelt, die Ehe: 
fheidungen allein ausgenommen, welche nach den jübifchen Gefegen beurtheilt, die wirk⸗ 
* —— aber den Rabbinen und Aelteſten zur Beobachtung des Ritualis Übers 
aflen werben. 


$.11. Jeder in Breslau geduldete Jude muß In Zeit von 4 Wochen fid) einen Zuna: 
men wählen und dieſen Zunamen auf feine Kinder, wie bei den Chriften, fortführen. 
$. 12. Sind alle Handlungsbücer Faufmännifhe Rechnungen, die Gemeins und 
Amofen-:Bücher mit deutfcher Schrift zu fertigen, und muß vom Jahre 1791 an kein 
Hebräifches weiter geduldet werden. ..I0 
$. 13. Iſt fchlechterbings nothwendig, daß in Breslau eine orbentliche, aus einigen 
Klaffen beftehende Unterrichtsſchule eingerichtet werde; bei diefer Schule find vernünfs 
tige Lehrer onzuelen, WU Auer den Religionsgebräuchen den Kindern vorzüglich reine 
Moral, Menichenliebe ns Unterthanen= Pflichten lehren, im Schreiben, Rechnen, 
Sprachen, Geoaraphie, Gef&ichte, Naturwiffenfchaft 2c. Unterricht geben. Die Auss 
führung diefer Sache kann keine große Schwierigkeit haben, da bie Judenſchaft ein ei: 
— Gemeinhaus beſitzt, und es an Platz dazu nicht fehlet. Die unterhaltung der 
ehrer muß aus der Gemein-Kaſſe und durch gu entrichtendes Schulgeld geſchehen. Wir 
überlaffen der Breslaufhen Kriegs: und Domainen: Kammer die weitere Verfügung 
und Anordnung in diefer Sache, welche vorzüglich darauf zu feben bat, daß bei diefer 
Anftalt brauchbare Lehrer angeftellt werden, welche im Stande find, die künftige Gene 
ration zu nüglichen Bürgern des Staats zu bilden. a 
6. 14. Geben wir der Zudenfhaft die Erlaubniß, die vielen zum Gottesbienft: ber 
ftimmten Schulen völlig aufzuheben, und dagegen ein einziges zum —** en Gottes: 
bienft beftimmtes Haus oder Schule zu erbauen ober einzurichten; bamit bie denfchaft 
nicht nöthig hat, ihren Gottesdienft zerftreut und in Winkeln, fondern Öffentlich und 
gemeinſchaftlich zu halten. — 


= 
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FJ. 16. Dieſen 160 Schutz-⸗ Juden ſoll das Recht zuſtehen, ihre Söhne ſtudiren zu 
laflen, allerlei mechaniſche Künfte zu treiben, zu maͤckeln, mit einländifhen Fabriquen⸗ 
Waaren, Zumwelen, Gold, Silber, alten Kleidern, Pferden, und überhaupt mit allem 
dem zu handeln, was entweder ben Juden zu führen nicht gengraliter verboten ift, als 
| einlänbdifche Wolle, Garn, Flachs, Röthe, oder womit der Handel einer Innung per 
Privilegium speciale, ausfchliefungsweife verliehen worden, ald Tuch ıc, Es foll 
ben Quben ferner freiftehn, ald Zagelöhner zu arbeiten, und wird hiermit ausdrücklich 
feftgefet: daß niemand ihnen deshalb ein Hinderniß in den Weg legen foll. Uebrigens 
wird es Uns zum gnädigften Wohlgefallen gereihen, werin die hriftlichen Handwerker 
freiwillig Juden⸗Jungen in die Lehre, und in der Folge in ihre Innung nehmen. 

$. 16. Die bisherigen Privilegirten, ohngeachtet fie in Abficht ihrer Kamilien unter 
die 160 Stamm⸗Nummern gehören, werben bei ihren durdy ihr Privilegium erlangten 
befondern Gerehhtfamen und Borzügen gelaffen, und, fo lange fie leben, dabei gefchüget. 

Die Schammefen, Viehhändler, Mäkler und alte Kleiverhändter, Gemeinbediente ir. 
und überhaupt alle, die ein beftimmtes Gefchäft haben, bleiben bei ihrem bisherigen 
Gewerbe, und wenn welche abgehn, follen die neuen Gubjekte von denjenigen in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werben, die foldhes am beften beurtheilen koͤnnen und dabei intereffirt 
find; z. B. die Specereiz und Waaren-Mäller mit Beiftimmung der Kaufmannfcaft, 
bie Viehmaͤkler nach Vorfchrift der Viehmaͤkler⸗Inſtruktion 2er die Enticheidung in 
zweifelhaften Fällen und die Approbation bleibt Unfrer Breslaufchen Krieges⸗ und Do: 
mainensKammer überlaffen. Diefe und Alle andre zu einem befondern Goverbe ange: 
wiefene Juden müffen dabei bleiben und ſich mit feinem andern Handel befaffen. 

Die übrigen Schutz-Juden wählen fi, wie ad $: 45 bereits erwähnt: ift, ein jeder in 
Abficht feines Vermögens und Fähigkeit ein Geſchaͤfte, welches er treiben will. Eben 
dieſe Sreiheit haben auch die Schammefe, Mäkler.zc., wenn fie ihr Gefchäfte aufgeben 
wollen, Indeſſen bleibt jeder verbunden, wenn er etwas neues anfangen will, folches 
dem Juden⸗Amte und den Xelteften anzuzeigen. 

Drittens: 
Bon den öffentlichen Abgaben. 

$. 17, Die Abgaben ber Juden betr.; fo müffen folche zu Unfrer Domainen=Kaffe für 
die Erlaubnif, * eigene Fleiſcherei zu treiben, Ein hundert Dukaten jährlich entrich— 
ten: dann wird nach einer im Febr. jeden Jahres vorzunehmenden Klaſſiſikation, von 
Jedem eine ſeinem Gewerbe und Vermoͤgen angemeſſene Abgabe in Golde entrichtet. 
Diefe Klaſſifikation geſchieht vom Judenamte, mit Zuziehung der Aelteſten, und wird 
von Unſrer Breslauſchen 2c. Kammer revidirt, und nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde 
abgeändert ober approbirt. Zu dieſer Klaſſifikation werden alle dort wirklich gedulde— 
ten Juden, exelusive der Generals Privilegirten, in: fofern fie nad ihrem Privilegio 
feinen Kanon zu geben verbunden find, gezogen, keinesweges aber die fremden, des 
Handels oder fonft andrer Gefchäfte wegen fich aufhaltenden Zuben, mit welchen es nach 
den bisherigen Vorfchriften zu halten ift, und von ihnen die gewöhnlichen Entree:Gelder, 
Schlafkreuzer zc. nach den verfchiebenen Umftänden erhoben, und zur Judenamts-Kaſſe 
berechnet werben follen. Was die in Breslau fi aufbaltenden polnifcyen Gräng-Zuben 
betrifft: :So foll von ihnen, da fie nicht den Brodyer und andern polniſchen Handels⸗ 
Juden gleich zu achten, welche ferner von allen Abgaben frei bleiben, ein von der Bres⸗ 
laufchen'c. Kammer zu beftimmendes Entree-Geld gegeben werben; es follen aber diefe 
Zuben nicht berechtigt fein, ihre Weiber und Kinder nad Breslau zu ziehen, und nicht 
ea als in jüdifchen Herbergen, aud auf einmal nicht länger als 4 Wochen zu 

leiben. 
- 8.18. Die Paraphens Gelder müffen nach Vorſchrift Unfers Stempel: Ed, und ber 
jährlich aufzunehmenden Klaffifitation erlegt und bezahlt werben. 

8. 19. Der Servis foll ferner mit einem Pauſch-Quanto zur Breslauſchen Servis: 
Kommiffion bezahlt, diefer Servis aber mit dem zur Gemeinkaffe fließenden Ueberſchuß— 
Quanto im Monat März von ben Xelteften und breien Gliedern der Gemeinde repartirt 
und zur Approbation der zc. Kammer eingereicht, und nach folcher Anlage monatlich 
aufgebracht werben. 

Viertens: 
Bon ber Gemein: Berfaffung. Ä 

8.20. Die General-Privilegirten und die 160 für Breslau beftimmten Schutz-Juden 
machen bie dafige Jubengemeinde aus; biefe haben die Erlaubniß, ſich aus ihrem Mittel 
einen Ober: und zwei Aelteften zu wählen, foldye werden befundenen Umftänden nach von 

Unferer 2c. Kammer angeitellt und vereidet, denen ein beitändiger Synbicus zugefellt 
werben fol, welcher die Bücher und Protokolle führt. Ferner können fie fünf Perfos 
nen aus ben übrigen Gliedern beftimmen, die den Ausfhuß der Gemeinde ausmachen, 
und bei wichtigen Dingen von den Xelteften zugezogen werben müffen, welchen legtern 
eigentlich die Pflicht obliegt, das Beſte der Gemeinde zu beforgen, und auf alles Acht zu 
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haben, was zu ihrem Schaben gereichet. Diefe Aelteften bleiben drei, ober längftens 
fünf Jahre, dann aber wird eine andre Wahl vorgenommen; Sie beforgen bie innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, verwalten die Gemein-Kaſſe, und beobachten die Pflich- 
ten nad) ihrer befonders vorgefchriebenen Inſtruktion; damit aber bei ihren Geſchaͤften 
defto größere Unparfeilichkeit obwalte: So foll ein hriftliher Kommiffarius angeftellt 
werden, welcher den Seffionen beiwohnt, und unter deffen Direktion die innern Gemeins 
Angelegenheiten betrieben werden. Vorzüglich ift hahin zu fehen, 

$. 21. daß kein nadı Breslau nicht gehöriger Jude fich dahin einfchleiche und Verkehr 
treibe, worauf vorzüglicd die Ehorfteher, Schreiber und Accife-Dfficianten Acht haben, 
und feinen fremden Bettels oder nicht nach Breslau gehörigen Juden, ohne hinlänglidhe _ 
Legitimation, Toleranz⸗Zettel, oder Reiſepaß in die Thore einlaffen müflen. Sollte 
aber doch der Fall eintreten, und ein nad) Breslau nicht geböriger und verbächtiger Jude 
fih in die Stadt ſchleichen: So ift durch die Zuden-Aufpaffer zc. genau zu vigiliren, 
und wenn ber fremde nicht zu duldende, oder font verbächtige einheimifhe Jude, auf 
die Vorftellung der Aelteften, die Stadt nicht verläßt: fo muß davon dem Judenamte 
Anzeige geſch/hen, woeldyes entweder diefen Juden zur Stadt hinaus bringen, oder wenn 
dabei nod) bejondere, oder wohl gar der Eipionerie verbächtige Umjtände obwalten, der 
2e. Kammer zur weitern Verfügung das Erforderliche fofort vorftellen muß. 


$. 22. Daß die Armenanftalten gehörig abminiftrirt werden; zu dem Enbe müffen 
Armenvorfteher gewählt werben, denen die Almoſen-Kaſſe anzuvertrauen ift, biefe aber 
müffen, ohne ausdrüdliche Affignation der Xelteften, welche vom chriftlichen Commiſſario 
mit zu unterzeichnen ift, Niemanden Almojen reichen, und wenn die Vorfteher in Er: 
fahrung bringen, daß einer oder mehrere von denjenigen Perfonen, fo Almofen erhalten, 
dergleichen nicht mehr bebürftig find, oder fterben: fo müffen fie foldhes fofort gehörig 
anzeigen, bamit andere Arme die erledigten Unterhaltungsgelder empfangen können. 
Ueber die eingenommenen und ausgegebenen Gelder müffen bie Almoſen-Vorſteher jahr: 
li eine Rechnung ablegen, und wenn ſolche gehörig durchgegangen, und ihre Richtigkeit 
— worden, iſt ſie dem Ausſchuß der Gemeinde vorzulegen, und die Vorſteher zu 
dechargiren. 

5.23. Das Lazareth und Begräbniß betr., fo kann dieſes fuͤglich als eine zwiefache 
Verwaltung angeſehen werden. Einmal iſt es eine Stiftung der ſogenannten Brüder: 
haft, die wir in nichts beeinträchtigen, fondern fie bei ihrer urfprünglichen Verfaſſung 
um fo mehr belaffen wollen, ba fie die Wartung der Kranken zum Zweck hat, und ihr 
Stiftungsbrief nichts Schlimmes enthält, Dann ift die Lazareth- und Begräbnif: 
KaffeneAbminiftration, welche die durch die Bruͤderſchaft aufzubringenden Bearäbnifs 
gelder, freiwillige Kollekten und Bearäbnißkoften der nicht incorporirten, besgleichen 
einen Zufhuß aus der Gemeinde erhält. Diefe doppelte Verwaltung ann fernerhin 
verbunden bleiben, und fie durch vier Vorſteher und vier Beifiser beforgt werben, beren 
Wahl alle drei Jahre zwar nach dem Stiftungsbriefe gefchehen fannz da aber bie ſaͤmmt⸗ 
liche Gemeinde, und alfo auch diejenigen, die nicht eigentlich zur Brüderfchaft gehören, 
anſehnliche Zufchüffe zu diefem Inititut geben müſſen: fo ift nothmwendig, daß zu ben 
vier Borftehern zwei Mitglieder aus der übrigen Gemeinde gewählt werben, welche zwar 
bei den Brüderfhaftsfadhen keine Stimme haben und ſich in nichts meliren, fondern fol 
ches den zwei Brüderfchaftsvorftehern und Beifigern allein überlaffen follen; bei dem 
eigentlichen Lazareth- und Begraͤbnißweſen aber mit zur Verwaltung zugezogen werben 
müflen. Die Beftimmung der Zaren bei den Bearäbnifkoiten der nicht in der Brüber: 
[haft befindlichen Juden muß nicht einfeitig, fondern mit Zuziehung der Xelteften auss 
gemittelt, und vorzüglich auf das Vermögen ber Verftorbenen, ob Kinder oder weit ent- 
fernte Erben ꝛc. vorhanden, Rücficht genommen werden, 

Diefe Vorfteher müffen eine jährliche Rechnung legen, welche vom chriftlihen Kom- 
miffario durchgegangen, von den Xelteften geprüft, und dem Ausschuß der Gemeinde 
vorgewiefen werden joll, Bei diefer Revifion ift vorzüglich darauf zu fehen, daß uns 
nüge Ausgaben vermieden, und die Gemeinde nicht mit zu großen Zufchüffen belaftet, 
auf der andern Seite auch dem Hülfsbedürftigen nichts entzogen werde, 


$. 24. Da die Gemeinde, außer dem oben bemerkten Kanon, den jeder einzeln zahlet, 
noch anfehnliche Ausgaben zu beftreiten hat, als die Silberlieferung, Salaria, Interef- 
fen, Armengelder 2c., und ihr vorzüglicher Fond aus den Abgaben auf das Fleiſch und 
Federvieh beftanden, dieſe Abgabe den Armen und denjenigen vorzüglich getroffen, der 
eine zahlreiche Familie hat, und fich den jüdiſchen Gefegen genau unterworfen, ben 
Reichen bei einer weniger zahlreihen Familie wenig getroffen hat, aber auch nicht zu 
läugnen ift, daß zu den Gemeinlajten der Krembe mit beiträgt: fo haben wir fowohl 
der Armuth, als auch ber jüdifchen Gemeinkaffe zum Beſten, folgendes hiermit por der 
Hand feftzufegen für gut befunden: daß die bisherige Abgabe, welche vom Pfunde 
Fleiſch einen Sgl. betragen, auf,die ‚Hälfte herabgefegt, und nur mit fechs Denar be: 
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zahlt werben foll. Da aber die Gemeinkaffe den dadurch entftehenden Ausfall nicht zu 
tragen vermag: &o foll diefer und alle fehlende Bedürfniffe inclusive des Dftermehle, 
durch eine auf die fammtlichen Mitglieder der Gemeinde, wozu auch bie GeneralsPris 
oilegirten gehören, auszufchreibende Abgabe aufgebracht werden. Diefe Abgabe wird 
nad) bem Vermögen und Verkehr eines jeden entrichtet, und foll die Yusmittelung durch 
die drei Aelteſten und ſechs von der Gemeinde gewählten Schaͤtzer, und zwar allemal 
von dreien befonders gefchehen, vom chriftlichen Kommiffario die Fraktion herausgezo⸗ 
gen, und wenn der Unterſchied dieſer drei Taxen zu groß iſt, durch Vereinigung der drei 
Parteien das wahre verhältnißmaͤßige Quantum beſtimmt werden. Dieſe Schaätzungs⸗ 
Repartition wird Unferer ıc. Kammer eingereicht, und dieſelbe nach Befinden der Um: 
ftänbe approbirt. 

$. 25. Die Repartition des Betrags für Oftermeht fällt auf den Grund des vorher- 
gehenden $. 24 weg, zur Vertheilung des Oſtermehls felbft aber find die Almoſenvor⸗ 
fteber zuzugiehen, weil diefe vorzüglich die Armen in der Gemeinde kennen müffen, 

$. 26. Ueber diefe zu erhebenden und auszuzahlenden Gemeingelder müffen die Vor— 
5 jährlich eine Rechnung durch den Syndikum fertigen laffen; dieſe wird dem chriſt— 
lichen Kommiſſario uͤbergeben, der ſie nach Pflicht und Gewiſſen revidirt, ſolche alsdenn, 
nebſt dem darüber aufgenommenen Protokoll, einem Ausſchuß der Gemeinde, der wenigs 
ftens aus fünf ehrlichen und einfihtsvollen Männern beiteben muß, vorlegt, und wenn 
diefe mit der Rechnung zufrieden, und fie für richtig annehmen, dann find die Xelteften 
darüber zu quittiren; im Fall aber deshalb Streitigkeiten entftehen: So muß Unfere 
Breslaufche Kriegs: nnd Domainen-Kammer den Fall entfcheiden. 

$. 27. Der hriftliche Kommiffarius ift verbunden, jährlich eine Anzeige an die Bres- 
laufe Kriegs= und Domainen: Kammer vom Zuftande der Gemeinkaffe und der Rech— 
nungslegung zu machen, welcher mit darauf fehen muß, daß die Schulden der Gemeinde 
nad) und nad) getilat, und die Abgaben vermindert werden. 

Schluͤßlich befehlen wir unſerm in Schlefien dirigirenden Miniftre, Unfrer Breslau: 
Ihen Kriegeös und Domainen:Kammer, und allen denen, die diefes Gefes angehet, tiber 
Unjerer Willens- Meinung feft zu halten, es gehörig zu publiziren, und nicht zu verftats 
ten, daß davon abgegangen werbe. 

Gegeben Potsdam den 21. Mai 1790, Friedrich Wilhelm. 

(L. S.) Graf von Hoym, 
I. 
Die Zülber Gemeinde. 


Die Stadt Zülß hatte fhon im Jahre 1562 eine befondere jüdifche Ges 
meinde. Als im gedachten Jahr das Fürftenthum Oppeln durch das Abs 
fterben des legten Herzogs eine Domaine der Krone Böhmen wurde, ver: 
pfändete der Kaifer die Herrſchaft Züls an den Graf George Chriftian v. 
Prosfau, und in dem deöhalb gemachten Anfchlage werden auch die Ein- 
fünfte von der Judengemeinde zu Zülß aufgeführt. Deögleichen wurde, 
ald Kaifer Rudolph 1606 diefe Herrfchaft den bisherigen Pfandinhabern 
verkaufte, denfelben auch die Zülger Sudengemeinde mit überlaffen. 

Kaifer Ferdinand II. begnadigte in den Jahren 1627 und 1628 ſowohl 
die Prager als fchlefifchen Juden dahin: daß fie alle öffentliche ſchleſiſche 
Sahr: und Wochenmärkte, gleich andern chriſtlichen Kaufleuten, zu beſu⸗ 
chen, und daſelbſt zu handeln die Erlaubniß haben, auch in den diesfälli⸗ 
gen Abgaben den Chriſten gleich geſchätzt werden ſollten. Die Zültzet Ju⸗ 
denſchaft wirkte ſich unterm 17. Zuli 1699 ein auf fie allein gerichtetes 
Nrivilegium aus, welches mit jenem überrinflimmt. 

Die Juden vermehrten fi in Zülg fehr bald, da die Grundherrichaft 
alle fremde anfommende Juden aufnahm. Dies führte nach der Befiks 
nehmung von Schlefien zu einem Proziffe mit dem K. Fiskus, welcher 
nach vielen Jahren zum Beften des Dominii dahin entfhieden wurde: 

„Daß, da dem Grunbheren von Zülg die Zoleranz der Juden dafelbft 
gebühre, derfelbe auch von ihnen Schuggelden ıc. zu nehmen berech— 
tiget ei.” | 

Die Quden dafelbft hatten ihr eigenes Bericht, aus Rabbinern, Rechts» 
gelehrten und Aelteſten, die in Ehe: Erbfchaft- und Peiſonal⸗Schuldſachen 
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Recht fprachen, und von deren Sprudy an dad Dominium appellirt, an das 
Dberamt zu Brieg aber revidirt wurde. 

Die Aelteften wurden von der Gemeinde, fo wie die fogenannten funf: 
zehn Mann, die den Ausſchuß der Gemeinde vorftellen, gewählt, und erflere 
vom Dominio ſowohl beftätiget, als vereidet. 

Die Gewalt der Aelteften beftand außer diefer Juriödiktion, darin: daß 
fie die Gemeinbedienten, ald Schammeffe, Kaffirer, Fleifcher ıc. ein= und 
abfegen konnten, die Auffiht auf Religion und Polizei hatten, und dafür 
forgten, daß die Abgaben richtig aufgebracht, und die nöthigen Ausgaben 
ordentlich beftritten wurden. Auch mußten fie dad Geburtsbuch der dorti: 
gen Juden führen. 

Die Judengemeinde hatte ihre Gemeinkaffe, woraus fie alle Onera be: 
zahlte. Sie gaben einen feftgefegten Kanon zur K. Domainen: Kaffe, 
ferner die Silberlieferungdzufchuß: Gelder, mußten dem Dominio anfehn- 
liche Abgaben, dem Bifchof zu Breslau, der Fatholifchen Geiftlichkeit zu 
Zültz, und der Kämmerei zu Oppeln Zinfen entrichten, Diele Gelder 
brachten fie theild nach den jährlich auf ihr Vermögen gemachten Schagun- 
gen, theild durch Auflagen aufs Fleiſch, auf die Tauche ıc. zufammen, 
wozu auch die beftändig außerhalb Züls, aber von Zülg gebürtigen, oder 
von daher abftammenden Juden beitragen mußten, weil fie mit den wirt 
lichen Zülger Juden in Anfehung ded Heirathens ꝛc. gleiche Rechte ge: 
noffen. 

II. 

Die Verfaffung der Stadt: und Land-Juden in Schlefin war fol: 

ende: 

Diefelben ftanden unter den Zoleranzämtern, deren es im Bredlaufchen 
Departement ein und zwanzig, im Glogaufchen aber feine gab, meil die 
—5 in einigen Städten daſelbſt wohnenden Juden nach Glogau ge— 

rten. 

Die Toleranzämter im Breslauſchen waren folgende: 


a) In Oberſchleſien. 


1) Zu Beuthen: für die Juden im Beuthenſchen Kreis. 

2) Zu Eofel: für die im Coſelſchen Kreis. 

3) Zu Falkenberg: für die im Falkenbergſchen Kreis, 

4) Zu Gleiwig: für die im Toſt- und Gr. Strehlißfchen Kreis. 
5) Zu Leobſchütz: für Die im Leobſchützer Kreis. 

6) Zu Lublinig: für die im Rubliniger Kreis. 

7) Zu Nikolai: für die im Pleßenfchen Kreis. 

8) Zu Oppeln: für die im Oppelnfhen Kreis. 

9) Zu Ratibor: für die im Ratiborfchen Kreis. 
10) Zu Rofenberg: für die im Rofenbergfchen Kreis. 
11) Zu Zülß: für die im Neuftädtfchen Kreis. 

b) In Niederfchlefien. 

1) Zu Auras: für die in Auras und Dyhrenfurth. 

2) Zu Bernftadt: für einen Theil des Oelsniſchen Kreifes. 

3) Zu Brieg: für die im Brieg: und Ohlaufchen Kreis. 

3 it Bi für die im Greuzburgfchen Kreis. 

6) Zu Feftenberg: für einen Zheil des Wartenbergifhen Kreifes, befon: 

ders die in der Herrſchaft Goſchütz. 
7) Zu Hundsfeld: für die in Hundsfeld und einigen Dörfern, 


\ 
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8) Zu Namdlau: für die im Namsdlaufchen Kreife. 
9) Zu Delö: für die im Oels-Trebnitzer Kreiſe. | 
10) Zu Wartenberg: für die im übrigen Wartenbergfchen Kreife 
ſowohl in Städten als Dörfern, wohnenden Juden. 

Die Juden, : welcher folchergeftalt in Städten oder Dörfern (Breslau, 
Zülg und Glogau ausgenommen) wohnten, waren entweder Stamm: und 
Gewerbe: Zuden, oder Kamuliz: Perfonen. Die erftern mußten died Bene: 
fijium erwerben, und dafür 5 Rthir. oder auch darüber, nach) Befchaffen: 
heit ihres Gewerbes, zur Haupt- Manufaktur: Kaffe 1) bezahlen. 

: * ein dergleichen Stamm- oder Gewerbe⸗Jude werden wollte, mußte 

arthun: ' 

„Daß er der Sohn eined bereitd tolerirten einländifchen Stamms 
Judens fei.“ h 

Oder wenn ed ein fremder, worunter auch die von Zülg zu rechnen, weil 
das dafige Dominium auch fremde Juden aufnehmen konnte, beweifen: | 

Daß er 1000 Dukaten eigenes Vermögen mit ind Land gebracht. 2) 

Doc durfte ein folcher ausländiſcher tolerirter Jude feine verheiratheten: 
Kinder nicht mit ind Land bringen ®), auch erlangte ein fremder Jude nicht 
dad Recht eined Stamm-Judens, wenn er die Tochter eined einländifchen 
tolerirten Stamm⸗Judens heirathete*), fondern ein folder mußte vielmehr 
‚nad 6 Wochen dad Land räumen. Ä 

Feder Stamm:ude konnte fich einige Famuliz-Perſonen halten: dies 
mußten Einländer fein, auögenommen die Präceptored, wozu auch unver: 
heirathete Ausländer genommen werden Eonnten. 

Die Stamm: Juden hatten dad Vorrecht, ein eigened Gewerbe treiben 
zu dürfen. | 

"Die Oberfchlefiihen Juden hatten die Erlaubniß, in Oberfchlefien, mit 
Einſchluß ded Falkenbergſchen Kreifes, mit ihren Waarenhaufiren zu gehen, - 
jedoch ohne die Städte Neuftadt, Leobſchütz, Ratibor, Kofel, Oppeln und 
Meiße zu berühren, in welchen Städten dad Hauſiren bei Konfiskation 
ihrer Waaren verboten war. _ 

Megen ded Haufirend waren bie fpeziellften Vorfchriften in den V. v. 
22. März 1756 und 8. April 1771 gegeben, fowohl in polizeiliher Hin: 
fit, als befonders rüdfichtlich der Waaren,. mit welden nur haufirt wer: 
den durfte. Sie durften Feine Waaren aus fremden Landen verfchreiben, 
fondern mußten folche von Bredlau nehmen und in Breslau oder Neuftadt 
auch ſtempeln oder fiegeln laffen. Ä 

Die fämmtlichen Stamm» Suden hatten die Erlaubniß, Bier: und Brannt: 
wein: Urbard, Fleifchereien, Bädereien, Meth:, Bier: und Branntwein- 
ſchank auf den Dörfern zu pachten, oder zu verwalten, auch Pottafchfiedes 
zeien in Pacht zu nehmen); im Jahr 1780 wurden ihnen zwar alle ders 
gleichen Pachtungen verboten, allein 17876) wieder nachgegeben und wa⸗ 
ren auch hierfür eine große Maffe von Förmlichkeiten und Abgaben vorge 
fehrieben in den V. v. 21. Juni 1767, 20. Febr. und 24. April 1775 und. 
28. April 1787. 


— 


1) Laut Verordnung dv. 4. Dec. 1763. 

2) Desgl. v. 1. April 1755, 

2) Ebendafelbft, $. 11. 

*) Laut Inftr. v. 4. Oft. 1753 u. 22, Febr. 1778, 
5) Laut Orbre v. 13. Febr. 1769. 

°) Laut Ordre v. 28. April 1787. 
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In den Niederfchlefifchen Kreifen auf der deutfchen Oderſeite fanden 
diefe Verpachtungen nicht Statt. 

Famuliz-Perfonen waren diejenigen Juden, die zwar im Lande geboren, 
denen aber nicht verftattet, ein eigenes Gewerbe zu treiben, daher fi denn 
mit Dienen ihren Unterhalt erwerben mußten. Sie waren den mannigfals 
tigften Einfhräntungen unterworfen. 

Was die Einſchränkungen der Juden im Allgemeinen betrifft, fo war: 


1) eine der vorzüglichiten: 
Daß Fein Jude ohne Erlaubniß der fönigl. Kammer heirathen durfte, und 
nur die wenigften Erlaubniß dayu befamen. 
Ston unter öfterr. Reg. hatte man died Mittel erfunden, ihre Vermeh— 
sung zu verhindern; denn unterm 17. Oft. 1726 erging die Verordnung; 
„Daß nur ein einziger Sohn aus einer Familie als ein einheimifcher an: 
gefeben werben folle, und fich verheirathen könne.‘ 
Den Töchtern aber erlaubte man zu beiratben; hatte ein Water mehr als 
einen Sohn, fo mußten die übrigen dad Land räumen, 


Mährend der Königl. Preuß. Reg. wurden wegen bed Heirathend der 
Juden die B. v. 29. Sept. 1744, 19. März 1746, 7. Dez. 1750, 2. Mätz 
1751, 1. April 1755, 4. Des. 1763, 20 Aug. 1773, 26. Nov. 1778, 
28. April 1787 erlaffen. 

Nach diefen Verordnungen konnte: 

a) fein Zube, der ſich verheirathen wollte, ohne vorgezeigten Trauſchein 
des Königl. KammerDirektorii von einem Rabbiner getraut werden. 

b) Der Trauſchein für den fi verheirathenden Juden mußte durch das To⸗ 
leranz⸗ Amt, worunter der Jude wohnt, bei der Königl. Kammer nachgeſucht 
und zugleich angezeigt werden: ob der Water des Bräutigams und der 
Braut bereit3 ein verehelichted Kind im Lande habe oder nihf, und ob dem 
Bräutigam oder der Braut, wenn fie außer Landes heirathen, ein Heiraths⸗ 
gut mitgegeben werde). 

e) Den Zöchtern war dad Heirathen, fie mochten ſchon verheiratheteBrü: 
der oder Schweftern haben, nad) der V. v. 17. Dic. 1788 nachgegeben, 

d) Auch der zweite und dritte Sohn konnte unter folgenden Bedinguns 
gen heirathen: 

1) wenn er entweber eine Fabrike anlegte, oder 

2) eine wüfte Stelle in einer Oberfchlefifben Stadt retablirte, oder 

3) falls er auf dem Dorfe wohnte, 200 Zhlr., in der Stadt aber wenig» 

ftens 500 Thlr. im Vermögen befaß. | 

e) Auch Wittwer und Wittwen, wenn fie fih zum zweitenmal verheiras 
then, mußten den gewöhnlichen Traufchein beforgen. Deögleihen 

f) fremde Zuden, wenn fie fich im Lande verheirathen. 

g) Die Zrauungen von fremden Rabbinern waren unterfagt, ed durfte 
ohne Gonfens des Kandrabbiners feine Trauung vorgenommen werben, Der 
von jeder Heirath ein Douceur von 3, 4, auch mehrern Thalern erhielt. 

h) Wenn Semand wider dies Geſetz handelte, und fein Kind ohne Trau⸗ 
fchein verheirarhet, fo mußten die Kammer-Gefälle davon doppelt bezahlt 
werben ?). 

i) die Koften für einen Traufchein betrugen gegen 30 Thlr. und floffen 
zur Chargen-, Stempel: und Manufactur:Kafie. 


1) Laut B. v. 30. Nov. 1762. 
2) Laut V. v. 19, Sept, 1744. 
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2) Eine andere Einfhränfung der Zuden war: 

Daß fie nicht überall geduldet werden. 

Im Reglement von 1751 8. 1 war feſtgeſetzt: daß an den Orten in Nie: 
derfchlefien, wo keine Zuden ehehin geduldet worden, und in Öberfchlefien 
an den Orten, die ein Jus prohibendi haben, auch ferner feine Juden anges 
nommen werten dürfen, und am 3. Oft. und 12. Nov. 1776 ward verord⸗ 
net, daß in ganz Niederfchlefien in den Städten und Dörfern auf der deut» 
ſchen Operfeite (die Städte Breslau, Brieg und Glogau ausgenommenen) 
keine Juden ihren beftändiaen Aufenthalt haben follen, bei Strafe von 100 
Reichöthalern, wovon der Dirigens die Hälfte bezahlen mußte. 

. Wegen der Stadt Neiße, wo viel Juden wohnten, wurde unterm 8. Oft. 
1779 verordnet: 

a) daß die Juden ſämmtlich diefe Stadt verlaffen mußten. Nur den Ges 

neralprivilegirten war der Aufenthalt daſelbſt geftattet. Ä 

b) Daß feiner fich zu Neiße jemals wieder anfäffig machen dürfe. 

c) Daß feinem Betteljuden der Eingang in den Thoren zu geftatten. 

d) Daß nur an Jahrmarktzeiten die Handelejuden dort geduldet wers 

ben follten. 

e) Daß dergleichen Handelsjuden außer Sahrmarktzeit nur einen Tag 

in der Stadt bleiben und 

f) Niemand fonft ald die Gaftwirthe die Juden beherbergen dürfe bei 

Strafe von 20 Thir. 


Damit fich fein Tube ins Land fchleiche, fo follte, was die Dörfer betrifft, 
jeded Dominium oder Obrigkeit, wo ſich ein Jude einfindet, ſolches längs» 
ftend binnen 14 Tagen dem Landrath des Kreifes melden, Damit er, wenn 
es etwa ein fremder Jude oder in einem folchen Orte ſich nicderließe, wo 
feine Juden geduldet, den Fall fogleich der K. Kammer anzeigen könne. 
Wenn aber feines von beiden, und der Zube ein in Lande tolerirter, der 
feine Zoleranz durch einen bei ſich habenden gedrudten Zettel, welchen er 
auf Reiſen immer mitfich führen mußte, erweiſen konnte, e8 auch an einem 
ſolchen Orte wäre, wo Juden wohnen, fo mußte der Landrath den Namen 
des Juden, feine Familie, fein Gewerbe, den Ort woher er Fam ıc. in die 
Zuden:Zabelle aufzeichnen. Wenn dad Dominium dem Landrath feine Ans 
zeige von der Ankunft eines Juden gethan, fo. follte dad Dominium, wenn 
ed ein fremder Jude, 20 Thlr., wenn ein einheimifcher, 10 Thlr. Strafe 
erlegen, und es mußten die Dominia auch die Verfäumniß ihrer Wirth— 
fchafter und Gerichte hierin vertreten. 


Ein Sleiched war von den Magifträten der accisbaren Städte zu beobach— 
ten, welche den Anzug eines Juden nad Verlauf von vierzehn Lagen der 
Kammer berichten mußten, widrigenfalld der Conſul dirigend und der Po» 
lizeisBorgefegte in einer großen Stadt in eine Strafe von 10 Thlen,. ver: 
fiel, in einer mittlern in fünf, in einer Eleinen in zwei Zhlr. 

Der anziehende Jude war verbunden, fich vierzehn Tage nad) feinem 
Anzuge beim Zoleranzamt des Diffriftd zu melden, und fein Gewerbe ans 
zufagen, damit dad Zoleranzamt die Abgaben ausrechnen, und Bericht ab» 
falten konnte, Der Sude, der fich nicht meldete, follte, wenn er ein frem- 
der, ſogleich arretirt, nach den Umftänden feines Vermögens für jeden 
Monat, den er ſich ohne Meldung aufaehalten, 5 bis 6 Thlr. Strafe erles 
gen, und alsdann außer Landes gefchafft werten. War es ein einländifcher 
Sude, ſo wurde er für jeden Monat mit 3 bis 5 Thlrn. beftraft, der jüdi» 
fche oder chriftliche Wirth, der einen Juden verhehlet und ihn nicht der 


256 Staatsrechtl. Verhältn. d. 3. in den alten Probinzen. 


Obrigkeit anzeigt, für jeden Monat mit fünf Thlr. an Gelbe, ober falls er 
unvermögend, am Leibe beftraft. Von dieſen Strafen bekam die Ar» 
er: ‚ der Denunziant 4, und ber, welcher die Unterfuchung 
ehabt 

J Obne erhebliche Urfache (ald eine wichtige Urfache wird nur Diebftahl 
und Betrug angefehen, Die auch durch Arretirung und Verhör bewiefen wer: 
den mußte) durfte fein Stammjude während ded Etats-Jahres feinen Famus 
lum entlaffen; aud ein Stammjude felbft durfte während des Etats⸗Jah— 
sed feinen Wohnort nicht verändern). 

Wenn ein Jude aus feinem Wohnorte reifete, mußte er feinen Toleranz⸗ 
zettel bei fich haben, oder wenn er feine Kinder verreifen ließ, mußte er fi ch 
vom Zoleranzamt einen Reiſepaß für folche geben laſſen; denn wenn ein 
ZJuden»Polizeibereiter oder Banddragoner einen Juden ohne Zettel oder Paß 
fand, ward er ald ein Ausländer angefehen, und durch den Schub über die 
Gränze gebracht. 

Nicht nur das Vermögen der einbeimifchen Suden, wenn ſolche außer 
Landes zogen, oder ihre Kinder, befonderd die Mädchen, außer Landes 
verheiratheten, war dem Abſchoß unterworfen, ſondern auch die frem— 
den Juden, wenn fie ein Jahr ſechs Wochen im Lande ge— 
wohnt und wieder abzogen, mußten von ihrem Vermögen 
den Abſchoß entrichten?). 

3) Die Juden durften ohne beſondere Konzeffi ion weder neue Schulen 
noch Kirchhöfe anlegen. 

4) Zu den beftimmten Abgaben, alfo abgefehen von ben unbeftimmten 
wie Zraufcheine und dergl., gehörten folgende: 

1) Der Toleranz: Impoft, welcher ir die Erlaubniß, daß ein Jude im 

Lande wohnen durfte, gegeben warb. 

2) Die Perfonal Acciſe. 

3) Die Nahrungd:-Steuer warb vom Gewerbe und den Rabrung treiben. 
den Juden auf den Dörfern und in unacciöbaren Städten entrichtet, 
weil die in accisbaren Städten befindlihen Suden durch den Accis 
und Servis gleich andern Einwohnern getroffen wurden. 

Diefe drei Gattungen von Abgaben waren unter dem Namen Ra: 
non befannt, und floffen zur 8. Domainen: Kaffe. 

4) Bon jedem jährlichen Reichöthaler diefed Kanond wurde noch 1 Ggr. 
bezahlt, welcher für Anfertigung des Toleranz-Etats der Kammer: 
Kanzelei gebührte 3). 

9) Der-Silber-Licferungs: Beitrag war urfprünglich keine Abgabe, % 

Ad es in den Zahren 1748 und 1749 bei der K. Münze an’ Sit: 
ber gebrach, wurde unterm 27. Mai 1749 feftgefest; daß die ge 
fammte Sudenfchaft in Schlefien eine Anzahl Mark altes Silber für 
einen annehmlichen Preid zur K. Münze liefern ſollte. Es wurde 
deshalb eine Vertheilung gemacht, was die Juden zu Bredlau, 
Slogau, Zülg und in der Provinz beitragen follten. Im Sahr 1751 
wurde erlaubt, daß ftatt 1 Mark Silberd ein Reichöthaler an Gelde 
gegeben werden konnte. Indeffen flieg der Preid zum Einkauf, der 
Verkauf aber blieb, und die Juden verloren bei diefem Handel immer 
mehr. Nach erlangtem Frieden entſchloß fich die gefammte — *2 


1) V. v. 20. Aug. 1776. 
2) V. v. 18. Sept. 1768. 
2) V. v. 14. April 1749 und 2. Juni 1776. 
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fchaft, einen Entrepreneur anzunehmen, und wurbe mit ihm einig: 
daß er das ganze Silber abliefern follte, fie aber auf jede Mark, bie 
fie zu liefern hatten, ein Zhlr. und 20 Gyr. Zufhuß bezahlen wollten. - 
Die Silber: Lieferung betrug zuerft 1149 Mark, nach der V. v. 
9, April 1785 aber 768 Marl, 

6) Der Servis, welchen die Juden in den accidbaren Städten gleich 
andern Einwohnern nad Befchaffenheit ihres Gewerbes entrichs 
ten mußten. 

7) Atgaben an die Grund:Obrigkeit, befonderd an die Kämmereien gleich 
andern Einwohnern, oder nach hergebrachter Gewohnheit an manchen 
Orten auch mehr. | 

8) Gemein: Abgaben. Diefe kamen nur zuweilen vor; worüber die Ael⸗ 
teften Rechnung legen mußten. 

Die Abgabe ded Toleranz: Impofls wurde nach dem Vermögen und Vers 
ehr eined Jeden gegeben, und beftanden hierüber fehr ausführliche Wor« 
fchriften. | 

Der Perfonal-Accife waren ale Juden und Züdinnen nebft fämmtlichen 
Kindern, die 15 Jahr und darüber alt find, unterworfen, 

Die zur Familie derer Stamm-Juden gehörige Perfonen, die dad Alter 
—* 15 Jahren erreicht, bezahlten jo wie Famuliz ⸗Perſonen jährlich 2,3 und 

hir. | 

Die dritte zum eigentlichen Kanon gehörige Abgabe war die Nahrungss 
Steuer, und wurde von den Stamm: Juden de3 platten Randes entrichtet. 

Die Brau:Urbars: Pächter zahlten den dritten Theil ihres Toleranz⸗ 
Impoſts ald Nahrungdfteuer. 

Die Bäder jährlich 4 Rthir. 
Die Schlähtr — 4 — 


Die Krämer — 3,4,5 bis 6 Rthlr. 
Die Dorfläufer — 18 Ggr. 
Die Häusler — 13 Rtble. 


Die Hausleute — 18 Ggr. 


Die armen Stamm: Juden und fämmtliche Famuliz: Perfonen waren 
von bdiefer Abgabe frei. 

Deögleichen waren die Juden, welche in der Druderei zu Dyhren⸗ 
furth gebraucht wurden, von den befondern Abgaben frei; der Inhaber der 
Buchdruckerei aber gab unmittelbar einen Kanon an die K. Domainens 
Kaffe. 

Um diefe Abgaben erheben zu können, waren die Toleranz-Aemter vers 
bunden, jährlich zu Anfang, des Monat März die Juden zu fhägen, und 
jeden Juden mit Befchreibung aller Umftände, feiner und feiner Kinder 
Alter in ein Protokoll aufzunehmen. 

Die ausländifchen Juden mußten für jeden Tag, den fie fid im Lande 
aufbielten, 4 Kreuzer an die in jeber accifebaren Stadt befindlichen Tages 
Gebühr:Rendanten bezahlen, worüber durch die DO. v. 26. Dec, 1748 und 
v. 28. Febr. 1776 verordnet wurde. 
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Die Slogaufdhe Gemeinde. 


Diefe Gemeinte ftand unter dem dafigen Schloßamt. 
Ihre Verfaflung wurde regulirt durch die K. D. v. 25. Mai 1743. 
Wir Friedrich ıc. W 
Thun kund jedermänniglich, und fügen biermit zu wiffen; Nachdem Uns die ge- 
ſammte jüdifhe Gemeinde Unferer K. Stadt Groß-Glogau allerunterthänigft suppli- 
cando angelanget, und gebeten, die von denen glorwürdigften Kaifern und Königen in 
Böheimb, als Obriften Herzogen in Schlefien Weiland Rudolpho II. Matthia, Ferdi— 
nand 11. und 11T, Leopold L, Zofeph 1. und Karl VI. denenfelben verliehene, und konz 
firmirte Privilegien und Begnadigungen gleichfalls gnädigft zu renoviren, und zu be- 
ftätigen, und dann nad) allerunterthänigft eingelommenen Berichten bemeldete Juden— 
ſchaft zu Gros: Glogau fothaner ihnen vorhin verliehenen Privilegien wirklich, ſich zu 
erfreuen gehabt, felbige auch in Contribuendo das ihrige jedesmal gehörig beigetragen, 
und fonften fi alfo verhalten, daß feine befondere gegründete und erwiefene Klagen 
wider jie vorgelommen; Als haben Wir in befagter Supplifanten allerunthäniafte 
Bitte in Königlichen Gnaben auf nachftehende Art und Weife gewilliget, und in foweit 
ihre alte Privilegia gnädigſt renoviret und beftätiget., Wir thun auch dag, renoviren, 
und beftätigen felbe hiermit wifjentlidh in Kraft diefes Briefes als regierender ſouverai⸗ 
ner Obrifter Herzog in Schlefien alfo und dergeftalt: daß mehr gedachte Juden, naͤm⸗ 
lid) des Benedikt Iſrael Juden zu Groß-Glogau, deffen Weibes und ihrer zwei Schwe— 
ftern der Kaiferin und Sufanna nachgelaſſenen Erben und Defcendenten, fo wie ſich 
foldye in einem übergebenen Stammbaum dazu legitimirt haben, wie bishero alſo auch 
fordershin in erwähnter Unferer K. Stadt Groß-Glogau wohnen, allda und ander: 
wärts im Lande hin und wieder nad) denen bereits ergangenen, auch ſonſt etwa noch 
nöthigen Veranlafjungen mit:allerlei zuläffigen und unverdächtigen Kaufmanns-Waaren, 
Ellen» und Gewichtweis handeln, und mit foldem ihrem Gewerbe, gleich andern 
Kauf: und Handelsleuten, ihre Nahrung ungehindert fuchen können, und mögen, Sie 
follen auch auf den Zoll- Städten weder von Roß und Wagen noch ihren Perfonen zus 
gethanen und allen ihren Waaren aller Orten zu Waffer und Land Eeine mehrere Zölle, 
oder andere dergleichen Gebühren als die Chriften abgeben und zu entrichten ſchuldig, 
wie ingleichen ſowohl ſie als die Ihrigen, nebſt ihren habenden und von der alldaſigen 
Stadt vermöge des den 27. Januar 1636 getroffenen Kontrakts und darauf den.ander: 
ten Sept. 1637 gefchehenen Ueberlaſſes derer erhandelten Häufer Feiner andern als 
Unferer alldortigen Schloß= und Landeshauptmannfcaftlichen Zurisdiktion, Botmäßig- 
keit und Protektion unterworfen.fein, und verbleiben. Nur allein in Geld» und ans 
dern Civil- und Criminal-, wie auch in Wechlelfachen, follen diefelben bei Unferer 
Glogaufchen Oberamts:Regierung ihr Forum haben. r 
Berner verwilligen Wir gnädigft, und laffen ihnen zu, daß diefe Judenſchaft jähr: 
lich 300 Rindvieh, 300 Kälber und 300 Hammel zu ihren Feſten, Hochzeiten und Bes 
[hneidungen, und zwar von erjterer Sorte jedes Quartal gleich viel, und-von der letz⸗ 
tern nach eigenem Gefallen zu ſchlachten, die gerathene Hinterviertel entweder auszus 
aͤdern, und nad) ihren Gefegen eßbar zu machen, oder ſolche nebft den ungerathenen 
nach eigenem Belieben an die Garnifon und Arme zu verkaufen, das übrige aber, und 
was bie Juden außer dem akkordirten Quanto gebrauchen, müffen diefelbe alsdann nad 
Inhalt des Vergleichs v. 28. Mai 1740 von den Kleifchern kaufen, Fizie 
Wir verftatten ihnen auch ihren Plag und Ort zu ihr und der Shrigen Begräbniß 
gegen der verakfordirten Berzinfung der jährlichen 60 Reichsthaler zu 24 Gar, gerechnet, 
welchem fie Unferm K. Amt Glogau jedesmal auf St. Michaelis Tag abzugeben haben, 
zu behalten und zu gebrauchen. DR 
Damit aber diefe Juden zum Schaden Unferer chriftlichen Unterthanen fich nicht weiter 
ausbreiten Eönnen, fo wollen. und gebieten Wir, daß Unfere Glogauſche Krieges» und 
Doniainensfammer mehrere Familien, als dermalen in Glogau fein, nicht aufnehmen, 
denen Juden feine Häufer mehr in der Stadt anfaufen, wohl aber in den nä ftgele 
nen Ehriftenhäufern mierhen Laffen folenz wenn aber ein Hauswirth erflicht, und die 
Sudenjchaft darum gebührend anfuchet, kann diefelbe einen Sohn aus dieſen obgedach⸗ 
ten Hauptſtaͤmmen an deſſen ſtatt, nach Unterſuchung ſeines Lebens und Wandels, und 
wenn deſſelben Vater alles an Uns und die Gemeinde richtig allemal bezahlet hat, wie 
auch eine Zochter deffelben, wenn ſie gleich einen ausländiichen Juden geheirathet, auf: 
nehmen, doch muß diefelbe Unferer Krieges: und DomainensKammer vorhero klaͤrlich 
ausweiſen, daß ſie wenigſtens 1000 Reichsthaler, wenn ſie die erſte ihres Vaters ift, 
und 2000 Rthlr., wenn fie die andere ift,fo aufgenommen wird, entweder felbft im Ber: 
mögen haben, oder durd ihren Mann ins Land bringen. 


- 
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Nachdem aud die Groß⸗Glogauſche JZudenfhaft von der Natural-Einquatierung jeder 
zeit befreiet gewefen, fo wollen Wir aus befonderer K. Gnabe es ebenfalls dabei Laffen, 
jeboch muß aber diefelbe dasjenige, was an Servis auf fie zu tragen fommt, richtig 
abführen, dagegen fie von Steuern befreiet fein follen, fo lange die Stabt felbft davon 
frei ift, auch dürfen fie die 200 Mark Gtogauifch, fo fie der Stadt beigetragen, ferner 
nicht bezahlen. = 

Ueber diefes haben Wir in ihre allerunterthänigfte Bitte ällergnädigſt gewilliget, und 
fie von Abgebung alles desjenigen, was die Judenſchaft an die kai u bier gewefene 
Landeshauptmannfhaft an baaren Gelde, Viktualien, und dergleichen, es habe Namen, 
wie es wolle, liefern müffen, wie nicht weniger von Zoleranz= und Perſonal-Acciſe⸗ 
Geldern ‚gänzlich befreiet, auch fol diefelbe für Konfirmation diefer ihrer Privilegien 
nichts erlegen, da hingegen fie fich aber freiwillig offerirt, in Unfere K. Kaffe jährlich 
als ein Schuggeld 800 Reichsthaler in vier Ratis, und zwar a Imo Juni an zu rechnen, 
zu bezahlen, wollen Wir nicht allein allergnädigft annehmen, und derſelben alle übrigen 
Praestationes und Xbgaben erlaflen, fondern bemeldter Judenſchaft audy aus befondern 
allerhöchften Gnaden nach Inhalt: des General-Privilegii d.d. 29 Sept. 1730, fo Wir 
den Zuden in andern Unfern Landen ertheilt, erlauben, von Eleinen Kapitalien unter 
500 Rthlt. 12 Prozent und von denen von 500 Rthlr. und drüber, fo folde ein Jahr 
und länger zinsbar ftehen, 8 Prozent, und wenn fie Kleinigkeiten von Pfändern befom: 
men, und unter 10 Rthlr. darauf leihen, wöchentlid einen Pfennig Zins von einem 
Kthir. zu nehmen. Doc fol alle diefe Unfere Begnadigung auf Unfer gnäbdigftes Be— 
lieben und Wohlgefallen geftellt fein, wie Wir dann Uns nad Beförderung der Ums 
ftände und Zeiten nöthige Verordnungen diefer, Judenfchaft wegen über dasjenige, fo 
bereits in Schlefien in vorigen Zeiten heilfam verordnet ift, und unterbeffen in fo weit, 
als es diefem nicht zuwider ift, feine Gültigkeit haben foll, zu machen, nach Unferer fou: 
veränen Macht und Gewalt vorbehalten. 

Und gebieten hierauf allen und jeden Unferer Lanbeseinwohner und Unterthanen ıc. 2c. 
Zu Urkund ze. So geſchehen und gegeben Berlin den 25. Mai 1743, Friedrich 

riedrich. 


Verzeichniß 
der im Jahre 1791 in Schleſien befindlich geweſenen Juden. 
Maͤnnl. Weiblichen Summa 
Geſchlechts. 
Sn der Stadt Breslau . » . 1167 1317 484 
SU 5-0 ME... 8 1012 
Slhogau . . » - 818 973 1791 


Summa 2460 2827 5287 
Zur Landgemeinde gehörten: 


. bie Juden 
in der Stadt Beuthben . .» » 58 57 115 
Au . » 37 8 65 


Sol . 2... 44 4 9 
Brig. - 98 100 189 
Sonttadtt . . . 40 26 66 


Greubug . » 7 12 19 
Pitihen -» . . 6 8 14 
en RR 17 16 33 
afher . 14 3. „2 
Sutentgg . . 36 43 79 
Zublini . . . 11 11 22 
Namdlau . . . 19 20 39 
Reichihbal . ; » 1 4 5 
Nele»... . 7 8 15 
Ziegenhals .. 3 3 6 
Beinſtadt 49 51 100 
Hundsfld . . 40 50 90 
2. Pr er 10 12 22 


Opppen ... 12 12 24 
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Maͤnnl. MWeilblihen Summa 
G 


chlechts 

in der Stadt Krappitz . - 5 6 11 
SEN “a 5. 8 35 73 

Nitolaii - . . 22 22 44 

Plhe . 2... 21 26 47 
Ratibor... 11 10 21 

Rybnik . .. 29 27 56 

Sohrau . . . 45 49 94 
Roſenberg . . 38 32 70 
Landdterg . . 10 11 21 

Lefhnis . . . 5 8 13 
Groß:-Strehliß . 7 6 13 

Sleimiß . .» » 37 40 77 
Peiskretſcham . 50 34 64 

2 5 23 27 50 

BE 3. 3.04 19 24 43 
Seftenderg . -» 45 42 ‘87 

% Wartenberg . . 17 28 45 


Auf den Dörfern in Ober: Schlefien 

wohnen 2 2 22.2.9885 968 1913 
Summa der Land: Gemeinde . . 1856 1923 3779 
Hierzu die 3 obigen Gemeinden . 2460 2827 9287 


—— 4316 4750 9066 
I 


Darftellung der VBerhältniffe der Suden in den alten Provin— 
zen, unmittelbar vordem Ed. v. 11. März 1812. 

Vorſtehend iſt mit der Geſchichte der Juden in Schleſien eine Darftels 
lung ihrer Verhältniffe vor dem Ed. von 1812 verbunden worden. Cine 
Darftellung diefer Verhältniffe ift nicht minder für die anderen alten Pro» 
vinzen aus mehrfachen Gründen nothwendig. 

Einmal, weil das ©. v. 11. März 1812, wie deffen $. 28 noch befonders 
beftimmt, auf vergangene Fälle nicht bezogen werden kann und diefe Daher 
auch jest noch nach den früheren Gefegen und Zuftänden beurtheilt wer. 
den müffen !); dann aber, weil nad Anficht der Behörden auch für die 
gegenwärtige Zeit in einzelnen Zerritorien das frühere Hauptgeſetz, das Gen. 
Suden:Reglement v. 17. April 1750, feine praktiſche Gültigkeit noch nicht 
verloren hat ?) Es wird demgemäß jenes Gefeb v. 17. April 1750, wels 
ches einen vollſtändigen Ueberblick der früheren Zuſtände giebt, mitgetheilt 
und ſind in Noten zu demſelben die ſpäteren Veränderungen erwähnt, ſo 
weit ſich dieſelben auf das innere Staatsweſen beziehen ®). 


Revidirtes General:Privilegium und Reglement, vor die Judenſchaft im 
Königreihe Preußen, der Chur= und Mark, Brandenburg, den Herzogthü— 
mern und Zürftenthümern, Magdeburg, Eleve, Hinter-Pommern, Groffen, 


1) Rune ir ” aktif a inner: diefer Alteren Zuftände, ar 
e n. Juden Priv, v. 17, April 1750 in privatrehtliher Hinfiht Th. 1, 

Abth. 1. Abſchn. III. i ü en 

?) Das an die Reg. zu Marienwerder gerichtete R. des Min. des 3. u. d. Pol. v. 
12. Mai 1840 — vergl. daffelbe oben Abth. I. Abfhn. X. Kap. I. sub I. B. 
DD, Seite 93 — bemerkt, daß die noch fortdauernde Gültigkeit des Juden-Regl. 
v. 17. April 1750 nicht bezweifelt werben könne. Siehe hierüber das Weitere 
bei den Abfchnitten Pofen und Kulm und Michelauer Kreis. (IH. IV.) 

2) Wegen des Privatrechts ſ. Th. IT, 
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Halberftadt, Minden, Camin und Mörs; ingleichen den Grafz und Herr 
haften Mark, Ravensberg, Hohenftein, Tecklenburg, Lingen, Lauenburg 
und Bütau dv. 17. April 1750. 

Wir Friedrich von Gottes Gnaden, König in Preußen, Markgraf zu Brandenburg, 
des heil. Römifhen Reiche Erzkämmerer und Kurfürft, Souverainer und Oberfter 
vor von Schlefien ze. ⁊c. ic. | 

(Erklärung der Urfahen zu andermweitiger Negulirung des Zuben- 
wefens) Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: Nachdem Wir in Unſerm 
‚ Königreihe Preußen, Kur: und Mark: Brandenburg, Herzog: und Fürftenthümern 
Magdeburg, Gleve, Hinter- Pommern, Groffen, Halberitadt, Minden, Camin und 
Mörs, ingleichen denen Graf- und Herrfchaften, Mark, Ravensberg, Hohenftein, Zeit: 
lenburg, Lingen, Lauenburg und Buͤtow, befonders.aud) in hiefigen Reſidenzien, bei de⸗ 
nen darinen vergleiteten und geduldeten Zuden, verfhiedene Mängel und Mißbraͤuche 
angemerfet, infonderheit aber gar eigentlich beobachtet haben, daß derfelben überhand 
nchmende Vermehrung nicht nur dem Publico, befonders aber denen hriftlichen Kauf: 
leuten und Einwohnern ungemein Schaden und Bedrüdung zugefüget, fondern auch ber 
Judenſchaft felbit dadurch und durch Einfchleihung unvergleiteter, fremden und faft 
nirgends zu Haufe aehörenden Juden, viele Beſchwerden und Nachtheil erwachſen; Wir 
aber aus allergnädigfter Landesväterlicher Vorſorge, alle und jede in Unferm Schutze 
ftehende geteeue Unterthanen, fowohl Chriſten als Zuden, in beftämdigen guten Wefen 
und Flor ihrer Nahrung und Gewerbe fo viel immer möglich geſetzet und erhalten wiſſen 
wollen?! Dannenbero höthid gefunden, ſolche Vorkehrung zu mädchen, daß diefe Unfere 
allergnädiafte Abjicht erreicht, zwiichen der Chriften: und Zudem Nahrung und Gewerbe 
Proportion geftiftet, und insbefondere durch unzuläßig erweiterten juͤdiſchen Handel und 
Wandel keinem von beiden zu nahe geſchehe. Zu weldhem Ende Wir den Zuftand des 
ganzen Judenweſens in Unferm Königreihe und vorbenannten Übrigen Reichs-Landen, 
dazu gehörigen jüdischen Kamilien, derfelben Nahrung, Handel und Wanbel von neuem 
genau haben unterfuchen und Uns gewiſſe Vorfchläge thun laffen, weldye zu Erhaltung 
Unfers Endzweds und damit verfnüpften Wohlfarth der ſämmtlichen vom Hanbel und 
Wandel lebenden Landeseinwohner dienlich erachtet, zugleich aber audy die Gerechtigkeit, 
Billigkeit und-gemeinfame Sicherheit zum Grunde haben, daraus ſodann ein eigenes 
Reglement und Verfaffung des ganzen Zudenwefens verfertigen und zum Stande brins 
gen laſſen; als fegen ordnen und wollen a. hiermit und Kraft diefes: 


(Das bicherige General: Privilegium und Reglement wegen bed 
Judenweſens wird deflariret, und nad dbengegenmwärtigen Umftänden 
eingerichtet.) Daß von nun an fein ander Juden > Privilegium oder Schutz-Brief 
in Unferm Königreiche und obgedachten Unferen Landen ftatt haben und gültig fein folle, 
als welches diefem Unfern Neuen, nad der Ordre v. 7, Febr. 1749 revidirten und bekla: 


rirten General-Privilegio de Anno 1730 in allen folgenden Punkten gemäß iſt. Sol⸗ 


chemnach haben Wir 
: II. 


Es ſollen keine andere Juden geduldet werden, als welche in bes 


nen am Ende diefes Reglemente befindlichen Liften ftehen) in Gnaben und 
ein für allemal gut gefunden, und feitgefeget, daß von nun an, fowohl in Unfern Res 
fivenzien als allen andern Haupt = und Land-Städten nicht mehr, als diejenigen ordent⸗ 
lichen und außerorbentlichen Schutz-Juden-Familien, fo in denen am Ende biefes Regler 
ments von jeder Provinz befindlichen Liften sub Lit. A. et B. vergleitet, und fammt 
ihren benötbiaten feftaefesten publiquen Bedienten, Kindern und Gefinde beiderlei 
Geſchlechts follen gefchüget und geduldet, die unvergleiteten Juden aber,. worunter 
jedoch diejenigen nicht zw verftehen, jo Handels und Wandels ober anderer Negozien 

alber ab= und zu reifen, nirgend gelitten, wielweniger denfelben ein beftändiger Aufent⸗ 

alt noch gewiſſer Sitz in Unferen Landen - verftattet werden, ald worauf ſowohl die 
Obrigkeit, ald Aelteften jedes Orts genau Acht geben, und ſolche in Berlin fowohl als in 
denen, Provinzen denen Kriegs: und Domainene Kammern und Steuer-Räthen bei Vers 
meidung willkührlicher Strafe jedesmals anzeigen müffen; Wannenhero diejenigen Ju⸗ 
—— ſo dergleichen unvergleitete bei ſich hegen, nachdrückliche Beahndung zu gewarten 


ha 
III. 
Werzeichn iß derer erlaubten publiquen jüdiſchen Bedienten in Ber— 
I on Wegen ber publiquen Bedienten wird in biefigen Refidenzien, Berlin, folgendes 
: 1) Ein Rabbi ober ein Bice-Rabbi. 
2) Bier Beifiger. 
pl. VIIL. 3b, 3. Die Berhältniffe ver Juden. 16 
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3) Ein Ober: und Unter» Kantor mit feinen Baffiften und Diskantiſten, welcht lehtere 
aber unverehlicht fein müffen. 
4) Vier Klepper, davon der Eine dem Polizei:Direktorium zu Anmeldung ber fremden 

Juden täglich aufwarten muß. 
4 Zwei Schulbedienten bei der Synagoge. 

6) Sechs Zobtengräber, welche zugleich bei der Gemeinde mit aufwarten. 

7) Einen Kirchhofwächter. 

8) Drei Kollers. 

9) Drei Kleifhhader. 

10) Ein Scharn:Schreiber fammt deſſen Gontrolleur. 
41) Drei Bäder und ein Gar: Kod. 

12) Ein publiquer Gefesfchreiber. 

13) Zwei Ehorfteher mit einem Gehülfen, 

14) Zwei Lazareth:Aufmwärter. 

15) Ein Medikus. 

16, Ein Bade-Bedienter mit einer Babe-Frau. 

17) Ein Feder⸗Vieh⸗Mäſter. 

48) Acht Kranken: Wörter. 

19) Zwei Ebräifhe Buchdrucker. 

20) Zwei Maͤgdchens-Schulmeiſter, fo beweibet. 

Diefe und nicht mehrere folen, ſedoch mit Approbation der Kriegs- und Domalnen⸗ 
Kammer von den Zudenälteften felbft beftellet, auch fo viel möglih einheimifche arme 
Zudengenoffen dazu angelehret und genommen werden, 

(Wasvorweldeinanderen Städten fein follen.) An anderen Orten follen 
diefe publique Bediente nad Proportion der jüdiihen Gemeinde, jedod nicht über 
zwei Zobtengräber, in Heinen Städten aber, oder wo wenig Juden vorhanden, nicht 
mehr als Ein Todtengräber, Ein Koller erlaubt fein; und diefe Proportion foll auch 
wegen ber Schulmeifter, fo aber unverbeiratbet, nicht über drei Kahre an einem Orte 
bleiben, noch im geringiten handeln müffen, beobadytet werden !). 

Zu Untermweifung der Judentöchter, werden in Berlin, Königsberg, Halberftabt, Halle 
und Frankfurt an der Oder, auch Stargard in Pommern, zwei publig ie und in ern 
Städten, wenn über 10 Zuben:Kamilien darin find, Ein beweibtet Shutmeife ‚in 
den übrigen Orten aber dergleihen gar nicht zugelaffen. Wegen biefer Schulmeifter 
und ſich einfindenden fremden jüdifchen Studenten und ledigen Verwandten, auch allen 
anderen fonderlich Weibess Leuten, welche fih an einem Orte mit einigem Rechte auf- 
balten zu können vermeinen, wird es bei denen Kammern wegen der Zettul und Regifter 
wie bei den Domestiquen gehalten, daß fie ſaͤmmtlich ohne von felbiger erlangten Kon: 
zeſſion und Zettul, wofür jedoch nicht mehr als 2 Gyr. dem Sefretario bezahlet werben 
foll, an feinem Orte, oder wenn es ihnen erfaubet, nicht über die nadıgelaffene Zeit 
bleiben müffen, jedoch verſtehet fid von felbft, daß diejenigen Leute, bie einer * ſeine 
Domestiquen in fein Lohn und Brod nimmet, darunter nicht mit verſtanden erben *). 

IV. 

(Die Judenaͤlteſten ſollen den Kriegs- und Domainen-Kammern mo— 
natlich eine Liſte der vorgefallenen Veränderung bei ber Gemeinde ein- 
fenden.) Es müffen zu dem Ende die Zubenälteften ſowohl in Berlin als in ben Pro: 
vinzen allemal in den erften drei Tagen des Monats denen Krieges: und Domainen⸗Kam⸗ 
mern die, bei der Judenſchaft im vorhergegangenen Monate vorgefallenen Veraͤnderun⸗ 
gen an Getraueten, Gebornen und Geftorbenen, unter des Rabbi und der Yelteiten, ober 
wo fein Rabbi noch Aelteſte vorhanden, des Vorftehers Unterfchrift einfenden, und ſolche 
in eine Tabelle nach beigefügtem Schemate verfallen. Die Aelteſten follen folches auch 
alle Jahre an das General: Direktorium mittelft einer Tabelle ſowohl von Berlin als 
aus den Provinzien bewerkitellen. 


V. | 
(Brundfäge fo bei Anfegung der Juden beobahtet werden föllen.) We 
gen Anfegung der Juden ſollen hinkünftig nachfolgende Grundſaͤtze feftgefeget und bes 
obachtet werden ®): | 


Re io nö * eifter erging fpd Sit Der 
egen ber en= Schulmeifter er ter das « %. 9. Dee. 1775. 
(B. €. ©. V. &h. li. ©. 269. a —— F 
#) Vergl. auch die Dekl. des Art. V. wegen Anſetzung ber zweiten Judenkinder. 
— C. C. III. S. 1215. der Judenſchutz begreift ein Buͤrgerrecht 
nochen n ‘ un Sa ve 
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R ——— der ißs verglelteten und gebo ——6 
nd außerorbentliche eh Wird ein Unterſchled zeinacht, unter denen 
ordentlichen Schutzjuden und -denenjenigen,. jo außet der Ordnung auf. debenszeit 
uldet toerben. Zu legten aehoren die, fo eines Schusiuden Wittwe geheirathet, 
dr fonft eine Konzeffion erhalten haben, wie auch die Wittwen un Fi e Kinder 
von der Familie, worauf bereits ein Kind ängefeger, dergeftält, daß künftighin nur 
diejenigen für ordentliche Schutzſuden gehalten werden, (was ‚ordentliche 
Schugjuden fein.) werde das Recht haben, ein. Kind anzuſetzen, ſolchen behufs 
anigo in ber beftimmten Zahl der ordentlichen Schutzzuden von Neuem aufgenom⸗ 
men und der Lifte A. mit einverleiber worden, Ä ’ 

2) (Was auferordentlihe Schugjuden fein.) Die vorhin benannte außer: 
ordentliche Juden aber find micht befugt, ein Kind anzufegen, 'nod ihres Ortes auf 

ihr Recht zu verheirathen. en z 
Hiernaͤchſt muß das eine Kind, fo auf derer Eltern Schutzbtlef anacith wer⸗ 
den will, ein Vermögen von 1000RTHLE, wozu jedoch das tägliche Hauegerathe und 
Kleidung fammt ungewiffen Schulden nicht zu rechnen, nachweiſen; imgleichen die 
jedes Orts gewöhnliche Jura zur Chargenkaſſe erlegen, und Fan übrigens das ans 
gefegte eine Kind, fo lange der Water lebet, Eein Kind wiederum anſetzen; follten 
aber deshalb befondere Umjtände vorkommen, fo haben fie fich deshalb bei dem Ge- 
neral-Direftorio zu melden; wegen des zweiten Kindes aber bleibet es bei Unferer 
te unterm 27. Oft. 1747 ergangenen und den 23, Mai 1749_ wiederholten 
Kabinetsordte, daß ſolches hinkünftig in allen Unfern Landen gar nicht mehr ges 
fattet werben fol. Dafern jedod von den bereits vorhin angefegten Ertraordie 
nariis Jemand ein durch Abjterben, Wegziehen, ober auf andere Art vakant wer: 
dendes Schitsprivilegium erlangen wollte, foll davon an Uns berichtet, und zugleich 
wieviel er im Vermögen habe, gehörig unterfuchet, und mit angezeiget werden, da 
Wir Ung fodann darüber allergnäbigft entfchließen und zugleid) die Chargen-Jura 

beftimmen wollen. | 
3) Soll Inhalts Unfer unterm 23. Mai 1749 allergenädigft ertheilten Kab. Ord. die 
einmal nunmehro feftgefegte Anzahl der Zudenfamilien ohne Unfere IE: Orbdre 
nicht Überfähritten, und es forthin darunter dergeftalt gehalten werden, daͤß derje— 
nige Sube, weldyer ein Privitegium hat, ſolches zuvorderſt nur für feine Perſon ges 
trieße, jedoch audy die Freiheit habe, feine Kinder bei fich zu behalten, fo daß diefe, 
fo fange er lebet, feines Schuges mit genießen, jedennoch aber Peine befondere 

Handlung vor ſich führen müffen . = 
4) Wenn derjenige Zube, fo ein Privilegium hat, mit Zode abachet, fo faͤllet nad 
‘eben diefer Unferer allergenädigften Ordre fodann das Privilegium Auf. fein älteſtes 
Kind, deſſen Brüder und. Geſchwiſter aber, können keinen weiteren Schuß zur 
- Handlung darauf genießen, wie den auch, wenn bei Lebzeiten bes Vaters die andern 
> Kinder außer dem äfteften fich hinfüto verheirathen, ſolche fort müffen, und nicht 
bei dem Vater bleiben, wenigitens keine Handlung treiben können; was abet die 
zweiten und dritten Kinder reicher Juden anbetrifft, wenn fie HREHIr. zufammen 
bringen, fo können diefe zwar nad) Abfterben ihres Waters von defien gehabten 
Schutze nicht profiticen; es follen aber diefelben alsdanı fid) gehörig melden, und 
um ein beſonderes Privilegium anfuchen, da Wir denn. auf ‚Unferes General: 
Direktorii davon geſchehenen allerunterthänigiten Bericht, darauf, jedesmal beſon⸗ 
ders reſolviren wollen, und muß ein folder alsdann die für. ein dergleichen Privi⸗ 
legium geordneten Jura zur Chargenkaſſe erlegen. Uebrigens verſteht ſich von 
f en, daß die, jeben ‚Orts eingeborne, verarmten und abgelebten Eltern, gleich 

en Kindern bei jeder Familie geduldet werben, See 
5) Es foll keinem oͤrdlichen Schug= Juden, ‚wegen ber, batunter-bishero.begangenen 
‚Unterfchleife, künftig, ‚erlaubet, fein, feinem chef Kinde bei Lebzeiten feinen 
e 


Hat abzutreten, weil daſſelbe ihm ohne das folget; ſollte aber ein alter Vater ſei⸗ 
nen. Handel gang nieberlegen, und ſich des Gebrauchs ſeines Rechts begeben, ober 
‚andere befondire Umftände ſich dazu finden, fo, fol darüber bei Unferm General: 
— angefraget werden, und im Falle es verſtattet wird, der alte Vater bei 
ed Orts Obrigkeit feine Renunciation ausdrücklich ad arta geben. Noch weni⸗ 
er kann ein außerordentlicher Zube feinem Kinde den Plag abtreten, weil er kein 
„Kind anfegen fan, wie. denn ‚aud feinem Juden rent, mit ſeinem Privilegio 
F deſſelben zu handeln, und ſolches für Geld oder Schulden ohne Unſern 
\... Confens an einen andern zu eebiren, K nd 


oc ®. ö. J Mat 4753, Die ‚Eltern ind nicht gezwungen, mit ihren angeſetzten 
Kindern in einem Haufe zu nen! od vn. &. 17.) 
16* 
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6) Denen orbentlihen Schutz⸗ Juden aber, wird erlaubet, daß fie bei, ihren Lebzeiten 


Ein Kind, Sohn ober Tochter, worin fie aber die einmal getroffene Wahl hernach 

u ändern nicht befugt fein follen, aufihren Schusbrief anfegen und biefelben, wenn 
de ſich vorher gehörig Legitimiret, heirathen laſſen mögen. Falls aud) das anges 
feste Kind, ohne wieder Kinder zu hinterlaffen, bei des Vaters Lebzeiten abginge, 


ol dem Vater an deffen Statt ein ander Kind in feinem Handel ders eftallt mit 


7 


— 


aufzunchmen erlaubet fein, daß ſolches nach feinem Abſterben in feine telle trete. 
Wann aber während diefes anderweitig angefegten Kindes Leben, ber Vater vers 
ftürbe, und jenes gleichfalls ohne Kinder abginge, fo können die übrigen Kinder 
weber auf des berftorbenen Waters nod Bruders Privilegium weiter ohne eine ans 
dermweitige von Ung ertheilte Gonceffion angefeget werden. Auf ber verftörbenen 
Groß-Eitern Privilegia aber, können keine Enkel ſich anfegen, wenn ihr Vater 
ober Mutter fich wegbegeben. Stirbt ein Vater, und die Kinder. wären noch nicht 
angelehet, oder unmündig, oder abwefend, fo follen im erſten Kalle fie ſelbſt oder ihre 
Bormünder binnen 3 Monaten, im lestern Kalle aber binnen Jahr und Zag wegen 
Gonfervation des väterlichen Privilegii fich bei denen verordneten Krieges: und 
Domainen: Kammern melden, und foldes ad acta verzeichnen laffen, dergeftalt, 
daß wenn folches nicht gefchehen, fie kein ferneres Recht an ihres Vaters Privile⸗ 
gium haben, weiter fordern, noch genießen ſollen. Haͤtte der Vormund aber hier⸗ 
bei etwas verſehen, ſoll dem Kinde nach deſſen ——7 bis es 25 Jahre er⸗ 
reichet, ſein Schutzrecht zu ſuchen, doch vorbehalten bleiben. Die Kinder derer: 
jenigen Schugjuben der iezo nicht mit unter der Zahl ber vergleiteten, ordentlichen 
Schusjuden aufgeführet find, können auf ihrer ehemaligen Eltern Privilegium 
nicht nod) angefeset werben T). 
Nenn ein ordentlicher Schugjude ftirbet, und hat noch fein Kind angefeget, vers 
bleibet der Wittwe, Namens des Schutzkindes der Pla& zur Anfegung fo lange 
offen, bis folche erfolget, und ann, wenn ein Sohn vorhanden, keine Tochter als⸗ 
denn angefeget werden, es wäre dann, daß der Bruder zum Vortheile der Schwe⸗ 
ſter renunciiret und bereits großjaͤhrig ſei, oder der Vater vor feinem Abſterben en 
faveur ber Tochter disponirt hätte, 

uebrigens muß die Wittwe, wie bei Nr. 6 verordnet, fid, wegen Erhaltung des 
Rechts ihres Schustindes, binnen. der beftimmten Zeit bei den Krieges» und 
Domainens» Kammern melden und foldyes ad acta verzeichnen laffen. Wegen der 
übrigen Kinder aber, und wenn das Schutzkind ſchon angefeget, imgleidhen wenn 
der Mann nicht unter den ordentlichen Schugjubden geftanden, gehöret bie Wittwe 
nur unter die Zahl der außerordentlihen Schutzgenoſſen *). 


8) Fremden Zuden foll in Unferen Landen ſich anzufegen gar nicht erfaubet fein; je 


doch dafern ein folder wirklich zehen taufend Rthlr. Vermögen hätte, und 
felbige ins Land brächte, auch diefes zugleich zuverläßig darthäte, fol bei Uns dar— 
über, und was alsdann an Chargen-Iuribus zu erlegen ſei? angefraget wer- 
den. | 


— — 


1) Die zweiten Kinder der Juden, welche das geſetzliche Vermögen nachwei⸗ 
fen und Genie zu Fabriken und Manufakturen haben, auch dergleichen Fabriken 
etabliren oder entrepreniren, welche im Lande noch gar nicht oder nicht genugfam 
vorhanden find, follten unter diefen Bedingungen fich gleich den erſten Kindern eben: 
falls im Lande anzufegen und um Ertheilung eines Schusprivilegiums orbentli- 
cher Schutzjuden nachzufuchen befugt fein. Diefes Schugprivifegium wurde ihnen 
aber nicht eher ertheilt, bevor fie nicht ein Atteft der Aelteften der Judenfchaft 
beigebracht: daß fie gehörig bemittelt und dem Publiko nützlich feien, und daß 
ducch ihre Anfegung der intendirte Zweck wegen der zu etablirenden Fabriken 


"werde befördert werden. (Girk. v. 11. Nov. 1763 N. C. Const. March. 


T. II. 8.1219. R. v.9. Ian. 1764 an die Clev-Märkiſche Kammer, 


Weg Der Wittwe eines ordentlihen Schusjuden, der ſchon ein Kind auf feinen 


Schußtzbrief angefegt hat, welches nad} defjen Zode in feinem Platz tritt, war nicht 
et fi wieder an einen andern Juden, der noch keinen Schuß hat, zu 
verheirathen. 2 
Iſt die nachgelaffene Wittwe ſchon die zweite Frau des‘ verftorbenen Schutz ⸗ 
uden / fo ward ihr nicht verftattet, einen fonft nicht vergleiteten Juden zu heira⸗ 
then; und da das Extraordinarienrecht eines Schutziuden mit feinem Leben auf⸗ 
hört, ſo kann ſo wenig deſſen mit ihren Kindern nur geduldete Wittwe, als den 
„zeiten Maͤnnern die Verheirathung nach ihrer Frauen Tode, mit welcher ihr 
echt aufhört, wieder verſtattet werden. (R. v. 6, Jan, 1761.) „ann. 


Ol 
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9) Denen Wittwen, fo keine Kinder aus erfterer Ehe haben, aber doch fi gern wie: 
der verheirathen wollen, Ban ſolches nicht anders nachgegeben werden, Als daß fie 
mit ihrem künftigen Manne einen Platz unter den außerorbentlihen Zuden erhal 
ten, und der fünftige zweite Mann ordentlicher Weife ein Schußgenoffe aus Kb: 
niglichen Landen und fein frember ſeiz es wäre dann, daß fie dociren Eönnten, wels 
chergeftalt fie durch eine Verheirathung an einen auswärtigen ein anfehnliches 

Vermögen ins Land zögen, alädann beshalb bei Unferm GeneralsDirectorio anzu: 
fragen ift, jedoch muß bie Wittwe, wie font gefchiehet, in allen Faͤllen die 30 Rthir. 
Shargen = Jura erlegen. 


Im Falle aber die Wittwe das Privilegium felbft erhalten, und barauf ihren 
Mann geheirathet, diefer aber ohne Kinder verftürbe, fo verftehetfich von felbften, 
daß fie ihr habendes Recht auch auf einen zweiten Mann bringen könne ). Wie 
denn aud) denen Wittwen, die Kinder, — das Heirathen gegen Erlegung 
30 Rthlr. zur Chargenkaſſe zwar erlaubet iſt, jedoch muß es nicht zum Nachtheile 

der Kinder aus erſter Ehe geſchehen, und bekommt ſolche Witte, fobald ‚bad: erſte 
Kind aus erfter Ehe angefeget, mit ihrem zweiten Manne nur einen Plag unter 
‚ den Ertraorbinarien. Ä * 'n 


10) Ein Verwandter Tan niemald auf jemandes Privilegium Angefeget, noch ange: 
nommen werben, weil die Privilegia fich nicht auf Verwandte erftreden. Wann 
aber Zemand keine Kinder und doch ein anfehnliches Vermögen hinterließe, fo auf 

‚einen Fremden außerhalb Landes fallen. und weggezogen werben durfte, muß er, 
wenn er etwa einen andern an Kindes Statt annehmen will, ſich dieferhalb 
gehörig melden, und darauf alfergenäbigfte Refolution gewärtigen.. 


11) Diejenigen, welche ihren Sohn: oder Zochter verheirathen und anfegentwollen, 
müffen eine folhe Schwiegertochter ober Schtwiegerfohn erwaͤhlen, weiche ein au: 
tes Bermögen haben, und. zu deren Anfegung und Mitgiften.die Eltern ſich nicht 
erft um ihr eigenes Vermoͤgen bringen dürfen; wie denn überhaupt kein Berlinis 
ſcher Schugjube und deffen Kinder männlichen oder weiblichen Gefchlechts, wenn fie 
ſich allhier anfegen wollen, fid) anders als an einen Berlinifchen Schutzjuden oder 
beffen Kind, oder doch wenigftens aus einer der Königl. Provinzien-bürtigen, vers 
heirathen follen. Es fol auch kein jüdifher Knecht eher eines andern Schusjuben 
Tochter heivathen, bis er nicht wirklich drei Jahre außerhalb der Stadt, wo er ges 
dienet hat, gewefen, und daß folches geichehen fei, bei den. Krieges und Domainen⸗ 
Kammern richtige Zeugniffe beigebracht babe; damit den Beichwerden; daß ber: 
gleichen Knechte ihrer geweſenen Herren Kunden an fid) gögen, dadurch vorgebeu- 
get werbe. Könnte inzwiſchen ein oder anderer derer Kinder eines wirklichen 
Schutzjudens ſich durch eine Heirath aus der Fremde glücklich machen, und ein an⸗ 
fehnliches. Vermögen ins Land. bringen, ſoll nach deſſen Erweiſe, auch dazu Er⸗ 
laubniß geſucht und dem Befinden nach ertheilet werben ?), oe 


12) Publique Bediente, Pettfchierftecher, Brillenmacher, optiſche Glasfchleifer, Mas 
ler und andere, welche fich mit einer denen Juden erlaubten Profeflion ernähren, 
ober von der Judengemeinde Unterhalt befommen, ‚müffen nicht nur feinen andern 
Hanbel als ihr erlerntes Gewerbe treiben, fondern fie können auch nicht anders als 
außerordentliche Schugjuden angefehen und angefeget werben, mithin in ihr Privi⸗ 
legium fein Kind aufnehmen, es wäre dann, daß felbige zugleich oder vorhin ein 
Privilegium als Ordinarii erhalten, und fich wegen Alters oder anderer Urfachen 
halber mit zu ben Publiquen.- Bedienten. gebrauchen Lafjen, oder darunter beges 


—— 





1) Sn dem letztern Falle dauerte aber das Schutzrecht bes zweiten Mannes einer fols 
hen Schutzjudenwittwe immer nur fo lange, als berfelbe lebte und es war ihm 
nicht erlaubt, ſich auf das Schugredht feiner Ehefrau wieberum zu verheirathen, 
es fei denn, daß vorher deshalb bei der oberften Kameralbehörde angefragt und 
ein folher Schutzjude die ausdrückliche Genehmigung des Landesheren erhalten 
hatte. R. an die Cleviſche Kammer v. 23. Dec. 1755. 

Das Recht der außerordentlichen Schusjuben hörte mitihrem Leben auf, 
die Wittwen berfelben wurben indeſſen nach derſelben Tode mit ihren nachgelaſſe⸗ 
nen Kindern geduldet. Solchen Wittwen wirb aber fo wenig nach ihrem Tode, 
als ibren Männern der zweiten Ehe verftattet, fi auf ihren Schugbrief wieber 
zu verheirathen. Gen. Direk. R. v. 6. San, 1761, 

2) Hierüber beftimmte fpäter noch das R. v. 18. Febr, 1791, 


BAG Sigalsrochtl Werhältn, d. J. in den alten Propinene 


ben, und find dergleichen zu ie aller Unzichtigkeit unter den Ordinariis 
mit aufzuführen, unter den Bebienten aber nur remilfive anzufesen 9. 


13) Damit hinführo alle Unterfchleife, Erſchleichungen, heimliche und und unzuläßige 


Vermehrung der Familien deſtomehr vermieden werden; fo foll keinem Zuden eine 
Heirath veritattet, noch einige Erlaubniß, ſich auf eine oder andere Art anzufeßen, 
gegeben, noch derfelbe eber getrauet werben, als bis von den Krieges: und Domais 
nen:Kammern eine gründliche Unterfuchung mit Zugiehung des Olficii Fisci des: 
falls gefchehen, und darüber ein, allen diefen Grundfägen und neuem General-Pri- 
vilegio gemäßes Gutachtens; wobei zugleich die wahren Umftände des anzufeßenden 
Zuben wegen feines erforberten Vermögens, fammt deffen Erweife in genaue Be: 
trachtung zu ziehen, ertheilet, und darauf ein Privilegium oder Konzeſſion ausges 
fertiget werben, und find zu biefer Unterfuhung die jedesmaligen QZudenälteften 
mit zu adhibiren, die das Vermögen und die Aufführung eines jeden Zuden am 
beften kennen müffen, auch für beides refponfabel werden ?), 

Ehe ſolche erfolget, follen weder die Chargenjura nody Traugelder angenoms 
men, am wenigften durch bloße Erlegung der fonft geordneten Ghargengelder Ze: 
mand angefeget, ober auf den erhaltenen Zraufchein, ohne daß er fein Privilegium 
oder Konzeffion vorgezeiget habe, von dem Rabbi, oder wem berfelbe folches auf: 
träget, bei ber im Ed. v. 18. Aug. 1722 verordneten 1000 Rthir. Strafe; ſo 
der jedes Orts konfirmirte Rabbi, als welcher dafür ftehen und ohne deffen Wiſſen 


') Die einmal gefegmäßig beftimmte Zahl der öffentlichen jüdiſchen Bedienten und 
Dffisianten durfte nicht überichritten werben. 
+ v. . — (N. €. c. M. F. IV. ©. 857.) 
Diefe Zahl der entlihen Bedienten der Zuben war fo ergeitale 
beftimmt: Es follten nur beftelft werben: — 
4) in den Städten, wo zweihundert Judenfamilien find, 
zwei Beifiger, 
ein Oberfantor, 
ein Unterfantor, 
zwei Judenklepper, 
ein Schulbedienter, 
zwei Todtengräber, 
zwei Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwärter, 
vier Krankenwaͤrter, 
zwei Mädchenfchulmeifter; 
2) in ben Städten, wo einhundert Sudenfamilien find, 
ein Beiſitzer, 
ein Unterfantor, 
ein Judenklepper, 
ein Zodtengräber, 
ein Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufmärter, 
zwei Krankenwaͤrter, 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter. 
Ferner 
3) in den Städten, wo funfzig Judenfamilien find, 
ein Zodtengräber, 
ein Keller, 
ein Krankenwärter und 
ein Mädchenſchulmeiſter. 
Endlich 
4) in ben Städten, wo nur zehn Judenfamilien vorhanden find, vlos 
ein Zobtengräber und | 
ein Keller, 
— 59 durfte, als ein juͤdiſcher Bedienter, ohne Konzeſſion nirgends geduldet 
werden. 
R. dv. 10. Mai 1767. (N. C. C. T. IV. &, 857.) u. R. v. 25. Aug. 1779. 


*) Hierüber wurden weitere Vorſchriften gegeben durch die R. v. 13. Sept. 1788 


und 16, Sept, 1795-(Eifenberg u. tengel U, 9,256.) 
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und Willen Niemand, am wenigiten ein fremder Rabbi eine Zrauung allbier vers 
richten muß, getrauet, auch derjenige, fo fidy allhier trauen laffen, feines Schuß 
rechts verluftig erkläbret werden; maffen burdy Erlegung der Chargengelder allein 
ſich Niemand zur Heirath legitimiren kann, und es ift foldherhalb ſchon an die 
Chargenkaffe gehörige Verfügung gefchehen !); wie denn im übrigen, es wegen der 
Zrauung dabei verbleibet, daß ſolche nicht eher gefchehen müffe, als bie der Ge: 
wohnheit und denen jüdifchen Gefegen nad) die Enoim oder Eheitiftung mit Con— 
fens der Xelteften und des Rabbi, wenn es hier gefchiehet, zwifchen den Verlobten 
zu Stande gebracht und wirklich abgefaffet worden; und biefes bei ebenmäßiger 
Vermeidung der bereits im Gen. Privilegio v. 20. Mai 1714.8.13. gefegten Strafe 
der 1000 Rthir. *). 

Knechten, Mägden und andern Domeftifen aber, wird zu heirathen gar nicht 
geftattet, ſondern hatt fie folches unternehmen, müffen fie nicht weiter geduldet 
werben. Wenn aber ein fremder Zube, fo außerhalb Unferen Landen wohnet, eine 
Judentochter heirathen, und ſich mit felbiger nad) feiner Heimath ſodann begeben 
wollte, derfelbe Eann, weil er keinen Schuß in Unferen Landen verlanget, noch 
durch die Trauung erhält, auch ohne einen Trauſchein von dem Rabbi getrauet 
werben, es muß aber berfelbe ſodann nach vollgogener Heirath nicht Länger als 
6 Wochen an dem Orte, wo die Schwiegereltern wohnen, wenn er aber keine 
Schwiegereltern allhier hat, nicht länger als vierzehn Zage verbleiben, fondern 
nad; ſolcher Zeit fi) unverzüglidy an den Ort, wo er wohnen will, außer Unferen 
Landen binbegeben. In Entftehung deſſen aber der fremde Zube nad) Verfließung 
biefer refpektive ſechs Wochen und vierzehn Zage täglich einen Speziesdukaten zum 
Behufe des Potsdamfchen Waifenhaufes erlegen, und ſolchen zu Berlin an das 
Polizei: Direktorium in anderen Städten aber an bie Magifträte zur Berechnung 
bezahlen muß. 

14) Der Erweis des Vermögens foll dergeftalt geführet werden, daß ein paar Tuben: 
Yelteften fo mit ben Intereffenten nicht verwandt, und fonjt bei der Sache, interef- 
firet find, zufammt dem Rabbi das Vermögen, und worin es beftehet, unterfuchen 
und — anzeigen, ſodann darüber auf Pflicht und Gewiſſen unter ihrer eigen— 
haͤndigen Unterfchrift ein Gezeugniß ertheilen, und darauf der ſich verheirathende 
oder anzufesende den nach juͤdiſchen Gefegen und Gewohnheit anzurichtenden Kor= 
mulare und dabei üblichen Geremonien, vorgefchriebenen Eid vor der Obrigkeit je: 
des Orts ablegen, und damit das angegebene Vermögen fammt deſſen wirklichen 
Eigenthume beftärfen. 

Webrigens muß ein jeder Zube, der ein Privilegium oder Konzeffion erhalten, 
ſolche allezeit bei jedes Orts Obrigkeit in originali produziren, und eine Abſchrift 
davon ad acta berfelben liefern, damit er in bas Regiſter getragen werben könne, 
wibrigenfalls er nicht für legitimiret angefehen werben joll, 

45) Wegen des Abfchoffes fol denen Juden, welche aus dem Lande wegziehen wollen, 
und bie aledann ihren Schugbrief abgeben müſſen, falls fie nicht etwa ein großes. 
hier im Sande erworbenes Vermögen vond und mehr taufend Rthlr. befisen, nichts . 
abgeforbert werden, welches ſich auch in Anfehung bes zweiten Kindes verftehet, in 
fofern es von hier weg muß, das Vermögen mag auch noch größer fein. Kalle fie 
aber von bier Erbihaft holen, müffen fie davon dem Fisco den Abſchoß entrich- 
ten, auch dazu was fie vorhin an Mitgiftögeldern empfangen, Eonferiren ®). 





2) Dies wurbe wieberholt durch das R. v. 20. Sept. 1794 und auch den Juden 
felbft bei 1000 Rthlr. Strafe verboten, ſich ohne Trauſchein trauen zu laffen, 
auch fernere diesfällige Worfchriften durch die R. v. 8. und 19. April 1766, 
24. Zuli und 4. Suni 1766 und 5. Juni 1788 gegeben. 

2) Aehnlich beftimmt das R. v. 25. Sept. 1798. Bei einem jeden Gefuche eines 
Juden, ſich in den Preußiſchen Staat niederlaffen und trauen laffen zu dür— 
fen, ift aber auch erforderlich, daß das gefehmäßige Alter deffelben nachgewieſen 
werde. Damit aber das Alter der Juden männlichen und weiblichen Geſchlechts 
in einem ſolchen Kalle mit Zuverläſſigkeit nachgewieſen werben kann, fo muß in 
allen Städten, wo Jubenfchaften find, unter Aufficht der Aelteften und jüdiichen 
Gerihtsaffefforen ein ordentliches Bud) geführt werden, worin nidyt nur der 
Beichneidungstag der Söhne, fondern aud) der Geburtstag der Töchter, wel: 
hen die Eltern unmittelbar nad) der Geburt anzuzeigen verbunden find, ver: 
zeichnet wird. Die Ertrakte aus jolhen Büchern find gleich den Tauficheinen 
der Ehriften gültiae Beweife des Alters der Zuden. Cirk. v. 16. Mai 1778. 

2) Wegen des Abſchoſſes beftimmten fpäter nod) die R. v. 22. Aug. 1761, 31. De. 
4265, 15. Sept. 1763, 9. Sept, 1766 und das Cirk. v. 18. Novbr. 1767, 

(N, C, €, 111, 1179.) 
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16) Die Kinder hier vergleitet geweſener, verſtorbener oder ſo heruntergekommener und 
ſonſt fo beſchaffener Juden, daß fie fein Recht zur Anſetzung haben, ober das erfor⸗ 
derliche Vermögen nicht beſitzen, ſollen zwar wie deren Wittwen geduldet werden; 
wenn ſie aber zu mannbaren Jahren kommen, müſſen —— ſich durchaus und bei 
Vermeidung der Austreibung nicht unterſtehen, fuͤr ſich ſelbſt zu handeln, ſondern 
entweder andern vergleiteten Juden dienen, oder von hier ſich wegbegeben, und 
anderwärts unterzukommen ſuchen, oder auch ſich auf ſolche Sachen Igen, daß fie 
ſtatt abgehender oͤffentlicher jüdiſchen Bedienten angenommen werden können, und 
deſto weniger Fremde dazu aufzunehmen nöthig ſein. 


VI. 


(Wegen Aufbringung des Schutzgeldes und anderer publiquen Ab— 
gaben.wird es bei dem bisherigen modo colleetandi gelaffen.) We: 
en Aufbringung des Schusgeldes und anderer Publiquen-Abgaben, wird es bei dem 

isherigen modo collectandi gelaffen, und muß folder allezeit nach dem befundenen 
Bermögen eingerichtet werden, und davon außer den Schul: und Publiquen-Bebdienten, 
Zodtengräbern und Wehemüttern und dergleichen, weil diefe ſämmtlich keinen Handel 
treiben müffen, fein einziger in Berlin wohnender Schugjube befreiet fein 1), 





1) In Betreff der Abgaben waren bie Suben auf das Aeußerſte gedruͤckt. 
Außer den Abgaben, welche fie mit andern Unterthanen gemein hatten, waren 
diefelben ſowohl zur Zahlung gewiffer allgemeinen jährlihen Geldabgaben als 
auch zu einigen unbeftimmten Gelbpräftationen verpflichtet. 


Zu ben beftiimmten allgemeinen Abgaben gehörten: 


4) die Schutzgelder, diefe wurden nach dem befundenen VBermögenszuftande 
der einzelnen Tuben von ben Vorſtehern der Subenfchaft auf diefelben aus: 
geſchlagen; 

2) die Silberlieferung. Hierzu mußte bie ganze Judenſchaft in den Preußi— 
hen Staaten beitragen und gefhah die Repartition auf bie einzelnen Zus 
den nad) bem Berhältniffe ber Schusgelber. 

3) die Abgaben zur Kaffe des Montis pietatis wozu die Juden— 
ſchaft nad) dem Berhältniß des Schußgelbes beitrug und die in den Hochzeit: 
und Kindergelbern beſtanden; 

4) die Kalendergelber, welche für die ganze Jubenfchaft im Lande 400 Rtlr. 
betrugen und an bie Akademie der Wiſſenſchaften dafür bezablt wurden, daß 
von derfelben die hebräifchen Kalender jaͤhrlich zum Gebrauch geliefert wur⸗ 
den, wozu jebe einzelne Zubenfchaft nach dem Verhältniß der zu bezablenden 
Schutzgelder beitragen mußte; desgleichen J 


5) die Rekrutengelder, welche nach eben dieſem Verhältniß bezahlet wur: 
den, (Gen. Judenprivilegium a. a. DO, $. VI. R.v. 22, Nov. 1763, 
10. März 1764 und 18, eb. 1766. R. v. 27. San. 1791.) 

Bon diefen Schusgeldern und den übrigen öffentlihen Abaaben war ein 
Jude befreiet; nur den Schul: und öffentlichen Bedienten, den Zodtengräbern, 
Wehmüttern und dergleichen, die gemeiniglid, Eeinen Handel treiben durften, 
war eine Befreiung davon verftattet, | rs 

(Gen. Zubenprivilegium $. VI. a. a. ©.) — re 

Außer den beftimmten Abgaben mußten die Schusjuben aud) noch unbe: 
ffimmte Geldabgaben entrihten: für Beftätigung der Wahl ber 
Aelteften jeder Gemeinde, an Stempels und andern Gebühren bei 
Eheftiftungen, Anfegung des erjten ober zweiten Kindes, bei Traufcheinen, Heis 
rathedispenfationen; an Servis-Geleits- und Keuerfocietätsgeldern. 
Auch müffen fie die Paragraphenftempelgebühren nach einer firengern 
Klaffifitation ald andere Unterthanen leiften. 

(Gen. Zubenprivilegium $. V.n. 9.) Ä | 

Bonden Judenkonzeſſionen wurden folgende Gebührenfäse bezahlet: 


1) die Juden, welche inter ordinarios in den Liſten aufgeführt und das Recht 
Kinder anzufesen hatten, mußten 
für das erfte Kind_fo angefegt wird j 50 Rthlr. 
für das zweite 4100 = 
bezahlen; Ä " 
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| | VII. J 
(Kein Schutzjude ſoll ſich ohne Erlaubniß über ein Jahr außerhalb 
feiner Heimath aufhalten oder fein Platz vergeben werben.) Und 
ba bishero angemerket worden, daß ein und anderer Schugjube, welcher unter denen 
allhier vergleiteten ordentlicher Zudenfamilien begriffen, ſich auswärts aufhält, folchers 


2) wird den Jubenmwittwen, welche Kinder haben, bie fich auf das vaͤterliche 
Privilegium anfegen, erlaubt, ſich anderweit zu verheirathen, dergeftalt, daß 
eine ſolche Wittwe mit ihren künftigen Ehemanne einen Plag unter ben Ers 
traorbinariis befümmt, fo erlegt diejelbe dafür 30 Rthlr. 

8) eine Wittwe, welde das Privilegium zu ihrem ohne Kinder verftors 
benen Manne gebracht. und zur andern Ehe zu fhreiten Erlaubniß ers 

alt, | 100 Rthlr. 

4) wenn ben Juden, welche nicht auf das Recht des erſten oder zweiten Kindes 
angefegt werben, neue Schugprivilegien ertheilet worben, wird für ein Schutz⸗ 


privilegium in einer großen Stabt 500 Rthlr. 
in einer mittlern. Stabt | 300 = 
in einer ganz Beinen Stadt 200 = 


zur Chargenkaſſe in Dufaten bezahlet. 
5) diejenigen Schugjuben, welchen nachgegeben wird, ihre Privilegia von einem 
Orte zum andern zu transferiren, erlegen für bergleichen Translofation nad) 


einer großen Stadt 300 Rthlr. 
nach einer mittleren 150 = 
nad) einer Kleinen 100 ⸗ 


6) für die befonderen Konzeffionen zu einem Hanbel, 3.8. mit Tuch und bergl., 
werben bie Gebühren jebesmal befonders beftimmt, ingleichen 
7) wenn ein Zube mit einem fogenannten Generalprivilegio fih und feine Des 
‘ feendenten ober wohl gar Gollatoralen in den Königl. Landen etabliren zu 
können oder anderen Vorrechten begnadiget wird. UN 
8) Die Juden-Aelteſten, Kaffirer und Borfteher zahlen, fo oft fie konfirmirt 


' werben. | 
ein alter pro confirmatione 1 Rthlr. 
ein neuer pro confirmatione | Ä z 
9) ein Rabbi in großen Städten | 0 = 
in mittlern 6 s 


in Heinen - el F ee ⸗ 
Ein Schulmeiſter, Klaͤpper und anderer oͤffentlicher Bedienter zahlte von vors 
ftehenden Sägen bie Hälfte 
10) für die Konzeffton zu einer hebräifchen Buchdruckerei werden bezahlt 50 Rthlr. 
41) ‚für die, Konzeffion-eine Synagoge anzulegen 40 Rthlr. 
deögleihen Schule halten zu dürfen Ä 5 5; 
42) für die Konzeffion von der feftgefegten Anzahl Iudenhäufer eins zu acquiris 
ven, wird zur Chargenkaffe bezahlet | a 15 Rthir. 
* oder ein halb pCt. von dem Kaufpretio oder Werth des Haufes und zwar in 
großen Städten das erfte, in mittleren und, Eleinen Städten der letztere 


Satz. 
13) dieſe Säge ſollen auch Statt haben, wenn ein Zube bie Erlaubniß erhält, fein 
* Haus an einen Chriften zu verkaufen und dagegen ein andered zu acquis 
riren. | Ä 
14) Dafern aber einem Juden die Konzeffion ertheilt werben follte, über die feftz 
gefegte Anzahl der Häufer ein Haus zu befigen, fo werden die Gebühren da= 
für jedesmal beftimmt, 
(Diefe Gebührenfäge, ausfchließlicd das sub Nr. 4, gründen fih auf bas 
revidirte Ghargenkaffenreglement v. 30. Mai 1765 in N. C, C. March. T. 
III. ©. 867 und der Gas sub Nr. 4 auf die Direktorialverordnung an bie 
Gleviihe Kammer v. 28. Zun. 1764.) 
Die Stempelgebühren find in Anfehung der Juden von ben übrigen 
Stempelgebühren unterichieben. Folgende Säge find in dem erneusrten Stems 
pelebikt v. 17. Sept. 1801. beſtimmt: 


Für Judenkonzeſſionen 
eines Ausländer 20 Rthlr. 
eines einheimifchen Orbinarii 15 = 


eines Ertraorbinarüi 0% 
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oeftalt aber, wenn er gleich das Schusaelb erleget, doch zu verfchiebenen anderen ver: 
fallenden Abgaben nichts beiträget, gleichwohl eine unter den außerorbentlichen befind: 
liche Judenfamilie in die Zahl der ordentlichen zu rücken behindert; fo fol hinfüro nicht 


Zum ————— die Haͤlfte desjenigen Quanti, welches die Chargenkaſſe 
nimmt. 
Für die Konzeſſion eines Judenkläppers 


in großen Städten 2 Rthlr. 

in mittlern und kleinen Städten 
Judenſchulbediente und Krankenwaͤrter zahlen 

in großen Städten 12 Rthlr. 

in mittlern und Eleinen 6 =: 


(Srneuerte Verordnung Über den Gebrauch des Stempelpapiers, der Voll 
machten und — der ſonſt zu entrichtenden Stempelgebühren v. 17. Sept. 
1802 in N. ©. ©. March. T. X1.) 

Bei Eheftiftungen werden die ber Juden von den übrigen ebenfalls un: 
terfchieben. 

Wenn nämlid ein Jude fich verheirathet, fo muß vor Nachſuchung des 
Zraufcheins der Stempel dazu bei dem Stempelrendanten des Orts gelöfet und 
ber Bittfchrift beigelegt werden. 

Der Stempel ift in dem gedachten Stempelebikte nach Beſchaffenheit ihrer 
—— in nachfolgende acht Klaſſen vertheilt und darnach zahlen die Juden, 

e mögen ſich zum erſten oder zweiten Mal verheirathen, die Stempelgebühren 


folgendergeſtalt: 
1) Alle Generalprivilegirte oder die auf ein Generalprivilegium angeſetzet 
worben, 20 Rthir. 


2) desaleichen diejenigen, welche ein neues Schusprivilegium erhalten, dergeftalt, 
baß fie auf die Liſte der ordentlichen Zuden Eommen und das Recht haben, 
Kinder anzufesen 20 Rthlr. 

3) ein Ertraordinarius aber, der nur lebenslang den Schu erhält 5 Rthir. 

4) die auf das Recht des erften Kindes angefegt worden 


in großen Städten 10 Rthlr. 
in kleinen 5 = 

5) die auf das Recht des zweiten Kindes angefest worden 
in großen Stäbten 20 Rthlr. 
in Eeineren bie Hälfte 10 = 


6) wird einer Judenwittwe, die Kinder hat, welche ſich auf das väterliche Pri- 
vilegium anfest, erlaubt, fi anderweit zu verheirathen, bergeftalt, daß fie 
mit ihrem fünftigen Ehemanne einen Plas unter die Extraordinairen-Juden 
befommt, zahlt diefelbe ohne Unterſchied 5 Rthlr. 

7) dahingegen eine Wittme, welche das Privilegium zu ihren ohne Kinder ver: 
ftorbenen Mann gebradjt und zur andern Ehe zu fchreiten Erlaubniß erhält, 
die Gebühren bezahlet, eben fo wie bie auf das Recht des zweiten Kindes ans 
gefegt worden, als 

in großen Städten 20 Rthlr. 
und in Bleineren die Hälfte 10 : 

8) die öffentlichen Bedienten 

in großen Städten 4 s 
und in Eleinern 2% 

Die Zuden follen auch bei Löfung bes Trauſcheins eine Quittung des Stems- 
pelrendanten über das bezahlte Stempelpapier beibringen: dieſe wird ihnen bei 
Aushändigung des Trauſcheins zurückgegeben und um felbigen umgefchlagen. 

Es machte bei Löfung diefes Trauſcheins auch Fein Unterfchied, ob die Juden, 
welche fidy trauen Laffen, im ande bleiben oder nicht. (Erneuerte Stempelver: 
ordnung v. 17. Sept. 1802. $. 28. R. v. 24. Dec. 1794. Generalverord- 
nung dv. 18. Aug. 1722.) 

In Anfebung der Handlungebücher der Juden verordnet dag Stempel: 
edikt ebenfalls den fogenannten Paraphenftemvel, mit welchen dieſel— 
ben, nachdem fie vorber richtig foltiret, auf jedem Blatt des Hauptbuches und 
zwar jebes Jahr einmal bedrudtt werden, gegen Erlegung der zur Stempelkam⸗ 
2 zu entrichtendenden Summe, weswegen folgende drei Klaffen bejtimmt 

id: 

In der erſten Klaſſe, wohin gehoͤren: 1) die ein Generalprivilegium haben 

oder darauf angeſetzt find; 2) die auf das Mecht bes zweiten Kinds angeſetzt 


* 
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nur feiner ber erften über ein Jahr lang, es wäre denn, daß er feines Commercii halber 
ohne Veränderung ded Domicilii abwefend wäre, ohne erhaltene befondere Erlaubniß 
ich außerhalb feiner ordentlichen Heimath beftändig aufhalten, fondern wenn ja dazu 
einer Erlaubniß erhalten, dennoch felbige nicht beftändig noch über drei Zahre dauern, 
und derfelben zu allen und jeden fomobl öffentlichen als andern bei der Judengemeinde 
feines Domicilii vorkommenden Abgaben ſchlechterdings beitragen, ober des Privilegii 
verluftig erflähret werden; Niemand aber fürs künftige zualeich an zweien Orten unter 
dem Bormwande, zu den Anlagen zu Eontribuiren, Schugbriefe und den Effeft an zwei 
Orten Kinder anſetzen zu können, genießen, fondern ſolches hiermit ein für allemal vers 
boten fein, in fofern Wir nicht en faveur einer oder der andern Familie hereits ein ans 
deres befohlen, oder künftig noch befehlen follten t). 





find; 3) die Fabriken haben; 4) bie einen wirklichen Wechfelhandel in Papieren 
ober Geldſorten treiben 10 Rthir, 

In der zweiten Klaffe, dienicht zur erften Klaffe gehören, aber 4) doch Meffen 
bereifen; 2) weldye Häufer eigenthümlich und nicht antichretifch befigen 5 Rthlr. 

In der dritten Klaffe, die nicht zu den beiden exfteren Klaffen gehören, aber 
1) einen offenen Laden haben; 2) auf Pfand leihen; 3) die überhaupt Handel 
treiben 2 Rthlr. 

Zuben, bie ein Handlungs und Pfandbuch zugleich halten, find nur zur Pas 
raphirung des erftern verbunden. 

Von Juden, die in Gemeinihaft handeln, wirb von jedem allein ber Para- 
phenſtempel gelöfetz desgleichen, wenn ein Zube mehr als eine Handlung in 
Städten treibt, muß er davon gleich hriftlichen Kaufleuten, bie befonders feftge: 
festen Paraphengebühren entrichten. 

(Emenerte Stempelverorbnung von 1802. &. 29.) 

Die Juden waren zwar von der vormaligen Verbindlichkeit für bie ihnen zu ers 
theilende Privilegien, und Konzeffionen, Porzellain aus ber Berliner Porgellain- 
fabrife zu nehmen und im Lande zu debitiren, oder außerhalb Landes zu erporti- 
ven, ohne Auflegumg eines andern Gurrogats gänzlich befreiet, und ihnen auf 
gleichem Fuß, wie den chriftlichen Kaufleuten, dev Hanbel mit Berlinifhen Pors 
zellain verftattet. ' 

(Kabinetöbell, v. 12. Febr. 1788 und Cirk. v. 27. Febr. 1788.) 

Dagegen waren fie verbunden, eine Quantität einländifcher Manufakturwaa⸗ 
gen zu erportiren, und die Zemplinfchen Müsen:, Strumpfs, Beutel, Tuch- und 
Blonden-Fabriken zu erhalten. 

(Direktorialreffript v. 26. Suni 1766.) 
Die in den Städten beftellten Krantenmwärter, fo wie die Judenſchul— 
meifter und Kläpper bürfen zwar wegen bes ihnen unterfagten Handels 
. feine Privilegiengebühren, dennoch aber müffen fie für ihre Konzeffion zur Ri= 
krutenkaſſe in großen Städten 5 Rthlr, in mittlern 3 Rthlr. und in geringen 
Städten 2 Rthir. bezahlen. Die Trauſcheinsgelder müffen diefelben gleich 
ben andern Juden entrichten. | 
. Die Bezahlung diefer Gelder muß gefchehen, ehe fie den Dienft antreten ober 
beirathen, und müffen zu dem Ende die Quittung produziren. In jedem befon= 
bern Falle der Anfegung diefer dffentlichen Bedienten gefchieht die Anzeige bei 
ber Kameralbehörbe, und werben bdiefelben in der Tabelle der von neuem vergleis 
teten Juden aufgeführt. (Kabinetsordre an die Elevifche Kammer v. 3, Juni 
1738: Reſk. v. 80. Juni 1738.) 

Früher hatten die Zuben überdies den Leibzoll zu entrichten, der durch 
K. D. v. 12. Dec. 1787 und das Cirk. v. 31. Dec. 1787 aufgehoben wurde. 
(N. C. C. VIII. 1650.) In Betreff der ausländifchen Juden wurde er nur rüchs 
fichtlich. der zur Frankfurter Meffe Reifenden abgeſchafft. (K. O. v. 4. Zuli 1788, 
N.C. cC.T. VII. ©. 2142.) (Beral. bierüber oben ©. 210.) 

1) Ein Schusjube, welcher ohne Erlaubniß aus dem Lande gegangen, fol, wenn 
fein Aufenthalt unbekannt ift, vermittelft einer öffentlichen Ediktalcitation, um 
fi wegen diefer unerlaubten Handlung zu verantworten, vorgelaben werben. 
(R. v. 17. Rov, 1794. N, C.C.T. IX. ©. 2441.) 

Nur alsdann darf ein ordentlicher Schugjube eine foldhe befondere Erlaubniß 
zu feiner Abweſenheit nicht nachſuchen, wenn er feines Handels wegen bloß ab» 
weſend ift, feinen Wohnort aber nicht verändert. 

Die Abweſenheit eines jeden bloß des Handels wegen abweſenden Schutz⸗ 
juden muß bei dev Kameral:Behörde ordentlich angezeigt und im dem gea 


s 
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(Die Zubden follen ihre Praestationes quartaliter bezahlen und 
die ganze Sudenfhaft dafür in solidum haften.) Die jährlihen Schußs 
gelder. fowohl als die Chargenſervis-Kalender- und Montis Pietatis Gelber, follen 
Quartaliter richtig und unfehlbar, und zwar fogleich mit Ende jedes Quartals, zu Uns 
feren Kaffen bei Vermeidung wirklicher Erekution bezahlet werden, auch. für folche Be— 
zahlung die ganze Judenſchaft der refpeftive Provinzien in solidum haften, und die 
Krieges: und Domainen= Kammern darüber mit Nachdrucke halten. 


IX. 


(Wie es mit den verarmten und auf den Banquerout ſtehenden Ju— 
ben zu halten.) Zur Erreichung biefes Zwecks follen die Judenälteften und Vorſte— 
ber jeder Provinz und Orts auf den Zuftand derer fammtlichen Juden ein beftändig 
wacfames Auge haben, und falls fie merken follten, daß einer dergleichen bergeftalt in 
Verfall feiner Nahrung geriethe, daß deffelben Berarmung oder gar Banquerout zu 
beforgen, einfolglich derfelbe zum gemeinen Beitrage der öffentlichen Taften und Gebüh— 
ren bald untüchtig werben müßte, anderweitige Beranftaltung bei denen Kolleften ma: 
hen, daß die Ausfälle verhütet und fein Abgang noch Refte bei den jüdifchen Abgaben, 
fo weit es die Königl. Kaffen betrifft, entftehen mögen. 


X 


(Wie es zu halten, wenn ein Zube vorfägliherweife banquerout 
geworben.) Im Kalle aber ein oder anderer dieſer Schugjuben gar in einen vorfäg: 
lichen und boshaften Banquerout verfiele, foll mit demfelben nad) Dispofition Unferer 
Edikten v. 14. Zuli 1715, 4. Febr. 1723, 20. Mai 1736 und. befonbers v. 25. Dec. 
1747 verfahren: werben, bergeftalt, baß wenn einer Unferer Schugjuben einen im gering 
ften verbäcdhtigen Banquerout machen, und außer Standes fich befinden wird feine Kre- 
bitores zu bezahlen, fobann bderfelbe nebft allen benenjenigen, fo unter feinem Schutz⸗ 
briefe ſtehen, oder daher angefegt worben, des Schuges verluftig gehen, fein Schusbrief 
gänzlich Eaffiret werden, und dergeſtalt erlofchen fein folle, baß auch foldyer nicht einmal 
mit einer anderen und neuen Zubenfamilie befeset werben dürfe: 

Wobei Wir Uns jedody unterm 23. Zan. 1749 dahin deflariret, daß wenn ſich bei vorkom⸗ 
menden bergleichen Fällen beſondere Umſtände finden, die eine Mitigation verbienen mödh: 
ten, Uns ſolche ſodann berichtet und Unfere allergnädigfte Refolution darüber eingeho: 
let werben folle. Stürbe inzwifchen ein dergleichen Kallit gewordener und verfchulde: 
ter Zube, ſoll es mit deſſelben Begräbniffe nach Dispofition des unterm 24 Dee. 1730 
bieferhalb ergangenen Edicti deelaratorii noch zur Zeit und bie auf andere Verordnung 
gehalten, und wofern die Eltern oder die Erben eines. ſolchen vor. beffelben Begräbniffe 
unmöglich Rath fchaffen, noch auch deshalb fo bald annehmliche Kaution ftellen könn— 
ten, wozu fie doch zuvoͤrderſt mit allem Ernte anzuhalten find, der verftorbene Zube 
zwar begraben, jedoch aber beffen Eltern oder Erben zu Bezahlung besjenigen, was 
Uns oder anderen Ehriften der verftorbene Jude ſchuldig geblieben, durdy prompte Ere: 
tution angebalten werben follen; dahero bann die Zubdenalteften hierauf genaue Atten— 
tation zu nehmen, und wenn fid einiger Verdacht zu dergleichen vorfäglihen Banque- 
rout ereignet, es in Zeiten gehörigen Orts anzuzeigen haben, 


Äl, 


(Die Juden follen keine bürgerlihen Handwerfe treiben.) Auf daß 
nun aber diefe in Unferm Schuße ftehende Juden hiefiger Refidenzien fowohl, als ander: 
wärts auch in Stand gefeget und erhalten werben mögen, alle biefe und andere ihnen 
obliegende Abgaben zu beftreiten, fich ehrlich zu ernähren und dem gemeinen Wefen 
nicht zur Laſt fallen, noch weniger denen chriſclichen Kauf: und Handelsleuten, Manu: 
fatturiers, Fabrikanten und Handwerfsleuten, gleich bishero zum Theile. gang unver: 
antwortlid ohne Konzeffion fid) anmafen wollen, fo großen Eintrag und Abbruch in 
ihrer Nahrung und Gewerbe zu thun, felbige dadurch herunter zu bringen, und zu Abs 
tragung berer Öffentlichen Abgaben untuͤchtig zu machen; fo feßen ordnen und wollen 
Wir hiermit fernerweitig und ernfilih: daß Fein Jude ein bürgerlich Handwerk trei— 
ben, nod außer dem Pettichierfiehen, Mahlen, Optifchens Glafer-Diamant: und 
Stein: Schleifen, Gold» und Silber ficken, weiße Waare ausnahen, Krag: Wafchen 
und andern dergleichen Gewerbe, wovon fich Feine Profeffions : Verwandte und priviles 


wöhnlichen vierteljährlich von ben Steuerräthen einzureichenden Tabellen be: 
VL ©. 851) (Eirk. v. 4. Sept, 1776 in Nov. Corp, Const, March. T, 
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irte Zünfte ſfinden, ſich anmaßen, beſonders auch kein Bier brauen und Brandtwein 
rennen ſollen, jedoch koͤnnen fie das Brandtweinbrennen bei denen von Abel, Beam: 
ten und anderen verrihten, nur daß bazu Feine andere als vergleitete Zuben und beren 
Kinder genommen werben '). 

‚Ermeldete Pettſchlerſtecher aber müffen ſich bei jedes Orts Obrigkeit eiblich verbinden, 
baß fie keine falſche Aecifes, Zoll und andere Königl. Siegel, noch weniger aber Müng: 
Stempel; fie fein von Unferen oder anderer Potentaten Gepräge ober nicht, bei Strafe 
der Karre und gänzlihem Berlufte bes Schuges ftechen oder verkaufen wollen. 

Jedoch müſſen diejenigen Juden, welche von Uns zur Errichtung gewiſſer Sorten von 
Balken bat oder zum Verlage einiger Chriften-Fabricanten befondere Concessiones er: 
alten haben, oder noch erhalten — * nach wie vor geſchützet werden. 


(Denfelben wird das Gold- und Silber-Schmelzen verboten). We— 
gen des Gold: und Silber-Schmelzens auch Scheidens, und daß Eein Zube folches bei 
Leib⸗ und Lebens: Strafe anders als auf Unferen Münzen vornehme, bleibet es bei dem, 
was bdieferhalb in dem Ed. v. 1. Okt. 1718 ausführlid und poenaliter verorbnet ift, 
Diejenigen Juden aber, welche ſich gelüften laffen, gute goldene und filberne Münzen 
umzufchmelzen, zu beſchneiden oder gar außer Landes zu Klo, oder ſchlechte verrufene 
und geringhaltige Muͤnz-Sorten in Unfere Lande zu bringen, follen ohne Anfehung der 
Umftänbe erftlich des Schuges in allen Unferen Landen verluftig fein, und über dieſes 
an Haab und Gute, auch nad Befinden an Leib und eben, gemäß denen alten Edikten 
und infonberheit dem neueften Ed. v. 17. Martii 1739 unabtäffig geftrafet werden. Wie 
denn aud) die Juden, fo gute goldene und filberne Münz-Sorten gegen ſchlechte verrus 
fene einwechſeln, umfegen, damit wuchern und fid) folder im Handel und Wandel Au: 
fern, nad) Einhalt des gefhärften Muͤnz-Ed. v. 20. Januarii 1744 angefehen, und 
darnach ſowohl, als wenn fie Unferm Ed. v 14, Febr, 1749 wegen der Dukaten 
zuwider handeln, von Unſeren fiskaliſchen — in Strafe genommen werden ſollen. 

III. 


(Das Schlachten zur eigenen Conſumtion wird denen Juden ver— 
ftattet, wenn fie bei Shrijtenfhlädtern das Vieh Eollern). Das Schlad: 
ten wird denen Juden in foweit zu ihrer eigenen Gonfumtion verftattet, daß fie ein 
Stud Vieh aufden Viehmarkten einkaufen, aber bei den Chriſten-Schlaͤchtern durch eis 
nen fogenannten Koller, doch fo viel das große Rindvieh betrifft, nicht anders als in 
den publiken Schlahthäufern, wo dergleihen vorhanden, ſchlachten, und wenn der 
Schnitt gerathen, dasjenige, fo fie davon gebrauchen, davon nehmen, das übrige aber 
den Chriſten⸗Schlaͤchtern zum Verkaufe laffen, auch ſowohl in diefem Falle, als wenn 
der Schnitt nicht gerathen follte, vorher mit dem Schlädhter wegen des Preifes, wofür 
er das Fleiſch behalten woile, handeln können; felbit aber follen fie bei Verluft des ge: 
£öllerten Viehes zum Vortheile der Armen fein Kleifch an jemanden davon ablaffen oder 
verkaufen, noch auch mit einländifchem Viehe handeln, ihnen aud nicht Vieh auf dem 
Lande ober einländiihen Jahrmärkten einzukaufen, und in die Stadte zu bringen erlau— 
bet fein, und zwar cebenmäßig bei Gonfistation des Viehes, fo fie eingekauft und herein⸗ 
bringen wollen; jedoch find aud) die Schlächter ſchuldig, ihnen Eontraktmäßig genugfas 
mes und gutes Fleiſch zu liefern. 

Sollten aber ſowohl einheimiſche als ausländifche Handelöjuden mit Partheien Horns 
oder andern Vieh, jo fie von auswärtigen Landen herein bringen, Unfere Städte und 
Meffen betreiben wollen; fo bleibet ihnen diejes zu Beförderung des Viehhandels und 
der Zufuhr nad) wie vor frei. 

Sm Glev:Märkiihen, Mindifhen und Halberftädtfchen bleibet es inzwiſchen bei dem⸗ 
jenigen, fo in Abficht des Juden-Scladhtens von Zeit zu Zeit. nachgegeben worden; wie 

nn aud in denen andern Provingien, befonders in Preuffen, allwo denen Juden das 
Schlahten unter gewiffen Bedingungen von Uns zugelaffen worden, es noch zur Zeit 
und bis auf fernere Verordnung fein — hat. 


(Mit wollenen Fabrique- und Manufakturen-Verlage, roher Wolle 
und bergleihen Garne follen fi die Juden in Berlin nit bemen— 
gen). Mit wollenen Fabriken und Manufakturen oder berfelben Verlag, roher Wolle 
und wollenen Garne aber follen ſich die Berliniihen Schutz-Juden, ohne Unfere dazu 
erhaltene befondere Konzefiton, als deshalb fie fich in gewiffen Fällen bei Unferm Gene: 
ralsDirektorio zu melden baben, gar nicht vermengen, jondern es bleibet darunter durchs 
gehends bei dem wirklichen Inhalte des ergangenen Ed. v. 24. April 1737, vermöge: 








) Hierü ber ergingen weitere Beftimmungen durch die R, v.4. Juli 1787, 17. Mat 
und 18. Zuli 1795. . 
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(Bier und Brandtewein unter ſich zu verſchenken iſt ihnen ferner 
erlaubet), Und da die Zuden an ihren Sabbathen und Feittagen kein Geld argrei» 
fen, das Bier und Brandtewein aber bei den Schenken gleich begahlen müſſen; fo fol 
ihnen zivar erlaubet jein, ferner Bier und Brandtewein unter ſich zu verfchenten, fie 
müffen aber in Berlin dazu vier in verfchiedenen Gegenden wohnende Zuben ausmadhen, 
und bei dem Polizel-Direktorio dahin vereiden laffen, feinen als nur Juden davon et- 
was zu verkaufen, aud das Bier und den Brandtewein von Chrijten zu nehmen, eis 
nesmweges aber felbft zu brauen oder zu brennen. 

(Mit andern als Kaufher: Weine zu handeln ift ihnen gar nicht ers 
laubet). Mit Weine aber müffen fie weder ins große nod) ine kleine handeln, vielwe⸗— 
niger folchen verfchenken. 

Zu ihrem eigenen Gebraude aber ftchet ihnen nach wie vor frei, den fogenannten 
Kauſcher⸗Wein und Meerh auswärts kommen und einer dem andern etwas abzulaffen, 
den Meeth auch felbit zu brauen. * 


(Roch auch mit rohen Rind: und Pferdehaͤuten, rohem oder gefärb: 
ten Leber und fremden wollenen Waaren weiter als ihnen unten be— 
fonders nachgelaſſen ift). Mit rohen Rind: und Pferbehäuten, noch auch mit ro⸗ 
hem oder gefärbten Leder, es habe Namen wie es wolle, auch nicht mit fremden wollenen 
Waaren follen fie weiter handeln, als ihnen foldhes in folgendem XVIII. Artikul befon- 
ders nachgelaffen ift, aber auf ſolchen Fall dennoch durdaus fein Waarenlager damit 
halten, noch dergleichen etwa uͤberkommendes Leder außer den Jahrmaͤrkten feil haben, 
und müffen die Aceifer- Kammern ihnen fotche nicht eber folgen laffen, bis die Eindringer 
defjelben bie in ermeldetem folgenden Artikul erforderte Beihaffenheit durch bündige 
Gezeugniffe erweifen oder allenfalls eidlich bejtärken werden; wiewohl in benenjenigen 
Provinzien, worunter dieferwegen befonderer Umftände halber etwas mehreres durch Kö⸗— 
nigl. Höchſteigenhaͤndig unterfchhriebene Ordres nachgegeben worden, ed aud) dabei fo> 
bann noch zur Zeit fein Verbleiben hat. e 

XVII 

(Spezerei: und Gewürzwaaren können fie vor andere Juden auf ges 

wijfe Art verkaufen), Was die Spezerei: und Gewuͤrzwaaren betrifft, weil ie 
nad) ihrer Religion ganz rein und von keinen Würmern befrochen fein müffenz; fo wir 
ihnen zwar erlaubet, deraleihen Spezerei und Gewürz auch andere zur Speifung bien? 
liche Waaren, welche durdy Würmer verunreiniget werden können, als: Rofinen, Man: 
dein, Reiß, Senf, Kümmel, Annis und dergl. vor andere Juden einzukaufen, welches 
fid) audy in Anfehung anderer Victualien ald: Graupen, Grüsge, Mehl ꝛc. fo mielig 
werben kann und fodann von ihnen nicht zu gebrauchen ift, verftehet, jedoch daß die Vils 
tualien allbier auf oͤffentlichem Markte von ihnen gefaufet werden, doch auch nicht weis 
ter als zu eigenem Gebraudhe. 
(Mit rohem Zobade zu handelen, ſolchen ſelbſt zu fabriziren und 
Hoͤckerwagren zu führen, ift denen Juden verboten). Dahingegen mäflen 
auch die Juden nicht mit unfabrigirtem Tobacke handeln, noch weniger letztern felbft fa> 
briziren, auch ohne befondere Konzeffion Feine Hoderwaaren, als Hering, Butter, Käfe, 
eingewäjlerten Stods, Berger: oder Klippfiih, Schollen, Salz, Seife, Licht, Eier, 
Schmeer, Hirfe, Linfen, allerlei Grüge, Gerften-Graupen, Rüben, Erbſen, Getreide 
im einzelnen, Gartenwerk, Obft und dergleichen führen, 
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ME was für Waaren die Schutz-Juden eigentlich handeln können). 
amit nun alle die unter Unſerm Schutze ſtehende Juden eigentlich wiſſen und anger 
wieſen werden mogen, was ihnen vor Nahrung und Gewerbe zu treiben erlaubetz fo ſoll 
denen ſelben mit folgenden zu handeln und Verkehr zu treiben nachgegeben fein, nämlich: 
mit Drapd’or, ge ’argeni, reihen Etoffen und Bändern, eins und ausländifdyen 
geftidten Waaren, Gold. und filbernen einländifden in der Berlinifchen König. Gotds 
und Silber» Manufaktur fabrizir.en Treſſen, Zouren, puint dE’spigne, Gold: und 
Silber⸗Faden und Gantillen, deögleichen mit Jouwelen, Bruch-Gold und Silber, Lin⸗ 
gots, allerhand alten Taſchen-Uhren und dergleichen, ferner mit Geld-Wechſel und 
Pfändern,. Geld: Mäkein, Aufkaufe und Verkaufe von Häufern und Gütern vor andere 
Leute, nidyt minder mit allerhand Brabantifchen, Holländiichen, Schleſiſchen und Chur: 
fächfifchen weißen und feidenen Waaren, Kanten, Neſſeltuche und gang weißen eintäns 
diſchen groben Futterkattun, einländifcyer Leinwand, weißen Zwirn, Zafel- und Tiſch⸗ 
geug, ganz und halt, ſonderlich auch einlänbdifchen feidenen Waaren, auch mit auds und 
einlänbifchem ungefärbtem gar gemachten Leder, mit einländifhem Sammet, dann mit 
allerhand hier im Lande fabrizirten ganz und halbmwollenen und baumwollenen Waaren, 
fie Haben Namen wie fie wollen, wie auch mit denen in Unferen Landen fabrizirten Kats 
tunen und Zigen; ferner ntit Pferden, rohen Kalb⸗ und Schaffellen, Federn, Perüquen, 
Haaren, auch Kamerle.und Pferdeshaaren, Talg, Wachs und Honig, Polnischen Waaz 
ven, Pelzwerke jo noch roh und unverarbeitet iftz. aver keinen neu verfertigten Kuͤrſch⸗ 
tier» Waaren, in den Städten wo Kürfchner wohnen, ed wäre dann, daß fie den Kuͤrſch⸗ 
ner, von weldyem fie die verfertigten Waaren zum Handel erkauft, fofort benennen koͤnn⸗ 
ten, bie audy mit Eher, Kaffee; Chokolade und fabrizirten aus: und einländifchen Schnupf: 
und Rauch⸗Tabacke; fo ftehet ihnen auch nody frei, mit allerhand alten Kleidern, alten 
oder gebrauditen Meubeln, Haus: and Küchengeräthe, in summa mit. allem demjenigen, 
"was ihnen in vorftehenden Artikeln nit generaliter und specialiter verboten ift, wenn 
es auch in diefem Spezial-Artikul nicht fpezifizivet noch eigentlich benannt feim ſollte, zu 
handeln, zu ftugen und fonft zu verkehren; doch alles dieſes nicht anders als in denen 

Häufern und ihnen orbentlich zugeftandenen Laden und Buben. 

In Unferm Koͤnigreiche Preußen aber bleibet. es wegen der fremden und einlaͤndiſchen 
Zuden Handlung bei der dafelbjt gemachten befondern Verfaſſungz weil das Polnifche 
und Ruſſiſche Commereiunı dafelbft noch zur Zeit ſowohl vom Ehriften: ald Juden⸗ 
Haundel abhaͤnget. 

Denenjenigen Schutz-Juden, welche von Uns beſondere Konzeſſion haben, in ben 
Staͤdten, worin ſie vergleitet ſind, oder wohnen, offene Laden und Buden zu halten, 
mithin ihre Waaren an dem Orte, wo ſie wohnen, oder auch auf öffentlichen Meſſen 
und Jahrmaͤrkten Stück⸗ oder Ellenweiſe zu verkaufen, ſoll ſolches zwar noch ferner er⸗ 
laubet fein; fie muͤſſen aber hinfuͤro ſo wenig auf einländifchen Meſſen und auf Jahr: 
maͤrkten, wie fie fi bisher zum Nachtheil der Chriſten-Kaufleute verfchiebentlih anma⸗ 
fen wollen, vielweniger aber an denen Orten, wo fie wohnen, mehr als jeder eine Bude 
oder Kram-Laden Öffnen und darin verkaufen oder durch bie ihrigen verkaufen laffenz 
geftalt denn auch keinem Juden freiftehet, ah einem andern Orte, als wo er wohnet, in 
Unferen Landen außer Meß- oder Sahrmarktözeiten, da ihnen auf dem Markte eine abs 
fonberlidye Bude zu haben erlaubet tft, — Bude und Kram⸗Laden zu halten. 


Die Juden follen bei Konfisfation ber Waaren mit demjenigen 
nicht handelen, was ihnen hierin verboten)... Gleihmwie nun auf die vorher 
befchriebene Art und Weife vor die Nahrung, Handel und Wandel der Schutz-Juden 
bergeftalt geforget worden, daß, wenn die zu duldenden Zuden-Kamilien nur wollen, 
fie genugfam im Stande fein, ſich ehrlich und redlich zu ernähren, durchzubringen und 
ihre Abgaben richtig abzuführenz alfo befchlen Wir fernerweitig allergnäbdigft und ernſt⸗ 
lich, daß bie Juden fid) Damit durchgehends begnügen, ihr. Gewerbe allegeit ehrlich und 
reblich treiben und felbiges auf Eeinerlei Weife, und zwar bei Konfistation der ihnen 
nicht zugetheilten Waaren überfchreiten, 

(Solten in Städten außerhalb den Zahrmärkten nidht haufiren.) 
Zu dem Ende auch ſich nicht unterftehen follen, unter was Vorwande ed aud) immer 
jein möge, mit ben ihnen ausgemadhten Waaren in Städten außerhalb den Sahrmärk: 

n zu ee in bie Wirthe- ober andere Häufer ‚mit oder ohne Waaren zu laufen, 
ve Waare auözubieten oder anzupreifen, fondern fie jollen ſich durchgehends nad) ber 
ee chriſtlicher Kaufleute betragen, nicht anders als gerufen, mit Waaren aus 
ihren Häufern und Laden gehen, und außer benen burhaug nicht mit, Waaren auf ben 
traßen fich finden I 6* maßen es hierunter ſchlechterdinges bei dem unterm 17. Nov. 
9 egernarvar ir⸗Edikte und denen darin wider die Uebertreter verordneten Stra⸗ 
en verbleibet, 5 * 


# 






256 Staatsrechtl. Verpättn, b, J. in, ben altın Provinzen. 


XX. 


(Keine fremden Juden und Judenjungen follen in Berlin Nahrung 
treiben!).) Und da angemerket worden, daß viele Juden und Judenjungen aus ander 
ten Unferer Botmäßigkeit unterworfenen Städten und Provinzien Jahr aus Jahr ein 
und faft tagtäglich fich in Berlin aufgehalten, fid untereinander mit ab und zugeben 

leichſam abaelöfet, und durch heimlich und öffentlichen Handel fowohl dem ganzen Pur 
—* als insbefondere der. ganzen Chriſtlichen und erlaubten Jüdiſchen Nahrung unge: 
meinen Schaden verurfachet, zugleich auch Unfere Kaffen durch allerhand Defraudirung 
und boshafte Praktiken betrogen und bintergangen haben; fo fegen, orbnen und wollen 
Mir hiermit und Kraft diefes, daß außerhalb denen. .hiefigen Jahrmärkten fein, nicht 
nad Berlin aehöriger Jude, er fei auch fonft gleich in Unferen Landen vergleitet oder 
nicht, mit anderen Waaren ald mit Bruch-Gold und Silber in dieſe Stabt gelaffen, 
auch außerhalb den Jahrmaͤrkten kein dergleichen auswärtiger Zube männlich ober weib⸗ 
lichen Geſchlechts; jedoch die Rabbinen und Gelehrten fo Fein Verkehr haben, auöges 
nommen, wenn er ſich nicht etwa ftehenden Fußes durch ein Atteft der Juden: Xelteften 
legitimiren kann, daß er als ein Negotiant hoher Potentaten, oder baf er durch einen 
ihn den fremden Juden felbft und unmittelbar angehenden Prozeß vor Unfere hohe Lan⸗ 
des⸗Gerichte unumgänglich hergezogen fei, oder er hier Waaren einzutaufen hergekom— 
men oder durchreiſen, oder zu den Fefttagen, Hodyzeiten, Beſchneidungen und: Befuche 
ihrer Freunde ſich einfinden, und zwar die 4 legten längftens über 8 Zage in der Stadt 
Berlin nicht gebulbet, oder aber vor jeden Tag, welchen er darüber in ber Stadt bleir 
ben follte oder wollte, einen Dufaten an Golde zum Potsdamſchen großen Waifenhaufe 
zu erlegen angehalten werden ?). (Sollen außer denen hierin ausgenomme— 
nen Källen, wenn fie über 24 Stunden in Berlin bleiben, 1 Spezies: 
Dukaten zum Potsdamfhen Waifenhaufe bezahlen.) Und ba hierauf das 
Polizei⸗Direktorium Acht zu geben hat; fo follen nicht allein die fremden Juden an eben 
dem Tage, da fie antommen, von dem Züdifchen Aufwärter bei felbigem gemeldet und 
von ihm dem fremden Juden angedeutet werden, daß wann er fich über diefe acht Tage, 
oder ihm fonft expreſſe nachgelaſſene Zeit aufhalten würde, er für jeden Tag einen Spe— 
zies-Dufaten vor das Potsdamſche große Waijenhaus erlegen müffe, es wäre dann, 
daß er durch ein Atteft der Juden-Aelteſten bei dem PolizeisDirektorio eine fernere Dila- 
tion gefucht und erhalten hätte, welche ſonderlich denenjenigen ohne Schwierigkeit zu er 
theilen ift, die alhier Waaren einzukaufen Willens, und fich binnen diefer Zeit zu erpes 
diren nicht im Stande gewejen, ober auch die blos zum Befuche ihrer Anverwandten fi) 
aufhalten. 

Diefer Aufwärter muß zu dem Enke alle Morgen fich bei dem PolizeisDirektorio gins " 
finden, und einen ordentlichen täglichen Rapportzettel, worin die angefommenen und 
weagegangenen Juden aufgeführet find, abgeben, und wenn der Juden⸗-Aufwärter keine 
richtige Anzeigung thut, ſoll derjelbe dafür ernitlic, geftrafet und abgefeget werden. 

Im Königreiche Preußen aber bleibet es auch dieferhalb bei der dortigen Werfaffung. 

XxXI. 

(Alle fremde Juden, ſo nicht mit denen Poſten oder eigenen Fuhr— 
werke kommen, follen in Berlin nur in zwei Thoren ein und auspaf 
firen. Wie es damit in anderen großen Städten gehalten werben 
folle.) Es follen auch alle fremde Juden, die nicht etwa mit denen Poften Ertrapoften 
oder eigen Kuhrwerk, fondern zu Fuße und zu reiten kommen, zu Berlin in keinen ans 
dern Thoren als zum Prenzlauer und Halliihen Thore einpafliren, auch in andern grö- 
fen Städten Unfers Königreichs und Lande fo viel möglich auch foldye gewiffe Ein= und 
Ausgänge verfüget, übrigens ordentlicher Weife kein ausländischer Jude eingelaffen wer: 
den, er habe denn ein Xtteft oder Paß produziret, wo er berfomme, und was die Urfache 
feiner Reife uud Anherokunft fei? welches Tegtere in Ermangelung bes Paffes oder At: 
tefts er dem Aufmwärter mündlid) anzeigen, und dem Rapportzettel einverleibet wer: 
den muß. 


— —— 





— 


1) Die fremden und durchreiſenden Juden mußten ſich bei Betretung der landesherr⸗ 
lihen Grärze das Geleite ablöſen, nämlich bei ihrer Ankunft an dem erften 
Orte in den Preußifhen Staaten bei der Obrigkeit, welche unter den Namen 
ber GSenjur:Kommiffion angeordnet, anmelden, und von berfelben einen 
Erlaubnißſchein, worin die Zeit ihres Aufenthalts nicht über vier Wochen 
durfte beftimmt werben, einlöfen. Reglement wegen Aufhebungber a 
tung ber jüdifchen Gemeinden u. ſ. w. v. 18. gut 1801. (N.C,C.M.T,X.) 

2) Aehnlich beftimmt das Cirk. v. 16, Aug. 1762. N, €. C. IL. 155, 7° 
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(Wie rs mit den Betteljuden zu halten feit),) Und gleichwie bereitö.viel- 
fältig verorbnet ift, daß die Betteljuben nitgends über die Grenze gelaffen werben. fol: 
In; alfo wird nicht allein diefes wiederholet, ſondern es follen auch dergleichen Bettel- 
Juden, falls fie ſich dennoch durch und ſonderlich bis an. Unfere Refidenzien ſchleichen 
ſollten, ſogleich in das am Prentzlauer Thore befindliche Armen-Juben:Haus gebracht, 
ihnen dafelbft Almoſen gereichet, und fie ohne weiter in die Stadt zu laffen, Tages 
darauf wieder aus dem Thore gewiefen werben; und wenn fie zu Keftzeiten ſich in Menge, 
wie fie pflegen, hier einfinden, bleibet es bei drr bisherigen Obfervang, daß an das Sur 
densArmensHaus von dem Gouvernement ein Unteroffizier mit einigen. Mann geſetzet 
wird. Dafern aber einige gelehrte Juden darunter, fo in die Städte wollen, haben die 
Suben:Xelteften oder Vorſteher diefelben dem Polizei-Direktorio und in den übrigen Stäb- 
ten dem Polizei:Bürgermeifter zunorderft anzuzeigen und Permiffion dazu zu erlangen, 
Hierauf haben die von ben Krieges- und Domainen-Kammern zu benennende Jubn 
Thorſteher, und allhier ferner bie 7 befonderen Juden, welche dieſelben zu Beobachtung 
des Hauſitens und Herumlaufens ſowohl einheimifcher. als fremder Suden, mit Zuzie⸗ 
hung ber Juden-Aelteſten ausmachen werben, mit Acht zu geben, und nach ber.ihnen zu 
reichenden befondern Initruftion zu verfahren, wobei Unfere in anno 1733 allergnaͤdigſt 
ertheilte Thorſteher-Inſtruktion, in ſoweit nachhero nichts geändert, zur Richtſchnur zu 
nehmen; was aber die Provinzien anlanget, haben die großen Städte, wo wiel Juden 
find, obiges fo weit es ſich thun Laffen klang zu beobachten, ni 


(Wie die handelnden fremden Juden zu Jahrmarktszeiten bei der Ac— 
eife traktiret werben follen). Und damit auch die zu Jahrmarktszeiten einfom: 
menden ausländifchen Juden denen hiefigen durch Einbringung bäufiger, oft durch aller: 
band Praktiken erworbenen und ihnen wohlfeil zu ftehen fommenden Waaren, in ber 
Nahrung defto weniger Eintrag und Abbruch thun mögen; fo fegen, ordnen und wollen 
Wir ferner allergnädigft, daB Eein dergleichen mit Waaren zu Sahrmarktszeiten einkom⸗ 
mender ausländifcher Jude von der ordinairen Handlungs: und LöfungssXccife frei fein, 
fondern vielmehr bei der Berlinifchen Accife allezeit fo angefehen werden folle, als habe 
er fir 50 Thlr., in den andern Landitädten aber, als wenn er 25 Thaler eingebrachte 
Waaren wirklich verlofet hätte. Wie denn, er habe viel oder gar nichts verlofet, er den: 
noch von refpeetive 50 Thlr. oder 25 Ihlr. Waares die Loͤſungs-Aceiſe erlegen, was er 
aber etwa darüber verlofet, jederzeit tarifmäßig verfteuern, folches alfo allemal getreu: 
lid) anzeigen, ober in Konfistation feines ganzen Krams hiermit verfallen fein fol, als 
werauf die Berlinfchen und fammtliche AcciferXemter; exclusive Preußen, allwo es bei 
der bisherigen Verfaffung bleibet, insbefondere Acht zu geben, und dieferhalb die nöthi- 
gen Anftalten zu machen haben. — 


Et Die Juden koͤnnen Gelder auf richtige Pfaͤnder ausleihen). Da auch 
das Geld: Verkehr insbefondere zur Jüdiſchen Nahrung mit gehoͤret, fo bleibet zwar des 
nen Zuben nad) wie vor erlaubet, Geld auf Pfänder auszuleihen, fie müffen aber von 
feinem Unteroffizier und Soldoten-Pfaͤnder annehmen, oder etwas Faufen, wo fie nicht 
genugfam verfichert, daß folche derfelben rechtmaͤßiges Eigenthum auch keine Monti: 
rungs:Stüden fein, und ſich allenfalls barüber einen Schein von dem Kommandeur ber 
Kompagnie vorzeigen laffen, darnechſt müfjen die Juden überhaupt bei allen Verſetzun⸗ 

en und Verkaufe wohl verjichert fein, daß die Pfänder nicht geftohlen, oder von jungen 
Beuten ihren Eltern, oder von. ungetreuem Gefinde ihrer Herrſchaft, als deshalb fie fich 
bei denen Eltern ober Der Sereiäalt jedesmal erkundigen müffen, heimlich ertwandt und 
verfegt morden; anderergeftalt diejenigen Juden, berfelben Frauen oder Gefinde, dergleis 
chen angenommene Pfänder nit nur dem Eigenthümer unentgeldlid; herausgeben, 
fondern, wofern fie Wiffenfhaft gehabt, und deſſen rechtlich überführet worden, daß das 
Pfand geftohlen, oder heimlich entwandt, follen dergleichen Pfänder-Inhaber gleich de: 
nenjenigen, fo wiſſentlich geftohlne Sachen gekauft, nad) dem Ed. v. 15. San.’ 1747 ans 

efehen und nicht nur vor fi, fondern auch vor feine Kinder, wenn ſchon ſolche ange: 
32 ſein, alles Schutzes verluſtig gehen, die Schutzbriefe kaſſiret, er mit denen Seinigen 


— — — 


2) ueber dieſen Gegenſtand beſtimmten ferner das ausführliche Ed. v. 12, Dec. 1790 
wegen der uͤberhandnehmenden Betteljuden (N. C. C. VI. 3088), das Regl. v. 
18. Juli 1801 wegen Aufhebung der Verpflichtung der jüdiſchen Gemelnden 1c; 
- und der bagegen zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit zu treffenden Berans 
ftaltungen (N. C. C. X.©. 393), das Cirk. v. 28. April 1791 (N.:C..C. 1% 
S. 85) und die R, v. 4. April 1791 (N. C. C. IX. ©. 69) und 31. März 1785 
(N. C. C. VIL, ©. 3051). — a 5 
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aus dem Lande geſchaffet, auch in ſolcher Familien Stelle keine andere wiederum ange⸗ 
feget, überdem auch der liebertreter angehalten werden, den völligen Werth der geſtohle⸗ 
nen oder verhehleten Sachen dem rechten Beſitzer, wie dieſer es allenfalls beſchworen 
möchte, zu bezahlen; wann er aber folches nicht thun kann, über den kaſſirten Schutzbrief 
und fortgeſchafften dazu gehörigen Familie, die ſaͤmmtliche Judenſchaft des Dris ex 
Otficio angehalten werben, den Werth der geftohlenen oder verhehleten Saden in sub- 
idinm baar und ohne alle Widerrede dem beftohlenen Eigenthümer zu bezahlen, 
Mannenhero bie Juden felbft fi untereinander genau zu beobachten, und wahrzuneh: 
men, auch wenn fie einen oder andern der ihrigen auf unrichtigen Wege betreffen foll- 
ten, ſolchen fofort gehörigen Orts anzuzeigen haben; und ift demnach die Judenſchaft, 
ſonderlich die Keiteten f uldig, um allen Berbruß und Schaden vorzubeugen, diejeni- 
gen Diebeshehler und anderes liederliches Gefindel unter ihnen, fo dieſelben entdeden, 
weg und aus dem Lande zu fchaffen, worunter ihnen auf ihre Angabe alle bülflide Hand 
geleiftet werben fol. ; en f 

uebrigens bleibet ed wegen dem Kreditweſen in Abficht der Militairperfonen bei denen 
zu Verhütung ber Schulden unterm 7, April 1744 und 4. Juli 1747 befonders ergans 
genen Edikten. * 


(Wie es mit Einlöfung und Verkaufung richtiger Pfander zu hal- 
ten). Wann aber die Pfänder durchgehends ihre Richtigkeit haben, und bie darauf 
geborgten Gelder zu des Pfandeinfegers Händen gekommen, oder mit deſſen Zufrieden- 
beit an einen andern Gläubiger beffelbigen bezahlt worden; fo foll, wenn zur. Einlös 
fung beffelben feine gewifle Zeit beftimmt worben, der Pfandeinhaber fo das Geld bar 
auf geliehen, befugt Kr, foldyes Pfand nad) Verlaufe eines Jahres und nachdem ſolches 
dem Einfeger, wenn er anders zur Stelle ift, bei Ablauf ded Jahres zur Einlöfung 

uförderit wieder angeboten worben, zu verkaufen und loszufhlagen. In demjenigen 

alle aber, wenn eine gewiffe Zeit zur Einlöfung des Pfandes verabrebet worden, folg- 
lich die verfließende Einldöfungszeit dem Schuldner ftatt des Gläubigers erinnert, und 
der Pfandeinfeger nad Ablauf derfelben Feine Anftalt zur Einlöfung madyet, alsdann 
ftehet dem Pfandeinhaber frei, mit Verkaufe des Pfandes zu verfahren; Doch muß fol- 
ches mit Vorwiſſen der Ober: oder Untergerichte, worunter der Pfandgeber gehört, und 
nachdem foldes die zur Zaration eidlich beftelleen Zaratoren gemwürdiget, entweder dem 
Gläubiger in des dazu berufenen Schuldeners Beifein, wenn er aber nicht erfcheinet, 
auch bei deifen Ausbleiben für die Zare zugefchlagen, oder falls er es nicht dafür anneh— 
men wollte, wie fonft gewöhnlich, gerichtlich durch einen Anfchlagszettel feil geboten, an 
ben Meiftbietenden verkauft, der bisherige Pfandinhaber fammt den Gerichts: und 
ZarationsGebühren, weldhe doch ganz geringe anzufegen, daraus bezahlet, und was 
nad) Abzug des darauf geliehenen Kapitals, Intereffen und Unkoften übrig bleibet, dem 

fandeinfeger oder deffelben Erben zurüdigegeben, wenn die aber beide nicht zu finden, ber 

eberſchuß gerichtlich deponirt, und ſolches durch den öffentlichen Wochenzettel befannt 


emacht werben. 
de XXVI 


(Sollen ein ordentlihes Pfandbud halten). Damit aber bei Ablöfung 
des Pfandes von dem Pfandeinfeser ein mehreres an Pfand nicht abgefordert werben - 
könne, als er eingefeget hatz fo ſoll ein jeder Schusjude, welcher Geld auf Pfand aus 
leihet, fchuldig fein, ein ordentliches Pfandbuch zu halten, darin er durch den Pfand» 
einſetzer ſelbſt, ober einen fo er dazu geftellt, und zwar in deutſcher Sprache und deut⸗ 
ſcher Schrift, einschreiben laffen muß, wer der Pfanbeinfeger fei, wobei er, wenn er fei: 
nen eigentlichen Namen nicht Eund werden laffen will, ftatt deffen ſich einiger willtühr- 
lichen Buchſtaben bedienen mag, fodann, was er eigentlich vor Stüde verpfändet, es 
fei denn, daß folche in des Juden Gegenwart verfiegelt übergeben worben, was er, wenn 
es in Silber, goldenen oder filbernen Münzen und Medaillen oder Juwelen beftchet, 
vor Probe und Sorten zum Pfande eingejeget, wie hoch er ſolches Aftimiret, und wie 
viel Geld er darauf empfangen, und wie viel Intereſſen er zu geben verfprochen, auch 
an welhem Zaae und Jahre folches alles geſchehen ſei. Auf daß aber ſolches Pfand» 
buch jederzeit öffentlihen Glauben habe, fo fol foldhes von dem Stadtſchreiber einge- 
richtet, durch und durch paginiret, auf das erſte Blatt von dem Stabtichreiber unter: 
fhrieben, auf das legte Blatt aber mit Kaffung eines Kadens, womit ſolches eingenähet 
oder eingebunden, mit dem ordinären drfiegel geftegelt an Gebühren aber dafür mei- 
ter nichts als Sechs Gyr, von dem Stabtichreiber a-fordert RN werden. 

Wegen des niedergelegten Pfandes felbit aber follen die Berleiber gehalten fein, 
dem Pfandeinfeder aus dem Pfandbuche eine Abfchrift unter ihrem Namen ausftellen, 
oder wenn fie ſelbſt nicht fchreiben können, die Abfchrift von einem andern oder dem 
Einfeser felbft nehmen laffen, und nur ihre Namen oder ein Zeichen, oder ihr Petichaft 


Stoaatsrechtl. Verhaͤltn d. J. den alten Problngen. 959 


darunter fegen; auf welche Weiſe es auch zu halten, wenn mit dergleichen verſetzten 

fändern etwas Veränderliches vorfällt, als da nur ein Theil des darauf erhaltenen Gel- 

, odır bie Zinfen von einer gewiſſen Zeit bezahlt werden, fo allıgeit allenfalls auch 
ins Pfandbuch zu notiren und Abſchrift davon zu ertbeilen. 

Welcher Zude ald Gläubiger diefes nicht beobadhter, fondern unterläffet, und folches 
angezeiget würde, fol feines Darlehns verluftig, und das Pfand unentgeldlich heraus 
geben, das eigentliche Ureditum aber dem Fiskus verfallen fein, und hat die Obrigkeit 
ſonderlich bei entftehenden Klagen die Pfandbücher nachzufehen, und bie Lebertreter dies 
fer Verordnung in gehörige Strafe zu nehmen, 

XXVIM. 

(Intereffen und Zinſen, fo die Juden zu nehmen befugt fein ſollen.) 
Wenn ein Jude Gelder auf Wechiel ausleihet, foll er zwar bis auf andere Verordnung 
und nad) dem Ed. v. 24. Dec. 1725, wenn der Wechſel unter oder auf 12 Monate ges 
ftellet, 12 Prozent Zinfen zu nehmen ferner befugt fein, wo es aber ein Kapital von 
100 Rthlr. und darüber betrifft und ſolches über ein Jahr lang zinsbar jtehen fol, muß 
derfelbe bei Verluft des Kapitals und der ſammtlichen Zinjen nicht mehr ale 8 Proz. 
nehmen, als wohin vorgedachtes Ed. hiermit deklariret wird. 

Wenn aud) ein Zude auf Pfand oder Hypothek bis 100 Thlr. leihet, ſoll ihm gleiche 
falls nicht mehr als 8 Proz. Zinfen zu nehmen bei gleihmäßiger Strafe erlaubet fein, 

Wenn aber ein Jude thalerwerfe auf Pfand Geld auslcihet, ſoll er zwar wenn das 
darauf geliehene unter 10 Thlr. ift, wöchentlih pro Thlr. 1 Pf. Zins, aber durhaus 
nicht annoch einiges Einſchreibegeld nehmen; es muß jedod) diefes nicht länger als ein 
Jahr dauern, und ftehet nad) Verfließung ſolcher Zeit dem Juden frei, falls es nicht will 
eingelöfet werden, das Pfand nach Anweiſung des $. XXV. zu verkaufen, oder niit dem 
Pfandeinfeger von neuem auf wöchentliche Pfennigzinfen zu Ichließen. 

Bei allen dieſen Kallen aber bleibet es bei Dispofition der gemeinen Rechte, daß 
kein Zude von aufgejchwollenen Zinfen bei Verluft des alten Kapitals neue Zinfen nebs 
men, ober foldhe zum Kapitale frhlagen müfle. Wie denn aud) falls die Zinfen vom alten 
Kapital fo hoch aufihwellen follten, daß fie demielben in der Summa gleich kämen, bie 
Zin en bis dahin gehemmet, und ferner nicht laufen müffen, und diefes bei Verluſt der 
fammtlidhen aufgefhwollenen Zinfen, wovon die Hälfte unferem Fiskus die andere 
Halfte aber dem Potsdamſchen Waifenhaufe zufalten fol. Und da verſchiedentlich 
darüber geklaget worden, daß die Juden di, verfegten Sachen entweder felbft gebrauchen, 
oder zum Gebrauche verleihen, imgleidyen von den verfegten Stücken ein oder anderes 
von Handen gekommen zu fein vorgeben; fo foll ſolches hinfüro ganz nicht mehr gejches 
hen, und wer damider handelt des Pfandes verluftig fein. Wie Wir übrigens bereits 
dur) das Ed. v. 8. April 1726 und deſſen darauf unterm 7. Jan. 1745 erfolgte Dekla⸗ 
ration verordnet, daß die von fonderlich bedürftigen Chriſten und einfältigen auch fonft 
ihren Sachen nicht wohl vorftehenden Leuten ausgeftelleten Wechfel, darinnen von denen 
Juden ftatt der Yaluıa oder Werthes allerhand Waaren in hohen Preis angefchlagen, 
oder auf gleiche Art die vorhergehenden Wechſel erhöhet, oder wohl gar darinnen mehr 
als empfangen, verfchrieben worden, keine Wechfeltraft haben, und wie die Juden das 
für angefchen, auch dem Befinden nad) ihres Privilegi priviret werden ſollen; alfo 
9 es dabei, und was daſelbſt noch abſonderlich wegen der Minderjährigen verfüget iſt, 
ein unausbieibliches ferneres Bewenden, wie fie denn auch ſonſt niemand mit unzuläßi: 
gem Wucher ruiniren, und beſonders von einigen Leuten welche noch unter der Eitern 
oder Vormuͤnder Gewalt ſtehen, ohne dieſer ihr Wiſſen keine Sachen erhandeln, noch 
ihnen auf dergleichen oder ohne ſelbige Geld leihen, oder ſtatt deſſen ihnen Waaren, bei 
deren Verluſt pro Fisco angeben müffen. 

XXVIII. 

(Die Juden ſollen künftig keine eigene Häuſer kaufen), Die Schuß 
juden, fo teine eigene Häufer haben, follen audy ohne befondere vorher erlangte Couces- 
siones feine kaufen, fondern wenn ſolches heimlich gefchiehet, der Kauf an ſich null und 
nichtig fein. (In Berlin follen die 40 von den Juden befejienen Häus 
fer nit vermehret werden.) Auch da ſich bei der im Auguſt 1747 geſchehenen 
Spezialunterfuchung befunden, daß 40 von den Juden als eigenthüumlich beſeſſenen Haus 
fer in Berlin vorhanden; fo fol es bei diefer Zahl zwar verbleiben, und die Gerichte 
foldhe, wenn vs von denen Pussessoribus verlanget wird, denen Gerichtsbuͤchern einvers 
leiben, diefe Zahl aber niemals vermehret werden. Ehe und bevor von ſolchen vierzig 
Häufern, worunter jedoch die publifen Häufer, ald das Lazarerh, die Synagoge und 
das dabei befindlihe Haug, die Schule und die Kirchhofshauſer nebjt denen beiden auf 
der Friedrichsſtadt am Wilhelmsmarkte und in der Kriedrichsitraße nicht mit begriffen, 
eines nicht wieder an einen Ghriften verfaufet wird, ſoll keinem Juden eir neuer Haus— 
Fauf verftattet, die Possessdres der Häufer aud) ſolche Leute fein, die bei ertkaordinairer 
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Einquartierung die Soldaten zu logiren ober auszumiethen im Stande fein, und ſolches 
jederzeit bei jedem neuen Kauf von den Aelteften nachgewieſen und atteftiret, auch 
wenn hiernächft ſich ſolches anders befinden follte, fie dafür nachdrücklich beftrafet, das 
Haus aud auf Anzeige der Servistommiffion vom Magiftrate fofort fubheftiret und an 
einen Chriſten verkauft werden, Wofern aud) ein Zude ein Haus kaufen möchte, wel— 
ches höher in der Servisanlage ftünde, als der jüdische Verkäufer des vorigen Haufes 
ehemals Servis entrichtet bat, fo fol auf das neue Haus der bisherige Servis vor wie 
nach bleiben, und abgetragen werden, und der jüdifchen Anlage foldyes accresciren, (In 
andern Sädten wo5 Zudenfamilien fein, follnureinerbavonein Haus 
taufen können.) und in denen Provinzialftädten es nad) Proportion der Judenfa— 
milien in foweit fie noch nicht auf Unfere darüber erhaltene Konzefjion im Befig berfel: 
ben find, und bis auf 5 Kamilien ein Haus u, ſ. w. nach Anzahl der Kamilien zu kaufen 
nachgegeben; mo aber in einer Provinzialitabt noch Bein Jude angefehet, auch foldyes 
ferner nicht, noch weniger ein Haus eigenthümlich zu befigen ohne Unfere Höchſteigen— 
händige Verordnung erlaubet werden. 

Wuͤſte und neue Stellen zu bebauen, wirb denen Zuden wo fie geduldet werben, nad) 
vorgängiger Untetfuchung und darüber erhaltener Verordnung von der Kammer erlau= 
bet, nirgends aber follen diefelben Freihäufer, ingleichen Keine öffentliche Wirtshäus 
fer noch Brauhäufer eigenthümlich anſchaffen, noch dergleichen oder andere weder 
unter dem Vorwande einer darauf erworbenen Hypothek-Konzeſſion, oder andern 
Kontrakts käuflich oder wiederfäuflih an ficy bringen, noch miethsweife bewohnen. - 
Würde fi aud ein Zude hinter Ehriften fteden, und demſelbigen in der Abficht Geld 
vorftrecten, daß er, der Chriſt, ein etwa zum Kaufe ftehendes, dem Juden anftändiges 
Haus käuflich erftünde, und hernach dem Juden mittelft heimlichen Kontrafts einräumte, 
ſolches Haus alfo in der That aus hriftlihen Händen brächte, fo foll der Jude des auf 
ſolche Weife dem Chriften vorgeftredten Kapitals und Zinfen verluftig, und ſolche halb 
dem Potsdamjchen großen Waifenhaufe, halb aber dem Denunzianten zufallen und 
gegeben werben. 

Landgüter hingegen, wird denen Zuben zu erfaufen und zu befigen, überall nicht 
geſtattet. 

XXIX. 


(Wegen ber Wählung der Aelteſten und des Rabbi, wird es bei ber 
bisherigen VBerfaffung und Einrihtung gelaffen.) Anlangend die Wahl 
der Xelteften und des Rabbi oder Vicerabbi; fo laffen wir es bei der bisherigen Verfaß— 
und Einrichtung, nad welcher zu Erwählung eines Rabbi aus den 3. Klaffen ber hie: 
figen Schutzjudenſchaft, nämlich: aus den Vermögenften, Mittlern und armen Juden 
32 Männer, welche fich Über die Wahl des Rabbi dergleichen herausgenommen; zu Er— 
wählung der Xelteften aber aus eben denen 3 Klaffen 7 taugliche Männer, nämlich 3 
von ber erften, 2 von ber zweiten und eben fo viel von der dritten in Gegenwart der 
fogenannten 15 Männer, des Vicerabbi und der gelehrten Affefforen durchs Loos gezo= 
gen, und daß fie Beine wählen wollten, fo der Gemeinde vorzuftehen nicht tüdhtig, ver: 
eibet werben, welche die Aelteſten, gelehrten Affefforen, Armenvorfteher und Kaffirer 
erwählen, ferner bewenden; und bleibet zur Zeit noch bei der Zahl von ſechs Xelteften, 
welde alle 3 Jahre gewählet und nach Verfließung derfelben wieder andere erwählet, 
die gefchehene Wahl fowohl des Rabbi als der Xeltejten Unferm General:Ober-Finanzs 
Krieges> und Domainen-Direktorio jedesmal innerhalb acht Zagen bei Vernichtung 
ber Wahl gemeldet, und darüber fodann Unfere Konfirmation eingeholet werben. 

Bei Erwählung der Xelteften audy Affefforen, Armenvorfteher und Kaflirer aber fol 
allemal dahin gefehen werden, daß feine nahe Blutöfreunde: wie zum Erempel: Bater 
und Sohn oder Schwiegerfohn, noch auch zwei Brüder oder Schmwäger im erſten Grabe, 
zugleich dazu beftellet, fondern die fechs Aelteften nebft denen gelehrten Aſſeſſoren, Ar: 
menvorfteher und Kaffirer fo wenig Connexion, als im gemeinen Leben möglid;, mit 
einander haben mögen, und muß wenn jemand das Präbikat eines Oberälteften haben 
follte, derfelbe fich deshalb nichts vorzügliches vor andern Xelteften anmaßen; mie benn 
ein folches audy bei Erwählung des Rabbi oder Vicerabbi, und daß foldher womöglich 
ein Fremder oder doch wenigftens fonft feine Connexion mit der Gemeinde habe, in 
Acht zu nehmen ift. Gefiele audy der Gemeinde nach Verfließung ber drei Jahre einen 
oder zwei der bisherigen Xelteften von Neuem zu erwählen, und Eonfirmiren zu laſſen; 
fo wollen Wir felbiger zwar darin fügen, es müffen aber deshalb erhebliche Urfachen ſon⸗ 
derlich angeführet werden, ohne welche ſolches nicht nachgegeben werben fol. 

Was im Uebrigen eigentlicdy das Amt diefer Zudenälteften fei, darüber wird ihnen eine 
befondere Inſtruktion gereichet werben. 


XXX, 
(Die Juden werben bei ihrer Religion, Geremonien, Synagoge unb 
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was bem anhängig gefhüset.) Gleichwie Wir nun alle diefe Sudenfamilien bei 
ihrer Rıligion und bisher üblichen jüdiſchen Gebräuchen und Geremonien überall aller: 
gnädiaft und nachdruͤcklich fhüsen, audy ihre zu Berlin, Köntgsberg, Halberftadt, Halle 
und Frankfurt erbaute Synagogen nebft denen Schulen in den übrigen Provinzien, 
Kirchhoͤfen, und denen zu ben Synagogen uud Kirchhöfen gehörigen Eleinen Häufern 
nochmalen hiermit von neuem Tonfirmiren wollen: Alfo müffen fic fich auch bei Leib» und 
Lebengftrafe und gänzlicher Verbannung der ſaͤmmtlichen Judenfchaft aus Berlin und 
übrigen Unfern Städten des Mißbrauchs des jüdiſchen Gebets fo fich anfänget Alchnu ac. 
wie in dem Ebd. v. 1703 und 1716 bereits ausfuͤhrlich und nachdrücklich verordnet ift, 
im gleichen anderer Gebete von dergleihen Art, wie auch alter ungebührlichen Auss 
fchmwelfungen bei ihren Feſten, fonderlidh dem fogenannten Hamanns- oder Primsfeſte, 
beftändig enthalten. Wenn aud verfchiebene Tuben allhier fich unterftänden, eigen— 
mächtiger Weife in ihren Käufern Zufammentünfte und Privat:Betftunden mit Ver: 
fammlung vieler andern Zuben alt und jung zu halten; biefes aber fomohl Unfern vor: 
maligen Verfügungen und aller auten Ordnung zumwiberläuft, als foldhes der Gemeinde 
fehr anftößig ift, auch ihrer gotteödienftlihen Verfammlung in der Synaaoae viel Ein— 
trag thut: fo laſſen Wir eö bei der bieferhalb bereits unterm 2, Febr. 1745 wegen Ber: 
Yin ergangenen Verordnung nochmals bewenden, ‚daß ſolche Privatverfammlungen zum 
Beten eingeftellt und Niemanden, als dem Wir folches befonbers verftattet, auch fonft 
nicht mehr als zwei bergleihen Betftunden in ber Spandauifchen Straße und eine in 
der Zubdenftraße vor alte und Eränkliche Leute fammt Kindern, weil folhe zur Winters: 
zeit nicht wohl nach der ‚Synagoge gehen können, von Michaelis bis Oftern in gewiffen 

on denen Zubenälteften dazu ausgemachten Häufern zugelaffen, und es dabei berges 
ftalt gehalten werben folle, daß einestheild darin keine andere ald abgelebte, alte und 
kraͤnkliche Juden und Kinder fo unter 12 Sahren find, fammt einem und andern Schuls 
meifter ſich verfammeln, anderntheils Feine andere Ritus, Geremonien und Handlungen 
als nur diejenigen, welche bei dem Beten nöthig find, gebrauchet, und zugleich was in 
der Synagoge für die armen Juden und fonft gefammelt wird, beigetragen, auch bie 
Zufammentunft jedesmal in einem Hintergebäude oder an einem foldhen Orte gehalten 
werde, wo denen Nachbaren und fonft dem Publitum durch überlautes Gefchrei keine 
Ungemächlichkeit zuwachſen koͤnne. 

Sollte ſich demohngeachtet ferner Jemand finden, der dieſer Verordnung zuwider der— 
gleichen mit andern verſammelte Betſtunden eigenmächtiger Weiſe vor ſich hielte, ſoll 
derſelbe in 10 Rthlr. Strafe verfallen ſein, und von denen Aelteſten darunter auf keine 
Weiſe nachgeſehen, ſondern ein ſolcher dem Magiſtrate fofort angezeiget werben Y. 

XXXI. 

(Wiedie Schutzjzuden in Religions: und Kirchenſachen ſich zu verhal— 
ten). Wir wollen auch fernerhin, daß die ſaͤmmtlichen in Berlin und anderen Unferen 
Städten wohnenden Schusjuben in Religionsfachen es mit ber ganzen jübifchen Ge: 
meinde halten, und keiner davon ausgeſchloſſen, noch auch die gerinafte Zrennung barin 
verftattet, fondern die ſämmtlichen Glieder der jüdifchen Gemeinde in fothanen Religions: 
und Kirchenfachen denen Xelteften und dem Rabbi unterworfen bleiben, ſelbige auch, 
wenn fie vermerken, daß unter der Judenſchaft etwas vorgehet, dabei Unſer und Unfere 
ganzen Staates höchſtes Intereffe verfiret, folches ſowohl für fi, als auf Erfordern bei 
Verluft aller ihrer Rechte, jedesmal wie fie dazu in ihren Patenten und Snftruttionen 
ſchon angemwiefen, offenbaren follen. Wie denn ferner Fein Schugjube feinen Stand in 
der Synagoge ohne Konfens der Xelteften an Jemand, unb niemals an einen Fremden 
verfaufen oder vertaufchen muß; und ba foldyes mit berfelben Vorreiffen geſchehen, muß 
. dem Beräuferer diefes Standes bafür-eher kein Geld ausgezahlet werben, bis er zuför: 

derft fein etwa reftirendes Schug: Chargen- oder publique Kollekten-Geld bezahlet, ober 
dieferhalb fonft Richtigkeit gemacht zu haben, nachmweifen Eönnen. 

Fielen auch wegen der judifchen Geremonien und Kirchengebräuche Streitigkeiten in 
der Synagoge felbft vor, follen ſolche durch den Rabbi oder Vicerabbi und die Aelteften 
erörtert, und abgethan, die Webertreter bem Befinden nach mit leiblichen Geldbuffen 
von Telbigen belegt, mit dem Banne aber und Geldftrafen fo über 5 Rthlr. austragen, 
ohne Vorwiffen des Magiftrats, gegen Niemanden verfahren, noch weniger ſolche vom 
Rabbi, er fei allein oder mit denen Xelteften, Jemand auferleget, und in bürgerlichen 
Rechtsſachen von ihm Feine eigentliche Erfenntniß und Rechtöverabfcheibung, weil dem 
Rabbi und Xelteften keine eigentliche Jurisdiktion zuftehet, angemaßet und unternom= 
men, fondern bie Rechtsſachen an ihr ordentliches Juſtizforum verwiefen werben; jedoch 
laffen Wir noch zur Zeit gefhehen, daß in Sachen, da Juden mit Juden zu thun has 





1) 2,8, IL 11. $$. 20. 22, 
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ben, und bie in ihren Ritus einfchlagen, als bie jüdifchen Ehepakta und deren Bing: 
keit bei Konkurſen, Rechtskognition in Succeffionsfällen, die blos nad) ben mofais 
chen Gefegen bei ihnen entfchieden werden müffen, wie auch andere gerichtliche Hand- 
lungen, wegen Zeftamenter, Inventarien, Beftellung der Vormünder, dem Rabbi und 
denen gelehrten Affefforen eine Art von rechtlicher Kognition nachgegeben werde, wies 
wohl nur per modam arbitrii, wovon denen Parteien, wenn fie bamit nicht zu: 
frieden, allzeit frei bleibet, ohne daß ihnen deshalb ein kurzes Farale laufe, an Judi- 
cem ordinarium per modum simplicis querelae zu provoziren, und müffen anbei 
der Rabbi und Affefforen dafür ftehen, wenn fie bei Inventarien, Theilungen, Beftel: 
lung der Vormünder nicht legal verfahren, Der Juden Eheftiftungen, follen, wenn 
ſolche von den fogenannten Beglaubten mit unterfchrieben, und die Intereffenten felbe 
durch den bei ihnen üblihen Mantelgriff vollzogen, vor gültig angefehen werben, ohne, 
daß die Unterfchrift des Rabbi allezeit nöthig ?). 

Da auch geflaget worden, daß Rabbi und Xeltejten ein und anderen Zuden, welcher 
sicht nad) ihrem Sinne tft, mit einem heimlichen Bann belegen; fo wird ihnen ſolches 
bei ernftfihem Einfehen verboten, und fol dergleichen heimlicher Bann allezeit an fi) 
null und nichtig fein. 


) Wegen der Gerichtsbarkeit über die Juden find ferner zu vergleihen G. DO. J. 2. 
8. 40. — Konfirm. v. 28, Mai 1714 (C. C.M. VI, Abth. II. ©. 151). Be 
{heid.v. 5. Juni 1757. (N. C. C. 11. 257), R. v. 16. Aug. 1773 (N. C. C. 
Vie. ©. 543) und Cirk. v. 22. Mai 1775. (N. C.W, V.e. ©. 133). Nah 
diefen Beftimmungen war die Gerichtsbarkeit über die Juden in den Preußifchen 
Staatın nad Berfchiedenheit der Derter und Provinzen durch Statute und Pros 
vinzialgefese bejtimmt. Wo es an ausdrüclichen Beftimmungen ermangelte, 
da galt die Bermuthung, daß die Juden der orbentlidyen Gerichtsobrigkeit durch 
welche der Staat die Gerichtsbarkeit über andere nicht erimirte Landeseinwoh— 
ner ausübt, unterworfen; e8 war jedoch dem Rabbi und den Zudenältes 
tejten in Rechtsſtreitigkeiten der Juden unter einander, fie mögen 
fremde oder einheimifche fein, und in Religions= und Kirhenfadhen eine 
rechtliche Kognition nachgegeben. Diele Gerichtsbarkeit übten diefelben aber, vers 
möge eines ihnen vom Staate verliehenen Privilegiums bloß in Sachen, 
wo Juden mit Juden zu thun haben, und weiche in ihre juͤdiſche Gebräuche 
einſchlagen, als wegen der jüdifchen Ehedakten und deren Gültigkeit bei Konz 
furfen, wegen der Erbfolge, die blos nach mofaifchen Gefegen beſtimmt wird, 
beögleichen wegen der Zeitamente, Inventarien und Beftellung der Vormuͤnder, 
ale Schiedsrichter aus, den Parteien ftand auch frei, ohne daß ihnen die 
Rotbfrift hierzu vorgefchrieben ift, über das Verfahren des Rabbi und der Juden⸗ 
Alteften oder Affefforen fi bei dem ordentlihen Gerichte zu befchweren. Für 
die Rechtlichkeit der von ihnen vorgenommenen Inventarien und Zheilun: 
gen und ber Beftellung der jüdifchen Vormuͤnder mußten fie haften. Die 
Juden Eonnten auch von benfelben in den Bann getban und in Strafe 
genommen werden. Die Reffortbeitimmungen anlangend, gehörten die Sa— 
hen, welche die Annahme und Verbeirathung der Juden, die Ausfertigung 
ihrer Privilegien und Konzefiionen, fo wie die Wegichaffung der unvergleiteten 
und fonft nicht zu duldenden Zuben zu dem des Generaldirektorit und der Kriege: 
und Domainenfammer betreffen ; die Streitigkeiten wegen des bei einem Haus— 
verfauf übertretenen Generaljudenprivilegii und die Beurtheilung 
über die Zuläffigfeit der Judenhäuſer zuafguiriren, desaleichen über 
die Gränzen ihres Handels *), die Kognition wegen Einfhleihens frem— 
ber Betteljuden *), fo wie die Judentrauſcheinſachen *) vor die 
Kriegs und Domainenfammer der Provinz. Injurienſachen der Zuben 
wurben nicht zu ben Polizeifachen gerechnet, und gehörten vor die Regierung f), 
nur die Injurienfachen nicht, wenn die Injurien in ber Synagoge vorfallen, und 
gegen ben Judenrabbi ausgeübt worben ++). 


r Entfheidung ber Jurisdiktionskommiſſion v. 6. Aug. 1762 in Kleind Ann. Br. IX, 
* 2 4. 
*") Ed. v. 12. Dec. 1780 in N. C. C. M. T. VI. ©, 3083. R. an dad Kammergericht vom 
4. April 1791 in N. C.C.M, T IX. ©. 70. 
= — — J ni 1763 a “ M. m 1. S Mi ae 
) Entfdeidung der Jurisdikt onskommiſſion v. 29. Sept. 1769 und 21. Noy. 1769 i 
Kleins inn., Bd. XIV. ©. 364. und 367, ‚ 2 A 
IHR. v. 14. Juni 1763, 
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Bon. benen, in. vorgebacdhten Källen biktirten und fallenden Geldftrafen, unb benen 
taͤglichen amel Thaler, welche ein-im Banne ftehender vermögender Zube. fo lange der 
Bann nicht aufachoben, erleaen muß, follen. zwei Drittel der Generalftraffaffe und ein 
Drittel der. jübifchen Armenkaſſe zufließen, audy zu dem Ende jährlich eine richtige Spe⸗ 
zifitation davon, welche vom Rabbi und Xelteften unterfchrieben und jedesmal zu Ende 
bes Decembers überreicht, auch wenn nichts aefallen, dennoch ſolches anaezeiaet werben 
muß, bei dem Magiftrate und in ben Provinzien den Krieges: und Domainensfammern 
doppelt eingegeben werden. | 

AXKIT, J 

(Fora ber Schutzjuden in Civil- und Criminal Sachen). Was das 
Korum ber Berlinifhen Judenſchaft betrifft,,fo bleibet es in Griminal: und Givilfachen 
bei der Dispofition Unferer Juſtiz-Ordnungen, daß biefelben in allen folhen Sachen 
“ bei den neu verordneten Senaten bes‘ Kammergerichts verhandelt; jedoch in, Suks, 
zeffiond: und andern dergleichen Fällen, fo in ben jüdiſchen Ritus einſchlagen, nad der 
Dispofition des mofaifchen Gefeses ertannt werben. u — 
 (Begen Annehmung, Berheiratbung, Ausfertigung ber Privile— 
gien 2c. vor die Juden.) Die Annehmung und Verheirathbung der Juden, bie 
Ausfertigung der Privilegien, folalich auch der Ronzeffionen und die. Wegſchaffung der 
unveraleiteten und fonft nicht zu buldenden Zuben, gehört nach ale vor zu bem Reffort 
Unfers Generalbireftorii, wie wir Uns beffen unter dem 15. Kebr. und‘ 10. April 1743; 
und wiederholentlich ben‘ 12. März 1750 allerhöchſt deflarirets Die Krieges: und Do: 
mainenfammer hat audy alle Jahre mit benen Zubenälteften eine Zuſammenkunft anzu⸗ 
fegen und Nachfrage‘ zu balten, wie: fie ihr Amt: verwaltet, und ob fie dem Generals 
Juden⸗Privilegio und anderen Unftren Verord. nachleben. Es fol aud) der Tag bie: 
ſer Zuſammenkunft in der Synagoge vorher bekannt gemacht werden, damit diejenigen 
von der Judenſchaft, ſo gegründete Beſchwerungen haben, es ſei worin es wolle, auch 
ſonderlich wegen ber Anlagen alsdann ihre Nothdurft vorbringen, und ſolche dem Bes. 
finden nach abgethan oder geändert werben können. 

XXXIII. 

(Begen Haltung dieſes General:Zubenprivilegii), Damit auch dieſem 
General⸗Judenprivilegio um fo weniger entgegengehandelt werde; fo ſollen bie Kriegess 
und Domainenkammern derſelben Departements⸗ und, Steuer⸗Raͤthe oder Commipsarii 
locoram auf das Judenweſen in denen Staͤdten ihres Departements ſorgfältig acht 
haben, und dahin ſehen, daß gedachtem General:Privileaio überall genau nachataangen, 
befonders die an jedem Drte beftimmte Zahl. der Kamilien und publiguen Bebienten 
und eiaenthümliche Häuſer nicht, vermehret, Niemand ohne Unfere hoͤchſte Konzeffion 

uaelaffen, am mweniaften unvergleitete. Suben geduldet, und von ben Mägifträten des⸗ 
—* nichts Eigenmächtiges vorgenommen, ober nachgegeben, auch feinem Juden auf dem 
platten Lande und in unverſchloſſenen Orten, wo keine Acciſe vorhanden, zu wohnen 
verſtattet werden; wie denn die Commissarii löcorum zu —We— jeden Jahres in 
Sanuar- eine ordentliche Zabelle von denen an jebem Orte befindlichen Juden, nd 
benen ihnen vorgefchriebenen Rubriken in einerlei Art, an bie Krieges: und. Domäinens 
Kammern jeber Provinz einfenden und in ber legten Kolonne, was fie etwa zu erinnern 
haben, anmerten, die Kammern aber ſolche Tabellen ſodann jedesmal nad) dem Gene⸗ 
ralprivileaio eraminiren, und die Commissarios locorum darüber befcheiden, auch 
wenn ed nöthie, an Unfer Generals Ober-Binanzs Krieges: und Domainen-Direktorit 
bavon berichten follen 1). BE ee — u 


(Schluf:Einfhärfung zu richtiger Ausübung diefes General-Juden— 
Reglemente.) Mir befehlen ſolchemnach allen Unferen hoͤchſten, hohen und, niedrigen 
Gollegiie, denen Offieialibus Fisei in den Provinzien, wie auch benen Magifträ 
Beamten und fammtlichen Gerichts:Obrigkeiten hiermit’ allergnäbiaft, über dieſes repi: 
dirte General:Privilegium und Juden-Reglement mit Nachdruck zu halten, auf alle und 
jede Entgegenhandlung ein wachſames Auge zu haben, und demſelben in allen Artikeln 
und. Glaufeln nachkommen zu laffen, auch zu dem Ende alles, was in Juden⸗ Sa N 
nah Inhalt dieſes General: Privilegii und Realements ober fonft zur Geepählen: 0 
bracht werben muß; wenn die Jubenäfteften es nicht prompt beforgen, durch bie, Lands 
reuter vollftreden, und von felbiaen dieferhalb an das Generals Ober: Finanz Keges⸗ 
und Domainen:Direktorium darüber jedesmal ad Aeta referiren zu laſſen. Ä 





) Wegen biefer Judentabellen disponirte demnaͤchſt noch das Eich, v. 48: Dit, 
1763. (N. 0. C. IL, Ra x vemmächft noch das Cirz. v. 4 
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urkundlich haben Wir diefes revibirte Generals JZuden-Privilegium und Reglement 
böchft eigenhändig unterfchrieben und mit unferm K. Infiegel beträftigen laffen. 
So gefhehen und gegeben zu Berlin, den 17, April 1750. gr 
riedrich. 


Zweites Kapitel. 


Das Ed.v. 11. März 1812, deſſen Ausführung und Anwendung 
auf vergangene Fälle. 


I 


Edikt, betreffend die bürgerlihen Berhältniffe der Juden 
indem Preußifhen Staate. Vom 11. März 18121), 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 2c, 
haben befchloffen, den jüdifchen Glaubensgenoffen in Unferer Monarchie eine neue, der 
allgemeinen Wohlfahrt angemeffene Verfaffung zu ertheilen, erklären alle bisherige, 
durch das gegenwärtige Ed. nicht beitätigte Gejege und Vorfchriften für die Zuden für 
aufgehoben und verordnen wie folget: 

$. 1. Die in Unfern Staaten jest wohnbaften, mit General-Privilegien, Naturalis 
fations: Patenten, Schußbriefen und Konzeffionen verfehenen Juden und deren Bamilien 
find für Einländer und Preußiſche Staatsbürger zu achten, 

$.2. Die Fortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Ginländer und Staats: 
buͤrger wird aber nur unter der Verpflichtung geitattet: 

daß fie feit beftimmte Familien Namen führen, 


daß fie nicht nur bei Kührung ihrer Hanbelsbücher, fondern aud bei Abfaffung 

ihrer Verträge und rechtlichen Willenserflärungen der deutſchen ober einer 

andern lebenden Sprache, und bei ihren Namens-Unterfhriften einer 

er ern, als deutſcher ober lateinifher Schriftzüge fi bedienen 
ollen.. 

$, 3. . Binnen ſechs Monaten, von dem Zaae ber Publikation diefes Ed. an geredy- 
riet, muß ein jeder gefchüste ober Eonzeflionirte Jude vor der Obrigkeit feines Wohnorts 
ſich erklären, welchen Kamiliens Namen er beftändig führen will. Mit diefem Namen 
ift er, fowohl in öffentlichen Verhandlungen und Xusfertigungen, als im gemeinen 
Leben, gleich einem jedem andern Staatsbürger, zu benennen. 

5 4. Nach erfolgter Erklärung und Beftimmung feines Familiennamens erhält ein 
jeder von der Reg. der Provinz, in welcher er feinen Wohnfig hat, ein Zeugniß, daß er 
ein Einländer und Staatsbürger fei, welches Zeugniß für ihn und feine Nachkommen 
tünftig ftatt des Schusbriefes dient. 

$.5. Nähere Anweifungen zu dem Verfahren der Polizeibehörben und Regierungen 
wegen ber Beitimmung der Kamiliennamen, der Öffentlichen Befanntmadhung derfelben 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Kortführung der Hauptverzeichniffe aller 
br der Provinz vorhandenen jüdifchen Familien bleiben einer befonder® Inftr. vorbes 

alten. 

$. 6. Diejenigen Zuben, welche den VBorfchriften $5. 2 und 3 zuwider handeln, follen 
als fremde Zuden angefehen und behandelt werben. 

$.7. Die für Einländer zu achtende Juden hingegen follen, in fofern diefe Werorb: 
nung nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiben mit ben 
Chriſten genießen. 

$. 8. Sie können daher afabemifche Lehr: und Schul: auch Gemeindeämter, zu wels 
hen fie fich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

8.9. In wiefern die Juden zu andern öffentlihen Bebienungen und Staatöämtern 
Angelaften werben Eönnen, behalten Wir Uns vor, in ber Folge ber Zeit gefeglich zu 

eitimmen 


R $. ek Gi ftehet ihnen frei, in Städten fomohl, als auf bem platten Lande fich nies 
erzulaffen. 
$. 11. Sie können Grundftücde jeder Art, gleich den chriftlichen Einwohnern, er: 


\ 1) Daffelbe wird bier zunächft in feinem Zufammenhange .gegeben, wenn gleich in 
diejem Abfchnitte nur bie jtaatsrechtliche Seite dieſes Geſetzes des Weiteren erdr: 
tert wird, die privatrechtliche dagegen im zweiten Theile, Abth. I, 


un 
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werben, auch alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung der allgemeinen gefehlichen Vor: 
ſchriften treiben. 

$. —— — ber aus dem Staatsbürgertechte fließenden Gewerbefreiheit, gehoͤret auch 
der Handel. | 

8.13. Den auf dem platten Lande wohnenden Juden und ihren Angehörigen fteht 
nur ir denjenigen Handel zu treiben, der den übrigen Bewohnern deffelben ge: 
ftattet iſt. 

$. 14. Mit befondern Abgaben dürfen die einländifchen Juden, als folche, nicht bez 
ſchweret werben. 

$. 15 Sie find aber gehalten, alle den Chriften gegen ben Staat und die Gemeinde 
ihres Wohnorts obliegende bürcerlihe Pflichten, zu erflillen, und mit Ausnahme der 
Stol-Gebühren gleiche Laften, wie andere Staatstrürger zu tragen. 

$. 16. Der Militair:Konfeription oder Kantonvflidhtigfeit, und ben 
damit in Verbindung ftehenden befondern gefeslichen VBorfchriften find bie einländifchen 
Juden aleichfall8 unterworfen. Die Art und Weije der Anwendung biefer Verpflich: 
tung auf fie, wirb durch die Verordnung wegen der Militair=: Konfeription näher bes 
flimmt werden. | 

8. 17. Ehebündniffe können einländifche Zuden unter ſich fchließen, ohne hierzu einer 
befondern Genehmigung oder der Köfung eines Traufcheins zu bedürfen, in fofern nicht 
nad allgemeinen Vorſchriften die von Andern abhängige Einwilligung oder Erlaubniß 
zur Ehe überhaupt erforderlich ift, 

8. 18. Eben biefes findet ftatt, wenn ein einländifcher Jude eine auslänbifche Juͤdin 

eirathet. 
’ $. 19. Durch die Heirath mit einer einländifhen Züdin erlangt aber Fein fremder 
Jude das Recht, in hieſige Staaten fich niederzulaffen. 

$.20. Die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden find nach eben denfelben Gefegen 
zu beurtheilen, welche andern Preußifchen Staatsbürgern zur Richtfchnur dienen. 

$. 21. Ausnahmen finden bei folhen Handlungen und Geſchaͤften ftatt, welche wegen 
ber Verfchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an befondere gefegliche Be— 
fimmungen und Kormen nothwendig gebunden find. 

$. 22. Bei den Eibesleiftungen der Zuden find daher die Vorfchriften der Allgemei: 
nen Gerichtd:Orbnung Th. 1. Zit. 10. 88. 317—351 noch ferner zu beobachten. 

8.23. Auch muß es bei der Keftfeßung der X. &. DO. Th. 1. Tit. 10. $. 352 und ber 
Crim. Orb, $. 335. Nr. 7 und $. 357. Nr. 8., daß kein Zube in den benannten Grimi: 
nalfällen zur Ablegung eines eidlichen Zeuganiffes gezwungen werden darf, fo wie bei 
ei dafelbft beftimmten Wirkungen eines freiwillig geleifteten Zeugeneibes, künftig vers 

leiben. 

$. 24. In Anfehung ber Präfentation ber Wechfel am Sabbath, ober an jübifchen 
Beittagen behalten bie $$. 989. 990 des A. L. R. Th. 2. Tit. 8 ihre fortbauernde Gül- 
tigkeit. 

6.25. An bie Stelle der, nad dem X. &. R. Th. 2. Zit. 1. $. 136 zu einer volls 
gültigen Ehe erforberlihen Zrauuna, tritt bei den Ehen der Juden die Zufammenkunft 
unter dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken bed Ringes, und bem im $, 138 
verorbneten Aufgebote ift die Bekanntmachung in der Synagoge gleich zu achten. 


8.26. Auf,die Trennung einer vollzogenen guͤltigen Ehe kann jeder Theil aus den 
in dem X. & R. Ih. 2. Zit. 1. 58. 669— 718 feſtgeſebten Urfachen antragen. 


$.27. Zur Begründung ber bürgerlichen Wirkungen einer gänzlihen Ehefcheidung 
unter den Juden ift das Erfenntniß des gehörigen Richters hinreichend und bie Ausfer— 
tigung eines Scheidebriefes nicht nothwendig. 

8.28. Da, nach den allgemeinen Rechtögrundfägen, neue Gefege auf vergangene 
Fälle nit bezogen werden können, fo find die Streitigkeiten über Handlungen, Bege: 
benheiten und Gegenftände, weldye das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und 
fi) vor der Pubtifation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nad den Ge: 
fegen zu beurtheilen, die bis zur Publikation diefes Ed, verbindend waren, wenn nicht 
etwa die bei jenen Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Sntereffirte, in fofern 
fie dazu rechtlich befuat find, ſich durch eine rechtsgültige Willenserklärung ben Beftims 
— der gegenwaͤrtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben 
follten. 

8.29, In Abſicht des Gerichtöftandes und der bamit verbundenen vormundfchafts 
lihen Verwaltung findet ebenfalls zwifchen Chriften und Juden kein Unterfchied ſtatt. 
ai in Berlin bleibt es vorerſt bei dem, den Juden angewiefenen befonderen Gerichts: 

ande. 

8. 30. In einem Fall dürfen fih Rabbiner und Yudenälteften weber eine Gerichtss 
barkeit noch eine vormundfhaftlihe Einleitung und Direktion anmaßen. 
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z. 31. Fremden Juden iſt & nicht erlaubt, in, ben hiefigen, Staaten ſich niederzus 
laſſen, fo lange fie nicht das Preußifhe Staatsbürgerrecht erworben haben. 
$. 32. Zur Erwerbung. diefes Buͤrgerrechts Tonnen fie nun auf den Antrag der Rea. 
ber Provinz, in welder die Niederlaffung erfolgen fol, mit Genehmigung Unfers Mis 
nifterii des Innern, gelangen. 
$. 33. Sie genießen alddann mit den Einkändern gleihe Rechte und Freiheiten. 
$.34. Fremde Juben, als ſolche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbebiente, 
noch als Lehrburfchen, noch zu Gewerks- oder Hausdienften angenommen werben. Es 
erſtrecket ſich jedoch diefes nicht. auf dieienigen vergleiteten Zuben, welche ſich zur Zeit der 
Publikation des gegenwärtigen Edikts bereits in unfern Staaten befinden. 3, 
$. 35. Diejenigen einländifchen Juben, welche geaen dieſe Vorfchrift (8. 34) handeln, 
verfallen in 300 Rthlr. Strafe, oder im Kalle, des Unvermögens, dieſe zurerlegen, - in 
eine, den wegen. ber Verwandlung der Strafen vorhandenen, allgemeinen Vorſchriften 
angemeflene Gefängnißftrafe, und ber fremde Zube muß: über, bie Gränze geſchafft 
werben. 
$. 36. Ausländifchen Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife, ober zum 
Betrich erlaubter Handels:-Befchäfte geitattet. Ueber das von denfelben und) gegen bie: 
felben zu beobachtende Verfahren, follen die Polizeibehorden mit einer beſondern Inſtr. 
verfeben werben. 
$, 37. Wegen des Verbots wider das Haufiren überhaupt, Hat es bei den Polizei: 
Geſetzen auch in Abficht der Juden fein Beenden. md 8 
$. 38. In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an der Oder dürfen 
fremde Juden, fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung der, Obrigkeit, fi auf: 
halten. er 
$. 39, Die noͤthigen Beftimmungen wegen des Firchlichen Zuftandes und der B 
beflerung des Unterrichts. der Juden, werben vorbehalten, und es ſollen bei.der Erwaͤ— 
gung. derfelben, Männer bes jüdiihen Glaubensbekenntniſſes die wegen ihrer Kenntniffe 
und Rechtſchaffenheit das öffentliche Vertrauen genießen, zugezogen und mit ihrem Guts 
achten vernommen werben. 285 
Hiernach haben ſich Unſere ſaͤmmtliche Staatsbehörden und Unterthanen zu achten. 
Gegeben Berlin, den 11. Maͤrz 1812. £ 
Friedrich Wilhelm. 
(8. ©, 1812. ©, 17- 22.) Hardenberg. Kircheiſen. 


| — 
Ausführung des Ed.v. 11, März 1812 


1) Aufhebung der früheren beſonderen Verfaſſungen ber Juden. 

a) R. des Min, des 3. v. 9. Zuni 1812, 

Da in dem Einganae der V. v. 11: März 1812 alle bisherige durch das Ed. nicht 
beitätigte Gefege und Vorfchriften für die Juden für aufgehoben erfärt find, und der 
Wille des Geſetzgebers in dem ganzen Ed, deutlich ausgeforochen: ift, 

den jüdifhen Glaubensgenoffen in ben Preußiihen Staaten unter. den $- 2. ꝛc. 
feſtgeſtellten Bedingungen die ftantöbürgerlichen Rechte allgemein zu-verleiben: 
fo leidet es an fich Feinen Zweifel, daß hierdurch auch bie hin und wieder in Anfehung 
der jüdifchen Glaubensgenoffen ftattgefundenen befondern Verfaffungen für gänzlich 
aufgehoben zu achten find, und daß auch der Läxigfte Befig von fpeziellen Privilegien, 
ge mit jener Verordnung im MWiderfpruche ftehen, denfelben nicht entgegengeftellt wer: 
en kann. | DE, fi 
— — 5 2. ©. 180. Gräff Bd. 1. ©. 28. Oſtpreuß. Amtsbl. 1812, 

. 295. | A 

b) Daffelbe bemerkte dad R..der K. Reg. zu Stargard v. 26. Juli 1812. 

Auf verſchiedene Anfragen der Unterbehörben wird hierdurch befannt gemacht, daß 
ohne allen Zweifel die in Anfehung der Juden in Vorpommern ftattgefundene Berfaf: 
fung, fo wie alles und jedes Privilegium: de non tulerändis judaeir, aufgehört hat. 

(Sahrb. Bb. 2. ©. 181. Pommerſches Amtsbl. 1812. Nr, 258, — 

2) Zur Ausführung des Ed. v. 11. März 1812 ergingen demnaͤchſt fol⸗ 

gende Beflimmungen: j | 
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a) R. des Min. ded 8. (v. Schudmann) v. 12, Mai 1812), 

Der Herr Staatskanzler, welcher mit ber hin und wieder ftattgefunbenen ftrengen 
Auslegung des $. 34. des Ed. v. 11. März d. 3. wegen der bürgerlichen Verhältniffe 
ber Juden in ben Preußiſchen Staaten, nicht einverftanden ift, hat Sich darüber in fol: 
gender Art näher erklärt. 

Der $.34 des oben gedachten Ebd. beftimmt zwar, daß frembe Juben, als folche, weder 
ald Rabbiner und Kirchenbediente noch als Lehrburfchen, noch zu Gewerks⸗ und Haus- 
bienften angenommen werden bürfen. Dieſes betreffe jeboch nur die Zukunftz denn 
wenn ferner ausbrüdlich in demfelben Paragraph zugleich verordnet fei: 

„es eritreckt ſich jedoch diefes nicht auf diejenigen vergleiteten Juden, weiche ſich zur 

Zeit der Publikation des gegenwärtigen Ed. bereits in unfern Staaten befinden ;’ 
fo habe dadurch außer Zweifel gefegt werden follen, baß eine mit unerhörter Härte ver: 
bundene allgemeine Austreibung ber jüdifchen Glaubensgenoflen, die nicht zu den im 
8. 1 des Ed. bezeichneten Perfonen gehören, fchledhterdings nicht beachfichtigt werde. 

Die Verbindung des $. 34 der Verorbnung mit dem $. 1 und der allgemeinen Abficht 
berfelben zeige auch, daß alle diejenigen jüdiichen Glaubensgenoſſen männlichen ober 
weiblichen Geſchlechts, welche von der Obrigkeit zwar nicht die befondere Erlaubniß zu 
ihrem Aufenthalt im Lande erhalten haben, aber durch Attefte ber zeitigen Xelteften der 
Zudenfchaft eines jeden Orts nachmweilen, daß fie vor der Publikation des Ed. ſich bereits 
im Lande befunden und an dem Orte ihres Aufenthalts als Disponenten, Buchhalter, 
Lehrer, Rabbiner, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungs: und Gewerbögehülfen 
oder Dienftboten, oder durch andere erlaubte Nahrungszweige ſich reblich erhalten haben, 
als Einländer und Staatsbürger betrachtet werden müffen, wenn fie der Vorſchrift des 
$. 3 des Ed. genügen. 

Nach dem dergeftalt erklärten Sinne des $. 34 der Verordnung find daher von ben 
zur Beit der Publifation des Gefehes im Lande befindlich geweſenen fogenannten unver: 
gleiteten Zuden, nur die Bagobonben und diejenigen, welche ſich in das Land eingefchli: 
hen und nur durdy öffentliche oder Privatunterftüsungen erhalten haben, fortzufchaffen, 
wobei es fich jedoch von felbjt verfteht, daß felbft dieſe, in fofern fie frank find, bis zu 
ihrer Genefung an dem Orte ihres Aufenthalts gelaffen werben müffen. 

Die K. Oftpreuß. Reg. hat fich daher hiernady in Zukunft zu achten. 

(Dftpreuß. Amtsbl. 1912. Nr. 295.) 
b) Snftr. des Staatöfanzlerd von Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 


fämmt!. 8. Reg. 

Mit Bezug auf den $. 5 des Ed. v. 11. März d. 3., die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der 
Juden in ben Preußiichen Staaten betreffend, und ben darin enthaltenen Vorbehalt einer 
befondern Infir. wegen. der Beftimmung ber Familiennamen, der öffentlichen Bekannt: 
madung derfelben, und der Fortführung der Hauptverzeichniffe aller in der Provinz 
vorhandenen jüdiihen Glaubensgenoſſen, wird der.R. Reg. hierdurch Folgendes eröffnet: 

4) Es muß fofort zu der Aufnahme einer vollftändigen Liſte der jegt vorhandenen ein: 

laͤndiſchen Zuden, womit in den Städten die öffentlichen Polizeiobrigkeiten und auf 
dem platten Lande die Kreislandräthe zu beauftragen find, gefchritten werben. 
Diefe Lifte muß, um boppelte Eintragungen oder Auslaffungen zu vermeiden, 
diejenigen Juden, welche in der betr. Stadt ober Kreife am 24. März d. J., als 
an bem Tage, an mweldyem das Ed. v. 11. März c. allgemeine Gefegestraft erlangt 
bat, nad) $. 1 und 34 des obgedachten Ed., oder nach deffen unter dem 12. Mai c. 
von Seiten des allgemeinen Polizei: Departements ergangenen Deklaration und 
dem Eingange der am heutigen Zaae erlaflenen Inftruftion Über das gegen auf: 
laͤndiſche Zuden zu beobachtende Verfahren, befugterweife wohnhaft waren, und 
deren Ehegatten und Kinder enthalten. Die aufnehmenden Behörden haben dabei 
das in Abichrift hier beigefügte Echema zum Grunde zu legen, und bie in dem An- 
bange deſſeiben enthaltenen Vorfhriften genau zu beobachten. Das ftatiftifche 
Bureau ijt beauftragt, von diefem Schema bie nöthigen Eremplare bruden zu lafs 
fen und an die Regierungen zu überjendenz die K. Reg. hat demnach nur fofort 
nad Empfang dieſes dem gedachten Bureau bie Anzahl ihres Bedarfs an Erem= 
plaren anzuzeigen. 

2) Diefe Aufnahme wirb nun ergeben, wer als einiändifcher Jude anzufehen fei; nam: 

lic) es wird dazu erfordert: 





— 


1) Die hier folgenden Inſtruktionen ſind zum Theil gegenwärtig von unter⸗ 
geordnetem Intereſſe, wurden jedoch theils der Vollſtaͤndigkeit wegen, theils wegen 
des theilweiſen noch praktiſchen Werthes bier in ihrem Zuſammenhange gegeben 
und iſt von den betr. Orten hierher zurückverwieſen. | 
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a) daß gegen ben redhtlichen Titel, unter dem er am 24. März 1812 in den Preu: _ 
Bifhen Staaten wohnte (Kolonne 11 des Schemas) fein Bedenken fei, oder 
baffelbe durch die Deklaration des Ed. v. 11. März e., welche in der Cirk. V. 
bed allgemeinen Polizeidepartements an die Reaierungen v. 12. Mai c,, und 
der Inſtr. vom heutigen Tage über das gegen ausländifche Juden zu beobach— 
tende Verfahren enthalten ift, erledigt worden; 

b) daß er ſich in die Lifte der einländifchen Juden bis zu dem Präjudizialtermine 
(nad) Nr. 4 des Anhanges des Schematis) habe eintragen laffen; i 

c) daß er bis zum 24. Seot., als der geſetzlichen fehsmonatlichen Krift, die Wahl 
feines beftändigen Namens (in der Nr. 9 des Anhanges zum Schema angege: 
benen Xrt) angezeigt habe; 

d) daß von ihm nicht konftire, er gebraudye bei rechtlich verbindlichen Handluns 
gen und Unterfchriften eine andere als eine lebendige Sprache, oder andere 
als deutfche oder lateinifhe Schriftzüge. 

3) * — daß ein Jude als Einländer oder Preußiſcher Staatsbürger anerkannt 

‚ giebt 

a) in Rücdficht der am 24. März 1812 im Lande wohnhaft gemwefenen Juden, die 
ber Aufnahme in das Verzeichniß nach dem hierbei liegenden Schema von ber 
Provinzialregierung in Kolonne Nr, 26 beigefügte Erklärung, daß diefe An: 
erkennung geſchehen fei. 

Jedem in das Verzeichniß aufgenommenen ſelbſtſtaͤndigen jüdiſchen Glau— 
bensgenoſſen wird hieruͤber ein Atteſt in der nachſtehenden Form ausgefertigt 
und eingehaͤndiget: 

Nachdem der Inhaber dieſes, der N. N. zu N. vor ber Polizeiobrigkeit ſei⸗ 
nes Wohnorts erkläret hat, daß er 

1) den Namen N. N. als Kamiliennamen ferner beibehalten will, 

2) ven Namen N. N. ald Familiennamen angenommen hat und ferner füh- 

ren will; fo wird in Gemäßheit des $. 4 der V. v. 11. März 1812 

bierdurd; bezeuget, daß der N, N. und feine Nachkommen als K. Preus 

ßiſche Einländer und Staatsbürger angenommen und überallzu achten find. 
N. N. den ıc. Königl, Preuß. Regierung. 

b) In Rüdficht der v. 24. März bis 24. Sept. 1812 in nad) a) anerfannten 
Familien gebornen Kinder, oder in Rüdjicht der Frauen, bie in dieſem Zeit: 
punkte in ſolche Familien geheirasthet haben, eben dies Verzeichniß. 

ec) In Rückſicht derer, die nad) dem 24. Sept. 1812 geboren worben, oder in Rüd: 
fiht der Frauen, bie ſich nad diefer Epoche einheirathen, bie Liſten, deren 
Beſchaffenheit unter Nr, 4 näher erläutert werben wird. 

d) In Rüdfiht der Ausländer, welche nady dem 24. März 1812 naturalifirt 
werben möchten, die von dem allgemeinen Polizeidepartement vollzogene Na: 
turalifationsafte. 

Jedes felbitftändige Individuum jüdischer Nation hat die Verpflichtung, 
feine Eigenfchaft als Einländer und Preußifcher Staatsbürger auf Erfordern, 
durch ein glaubhaftes Zertifitat auf den Grund eines diefer vier Kennzeichen, 
nachzuweiſen. 

4) Um künftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ftellen, ſoll v. 24. Sept. d. J. 
an nad) folgenden Borfchriften verfahren werben. 

a) Zeder felbftftändige Zube, der Einländer und Preußifcher Staatsbürger ift, 
hat die Verpflichtung, von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und 2os 
desfällen, bie in feiner Familie vorfallen, der Polizeiobrigkeit Anzeige zu mas 
hen, und zwar in Städten ber drtlichen Polizeiobrigkeit binnen 24 Stunden, 
auf dem Lande bem Landrathe bes Kreifes binnen 3 Zagen. 

b) Die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin 
jeder folher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar 

bei Geburten: 

Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der eltern, eheliche ober 

unebelihe Qualität, Gefchledht des Kindes und Namen, welder dem Kinde 

beigelegt werben foll; — 
bei Heirathen: et 

Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaares und 

feiner beiderfeitigen Eltern, wie aud Namen bed Religionsdieners, ber das 

Paar zufammen gegeben hat; u 

bei Scheidungen: ; 
Namen, Gewerbe und Wohnort der gefchiedenen Eheleute, Benennung bes 
Gerichts, vor welchem fie gefchieden find, und Datum des rechtskraͤftig gewor⸗ 
benen Erkenntniſſes; 
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bei Todesfällen: 

Tag des Zodes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verftorbenen, An: 
eige deö Krankheit: oder fonftigen Zufalls, woran er geftorben ift, und ob er 
berhaupt, oder nur in ben legten 48 Stunden, der Hülfe eines approbirten 

Arztes oder Wundarztes genoffen hat, aud) des Ortes, wo er beerdigt worben 

ift, ober werben foll. 

c) Jede Behörde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, ift verantwortlich dafür: 

«) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, Scheidung oder Tod 
eingetragen wird, foldhe Juden find, welche die Rechte eines Einländers 
und Preußifhen Staatöbürgers haben, oder refp. durch die Geburt ober 
Verbheirathurg erlangen, und 

P) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Es bleibt ihnen überlaffen, auf welche ſchickliche und zweckmaͤßige Art 
fie fi) in beiderlei Ruͤckſicht Ueberzeugung Schaffen wollen, 

Für jede Eintragung werben, außer dem Fall des beglaubigten Unver: 
mögens, 4 gr. Schreibegebühren bezahlt. 

d) Das Verzeichniß wird doppelt geführt, und das Duplifat am Schluffe jedes 
Kalenderjahres der Reg. eingefandt. 

e) Für die Aufbewahrung der Verzeichniffe bei den Regierungen und bei den oͤrt⸗ 
lichen Behörden muß in eben der Art Sorge getragen werden, als dies mit den 
Kirhenbücern gefchieht. 

f) Attefte auf den Grund diefer Verzeichniffe von den Behörben, welche fie füh— 
ren, oder von den Regierungen vertreten dagegen auch für Tuben, die Einlän: 
der und Preußifche Staatsbürger find, bie Stelle von Geburtös, Trauungs: 
und Zodtenfcheinen, und für deren Ausfertigungen werben auch diefelben 
Stempel und Sporteln erhoben. 

5) So lange ein Jude durch feinen Aufenthalt im Auslande die Rechte eines Einläne ' 
ders felbjt nicht verliert, ftcht audy einem ehelichen Kinde, welches ihm außer Lan: 
bes geboren wird, die ausländifche Geburt nicht entgegen. 

6) In Abſicht der Kamiliennamen, welche alle einländifche Juden künftig führen fol: 
len, fteht zwar im Allgemeinen den amilienhäuptern die freie Auswahl zu, jedod) 
Eönnen die Regierungen aus Gründen, die ihrem Ermeffen anheimgeftellt bleiben, 
die Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, und die Erwähs 
lung eines andern Familiennamens verlangen. Die Belanntmadhung der Ver: 
weigerung der Annahme des Namens muß aber innerhalb der erſten acht Tage 
nad) der Abgabe der Erklärung des gewählten Namens erfolgen. Auch verfteht ſich 
von "felbft, daß jüdifche Glaubensgenoffen, die bereits einen bleibenden Familien— 
namen führen, biefen in der Regel behalten müffen, und daß ihnen die Aenderung 
beffelben nur unter eben den Modalitäten geftattet werben kann, unter welchen 
ſolche auch bei Ehrijten ftatt het. 

7) Sobald die Hauptverzeichniffe der einländifchen Judenfamilien befchloffen find, muß 
ein vollftändiges Verzeichniß aller in der Provinz vorhandenen jübifchen Familien 
nach den von ihnen angenommenen Geſchlechtenamen von jeder Regierung dutch 
das Amtsblatt, mittelft einer befondern Beilage deffelben, die auch bejonders 
verkäuflich ift, befannt gemadyt werden. 

Hiernad hat die K. Reg. fich gebührend zu achten, und in Gemäßheit beffen das 

Weitere zu verfügen. (Sämmtl, Amtsbl. 1812.) i 

c) Die Inftr. des Staatefanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 
fämmtl. Reg. vergl. Abth. IV. Abfchn. IL. Kap. I. sub I. 2. 

d) Snftr. der K. Reg. zu Königdberg v. 8. Aug. 1812. 

Bon des’ Herrn Staatskanzlers Ercellenz ift die in dem Eb. v. 11. März 1812 über 
die bürgerlichen Verhältniffe der Juden $$. 5 und 6 vorbehaltene Inftr. wegen ber Bes 
ftimmung der Kamiliennamen, deren öffentlichen Bekanntmachung, und Führung der 
—— — der jüdiſchen Glaubensgenoſſen am 25. Juni d. J. erlaſſen. Den 
jüdifhen Glaubensgenoſſen, welche nach dem Ed, und deſſen Deklaration v. 24. Mai 
d. 3. auf die Rechte eines Einländers Anfprüche haben, liegt nunmehr ob, ſich zu den 
Beitimmungen des Ed. $. 2. durch die Annahme und Führung eines beftändigen Fami⸗ 
liennamems und dadurch, daß fie bei Kührung ihrer Handlungsbücher, Abfaffung der 
Verträge und rechtlichen Willenserklärungen ſich der deutfchen Sprache oder einer andern 
lebenden Sprahe und bei ihren Namensunterfchriften keiner andern als deutfcher oder 
lateiniſcher Schriftzüge bedienen, innerhalb ber im Geſetz beftimmten ſechsmonatlichen 
Friſt zu erklären. Hierbei gelten folgende Vorſchriften, die zur befondern Achtung dem 
jüdifchen Publitum und zur Rihtfhnur für die ſaͤmmtlichen Behörden ber Provinz hiers 
mit befannt gemadht werben. . 
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4) Zur Erlangung des einlaͤndiſchen Staatsbuͤrgerthums mit den im Ed. dv. 11. März 
d.3. enthaltenen Rechten find nady Erfüllung der darin in $$. 3 und A vorgeſchrie⸗ 
benen Bedingungen geeignet, nicht blos die im $. 1 deſſelben aufgeführten bis jegt 
ausdrüctich aufgenommen gewefenen Juden, fondern aud, in Gemaͤßheit der 
unterm heutigen Tage beſonders bekannt gemachten Verfügung des allgemeinen 
Polizei: Departements v. 12. Mai 1812, und der Inſtr. über das gegen auslaͤn⸗ 
difche Zuden zu beobadhtende Verfahren v. 25. Juni d. J., fammtliche jüdifche 
Slaubensgenoffen beiderlei Geſchlechts, die ohne den Befig einer befondern obrig— 
feitlihen Erlaubniß zu der Zeit der Publikation des erwähnten Ed. v. 11. März 
d. 3. nämlich den 24. März fich im Lande befunden, und an dem Drte ihres Auf⸗ 
enthalte als Lehrer, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungs: und Gewerbeges 
—* durch Hand» und Hausdienſtleiſtungen oder durch andere Erwerbszweige 

ch ehrlich ernährt haben. 

2) Die Erklaͤrung, das Staatsbürgerthum erlangen zu wollen, wird auf dem Lande 
den Kreislandräthen, in den Staͤdten der Polizeibehörde des Orts abgegeben, welche 
zu deren Aufnahme und Fertigung der Verzeichniſſe der wohnhaften Judenfamilien 
angewieſen werden. 

Jeder Jude muß ſich hierüber bei der Polizeibehoͤrde desjenigen Orts erklaͤren, 
wo er am 24. Maͤrz 1812 befugterweiſe wohnhaft war. Haben Familien 
nach dem 24. Maͤrz d. J. ihren Wohnort verändert, fo find fie verpflichtet, ſich 
da eintragen zu laffen, wo fie am 24. Marz wohnten. Diejenigen, welche ſich jet 
außerhalb diefes Wohnorts aufhalten, haben die Befugniß, ihre Erklärung bei der 
Stadtpoligeibehörbe ihres gegenwärtigen Aufenthalts oder dem Kreis« Landrath 
zum Protokoll zu geben und anzutragen, daß bdiefes Protokoll der Polizeibehörde 
ihres vorgedachten Wohnorts zugefendet werde; doch muß dies fo zeitig gefchehen, 
daß das Protokoll nach dem ordentlichen Poftenlauf noch bis zum 24. Sept. d. 3. 
der legterwähnten Behörde zufommen kann. 


3) Worauf die Aufnahme gerichtet wird, und welche Nachrichten dazu erforderlich find, 
ergiebt das beigedrudte Schema. Mit der Aufnahme wird fogleidy angefangen und 
der Schluß berjelben auf den vier und zwanziaften September dieſes Jahr 
res beftimmt, weil das Ebd. v. 11. März am 24. März Gefegestraft erhalten hat, 

' mithin mit dem 24. Sept. der ſechsmonatliche Erflärungstermin abläuft. Es ift 
die Pflicht jedes Bamitienhaupts, fi unaufgefordert in diefem Zeitraum zur 
Aufnahme zu melden. Wer dies verfäumt, von dem wird angenommen, daß er 
bem Rechte des Einländers entfagt habe. Die Anzeigen zu den Kolonnen 1—15 
bes Schema müffen bis zum 24. Sept. geſchehen. Die Angaden der Beränderun: 
gen in den Kamilien, nad Kolonne 16—24, werben bei der erften Anmeldung ges 
macht, foweit fich diefe Beränderiingen dann fchon zugetragen haben; fpätere müfs 
fen im Wohnort in 24 Stunden, außerdem fobald es nad) dem ordentlichen Pojtens 
lauf moͤglich ift, den Behörden gemadyt werden, 


4) Zur Abgabe der gedachten Erklärung ift jedes Kamilienhaupt berechtigt und 
verpflichtet. Als folches ift anzufehen jeder Zude, der nicht mehr unter väterlicher 
Gewalt ſteht, er mag ein eigenes Gewerbe treiben, oder bei einem andern dienen. 
Auch Züdinnen gehören in fofern unter die Bamilienhäupter, als fie weder verheiras 
thet noch unter väterlicher Gewalt find, fie mögen übrigens jelbititändig leben oder 
bei Andern in Dienften ftehen, Wormünder und Kuratoren find verantwortlid 
für die Eintragung ihrer Miündel und Kuranden binnen der Sräjudizialfrift bis 
zum 24. Sept. 1812. Minderjährige Waifen, die weder Vater nody Mutter mehr 
haben, werden unter det Kamilie dedjenigen eingeträgen, der fie erzicht oder erzie: 
ben — Dies Verhältniß muß aber in dem Verzeichniſſe ausdrucklich bemerkt 
werden. 

Bu den Angehörigen ber Kamilie werben gerechnet alle unter ber väterlichen Ge: 
walt des Kamilienhaupts noch ftehende Kinder beiderlei Geſchlechts, ſie mögen an 
dem Orte wohnen, wo das Familienhaupt wohnt oder nicht, in gleicher Art aud) 
- an ber Familienhäupter und ihrer noch unter väterlicher Gewalt ftehen: 

en Söhne. r 

5) Was die g. miliennamen betrifft, welche alle einländifhe Juden künftig führen 
fouen, fo fteht zwar im Allgemeinen den Ramilienhäuptern die freie Auswahl ders 
felben zu; jedoch kann die Reg. aus Gründen, die ihrem Ermeffen anheimgeiteilt 
bleiben, die Genebiigung zu Führung des gewählten Namens veriveigern, und die 
Ermwählung eines andern Kamiliennameng verlangenn. 

Die Bekanntmachung der verweigerten Annahme des Namens wird innerhalb 
ber erften 8 Tage nach dem Eingange ber Erklärung des gewählten Namens von 
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ber Reg. erfölgen. Auch verfteht ſich von ſelbſt, daß jüdiſche Glaubensgenoſſen, 
die bereits einen bleibenden Familiennamen führen, dieſen in ber Regel behalten 
müffeh, und daß ihnen die Anderung beffelben nur inter eben den Mobalktäten 

geftattet werden kann, unter welchen felbige aud bei Chriften ftatt hat, Nur 

Bamilienhäupter, wie folche im vorigen Punkte bemerkt find, find zur Abgabe ber 

Erklärung, wie fie künftig genannt fein wollen, berechtiget, Die Kamilienglicher 

find verpflichtet, fi den Namen gefallen zu laffen, den jene wählen. 

Für Minderjährige unter vierzehn Zahren, Wahn» und Blödfinnige wählen bie 
Bormünder den Nomen. Minderjährige über 4 Sabre, und Berfchwender, die 
unter VBormundfchaft fiehen, Eönnen denfelben dagegen fetbft wählen, und die Vor: 
münder haben nur dafür zu forgen, daß die Anmeldung der Wahl zu gehöriger Zeit 
gelihebe, auch koͤnnen fie ihre Einwendungen gegen den gewählten Namen gu Pro: 

tokoll geben. 
6) Diefe Aufnahme wird nun ergeben, wer als einländifcher Zube anzufehen fei; näm⸗ 

lid) es wird dazu erfordert: 

a) daß gegen ben rechtlichen Titel, unter dem er am 4. März d. 3. in den 
Preußifhen Staaten wohnte (Rolonne 11. des Schema) fein Bedenken fei, 
oder daß letzteres durch die Deklaration des Ed. v. 11. März d. J., weldye in 
ber Cirk. V. des allgemeinen Polizeidepartements an bie Regierungen v. 12, 
Mai d. S., und der Inſtr. v. 25. Zuni d. J. über das gegen ausländifche 

Juden zu beobadhtende Verfahren enthalten ift, erledigt worden; 

b) daß er ſich in die Liſte der einländifchen Juden bis zu dem Präjubizialtermin 
habe eintragen laſſen; 

ce) daß er bis zum 24. Sept. d. J. al der geſetzlich ſechsmonatlichen Frift, die 

. Wahl feines beftändigen Namens in der angegebenen Art angezeigt habe; und 

d) daß von ihm nicht bekannt fei, er gebrauche bei rechtlich verbindlichen Hand» 

lungen und Unterfchriften eine andere als eine lebende Sprade ober als deutſche 
ober lateiniſche Schriftzuͤge. 
7) Auf den Grund der Aufnahme werben von der Reg. jedem felbftftändigen jüdifchen 

Glaubensgenoffen Attefte ausgefertigt werben. | 

Sobald die Hauptverzeichniffe der einländifchen Zudenfamilien gefchloffen find, 
wird ein vollftändiges Verzeichniß aller in der Provinz vorhandenen jüdiichen Fa⸗ 
milien nad) den von ihnen angenommenen Gefchledytönamen von ber Reg. durch das 
Amtsblatt mittelft einer Beilage deffelben, die auch Befonders verkaͤuflich ift, bes 
tannt gemacht werden. 

8) Den Beweis, daß ein Jude ald Einländer und Preußifcher Staatöbürger anerkannt 
ei, giebt. 

1% Küdfiht der am 24. März d. J. im Lande wohnhaft gewefenen Zuden, 
die der Aufnahme in das Verzeichnig nach dem anliegenden Schema von der 
Reg. in Kolonne Nr, 26 beigefügte Erklärung, daß diefe Anerkennung ge: 
ſchehen ſei; 3% | 

b) in Rüdficht der v. 24. März bis zum 24. Sept. d, 3. in nad) a) des vorigen 
Punkts 6 anerkannten Familien gebornen Kinder, oder in Rücficht der Frauen, 
die in dieſem Zeitpunkte in ſolche Familien geheirathet haben, eben dies Ver— 

eichniß; 

e) in Ruͤckſicht derer, die nach dem 24. Sept. d. J. geboren werden, oder in 
Ruͤckſicht der Frauenzimmer, die ſich in dieſer Epoche einheirathen, die Liſte, 
deren Beſchaffenheit im folgenden Punkte I näher erläutert werden wird. 

d) In Rücficht der Ausländer, welche nach dem 24. März 1812 naturalifirt 
werden möchten, die von dem K. Departement ber allgemeinen Polizei volls 
zogene Naturalifationgafte. 

Jedes jelbitftändige Individuum jüdischer Nation hat bie Verpflichtung, 
feine Eigenfhaft als Einländer und Preußifcher Staatsbürger auf Erfordern 
durch ein glaubhaftes Zertifitat auf den Grund eines diefer vier Kennzeichen 
nachzuweiſen. 

9) Um künftig ben Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, ſoll v. 24. Sept. d. $, 

an, nad) folgenden Vorſchriften verfahren werden: 2. 

(Oftpreuß. Amtsbl. 1812. Nr. 296.) 


e) Füfte. der K. Reg. zu Potsdam v. 4. Dec. 1813. 
ie Ausführung des Er. v. 11. März 1812 veranlaft folgende Beftimmungen: 
rn Ep —— der am 24. — * 1812 im Keen Big. Departement 


') Hier folgen wörtlich die Beftimmungen der Inftr. v. 25. uni 1812 (sub b.) 
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wohnkaften Zubenfamilien größtentheifs gefchloffen find, mithin faſt uͤberall feititeht, 
welche $amilienhäupter und welche Mitglieder der Kamilie als Einländer und Preus 
ßiſche Staatsbürger anerkannt worden; fo müffen ſich jegt alle jüdiſche Glaubensge— 
noffen auf nachſtehende Weife legitimiren, 
4) alle felbftftändige Individuen (Kamilienhäupter) und zwar 
. a) diejenigen, welche bereits am 24. März 1812 im Lande wohnhaft waren, 
durch Produktion des von der Reg. ausgefertigten Staatöbürgerbriefed; 

b) diejenigen Ausländer, welche nad) dem 24. März 1812 naturalijirt worden 
find, duch Produktion der vom K. allgemeinen PoligeisDepartement: vollzoge: 
nen Naturalifationsakte, 

2) Alle Mitglieder der Kamilie, und zwar 

a) zu 1. a. durch den Nachweis, daß deren Anerkenntniß Kolonne 26 bes Ber: 
zeichniffes durch den daſelbſt befindlichen Vermerk der Reg. erfolgt fei. Be: 
hufs diefes Nachweifes können die mit Aufnahme des Verzeichniffes beauftragt 
geroefenen Behörden einem folchen anerkannten Familiengliede auf Verlangen 
darüber eine Befcheinigung ertheilen, in welcher jedoch die Nummer der 2. Kos 
lonne des Zudenverzeichniffes, und das Datum, unter weldyem die Reg. das 
Anerkenntniß ertbeilt hat, bemerkt fein muß; 

b) zu 1. b, durch befondere von der Reg. ausgefertigte Attefte, worüber in jedem 
einzelnen Kalle zu berichten ift. 

11T. Alle jüdifche Glaubensgenoffen, welche fich als Einländer auf bevorftehende Weife 
nicht zu legitimiven oder nicht nachzumweifen vermögen, daß über deren Anerkenntniß noch 
verhandelt wird, find, eben fo wie diejenigen, welchen das Anerkenntniß verweigert 
worben ift, als fremde Juden zu betrachten, wegen deren Legitimation die Inftr. v. 
25. QZuni 1812 (pag. 350 des Amtsblatts) und das Cirk. an fämmtliche Lands 
räthe u. f. w. v. 29. Dec. 1812 zu beachten ift. 


Es haben ſich daher alle Orts-Polizei-Behörden fofort der Pruͤfung der Legitimation 
derjenigen jüdiſchen Glaubensgenoffen zu unterziehen, bei welchen fie ſich nicht durch die 
aufgenemmenen Berzeichniffe überzeugt haben, daß foldye als Staatöbürger anerkannt 
worben find, insbefondere aber zu erforfchen: ob unter ben fich als Einländer nicht legis 
timirten Juden nicht einer oder der andere fich im Dienjte eines einländifhen Juden bes 
findet. 

Ed. v. 11. März 1812 $. 34 und 35. 
II, Bei den ald Einländer anerkannten Juden ift bahin zu fehen: 
4) daß ſich die Kamilienhäupter ' 
a) nur des im Staatöbürgerbriefe oder in der Naturalifationsakte enthalten 
Bor» und Zunamens bedienen, woraus von felbit folgt, daß alle hiermit nicht 
übereinftimmende Namen an Kaufs und Kramladen u. f. w., ferner nicht ge: 
duldet werben dürfen. 
Ed. v. 11. März 1812 $. 6. 
AULUR. Th. 1, Zit. 20. $. 1440. b. 


b) Daß fie ſich bei ihren Namensunterfcriften Feiner andern als beutfcher oder 
lateiniſcher Schriftzüge und bei Abfaffung ihrer Verträge und rechtlichen Wil⸗ 
— — nur der deutſchen oder einer andern lebenden Sprache be— 

enen. 


Ed. v. 11. März 1812 $. 2 und 6. 


2) Daß ſich die Familienmitglieder nur der im Verzeichniffeder aufnehmenden Behörde, 
ober der im Attefte der Reg. ad I. 2. b. enthaltenen Namen, und gleichwie die 
Gamilienhäupter keiner andern als der deutfchen oder einer andern lebenden Sprache 
bei ihren Willenserklärungen und bei den Unterfchriften fich feiner andern als deut: 
[cher oder lateinifher Schriftzüge bedienen, 

F ſich jener Schriftzüge zu bedienen außer Stande iſt, wird als ſchreibensunfähig 

erachtet. 

Weber jeden Kontraventionsfall ad IT. und III. iſt die Verhandlung der Reg. zur 

weitern Veranlaffung einzureichen, 
IV, Bei Ausfertigung ber Päffe find 
a) ** welche ſich als Einländer legittmirt haben, den Chriſten gleich 
zu achten un 

b) wegen aller übrigen find bie Vorſchriften der obenerwähnten Inftr. v. 25. Juni 
1812 mit Berüdfihtigung des Cirk. v, 29. Dec, 1812 zu befolgen. 

(Kurmärk. Amtsbl. 1813, Nr, 357.) 
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ern 3 Mu. 2 *.— 
‚Anwendung bes-Ed. vo. 11. März 18120uf vergangene 
‚ Im flaatsrechtlicher Beziehung Fam das Edikt v. 11. März 1812 fofort 
in Anwendung, aud in Rüdficht auf vergangene Fälle; in privatrechtlicher 
Beziebung Doreen disponirt dieferhalb der F. 28; ded Ediktes. Vergl. 
hierüber Thl. I, des Werkes, ., N Ne RR | 
|  Beittes Kapitel, ic; 
Das Staatsbürger⸗Recht der Juden nah dem Edift ” 
ey. Ä v. 11. März 1812. » BT 


I. > 
Erwerbung des Staatsbürger: Rehtb. 


A. Seitens der am 11. März 1812 im Lande wohnhaften Zuben, 

1) Der 8.1. des Ed. v. 11. März 1812 erklärte ale im Kante wohnhaf: 
ten, mit Generalprivilegien, Naturalifationd: Patenten, Schugbriefen und 
Konzeflionen. verfehenen Juden und deren Familien für Einländer und 
Preußiſche Staatebürger. | RE: 

‚Das Geſetz felbft war der Ermwerbtitel des Staatöblirgerrechtö und: nur 

die Fortdauer diefed durch dad Geſetz zugefpröchenen Rechtd wurde an 
Bedingungen gefnüpf. en meh 

Die Ausführung diefer gefeglichen Beſtimmung erfolgte nach den Ins 
fruftionen, welche im zweiten Kapitel sub II. gegeben find. | 

2) Ueber dad erworbene Recht wurde nach $. 4 des Ed. der Staatöbür: 
gerbrief ertheilt. Ueber den Verluſt eines Solchen diöponirt dad R. des KR. 
Min. des. (Köhler) v. 27. Aug. 1824 an die K.Reg. zu Köslin, das Ver: 
fahren wegen verloren gegangener Bürgerbriefe oder Gertififate von 


Juden betr. | 
Der K. Reg. wird auf ihre Anfrage v. 10, d. M. erwiedert, daß zu Vermeidung von 


Mißbraͤuchen, welche mit verloren gegangenen Staatebürgerbriefen oder Gertififaten 


von Juden getrieben werden könnten, nichts anderes übrig bleibt, als, wie Sie vorge: 
fchlagen hat, bergleihn verloren gegangene Papiere durch Ihr Amtsblatt für ungültig 
zu erflären. (Ann. VIII, ©. 859.) | 

2) In Anfehung des Kinder bemerkt dad R. des K. Min. des J. 
(v. Schudmann) v. 23. Ian, 1816 an den Staatsrath Le Coq, wegen 
der Verhältniſſe jüdifcher Kinder, welche fich bei der abgefchiedenen, mit dem 
Staatöbürgerrecht verfehenen Ehefrau aufhalten: | 

Euer Hochw. eröffne ich auf den Ber. v. 6. d. M., daß die Kinder jüdischer Glau— 
bensgenoffen, welche bei der gefchiedenen, mit Staatsbürgerrecht verfehenen Muts 
ter ſich aufhalten, an dem Staatöbürgerrechte der Mutter participiren, und bei erlang» 
ter Majorennität ſolches für fih befonders nachſuchen können, alfo nicht wegen 
der individuellen Verhältniffe deö Waters, aus den Preuß, Provinzen zu entlaffen find. 
(Hoffmann ©. 52.) 

4) In Anfehung des Erwerbs des Staatsbürgerrechts durch die Ehe ers 
geben bie 85.17.18. des Edikts, daß durch Heirath eines inländifchen Juden 
zwar die ausländifche Züdin das Staatöblirgerrecht erwirbt, nicht aber 
auch der ausländifche Jude, ber eine inländifche Jüdin heirather.. 

B. Seitend der in den neuen Provinzen bes Staates le— 
benden Juden. Bea ar 

Thl. VII. Br.3. Die Berhältnifje per Juden. 48 


em Staatsrechtl Verhalin. d. J. in ben alten Peodingen 


In Betreff dieſer iſt eine Naturaliſation für die alten Provinzen noth⸗ 

— Vergl. hierüber und über bie Bedingungen unten: Abth. III. 
n. L. Ar 

©. Seitens ausländifher Juden. Bergl. hierüber Abth. IV. 


uns 11. 2 — gi i 
Verluſt des Staatsbürger-Rechts. — 
Das Indigenat geht durch freiwilliges Aufgeben verloren, wenn der Its 
länder aus dem Lande gänzlich wegzieht, in der Abficht, nicht dahin zurück⸗ 
zufehren, d. b. durch Auswanderung.  :.- - 
In Betreff der Juden treten jedoch noch befondere Arten des Verluſtes 
bed Indigenats ein, namih — — SE, 
A. nach $. 6 des Ed. wenn bie Verpflichtungen, welche mit der Fort: 
Re Indigenatd im $. 2 verbunden find, nicht erfüllt werden. Der 
. 2. beftimmt: 
Die Fortdauer dieſer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einlaͤnder und Staatsbürger 
wird aber nur unter ber Verpflichtung geſtatte—::: 
daß fie feſt beftimmte Familiennamen führen, .. FE 


nd 
A daß fie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, fondern “auch bei Abfaffung threr 
Verträge und rechtlichen Willens Erklärungen, der beutfchen ober einer anderh 
lebenden Sprache und bei ihren Namens = Unterfchriften feiner andern, als deut⸗ 
cher und lateinifcher Schriftzüge fich bedienen follen. 

a) Die feften Familiennamen anlangend, ift die Erfüllung bie: 
ſer Verpflichtung fofort gefichert worden. Ueber die Art, mie ‚diefelbe in 
Erfüllung gefegt wurde, vergl. die, Kap. II. gegebenen, Inſtruktionen 
Sollte der Fall vorfommen, daß einländifhe Schußjuden im Jahre 1812 
nach Promulgirung ded Ed. das Land vor Annahme des Familiennamend 
verlaffen, fo würden diefe, fo lange fie ihre Staatöbürgerfchaft nicht inzwis 
ſchen auf andere Weife verloren, bei ihrer Rückkehr immer noch einen Fa- 
miliennamen annehmen fünnen, indem das ©. im $. 1 ihnen das Staats 
bürgerrecht unbedingt zugefprochen "). ! 


47H 


> 








1) Koch a. a. O. ©. 172, flg., ift anderer Anſicht. Cr meint, jene Bebingung ber 
Annahme des Familiennamens fei eine conditio suspensiva in Betreff bes 
Staatsbürgerrehts. Durch das Ed. fei Letzteres „eigentlich“ nur angeboten, dag ü 
Ed. fei der Titel zum Erwerb und durdy Erfüllung der Auflage. werde es wirk⸗ 
lid) erworben. Diefes folge daraus, daß derjenige, welcher diefe Bebingungen 
nicht erfülle und daher keinen Staatöbürgerbrief erhalten hat, gar nicht Staats: 
bürger geworben, Als Grund wird angegeben, daß zum Beweife- des an- 
genommenen Staatsbürgerrechts jedem Juden, welcher daſſelbe zuerſt erworben 
hat, für fi und feine Nachkommen, ein Zeugniß der Provinziafregierung noth⸗ 
wendig fei: daß er ein Einländer und Staatsbürger, welches Zeugniß für ihn 
und feine Nachkommen künftig ftatt des Schugbriefes dient, und diefes werde 
nicht eher ertheilt, als bis der Jude vor der Obrigkeit feines Wohnorts erklärt 
hat, welchen Kamiliennamen er beftändig führen will. Daher ſeien diejenigen, 
welche innerhalb Landes geboren find, aber das Land vor der Erfüllung der Be 
dingung wieder verlaffen haben, feine Staatsbürger, und würden, wenn fie wies 
der fommen, über die Gränge gebracht. Das Staatöbürgerrecht werde alſo nicht 
ipso jure durdy das Gefes, fondern nur vermöge deffelben mittel’ der Erwer⸗ 
bungsart erworben. — Diefe Behauptungen, von denen vice versa eine fich im: 
mer auf.die andere als Stuͤtzpunkt bezieht, entbehren des gefeslidhen Stütz- 
punftes, verwechſeln insbefondere ben Beweis einer Thatſache mit ber That: 
ſache felbft. Das Geſetz — die 88. 1.2. des Ed. — fpridt mif durdaus 
Haren Worten den Juden das’ Staatsbürgerrecht felbft unbedingt zu und 
knüpft nur deffen Fort dauer an Verpflihtungen. Koch ſelbſt führt dies 
einige Seiten weiter, in Beziehung auf die zweite Verpflichtung, das Deutſch⸗ 
ſchreiben, gut aus. ©. sub bb, «. 0 AAN 
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b) Den Gebrauch einer lebenden Sprache und deutfcher oder Iateini- 
ſcher Lettern betreffend, ſprach fich 


„aa) ein an den Staatörath le Coq gerichtetes R. des Min. des J. zu— 
nächſt über die Frage aus, wenn ein Jude gar nicht, oder nur hebräifch 
fchreiben kann. 

Emw. Hochw. haben mir in Bezug auf das Ed. v. 11. März e. refp. unterm 9. u. 14. 
bie beiben Kragen vorgelegt: 

4) wie es, nachdem feitgefegt worben, daß die Einländer: nnd Staatsbürger Qualis 
tät ber Juden unter andern auch davon abhängig fein folle, daß diefelben fich über: 
all einer lebenden Sprache und bei ihren Namensunterfhriften Feiner andern als 
deutſcher oder lateiniſcher Schriftzuge bedienen, 
für den Fall zu halten fei, wenn ein Zube gar nicht, oder nur hebräifch könne? 

Zu 8. 1 bemerke ich, daß der Mangel an Fähigkeit oder an der erforderlichen Kennt: 
niß zum Schreiben überall, wie bei Chriften, fo auch Juden, der Erlangung und dem 
Dafein der Staatsbürger : Qualität nicht hinderlich ift. Hebräifche Namensunterfcrifs 
ten find aber allerdings unbedingt verboten, und wer nicht anders, als die hebräifchen 
Züge feines Namens, oder überhaupt nur hebräifch fchreiben ann, ift einem folchen, der 
ao nicht ſchreiben kann, gleich zu achten und zu behandeln. Dies fagt auch nur das 

eſetz und mehr nicht. ‚(Hoffmann a, a. D. ©. 60.) 

bb)’ Folgen der Nichterfüllung diefer Bedingung. 

„.e) R. des K. Min. des 3. (Köhler) v. 16. Mai 1817 am die K. Reg. 

in Köslin und 1. Nov. 1814. 

Der K. Reg. zu Köslin wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 6, v. M., 

wegen der Unterfchriften der zum Staatsbürgerrecht verftatteten Juden bei öffentlis 
Ken Verhandlung, 

und fonft 
bie in gleicher Angelegenheit unterm 1.Nov. 1814 an die Reg. zu Stettin erlaffene 
Verfügungen, 

zur Achtung an Befcheides- Statt hierneben in Abſchrift zugefertigt. 
Berlin, ben 16 Mai 1817. Min. des 3. Erite Abth. Köhler. 

P) Es kann wohl nicht ein einzelner Fall, als der von der Poligei- Deputation der 
K. Pommerichen Reg. unterm 21. v. M. in. Anfehung des Stargardter Juden ift, der 
wahrſcheinlich ein Verſehen zum Grunde hat, eine fo harte Strafe, wie die des Verluftes 
des Staatsburgerrechts ift, rechtfertigen. 

Die Polizeis Deputation hat daher den gedachten Kontravenienten auf feine Koften 
vernehmen zu laflen, warum er den $. 2 des Ed. v. 11. März 1812 übertreten hat? 

Entſchuldigt er dies. mit einem Verfehen, fo hat die Polizei» Deputation ihn zu ver- 
warnen, und zur Strafe die Koften von ihm einzuziehen. 

Sollte gr aber erklären, fid) der Dispofition des Gefeses nicht fügen zu wollen, fo ift 
ihm ohne Weiteres der Aufenthalt in ben Preußifhen Staaten zu verweigern, und er, 
rs et, diefelben verlaffen zu haben, nicht glaubhaft nachweifet, über die Graͤnze zu 
ringen 

Ein Rechtsweg Tann darüber nicht ftattfinden, da die Richter Eeine Kognition dar— 
über haben, ob ein Fremder bier geduldet werden foll. 

Nur dann würde ein Rechtsweg ftattfinden müffen, wenn Jemand zwar behauptet, 
dem Geſetze genügen zu wollen, aber beharrlich dagegen handelt; ein Fall, der jedoch 
ſchwerlich vorfommen dürfte. 

Mebrigens hat die Polizei: Deputation das O. L. ©. zu requiriren, dem Juſtiz-Kom— 
miffarius, welcher die Vorftellung des in Rede ftehenden Suden Eonzipirt hat, die ge: 
dachten Vorfchriften des G. v. 11. März 1812 in Erinnerung zu bringen, 

Berlin, den 1. Nov. 1814. (An. I. ©. 167.) 
Be Min. des 3. v. Schuckmann. 

y).R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 18. Juni 1822 an die K Reg. 
zu Stettin. Beſtrafung der Juden wegen Führung ihrer Handlungsbü 
cher und Verträge in jüdifcher, ſtatt in deuticher Sprache. | 

Der K. Reg. bleibt, wie Ihr auf. den Ber. v. 31.0. M., 
betreffend das Verfahren gegen jüdifche Staatsbürger, welche die Vorſchrift in$.2, 

. bed Ed. v. 11. März 1812 überfchreiten, i 
unter Bezugnahme auf das: Min. R. v. 1. Nov. 1814 an die vormalige Polizei: Depu: 
tation der Reg. von Pommern, eröffnet wird, Üüberlaffen, die zur Anzeige gebrachten 
Kontrevenienten zu R. N,, für diefen erften Fall der Kontravention, der doch wohl 
mehr auf Anachtſamkeit, als gefiiffentliche Gefegverlegung fließen laßt, in eine mäßige 

f 18* 
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Polizeiftrafe von höchſtens fünf Thalern für jeden Einzelnen zu nehmen, und eine nach⸗ 
drüdlihe Verwarnung und Androhung ftrengerer Ahndung wegen nocdymaliger Ueber- 
fchreitung der Geſetzesvorſchrift eintreten zu laffen. 

Die Beilagen obigen Berichts gehen hierneben zurüd. (Ann. IV. ©. 390.) 

d) Gegen die Anficht ded unter 8. gegebenen R. v. 1. Nov. 1814 fpres 
chen fich die Geſetzreviſoren mit volllommenem Rechte dahin aus, daß, 
wenn Juden gegen eine der beiden Bedingungen fontraveniren, an welche 
die Fortdauer des Staatsbürgerrechtö geknüpft, der Verluſt des leßteren 
lediglich durch Urtel und Recht erfannt werden darf, da es fih um 
ein jus status und um eine außerhalb des Gebietes der Polizei liegende 
Strafe handele. 

(Pens, XII. S. 309. flg.) 

s. Auh Koch nimmt an, daß diefe zweite Verpflichtung, an welche 
die Fortdauer des Staatsbürgerrechtd geknüpft, nicht als Refolutiv: Bedin- 
gung anzufehen, in welchem Falle durch den Gebrauch jüdifcher Buchftaben 
dad Staatöbürgerrecht ipso jure verloren ginge, wovon die Folge wäre, 
daß der Grundbefiß eines folchen Juden fiskaliſch verkauft und er auf die 
ihm vor Erwerbung des Staatöbürgerrechtö geftattet gewefenen Gemerbe 
befchränft würde; vielmehr fei jene Beflimmung fo zu verfiehen, daß den 
Juden nur eine Verpflichtung auferlegt worden; nur von biefer, nicht von 
einer Bedingung fpreche dad Geſetz; die Nichterfüllung einer Verpflich- 
tung habe aber nach L. R. I. 5. 88. 393. 394. zur Folge, nicht den Verluſt 
des gegen Uebernahme der Verpflichtung erworbenen Rechts ipso jure, fon» 
dern nur, daß der Verpflichtete zur Erfüllung angehalten werden fann. Es 
fönne daher auch der Staat die jüdifchen Staatsbürger nur zur Erfülung 
ihrer Verpflichtung durch Zwangsmaßregeln, welche in angemeffenen Stra» 
fen beſtehen, anhalten. 

B. Außer diefen vorftchend sub A. gedachten befonderen Arten, wie ba 
Indigenat der Juden verloren gebt, kennen die beiden nachfolgenden Res 
fEripte noch eine dritte Art, nämlih den Rüdtritt getaufter Juden 
zur jüdifchen Religion. Es bemerken 

a) das R. ded Min. ded Inn. (v. Schudmann) v. 30, Mai 1815 an 
den Staatörath le Cog. 

Die N. N. hierſelbſt, welche als einländifche Juͤdin geboren, dann zur chriſtlichen Res 
ligion übergegangen und nach der Publikation des Ed. v, 11. März 1812 wieder Züs 
din geworben ift, hat das Em. Hochmwohlaeboren befannte, auf ihren Ber. v. 12. Sept. 
v. J. mittelft der Ihnen unterm 23. dbeffelben Monats zugegangene Verfügung abge 
lehnte Geſuch, um ihre Duldung und Naturalifation bei Sr. Durchlaucht dem Herrn 
Staatö-Sanzler erneuert, und es ift legterer mit dem Seitens des unterzeichneten Din. 
damals aufgeftellten Grunbfage, 

daß eın getaufter Jude, der von Neuem zum jüdifhen Glauben übertritt, 

als ein fremder Jude behandelt werden müffe, 
und dem gegen die N. N. beobachteten Verfahren, einverftanden. 

Indem Ew. Hochwohlgeboren dies zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht wirb, 
I Sie zugleid veranlaßt, auch in andern Fällen folder Art demgemäß zu 
verfahren. 

b) R. deffelben Min. (v. Schudmann) an die K. Reg. zu Bredlau. 

Nad) an das Min. der G. und Med. Ang. unterm 10. März d. 3. erftatteten Bericht 
des K. Konfiftorit zu Breslau beabfichtigt der dortige, vor 10 Jahren getaufte Kauf: 
mann N, N, wiederum zum juͤdiſchen Religions:Gultus zurüdzutreten. | 

In Beziehung auf die dem K. Konfiftorio vom genannten Minifter hierauf gewor— 
dene, abihriftlich beiliegende Refolution v. 20. Juni e. wird die K. Reg. hierdurch ver- 
anlaßt, dem N. N., wenn er zur jüdiſchen Religion zurüdgetreten, den Emigrations⸗ 
Konfens zu ertheilen, und ihm anzumeifen, fich einen Wohnfig außer Landes zu fuchen, 
indem das Edikt wegen bes Staatöbürgerrehts der Zubem ſolches nur den berzeit im 
Lande befindlihen Juden zugefichert, alle fpätere Ertheilungen deffelben vom Min. 
bes Innern abhängig macht, ich aber Eeinesweges diejenigen deffen würdig halte, die 
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mit der Religion ein frevelhaftes Spiel ber Konvenienz oder des Wantelmuthes treiben, 
und Se. Maj. ber König diefen Grundfag bereits Höchitfelbft in ähnlichen, zur unmittels 
baren Kenntniß gelommenen Fällen gebilligt hat. (Hoffmann a. a. ©. ©. 52.) 


Borliehende Beflimmungen entbehren durchaus des gefeßlichen Fun: 
damentes. Mit dem Uebertritt zum Judenthum ift der Verluft des Preu: 
Bifchen Indigenatd durch fein Geſetz verknüpft; ein Minifter hat im Preu: 
ßiſchen Staate aber nicht dad Recht ein Gefeß zu machen, durch welches 
das Indigenat genommen wird und beftände wirklich ein folched Geſetz, fo 
würde deſſen Anwendung auf den einzelnen Fal dem Richter zufom: 
ment). Somit liegen in jenen Refkripten mebrfache Ueberfchreitungen der 
dem gedachten Minifterio zuftehenden Befugniffe und der Richter wird des: 
halb vorfommenden Falles auf diefelben Feine Rüdficht nehmen. 

C. In wie weit der Berluft des Indigenatd in den alten Provinzen durch 
Ueberfiedelung in die neuen verloren gehe, darüber f. Abtheilung IL, 


Biertes Kapitel. 


Dad Gemeindes- Bürgerrecht der Juden in den alten 
Provinzen. 


I 
Das ſtädtiſche Bürgerrecht und deffen Folgen. 

A. Erwerb deffelben durch die alte St. DO. von 1808. 

1) R. des Min. des Inn. v. 27. Febr. 1809. 

Schutzjuden find eben fo gut, als andere Bewohner der Städte, zur Erlangung 
des Bürgerrehts berechtigt, und unter den im 23. $. der St. O. aufgeftellten Bedin« 
gungen * dazu verpflichtet, indem das Geſetz hier nicht auf bie ſtaatsbuͤrgerlichen, 
ſondern lediglih auf die Kommunalverhältniffe der ftädtifchen Bewohner Rückſicht 
nimmt. — Gie nehmen indes, nach Erlangung des Bürgerrechte, an den Rechten und 
Befugniffen der Bürger nur fomweit Antheil, als ſolches die Beſchränkniſſe ihres ſtaats— 
bürgerlichen Verhältnifies geftatten; d. h. diefe werden in keinem Kalle durch das Bür- 
gerrecht einer Stadt aufgehoben oder modificirt. — Den Bürgereid müffen fie in ih— 
ren Synagogen unter der Beobachtung der gewöhnlichen Körmlichkeiten ihrer Religion 
ableiften. (Rumpf’s3 St. O. ©. 16). 


2) Koch nimmt gegen dieſes Reffript an, daß deffen Anficht nur dann 
richtig fein würde, wenn e8 ausgemacht wäre, daß Jemand Mitglied einer 
Kommune fein kann, ohne Mitglied der Staatögefellfchaft, welche in Kom: 
munen zerfällt, zu fein. Der 8. 23 der St. D., welcher vorfchreibt, daß 
wer biö zur Publikation derfelben ftädtifche Gewerbe betreiben oder Grund: 
ftüde in einer Stadt erworben haben follte, ohne dad Bürgerrecht befeffen 
zu haben, letzteres fogleich gewinnen, oder dad Gewerbe niederlegen und 
das Grundftüd veräußern müffe, beziehe fich nicht auf Juden, fondern auf 
- Staatöbürger, welche ftädtifche Gewerbe betrieben, und ftädtifche Grund 
ftüde — — ohne bis dahin das Bürgerrecht nachgeſucht zu haben. 

a. a. D. S. 179. 

Diele Anficht erfcheint allerdings begründet, ift auch demnächft in dem 
R. ded Min. ded Inn. und der Pol. v. 22. Okt. 1835 audgefprochen wor; 
hy. Vergl. Letzteres Abthl. II. Abſchn. VII., das Herzogtum Weftpha« 
len betr. | 

B. Erwerb des ſtädtiſchen Bürgerrechts durch bad Ed. von 1812: 

Nach 8. 7 deffelben geniegen die Juden gleiche bürgerliche Rechte und 
Sreiheiten mit den Chriften, fie können fi) nach $. 10 in den Städten 
gleich diefen nieberlaffen, Grundſtücke erwerben, Gewerbe betreiben. Sie 
haben mithin auch die Berehtiaung und im Kalle des $. 23 der alten St. 
D.die Verpflichtung, fäbtifhe Bürger zu werben. 


3) Bergl, oben aub 1. b, bb, 
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C. Das Recht auf Gemeinde⸗Aemter. Vergl. hierüber unten 
Kap. VI. sub II. 1. Br BUN 
D. Gleichheit der Abgaben mif anderen Bürgern. 
Die Nichtbeachtung des 8. 14 des Edikts (Daß die Juden mait befonderen, 
Abgaben nıcht belegt werden dürfen), Seitens ded Magiftratd zu Inowra⸗ 
claw rüdfichtiich der Ortdabgaben, rief dad R. des Min. ded Inn, (Köhler) 
an denfelben und in Abſchrift an die K. Reg. zu Bromberg hervor. 
Auf die in der Vorftellung v. 21. v. M. enthaltene Beihwerde des Magiftrats zu 
Inowraclaw über die Aufhebung des von den dortigen Juden bisher’entrichteten Ge— 
werbefanong ift ſchon um deshalb nichts zu verfügen, weil Derfelbe die Verfügungen der 
Reg. und des Ober-Präſidii, gegen welche die Beſchwerde gerichtet iſt, nicht beigefügt: 
hat. Sollte der Magiftrat aber auf die Sache zurückkommen, fo wird Seinerſeits naͤ— 
ber nachzumeifen fein, worauf Seine angebliche Befugniß, die Juden zur Entrichtung 
befonderer Abgaben anzuhalten, ſich gründet, ba die von Ihm angezogene Ufance 
hierzu nicht hinreicht. Jedenfalls wird der Stadt, wenn die Tuben von befonderen Abs 
aben befreit werben, unbenommen bleiben, fie zu alles denjenigen Leiftungen anzuzie⸗ 
* zu welchen die Chriſten verbunden Ka (Ann. XI. ©. 974.) 


Das ländlihe Gemeinde-Redt. 

Der $. 10 ded Ed. ſtellt den Juden frei, fi auf dem platten Lande nie: 
derzulaffen und der 8. 11, dafelbft Grundftüde zu erwerben. Sie werden 
dadurch Mitglieder der ländlichen Gemeinde und haben nach $. 8 auch ein 
Recht auf Erlangung der ländlichen Gemeindeämter. re 


Fünftes Kapitel. | hg 


Der Erwerb von Grundeigentyum und der mit demfelben 
verbundenen Ehren: m politifhen Rechte. — 
Erwerb von Grundeigenthum. a 
Das Ed. v. 11. März 1812 ftelt die Juden in Betreff des Erwerbes 
von Grundeigenthbum den Chriften völlig gleich. Es beflimmt im $. 11: 
„Ste (die Suden) können Grundftüde jeder Art, gleich den chriſtlichen 
Einwohnern erwerben.” ti he 
Gegen diefes klare Geſetz find die Juden bi im die neuefte Zeit durch Mi: 
nifterial-: Verordnungen am Erwerb von Bergmerkö-Eigenthum verhindert 
worden. Es hatte nämlich vor Erlaffung ‚des Ed. von 1812 wegen Zu« 
laffung von Juden zu dem Beſitz von Berg: Eigenthum ein Eirf, des 
Bergmerks: und Hütten: Departements ded damaligen General:Direftorit 
v. 15. Dec. 1803 verordnet: | 1? 
Da, wo fpezielle Gefege es nicht verbieten, foll es den Juden geftattet fein, Bergan: 
theile zu befigenz; jedoch werben darunter nur wirkliche Schutz-Juden, befonders die, 
welche mit Häufern angefeffen oder zu deren Afquifition befugt find, wirkliche Handlung 
haben, ober ald Doctores im Staat leben, verftanden. Re: SER? 
Wo es aber nicht durch fpezielle Gefege erlaubt ift, können fie weber als Gigenlöhner 
felbft Bergeigenthum muthen, noch Lehnträger und Verleger fein, „ | 


Obgleich nun diefe Beftimmung, in fomweit fie alle andern als wirkliche 
Schutz-Juden von dem Antheil an Bergwerks Eigenthum ausfchließt, 
jede Bedeutung verloren, feitdem die inländifchen Juden in den alten Pro: 
vinzen Staatöbürgerrecht erlangt haben, und der Unterfchieb zwifchen Schutz⸗ 
und geduldeten Juden weggefallen, fo follte dennoch die für lehtere 
darin audgefprochene Beſchränkung auch für jene. Staatsbürger nach 
* — R. v. 30. Dec, 1822 an das ſchleſiſche Ober-Berg⸗Amt fort⸗ 

eſtehen: WR ——— 

Das K. Min. des Innern will zwar die Juden an dev Theilnahme am Bergbau, auf 
den Grund ber Vorfchrift des A. &. R. IL XVI. $. 136 nicht ausdrücklich hindern — 
wiewohl es bei den zur Zeit der Emanation bed Landrechtä vorhandenen: Juden⸗Geſetzen 
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noch dahin ſtehet, ob die dort enthaltene Beftimmung „ohne Unterfhied der Re— 

Ligion” überhaupt auf Zuden Anwendung findet, und nicht vielmehr von den verſchie⸗ 

denen Konfeffionen des chriftlichen Glaubens zu verftehen ift? kann jedoch nicht zugeben, 

daß bie Bekenner der mofaifchen Religion als Lehnöträger angenommen werben, 

Diefer 8. 136 lautet: 

„Fremde Eönnen fo gut als Landeseinwohner, ohne Unterſchied der Religion, an dem 
Bergbau Theil nehmen, und genießen dabei mit dieſen völlig gleiche Rechte.’ 

Da died Gefes von Fremden fpriht, inländifhe Juden in den alten 
Provinzen aber Staatöbürger find, fo hat jenes Min. R. nur dann einen 
Sinn, wenn ed auf ausländifche Suden bezogen wird, Daß dies aber nicht 
der Zweck war, erhellt aus den folgenden Verfügungen. 

Das Min. R. an das Schlefifche Ober-Berg- Amt v. 30.März 1825 uns 
terfagte nämlich ausdrücklich, den Juden Schürficheine zu ertheilen (da dad 
Schürfen der Weg ift Muthungsrechte zu erwerben). 

Ebenfo lautet ein ſolches R. v. 6. Dit. 1836. 

Da den Zuben die Befugniß zu ſchürfen und zu muthen unbebingt abgeſprochen wor: 
den ift, mithin die etwa von ihnen eingelegten Muthungen als nicht angebracht betrach⸗ 
tet werden müffen, fo folgt von felbft die gänzliche Wirkungslofigkeit ſolcher Muthungen. 

Ein Min. R. v. 13. Dec. 1825 endlich erflärt die Subftitution eined 
Juden als Lehnträger, fo wie die Bevollmächtigung eines ſolchen als 
Kaflenführer für unzuläßig. 

Diefe den Geſetzen direkt zuwider laufenden Min. Verf, wurben erft un: 
ter einem fpäteren Min. aufgehoben durch das an dad Schlefifche Ober: Berg: 
Amt gerichtete R. des Fin. Min. v. 30. Nov. 1839, welches wörtlich 
verordnet: 

die Juden in der Provinz Schlefien fernerhin nicht, wie bisher, nad) einer®. des 

General:Direktoriums v. 29. Nov. 1803 gefchehen ift, von der unmittelbaren Ermwerbung 

des Bergwerks⸗Eigenthums ausgefhloffen, vielmehr, wie Jedermann, befugt erachtet 

werben follen, nad) den zum Bergwerks-Regal gehörigen Mineralien mit Erlaubniß ber 

Bergwerks:Behörbe zu fchürfen, die demnaͤchſt aufgefundene Lagerftätte zu muthen und 

im Wege ber Verleihung den gefeglichen la gemäß zu erwerben.” 

Erwerb der mit dem Grundeigentbume verbundenen Ehren: 
CH und politifchen Rechte, L 
In Anfehung der mit dem Grundeigenthum verbundenen, über dad bürs 

gerliche Recht hinausreichenden, Rechte find die Juden auch in den alten 

Provinzen noch den mefentlichften Beſchränkungen unterworfen, in Bezie— 

hung nämlich auf das Parronat, — und die Standſchaft. 


Das Patronat. 

Das mit dem Grundeigenthume verbundene Patronat über chriſtliche 
Kirchen ſteht den Juden ſchon nach dem L. R. II. 11. 88. 582. 583 nicht 
zu. Spezielle VBorfchriften für diefen Fall enthält dad ©. v. 30. Aug. 1816 
Bergl; hierüber Abth. 1. Abfchn. II. sub III, Seite 48. 


Die Patrimonialgerichtöbarkeit. 

An den alten Provinzen befteht überall noch diePatrimonialsGerichtsbars 
feit, d. h. das mit dem Beſitze einer gewiffen Art von Gütern verbundene 
Recht der Gerichtöbarkeit 1). Diefe Patrimonial:Gerichtöbarkeit geht nach 
®.R.11.17. 8 24, ‚mit dem Eigenthume des Grundſtücks, welchem fie 
beigelegt ift, auf jeden folgenden Befiger über.” Daß von diefem Geſetze 
eine Ausnahme für den Fall eintreten folle, wenn ein Jude ein mit der Pa: 
trimonial»Gerichtöbarkeit verfehenes Gut erwirbt, hat das Ebd, v. 11. März 


V) ⁊. R. U. 17.5.2. 
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1812 nicht vörgefchrieben;. $. 7. des Ed. verordnet aber, daß die Juden, 
fofern diefe V. nichts Abmeichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und 
Freiheiten mit den Chrißen genießen; fomit geht alfo auch jemed Recht der 
Gerichtsbarkeit mit dem Srundftüde felbft auf fie über '). Diefed Recht ift 
den Juden als ein im Jahre 1815 bereitd beftandened, durch Art. 16 der 
Bundedafte garantirt?). h 


Die Ausübung diefed Rechtes in eigener Perfon erfcheint nach den 5. 8, 
9, des Ed. ihre nur beſchränkte Berechtigung zum unmittelbaren und mittels 
baren Staatödienfte betr. 3) unzuläffig; dagegen haben fie gleich den Chriften 
' die Berechtigung, die Jurisdiktion auf den betreffenden Gütern durch einen 
von ihnen zu ernennenden Quftitiar in ihrem Namen ausüben zu laffen. 
Es ergiebt ih died daraus, daß ihnen died Recht nicht ausdrücklich genoms 
men ift. Außerdem aber weift auch dad U. L. R. bei der Patrimonial:Ger 
sichtöbarkeit (II. 17..$. 29), inöbefondere wegen Webertragung ber mit dem 
Gutöbefißer verbundenen Ehrenrechte auf dad hin, was von dem dinglichen 
Patronatrechte gilt und fowohl dieferhalb als wegender vollfommenen Ana» 
logie ded Falles würde im Zweifel die Beftimmung ded L. R. I. 11..8.583 
zur Anwendung kommen, wonach ein Zube dad Patronatrecht über eine 
Kirche zwar nicht ausüben darf, ed ihm dagegen fteifteht, diefe Ausübung 
während feiner Beſitzzeit einem Andern zu übertragen. Hiermit flimmt denn 
auch dad folgende MR. fiberein, welches von der mit: der Patrimonial-Ges 
richtöbarkeit verbundenen Polizei: Gerichtöbarkeit fpricht, | 


NR. ded K. Min. ded Inn, und der Pol. (v. Brenn), v. 25. April 1831, 
an die K. Reg. zu Oppeln. Suden, ald Gutöbefigern oder Pächtern, kann 
die perfönliche Ausübung der Polizei: Gerichtöbarkeit nicht geftattet werben, 

"Der K. Reg, erwiebere ich auf den Ber. v. 29. v.M., nach welchem bei Ihrem Kolles 
gium eine Meinungsverfchiebenheit darüber obmaltet: j13 


ob einem Juden die Ausübung der Polizei:Gerichtöbarkeit geftattet werden könne, 
— A unge oder auch bloß Pächter eines mit biefer Gerichtöbarkeit beliehenen 
utes x 46G7ð 


daß ich demjenigen Theile des Kollegiums beiſtimme, welcher dafür annimmt, daß Ju⸗ 
den, in welchem Verhaͤltniſſe dies auch ſei, zur perſönlichen Ausübung ber Poligei⸗ 
gewalt nicht qualifizirt ſeien. (Ann. AV. 357.) 3 achilssa 
Dagegen nahm, auf die erwähnten $$. 8. 9. des Ed. geflügt, dad Mu 
des Juſt. Min. v. 23. Mär, 1835 an, daß jüdifche Gutöbefiger ein Amt 
bei dem Depofitorio ihred Patrimonialgericytd nicht übernehmen dürfen. 
(Min, A. T, 1061. Gen. D, 15; Vol. 7, fol. 91; Erg. zur Dep. O. TIL. $. 27.) 


Ä C. | 
a. Ständifhe Rechte. aba 
Daß die fländifchen Rechte, welche mit dem Grundbeſitze durch bie provin⸗ 


zialftändifche Gefeßgebung verbunden worden, den Juden nicht mit verlie: 
ben, darüber vergl. Abth. I. Abfchn. IV. Kap. Il. sub Ill, &. 48. 





1), Roc bemerkt S. 178, Note 9: „In Betreff der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit 
findet fich eine befondere Verordnung nichtz daß die Juden aber keinen Juſtitia⸗ 
. tn fönnen, folgt aus ihrer Unfähigkeit zur Ausübung politifcher 

echte.” 

Herr Koch vergißt anzuführen, wo biefe Unfähigkeit zur Ausuͤbung politifer 
Nechte ausgefprochen. Dies würde allerdings ſchwer fallen, ba es nirgenb ges 


ſchehen. 
s V l. di . i [3 ” [3 
n — hiſtoriſche Einleitung Abſchn. IV. S 
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Schftes Kapitel, 


Berechtigung und VBerpflihtung der Juden zum Staat» 
dienfte inden alten Provinzen. 


I. 
Der Militairdienft. 
Hierüber vergl. die Darftelung Abthl. I. Abſchn. V. Kap. II. ©. 51 ff. 


II. 
Der Civil:Staatödienft. 


Nachdem der $. 7. des Ed. v. 11. März 1812 den Juden gleiche bürgers 
liche Rechte und Freiheiten mit den Chriften zugefprochen, fofern diefe Ver: 
ordnung nichts Abmeichendes enthält, fährt dafjelbe in den $$. 8, 9. fort: 

$. 8. Sie können daher auch alabemifche Lehr: und Schuls, auch GemeindesXemter, 
zu welchen fie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

$. 9. In wiefern die Juden in andern öffentlichen Bedienungen und Staatsämtern 
zugelaffen werben können, behalten Wir uns vor, in der Kolge der Zeit gefeglich zu 
beitimmen. 

Dergleichen gefegliche Beftimmungen, welche die betreffenden Rechte der 
Juden erweitern, find jedoch bi jetzt nicht erlaffen worden und es bildet ſo⸗ 
mit der $. 8 die alleinige Grundlage der beftehenden Verfaſſung. Das in 
demfelben enthaltene Zugeftändniß fteht in Betreff der zum deutfchen Bunde 
gehörigen Propinzen, alfo für die Mark, Pommern und Schlefien, unter 
der Garantie des deutfchen Bundes laut $. 16 der Bundedafte!), ift je 
doch, wie fogleich zu zeigen, mehrfach verlegt worden. Bevor zu den eine 
zelnen Aemtern übergegangen wird, welche den Juden verftattet oder nicht 
verftattet find, ift 

1) der allgemeinen Verfügung zu gedenken, daß Juden, welche den Freis 
beitöfrieg ald Freimillige mit gefochten, an den Veiſprechungen nicht Theil 
haben, die den freiwillig Theilnehmenden in Betreff einer Verforgung im 
Staatödienfte gemacht wurden. Es beftimmt hierüber dad R. des Min, 
d. Inn. (Köhler) v. 28. Nov. 1826 an die K. Reg. zu Danzig. 

Der K. Reg. wird zur Befcheidung auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 30. v. M. eröff⸗ 
net, daß wenn ber mofaifche Glaubensgenoffe N. N. durdy die freiwillige Zheilnahme 
an den Feldzügen 1814 gleiche Anfprücde auf die Verforgung im Staatsdienfte erwor: 
ben hat, er ſolche doch des jüdifhen Glaubens wegen nicht geltend maden fann, indem 
die allgemeine Vorfchrift des Ed. v. 11. März 1812 im $. 9 ohne irgend eine Ausnahme 
in Anwendung gebracht werden muß. (Ann. X. S. 941.) 

2) In Berreff der afademifhen und Schulämter beftimmte die 
Bekanntmachung des Gebeimen Staatöminifterii v. 4, Dec. 1822, in Bes 
zug auf dad Ed. v. 11. März 1812 wegen nicht ferner ftatıfindender Zulaf: 
fung der Juden zu den afademifchen Lehr: und Schulämtern. 

Seine Maj. der König haben durch Hoͤchſte Kab. Ordre v. 18, Aug» d. 3. bie Bes 
flimmung des Ed. v. 11. März 1812, $$. 7 und 8., 

wonad) die für Einländer zu achtenden Juden zu akademiſchen Lehr: und Schuls 
Aemtern, zu welchen fie fid) geſchickt gemadyt haben, zugelaflen werben follen, 
wegen ber bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhältniffe aufgehoben, welches hier 
durch bekannt gemacht wird. Berlin, den 4. Dec. 1822. 
Königl, Geh. Staats-Minifterium. 
v. Voß. v. Altenftein. v. Kirheifen. v. Bülow. v. Shudmann. 
v. Lottum. v. Klewiz. v. Hake. 
(G. ©, 1821. S. 24.) 


) Vergl. allgemeine Einleitung Abſch. IV. ©. 19, 
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Diefem Gefege flieht die Bundeögefeßgebung entgegen. Der $. 16 ber 
Bundesakte v. 8. Juni 1815, von Preußen felbft und Defterreich hervor: 
gerufen, garantirt den Juden in Deutſchland die ihnen von den einzelnen 
Bundeöftaaten bereitö eingeräumten Rechte. Im Jahre 1822 war aber 
dad Recht der Juden auf die gedachten Aemter aud dem Geſetze von 1812 
‚in voller Rechtsgültigkeit und bereits zur faktifchen Ausführung gelommen!). 

3) In Anfehung der Gemeindeämter und zwar 

a) in den Städten, fpricht 

aa) der $. 8 des Ed. ihnen zwar dad Recht auf biefelben zu und ed 
ift auch died Gefeß ind Leben übergegangen; es ift den Juden jedoch neuer: 
dings Theil diefed Rechted wiederum genommen worden. Es beftimmt 
nämli 

bb) der $. 89 der revidirten Städte: Ordnung v. 17. März 1831: 

„Zu den Stellen der Bürgermeifter oder Oberbürgermeifter find nur diejenigen fähig, 
welche fich zur chriſtlichen Religion bekennen.’ 

Auch dieſes Geſetz verflößt gegen die Bundesgeſetzgebung und ed gilt 
von demfelben ganz dad ad 2 Ermähnte. 

cc) R. ded. K. Min. d. Inn. u.d.9.v.2. San. 1841. Zutritt von 
Juden in Magiftratd: Kollegien. 


Anliegend erhält die K. Reg. eine Befchwerbe bed Kaufmanns N, zu N. darüber, 
daß fie ihm, als Juden die Fahigkeit abipricht, in ein Magiſtrats-Kollegium einzutre: 
ten, weil dies Kollegium die Polizei zu verwalten hat, 

Nach diefer Deutung des ©. v. 11. März 1812 würde aber die $. 8. ben Juden zuge: 
ftandene Befugniß, Gemeindeämter anzunehmen, hinſichtlich der Anftellung bei den 


| 


J 


Magiſtraͤten ganz aufgehoben fein, da auch kaum eine ſtädtiſche Subalternenſtelle ge⸗ 
funden werden möchte, bei welcher nicht irgend eine Mitwirkung bei der Polizeiverwals 
‚tung möglich wäre. Daß es aber nie die Abficht gewefen ift, die Juden deshalb von | 


ben Magifträten ganz auszufchließen, wird ſchon durch die rev. St. D. bewiefen, nad) 
deren $. 89. nur zu ben Stellen der Oberbürgermeijter oder WBürgermeifter feine Juden 

ewählt werden dürfen. Bei denjenigen Stellen, deren Inhaber fonft mit der Aus— 
te der Polizei perfdnlich und direkt beauftragt find, wird, da die Polizei immer nur 
im Auftrage des Staats ausgeführt wird, diefe Stellen baher als kommiftarife zu ver: 
waltende Staatsämter zu betrachten find, derfelbe Grundfag gelten müffen, welcher aud) 


auf die Dorffchulgen in Anwendung gebracht werben muß. Andere Kommaunalämter, | 


welche den Beamten nur in den Fall bringen können, gelegentlih ein Gutcdhten ober 
Votum über eine polizeiliche Angelegenheit abgeben, oder im Bureaur Arbeiten, die auf 
eine folhe fidy beziehen, in einer fubalternen Stellung, und ohne perfönliches Hervor: 
treten bei der Erekution von Polizei:Mafregeln, fertigen zu müffen, koͤnnen unbe 
denklich von Juden verwaltet werden. (B. Min. Bl. 1841. ©. 8.) 


b) Gemeindeämter auf dem Lande. 


Eirf, R. ded K. Min. d. Inn. u. d. P. (Köhler) an die K. Reg. zu 
Cöslin und abfchriftlid an fämmtl. Reg. der alten Provinzen, v. 4. Mai 
1833. Juden können nicht zu Schulzenämter gelaffen werden. 


— nn — — 


1) Weiß, Syſtem des deutſchen Staatsrechts, Regensburg 1843 bemerkt ©. 236. 
„Eine bürgerliche Verſchlechterung ihrer (der Juden) Lage gegen den Beſitzſtand, 
wie ſolcher am Tage des Abſchluſſes der Bundesakte geweſen, iſt innerhalb des 
Bundesgebietes 28 Daher kann ein deutſcher Bundesſtaat in feinen 
zum Bunde gehörenden Befigungen Eeine neue Judenordnung einführen, 
welche ſolche Rechte aufhebt, die am 8. Juni 1815 den Juden zugeftanden haben. 

Die Bundesverfammlung kann gegründete Befchwerben —— Verletzung 
eines durch den ſechszehnten Artikel begründeten Rechts, wenn auf deshalb zuvor 
an bie unmittelbare Regierung gerichtete Vorftellung keine Abhülfe erfolgt ift, 
Berg ri und bie zu deren Erledigung geeigneten Befchlüffe faflen und in Boll: 
zug fegen. 
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Da alle Polizeiverwaltung nur im Auftrage der Staat ögewalt ſtattfindet, fo muß 
auch — wie ber K. Reg. auf die Anfrage v. 13. v. M. wegen der Qualifitation eines 
jübifhen Staatsbürgers zur Uebernahme des Schulzendienſtes, eröffnet wird — jedes Amt, 
mit welchem eine folhe Verwaltung verbunden ift, in dieſer Beziehung als ein Staats: 
ame betrachtet werben. Auch ift dies in den Sädten der Kall, daher auch in benfelben 
Juden, obgleich zu bloßen Kommunalämtern wählbar, dennoch zu folchen nicht würden 
zugelaffen werden Eönnen, mit welchen eine polizeiliche Funktion verbunden ifl. Da 
nun bei ben Schulzenämtern dasjenige, mas fie als Kommunalämter bezeichnet, nicht 
von demjenigen getrennt werben kann, wonach fie als Staatsämter zu betrachten find, 
fo ift ein Zube nad) den feither ſchon vom Minifterium betradyteten Grundfägen zur 
Ausübung des Schulzenamts, bei welcher er übrigens ohnehin nad der noch immer 
herrſchenden öffentlichen Meinung große Schwierigkeiten finden würde, nicht für fähig 
zu erachten, hiernach aber im vorliegenden und in künftigen Fällen zu verfahren, 

(Ann. 8b. 17. ©. 442.) 

Die Beftimmung des vorftehenden R., fo wie des v. 2. Jan. 1841 ers 
fheint der geſetzlichen Beftimmung des $. 8. des Ed. gleichfalls zumiber. 
Died ©. geftattet den Juden ohne Ausnahme alle Gemeindeämter und 
macht feinen Unterfchied, ob eine polizeiliche Gewalt mit denfelben verbuns 
den, oder nicht. Hätte dad G. diefen Unterfchied machen wollen, fo würde 
es ihn ausdrücklich ausgefprochen haben, da im Jahre 1812 wie jeßt mit 
Gemeindeämtern polizeiliche Gemalt verbunden war. So wenig nun der 
Richter das Recht bat, Diftinftionen zu machen, die dad Geſetz nicht Eennt, 
fo wenig bat dies Recht eine Adminiflrativ-Behörde und es erfcheinen dem— 
gemäß die beiden R. v. Mai 1833 und 2. Ian. 1841 dem Gefeße entges 
gen, alfo nicht bindend. 

4) Schied3männer. , 

K. O. v. 29. April 1835 an den Juſt. Min. Mühler und Min. des 
Inn. u. d. P. v. Rochow, mitgetheilt durch MR. des Kebteren v. 7. Mai 
1835 an die Oberpräfidenten von Preußen, Pommern, Brandenburg, 
Schleſien ud Sachſen. Juden find von dem Amte eines Schiedsmannes 
aus geſchloſſen '). 
Wenn gleich die jüdiſchen Staatsbürger nach ber Beſtimmung des G. v. 11. März 
1812 zu Kommunalämtern befahigt find, fo kann dies doch nicht auf den Beruf eines 
Schiebsmannes ausgedehnt werden. Die Schiedsmänner werben zur Schlichtung ftrei= 
tiger Rechtsanaelegenheiten gewählt, ſie ftehen unter der Aufficht der Provinzialgerichtss 
höfe, die von ihmen abgeichlofienen Vergleiche find für die Intereffenten verpflichtend 
und werden von den Gerichten zur Ausführung gebradt. Ihr Amt ift daher als ein 
richterliches zu behandeln und von der Verwaltung richterlicher Wemnter find bie jũdiſchen 
Staafsbürger geſetzlich ausgeſchloſſen. Ich überlaſſe Ihnen auf Ihren Bericht v. 18. d. 
M. nach dieſer Beſtimmung weiter zu verfügen. Sollte hinſichtlich der beſondern Ber: 
bältniffe im Großberzogthum Pofen hierunter eine Ausnahme nöthig werben, fo will 
id Ihren befonderen Bericht erwarten. (Ann. Bd. XIX. ©. 339.) 

5) In Anfehung ver Feldm effer bemerkt das R. des Min. des Han; 
deld u. d. Inn. v. 31. San. 1820, daß Juden, da erftere öffentliche Beam⸗ 


ten, ald Feldmeſſer nicht angeftelt werden könnten. 
(Ann, IV. ©. 700.) 
Hiermit im Widerſpruch ſteht 9 
6) Das R. v. 2. Juli 1821 nach welchem jüdiſche Bau⸗Inſpekto— 
ten im Staatödienfte waren. Vergl. daffelbe bei Abthl. I. Abfchn. X. 
Kap. I. sub. I. C. BB. 3. ©. 98. 


— — ——— 


i) Es bezieht fich dies.auf das Inftitut der Schiebsmänner zur gütlichen Schlidys 
tung vorkommender Rechtsſtreitigkeiten, welches durch K. D. v. 13. Dec. 
1826 zuerſt für die Provinz Preußen angeordnet wurde (Königsberger Amtsbl. 
1827. ©. 279.), durch K. D: v. 14. Aug. 1832 für die Mark und Schleſien 
(Potsbamer Amtsbl. 1833. ©. 69. Breslauer Amtsbl. 1833, ©..27.5 durch 

KK D: vi: 15 Febr. 1834 für Sachſen und buch K. ©: v 7, Zuni 1834 für 
Pommern, (Stettiner Amtöbl, 1834... ©. 187.) — = 
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7) In Anfebung der Auftiondfommiffarien, dad R.: des Min. 
bed Inn. (Erſte Abth. Köhler) v. 17. Aug. 1827 an die K. Reg. zu 
Magdeburg 1). | 

An Beſcheidung auf den Ber. v. 30. v. M. wird ber K. Reg. eröffnet, daß die Stel: 
len der Außtionstommiffarien zu ben Staatsämtern gehören und alfo den Belennern 
bes jüdiſchen Glaubens nicht übertragen werben können. 

(Ann. XI. S. 50. 

8) Rückſichtlich der Scharfrichter das R. des Min. des Inn. (von 
Schuckmann) v. 24. Nov. 1820 an die K. Reg. zu Stettin. 

Auf den Bericht ber K. Reg. v. 21. v. M. wird derſelben eröffnet, daß dem iſraeli⸗ 
tiſchen Staatsbürger N, N. die Erwerbung eines mit dem Privilegio der Abdeckerei 
verfehenen Grundftüds nicht verwehrt werben kann; jedoch muß demfelben zur Bebins 

ung gemacht werben, in vorkommenden Griminalfällen für einen in aller Hinſicht zu 
erridhtung ber Erefutionen qualifizirten Stellvertreter Sorge zu tragen, 

- (Ann. IV. 8,778.) ; . 


@iebentes Kapitel. 


Die jübifche Religiondgefellfchaft, die Unterrichts-Verhält— 
niffe und die Armenpflege der Juden in den alten 
Provinzen. 


Hierüber vergl. die Darftellung Abth. I. Abſch. IX. X. XI, und XII. 
S. 75-202. 


Zweiter Abfchnitt. 


Staatsrehtliche Berhältniffe ber Juden in ber Stabt Danzig 
und deren Gebiet. 


" Bon bem Gebiete, welches mit Danzig bei der zweiten Theilung Polens 
im Jahre 1793 an Preußen kam, blieb ein Theil im Frieden von Tilſit bei 
Preußen; dem Uebtigen wurde ein neues Gebiet hinzugefügt und aus dieſer 
Gefammtheit der Freiftaat Danzig gefchaffen. 

In dem Theile des Danziger Weichbilded, welches im Jahre 1807 Preu: 
ßiſch verblieb, kam das Ed. v. 11. März 1812 fofort bei deſſen Publikation 
zur Anwendung, was in Betreff ded anderen größeren Theils natürlich 
nicht der Fall war. Es ift daher nöthig, diefe Gebiete näher zu beftimmen. 

Zu den im Jahre 1807 unter Preußifcher Herrſchaft gebliebenen Antheile 
des alten Danziger Gebietö gehören folgende Ortfchaften: 

1 ey ftlovie Mankoczin, 3. Dorf Leppin, 4. £ pi fche Unterförft 

. Dorf Fiblin, 2. Puftlovie Mankoczin, 3. Do n, 4. Leppinſche Un erei 
5. Leppinſche Papiermübhle, 6. Kirhborf Srambeltfh. * 

ll, Ortſchaften der Höhe: 

1. Dorf Braunsborf, 2. Giſchkau, Puſtkovie, 3. Domke (Dominika), 4. Lehmberg, 
5. Seeberg, 6. Hauung, 7. Rothe Fluß, 8. Prauſterkrug, 9. Malenczin, 10. Johannes⸗ 
thal, emphyteutifhes Gut, 11. Kroenke, Puſtkovie, 12. Kaninchenberg, 13. Voßberg, 
14, Vorwerk Wartſch, 15. Barenkrug oder Neuwartſch, Puſtkovie, 16, Stychs, 
17. Henningd, 18. Pulvermühle, verfallen, 19. Barenberg. 

I. Ortfchaften der Scharpau: | 
1. Altebabke, Dorf, 2. Gut Polnifhe Hube, 3. Dorf Beyershorft, 4. Gut Barenkampe, 
5. Dorf Groß Brunau, 6. Dorf Zankendorf, Dorf Klein Brunau, 8. Gut Küchwerder, 
9. Dorf Kalteherberge, 10. Dorf Laatenwald, 11. Dorf Scharpau, 12, Rehwalde, 





) In fofern fi) das R. auch auf bie Landestheile beziehen follte, welche zum König: 
reihe Weftphalen gehören, würbe daffelbe der früheren Weftphälifhen Verfats 
‚fung, welche aufrecht erhalten worben, direkt zuwider luufen, da nach biefer bie 
Suden zu Staatsämtern fähig waren... Vergl. Abſchn. XIII. * 
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13. Sufewalde, 14. Krupferwald, 15. Gwentelampe, 16. Kirchdorf Tiegenort, 
17. Krugpfütz, 18. Dorf Hinterthor, 19. Rohrplan oder Holm, 20. Horn: ober Gurken⸗ 
Lampe, 21. Tiegenorterwiefen, 22. Abgunftlampe, 23. Rohrland, 24. Gülbenkämpe. 


Zu den im Jahre 1807 von Preußen an den Freiftaat Danzig abgetretes 
nen und im Jahre 1814 mit dem Preußifchen Staate wieder vereinigten 
Antheile des alten Danziger Gebietö gehören folgende Ortfchaften: 

I. die Stabt Danzig; 

u. F— re ben Außenwerken gelegenen Vorftäbte, mit Ausnahme des Bifchofes 
erges; 

III. die außerhalb der Feſtungswerke gelegenen Vorftäbte: 
4. Kniepab, 2, zweite Neugarten, «3. Molde, 4. Loofeberg, 5. ber Weinberg, 
6. Schlapke, 7. Stabtgebiete, 8. Staͤdtſche Schellmühle und 9. ein Theil von 
Neu⸗Schottland; 

IV. das Bauamt: 
1. Groß Waldorf, 2. Klein Waldorf, 3. Groß Plendorf, 4. Klein Plendorf, ' 
5. Neudorf, 6. Ganskrug, 7. Weishoff, 8. Polnifhe Haken, 9. Sirohdeich, 
10. Steindamm, 11. Sandbweg, 12. Kreifel; 

V, der Stüblaufhe Werber: 

1. Dorf Güttland, 2. Dorf Stüblau, 3. Dorf Krieflohl, 4. Dorf Zugdamm, 
5. Dorf Dfterwid, 6. Dorf Trutenau, 7. Dorf Wosfis, 8. Dorf Letzkau, 
9. Groß Zünber, 10. Käfemark, 11. Klein Zünder, 12. Herzberg, 13. Langens 
felbe, 14. Gottswalbde, 15. Woslaff, 16. Grebinerfelb, 17. Schönau, 18; Spers 
lingsdorf, 19. Groß Scarfenberg, 20. Klein Ecarfenberg, 21. Landau, 
22. Reihenbady, 23. Weslinten, 24. Breitenfelde, 25. Schönrohr, 26. Schmer⸗ 
blod, 27. Vorwerk Grebin ober Herrengrebin; 
VI. von der fogenannten Höhe: 
1. Dorf Ohra, 2. das adelihe Gut Nobel, 3. Dorf Gute Herberge, 4. Scharfenorth, 
5. Hundertmarf, 6. Kemnabe, 7. Muggenahl, 8. Prauft, 9. Roftau, 10. Ziplau, 
11. Giſchkau, 12. Neumühle, 13. Dorf Miggau, 14. Löblau, 15. Kahlbude, Eifens 
— 16. Schleuſenhaus, 17. Dorf Kowal, 18. Dorf Wonneberg, 19. Wirths⸗ 
aus Hölle, 20. Teichhaus, 21. Gaſthaus Tempelburg, 22. Gut Aſchbude, 
23. Dorf Zigankenberg, 24. Vorwerk Divelkau, 25. Ziegelei Dreilinden, 26. Gars 
ten Königsthal, 27. Allerengel neben der Langfuhrfhen Allee, 28. Altftädtiche 
Biegelei, 29. Garten Kabruns, Afchbude, 30. Garten Reyhershof, 31. Kalks 
ae empbyteutifches Gut, 32. Rottmante oder KRottmannsborf, unbebauet, 
adli 


VII. die Nehrung: 

A. Außennehrung: 
1. Feſtung Weichſelmuͤnde. 2. Dorf Weichſelmuͤnde, 3. der Treibel, 4. Forſt⸗ 
Etabliſſement daſelbſt, Dorf Heubude, 6. Krakau, 7. Neufaͤhr, 8. Bohnſack, 
9. Bohnſackerweide, 10. Wordel, 11. Gut Kronenhoff, 12. Dorf Schnackenburg, 
13. Schiefenhorſt, 14. Einlage; 

B. Binnennehrung: 
15. Nidelswalbe, 16. Schönbaum, 17. Schoͤnbaumerweide, 18. Letzkauerweide, 
19. Prenzlaff, 20. FreiensHuben, 21. Krug Neuwelt, 22. Paſewark, 23. Gut 
Danziger Haupt; u 

C. Hinternehrung: - 
24. Dorf Zunterader, 25. Gut Kaulelaade, 26. Pafewader zehn Huben, unbe: 
baut, 27. Dorf Steegen und Kobbelgrube, 28. Stutthof, 29. Vorwerk Stutthof, 
30. Biefewald, 31. Dorf Bodenwinkel, 32. Vogelfang, 33. -Prehbernau, 
34. Kahlberg, 35. Voglers, 36. Neukrug, 37. Narmeln ober Polski, 38. Liep bei 
Kahlberg, Gut; 

D, Mittelwerder: " 
39. Fiſcherbabke, Dorf, 40, Glabitz, 41. Steegnersmerder, 42. Junkertreil, 
43. Poppau, 44. Bolhagenſche Haff5 , 

Vill. von der Scharpau: zer? 

4. Groͤſchkenkampe, 2. Grubeh: und Kedingskampe, 3, Wedhornskampe, 
4. Schweinkampe, 5. Wanzentampe ober Rabenwerber, 8. Laſchkenkampe, 
9. Neufrügerstampe, 10. Stärbubfchefampe, 11. Lichtkampe, 12, Kobbelkampe, 
43. Maternlampe, 14. Norderhaten, 15. Mittels und Süderhaken, 16, Kleine 
Weidenhalen ; 

IX. Halbinfel Hela: . 

1. Städtchen Hela, 2. Dorf Danziger Heifterneft; 
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X, Hoſpitalsgüter: 
1. Dorf Pitzkendorf, 2. Schidelkau, 3. Zankenezyn, 4. Krampitz, 5. Ochſenweide, 
6. Scheibe, 7. Weishoff, 8. Lepiher Land, unbebauet. 
Zu dem neuen Danziger Gebiete, welches dem Freiſtaate im J. 
1807 zugetheilt wurde, gehören die Ortſchaften: 
1. St. Albrecht, Vorſtadt von Danzig, 2. Bankau, 3. Barenwinkel, emphyteuti⸗ 
ſches Gut, nebſt Ziegelei, 4. Groß Behlkau, 5. Behlkauer Mühle, 6. Biſchofsberg, 
mit Ausfchluß der Schanze, 7. Borchfeld, 8. Brentau, Dorf und Vorwerk, nebft 
einem neuen Eifenhammer, 9. Fifcherdorf Bröfen, 10. Biffau, 11. Karlöberg bei 
Dliva, 12. Klenowa auf Hela, 13. Konradshammer, 14, Gzapeln, 15. Groß und 
Klein Czattkau, 16. Dreyed, Puſtkovie, 17. Ellernis, 18. Eifenhammer Freuden: 
tal, 19. Friſchwaſſer, zu Glettlau, 20. Gemlitz, 21. Glettkau, 22. Gluckau, 
23. Gluckauſche Schäferei, 24. Golkrug, Puftkovie, zuMatern, 25. Glomkau, Bor: 
werk und Schäferei, zu Bankau, 26. Grenzdorf am Haff, zum größten Theil, 
27. Großendorfſche Hütung auf Hela, 28. Heiligenbrunn, 29. Pusiger Heifterneft, 
30. Hochzeit, 31. Große Holländer Krug, 32. Kleine Holländer Krua, 33. Holm- 
Inſel bei Danzig, 34. Vorwerk Jakobowo, 35. Jenkau, 36: Jenkauſches Schulin- 
ftitut, 37. Erftes Säfchkenthal, Wirtbshaus, Ziegelei und Afchbude, 38. Zweites 
Jaͤſchkenthal, Wirthshaus, 39. Jaͤſchker Mühle, 40. Karczemken, zu Kokofchko, 
41. Hody:Kelpin, 42. Hoch-Kelpinſche Ziegelei, 43. KleinsKelpin, 44. Klein Ham: 
mer, 45. Königsthal, 46. Kohlberg zu Hoch-Kelpin, 47. Dorf Kokoſchko, 48. Vor: 
werk Kokoſchko, 49, Kokoſchko, erfte Puſtkovie, 50. Kokofchko, zweite Puftkovie, 
51, Krug Krampis, 52. Kußfeld auf Hela, 53. Langfuhr, 54. Langnauer Wiefen, 
55. Lauenthal, 56. Legan, Krug an der Weichfel, 57, Groß-Leſen, 58. Klein Leſen, 
59. Ludolphine, Ziegelei auf Dlivabaumfchem Grund, 60. Vorwerk und Unterför- 
fterei Matteblewo, 61. Vorwerk Matern, 62. Vorwerk Matſchkau, 63. Matfcy: 
kauſche Grund:Ribbenfrug und Zichorienfabrif, 64. Vorwerk Mühlenhof, 65. Mön- 
shengrebin, Dorf und Vorwerk, 66. Naffenhuben, 67. Rawis Mühle, 68. Borwert 
Nenkau, 69. Nenkauſche Berge, Ziegelei, 70. Neftempol, 71.Neunbuben, 72. Dliva 
mit Klofter, Borwerf, Hammer:, Schneides, Mahl⸗, Loh⸗ und Delmühlen, Ribben: 
und Sungee mmer, 73. Krug Dlivabaum, 74. Ottomin, 75. Pelonken Gärten 
bei Dliva, 76. Prangfhin mit Mühlen, 77. Pulvermühle bei Oliva-Lökels, 
78. Quabendorf, 79. Vorwerk und Ziegelei Ramkau, 80. Rambau, 81. Rirthöftfche 
Blüfe, 82. Saspe, 83. Sasper Fiichermeifterei, 84, Silberhammer, Stahlfabrik, 
85. Schäferei, Vorwerk, 86. Schellmühle theilweife, 87. Schönfeld, 88. Schidlitz, 
Vorſtadt von Danzig, 89, Alt:Schottland, Vorſtadt von Danzig, 90. Neu-Schott- 
land, Vorſtadt von Danzig, 91. Schwabenthal, Hammer, 92. Schmargorzin, 
93. Stolgenberg, Borftabt von Danzig, 94. Strafhin mit Papier: und Mahl: 
mühle, 95. Strauhmühle, Pulvermühle bei Oliva, 96. Hoc: und Leg⸗Striis, 
97. Ziefenfee, zu Borchfeld, 98. Viereck, Puſtkovie, 90. Waldowo, Puſtkowie, 
400. Wolfsmühle zu Lefen, 101. Zullmin, 102. Zullminfches neues Vorwerk, 
An Waldungen des Sobbowitzſchen Forftberitts: 
1. Das Dlivafche Revier, mit Ausnahme eines Stüds von zwei Hufen, 2, bag Re: 
vier Matteblewo, 3. das Revier Neu:Schottland, 4. das Revier Spitalwalb, 
Was nun dad Gebiet des Freiftaated Danzig anlangt, fo wurde dafelbft 
der Code Napoleon eingeführt ?), welcher, nachdem der Freiflaat wiederum 
Preußen einverleibt worden, dem Preußifchen Rechte wich. Durch $. 11 
ber von der Drganifationd: Kommilfion erlafjenen Verf. v. 24. März 1814 
wurden die in den Preußifchen Staaten geltenden allgemeinen Gefege v. 
29. März 1814 ab wieder eingeführt ?). | 
Daß hierdurch auch das Ed. v. 11. März 1812 mit eingeführt worden, 
nahm man zuerft an und es wurde daffelbe unter Zuftimmung des Fürften 
Hardenberg zur Anwendung gebracht. Es bemerften; | 
a, dad R. des K. Min. d. Inn. (v. Shudmann) an die K. Reg. 
zu Marienwerter v. 17. Sept. 1814. 
Der Vorſchlag, melden das der Königl. Weftpreußifchen Reg. unterm 1. d. M. mit: 
etheilte gemeinſchaftliche Schreiben der Minifterien des Innern und der Quftiz an Ge. 
Durclaudht des Herrn Staats: Kanzler, v. 25. Zulid. 3. über die künftigen Verhält⸗ 


1) Publit. des Raths gu Danzig v. 17. Juni 1808. 
2) MWeftpreußifches A. BL. 1814, ©, 177. Danziger Intelligenz: Bl. 1814, Nr. 25. 
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niſſe ber Juben in Danzig enthält, ift bei weiterer Erwägung nicht genehmigt, fondern 
vielmehr befchlofien worden, das Ed. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerlichen Berhält: 
niffe aud; auf Danzig und deſſen Gebiet völlig anzumenden. 

Die K. Reg. hat daher darnach das Weitere zu verfügen, auch infonderheit die Zu: 
denſchaften der Danziger Vorftädte, bei welchen nody der befondere Grund eintritt, daß 
beren Wohnungen zum Theil in der Afche liegen, die Aufnahme in bie Stadt auf alle 

Alle nicht würde verfagt werden können, da fie nad der bisherigen Verſaſſung der 
abt Danzig ſich daſelbſt anſäßig zu machen befugt gewefen fein würden, dem gemäß 
auf die urſchriftlich angebogene, von S. Durdlaudt. dem Heren Staats⸗Kanzler hier: 
her remittirte Vorftellung v. 22, v. M. mit Refolution zu verſehen. 
Geinemann Anh. S. 16.) 
b. Das R. des Min. d. Inn. u. d. H. an die Reg. zu Marienwerder 


v. 7. Mai 1816: 

Was nun die Juden (in Danzig) betrifft, ſo können fie auf den Grund bes erworbe⸗ 
nen Staatöbürgerredhts und der Zulaffung zu den Gewerben in Danzig nur verlangen, 
ebenfo wie bie Chriften behandelt zu werben, denen fie gleichgeftellt worden find, 
haben aber keinen Anfpruch auf Begünftigung vor diefen. (Rod a. a. D. ©. 271.) 

c. Ebenfo dad Schr. der K. Reg. zu Marienwerder v. 29. Nov, 1814 
an den PolizeisPräfidenten v. Vegeſack zu Danzig. 

Ew. Hochwohlgeboren erwiedern wir auf das Schreiben v. 20. d. M. wegen ber zu 
ertheilenden Staats:-Bürger-Gertificate, daß nad) dem Ebd. v. 11. März 1812 die Quden 
in allen nicht beſonders ausgenommenen Fällen, auch Rüdfichts der privatrecdhtlichen 
Verhaͤltniſſe, den chriftlihen Bewohnern des Staats gleich geftellt find. Unter biefen 
Ausnahmen befindet ſich die Vorfchrift des $. 3 des Anhanges zum X, 8. R. nicht; mit- 
bin erlangen die Juden von nun an erft mit dem 24ften Jahre die Großjährigkeit. Zus : 
den, welche jedoch vor der Einführung des Juden-Edikts in Danzig das 20fte Jahr zu: 
rüdgelegt haben, find als großjährig anzufehen. Im Uebrigen läßt ſich wohl nicht erwar: 
ten, daß junge Jubenkinder aus Vernachlaͤſſigung ihrer Vormuͤnder nicht follten zur Auf: 
nahme als Staatsbürger angemeldet werben. — Diejenigen Minorennen aber, bie auf 
ihren eigenen Namen zur Aufnahme als Staatsbürger gelaffen werben, erlangen da— 
durch keinesweges bie Rechte der Großjährigen. (K och a. a. O. ©, 271.) 

d. Bald darauf aber ſprach das R. des Min. d. Inn. (Schuckmann) 
an die Reg. zu Danzig v. 10. März 1828 dad Gegentheil aus, auf Grund 


einer K. D. v. 8. Febr. 1818. 

Wenn die K. Reg. laut der Yeußerung in Ihrem Ber. v. 27. v. M. dafür annehmen 
zu müffen glaubt, daß den mit bem Preußifchen Staatsbürgerrecht verfehenen Juden bie 
Nieberlaffung in Danzig nicht verwehrt werden könne, fo irrt Diefelbe. Se. Maj. der 
König haben bei gelegentlicher Weranlaffung mittelft allerh. K. O. v. 8. Febr. 1818 zu 
beftimmen gerubt, daß das Ed. v. 11. März 1812 in den neuen und wieder erworbenen 
Provinzen nody nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in diefen Provinzen der status 
quo zur Zeit der Befisnahme bis dahin, wo die bürgerlichen Verhältniffe der dortigen 
Juden werden geſetzlich feftgeftellt werden, aufrecht erhalten werden foll. 

Zufolge diefer allerhödften Beftimmung hat die Wirkfamteit der den Zuben ber 
alten Provinzen durch das genannte Edikt verlichenen ftaatsbürgerlichen Rechte feither 
Bar auf die damaligen Gränzen der Preußiſchen Monardie eingefchränkt werben 
miüffen. 

e. Demgemäß erklärte ſich auch die Reg. zu Danzig in einem Schreiben 
v. 22. Juli 1831, als fie über die betr. Berhältniffe um Auskunft aufges 
fordert wurde. 

Dem K. Wohudbl. Land: und Stabtgericht erwiedern wir auf das Schreiben 
v. 1. d. M. in der Prozeßſache der Betty H. contra die Kinder erftsr Ehe des Iſaac H. 
und mit Bezug auf das Kefolut des Königl, Oberlandes: Gerichts v. 17. Juli 1831 und 
‚bie darin aufgeftellte Brage, daß das Ed. v. 11. März 1812 nach unferer Anſicht für 
Danzig noch nicht Geſetzkraft erlangt habe Denn es fehlt nicht nur hierzu an direkter 
Beftimmung des Gefehgebers, fondern es fteht einer folhen Annahme auch Rachſtehen⸗ 
bes enfgegen. Der Herr Staatskanzler Fürft v. Hardenberg fagte in einem, an bie ba- 
malige Smmebdiat:Drganifations:Kommilfion hierfelbit gerichteten R. 0.20. Zuli 1814: 
| Es bebürfe jedenfalls noch einer gefeglichen Beſtimmung darüber: ob den Juden in 

der Stadt Danzig mehr Rechte als fie bis dahin befeflen, und insbefondere die 
ftaatsbürgerlihen Befugnifle eingeräumt werden können, welche ihnen das ©. v. 
41. März 1812 in dem damaligen Umfange bed Preuß. Staats beilege. 

Zwar heißt es in einem R. bes Königl. Minifterii des Inn. v. 17. Sept. 1814: 
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Es fei beichloffen worden, das Ed. v. 11. März 1812 wegen. der bürgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe der Juden in Danzig und deſſen Gebiet völlig anzumenden, er. 
und es ift in fpäteren Beftimmungen berfelben Behörde, befonders in dem R. v. 8. Roy. 
4814. auf jene Allegate verwiefen, allein in bemt MR; biefes Koͤnigl. Minifterii v. 19. Febr. 
4819 ift gefagt: daß die allgemeinen Beftimmungen über die ftaatsbürgerlichen Berhält: 
niſſe der Juden in den neu alquirirten Provinzen, noch nit ergangen ſeien, und dieſe 
Verhaͤltniſſe daher vorläufig lediglich nad den zur Zeit der Befisnahme beftandenen 
Verhältniſſen beurtheilt werben könnten. Endlich heißt .es in’ dem R. des K; Min, des 
Inn v. 10. März 1820: at x ya 7 

Se. Mai. der König haben gelegentlich mittelſt allerh: K. DO; v. B8. Kebr. 1818 bes 
ſſttimmt, baß das Ed, v. 11. März 1812 in den neu unb wieder erworbenen Provin⸗ 
gen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr. in- dieſen Provinzen’ der status 

quo zur Zeit ber Befignahme bis dahin, wo die bürgerlichen Berhältniffe der dors 

tigen Juden werben geſetzlich feftgeftellt werben, aufvecht erhalten werben follte, 

— Danzig, den 22. Juli 1831, - 
a Königl. Preuß. Regierung. Abtbeilung bed Innern, | 

(Cfr. Acten des Land: und Stadtgerichts zu Danzig betr. den Iſrael Hirſchſohn⸗ 
ſchen Konkurs Vol. Sp. in ca Hirſchſohn etr. Hirſchſohn. Koch a, a. O. ©. 273.) 


Unter diefen Umfländen: twurde eine gefegliche. Entfcheidung der Frage 
dringend nothmendig, welche — | 


. dur die K. O. v. 25. April 1832 erfolgte, mitgetheilt dur R. ded 
Min. des 3. u. der Pol. (v. Brenn) an die K. Reg. zu Danzig, v. 
1. Mai 1832. | | 
Auf den Ber. ber K. Reg. v. 11. Febr. v. 3. und meine deshalb S. Maj. dem Kö: 
nige eröffneten Anträge * Allerhoͤchſtdieſelben unterm 25. v. M. diejenige A. K. O. 
an mid) zu erlaffen geruht, welche ich Derſelben anliegend (sub lit. a) abſchriftlich zu: 
fertige, um fie durch ihr Amtsblatt zu publiziren, und darnach zu verfahren. 

Da Ich aus Ihrem Ber. v. 6. d. M. erfehe, daß das Edikt über die bürgerlichen 
Verhältniffe der Zuden v. 11. März 1812 bei der Wiederbefignahme der Stadt Danzig 
dafelbft, unter Zuftimmung des Staatskanzlers, Fürften v. Hardenberg, in Anmwens 
bung gebracht worden ift, jo will Ic in Beziehung auf die Stadt Danzig und das Ges 
biet derfelden Meine Ordre v. 8. Auguft 1830 dahin mobifiziren: daß diejenigen Juden, 
welche gegenwärtig ihren Wohnort im rechtlichen Sinne dafelbft haben, für ſich und ihre 

amilien als mit dem Staatöbürgerrechteverfehen nad dem Gefeg v. 11. März 1812 auch 

ernerhin behandelt, und die Beſtimmungen v.8. Auguft 1830 auf fie nicht angewendet, 
felbige auch für berechtigt angenommen werben follen, fid) in die andern Provinzen und 
Ortſchaften, in welchen das G. v. 11. März 1812 verbindliche Kraft hat, überzufiebeln. 
Dagegen follen, bis die bürgerlichen Berhältniffe ver Juden in den neu= oder wieber 
erworbenen Provinzen vollftändig regulirt fein werben, die ftäbtifchen Behörden zu Dans 
zig befugt fein, andern Juden, fie mögen das Staatsbürgerrecht befigen oder nicht, bie 
Aufnahme zu verweigern. Juden, die das Staatsbürgerrecht nicht befigen, dürfen fie 
nur mit Einwilligung der Staatsbehörde aufnehmen, Ic, beauftrage Sie, wegen Aus: 
führung diefer Beftimmungen weiter zu verfügen, und die Aufnahme berfelben, in das 
Amtsblatt der Regierung zu Danzig zu veranlaffen. 

Berlin, den 25. April 1832. Friedrich Wilhelm. , 

. .. An den Staatsminifter Freiherrn v. Brenn. 
¶Ann. 17. ©. 446. Jahrb. Bd. 44. ©. 65. Gräff. 8b. 8. ©. 2.) 

Diefe durch das betr. Amtöblatt publicitte K. DO. wurde auch den Ve: 

hörden der alten Provinzen befannt gemacht durch dad R. des K. Min, des 
Run. u. d. P. (v. Brenn) v. 1. Mai 1833 an die K. Oberpräfidien zu 
Königäberg, Stettin, Berlin, Bredlau und Magdeburg. 
In der Stadt Danzig ift auf Veranlaffung des verewigten Herrn Staatskanzlers, 
Fürften v. Hardenberg, das Ebd. v. 11. März 1812 über die bürgerlihen Verhaͤlt⸗ 
niffe der Juden ohne befondere gefeglihe Publikation wirklich eingeführt, neuerlich aber, 
nad) Publikation der Alb. K. D. v. 8. Aug. 1830, gegen die Gültigkeit diefer Einfüh— 
rung Zweifel erregt worden. Auf meinen deshalb an des Königs Majeftät erftatteten 
Bericht haben Allerhöchfidiefelben die Sache dahin zu entſcheiden geruht: daß xc. *). 


1), Mie vorftehend. 
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Hiernach ift die K. Reg. zu Danzig befchieben worden. 

Em. Exc. erfuche ich aber, auch die (Übrigen) Regierungen der Ihnen anvertrauten 
Provinz hiernach mit Anweifung zu verfehen, damit vorfommenden Falles den jüdifchen 
Staatsbürgern aus Danzig, ‚wenn fie fid in einem Orte, in weldem das G. v. 
‚ 11. März 1812 gilt, niederlaffen wollen, fein Hinderniß in den Weg gelegt werbe. 


— iſt der zeitige Zuſtand der Juden in Danzig und deſſen Gebiet 
olgender: Ä J 

Das Edikt, betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden v. 11. 
März 1812 finder auf die jüdiſchen Einwohner des alten, Preußiſch geblie— 
benen Danziger Weichbildes feit 3. April 1812 nach feinem ganzen Inhalte 
Anmendung. | es 

Auch diejenigen Juden, welche am 25. April 1832 in der Stadt Danzig 
und dem alten Gebiete des vormaligen Freiftaates ihren Wohnfiß im recht: 
lihen Sinne batten, follen für fi und ihre Familien nad) dem Gefepe v. 
11. Mai 1812 auch fernerhin behandelt werden. 

‚Sie find daher auch berechtigt, fich in die anderen Provinzen, in’ welchen 
das gedachte Gefeß verbindliche Kraft hat, überzufieden. 

Dagegen follen, bis die bürgerlichen Verhältniffe der Juden in den neu 
oder wiedererworbenen Provinzen vollftändig regulirt fein werden, die flädti- 
fhen Behörden zu Danzig befugt fein, andern Juden, : fie mögen dad 
Staatöbürgersecht befigen oder nicht, die Aufnahme zu verweigern. 

Juden, welche dad Staatöbürgerreht nicht befißen, dürfen fie nur mit 
Einwilligung der Staatöbehörde aufnehmen. 

Nach diefer Sachlage Fönnte ed möglich fcheinen, daß es au) in Danzig 
und deſſen Gebiet noch Juden geben fönne, die nit nah dem Ed. v. 
1. Mat 1812 zu beurtheilen, nämlich diejenigen, nach dem 25. April 1832 
aufgenommenen, Zuden, welche aus einem Preußiichen Landestheile foms 
men, wo den Juden das Staatöbürgerrecht nicht zufteht, oder auch die aus 
dem Auslande fich in diefem Zerritorio neu anfiedelnden Juden ). Allein 
man muß annehmen, daß die fpezielle Erlaubniß, die ih der Staat 
für folhe Fälle in der K. O. v. 25. April 1832 vorbehalten hat, eben zu 
dem Zwecke eingeholt werden folle, damit fih die Behörde darüber enticheide, 
ob durch die Erlaubniß der Niederlaffung dad Staatöbürgerrecht dem 
betreffenden Juden ertheilt werden folle, oder nicht. Daß dies die Anficht 
jener K. O. fei, ergiebt fich theild aus dem allgemeinen Grundfaße, daß 
durch die Anfiedlung an irgend einem Orte dem nunmehrigen Bewohner 
diefelbe ſtaatsrechtliche Stellung wird, wie den übrigen Ortsbewohnern 
feiner Kategorie; nicht minder aber durch einen Blid auf die praktifche 
Nothwendigkeit diefer Annahme. 

Der Staat kann zur Noth und mit großen Umftänden einer Klaffe 
von Bewohnern in einem einzelnen Zerritorio eine befondere Haatörechts 
liche Stellung anmeifen, aber er fann dies nicht in Betreff einzelner 
Perſonen, weil dies praftifh unmöglich if. Weder in Danzig und Ind» 
befondere noch viel weniger außerhalb Danzigd, können ‚die Behörden 
bei den einzelnen Adminiftrativ: Akten, auf welche die betreffende ftaatd: 
rechtliche Stellung von Einfluß, z. B. bei Paßertheilung u. dergl., wiſſen, 
ob ein Sadividuum nach oder vor dem 25. April 1812 fih in Dan» 
zig angefievelt habe, und ed müßte, um jene ganz unnüge Maßregel Durch» 
juführen, jeder einzelne Jude diefer Kategorie ein für allemal unter polt« 
-zeiliche Auffiht genommen werden, während ed doc für den Staat viel 


1) Koch a. a. O. S. 271 nimmt dies in ber That an. Ä 
Theil VIII. Bo.a. Die Berhältniffe der Juden. 19 
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einfacher wäre, wenn er dem betr. Individuum die Anſiedelung in Danzig 
nicht geftattete, fofern er diefelbe dem Ganzen für nachtheilig erachtet. 

Es ergiebt ſich ſonach als Refultat, daß auch diejenigen jüdifhen Indie 
viduen, welche biöher nicht dad Staatöbürgerrecht gehabt, fobald. fie mit 
befonderer Erlaubniß des Staates ſich im Danziger Verritorio anfiebeln, 
nach dem Ed. v. 11. Mai 1812 zu beurtheilen find, letzteres mithin unbe: 
dingt für alle Juden diefes Territorii gelte. 


Dritter Abfchnitt. 


Staatörehtlihe WVerhältniffe der Juden im Großherzog: 
tbum Pofen. 


Erftes Kapitel. | 
Darftellung der früheren Verhältniffe '). 


David Friedländer, über die Berbefferung der Söraeliten im König: 
reich Polen. Berlin 1819, Nikolai. 

Krünig Encyelopädie Thl. 31. S. 336. 355 flo. 

Ueber die polnifhen Juden und ihre frühere Gefchichte, im Tübinger 
Morgenblatte 1831. Nr. 111. 112. 116. 117. 
die Juden in Polen. Heidelberger Jahrbücher. Jahrgang IX. 

eft 3. 

Bericht ded Dberappellationd» Gerichtd zu Pofen v. 30. Juni 1819, 
Sahıb. Bd. 14. ©. 9. 

Hugo Dezius, über die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden im Groß: 
herzogthum Pofen und im Kulmer Lande, nebft Vorfchlägen zu ihrer Ber 
befferung. Marienmwerder 1830. Baumann. 


Das erfte allgemeine Geſetz über die Juden in Polen ift die Judenord— 
nung des Herzogs Boleslav von Polen, aus Kaliſch vom Montag nad) 
Mariä Himmelfahrt 1264 *). Wenn die Genauigkeit der Gefeggebung 
ald Beweis von Kultur anzufehen, fo war Polen damald den deutfchen 
Ländern voraus ?), Daß in Polen fchon zu jener Zeit die Verfolgungen 
der Zuden begonnen hatten, ergeben mehrere Beftimmungen jener Bers 
ordnung. Wenn ein Zude in der Naht um Hülfe ruft, und ihm feine 
hriftlihen Nachbaren nicht beiftehen, foll ein jeder von ihnen 30 Solidos 
Strafe erlegen. Es fei, fagt ferner der Herzog, den Juden in ihrem Ge: 
feß geboten, fich des Blutes zu enthalten und fhon darum nicht zu glaur 
ben, daß fie Chriftenblut gebrauchten. Er verbietet daher fie deffen zu bes 
fhuldigen. Wenn aber dennoch ein Chrift einen Suden ded Mordes eined 
chriſtlichen Kindes anklagen follte, fo fol er den Juden mit ſechs Zeugen, 
drei Chriften und drei Juden überführen, und wenn er diefen Beweis nicht 
vollführet, der Jude aber überdem fich eidlich reinigt: fol er (die allgemeine 
Strafe der falfehen Anklage) diefelbe Strafe erleiden, welche den Juden 








1) Es erſtrekt ſich diefe Darftellung gleichzeitig auf die fammtlichen von Polen 
an Preußen gekommenen Länder, insbefondere alfo aud) auf die im dritten Ka⸗ 
pitel gegebenen Berhältniffe der Juden in den zu Weftpreußen gehörigen Diftrif: 
ten, bem Kulm: und Michelauer Kreife und der Stadt Thorn mit Gebiet, da 
diefe bis zu der V. v. 1. Juni 1833 gleiche Schictfale mit dem Großherzogthum 
Pofen hatten. 

”) Abgedrudt bei Kortum: Weber Judenthum und Zuben. Nürnberg 1795. 

*) Vergl. die allgem. biftor. Einleitung ©. 1flg, und die hiftor. Einleitung, Schles 
fien betreffend, ©. 215 flg. 
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wolrde getroffen haben, wenn er der That überwieſen worden wäͤre. Es 
wird, den Juden ber Handel mit Lebensmitteln geftattet, und ihnen -alles 
zum Pfand anzunehmen geftattet, Kirchengeräthe und mir Blut befledte 
Kleider ausgenommen; fie follen irgend höhem Zoll geben, als andere 
Bürger der Stadt, worin fie wohnen. 

Kafimir der Große, in den Feſſeln der ſchönen Efiher, beftätigte diefe 
günftigen Gefete im Jahre 1343 und eben fo im Zahre 1505, wenn gleich 
mit einigen Einfchränfungen, König Alexander. 

In Folge diefer Gefehgebung bildete fich nirgend fo vollftändig wie in 
Polen ein organifirter jüdifcher Staat im hriftlihen. Es war derſelbe in 
Provinzen getheilt, welche ihre Landtage hatten und einen Deputirten 
wählten. Diefe kamen in Warfchau zu einer „Generalität“ zufammen. An 
ber Spite der Juden ftand ein von dem Staate beftätigter Marſchall, der 
alle ſechs Jahre von Neuem gewählt wurde und die Angelegenheiten der 
Juden fowohl nach innen ordnete, als gegen den Staat vertrat. Die 
Rabbiner hatten die Jurisdiktion fowohl in Sachen der Juden unter fich, 
ald auch in einzelnen Sachen der Zuden mit Ghriften. Erſt unter dem 
legten polnifhen Könige, Stanislaus, wurden jene jüdifchen Landtage 
und Marfchälle, fo wie viele andere jüdifche Privilegien aufgehoben. 

Als Preußen bei den Theilungen Polens in den Sahren 1772, 1793 und 
1795 einen großen Theil deffelben fich aneignete, forgte ed für die Juden 
durch allgemeine Gefeßgebungen. 

In dem 1772 von Polen abgeriffenen Gebiete, welches jeßt die Provinz 
Weſtpreußen bildet, wurde durch das Notifitationd» Patent v. 28. Febr. 
1772 da8 ©. v. 17. April 1750 !) eingeführt; für die Ländertheile, welche 
ſich Preußen in den J. 1793 und 1795 ameignete und ihnen die Bezeich- 
nung Süppreußen und Neu: Oft: Preußen beilegte, erfchien unter dem 17. 
April 1797 ein befonderes General: Zuden:Reglement für Süd: und Neu: 
Oft: Preußen ?). 


— — — — — — 





I) ©, oben ©. 240 flo. nz sk A 
”) Lesteres foll nach Annahme von Hin, Verfügungeli noch gültig fein. Es nimmt 
nämlic auf baffelbe Bezug 

a) das R. des Min. des 3. u. d. P. v. 28. DE. 1825, Vergl. daffelbe 
Abthl. IV. Abfchn. I. Kap. IH, (Ann, IX, ©. 1054.) 

b) Eben fo fagt das oben (S. 128) gegebene R. deffelben Min. v. 21. Mai 
1827. Wenn aber das hier (im Großherzogthum Pofen) annoch zur An: 
wendung kommende GeneraljudenReal. für Suüd-⸗ und Neu: Dftpreußen v. 
17. April 1797 seqq. (Ann. IX, ©, 411.) 

Derfelben Anficht ift i 

e) das R. deffelben Min. v. 30. Dec, 1830, welches gleichfalls Abth. IV. 
Abſchn. 1. Kap. III, zu vergleichen ift, 

Endlich bemerkt 

d) das R. des Min. des I. u. d. P. (v. Brenn) v. 21. Mai 1832 an die K. 
Reg. zu Pofen. 

Aus dem Berichte v. 30. v. M. habe ich erfehen, welcher Zweifel der 
Königl, Reg. darüber beigegangen ift: ob den Juden die Erwerbung meh: 
rerer, Ghriften gehöriger Häufer zu geftatten fein diirfte? 

In dem Gen. Zudenreglement für Süd und NeusDftpreußen v. 17. April 
1797 finde ic) keinen Grund dafür, daß den Juden die Akquifition nur eines 
Haufes in den Städten geftattet fein folle, indem vielmehr im Kap. II, $.1. 
den Juden überhaupt nur die Erwerbung von ‚Grundftüden ohne Geneh— 
migung der Kammer verboten ift, mithin wenn die Konigl. Reg. ed dem 
Öffentlichen Beten angemefien findet, diefe Genehmigung auch zur Erwer: 
bung mehrerer Häufer zu ertheilen, nach dem Gejege ſich nichts dagegen erin— 
nern läßt. (XVI. ©. 435.) j 
Was nun das Großherzogthbum Pofen langt, fo unterliegt eö zunächſt Eei- 
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Dieſes nad) den damaligen Berhältniffen höchſt freifinnige Geſetz lautet: 


Kap. J. Bon dem, was in Anſehung der beizubehaltenden Juden 
und ihrer. Befchaffenheit zu beobachten ift. $. 1. Alle Juden, die zu den 
Zeiten, als Süd: und Neu⸗Oſtpreußen den Koͤnigl. Preuß. Staaten einverleibt worden, 
fi) in diefen Provinzen wohnhaft, oder in Dienften bei andern dafelbit etablirten Suben 
befunden haben, und fi nach Vorfchrift diefes Reglements ehrlich ernähren koͤnnen und 
und wollen, follen fernerhin nicht nur für ihre Perfonen, fondern auch für ihre aus: 
wärts noch nicht etablirte, fondern unter väterliher Gewalt ftehende, oder ſchon für ſich 
im Lande etablirte, und für ihre künftig zu ergeitgende Kinder, und derfelben Abkömm⸗ 
linge, wenn diefe gleich den Vätern reglementsmäßig Nahrung und Unterhalt griwerben 
können und wollen, im Lande geduldet und gefhüst werben. 


$.2. Diejenigen Juden hingegen, welche vor der Befignahme diefer Provinzen ihre 
Wohnung außerhalb gehabt, und damals nur als Fremder, um ihrer Geichäfte willen, 
fich in denfelben eine Zeit lang aufgehalten, öder als herumftreifende, mit feinem Wohn: 
fig verfehene und Bettelnde fich darin befunden haben, fo wie diejenigen, die ſich erſt 
nach der gedachten Beſitznahme darin eingefunden haben, muͤſſen, in ſofern nicht einem 
und dem andern, nad} beſonderer erheblichen Bewandniß der Umſtände, der, Schutz be: 
williget werben follte, vor dem 1. Okt. d. 3. das Land verlaffen, und wenn fie nach bie: 
ſem Zage fich betreten laffen, aufgeariffen und fortgefchafft, wenn fie aber hierauf ſich 
wieder einfchleichen, mit halbjährigem Gefängniß bei öffentlicher Arbeit beftraft, und 
hierauf mit der Verwarnung, im nochmaligen Kontraventiongfalle auf Lebenszeit: gefan: 
gen gefegt, und zu Öffentlichen Arbeiten angehalten zu werden, über die Gränze gebracht, 
auch in folchem Falle diefe Strafe an ihnen ohne Nachficht vollzogen werden. 


$. 3. Um bie gefhüsten Juden überjehen, und von den fich einfchleichenden, und un⸗ 
erlaubt im Sande ſich aufhaltenden, unterfheiden zu können, aud) die geſchuͤzten gegen 
deshalbige Anfechtungen zu fichern, fol 


a) ein genaues und vollftändiges tabellarifches Verzeichniß aller ſchutzfähigen Juden, 

nach ihrem Namen, Wohnörtern, Gewerben, Kindern und Gefinde beiderlei Ge: 
ſchlechts in jedem Kreife, und jeder fteuerräthlichen Infpettion aufgenommen, und 
an die Kammer -eingefandt, von berfelben aber, aus diefen Spezialtabellen eine 
Generaljudentabelle angefertigt werden. 


b) muß außerdem jeber jüdifche Hausvater alle Vierteljahr, wenn ſich in’ demfelben 
mit ihm und feiner Familie folche Veränderungen zugetragen haben, die in Verle— 
gung ihrer Wohnung nad) einem andern Ort, Abfterben des Eheweibes, Geburt 
oder Zod von Kindern, Abfchaffung oder Annehmung des Gefindes beftehen, diefe 
Veränderungen feiner Gutsherrfchaft, oder Obrigkeit anmelden, diefelbe folche Anz 
zeige, wenn der Jude auf dem Lande wohnt, dem Landrathe des Kreifes, und wenn 
er in einer Stadt wohnt dem Steuerrathe der Infpeftion zufenden, welche Anzeigen 
in eine Tabelle, nad dem ihnen von der Kammer zuzufertigenden Schema zu brin: 
‚gen, und berfelben vierteljährig einzufchicten find, damit die Vorgefallene Veraͤn⸗ 
derungen bei der jährlichen Generaljudentabelle bemerkt, und die jährlich einzufen: 
denden Subentabellen darnach Eontrollirt, auch bedürfenden Falls rektifizirt wer: 
den, und folchergeftalt der Perfonalftand der Schusfuden, nad) ihrer Qualität und 
Anzahl, fich bejtändig in gehöriger Richtigkeit und Ordnung erhalte. 

e) Soll jeder zu fhügender Jude mit einem Schugbriefe verfehen werden, außerdem 
aber muß aud), um biefelben gegen die Beeinträchtigungen der fich einfchleichenden 
unzuläfligen Zuden zu bewahren, fowohl der Hausvater als jedes feiner männtli: 
hen Kinder, weldes das zehnte Sehr zurückgelegt hat, und jedes männliche Ge: 

‚finde mit einem gebrudten bloß auszufüllenden, gegen 3 Gr. preuß. Schreibgebüh: 
ren und 1 Gr. zur jüdiſchen Schulkaffe, fonft aber unentgeldlich, von dem Land: 





nem Zweifel, daß jenes G. jedenfalls durd) die ®. v. 1 Juni 1833 aufgehoben 
fein würde, wenn es auch bis dahin gegolten hätte; dagegen wäre jene Anficht 
auch jest nod von der größten praktiſchen Wichtigkeit rücfichtlic der übrigen 
Gebietötheile, für die jenes G. v. 1797 gegeben, tnfoheen auf diefelben das ©. v. 
1812 nicht zur Anwendung kommt, alfo rudfichtlich der im Zilfiter Frieden abs 
getretenen Länder, von denen im folgenden Abfchnitte bie Rede tft. Daß je 
doc) jene Anficht des Minifterii über die Gefammtgefeßgebung, welche rückſicht⸗ 
lich der Juden in jenen Provinzen zur Anwendung zu He a Per irrige ift, 
— * folgende Darſtellung. Es ſtimmt hiermit überein Koch x a. O. 

+ + ote 15, ih, 


D 


a 


1 
* 


Sidetatechti Verhältn. d. I: im Großhetzogthume-Dofen. 205 


oder Steuerrath des Wohnorts zu ertheilenden Legitimationszettel ſich verſe | 
und denfelben wohl aufbewahren, infonderheit aber auf Reifen bei fich — * 
gewaͤrtigen, daß in Ermangelung dieſes Zettels er, bis er ſolchen beibringt, oder fich. 


fonft als ein gefhüster Jude ausweiſet, angehalten werden, und über die ſich da= 

„buch verurſachte Koften und nachtheilige Verfäumniß in feinen Gefchäften, bem, 
der ihn angehalten, dafür Einen Rthlr., für welchen, wenn diefe Geldbuße einen 
* oder Dienſtboten trifft, der Vater oder Dienſtherr haften muß, verlegen 
o 


8.4. Mit denjenigen Juden, die Feine Legitimationszettel haben, und nicht als ge⸗ 


fügte Juden ſich ausweifen können, muß ohne Nachſicht nach der Vorſchrift des g. 2 


verfahren, überdies au; aus berfelben Vermögen demjenigen, der ihren unerlaubten 
Aufenthalt im Lande entdeckt und angezeiget, nad der Beichaffenheit folhen Wermöd-' 


gens, eine Belohnung von Einem Rthir., wenn aber daffelbe dazu binreicht, von 3 bis 
5 Rthir. gegeben werben. E 

$. 5. Fremden Juden foll zwar zu erlaubten Handlungs⸗ und andern Gelegenheiten, 
der Eintritt ind Land, und der dazu nothwendige Aufenthalt verftattet fein. Wenn fie 
aber nicht als fträflich Agore angeſehen und behandelt werden wollen, müſſen ſie 

a) blos durch eines der Graͤnzzollämter einpaſſiren, und allen Eingang ins Land durch 
andere Oerter und auf andern Wegen vermeiden. 

b) Im Zollamte müſſen fie ein Atteſt der Obrigkeit ihres Wohnorts, daß fie daſelbſt 

“ wirklich etablirt find, vorzeigen, auch, wenn fie nicht mit eigenem Fuhrwerk reifen, 
wenigſtens 50 Fl. preuß. baares Gelb, oder für einen gleichen Betrag erlaubte 
Waaren bei fi führen, und diejenigen, bie dies nicht bewerkitelligen, von ber: 

Gränze zurüdgemwiefen werben. 

e) Müffen fie den Ort, wohin fie ſich ihrer Gefchäfte wegen begeben wollen, und bie: 
— maßliche Dauer ihres Aufenthalts zur Ausrichtung ſolcher Geſchäfte anzeigen; 
un 

d) wenn fie ſich ſolchergeſtalt ausgewieſen haben, mit einem Geleitsſchein des Zoll: 
—* worin die Umſtände ab b) et c) zu verzeichnen find, ſich verſehen. Wollen 

e aber ’ — 

e) blos nach einem fremden Orte hin- und durchreiſen, fo bedarf es zwar nicht ihrer 
ad b) et e) vorgefchriebenen Legitimation, fie müffen aber alsdann den fremden 
Ort, wohin fie fich begeben, und die Reiferoute, welche fie nehmen wollen, im Zoll⸗ 
amte anzeigen, weldyes darnach den Geleitsichein, gegen die bereits geordnete, zur 
Zollkaffe berechnende Geboͤhren, auszufertigen hat. 

$. 6) Jeder fremde Jude, welcher ſich ohne einen ſolchen Geleitsfchein im Lande betre: 

ten läßt, ſoll, ohne Rüdficht darauf, ob er auf Betteln, Haufiren und anderer unerlaubs 
ter That betroffen wird oder nicht, aufgehoben, und mit ihm nach der Vorfchrift des 
$. 2 und 4 verfahren werden. Es foll aber aud) 
$.7. ein mit einem Geleitöfchein verfehener fremder Zube, wenn er bei feiner bloßen 
Durchreife in ein fremdes Land außerhalb der angegebenen Reiferoute, im Lande her- 
umftreift, bettelt und handelt, oder ſchachert, imgleichen, wenn er bei feinem Aufenthalt 
im Lande zum Behuf feiner Geſchäfte, über die angegebene Zeit darin verweilt, oder an 
einen andern Ort im Lande fich hinbegiebt, und nicht von bem Land: oder Steuerrath 
der Stadt, in welcher er ſich aufhält, die fchriftliche, mit dem öffentlichen Amtsfiegel 
veriehene Bewilligung zum längern Aufenthalt, oder zur Reife und Verweilung in einer 
andern Stadt erhält, welche jedoch nicht ohne erhebliche, in der fchriftlichen Erlaubniß 
anzuführende Urfache, audy nur auf eine kurze zu benennende Zeit von 14 Zagen, höch— 
ſtens 4 Wochen ertheilet werben, muß eben fo, wie ein, ohne Geleitöfchein eingefchliche: 
ner fremder Jude angefehen und behandelt werden. 
$.3. Keinem fremden Juden fol zum Aufenthalt im Lande ein Geleitsfchein, 


a) überhaupt auf längere Zeit als vier bis höchftens ſechs Wochen, vom Dato feines 
Geleitsſcheins anzurechnen, 
b) zu feinen andern Gefhäften und Zwecken, A 
„als nur feine Verwandte zu befuchen, ſich von Krankheiten heilen zu laffen, Erbs 
ſchafts⸗ und Sculdangeleaenheiten abzumadhen, in freitigen Rechtsſachen, bei 
„welchen feine Gegenwart nothwendig oder zutraͤglich iſt, fremde einzuführen ers 
„Naubte Waaren zu verkaufen, und Waaren im Lande zum auswärtigen Debit eins 
„zukaufen, und auszuführen,” chen 
von den Zollämtern ertheilet werben, indem 
$. 9, niemals und auf feinen Fall ein folder Jude, neben den Gefchäften, wozu er 
feinen Geleitsfhein erhalten hat, im Lande Waaren einzukaufen, und wieder barin zu 


- 
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verkaufen, ober andere Gewerbe zu treiben ſich beigehen Laffen muß, und wenn er dawi⸗ 
ber handelt, gegen ihm als einen Eingefchlichenen, nach den vorftehenden Verfügungen 
zu verfahren iſt 

$. 10. Auf die Kontraventionen ber ſich einſchleichenden, und ber ihre Geleitsſcheine 
mißbrauchenden Zuben, find alle Obrigkeiten, infonderheit aber die Polizei und Kon— 
fumtionsfteuer= auch Zoll und Gränzoffizianten, verbunden, genau zu vigiliren, und 
wer ſich hierbei einer Nachſicht ſchuldig macht, foll dafuͤr empfindlich geftraft wer- 
ben. 

$. 11, Damit diejenigen Juden, welche fi zum Schuß im Lande qualifiziren, nicht 
übergangen werden, diejenigen aber, bie ſich im gegenfeitigen Fall befinden, nicht unbe: 
merkt im Lande verbleiben, fo foll jeder ſchuldig fein, fich von jelbft und unaufgeferdert 
vor dem 1. Dftober d. 3. bei der Obrigkeit feines Wohnorts zu melden, und zur Ver: 
zeichnung aller Juden im Lande auffchreiben zu laffen. 

Mer diefes unterläßt, foll nah dem 1. Okt. d. 3. für einen ſolchen, der nicht zum 
Schutz geeigenfhaftet ift, geachtet, und mit den Geinigen aus dem Lande geſchaft 
werden. 

um jeben Schusfähigen gegen ſolche ihm nachtheilige Folgen fiher zu ftellen, fol 
diefe Verfügung vier Wochen nacheinander, am jedem Sabbath, in allen Synagogen 
von den Rabbinen öffentlich befannt gemacht, und von benenfelben eine Anzeige, daß es 

eſchehen, an die Obrigkeit der Synagoge eingereicht werden, wie denn aud) jede Obrig- 

keit dem fih bei ihm in der beftimmten Frilt zur Aufzeichnung meldenden, auf fein 
Berlangen darüber, daß es gefchehen, ein kurzes Atteft zu ertheilen, diejenigen aber, die 
ſich in der gedachten Frift nicht gemeldet haben, werden, nach Ablauf berfelben bei eige: 
ner Verantwortung dem Landrathe, wenn es Juden auf dem Lande, und dem Steuer: 
rathe, wenn ed Juden in ben Städten betrifft, anzuzeigen gehalten fein foll. 

$. 12, Da die bisherige Art, nach weicher ein Jude den bei der Beſchneidung ihm ge: 

ebenen, und ben Vornamen feines Vaters führt, auch ſich allenfalld nad, einem will: 
ürlichen Ranten von feinem Wohnort oder Gewerbe beilegt, viele Verwirrungen macht, 
und zur Unterfchleifen Anlaß giebt, jo fol jeder Schugjude, außer feinem Vornamen, 
gleich den Chriſten einen Geſchlechtsnamen annehmen, ſich mit demfelben in allen feinen 
Geſchaͤften nennen und fchreiben, und diefer Geſchlechtsname von feinen Defcendenten 
männlichen Gefchlechts unveränderlich beibehalten und fortgeführt werben. 

$. 13. Ein jeder zu Schuß geeigenfchafteter Jude, der nicht in des Vaters. Haufe und 
deſſen Gewalt lebet, oder bei einem etablirten Juden dienet, fondern auf feine eigene 
Hand leben will, muß ſich zu einem den Juden nachgelaſſenen, unten zu beflimmenden 
Gewerbe widmen, und ſolches treiben. Wer diefes nicht thun, fondern von zufälligem 
Gewinn, aus. Aufträgen von andern, Schacherei, Kazienden und Berfuren, und Umfchlä- 
gen für ferne Rechnung leben will, foll im Lande, wenn er gleich fonft nad) den Erfor: 
derniffen des $. 2 fih zum Schuß qualifiziven möchte, nicht geduldet werben, 

$. 14. Kein Jude foll ohne erhaltenen Konfens und Traufchein fich verheirathen duͤr⸗ 
fen, und wer dawider handelt, feiner Schusfäbigkeit ohngeachtet, aus dem Lande ges 
fchafft, derjenige aber, welcher ohne Konfens und Trauſchein die Trauung verrichtet, 
in 50 Rthlr. Strafe genommen, das zweitemal diefe Strafe verdoppelt, und dag brittes 
mat derfelbe mit Verluft des Schutzrechts, aus dem Lande gefchafft werden. 


$. 15. Es foll aber feinem Juden, Konfens und Zraufchein zur Heirath anders gege: 
ben werden, ald wenn er 

a. ein 25jähriges Alter zuzüdgelegt hat, und 

b, außerdem zugleich ein Etabliffement oder Gewerbe, zum wahrfcheinlich ficheren 

Unterhalt für fi und feine Familie, nachweifen kann, und es foll 

von ber zweiten Erforderniß niemals, von der erften, oder dem 25jährigen Alter, 
aber nur aus erheblichen Urfachen, und wenn bem jüngern, durch Ausfegung feiner Hei: 
rath bis zum erlangten gefegmäßigen Alter, die Gelegenheit zu einem vortheilhaften 
Etabliffenent, oder zur beträchtlichen Verbefferung feiner Glüdsumftände, genommen 
werden würde, eine Dispenfation, gegen die unten beflimmten Gebühren ftattfinden. 

$. 16. Keinem Juden foll eine Ausländerin zn heirathen erlaubt fein, wenn fie ihm 
nicht ermweislich wenigftens 500 Rthlr. zubringt. 

$. 17, Die jest verheiratheten jüdifchen Dienitboten follen zwar gebulbet werben; 
wenn aber ein ſolcher Dienftbote wegzieht, oder mit Zobe abgehet, fo darf an beffen 
Stelle nidgt wieder ein deweibter Dienftbote angenommen werden, indem bergleichen, 
nad) dem Abgange der jest vorhandenen, nicht weiter erlaubt fein follen. 

Kap. I. Bon den Wohnorten und unbeweglihen Grundftüden ber 
Zuden. $. 1. Kein Schugjude darf nad) feinem Gutbefinden den Ort feiner Wohnung 
und Gewerbes wählen und yerändern, fondern biefes muß mit Einwilligung ber Kam: 
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mer geſchehen, und gleichergeflalt darf Fein Zube ein Grundftüd, ohne ſolche Einwillis 
gung kaufen und erwerben. 

8. 2. Die Juden welche jest auf dem Lande leben und Handlung treiben, follen zwar 
dabei, bis fie in Städten ihr Unterfommen und Fortfegung ihres Handels finden können 
und dahin werben gewiefen werben, ober bereits gewiefen find, bei ihrem gegenmwärtis 
jen Gewerbe belaffen werden, müſſen fidy aber in Anfehung deffelben, fo mie überhaupt 

in Anfehung beffen, was den Aufenthalt der Zuben auf dem Lande betrifft, nad) dem, 
was bieferhalb im folgenden Kap. feftgefest ift, achten. 

8. 3. Künftig hingegen follen diejenigen, welche kaufmännifches Verkehr und ftäbti: 
ſche Gewerbe treiben, nur allein in den Städten wohnen, und eigene Häufer befisen 
können, folglich keine derfelben auf dem Lande gebuldet werben. 

}, 4. Wer in der Stadt, wo er wohnt, ſchon ein Haus und anderes Grundftüd eigen: 
thuͤmlich befigt, fol daffelbe fernerhin behalten, jedoch wenn die Gebäude verfallen find, 
ſolche gehörig wieder herftellen, und beftändig in feuerfihern tüchtigem Stande erhal» 
ten, wenn es aber ein durch Brand, oder font wüft geworbenes Grundftüd und Platz 
ift, ſolchen mit einem Wohnhaufe nady polizeilicher Erforderniß und Vorfchrift bebauen. 

8.5. Wenn auch ein Schugjude in der Stadt einen, einem Partikulier zugehörigen, 
ober von bemfelben ihm abgetretenen ober verlaffenen Plasg, mit einem Wohnhaufe bes 
bauen will, und ſich kein chriſtlicher Bürger findet, ber diefes unternehmen will, fo foll 
ed ihm nicht nur nachgegeben werben, fondern ihm auch alle Wohlthat an Bauhülfs: 
geldern und fonftigen Vortheilen, welche den Ghriften, die dergleihen unternehmen, 
werben ausgemacht werben, gleich benfelben ſowohl in dieſem Kall, als in dem Kal, ber 
ihm Bu dem vorhergehenden $. freiftehenden Bebauung eines eigenthümlichen Plages, 
angebeihen. 

In allen Wohnhäufern aber, welche zu bauen einem Juden nadhgelaffen werden wird, 
muß berfelbe eine fchicliche Gelegenheit zur Soldateneinquartierung, nad) Anmweifung 
ber Obrigkeit, bauen und anlegen, weldyes auch in den fchon von Juden befeffenen Häus 
fern, wo ed Raum und andere Umftände zulaffen, gefhehen muß. 

$. 6. Die folhergeftalt von einem Juden zu erbauenden Häufer und andere von ihm 
auf vorhergängige Bewilligung der Kammer etablirte Grundftüde, foll derfelbe im erbs 
lichen -Befig und Eigenthum haben, folglich verfaufen, oder auf feine Erben und Ab: 
tömmlinge trandferiren Eönnen. Es verfteht ſich von felbft, daß er, und jeder jüdifche 
Befiser, von ſolchen Grundftücden alle Iandesherrliche, bürgerliche und gutsherrliche Ab: 
gaben und Laſten wie bie Chriften, bie ſich im gleichen Kalle befinden, tragen muß. 

$. 7, Wo etwa eine und andere Stadt ein nad) gefchehener genauen Unterfuchung wohl: 
gegründet befundenes Recht hat, daß die Juden nur in einem gewiſſen Revier wohnen 
dürfen, da fol diefelbe in ſolchem Rechte nicht beeinträchtigt werden, und demnach, was 
$. 5 verordnet ift, nur von folhem Revier ftattfinden. 

Dafern aber außerhalb dvemfelben wüfte Bauplaͤtze fein, und zu deren gehöriger Be: 
bauung eine Ghriften, fondern nur Juden fich verftehen möchten, da foll, jenes Privi: 
legii ungeachtet, jedoch nicht anders, als mit Einwilligung ber Bürgerfchaft, den Zu: 
den Bebauung und Bewohnung folder Stellen verftattet werben, wie denn auch, wenn 
die riftliche Bürgerfchaft, deren Intereffe hierbei eigentlich verfiret, zuträglich finden 
möchte, überhaupt von foldhem Recht abzuaehen, und die Zuben in der ganzen Stabt 
wohnen zu laffen, daffelbe nach wohlgeprüften Umftänden und Gründen fol aufgehoben 
werben koͤnnen. 

Kap. TH, Bon den Bewerben der Juden. $.1. Jeder fchusfähige Jude, 
welcher ſich auf ein Gewerbe anfegen will, kann es nicht anders, als mit vorhergehen: 
der Genehmigung der Kammer thun, und muß daher foldyes Gewerbe und den Ort, wo 
er ſich darauf etabliren will, feiner Obrigkeit, diefe aber dem Land» und Steuerrath ans 
eigen, welcher darüber mir Anführung der Qualifikation des Juden und ber übrigen 
h Erwägung zu nehmenden Umftände an die Kammer zu berichten hat. 

+2. Was die jest auf dem Lande wohnenden, und Hanbel treibenden anbetrifft; fo 
müffen biefelben, wenn fie bei dem Handel bleiben wollen, fobald fie Gelegenheit finden, 
oder ihnen verfchafft werden kann, und ihnen der Zermin, von weldhem an, Fein Zube 
weiter zum Handel auf bem Lande geduldet werden foll, befannt gemacht werden wird, 
ober bereits befannt gemacht ift, fid) vom Lande weg, und in eine Stadt begeben, bis 
dahin follten fie zwar als Handelsjuden auf dem Lande noch geduldet werben, fie bür- 


en aber 
a. nichts als Produkte des platten Landes, die ihnen von den Landbewohnern zuge: 
bracht werden, alfo nicht mittelft Haufirens auf dem Lande zufammen geſucht wer⸗ 
den müffen, einkaufen, und foldhe nicht unmittelbar in den Seepläßen, fondern 

, ‚nur in ben bortigen Landftädten weiter verhandeln. 
„Ds Keine andere, als folhe Waaren, die zum landwirthſchaftlichen Bedürfniß des 
gemeinen Mannes gehören, als Eifen und eifernes Wirthſchaftsgeraͤthe, Höker⸗ 
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waaren ꝛc., nicht aber Materialwaaren, ſeidene, wollene und andere Zeug- und 
Ellenwaaren, Weine und Sachen, die zum Luxus gehören, führen und verkaufen, 
auch die ihnen erlaubten Waaren nur aus den dortigen Landſtädten nehmen, auch 
die ihnen erlaubten Waaren nur in ihren Wohnungen verkaufen, und nicht bazu 
aus⸗ und herumtragen. 
c. Den Unterthanen nit Bier und Branntwein borgen, ober gegen ihre Produkte 
vertaufchen, und 
d. Eeine wucherlichen Umfchläge ſich zu Schulden Eommen Laffen; 
e. Alles Haufirens und Herumftreifens auf bem Lande und in den Städten zum Ein= 
und Verkauf. von Produkten und Waaren ſich fhlechterdings enthalten. 


Wenn ein Jude dawider handelt, fo foll der Betrag, weldyen ber andere Kontrahent 
aus einem foldyen Handel ihm wirklich fchuldig geworben ift, zwar ausgemittelt, vom 
Schuldner aber nicht an ihn, fondern an den Fiskus bezahlt, und er noch außer dieſem 
Verluft feiner Forderung, mit 5 bis 10 Rthlr. Strafe belegt, diefe Strafe im zweiten 
Kontraventionsfall verdoppelt, im dritten aber berfelbe feines Schugrechtes verluftig ers 
Härt, und über die Gränge gebracht werben. 

Sollte aber fein Schuldner die Zahlung der ausgemittelten wirklihen Schuld zu leis 
ften unvermögend fein, fo foll der Jude den Betrag der wirklichen Schuld aus feinem 
eigenen Vermögen, noch außer der Geldfirafe, dem Fiskus zu entrichten gehalten fein. 

Hat hingegen ein Jude wiber das vorgedachte Verbot ud c. einem chriftlichen Unter: 
tbanen Bier und Branntwein geborgt, oder gegen beffen Produkte vertauscht, fol des 
Juden Anfprud; wegen folder Schuld, weil der Unterthan dadurch gar nicht gebeffert 
worden, durdaus ungültig fein, und daraus weder zum Vortheil des Juden, noch 
für den Fiskus einiges Recht gegen den Schuldner ftattfinden, der Jude aber überdies, 
wie vorhin erwähnt worden, in 5 bis 10 Rthlr. Strafe genommen, diefe das zweitemal 
verboppelt und im dritten Kontraventionsfall derſelbe feines Schugrechts verluftig ers 
Härt, und über die Gränge gebracht werden. 

Die Hälfte ſowohl der dem Fiskus zufallenden Forderung als der Geldftrafe, in welche 
der Zube genommen wird, foll dem Denunzianten zufließen. 

Iſt der Zube, für dem Unterthan gegebenes Bier und Branntwein, durch von dem⸗ 
felben fchon erhaltene Produkte befriedigt, fo muß der Jude, außer der gedachten Strafe 
den auszumittelnden Werth ber für Bier und Branntwein erhaltenen Produkte, dem 
Fiskus bezahlen, und dazu angehalten werben. 


f, Verfteht es ſich von felbft, daß, fo lange den handelnden Juden noch auf dem 
Lande zu bleiben verftattet fein wird, diejelben außer ben obigen Einſchraͤnkungen, 
ſich allem, was wegen des Handels überhaupt, und auf dem Lande allgemein feft« 
gefegt werben wird, unterwerfen müffen. 

$. 3. Die den Schugjuben erlaubte Gewerbe und Nahrungsarten follen 


in faufmännifchem Handel, 
in Künften und Handwerken, 
in Aderbau, Viehzucht und Fuhrwerk, 
und in Handarbeit, um Lohn, 
beftehen. 
$. 4. Aller Handel und faufmännifches Verkehr foll künftig von ben Zuben, fo wie 
von den Ghriften, nur in Städten getrieben, und Eeinem auf dem platten Lande ver: 
ftattet werden. 
$. 5. Die Juden, welde zum Handel Konzeffion erhalten werben, follen benfelben 
zwar, wie hriftlige Kaufleute, mit allen erlaubten Waaren treiben koͤnnen, jedoch glei: 
hen Ordnungen, Pflichten und Einſchränkungen mit den hriftlichen Kaufleuten, unter: 
worfen fein, und dba bisher faft jeder Jude, theils gänzlich, theils neben feinem fonftis 
gen Gewerbe mit Handeln und Schachern fich abgegeben, fo foll künftig in jeder Stadt 
nur eine ſolche Anzahl, als fid) mir den hriftlichen Kaufleuten und Krämern vom Bun: 
del unterhalten können, dazu zugelaffen werden; wer aber nicht ald Kaufmann qualifis 
ziert, und ausdrücdlich Eonzeffionirt ift, alles Handels und kaufmaͤnniſchen Verkehres bei 
Strafe der Konfiskation der bei ihm gefundenen Waaren, und im dritten Kontraven 
tionsfall bei Strafe des Verluftes feines Scyuges, und Räumung des Landes ſich burdys 
aus enthalten, 
$. 6. Diejenigen die fi künftig dem Handel widmen, und dazu bie Konzeffion erhals 
ten, dürfen nicht außerdem noch ein Handwerk, oder ein anderes Gewerbe, bon welcher 
Art es fei, treiben, aud) müffen fie ihre Handlungsbücher, Rechnungen und andere Nach: 
richten, in deutfcher oder polnifcher, nicht aber in jüdifcher Sprache fchreiben und führen. 
$. 7. Des Hauſirens zum Ein: und Verkauf der Waaren, fowohl auf dem Lande als 
in ber Stadt, wo fie wohnen, und in andern Städten, müffen fie gleich den auf dem 
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Lande noch gebuldeten Juden bei-ähnlicher $. 2 geordneter Strafe fid enthalten, und es 
foU ihnen folhes nur auf den Sahrmärkten in ihrer und in’andern Städten erlaubt fein. 
8.8, Unter dem Haufiren find jedoch die Faͤlle nicht zu verftehen, wenn eine Gutsherr⸗ 
fchaft einem Juden auf dem Lande den Auftrag giebt, ihr gewiffe Waaren aus der Stadt 
u kaufen, und zu bringen, oder einen Handelsſuden aus der Stadt mit Waaren zu ſich 
inbeftellt. Damit aber diefe zur Bequemlichkeit der Gutsherrſchaften gegebene Erlaub⸗ 
niß nicht zum verbotenen Hauſiren gemißbraucht werde, fo muß ein folder in die Stabt 
geſchickte Jude mit einem Auftragszettel von ber Herrfchaft, worin bie einzufaufende, 
und der Herrfchaft zu bringende Waaren nach ihrer Dualıtät und Quantität zu benens 
nen find, verfehen werben, und die mitzunehmenden Waaren, und den Auftragszettel 
dem Konfumtions:Steuer:, oder Zollamte vorzeigen, um foldye unentgeldlich verfiegeln 
und ſich einen Paffirzettel ertheilen zu laffen. ’ 

Wenn ein Zube in der Stadt mit gewiffen Waaren zu berfelben hin zu kommen beftels 
let ift, fo muß berfelbe fich gleichfalls mit den der Herrichaft auf ihre Beſtellung zu brin= 
genden Waaren bei dem Konfumtions:-Steuer: oder Zollamte bes Orts, melden, wel: 

es unentgeldlich folde Waaren mit dem Amtöfiegel zu verfiegeln, und ihm einen Pafs 
irzettel zu ertheilen hat. Was die beftellende Herrfhaft von ſolchen Waaren nicht kauft 
oder ‚behält, muß er von berfelben verfiegeln laffen, und bei feiner Rüdkunft in bie 
Stabt dem Konfumtiond:Steuer:, oder Zollamte zur Deffnung des Siegels, und zur 
Reviſion der zurückgebrachten Waaaren vorzeigen. 

Wer ohne einen ſolchen Auftrags: oder Paffirzettel, ober aud mit unverfiegelten 
Waaren, oder auf Abmwegen betroffen wird, oder wer Waaren von anderer Art, als die 
Guts herrſchaft beftellt hat, 3. B. wenn feidene Zeuge verlangt worden, wollene Zeuge, 
Material: und Galanteriewaaren, bei fich führt, fol des Auftrags: und Paſſirzettels 
ungeachtet, als ein Haufirer beftraft werben, ö 

— 9. Auf Meſſen und Jahrmaͤrkten in den andern Koͤnigl. Provinzen, ſollen die 
Süd: und Neu-Oſtpreußiſchen Juden nicht anders, als mit den Ausnahmen, Einichräns 
tungen und Beftimmungen, welche ſchon feftgefest find, oder noch künftig werben fefts 
gefegt werben, und die allgemein befannt gemacht werben follen, handeln dürfen. 

$ 410. Außer dem Handel, nach den vorher verorbneten Beflimmungen, foll ben Zus 
ben nadhgelaffen fein, alle Künfte und Handwerke, jedoch nirgends anders, als in den 
Städten und auf dem Lande nur diejenigen Profeffionen, die daſelbſt erlaubt find, zu treiben. 

$. 11, Wer nicht jest ſchon ald Meifter ein Handwerk treibt, ſondern ſich erft darauf 
anfesen will, muß daſſelbe gehörig verftehen, und fich als ein tüchtiger Arbeiter in feis 
nem Metier burch cin von Arifttihen Sadjverftändigen unparteiifh, jedoch firenge zu 
beurtheilendes Meiſterſtück ausweiſen. Und wenn dergleihen Sadverftändige in der 
Stadt nicht vorhanden find, fo muß das Meifterftück in einer andern von dem Steuer: 
Path anzumeifenden Stadt, wo es an ſolchen Sachverſtändigen nicht fehlt, unter ihrer 
Aufficht verfertiget und von ihnen geprüft werben. 

$. 12. Ein jüdifcher Meifter fol die Befugniß haben, gleich einem chriftlichen, Lehr: 
burfchen und Gefellen zu halten, diefe aber müffen feine andere, als einlänbifche Juden 
fein, und es fol ihm nicht anders, als auf gegebene Erlaubniß von der Kammer, frei 
ftehen, Chriften in die Lehre und als Gefellen in Arbeit zunehmen, Auch follen bie jü- 
bifhen eben denfelben Ordnungen, Einſchränkungen und Pflichten, wie bie chriftlichen 
Meifter, unterworfen fein, und überdies neben ihrem Handwerk Fein anderes Metier 
und Gewerbe treiben, 

8. 13. Außer Künften und Handwerken, foll den Juden auch freiftehen, nüsliche Fa— 
briten anzulegen, und ihnen fogar alle Erleichterung zu deren Unternehmung angebeihen, 
wenn fie, wiees ihnen obliegt, jüdische Arbeiter dazu anlernen laffen und gebrauchen werben, 

$. 14. Durch Handel, Handwerfe und Fabriken wird indeffen neben den chriftlichen 
Kaufleuten, Handwerkern und Fabrifanten nur ein Theil der großen Menge Juden, 
ihren Unterhalt erwerben können. 

Um nun den übrigen gleichfalls fichere Gelegenheit dazu zu verfchaffen, foll ihnen 
nicht nur fernerhin verftattet fein, Brau= und Branntweinbrennereien imaleihen Kuh— 
. melftereien, und Kleine, mit eigenem Gefinde zu bearbeitende Adermwirthichaften von 
Gutsheren zu pachten, fondern aud Aderbau, Viehzucht und Kuhrwerf auf eigenen 
bäuerlichen Ländereien und Gütern zu treiben. 

8.15. Solche Ländereien und Güter aber müffen fie nicht von chriſtlichen Beſitzern 
auskaufen, fondern es follen ihnen abzubauende, und neu zu etablivende Stellen, mit 
fo viel Land und Zubehör, als zum Beitande einer Ländlichen Bauernfamilie erforderlich 
ift, eingegeben, ober zu afquiriren nachgelaffen, und die Unternehmer, weiche folhe Gü— 
ter und Höfe auf ihre Koften etabliren, mit gleihen Wohlthaten und Freijahren, mie 
hriftliche Koloniften und Neubauer, begnadigt werden. | 

8. 16. Denen, die foldhergeftalt auf den Landbau ſich anfesen, foll cs erlaubt fein, 
brei Jahre mit chriftlichem Geſinde zu wirthichaften, damit ihre Kinder und andere 
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Juden binnen diefer Zeit die Ackerarbeit erlernen können. Nach Ablauf folcher Krift 
aber follen fie bei Werluft ihrer Stelle, nicht anders als nur mit jübifchen Gefinde ars 
beiten und wirthſchaften dürfen. 

8. 17. Nach abgelaufenen Kreijahren follen fie, wie ſichs von felbft verftchet, zu allen 
Landesabgaben, Dienften und Pflichten, wie foldhe chriſtliche Unterthanen ihrer Art zu lei: 
ften haben, oder bei ihrer Anfesung mit ihnen ausgemacht werben wird, verbunden fein, 

Die Präftationen an die Grunds und Gutsberrn, unter weldyen fie ſich anbauen, 
- ia Freijahre in diefer Hinficht bleiben ihrem Uebereinkommen mit benenfelben 

erlaffen. 

$. 18. Da fic jest die mehreften Kruapachtungen in ben Städten und auf bem Lande 
in * Händen der Juden befinden, fo ſoll es zwar dabei annoch verbleiben. Es fols 
len aber 


a. folhe Krugpäcdter durchaus Eeinerlei Handelsverkehr treiben, fondern neben dem 
Herbergiren, und dem Bier: und Branntweinsfchant blos ſolche Waaren, bie zur 
Konfemtion der Reifenden erforderlich find, halten, folhe Waaren nicht anders, 
ald blos aus den Landſtädten nehmen, und fid) deshalb bei den von Zeit zu Zeit 
anzuftellenden Bifitationen mit Paffirfcheinen, ober zu haltenden Verfteuerungs: 
büchern legitimiren, ferner von bdiefen zum Genuß dienenden Waaren nichts an 
die Landleute, was diefe nach Haufe nehmen, und nicht im Kruge felbft verzeh— 
ren, verkaufen, auch 

b. Fein Bier und Branntwein an die Unterthanen verborgen, ober gegen berfelben 
Produkte vertaufchen, und wer damwider handelt, foll auf gleiche Art, wie wegen 
der auf dem Lande zur Handlung annoch gebuldeten Juden in dieſem Kapitel 8.2. 
lit, c. wegen unerlaubten Bier: und Branntweinborgens an Unterthanen, und 
Vertaufchens gegen Produkte Kap. III, sub e, verordnet ift, beſtraft werben, 
auch foll er den Unterthanen wegen feiner Korderung nicht verklagen diirfen. 

Vebrigens müffen fie ihre Krugmwirthfchaft nur mit jübifchen, und nicht mit 
chriſtlichem Gefinde führen. 

F. 19. Wer endlich nicht zu einem ftäbtifchen Gewerbe nad) den obigen Beftimmun: 
gen zugelaffen werden kann, auch nicht Tüchtigkeit, Mittel und Gelegenheit hat, auf 
dem Lande eine eigene oder gepachtete Wirthichaft zu unternehmen und zu treiben, muß 
feinen Unterhalt durd Dienen um Lohn und Beköftigung als Gefinde bei einem Chri- 
ften oder angefesten Schugjuden, oder wie Chriſten, die ſich in ſolchem Fall befinden, 
durch Arbeit und Tagelohn zu gewinnen fuchen, indem, da ihnen faft alle Nahrungs: 
quellen hriftlicher Bürger und Unterthanen eröffnet find, und es ihnen alfo an Gele: 
genheiten zur ordentlichen und ehrlichen Subſiſtenz nicht fehlt, ſchlechterdings nicht weis 
ter geftattet fein, und darauf genau vigilirt werben foll, daß ein Jude, ohne einer der 
— ihnen nachgelaſſenen Gewerbe- und Nahrungsarten ſich zu widmen, und der⸗ 
ſelben allein obzuliegen, ſich auf feine eigene Hand ſetze, und durch heimliche Schacherei, 
umſchläge, und ſogenannte Facienden, Auftraͤge von andern, Wucher, und dergleichen 
zufällige Mittel, die groͤßtentheils mit Betrug und nachtheiliger Beeintraͤchtigung an= 
derer verknüpft find, fich nähre und erhalte, Diejenigen vielmehr, bie ſich darauf be— 
treten laffen, follen ihres Schusrechts verluftig erklärt, und als gemeinſchädliche Mens 
ſchen aus bem Lande gefchafft werben. 

8. 20. Alle Zuden ohne Ausnahme, die ſich auf eine Kunft oder ein Handwerk an 
fegen, die Ader: und Landbau treiben, die bei andern als Gefinde dienen, und bie son 
der Handarbeit als Zagelöhner leben, müffen alles Einfaufens zum Wiederverfauf, und 
Oberhaupt alles Handelns und Schacherns durchaus fich enthalten, und darauf foll mit 
befto größerer Strenge geſehen und gehalten werden, als dadurch ſolche Juden nicht 
nur zu ihrem eigenen Nachtheil von ihrer ganzen Applikation und Aufmerkfamkeit auf 
das Gewerbe, worauf fie angefest find, und welches fie fonft nur als eine Nebenfade 
zu betreiben und zu vernadläffigen fid) gewöhnen würden, abgezogen werben, fonbern 
auch die hriftlichen und juͤdiſchen Kaufleute dabei verderben würden. 

$. 21. Wer alfo unter der erwähnten Art Juden nicht blos feine felbft gewonnene 
Produkte und verfertiate Arbeit verkauft, und nicht blos Sachen zu feinem eigenen Be: 
dürfniß einfauft, welches, wie fichs von felbit verfteht, jedem unbenommen ift, fondern 
Produkte oder Waaren von andern kauft, und wieder verfauft, wenn es gleich nur die 
geringfte Kleinigkeit wäre, foll fo, wie in diefem Kapitel $. 2. lit. e. wegen ber haufi: 
renden Juden verordnet ift, beftraft, und ſolchemnach die bei ihm vorhandene, zum weis 
teren Verhandeln eingefaufte Waare, Eonfiszirt, wenn aber diefelbe nicht mehr vorhan— 
den, der Werth davon dem Fiskus bezahlt, wenn hingegen der Käufer das Kaufgeld noch 
ſchuldig ift, folches für den Fiskus eingezogen, und dafern der Käufer dazu unvermögend 
fein follte, der Betrag des Kaufgeldes von dem Eontravenienden Juden beigetrieben, und 
überdies berfelbe in 5 bis 10 Thlr. Geldfirafe genommen, im zweiten Kontranentionde 
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fall fol dieſe befondere Strafe verboppelt, zum drittenmal aber derfelbe feines Schuß: 
rechts verluftig erfiärt nnd aus dem Lande gefchafft werben. 

$. 22. Damit auch der wucherlihen Uebervortheilung hriftlicher Unterthanen wirk⸗ 
fam Ziel und Maß aefest werde, fo follen von den Zuden auf dem Lande an einen Chri—⸗ 
ften Gelb oder Fruͤchte nicht außergerichtlich, fondern nur vor den ordentlichen Gerichten 
bes borgenden Schuldners geliehen werden, und biefe Obrigkeit ift verpflichtet, darauf 
zu ſehen, ob der Borgende bag Objekt, zu deſſen Schuldner er ſich befenret, ehrlich und 
vollftändig erhalten habe, oder erhalten werbe. Iſt diefes gefchehen, fo fol dem jüdifchen 
Släubiger gegen feinen Schuldner gleiches Recht wie einem Chriſten angedeihen. 

Aus einem außergerichtlichen Darleihungsgefch.ifte und Schuldkontrakt aber foll einem 
ſolchen jüdifchen Gläubiger gegen feinen chriſtlichen Schuldner feine Klage und fein 
Recht verftattet werden, fondern die von diefem zugeitandene Schuld dem Fiskus anheim 
fallen, außerdem aber ber Gläubiger nody um den Betrag berfelben beftraft, und wenn 
er hierbei eines böfen Wuchers überführt werben kaun, zugleich zum Verluſt feines Schutzes 
und zur Landesräumung verurtheilt werben. 

Uebrigens foll in den in diefem und dem vorbergehenden $. bemerften Kontraven: 
tionsfällen aleihfalls die Hälfte der Eonfiszirten Gegenftände und der Geldftrafen dem 
Denunzianten zugebilligt werben. 


Kap. IV. Bon ber Religiond und Ritualverfaffung ber Juden. 
$. 1. Die Juben follen nadı wie vor bei der freien Hebung ihrer Religion geihüst, und 
weber in ihren öffentlihen noch in ihren häuslichen gottesdienftlichen Gebräudyen ge⸗ 
ftört werben. 

Da aber diefelben bisher in einem großen Zwange und Drud ihrer Rabbiner geftan- 
den, welche ihre Stellen einander überbietend für übermäßige Summen zu Faufen, oder 
zu pachten gewohnt, und daber neben ihrem und der Ihrigen bequemen Unterhalt wegen 
folcher Koften ſich an ihren Slaubensgenoffen reichlich zu erholen bedacht gewefen, fo fol⸗ 
len zwar bie Gutsheren, welche Synagogen in ihren Städten zu haben, und die Rabbi: 
ner bei benfelben zu beftellen berechtiget find, bei ſolchem Rechte und der ihnen von dem 
anzufegenden Rabbiner gebührenden Rekognition, welche jedoch nicht, wie bisher viels 
fältig geſchchen, willkührlich Hoch, und nad) dem Anerbieten des Meiftbietenden genoms 
men werben muß, belaffen werden, 

In den Königlichen und geiftlichen Städten aber follen die vielen Synagogen nad} und 
nad) vermindert, und nur fo viele, als nach der Lokalität nnd der Menge der Juden noͤ— 
tbin fein werben, beibehalten, audy die bei diefen anzufegenden Rabbiner und nothwen« 
dige andere Synagogenbedienten, weldye in der Regel nur aus einem Vorfänger und 
Spnagogendiener beftehen können und müffen, nicht nur ohne Kaufgeld oder Pacht von 
ber Kammer beftellt, fondern auch aus einer Öffentlichen Kaffe als landesherrliche Offie 
zianten befoldet werben. 

$. 2. Es veriteht fich von felbft, daß zu folchen, und infonderheit zu ben Rabbinerftel« 
len verftändige, rechtſchaffene und der jüdischen Religion und Gefege kundige Männer, 
bei welchen jedoch außer diefen Eigenfchaften auch die Kenntniß der Deutfchen und Pol: 
nifchen Sprache im Reden und Schreiben, ſchlechterdings erforderlich ift, gewählt und 
beftellet werben müflen, und daß, wenn die@emeinde wider die Qualifikation eines auss 
erfehenen Subjekts erhebliche und gegründete Einwendungen vorbringt, darauf Rückſicht 
zu nehmen ift. 

8.3. Die Rabbinen überall follen vom 1. Juni d. 3. an fich Feiner, von fehr vielen 
bisher gegen ihre GBlaubensgenoffen fo fehr gemißbraudyten Gerichtsbarkeit weder in Ci— 
vil⸗ noch Religione=Ritual: und Kirchendisziplinfachen anmaßen, fondern alle darin ent: 
ftehende Streitigkeiten und Vergehungen bei den gehörigen hriftlichen Gerichten ange: 
bracht, erörtert und entfchieden, in fofern foldhes aber nach ihren eigenen, mit ihrer Res 
ligion in Verbindung ftehenden Gefegen gefchehen, und nad) denfelben, was erkannt ift, 
ereaguiret werden muß, bie Rabbiner des Bezirks zu ſolchen Sachen als ein feine Kennts 
niß in Rituale, Kirchen: und Disziplinarfachen, nad) jüdifchen Gefegen dem Gericht fups 
pebitiren, ver Beifiger von den chriftlichen Gerichten, die fich in ſolchen Sachen darnach 
ir haben, zugezogen werden, und die annoch zu beftimmende Gebühren bafür 
erhalten. 


$. 4. In Ritual: und Kirchendisziplinfachen foll kein Zube, ber für ſich und in feiner 
Wohnung gegen Glaubens: und Zeremonialfasungen etwas thut oder unterläßt, dark: 
ber angefochten, und mit Kirchenzenfur oder Strafen belegt werden, fondern fein Thun 
und Laffen hierin muß eines jeden eigenen Einſichten und Gewiffen anheim geitellet blei- 
ben, und nur, wenn jemand beim öffentlichen Gottesdienft die Gemeinde, ober außer: 
halb demfelben andere Glaubensgenoflen durch Außerliche den Glaubens- und Ritualvor: 
Schriften zuwider laufende Handlungen in Ausuͤbung ihrer Religion und gottesdienſt⸗ 
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lichen Gebräuche beeinträchtigt und ftört, daflır zur Verantwortung gezogen und geftraft 
werben Zönnen, welches jebody nad) dem vorftehenden $. bei dem behörigen chriſtlichen 
Gericht gefhehen muß. oe ) 3 

8. 5. Solchemnach werben auch den Rabbinen und ben VBerfammlungen mehrerer 
Rabbinergliebern der Gemeinde und Gefeßgelehrten die Beichließung und Ausübung des 
großen und Eleinen Bannes, das Verfagen des Oſternmehls und geſchaͤchteten Fleiſches, 
der Theilnahme am Gottesdienft in der Synagoge, und überhaupt alle öffentliche und 
beimtiche Auflegung und Erekution kirchlicher Zwangs⸗ und Strafmittel, bei 50 Thlr, 
Strafe für den erften Kal, und im Wiederholungsfall bei Verluft des Amts und Kort: 
fhaffung aus dem Lande unterfagt. 

$. 6. Damit die Rabbinen bei ſolcher Cinrichtung nicht an austömmlicher Subfiftenz 
Yeiden, follen fie ihre billige Gebühren und Emolumente in juͤdiſchen Givil: und Ritual: 
ſachen nadj einer davon anzufertigenden Zare, jedoch was diejenigen unter ihnen betrifft, 
die bei Synagogen in Eöniglichen und geiftlichen Städten angeftellet find, nur fo lange, 
bis fie in zureichende Befoldungen gefeßt fein werden, behalten, 

8.7. Da viele Synagogen mit Schulden, welche fie theils für fich ferbft, theils für 
ihre Gutsherrfchaft unter folidarifcher Haftung der Gemeinde aufgenommen haben, be: 
laftet find, und dieſe folibarifche Verbindlichkeit, vornehmlich den Wermögenden unter 
ihnen, befchmwerlich, auch felbft gefährlich ift, fo follen die Synagogengemeinben, fobald 
es thunlich fein wird, aus diefer Verbindlichkeit gefegt und zu dem Ende ni 

a) vor allen Dingen ſolche Schulden nad) ihrer Beichaffenheit und Größe genau aus: 
gemittelt werben. 

b) In Anfehnng derjenigen, welche fie felbft unmittelbar angehen, ift hieraus eine 
Repartition des jährlichen Beitrages eines Juden und ein Amortifationsplan zur 
Tilgung diejer Art Schulden anzufertigen. 

e) Die dazu zu fammlenden Beiträge müffen fiher aufbewahret, und zu nichts ans 
ders, als zur fucceffiven Abführung ſolcher Schulden verwendet werden. 

d) Von denjenigen Schulden aber, mweldye eine Synagogengemeinde für ihre Guts⸗ 
herrſchaft Eontrahirt, oder wofür diefelbe die Bürgfchaft übernommen hat, muß 
die Gutsherrihaft angehalten werden, biefelben durch die Zahlung oder durch 
ſolche Vergleiche mit den Gläubigern, vermittelft deren fie von ihrer beshalbigen 
Verbindlichkeit völlig entlaffen wird, zu befreien, und obgleich den Gutsherrn dazu 
nad Umftänden billige $riften zu verftatten find, fo find ſolche doch nicht zu lange 
auszufesen, und es ijt vielmehr darauf zu halten, daß die Synagogengemeinben, 
fobald und foviel ed nur immer thunlich ift, ihrer Verhaftungen für die Gutsherrn 
gaͤnzlich entledigt werben. 

Wie diejes zu bemwerfitelligen, und wie die Judengemeinden von den Gutsherrn für die 
fibernommene Schulden derfelben zu entſchaͤdigen fein, ift nad) der Berfchiedenheit der 
mit einander deshalb gemachten Verträge und anderer dabei vorfommenden Umftände 
zwifchen ihnen, wenn barüber fein von der behörigen Landesobrigkeit zu vermittelnder 
ober zu beftätigender Vergleich ftattfindet, im ordentlichen Wege Rechtens auszumachen. 


$. 8. Außer den Synagogenoffizianten follen keine andere Öffentliche Bedienten, als 
Schlaͤchter, Zrieberer, Krankenwaͤrter und Babefrauen künftig ftattfinden. 


$. 9. Inden Städten, mo ſich ein oder mehrere Zuben befinden, die das Schlachten 
als ein Handwerk und Gewerbe treiben, follen feine Schlaͤchter als öffentliche Bediente 
beftellt werden, indem bie jüdifchen Schlächter das Ausſchlachten und den Verkauf mit 
Beobachtung der deöhalbigen Vorfchriften für ihre Slaubensgenoffen neben ihrer Schlädys 
terprofeffion verrichten konnen. 

Wo aber dergleichen jüdifche Schlächter ald Handwerker nicht vorhanden find, fol der 
Judenſchaft, wenn fie aus einer bis dreißig Kamilien befteht, nur Ein Schlädhter,. wel: 
her zugleich das Zriebern oder Ausadern zu verrichten hat, und wo mehr als fünf und 
dreißig Kamilien wohnen, nicht über zwei Schlächter und einen Zrieberer zu öffentlichen 
Bedienten nachgegeben werden. 

Auf gleiche Weife ift aud) mit den Übrigen im vorhergehenden $. benannten dffentlis 
chen Bedienten zu verfahren. 

$. 10. Kein öffentlicher Bedienter ift ohne vorhergängige Anzeige am die Kammer, 
und ohne derfelben ausbrüdtiche Bewilligung anzunehmen, und es follen nur einbeimis 
che, nidyt aber aus andern Provinzen, oder gar fremde dazu vorgefchlagen und bemils 
ligt werden, damit die fchusfähigen Zuden im Lande, außer den ihnen verftatteten Ges 
werben und Rahrungsarten mehr Gelegenheiten zu ihrem Unterfommen finden. ! 

$. 11. Den Öffentlichen Bedienten foll es nicht erlaubt fein, außer und neben ihrer 
Funkt n noch mit foufmännifchem Verkehr und andern Gewerben ſich abzugeben. 

Will ‚indeffen die Zubenfchaft in einer Stadt aus dem Mittel der dafelbft Schon auf 
ein gewifies Gewerbe angefegten Glaubensgenoffen zur Erſparung der Unterhaltungstos 
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ften einen öffentlichen Bedienten annehmen, weil derfelbe die ihm zu übertragende Funk⸗ 
tion als eine Nebenbefchäftigung beftreiten Tann, fo fol diefes derfelben vergönnt fein. 
$. 12. Wenn ihre Xelteften abgehen, follen feine neue von ihnen gewählt und zur Bes 
ftätigung präfentirt, fondern ftatt derfelben aus dem Mittel der jüdifchen Bürger nach 
Verhaͤltniß ihrer Anzahl einer oder mehrere Stabtverorbnete, Bürgervorfteher, ober 
welchen Namen fonft die Repräfentanten ber Bürgerfchaft der Stadt führen, vom Mas 
giftraf nad) vorgängiger Genehmigung der Kammer in der Art und mit gleichen Pflich⸗ 
ten der chriftlichen Stadtverorbneten beftellet und verändert werden, und außer ber Funk⸗ 
tion von Stadtverorbneten infonderheit alles, wozu der Magiftrat in Anfehung der jü- 
bifchen Einwohner fie anweifen wird, zu thun und zu verrichten, aud) die gemeinfchaft: 
re derfelben vor den Magiftrat zu bringen, und zu betreiben verbuns 
en fein. 
8.13. Den Mängeln der Erziehung abzubelfen, follen in den am beften fich dazu 
ſchickenden Städten und vorzüglich in denen, wo fid) Synagogen befinden, Öffentliche juͤ⸗ 
difhe Schulen angelegt, und 

a) die Schullehrer in denfelben vom Staat angeftellet und befoldet werben. 

b) Sind dazu ſolche Subjekte zu nehmen, die nicht nur die jüdifche Religion wohl 
| verftehen, und hierin das Vertrauen ber Judenſchaft des Orts haben, fondern aud) 
Deutſch und Polnisch lefen und fchreiben koͤnnen, und die gemeine Rechenkunſt vers 

ſtehen, indem der Unterricht darauf mit gehen muß. ! 

c) Wenn dergleichen Subjekte bei der erften Errichtung der Schulen im Lande nicht 
zu. finden, auch aus andern königlichen Provinzen nicht zu erhalten fein möchten, 
fo follen inmittelft, bis die Schulen mit hirlänglich tüchtigen Lehrern, zu dem ad 
b. bemerkten Unterricht werden befest werden können, ſolche dergeftalt eingerichtet 
werben, daß ein chriſtlicher Schullehrer in der Stadt, der es verfteht, einige Stun» 
den wöchentlich den juͤdiſchen Schülern in ihrer Schule im Deutſch und Polniſch 
Lefen und Schreiben und im Rechnen Unterricht gebe, ober bdiefelben bie dazu in 
der riftlihen Schule beftimmten Stunden mit abwarten, und darin gleich den 

| gahliaen Schülern diefe Kenntniffe und Fähigkeiten fich erwerben. 

d) Da die Juden noch fein bei dem Unterricht der Jugend in ihrer Religion und ben 

damit verbundenen Lehren zum Grunde zu legendes ordentliches Lehrbuch haben, 

fo fou für die Abfaffung deffeiben, und zwar in der Art, daß darin nicht nur bie eis 

entlihen Religionsfäge, fondern aud) die damit in unzertrennlicher Verbindung 
Ächenden, und aus jeder Religion fließenden Pflichten und Lebensregeln, ſowohl 
gegen die Glaubensgenoffen, ald gegen die Landesherrihaft, ſich felbft und alle 


Menfchen entbalten fein müffen, gejorgt werben. Diefes Lehrbuch, weldes zur » 


mehreren Beförderung der deutſchen Sprache in derfelben zu verfaffen ift, Toll, 
nachdem es in Anfehung der Religionsfäge verftändigen Männern ihrer Religion 
vorgelegt, und von ihnen gebilliget fein wird, in allen öffentlichen jüdifchen Schus 
len eingeführt, und darnad) die Jugend unterrichtet werben. 

e) Die Zuden in den Städten, wo öffentliche juͤdiſche Schulen fein werben, follen ver: 
bunden fein, ihre Kinder in diefelben zum Unterricht zu fchiden, und nur den Ju⸗ 
den auf dem Lande und in Städten, wo Feine öffentliche Schulen find, verftattet 

“bleiben, für ihre Kinder Privathauslehrer, als ihre Domeftiten zu halten. 

8.14. Die öffentlichen jübifchen Schulen follen außer ben Rabbinern einer Synago⸗ 
genftabt und den juͤdiſchen Stadtverordneten dafelbft, in einer Stadt aber, wo feine 
Synagoge ift, außer den bloßen jüdifchen Stabtverorbneten, und einem oder zwei andern 
tühtigen Männern ihres Glaubens, unter eben berfelben obrigkeitlihen Auffiht und 
Direktion, wie die chriftlichen Schulen ſtehen. ' 


8,45. Weil die Töchter nicht fo vielen wiſſenſchaftlichen Unterrichts ats die Söhne 
bedürfen, fo follen fie dagegen in ihren Schulen außerdem zum Nähen, Spinnen, 
Striden, Knöppeln und andern nüglichen weiblichen Arbeiten, von darin geſchickten 
Frauensperfonen angeführet werben. ” 

Kap. V. Bon den Abgaben der Juden. $. 1. Die Juden find nad) ihrem 
Stande, Gewerbe und Befigungen zu allen Abgaben und Pflichten der chriftlichen Uns 
terthanen von gleihem Stande, Gewerbe und Befigungen verbunden, follen aber auch 
ein mehreres, wie diefe, nicht anders zu leiften angehalten, als in fofern fie die im Mir 
litairdienſt beftehende wichtige perfönliche Pflicht der chriftlichen Unterthanen nicht ers 
füllen tönnen, und außerdem die Regierung und Verwaltung des Judenweſens dem 
Staat befondere Arbeit und Koften verurfadt. 

6. 2. Anſtatt ſolcher dem Staat von ihnen entgehenden Pflichten, und wegen der ges 
dachten befondern Koften fol jeder im Schuß lebende männliche Jude ohne Ausnahme 
vom zurücdgelegten vierzehnten bis zum zurüdgelegten fechzigften Jahre feines Alters, 
jährlich 5 Fl. preuß, ober 1 Thlr. 16 Gr. Rekruten⸗ und Schutzgeld erlegen, 
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$.3. Das Präftationsjahe ſoll vom 1. Juni d. 3. an gerechnet, und wenn Jemand 
im Lauf ſolchen Jahres ſein vierzehntes oder ſechzigſtes Jahr zurückgelegt hat, oder 
ſtirbt, das Rekruten- und Schutzgeld für das volle Jahr bezahlet werden. 

$. 4. Die Söhne, welche ſich im Unterhalt und in der Gewalt des Waters befinden, 
muß der Vater, fo wie die Diener und Knechte, die im Lohn und Brod ftehen, ihr Haus: 
wirth hierin vertreten, und für biefelben das Rekruten- und Schuggeld bezahlen, woge⸗ 
gen dem Hauswirth unbenommen ift, ben Miethstontrakt mit feinem Diener ober Knecht 
darnach einzurichten, und wenn berfelbe vor erlegtem Rekruten⸗ und Schutzgelde von ihm 
zieht, fi wesen folder Abgabe an feinem Lohn, oder feiner Habfeligkeit gegen ihn vors 
zufeben, indem auf alle Fälle diefe Abgabe vom Hauswirth beigetrieben werden foll, und 
es feine Schuld ift, wenn er ſich dieferhalb gegen ben Diener und Knecht nicht ficher ge: 
ftellt hat, alfo feinen Regreß an ihn nicht nehmen ann. 

$.5. Wer zur Zeit der Erlegung des Rekruten: und Schusgeldes verzeifet, ahne den 
Seinigen das Geld zur Zahlung zurüdgelaffen zu haben, imgleichen der ledige Jude, 
welcher zu ſolcher Zeit fich verſteckt hält, um feiner Schuldigkeit auszumeichen, ſoll zur 
Strafe das Rekrutene und Schußgeld, das erftemal doppelt und zweitemal vierfach erle= 
gen, das dbrittemal aber feines Schugredhts verluftig erklärt werben, und das Land raͤumen. 

$. 6. Wenn ein Jude ſich in den Militairdienft begiebt, und eingeftellet wird, fo ſoll 
besfelbe, fo lange foldyer dauert, vom Rekruten- und Schusgelde befreiet fein, auch 
wenn er im Dienfte invalide geworden, und daher feinen Abfchied erhält, davon für 
feine Perfon beftändig befreit bleiben. 

$. 7. Außer der allgemeinen Abgabe des Rekruten- und Schutzgeldes foll jeder auf ein 
gewiffed Gewerbe angefegter Jude oder Hausvater einen mäßigen, annoch zu beftim> 
menben Beitrag zur Befoldung der Synagogenbedienten und der öffentlichen Schulleh⸗ 
rer thun, welches defto billiger ift, da diefes zu ihrem eigenen Nugen und Beften ge: 
reicht, und an fehr vielen Orten die chriſtlichen Einwohner ebenfalls die Koften zu ihren 
Bebürfniffen von gleicher Art aufbringen. - 

Daher jollen auch diefe Beiträge zu keinen andern, ald zu den Zwecken, wozu fie be: 
fiimmt find, verwendet, und es muß über die Einnahme und Ausgabe derfelben, um 
ſolche beftändig nachweifen zu können, befondere Rechnung geführt werben. 

2 8. Für die vorftehenden Abgaben und Beiträge follen die Juden in Suͤd⸗ und Neu⸗ 
Dftpreußen nicht wie in andern Königl. Provinzen in solidum haften, und bie Vermoͤ— 
en nicht die Unvermögenden übertragen, fondern jeder nur für fich felbft, und bie 
hm obliegende Präftation in der oben vorgefchriebenen Art verpflichtet fein. 

$. 9. Der heirathende Zube muß für den Zraufchein, ohne welchen er nicht getraut 
werben darf, an das Potsdamſche Militair-Waifenhaus, 

wenn er zu 100 Rthlr. bis zu 300 Rthlr. Vermoͤgen gefhägt wird 4 Kthie. 

- wenn fein Vermögen über 300 Rthlr. bis 800 Rthlr. geſchätzt wird 3 Fe 

und bei feiner Vermoͤgensſchaͤtzung über 800 Rthlr. 5 Rthlr. 

außerdem aber nach Verhältniß eben fo viel, und zwar die Hälfte davon an die vorges 

feste Krieges= und Domainentammer, die andere Hälfte aber zur jüdiſchen Schulkafle, 
und in allen vorftehenden Källen 5 Rthlr. Stempeljura erlegen. 

$. 10. Wer vor zurücdgelegtem 24. Jahr feines Alters die Erlaubniß zu heirathen 
erhält, muß für ſolche Dispenfation befonders 30 Rthlr. erlegen. 

In allen andern Vorfällen, wo Ausfertigungen für Juden geſchehen, foll von ihnen 
dafür nichts mehr, ald was die Kanzleigebührentare mit ſich bringt, gefordert wer⸗ 
den. (Stengel Bd. 4. ©. 180 flg. Auch befonders erfchienen, deutſch und polniſch. 
Breslau bei Korn.) 


Diefes Gefeg galt in Süd» und Neu: Oft: Preußen bid zum Kilfiter 
Frieden v. 12. Zuli 1807. 

Durch diefen verlor Preußen die in Folge jener drei Theilungen Polens 
ihm in den Sahren 1772, 1793 und 1795 zugefallenen Ländertheile mit 
Ausnahme von Ermeland und einem ſchmalen Striche von Wefipreußen, 
ber * Verbindung der Neumarkt und Pommerns mit Oſtpreußen belaſſen 
wurde. 

Es wurden dieſe Länder verwendet, um Rußland ) und dad von Napo— 
leon neu kreirte Herzogthum Warſchau zu dotiren. 


1) Rußland Preußens Berbündeter, verfchmähte es nicht von dem unglüdlichen 
Bundesgenofen den Bialyjtoder Kreis mit 400,000 Menſchen abgetreten zu 
erhalten. 
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Durch die Konſtitution des letzteren v. 22. Juli 1807 wurde, ohne daß 
in Anfehung der Juden eine Ausnahme gemacht, im $. 4 beftimmt, daß 
vor dem Geſetze volllommene Gleichheit flattfinde und im $. 69 wurde 
das franzöfifhe Recht, mit Aufhebung aller früheren Gefege, für dad bürs 
gerliche Recht erklärt. Sonach war hierdurch audy dad ©. v. 17. April 
1797 und die Geſetzgebung, welche im Netzdiſtrikt, wo erftered Geſetz nie 
publizirt worden !), gegolten hatte, aufgehoben, und e& waren ferner hier 
durch den Juden alle politifche und bürgerliche Rechte eingeräumt. 

Schon durch die V. v. 17. Okt. 1808 wurden jedoch die politifchen 
Rechte der Juden auf zehn Jahre fußpendirt und auch in Betreff der bürs 
gerlihen Rechte mehrere Ausnahmegefege gegeben, deren Darftelung in 
dem folgenden Abfchnitte IV. zu vergleichen iſt 2). 

Als im Sahre 1815 das Herzogthum Warſchau aufgelöft wurde, fiel 
durch den Parifer Frieden ein Theil der ehemals preußifchen Provinzen, 
wieder an Preußen zurüd, nämlich die zu Weſtpreußen gehörig geweſenen 
Diftrifte; der Kulm: und Michelauer Kreid und die Stadt horn mit Ge 
biet, welche, eritere in den Gränzen von 1772, — wiederum zur Provinz 
MWeftpreußen geichlagen wurden; dann ein Theil der zu Sübpreußen ges 
hörig gemefenen Diftrikte, aus welchen nunmehr wiederum eine befondere 
Provinz unter dem Namen eines Großherzogthums Pofen gebildet 
wurde. Der größere Theil von Südpreußen und mit fehr geringer Aus: 
nahme dad ganze Neu» Oftpreußen famen an Rußland. 

Durch Patent v. 9. Nov. 1816 ?) wurde dad L. R. und die A. G. O. 
ftatt des franzöfiihen Rechts in die mit der Provinz Weftpreußen vereinig- 
ten Diftrifte wieder eingeführt und durch Patent v. 9. Nov. 1816 *) wie: 
derum die Preußifchen Gefeße in dad Großherzogthum Pofen, ohne daß 
die befonderen Rechte und Gewohnheiten, weldye durch das Herzogthum 
Warſchau aufgehoben, wieder zur Anwendung fommen follen ?). 

Sn Anſehung der Berfaffung (des inneren Staatsrechts) verblieb es bei 
der bisher beftehenden, wie dies fchlieglich durch die K. D. v. 8, Aug. 1830 
audgefprochen wurde °). 

Demgemäß blieb in den zum Herzogthum Warſchau gehörig gewefenen 
Ländern die von diefem Staate gegebene Berfaffung der Juden in voller 
Gültigkeit, bis fie durch die blos für dad Großherzogtum Pofen gegebene 
V. v. 1. Suni 1833 in dem leßteren aufgehoben wurde 7). 

Bevor nun zur Darftellung diefer neuen Verhältniffe Übergangen, wird 
es nöthig, die Gränzen zwifchen dem Großherzogthum Pofen, für welches 
das Geſetz allein gegeben, und den Theilen von Weftpreußen, in welchen 
noch die frühere Verfaſſung gilt, genau feftzuftellen. 


2) Vergl. hierüber das R, des Min. des 3. und der 9. v. 20. Dec. 1830. Abth. IV. 
Abfchn. I. Kap. III. 

2) Im Kulm: und Michelauer Kreife nämlich und der Stadt Thorn mit Gebiet 
fteht dieſe Herzogl. Warfchauifche Verfaffung noch heute in Gültigkeit, während 
ihr im nn Poſen durch die V. v. 1. Zuni 1833 derogist ift. 

2) G. S. 1816. ©. 217. 

«) &, ©. 1816. ©. 225. 

5) $. 2. ber legteren V. 

8) ©, hierüber den vorigen Abfchnitt. Es ergiebt fich aus biefen beiben, auf bes 
ftimmte Verordnungen bafirte Säge, daß weder in privatrechtlicher, noch: in 
ſtaatsrechtlicher u in ben Länbertheilen, die zum Herzogthum Warfchau 

ehört, von einer Gültigkeit deö Gen. Judenreglements v. 17, April 1750 und 
7. April 1797 die Rede fein kann. 
9% Vergl. die $$. 20. 27. des gebachten Gefeges. 
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Es wurben diefe 
1) durch das Patent v. 15. Mai 1815, wegen der Beſitznahme des an 

Preußen zurückfallenden Theiled des Herzogthums Warfchau beftimmt. 

> Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. | 

Vermoge der mit den am Kongreffe zu Wien Theil nehmenden Mächten gefchloffenen 
Uebereinkunft, find mehrere Unferer frübern polnifhen Befisungen zu Unferen Staaten 
zurüdgelehrt. Diefe Befisungen beftehen in dem zum Herzogthume Warſchau gekom⸗ 
menen Theile der Preußifchen Erwerbungen vom Jahre 1772, der Stadt Thoren mit 
einem für diefelbe neu beftimmten Gebiete, in dem jesigen Departement Pofen, mit 
Ausnahme eines Theils des Powitzſchen und des Peyferfchen Kreiſes; und in dem bis 
an den Fluß Proszna belegenen Theile des Kaliiher Departements, mit Ausfhluß ber 
Stadt und des Kreifes diefes Namens, 

Bon diefen Landſchaften Eehrt der Kulm: und Michelaufche Kreis in den Gränzen von 
1772, ferner die Stadt Thorn nebft ihrem neu beftimmten Gebiete, zu Unferer Provinz 
Weitpreußen zurüd, zu welcher audh, wegen des Strombaues, das linke Weichfelufer, jes 
doch blos mit den unmittelbar an den Strom grängenden, ober in deſſen Niederungen 
befindlichen Ortfchaften, gelegt wird. 

Dagegen vereinigen Wir die übrigen Landſchaften, welchen Wir von Weftpreußen 
den jeßigen Kronfchen und den Kaminfdyen Kreis, als ehemalige Theile des Netzdiſtrikts 
hinzufügen, zu einer befondern Provinz, und werden diefelbe unter dem Stamen bes 
Großherzogthums Pofen befisen; nehmen auch den Zitel eines Großherzogs von 
Pofen in Unjern Königl, Zitel, und das Wappen der Provinz in das Wappen Unfers 
Königreihe auf ic. (G. ©. 1815. ©. 45.) 

2) Im Sahre 1818 wurden jedod) 
a) Theile von Weflpreußen mit dem Großherzogthume Pofen vereiniget, 
namlich: 
aa) vom Kreife Gzarnidau: 
a) in dem Antheile der Herrfchaft Filehne: Schloß Filehne, Mifchke, 
Vorwerk Korda, Mariendorf, Ehrbasporf, Filehner Papiermühle, 
Lukatz, Kiehnwerder, Retſchin, Koppenhoff, Andreas Steinborn, 
Drager Theerofen, Rodmansguth, Stephanomo, Glashütte, Fif: 
fahn, Proſekel, Profekeler Mühle, Neu: Hochzeit, Königs Theer—⸗ 
ofen, Drager Ecyneidemühle, Selchow, Seihomer Hammer, 
Hansfelde, Eichberg, Groß: Drenfen, Klein: Drenfen, Klein: Kot= 
ten, Ruhls Theerofen, Gıoß: Kotten, Kotten: Hammer, Spring» 
mühle, Schulzenbruch, Groß-Lubs, Klein: Lubs, Gorniger Mühle. 
8) in dem Anıheile des Amts Schönlanfe und der Schönlanker Forft: 
Dorf Straduhn, Theerofen, Freigut Günterowo, Richlichſche 
Mühle, Dorf und Mühle Nikost, Oberförfter : Etabliffement zu 
Richlich, Unterfürfter Erabliffement zu Niewerder, Niekosken; 
y) in dem Antheile der Hrerrfchatt Behle: Dorf Lemnitz, Lemnitzer 
Mühle, Roienmühle, Kolonie Gronis, Mittelmübhle; 
bb) vom Kreife Chodziefen: in dem Antheile des Amts Zelgniewo und der 
Zelgniewoer Forft mit dem Dorfe Schönfeld, dem Mühlengute bei 
Schönfeld, dem Freigute Gönne und der Unterförfterei Gönne; 
cc) vom Kreife Wirfiß: 
a) in dem Antheile der Herrichaft Lobfend.Ratai mit dem Dorfe, der 
Mühle und der Waltmühle Pieznow; 
£) indem Dorfe Zabartomwo; 

b) Theile vom ehemaligen Negbdiftrifte, die zur Provinz Pos 
fen gehörten, mit Weftpreußen vereinigt, nämlich fols 
gende Drtichaften des Flatomwer Kreifes: 

aa) der Antheil der Herrſchaft Wandshurg:Zempelburg: Stadt Bandöburg, 

Sudoronzed, Pemperiyn, Mühle Pemperyn, Freigut Demkowo 

(Dembomwice), Schmielowo, Juſtrzembice, Rogalin, Groß: Wellwis, 

Klotzbunden, Wyzcka, Niechorz, Klein: Wellwiß, Lindenbude, Zboze, 
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Freigut Miynti (Mühlenkanal), Mazury, Vorwerk Oftramed, Mühle 
Vandsburg, Schnittlom; - _ ee 
bb) dat. Anihäll der Komierowofchen Güter: Komierowo, Bempellowo, Bo⸗ 
She a. are ntne.nrin de bein Bl zde Rul 
cc) der Antheil der Walvdaufchen Güter: Waldau, Mühle Tobolla, Obbo 
... dowo, Vorwert Polo, Saßno, Bormert Mislowo; . 
dd) dad Rittergut und Dorf Waldowke und Mühle Olbewäle; -....... ... 
ee) vom Amte Koronowo: das Dorf Wilkowo und die Müble-Giofek.::: 
ff) Bon dem alten Gebiete der Stadt Thorn wurde glelchzitig mit der 
. Provinz Pofen vereiniget der Wygodda Krug im Kıeife Inomsaclav. 


ib 


B 


ee wrote WIRRARRDEERTN cu. nun dent aid 
Darſtellung bergegenwärtigen Verhältniſſe. 
—Das ©. v. 1. Juni 1833 und die Inſtruktion u 14. Jan. 
1834 zur Einführung jenes Geſetzes. Ne ee 


1. Vorläufige Verordnung wegen des Judenweſens im Großherzogthum 
Poſen v: 1: Juni 1833, - 5 ea EN 
Mir Friedrich Wilhelm ıc. 2 | ei hf 
Nachdem Wir Uns von ber Notwendigkeit überzeugt haben, ben bürgerlichen Zuſtand 
der Juden in Unſerer Provinz Poſen baldigſt, und noch vor Erlaſſung eines, die ge⸗ 
fammten Provinzen Unferer Monarchie umfaſſenden Gefetzes über bie ftaatsbürgerlichen 
Verhältniffe der Juden zu verbeflern, und die aus der Lage der Gefengebung über diefen 
Gegenftand heroorgehenden Zweifel zu befeitigen; fo ertheilen wir zu diefem Zwecke fol: 
gende vorläufige Vorfchriften, mit dem Vorbehalt, ſolche nach Maafgabe des künftigen 
allgemeinen Gefeges zu ergänzen und abzuänbern. | ER REIT 
F. 1. (Verbefferung der Gemeinde-Verwaltung der Juden.) Die Ju— 
denſchaft jedes Ortes bildet, wie bisher, eine vom Staate geduldete Religionsgefell⸗ 
ſchaft, welcher aber in Beziehung auf ihre Vermoͤgens-Angelegenheiten bie Kehte einer 
orporation beigelegt werben. Wenn bisher die Judenſchaften mehrerer Orte zu einer 
ynagoge vereinigt waren, fo ſoll diefe Vereinigung auch Hinfichts der Korporations: 
Angelegenheiten fortdauern., DER 
$. 2. Der Korporations:Berband bezieht fi nur auf bie innern Berhäftni e ber 
Synagogen-Gemeinden ($. 20. Tit. 11. und $, 13: ff. Tit.6. Thl. II. des Allg. 8.) 
and auf diejenigen Gegenftände, welche biefe Verordnung ale Korporations-Angelegen! 
Fe ausdrücdlich bezeichnet. Im allen andern bürgerlichen Angelegenheiten findet zwi? - 
hen den Mitgliedern der Judenſchaften Fein folder Verband ftatt, fie werben vielmehr 
in diefer Beziehung als Theilnehmer ihrer Ortsgemeinden nad den für dieſe beſtehenden 
ober y erlaffenden Ordnungen beurtheilt, se — 
$. 3. Jeder Jude, welcher in einem Synagogen-Bezirke oder Orte ſeinen Wohnſitz 
hat, gehört zur Korporation. : ren — Bei 
g. 4. Stimmfähig in diefer Korporation, Hinfichts ihrer $. 2. bezeichneten Angelegens 
heiten, find alle diejenigen männlichen volljährigen und unbefcholtenen Juden, welche 
entweder ein Grundftüd befigen, oder ein Gewerbe felbitftändig betreiben, oder fich au: 
ßerdem felbftftändig und ohme fremde Unterftügung ernähren. a, | 
8. 5. Die ftimmfähigen Mitglieder der Korporation follen in Gegenwart und. unter 
Aufficht eines Regierungstommilffarius eine Anzahl von Repräfentanten, und dieſe wies 
derum in gleicher Art die Berwaltungsbeamten wählen, weldye von der Regierung bes 
ftätigt werden, und ihr Amt unentgeltlich zu verwalten haben. I IDEE te; 
$. 6. Die Beftimmungen über die Zahl der Repräfentanten, der Verwaltungs:Beam: 
ten und über die Dauer ihrer Verwaltung, foll das Statut jeder Korporation enthalten) 
welches die Regierung, nad) Vernehmung der Repräfentanten, ‘zu entwerfen’ ind der 
Dberpräfident zu beftätigen hat, Kür die erfte Wahl bleibt die Beſtimmung wegen der 
Anzahl der Repräfentanten und Verwaltungs: Beamten der Regierung vorbehalten. 7 
"$. 7. Die Rechte und Pflichten der Repräfentanten und der Verwaltungs: Behörden 
gegen einander, gegen die Korporation und gegen dritte Perſonen find nach den Vorſchrif⸗ 
ten zu beurtheilen / welche die revidirte St. O. v. 17. März 1831 Über die Rechte und 
Pflichten des Magiſtrats und der Stadt⸗Verordneten enthalt. nal. 4 
8. 8. Die Verwaltung der "Vermögens Angelegenheiten der Korporation ſteht unter 
Thl. VIIL BD. 3. Die Berhältniffe der Juden. 2 
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der unmittelbaren Aufſicht ber Regierung oder ihres Kommiſſarius, ohne ihre Geneh⸗ 
migung dürfen Feine Eipulden aufe ! n 

Bert und Eeine neue Abgaben eingeführt werben. Sie bat d4 
die Berwallung durch Kommiſſarien unter Zugiehung der NRepräfentanten rebidiren 


ul: und Reli ionsunter: 


Verwaltungsbehoͤrden, find verpflichtet, dafur Mi förgen, daß es keiner ſchulfaͤh 
Kinde. — vom Tteh bis zum zurüdgelegten 14ten Lebensjahre — an bem gehörigen 
chulunterrichte fehle. Sie find, dafür verantwortlid, daß alle Kinder, mithin ſowohlſena⸗ 
en als Mädchen, in diefem Alter bie öffentlichen Schulen vorſchriftsmaͤßig —VV und 
zugleich verbunden, ganz dürftigen Kindern die nothigen Kleidungsſtücke, das Schul⸗ 
geld und die ſonſtigen Schulbebürfniffe aus ben etwa dafür beſtehenden befondern 
Fonds, in deren Ermangelung aber aus dem Korporationsvermögen zu gewähren. 


$. 10. unter öffentlichen Schulen werben ſowohl die chriſtlichen, als die mit Geneh: 
migung des Staats nad) einem beftimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollftän- 
dig qualifizierten und durd) die Regierung beftätigten jüdifchen Lehrern befegten jüdischen 
chulen verſtanden. Jedoch kann der Privatunterricht der ‚Kinder, mit ausdrücklicher 
enehmigung der Regierung den Eltern ausnahmsweife geftattet werben, 
$. 11. Für den befonderen Religionsunterricht der jüdifchen Kinder ———— 
Gemeinde vorbehalten. Jedoch ſollen auch als Religionslehret nur ſolche Perſonen zugelaſ⸗ 
fen werden, welche zur Ausübung eines Lehramts vom Staate die Erlaubniß erhalten 


haben. 
AR iR, Die Lehrfprache beim öffentlihen Unterricht in den juͤdiſchen Schulen ift die 
eutjche. 
$. 13. day Pohl Schulbildung der jüdifhen Knaben haben die Verwaltungs: 
bebörden der Korporationen dafür zu forgen und find dafür verantwortlich, daß jeber 
Knabe irgend ein nügliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiffentf&haftlichen Lehranftar 
ten einem höhern Berufe widme, und daß Keiner berfelben zu einem Handel ober Ge- 
werbsbetrieb im Umberziehen gebraucht werbe, Diefer Verbindlichkeit follen fie durch 
die. mit. den Vätern oder Vormündern zu treffenden Werabredungen zu genügen ſuchen, 
wenn aber durch biefe der Zweck nicht zu erreichen ift; fo haben fie fih an den Kreis- 
Tandrath zu wenden, welder bie Väter ober Vormünder (Ieptere unter 55 
on 


* 


mit der obervormundſchaftlichen Behoörde) anhalten ſoll, die Knaben einer Wiſſenſch 
oder Kunft, oder dem Landbau, oder einer nüglichen Handarbeit, oder der Fabrikation 
oder einem beftimmten Handwerke, oder dem Handel von feiten Verfaufsplägen aus, zu 
beftimmen. ($. 18.) 

8.14. (Militair: Dienf-VBerpflihtung.der Juden.) Mit dem Vorbehalt, 
die allgemeine Militairpflichtigkeit der Pofenfchen Juden in Zukunft eben fo, wie in den 
andern Provinzen der Monarchie anzuordnen, fol auf die Dauer des, durch die gegen: 
wärtige Verordnung begründeten proviforifchen Zuftandes, den dazu moraliſch und kör: 
perlich geeigneten Juden geftattet fein, innerhalb ihres militairpflichkigen Alters frei 
willig in den Mititairdienft zu treten. 

Durch den wirkfichen Eintritt wird ſowohl ber Eintretende felbft, als deſſen Bater 
von Erlegung des Rekrutengeldes befreit. Die Väter nicht eintretender Söhne find daf- 
felbe auch ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Beziehung auf die Erhebung und 
Berehnung bes Kekrutengeldes zu treffenden Einridytung hat Unfer Kinanzminifterium 
die erforderlichen Verfügungen zu erlaffen. 

$. 15. (VBerheirathungber Juden.) Die Ehe eines Juden mit. einer Auslän- 
derin ift nur in dem Kalle zuläflig, wenn die legtere ein eigenthümliches Vermögen von 
wenigftens 500 Rthir. in die Ehe brinat. 

Dispenfationen in einzelnen dringenden Fällen find bei dem Oberpräfidenten ber ro: 
vinz nachzuſuchen. 

An die Stelle der nach dem A. L. R. Thl. IE, Tit. 1. $. 136, zu einer vollgültigen 
Ehe. erforderlihen Zrauung, tritt bei den Ehen der Juden die Zufammenkunft unter 
bem Zraubimmel und das feierliche Anftedden des Ringes; und an bie Stelle des im 
5. 138 daſelbſt verordneten Aufgebots, die Befanntmadung in der Synagoge 

$. 16: (Naturalifation ber dazu geeigneten Juden.) Die Regierungen ba: 
ben dafür zu forgen, daß die Korporations=Angelegenheiten in der. oben vorgefchriebenen 
Art fpäteftens binnen ſechs Monaten nad Publikation diefer Verordnung geordnet wer⸗ 
ben, Sobald dies gefchehen ift, und die Verwaltungsbehörben mit Zuftimi der Re: 
präfentanten, Namens der Korporation die Erklärung ae fin ie 
Erfüllung der Hier vorgefchriebenen Bedingungen haften wollen, ‚follen diej j 
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ſchen Hausväter und einzelne Perſonen, welche ſich, den nachſtehenden Vorſchriften ge- 
mäß, dazu eignen, unter den in gegenwaͤrtiger Verordnung enthaltenen Beſtimmungen 
naturalijirt werben, 

$. 17. Allgemeine Erforberniffe der Naturalifation find: 

4) völlige Unbefcholtenheit des Lebenswandels, 

2) die Fähigkeit und Verpflichtung, fidy in allen öffentlichen Angelegenheiten, Wil: 
Ienserklärungen, Rechnungen u. dgl. ausſchließlich der beutfchen Sprache zu be⸗ 
dienen. Bon diefem Erforderniß darf jedoch der Oberpräfident auf Antrag ber 
Regierung dispenfiren, m 

3) die Annahme eines beftimmten Bamilien-Namens. 

$. 18. Unter diefen Worausfegungen follen in bie Klaffe der naturalifieten Zuben aufs 

genommen werben, Diejenigen, weldye den Nachweis führen : 

4) daß fie feit vem Aften Juni 1815 ihren beftändigen Wohnfig in ber Provinz Po- 
fen gehabt, oder gu ihrer fpätern Niederlaffung die ausdrückliche Genehmigung 
des Staats erhalten habenz 

2) daß fie 

entweder einer Wiffenfchaft oder Kunft ſich gewidmet haben, unb ſolche derge⸗ 
ftalt betreiben, da fie von ihrem Ertrage ſich erhalten können; 
oder ein ländliches Grunbftüd von dem Umfange befiseh, und felbft bewirthichaf- 
ten, daß dafjelbe ihnen und ihrer Kamilie den hinreichenden Unterhalt ſichert; 
— * Stadt ein namhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Auszeichnung 
etreiben; 
ober in einer Stadt ein Grundſtück von wenigſtens 2000 Rthlr. an Werth ſchul⸗ - 
benfrei und eigenthümlich befisen; 
ober + ihnen ein Kapitalvermögen von wenigftens 5000 Rthlr. eigenthümlich 
gehört; 
ober daß fie durch patriotifche Handlungen ein befonderes Werbienft um ben 
Staat ſich erworben haben. 

‚8. 19. Diejenigen, welche diefen Nachweis führen, ſollen von der Regierung des Be: 
zirks, in welchem fie wohnen, mit vorläufigen Raturalifations-Patenten verfehen wer: 
den, inmwelchen auf die gegenwärtige Verordnung und die ihnen darin verlichenen Rechte, 
fo wie auf die ihnen auferlegten Verpflichtungen, Bezug zu nehmen ift. 

$. 20. Die foldyergeftalt naturalifirten Juden können, unter Beobadhtung ber allge: 

meinen Vorſchriften, in Städten und auf dem platten Landeinnerhalbber Provinz ſich nies 
derlaffen, Grundftüce jeder Art erwerben, und alle erlaubte Gewerbe treiben; fie finb, 
mit Vorbehalt des nach $. 14 zu entrichtenden Rekrutengeldes, beſondere Abgaben we: 
der an die Staatöfaffe, noch) zu den Kämmereien zu begahlen verbunden, dagegen aber 
verpflichtet, alle den Chriften gegen den Staat und die Gemeinde ihres Wohnorts ob- 
liegende Verbindlichkeiten, vor der Hand mit der in Hinlicht der Militairpflichtigkeit 
$. 14 feftgefegten Ausnahme, zu erfüllen, und, mit Ausſchluß der Stolgebühren, gleiche 
Laften, wie andere Einwohner zu tragen, Mit Ausnahme der befonderen Vorſchriften, 
welche die Gefege wegen folder Handlungen und Gefhäfte, worauf die Verſchiedenheit 
ihrer Religionsbegriffe von Einfluß ift, namentlih Thi. J. Zit. 10.8. 317. bis 351. 
der Gerichtöorbnung, wegen der Eidesleiftungen, Thl. 1. Zit. 10. $. 352 der Gericht: 
Drbnung und $, 335 Nr. 7. und $. 357. Nr. 8, der Kriminalordnung wegen ber abzus 
legenden Zeugniffe und Zeugeneide, fo wie Thl. H. Zit. 8. $8. 989. und 990. des 
A. % R., wegen Präfentation der Wechſel an Sabbathen und Feittagen, find fie in Hin- 
fit ihrer bürgerlihen und privatrechtlichen Verhältniſſen nah ben allgemeinen Ge⸗ 
fesen, gleich den riftlichen Einwohnern zu behandeln, und nur folgenden Befhränkun: 
gen unterworfen: | 

a) zu Staatsämtern und zu den Stellen der Magiftratsdirigenten find biefelben 
nicht wahlfähig; eben fo wenig J 

b) zu der Funktion der Deputirten auf den Kreistagen, Kommunal- und Provinzial⸗ 
Landtagen. ' 

c) Wenn ſie Rittergüter erwerben, werden einftweilen bie mit dem Beſitze verbuns 
denen Ehrenrechte von ber Staatsbehoͤrde ausgrübt, doch bleiben fie die damit 
verbundenen Laften zu tragen verbunden. 

d) In eine andere Provinz Unferes Reiche ihren Wohnfis zu verlegen, find fie nur 
mit Genehmigung Unferes Minifters des Innern berechtigt unb verpflichtet, fid) 
vorher mit der Korporation, zu welcher fie gehören, wegen Ablöfung ihres Ans 
theild an den Korporations⸗Verpflichtungen durd) Einigung mit bem Korpora⸗ 
tions-Borftande, oder, wenn eine ſolche nicht zu bewirken iſt, nad} der Feftfegung 
Der R ne ſich abzufinden, | 3 ! 

&. 21. Rechts: erhältniffedernohnihtzur Raturalifation geeigne— 
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ten Juden. Diejenigen jüdiſchen Einwohner Unferer: Provinz Poſen, welche ſich zu 
Griangung der, der gedachten naturalifirten Klaſſe verliehenen Rechte noch nicht eignen, 
follen von der Verwaltungsbehörde jeder Korporation forgfältig und zwar. familien: 
weife, nad} einem von dem Oberpräfidenten zu beftimmenden Schema verzeihnet wer⸗ 
den. Die Verzeichniffe werden dem Landrathe bes Kreifes zur Prüfung —— von 
demſeiben demnächſt beſcheinigt und. bei. der Orts-Polizeibehoͤrde aufbewahrt. Alle Jahr 
erfoigt eine Reviſion und Beſcheinigung dieſer Verzeichniſſe. ie 
8. 22. Auf den Grund derfelben wird von der Orts⸗Polizeibehörde jedem Familien: 
vater ein mit der Nummer des Verzeichniffes verfehenes Zertifitat ertheilt. Diefes ſoll 
die Namen ber fammtlichen Mitgtieder der Familie enthalten, und nach der jährlichen 
Revifion mit einem Bifa verſehen oder berichtigt werben, I en en 

$. 23. Solche Zertifitate ſolien nur denjenigen Bamilienvätern und 'eingelnen-volljäh: 
zigen und: felbftftändigen! Juben ertheilt werden, welche den Nachweis führen koͤnnen, 
daß fie fich ſeit dem 1. Juni 1816 beſtaͤndig in der Provinz befunden. haben, oder daß 
ihnen der Aufenthalt in derſelben ſpäterhin ausdrücklich geſtattet worden, = 

$. 24. Die durch ſolche Zertififate nicht legitimirten Juden werden als Fremde be⸗ 
trachtet, und nach ihrer Heimath zuruͤckgewieſen; die Nüdkehr aber fol ihnen bei einer 
Strafe von 50 Rthir. oder verhaͤlinißmaäßiger Gefängnißftrafe unterfagt' werben, Den: 
jenigen Juden, weiche ſich ſeit dem 1. Juni 1815 ohne ausdrückliche Erlaubniß in der 
‚Provinz angeſiedelt und einen Wohnſitz im rechtlichen Sinne darin gewonnen haben, 
und in ihre Heimath nicht zurückgewieſen werden können, fol der Oberpräſident die Aufs 
nahme und das Zertififat zu bewilligen befugt fein. AL Den 

$. 25: Alleınoch nicht naturalifirten, jedoch ferner zu duldenden und mit Bertififaten 
zu verfehenden Zuben find außer den $. 20:ausgebrüdten Befchränkungen, welchen aud 


die naturalifirten unterliegen, noch folgenden unterworfen; ; 

a) Bor zurüdgelegtem vierundzwanzigften Sabre ift den nicht naturalifirten Zuben 
die Schließung einer Che, wenn nicht ber Oberpräfident in dringenden Fällen 
dazu befondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geftatten. z 

 b) Sie follem ihren Wohnfig in der Regel und mit Ausnahme ber weiter unten un⸗ 
ter.d; angegebenen: Fälle, nur in Städten nehmen, ohne jedoch auf bie zeitheri⸗ 

en Judenreviere beichräntt zu fein. Zu Gewinnung des ftädtifchen Bürgerrechts 

ind fie aber nicht fähig. 17 Ina. al 

c. Sie find von dem: Handel mit faufmännifchen Rechten ausgeſchloſſen; das 
Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines befondern Gutachtens ber 
Orts: Polizeibehörbe Hinſichts ihrer perſonlichen Qualifitation von der. Regie 
‚zung geftattet werben. Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen ift ihnen un: 
bedingt unterfagt. Der Betrieb aller anderen an fich erlaubten fiehenben Ge 
werbe dagegen darf'ihtien. unter den allgemeinen gewerbpolizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen nicht verfagt werden, | dk, 

d) Auf dem Lande dürfen ſolche Juden nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenn fie 
entweder einen Bauerhof: erwerben oder pachten und benfelben felbft bemirth: 
fchaften, ober wenn fie ſich bei Iändlichen Grundbefigern als Dienftboten, oder 
zum Betriebe . einzelner Zweige bes landwirthichaftlichen Gewerbes, z. B. als 
Brenner oder Brauer, vermiethen. Das Schank-Gewerbe auf dem Lande ift 
ihnen ganz unterſagt. | 

e) Die Annahme riftlicher Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten ift ihnen nicht ges 


ſtattet. J 
f) Darlehnsgeſchaͤfte duͤrfen dieſe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene Schuld⸗ 
urkunden, bei Strafe der Ungültigkeit, abſchließen. bi 
g). Schuldanſprüche derſelben für verkaufte berauſchende Getraͤnke haben Beine recht⸗ 
liche Gültigkeit, & 

8. 26. Zu ihrer Verheirathung bedürfen diefe Juden eines Zraufcheins, ber ihnen 
von.Seiten des Landraths ftempel- und Eoftenfrei ertheilt werben fol, fobalb fie fi 
wegen Erreihung bes Alters von 24 Jahren oder wegen der vom Oberpräfidenten ers 
baltenen Dispenfation legitimirenz wenn bie Braut eine Auslänberin ift, das .berfelben 
eigenthümliche Vermoͤgen von 500 Rthlr. beſcheinigen und die Kähigkeit und Mittel 
nachweifen, durch den Betrieb eines gefeglich erlaubten Gewerbes oder durch hinreichen⸗ 
beö eigenthümliches Vermögen den Unterhalt einer Familie zu fihern. Die Vorfteher 
ea verpflichtet, barauf zu halten, daß biefen Vorſchriften genügt 
werbe. 1 X —D—— 

8: 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht beruͤhrte Geſchäfte und Verhälniſſe 
werden auch. bie nicht naturalifirten Zuben nad) benfelben Grunbfägen, wie die chriſt⸗ 
lihen Einwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenftanbes ergangene frühere Ber 
prbnungen hiermit aufgehoben, | 2484 


> 
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-$:28, Die gebuldeten Juden können Rativatifntioneıipntente nheisen, fobalb fiedie 
88. 17 und 18 vorgefchriebene Qualifikation nachweifen. Ä 
.29. Inftruftion. Nähere Anweifungen zu bem Verfahren der Regierungen und 
DPolizeibehörben bei Ausführung der vorftehenden Anordnungen bleiben einer befondern 
Inſtruktion vorbehalten. 
:8, 30. Fremde Juden. Auslaͤndiſchen Juden iſt der Eintritt in; das Sand zur’ 
| Duͤrchreiſe ober zum Betriebe erlaubter Handelsgeſchaͤfte geſtattet. Das Verfahren ge: 
gen dieſelben beſtimmen die ertheilten ober noch zu ertheilenden polizeilichen Borfhriften. 
Nach obigen Borfchriften haben Unfere Behoͤrden und ſaͤmmtliche Unterthanen fo 
— * *9* ein allgemeines Geſetz oder ſonſt ein Anderes — — fi ch ges 
amft zu achten. X 
Gegeben Berlin, den 1. Juni 1833, 
Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. er ar v. Schuckmann. Gr. v. gottum. Gr us Bernstorff. 
Maaffen. Krb. v. Brenn. v. Kamps. Mühler. Ancillon, 
Zür den rev im — — * 


———— en. 
(8. ©. 1833. S. 66.) 


2) Suftr. ded Oberpräfidenten der Provinz ofen Feolwen v. 14. San. 
1834 zur VBollziehung der vorftehenden V. v. 1; Juni 1833. 


In Gemäßheit der Allerhöchften, im $. 29. des G. v. 1. Zuni 1833 enthaltenen Vor— 
fchrift, werden die K. Reg. wegen bed Verfahrens, bei Ausführung dieſet Allerh. V., 
mit folgender Inſtr. verſehen. 

Artikel 1. 
(Bildung der Asien Korporationen. I 


Zunaͤchſt find die jübifhen Religionsgemeinden (Korpsrationen) zu organifiren, beren 
Umfang fi nad) den Ortſchaften und einzelnen Beſitzungen und in dieſen nad) jüdifchen 
Einwohnern derſelben zu richten hat, welche bisher zu einer Sonagoge weqiet waren 
($. 3. des Geſ.). 

Artikel 2 

Zu diefem Ende find die Synagogenvorfteher aufzuforbern, die namentlichen Verzeich« 
niffe ‚der, ‚zu den refpektiven Synagogen gehörigen, felbftitändigen ‚und, großjährigen 
Söraeliten, unter Angabe ihres Wohnorts, und der zu jeder Kamılie gehörigen Slieder, 
Gehülfen und Dienftboten, anzufertigen. — Zu dieſen Verzeichniffen ift ein Schema zu 
entwerfen und in der erforderlichen Anzahl abzudrucken. 


Artikel s. 

Die Synagogenvorſteher find nicht allein für die Vollſtaͤndigkeit und Richtigkeit dieſer 
Berzeichniffe perfönlic, verantwortlich zu machen, fondern können auch durch Ordnungs⸗ 
Strafen gezwungen werben, dieſelben innerhalb einer, Seitens. der Ki Reg, zu.beftims 
menben Britt, einzureichen. 


ike 
———— ie 


Nachdem bie individuelle und — Abgränzung der Hüpifeen Gemeinde: 
Bezirke in dieſer Weife feftgeftellt fein wirb, find die namentiichen Liſten der ftümmbes 
rechtigten Mitglieder ($. 4 b. Gef.) zu entwerfen und die Wahlen ber Repräſen— 
tanten und Gemeinde: Verwaltungs: Beamten nebſt deren‘ GStellvertres 
teen moͤglichſt gleichzeitig in allen Korporationen abzuhalten, ' a LE 


Artitel 5. 
(Erſte Wahl der Repräfentanten und Verwaltungs Beamten. — "Diued derſelben.) 
Kür die Zeit der erften Wahl, deren Dauer auf drei Jahr feſtgeſtellt wird, ſind der 
Steicfbrmigteit wegen zu erwählen: 
a) Repräfentanten: in Korporationen bis 300 Seelen hochſtens Sechs; bis 
1000 Seelen, höchſtens Neun: bis 3000 Seelen, hoͤchſtens Achtzehn und in noch 
zahlreicheren Gemeinden hoͤchſtens Dreißig. 
b) Gemeinde:Berwaltungs: Beamten: in Korporationen bis 1000 Seelen, 
Ein Vorfteher und zwei Beiftändez in Korporationen über 1000 Seelen, 
Ein Borfteher und Bier Beiftände 
Gleichzeitig mit der oben angegebenen Zahl ber Repräfentanten find Zwei 
Drittbeite berfelben ald Stellvertreter zu erwählen .. 

Für jeden Vorſteher iſt gleichzeitig Ein Stellvertreter, der ihn in Abweſen⸗ 
heitsfällen u und mit der Zahl der Beiftände bie Hälfte derſelben ala Stells 
vertreter zu erwaͤhlen. 
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Die befinitiven Beftimmungen über bie Zahl ber Repräfentanten ber Verwaltungs⸗ 
Beamten und über bie Dauer ihrer Berwaltung von bereit der zweiten Wahl 
ab wird das Statut jeber —— — G. 6 des Geſ.). 

r el 6. | 
Auffichts = Behörden. 

Nach der Borfchrift im Fi 8 des ©. ſteht die Verwaltung der israelitiſchen Gemeinde: 
Angelegenheiten unter der unmittelbaren Aufficht der K. Regierungen oder ihrer Kom⸗ 
miffarien, biefelben find Laher befugt, ſowohl zur Abhaltung der Wahlen ($.. 5 des G.) 
als auch zur Ausübung ver, ihnen. durch dad: &. übertragenen Aufſichtsrechts, fich ber 
Organe ber Kreis⸗Landraͤthe, Ober⸗Buͤrgermeiſter und Bürgermeifter und der Bezirkes 
Woyts zu bedienen. 

Artitel 7. 
25701 (Wahl: Form der Repräfentanten.) 

Zur Wahl der Repräfentanten werben bie Stimmberechtigten durch bie Wahl⸗ 
Kommilffarien vermittelt einer Kurrende auf einen gewiffen Zag vorgelaben. 

« Sobald zwei Drittheile der Stimmberechtigten im Wahltermine verfammelt find, 
kann eine gültige Wahl abgehalten werben. 

Sn größeren Gemeinden, in denen ſich über 300 Stimmberechtigte vorſinden, bleibt es 
der Behörde übenlaffen, die Gemeinde in mehrere Wahlbezirke zu theilen, und für jeden 
berfelben, moͤglichſt an bemfelber Tage, die Wahl abhalten und das Wahl: Protokoll 
aufnehmen zu laflen: Demnaͤchſt find die Stimmen ber ganzen Gemeinde zufammen zu 


bien. | RE 
I fokute Stimmenmehrheit der Wahl-Berfammlung entfcheibet über die Wahl. 

Nur die Stimmberechtigten find wahlfähig. 

Die Wahl: Kommiffarien ernennen rn bis ſechs angefehene und ald reblich befannte 
Seraeliten zu Wahlzeugen, welche das Protokoll mit unterzeichnen. 

Der Wahltermin ift 14 Zage zuvor in ben Synagogen bekannt zu machen. Auch 
find die Liften der Gemeinbeglieder und der Stimmberechtigten während eben berfelben 
Zeitfrift im gewöhnlichen Zöraelitifchen Gemeindelokale oder in der Synagoge zu Jeder⸗ 
manns Einficht offen zu legen. ie 

Reklamationen gegen einzelne Anfäge in denfelben find die Wahl: Kommiffarien er⸗ 
maͤchtigt auf der Stelle zu entſcheiden, ohne daß dergleichen Reklamationen jedoch die 
Bolgiehun ber Mahl verzögern können. 

Die ahl-Yrotofölke, denen die vollgogenen Kurrenden beizufügen find, unterliegen 
der Beftätigung der K. Reg. 

J Artikel 8. 
(Wahl⸗Form der Verwaltungs⸗Beamten.) 

Die Gemeinde-Verwaltungs⸗Beamten und deren Stellvertreter werben von 
8* ern in’ derſelben Weife erwählt (Art. 7.), fobald die letztern verpflichtet 

n werben. u = 

Die K. Regierungen ertheilen Worfchriften für die Abhaltung ber Wahlen der Re: 
präfentanten und Verwaltungs-Beamten, wobei dasjenige analogifch zum Grunde zu 
legen ift, was bie revidirte Städte -Orbnung wegen der Wahlen der Stadtverorbneten 
und ber ftäbtifchen lee Ai 

" SE rtitel 9. 
(Amtliche Ginfegung der Repräfentanten und Verwaltungs-Beamten.) 

Die amtliche Einfegung der Repräfentanten, Berwaltungs: Beamten und Stellver⸗ 
treter geſchieht durch diefelben Kommiflarien, 

Die Verpflichtung erfolgt nicht im Wege der foͤrmlichen Vereidung (F. 16 des G.), 
ſondern in der Art, daß die Erwählten durch Handſchlag an Eides ſtatt geloben, daß, 
nachdem ſie durch die israelitiſche Gemeinde N. N. zum Gemeinde-Repräſentanten u. f, w. 
erwählt worden ſeien, fie alle ihre, in dieſer Eigenſchaft vermöge der Allerh, ®: v. 
F u. Ban o — — erlaſſenen oder noch zu erlaffenden In⸗ 

uftionen, obliegenben Pflichten gewiffenhaft und getreu erfüllen und fi 
nichts abhalten (effen heiten, ” e Mi ſich davon durch 

Die geſchehene Ableiſtung dieſes Geloͤbniſſes iſt in dem Inſtallations⸗Protokolle wört⸗ 

lid, wie bier angegeben zu. vermerken. Die Wahl: und Inftruftions: Protokolle find 
dreifach anzufertigen, wovon ein Eremplar in ber Gemeinde Regiftratur, das zweite 
bei der DOrtö: Polizei: Behörde und das dritte.bei der K. Reg. aufzubewahren if, 


ing Y Artikel to. 

‚ (Amtliche Einführung der Verwaltungs-Beamten.) 3 
BR — ————————— F neu ren erwaltungs⸗Beamten hat ber 
: Kommiflarius perfönlich zu leiten, um biefelben mit dem zu beoba — 
ſchaͤfts-Verfahren bekannt zu machen. — —— % 
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In dieſer erften Verſammlung wird: a Kaarz. Ar 
a) das ©. v. 1. Juni 1833 deutlich vorgelefen und auf den Grund der zu beffen Voll⸗ 
iehung erlaffenen Inftruftionen ſachgemaͤß erläutert; 
b) die Wahl und Einfesungs- Verhandlungen werden den Vorftchern zur Rieberkts 
legung in ber Gemeinde: Regifträtur übergeben; . 
e) die bisherigen Synagogenvorfteher und Kaffenverwalter übergegebenen. bie etwa: 
beftebenden Gemeinde-Etatö:Rehnungen, Akten, Kaſſenbücher u. ſ. w. und weifen 
ſich über den bermaligen Raffenbeftand aus; | 
d) der regelmäßig abzuhaltende Verfammlungstag wird feftgeftellt; 
e) über alles bieles wird ein Protofoll geführt und von fammtlichen Anweſenden mit 
dem Kommiffarius unterzeichnet. 224 


Artikel 11, 


Geſchaͤfts- Kormen. - in “ 

- Die Repräfentanten bilden ein Kollegium, deffen Gefchäfte ein aus ihrer Mitte zu 
erwählender Vorſteher leitet. ö 274 
: = ri beforgen die Vorfteher und beffen Beiſtände 
ollegialifch. 
Die Regierungen haben Gefchäfts» Inftruftionen für die Repräfentanten und, für bie 
Bermwaltungsbeamten zu erlaffen, und babei dasjenige zur Richtſchnur zu nehmen, was! 
in der revidirten Städte-Ordnung v. 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten der 
Stadtverorbneten und des Magiftratd vorgefchrieben ift ($. 7 des G.). Dabei iſt aus⸗ 
druͤcklich zu beftimmen, daß alle Verhandlungen und Befchlüffe in deüt ſcher Sprade 
aufgenommen und reſp. niebergefchrieben werben follen. | Ä 2a 


Artikel 12. 
(Statuten der israelitifchen Korporationen.) 


Da bie Beftimmungen wegen der Anzahl der Repräfentanten und Gemeindenorfteher 
für die erfte Wahl den K. Regierungen vorbehalten find, fo ift es nicht nöthig, daß die 
Einfegung und Verpflichtung der Repräfentanten und Verwaltungs: Beamten bis zur 
erfolgten Genehmigung der Statuten verſchoben werbe; es if vielmehr nad) ben Wah⸗ 
ten und deren Beftätigung fofort damit vorzufchreiten, und das Statut fpäterhin denen⸗ 
felben ald Berwaltungs⸗Ordnung zu übergeben, bis dahin haben fienad den Vorſchrif⸗ 
ten des ©, ihre Funktionen auszuüben. 


Artitel 13. 

Da die Verfaſſung und Verwaltung ber fammtlichen israelitifchen Gemeinben im We⸗ 
fentlichen übereinstimmen, fo haben die K. Regierungen das Kormulare eines. Statut, 
welches ſuͤr alle Gemeinden anwendbar ift, zu, entwerfen, und biefes den Repräfentan- 
ten der reſp. Gemeinden ($. 6 des G.) vorzulegen, damit diefelben ſich über deſſen An: 
nahme, unter etwanigen Zufägen und: Äbaͤndernngen, weldye nad) den Oertlichkeiten er: 
forderlich fein möchten, erflären. A 

Die Vorſchriften über die künftige Vermögens: und. Kaffennerwaltung ber, Gemein⸗ 
den muͤſſen vorzüglich forafältia in dieſen Statuten behandelt werben. ._ 

‚Die. Statuten find dem Ober-Präfidenten der Provinz zur Prüfung und Beltätigung 
einzureichen. —3 
Artikel 14 
(Oeffentlicher Jugend- Unterricht.) 
Nach geſchehener amtlicher Einſetung der Gemeindevorſteher find dieſelben anzuhal⸗ 
ten, biſten uͤber die vorhandenen ſchulpflichtigen Kinder ($. 9 des G.) anzulegen und 
fortlaufend zu führen, die Eltern aufzuſordern, ihre Kinder regelmaͤßig zus Schule zu 
ſchien und Abichriften jener Liften den betr. Schullehrern mitzufbeilen. 3 

Die Schullehrer Haben die ausbleibenden Kinder in ihre Schulverfäumnisliften aufz 
zunehmen und diefe in den gewöhnlichen Terminen der Orts= Polizeis Behörde zu übers, 
geben, damit gegen diejenigen Eltern, deren Kinber die Schule ohne gehörige Entſchul⸗ 
digungsgrfinde verfäumen, die im Allgemeinen fefiftehenden Strafen vollftredt werden. 

Um aber ben Schulbeſuch der jüdiſchen Kinder ganz befonders zu Eontrolliren und zu 
befördern, werben die Kreiß-Randräthe zu. verpflichten fein, diefem Gegenftande eine vor: 
zuͤgliche Aufmerkſamkeit zu widmen und der Reg. periodifch die Schulverfäumniß= und 
Strafliften hinſichts der judifchen Kinder einzureichen, nz 

Die Kinder armer Eltern find ala folche von den: Borftehern ben. Schullehrern beſon⸗ 
bers zu bezeichnen und die legtern haben ſich mit den Vorftehern bi fortdauernder Ber: 
bindung zu erhalten, damit die erforberlicye Unterftüsung. an Schulgeld, Bekleidung 
und, an anderem Schulbebarf pünktlich gewäärt werde. Im Fällen, wo biefem Ver 
langen ber Schunehrer nicht Folge geleiftet wird, haben die lehtern ber betr. Polizei⸗ 
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Behörde davon Anzeige zu madyen, welche alsdann berechtigt iſt, mit.allen polizeilichen 
Zwangsmaßregeln gegen die Vorfteher, refp. gegen bie Eltern einzufchreiten, ; 

Die K. Regierungen werben eine Revifion bes israelitischen Schulweſens in allen 
Theilen vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorſchriften von Zeit zu Zeit durch 
bie Kreis-Landräthe, Schul-⸗Inſpektoren und die auf amtlichen Bereiſungen befindlichen 
Departements:Räthe kontrolliren laſſen. 


Artitel 15. 

(Entlaffung aus dem öffentlichen Unterrichte unter der Bebingung ber Wahl eines 

erlaubten Ermwerbzmeiges.) 

Bei den Schulen ift ein gleihmäßiger periodifcher, am beften halbjähriger, rüfungs= 
Zermin, zur eventuellen Entlaffung der während des jebesmaligen Zeitabfchnittes, in 
das normalmäßige Alter — das zurüdgelegte 14. Jahr ($. 9 des G.) — getretenen 
Schulkinder, feftzufegen, und mit vorbehaltener Befugniß der Orts:Schulbehörbe, nach 
ihrem billigen Ermeffen bei motivirenden befondern Umftänden und vorauszufehender 
wirklicher Reife des betr. Schulfindes, bie Zulaffung zur Prüfung auch für ſolche Kin⸗ 
ber, welche das vierzehnjaͤhrige Alter in dem naͤchſtfolgenden Zeitabſchnitte erreichen, auf 
Anfuchen ihrer Eltern nachzugeben. 

Die Prüfung wird vor dem Schul:Infpektor des Kreifes, oder, nad) Erforberniß ber 
Lofalität, von einem, von ber Reg. anderweitig aus ben Geiftlichen des Orts oder ber 
Nachhbarſchaft zu beſtimmenden Commiſſarius abgehalten, deſſen pflichtmäßiges Befinz - 
den hiernächſt darüber entſcheidet, welchen Kindern, als genügend unterrichtet, die Ent⸗ 
laſſung zu bewilligen, oder bei welchen eine noch fernere Fortſetzung des Schulunterrichts, 
— Erfüllung der obigen Geſetzesvorſchriften, für nothwendig zu er— 
achten iſt. 

Die lestern, bei eigentlich reifem Alter noch ungenügend unterrichtet befundenen Kins 
der, find bis zum Nachweiſe ihrer befferen Befähigung in einem anderweiten Prüfungs- 
termine unter jederzeit gefhärfte Aufmerkfamkeit des Lehrers für ihren Uuterricht,. und 
der DOrtö- Schule Behörde über ihre regelmäßige Anhaltung zum Sculbefuche, zu 

ellen, er 
— im jebeömaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlaffung befundenen Kinder 
werben bem Ortsvorſtande, Behufs der Fefttellung ihrer bürgerlichen weitern Beitims 
mung und zwar eventuellen Ertheilung eines Zeugniffes über ihre orbnungsmäßige 
Entlaffung aus dem Schulunterridhte, überwiefen. 

Sie werden jedoch nicht eher aus den Liſten der ſchulpflichtigen Kinder geftrichen und 
find mithin nicht eher von den Beftimmungen bes Art. 14 befreit, als bis die Schul: 
Abgangs:Zeugniffe ertheilt worden find. Die Vorfteher haben zu diefem Ende die betr. 
Individuen und deren Eltern und Bormünber vor ſich kommen zu laffen und gemein: 
ſchaftlich mit ihnen feftzuftellen, welchen erlaubten Broderwerb die erftern nunmehr zu 
ergreifen haben. 

Artitel 16. 
(Strafen bes unerlaubten Erwerbes,) 

Werben in Zufunft junge Söraeliten betroffen, welche ein unerlaubtes Gewerbe trei: 
ben, betteln ober fich über gar fein Gewerbe ausmeifen können, fo hat die —— 
die betr. israelitiſchen Gemeindevorſteher dieſerhalb zur Verantwortung zu ziehen und 
dieſelben eintretenden Falles wegen Nichtbefolgung der ihnen geſetzlich obliegenden Pflich⸗ 
ten in Ordnungsſtrafen zu nehmen, und wenn es die Umftände geftatten, zur nachtraͤg⸗ 
lidhen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 

Außerdem ift gegen das betr. Individuum, wo es nöthig ift, nad) ben, wegen bes 
Bagabundirens, Bettelns u. |. w. beitehenden gefeglichen Vorſchriften zu verfahren. 

Sollten die iöraelitifhen Gemeindevorfteher der Hülfe ber Kreisbehörden bedürfen, 
um die Gemeindeglieder anzuhbalten, ihre Kinder einem erlaubten und nüsliden Brod⸗ 
ermwerbe zu widmen — wozu insbefondere auch ber Eintritt in den Dienft bei hriftlichen 
und ſolchen jüdischen Kamilien gehört, welche nicht vom berumgichenden Handel leben, 
fo find bie Kreisbehörden verpflichtet, die betr. Eltern deshalb zur Verantwortung zu 
ziehen, fie auch noͤthigenfalls durch eine angemeffene Polizeiftrafe, welche jedoch eine 
vierzehhtägige Einfperrung oder verhältnißmäßige Geldftrafe nicht überfchreiten darf, 
zur Erfüllung des Gefeges anzubalten, und wenn eine foldhe Strafe nicht fruchten follte, 
die Kinder auf eine, der Abficht des Gefeges entfprechende Weife, unterzubringen, Die 
zu verhängenden Polizeiftrafen find jedesmal durch ein fchriftliches Refolut unter Vor: 
behalt des Rekurfes an die Reg. feftzufegen. 


Artikel 17. 
(Militairpflichtigkeit. — Rekrutenfteuer.) 
‚Den dazu moraliſch und körperlich geeigneten Juden ift geitattet, innerhalb ihres 
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militaiepflichtigen Alters freiwillig in den Militairbienft zu treten, woge re Elt 
von ber Erlegung des Rekrutengeides befreit bleiben ($. 4 bes ©.) —— " * 

So lange nur einzelne dazu geignete Individuen ſich der Militairverpflichtung unters 
werfen, kann der Erlaß der Rekrutenſteuer ſich dem G. gemäß nur auf deren Familien 
erſtrecken, und es iſt in ſolchem Falle ben Vorſtehern der beit. Gemeinde zu eröffnen, 
daß diefe Kamilien, von dem erſten Tage besjenigen Monats an gerechnet, in welchem 
die wirkliche Ablöfung der Militairverpflihtung Seitens des betr. Kamilienmitgliedes 
eintritt, die Rekrutenfteuer für daffelbe nicht mehr entrichten bürfen. 

Bei Bertheilung, Erhebung, Erlaß und Verrechnung der Refrutenfteuer find übrigens 

die diesfälligen ſpeziellen Inſtruktionen des K. Finanz-Minifterii v. 30. Zuni 1829 und 
31. Juli 1833 zur Richtſchnur zu nehmen, 


Bu Artikel is, * 
Maturaliſations⸗Patente. — Duldungs⸗-Zertifikate. — Auszuweiſende 
Jsraeliten.) 

Nachdem die jüdifchen Korporationen, deren Repraͤſentanten und Verwaltungsbeamte 
nach den obigen Vorſchriften Eonftituirt fein werben, haben die K. Regierungen bie 
Verzeichniffe 

a) der zunaturalifirenden, 

db) der zu duldenden, und 

'e)derinihre Heimath zurüdzumeifenden Israeliten, 
entwerſen und die diesfälligen weitern Beſtimmungen ber $$. 16. 19, 21—23 und 24 
des ©. vollziehen zu laffen. 

Ada.) Die zu naturalifirenden Söraeliten find den Bebingungen ber 55. 17 
und 18 unterworfen, und 

Unter namhaften ſtehenden Gewerben werben Fabrikation, Kunft, 
Handwerk und Handelvon feften Berfaufsplägen aus (jebody mit Ausſchluß 
bes Troͤdelhandels) verſtanden. Es wird dafür angenommen, daß ein ſolches Gewerbe 
mit einiger Auszeichnun betrieben werde, wenn es den Hausſtand des Betheiligten 
ſeibſtſtaͤndig erhält und ihn in den Stand ſetzt, bie Staats⸗ und Kommunallaſten ohne 
Nachlaß und Rüditand abzutragen. | 0. 

* Naturalifations:Patente ſind nad; dem Inhalte des $. 19 des Geſetzes zu ent⸗ 
werfen. — | 

(Ad b.) Dad Schema zu ben Werkeichnüffen derjenigen’ jüdifchen Familien, welche 

egenwärtig noch nicht naturalifirt werben Fönnen.($. 21) iſt ber.gegenwärtigen Inftr. 
8 —— Die K. Regierungen haben darüber zu wachen, daß die diesfaͤlligen 
Beltimmungen bes G. ($$. 21—23) wegen der Anfertigung, Aufbewahrung und jähr: 
lichen Revifion diefer Verzeichniffe, fo wie wegen der Ausfertigung ber Zertifilate an die 
betreffenden Kamilien, vollzogen werden. — — 

(Ade.) Sen, nach ihrer Heimath zurücdzumeifenden Juden iſt, wenn fie ſich ein 
volles Jahr und länger in der Provinz aufgehalten und ehrlich ernährt haben, eine 
Frift von drei Monaten zu geflatten, entweder um freiwillig auszumandern, 
oder um das Zertiſikat der Duldung nachträglich beizubringen, zu deſſen Ausfertigung 
der Dberpräfident durch das G. ($. 24.) ermädhtiget worden ik Nach Ablauf diefer 
Friſt werben fie eventuell vermittelt Transports über die Gränze gebracht, 

‘. Erforderlihen Falls müffen fie von ben bürgerlichen Gemeinden ihres. bisherigen 
Aufenthaltsorts mit nothbärftigem Reifegeld verfehen werden, | 


Artikel 19 
(Derfonenftandes= Kegifter.) 

Verfchiedene Beftimmungen des G. machen es nöthig, daß von jegt an mit vorzüg⸗ 
licher Sorgfalt auf die Führung der Regifter, der Geburten, Zrauungen, Scheibungen 
und Sterbefälle ber Zöraeliten, nach den bieferhalb beftehenden fpeziellen Vorſchriften, 
gehalten werbe. 

Die Kührung derfelben bleibt wie bisher den refp. Ober-Bürgermeiftern, Bürgermeis 
ftern und Bezirks-Woyts in ihren Verwaltungsfprengeln anvertraut. 

Die Regiiter find nad) den beifolgenden vier Bormularen (B., C., D., E.), jedes in 
zweifacher Ausfertigung, zu führen. | 

Die oben genannten Behörden haben bie Regifter für jebes- Jahr new anzulegen und 
vor dem Jahresſchluſſe zu bewirken, daß die Regifter für das fommenbe Jahr der Kreiss 
Behörde vorgelegt werden, um diefelben zu paginiren und zu paragraphiren. 

Die Duplikate der Regifter werden im Jan. zur Revifion an den vorgeſetzten Kreis: 
Spnarnth eingereicht. 

Vvür die Kührung diefer Regiſter und für die aus denfelben etwa zu ertheilenden Aus: 
züge find die ObersBürgermeifter, Bürgermeifter und Woyts befugt, Fälle beglaubigten 
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unvermdgens ausgenominen, eine Schreibegebähr von 5 Gilbergrofchen für jebe Ein⸗ 
tragung zu erheben. 

Beſchneidungen und Beerdigungen duͤrfen die Vorſteher und Rabbiner, bei Strafe von 
5 Rthlr. für jeden Kontraventionsfall, nicht eher vornehmen ober geftatten, als bis die 
unentgeltlich zu ertheilende —— der geſchehenen Eintragung in die Perſonen⸗ 
ſtandesregiſter ihnen vorgelegt ſein wird. 

Keine Eintragung in das Regiſter der Trauungen darf eher astachen, als bis ber 
Zraufgein des Kreis⸗Landraths vorgelegt fein wird ($. 26. bed G 

Da die Perfonenftanded-Regüfter die Stelle der Kirchenbücher * andern Konfeſſio⸗ 
nen vertreten und die nämliche gefesliche Kraft haben, als biefe, fo wird nicht allein die 
Kontrolle über die Führung derfelben zu ſchaͤrfen, fondern auch diefer Zeitpunkt zu be=' . 
nugen fein, um bie dieferhalb beftehenden fpeziellern Vorſchriften zu fammeln, zu revi= 
biren und in ein Reglement zu vereinigen, wotin auch dasjenige feltgefegt werbe, was 
jene Beamte bei Ausfüllung der verfhiedenen Negifter über die Geburten, Heirathen, 
Scheidungen und Sterbefälle u beobachten und auf welche Weife fie fid) von der Wahr: 
beit der ihnen von den Hausvätern deshalb gemachten Angaben zu Überzeugen m 

Artikel 20, 
(Publikationen diefer Inſtruktion.) 

Die allerh. V. v. 1. Zuni 1833 und die bazu gehörige gegenmärtige Inſtruktion ha⸗ 
ben die K. Reg. in beiden Sprachen in ihren Amtsblaͤttern und außerdem in ſo vielen 
Exemplaren abdrucken zu laſſen, daß alle betreffenden Behörden, Vorſteher und iſraeli⸗ 
tiſche Gemeinden damit — verſehen werden koͤnnen. 

Poſen, ben 14. Jan. 1894, Der Beepeiihent, * Rtrvin⸗ Polen, 

(Pofener u. Bromberger Amtsbl. 1834. ) lo 


1. 
Syſtematifche Zuſammenſtellung der V. v. 1. Juni 1833 
und der Jnſtr. v. 14. San. 1834 mit deren Erganzungen und 
» Erläuterungen. 


A, Beginn der Gültigkeit des ©. v. 1, Suni 1833, 


"RD. 0. %. April 1839, über den Eintritt der Unterfcheidung zwiſchen 
Raturalifirten und nicht naturalifirten Juden im Großherzogthum Poſen 


und der davon abhänginen befonderen Rechte und Beſchränkungen. 
Aus einem Berichte der Min. ber Zuft. und d. Inn, habe Sch die u Br An: 
ſicht erfehen, nad) welcher von einigen Gerichten bei Anwendung ber. vorläufigen, B. 
über das Judenweſen im Großherzogthume Pofen v. 1. Juni 1833 hinfichtlich des Zeit⸗ 
punktes verfahren wird, mit welchem bie Gultigfeit der in den 89. 16 u. folg. entbaltes 
nen einzelnen Vorſchriften eingetreten ift. Zur Befeitigung der für.bie Betheuate⸗ 
hieraus entſtehenden Nachtheile beſtimme Ich daher nach dem Antrage, daß: 
1) diejenigen Vorſchriften ver V. v. 1. Juni 1833, welche auf ben darin angeochiier 
ten unterſchied zwifchen naturalifirten und nichtnaturalificten: Juden Beinen 
* haben, mit dem Tage der Publikation des G. in Kraft: getreten find; 
agegen 
2) ſolche Beftimmungen, welche die befonderen Rechte und Beſchraͤnkungen jener bei- 
ben Klaffen von Juden feftfegen, für die verfchiedenen Ortfchaften der Provinz 
ihre Guͤltigkeit erft von dem Zeitpunkte ab erlangt haben, welcher, als ber Zer: 
min der in ben einzelnen Drten vollendeten Geltaltung der Korporation ber Zus 
denfchaft, von den Regierungen im Amtsblatte bekannt gemacht worben ift, fo 
daß bis dahin diejenigen Verhältniffe, auf — dieſe unterſcheidenden Beſtim⸗ 
mungen ſich beziehen, nach ben von der V. v. 1. Juni 1833 beſtandenen ©. zu 
beurtheilen find. 
Das Staatsminifterium hat diefe Deklaration durch die G. S. zur öffentlichen Kennt 
niß zu bringen. (G. ©. 1839, ©, 162.) Ä 
. Die Gemeinde:Verwaltung der Juden. 


1) Verhältniß der jüdifchen Gemeinde zum State. aan 
a) Berhältniffe vor dem ©. v. 1. Juni 1833. Sal 


aa) R- des Min, des Inn. Köhler v.7. Mär 1823, a 1894 
und 14. Sept. 1827, . : Aut 
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N. des K. Min. des Inn, v. 14. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Pofen, 
Verfahren in Angelegenheiten des jüdifchen Kommunalweſens. 

Dev R, Reg, wird auf den Ber. v 30. v. M., 

das jüdiſche Kommunalmefen in Ihrem Verwaltungs- Bezirke betreffend, 

zu erkennen gegeben, daß von ben in ben diesfeitigen Verf. v. 7. März 1823 und 
23. Zuli 1824. (Anl. a. u. b,) entwidelten Grundfäßen, welche überall, wo das A. 
P. L. R. in Gefegefraft befteht, zur Anmwendnng kommen, nicht abgewichen werben 
kann. Inzwiſchen mag die K. Reg. jede mit Xelteften oder Vorftehern nicht verfehene 
Judenſchaft anhalten, dergleichen Geſellſchafts-Repraͤſentanten zu benennen, mit wel⸗ 
hen die Polizei:Obrigteit in allen vorfommenden Angelegenheiten der öffentlihen Vers 
waltung verhandeln ann, indem derſelben allerdings nicht zuzumuthen ift, fich wegen 
ſolcher Gegenftände, welche bie Judenſchaft in der Geſammtheit betreffen, an jebes eins 
zelne Mitalied ins Befondere zu wenden. 

Zu Zwangsmaßregeln wider folche Juden, welche ſich weigern möchten, bie Funk— 
tionen eines Arlteften oder Vorſtehers, wozu fie erwählt worben, zu übernehmen, kann 
die K. Reg. aber nicht ermächtigt werden, indem es lebiglich Sache der Judenſchaften 
felbft bleiben muß, fich mit Gefellfchafts-Repräfentanten zu verſehen. 

Berlin, ben 14. Sept. 1827. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. Köhler 


n. 

Das unterzeichnete Min, kann die in der K. Reg. Ber, v. 17. v. M. enthaltenen Vor⸗ 
fhläge, welche dahin abzwecken, die Gemeindes oder GefelihaftssAngelegenheiten dev 
Juden von Amtöwegen zu reguliven, nicht genehmigen. 

Unter den Zuben befteht keine polizeiliche, fondern eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchengeſellſchaften betrachtet, gehoͤren Judenſchaften aber zu den blos geduldeten, und 
genießen mithin nad) der Vorſchrift des A. P. L. R. im U. Thl. XI, Tit. $. 20. nur 
die Befugniß erlaubter Privat:Gefeufchaften. (Tit. VI. 58. 11. ff. ebendaf.) Die K. 
Reg. hat Sich demnach in die Gemeindeangelegenheiten ber Judenſchaft überall nur ins _ 
fofeen einzumiſchen, und Ihren Unterbehörben die Einmiſchung in felbige zu geftatten, 
als foldyes in Anfehung der Angelegenheiten erlaubter Privatgefellihaften nad) den Ber 
ftimmungen des X. &. R. zuläßia, oder aber unter befondern Umftänden aus polizeilis 
hen Rüdfichten nothwendig erſcheint. 

Diefes Verfahren wird auch demjenigen am meiften entfprechen, welches zur Zeit des 
Herzoathums Warſchau ftattgefunden hat, indem damals die Wahl der Xelteiten oder 
Vorſteher der Judenſchaften, und die Beforgung ber Gemeinde:-Berwaltung biefen ers 
wählten Borftänden überlaffen geblieben ift, Berlin, den 7. März 1823. 

Minifierium deö Innern. Erfie Abtheilung. Köhler, 
An die Königl. Regierung zu Pofen. 
b 


Das unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, die von der K. Reg. mittelft Ber. 
v. 28. v. M. nachaefuchte Autorifation, jüdiſche Gemeindeabgaben unter gewiffen Um« 
ftänden im abminifirativen Wege exekutiviſch beitreiben zu laffen, zu ertheilen. Denn 
die Religiondgefellfchaften der Juden können da, wo das A. P. L. R. in Kraft befteht, 
in Anſehung ihrer innern und Aufßern Rechtsverhältniffe nur nach den Grunbdfäßen und 
Borfchriften diefes Geſetzbuches beurtheilt und behandelt werben, — 

Da es nun aber mit den letztern nicht in Vereinigung zu bringen fein würde, wenn 
die Staats: Behörde fich darauf einlaffen wollte, die exekutiviſche Beitreibung ber von 
den Mitgliedern einer blos erlaubten Privatgeſellſchaft zu Geſellſchaftszwecken aufzu⸗ 
bringenden Beiträge im adminiſtrativen Wege zu verfuͤgen, ſo kann einem ſolchen Ber⸗ 
fahren, namentlich auch in Anſehung des judenſchaftlichen Gemeindeabgabenweſens, 
nicht ſtatt gegeben werden, indem Judengemeinden, als Religionsverbindungen betrach⸗ 
tet, in die Kategorie ſolcher erlaubten Privatgeſellſchaften gehören. Das zufällige In: 
tereffe aewiffer Eirchlicher ober anderer gemeinnügiger Inſtitute kann dabei gar nicht in 
Betracht gezogen werden, weil dergleichen Inſtitute ruͤckſichtlich ihrer bei Subengemeins 
den aus ſtehenden verzinglichen Kapitalien, oder in Anfehung fonftiger Anfprüche, welche 
aus einem ähnlichen Fundament abzuleiten find, vor bloßen Privatgläubigern keine Bors 
züge verlangen können. Berlin, den 23. Juli 1824. „nl & 

Minifterium. des Innern. Erſte Abtheilung. Köhler. 
An die Königl. Regierung zu Pofen, 
(Ann. XI. ©. 690.) 


bb) R. deffelben Min. v. 14. Aug. 1829, an bie K. Reg. zu Bromberg, 


indbefondere in Betreff der Beffleeung der Beerdigungdfoften, 
Bon dem jüdifchen Glaͤubensgenoſſen I; zu N., wird in der urfcheiftlich angeboges 
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nem Eingabe v. 2. d; M. über Gelderpreffungen geklagt, welche fich die dafige jübiihe 
Sterbezunft bei Berrdigung nicht zu ihr gehörig geweſener Mitglieder der Jubenges 
meinde erlaube. Nun ftimmt zwar das Minifterium mit dem der Befcheibung ber K. 
Reg. v. 11. 0. M. zum Grunde liegenden Prinzip überein, daß die Sudenfchaft eines 
Orts eine Privatgejellfchaft ift, über deren Verhältniffe, wenn Streit zwiſchen ben 
Mitgliedern und der Gefellfchaft entfteht, der Richter zu entfheiden hat. Allein dieſes 
Prinzip kann nicht fo weit ausgedehnt werben, daß man dieſen Geſellſchaften auch 
Mißbräuche geftatten kann, welche bedeutende polizeiliche Uebelſtände zur Folge haben, 
und das Privateigenthum der Einzelnen der Willtühr preis geben Fönnen. Zu biefen 
Mißbraͤuchen gehört nun unftreitig die Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdi— 
gungen, zu deren Erlegung der orthodore Jude gezwungen wird, wenn er ſich auf der 
einen Seite aus Gewiffenhaftigkeit nicht zu entichließen vermdg, die Vorſchriften des 
Ritualgeſetzes unbeobachtet zu laffen, auf der andern Seite aber gleichwohl bie Leiche 
fortfchaffen muß, und bis zur Beerdigung richterliche Entfheidung nicht einholen kann. 
An dem Ber. v. 12. Nov. 1817 ift die K. Reg. Selbft von diefem Grundfaße ausge— 
gangen, hat die Keitfegung von Beerbigungstarifen für die Juden für nothwendig an- 
gefehen, und ift unterm 2. Dec. ejusd. a. deshalb das Nöthige zu verfügen autorifirt 
worben. 

Hiernach mag denn die K.Reg. auch im vorliegenden Kalle und in allen künftigen das 
Nöthige beftimmen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle nad) dem 
jüdifchen Ritnalgelehe zur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, und die 
Leichen innerhalb ber dazu gejtatteten Zeit zu Grabe gebradht werben müſſen. Dabei 
kann den Beerbigungszünften, wenn fie etwa wegen des prätendirten Eigenthums an 
dem Begräbnifplage höhere Forderungen für die Grabftelle machen zu koͤnnen glauben, 
nadhgelaffen werden, dieſe Forderung nah dem Begräbnif vor dem Richter gel: 
tend zu machen, wenn nicht eine gütliche Einigung ftatt findet. Allein es kann ihnen 
nicht geftattet werben, vor dem Begräbniß irgend eine nad) dem Ritualgefege noth⸗ 
wendige Handlung einer foldyen Korberung wegen zu unterlaffen, oder dafür eine,‚höhere 
als die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

Bon dem, was die K. Reg. hiernach verfügt hat, möge Diefelbe Anzeige erftätten, 
und die Befchwerbe wieder einreichen, den Befchwerbeführer aber befcheiden. 

(Anm. XIII, ©, 558.) 
ce) R. deffelben Min. v. 26. Febr. 1830 an die K. Reg. zu Pofen. 
Innere und äußere Verhältniffe der jüdifhen Kommunen. Ä 
Da, wie der 8. Reg. auf Ihre Anfrage v. 30. v. M., hinſichts der Beiträge ber 
Juden zu den Synagogal-Kaſſen und deren Repartition, erwiedert wird, das A. L. R. 
Thl. 2. Zit. 6. $. 14. beftimmt, daß die erlaubten Privatgefellfhaften unter ſich die 
innern Rechte der Korporationen haben; fo verfteht es ſich von felbft, daß nur bad: 
jenige, was im $. 25 u. ff. über bieinneren Rechte der Korporationen enthalten ift, 
auf jene Gefellfchaften bezogen werden kann, nicht aber dasjenige, was barin über äußere 
Verhältniffe der Korporationen, wozu auch das BVerhältniß zum Staate gehört, vorge: 
fehrieben iſt. &o wenig nun die! K. Reg.) Sich um die Gefellf. Beiträge einer anderen 
Privatgefellfchaft, z. B. einer gefelfhaftlihen Reffource, um deren Nothwenbigkeit, 
Verwendung, Berechnung ꝛc. zu fümmern bat, fo wenig hat Sie von benen Juden⸗ 
fhaften Notiz zu nehmen, vielmehr lediglich dem, was früher hierüber beflimmt wors 
ben nachzugehen. (Ann. XIV, ©. 107.) 


b) Gegenwärtige Verhältniffe. | 

aa) Vergl. 68. 1. 2. des G. v. 1. Juni 1833, wonach die Juden nur 
in kirchlicher und Schul-:Beriehung eine Gemeinde bilden, in jeder anderen 
Beziehung in die Ortsgemeinde fallen. 

bb) S. die ©. 80 fig. mitgetheilten R. 
. ec) Daß demgemäß von einem befondern jüdifchen Armenmefen nicht die 
Rede fein könne, darüber vergl. oben ©. 194, insbefondere. das R. v. 
11. Juli 1838. (Ann. XXI. ©. 793.) | 

2) Verhältniß des Einzelnen zur jüdifhen Gemeinde. 
Vergl. hierüber die 68. 3. 4. des G. und die Art. 1.2.4. der Inſtruk. 

3) Wahl der -Repräfentanten und der Berwaltungd: Bes 
amten der jüdifchen Gemeinde. re a WR 

a) Vergl. 8.5. des G. und Art. 5. 8. der Inftr. 
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b) Bei der Anwendung diefer Beftimmungen zeigten ſich Schwierigkeiten 
in Anfehung der nicht naturalifirten Juden. Es bemerft hierüber: 


aa) das R. des K. Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Room) v. 2. April 
1836, an den K. Dberpräfidenten der Provinz Pofen. Zulafjung der 
Schutzjuden zu Repräfentanten und Beamten der dortigen jüdifchen Kors 
poratıonen. 

Mit der in Ew. ıc. Berichte v. 16. v. M. vorgetragenen Anſicht, daß ed wuͤnſchens⸗ 
werth fei, nur naturalifirre Juden als Repräfentanten und Beamten ber dortigen Züdis 
Then Korporationen zugulaffen, daß ſich aber die Auschließung der Schutzjuden aus der 
V. v. 1. Juni 1833 nicht folgern laffe, bin ich zwar einverftanden. Es würde jedoch 
zu diefer Feftftellung Auterböchft gefegliche Deflarationen erforderlich fein, welchen in An: 
trag zu bringen, nur durch die in der Praris hervorgetretenen Webelftände Veranlaſſung 
gefunden werben kann, Worauszufesen ift aber, daß die Juden von felbft geneigt fein . 
werden, zu ihren Repräfentanten die angefehenften Mitglieder ihrer Korporationen zu 
wählen, und daß dieſe wieder eine gleiche Rückficht bei der Wahl ihrer Werwaltungsbe: 
amten nehmen werben, Nur dann, wenn die Erfahrung zeigen follte, daß bie Bor: 
ausfesung nicht zutreffe, und dies durch beflimmt angegebene Källe erwiefen würbe, 
dürfte ein Antrag an des Königs Majeftät zu rechtfertigen fein. Die Wahl eines eins 
zelnen Schusjuden zum Repräfentanten würde übrigens einen ſolchen Antrag noch nicht 
motiviren, ba es, fo lange nicht etwa die Mehrzahl aus Schugjuben beiteht, keinem 
Bedenken unterliegen kann, daß auch diefe Klaffe ihre Vertreter habe. 

Em. ꝛc. erfuche ich daher, wenn Sie auf den Antrag znrüd zu kommen fich bervogen 
finden, folchen in der obgedachten Art zu motiviren, bis zu Allerhöchfter Entſchließüng 
aber die Aufnahme ber gedachten Klaufel in bie Statuten nicht zu geftatten. 

Damit, daß den Juden bie Feftfegung irgend eines Einzugsgeldes bei der Aufnahme 
eines neuen Korporationd-Mitgliedes nicht zu geftatten fer, bin ich vollflommen einvers 
ftanden. (Ann. XX. ©. 153.) 


bb) Demnãchſt beftimmte die K. D. v. 16. Febr. 1841, betr. die Erfor⸗ 
berniffe zur Wahlfähigfeit für die Berfammlungen der Repräfentanten der 
jüdiſchen Korporationen im Großherzogthum Pofen. 

Da nad) den Wahrnehmungen der Behörde des Grobherzogthums Pofen bie im 8. 4. 
der V. wegen des dortigen Judenweſens v. 1. Zuni 1833 enthaltenen Vorſchriften über 
‚ bie Stimmfähigfeit der Korporationsmitglieder zu ausgedehnt erſcheinen und dadurch 
auf die Zufammenfesgung der Repräfentantenverfammlungen nadıtheilig einwirken, fo 
beftimme Ic nad) dem Antrage bes Staatsminifteriums im Bericht v. 27. Aug. v. J., 
daß in den jübifchen Korporationen ber gedachten Provinz fernerhin nur diejenigen voll: 
jährigen und unbefcholtenen Perfonen ftimm: und wahlfähig fein follen, welche entwes 
der naturalifirt find und dic Beiträge zu den Korporationsbebürfniffen ohne Rückſtand 
abtragen, oder infofern fie zu den nicht naturalifirten jedod mit Gertifitaten verfehenen 
Juden gehören ($. 21.6.8.) in ben legten, feiner Wahl ber Repräfentanten und Verwal⸗ 
tungsbeamten ($. 5.) vorauögegangenen drei Jahren zu Korporationsbedürfniffen wirk- 
lich angezogen worden und während biefes Zeitraums ihre Beiträge ohne Rüditand ab: 
getragen haben. Das Staatsminifterium hat diefe Beftimmung durch die G. ©. zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. (©.© 1841. ©. 52.) 


4) Das Statut der Korporationen, 
Bergl. $. 6. des G. und die Art. 9. 10. 12. 13. der Inſtr. 


5) Rechte und Pflichten der Kepräfentanten und Berwals 
tungöbeamten der Korporation. 


a) Vergl. $. 7. des ©. Art. 11. der Inftr. 


b) 8. der K. Reg. zu Pofen v. 1. Juli 1834, enthaltend dad Geſchäfts⸗ 
Regulativ für die Repräſentanten-Verſammlungen der iſtaelitiſchen Kor⸗ 
porationen im Regierungd-Bezirfe Poſen. 

8:1. Die Repraͤſentanten erhalten durch die Wahl der Korporation und durch das 
Gefes die Vollmacht und Verpflichtung: in allen Angelegenheiten der Korporation, ohne 
KRüdipradye mit der ganzen Korporation oder mit einer Abtheilung derfelben, nach Ue⸗ 
berzeugung und Gemwiffen diefelben zu vertreten und in Betreff des gemeinfchaftlicher 
Vermögens, der Rechte und Verbinblichkeiten der Korporation, Namens bderfelben m“ 
bindende Erklärungen abzugeben. Doch haben bie Repräfentanten nicht einzeln, ſopſern 
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nur in der Geſammtheit bie Befugniß, durch gemeinſchaftliche Beſchluͤſſe von ihrer ges 
ſetlichen Vollmacht Gebrauch zu machen. | 

$.2. Der Vorfteher der Repräfentanten-Berfammlung hat das Recht und bie Vers 
pflichtung, Alles zu thun, was zur guten Orbnung in den Geſchaͤften und Verhandlun⸗ 
= ” zum gewöhnlichen nuͤtzlichen Betriebe ber gemeinfamen Angelegenheiten erförbers 
li ’ 

$. 3. Zu feinem Amte gehört es, die Repräfentanten zur Verfammlung zu berufen, 
bie Direktion in derfelben zu führen, die Gefchäfte zu vertheilen, oder aud die Gegen: 
ftände der Berathung feibk vorzutragen, die Stimmen zu fammeln und bafür zu fors 
gen, daß alle Verhandlungen und Beichläffe in beutfcher Spradye abgefaßt und von ben 
anweſenden Mitgliedern vollzogen werden. 

8.4. Infonderheit ift es feine Pflicht darauf zu fehen, daß in den Verfammlungen 
ber Repräfentanten nichts wider die Gefege und Rechte des Staats vorgenommen und 
befchloffen und daß jeder Beſchluß dem Vorfteher der Verwaltungs: Beamten zur Boll 
ziehung ober MWeiterbeförderung eingereicht werbe, Nur in fehr dringenden Fällen, in 
denen die Webergehung des Korporationg:Vorftehers durch erwielene Nothwendigkeit ges 
rechtfertigt wird, ift es der Repräfentanten-Berfammlung verftattet, ihre Befchlüffe der 
höheren Behörbe direkt vorzulegen. 

. 5. Die Verfammlungen der Repräfentanten finden in ber Regel alle 14 Tage am 
Dienftage ftattz jedoch können auch noch außerordentlihe Sigungen abgehalten werben, 
$. 6. Außer den Repräfentanten darf kein anderes Korporationsglied ben Sitzun 

beimohnen. Doch fteht es jedem Mitgliede der Korporationen frei, über alle, das 
meinwefen betreffende Gegenftände feine Meinungen und Vorfchläge bei der Repräfens 
tanten-Berfammlung durch das Organ ihres Vorftehers ſchriftlich vorzutragen, die jtatts 
findenden Mängel anzuzeigen und Verbefferungen in Antrag zu bringen. 

$. 7. Die Verfammlung ift nur dann befugt gültige Beſchluͤſſe zu faflen, wenn. wenig» 
ftens zwei Drittheite ber Repräfentanten anweſend find; deshalb muß in jedem Befchluffe 
der Berfammlung ausdrüdlicy bemerkt werben, welche Repräfentanten anwefend und 
welche von ihnen abwefend waren. | 

8.8. Einzelne Mitglieder dürfen von der Verfammlung nur dann wegbleiben, wenn 
fie gegrimdete Entfehuldigungen für fi haben. Diefe müffen dem Vorfteher zur 
Zeit angezeigt werden, damit derfelbe, um die Verſammlung vollzählig.zu erhalten, bie 
erforderlichen Stellvertreter einladen laffe. Der Vorſteher hat zugleich zu ermeffen, ob 
bie angeführte Entfhuldigung des Ausbleibens gegründet iſt; falls der Betheiligte fi 
bei dem biesfälligen Ausſpruche des Vorjtehers nicht beruhigt, fo entfcheidet die Ver: 
fammlung ber Repräfentanten nad Stimmenmehrheit, 

$. 9. Für den Fail unentfhuldigten Ausbleibens, für den Gebrauch ungegrünbeter 
oder unmwahr gefunbener Entfhuldigungen, für zu ſpaͤtes Erfcheinen in ben Sipungen 
und für andere Fälle diefer Art, durch weldye die Ordnung geftört wird, verfällt das bes 
treffende Individuum in eine Strafe von 15 Sar. bis 1 Thlr. Diefe Strafe wirb von 
dem Borfteher zum Armen⸗Fonds der Korporation eingezogen. 

$. 10. Wer breimal hinter einander ohne gehörige Entihufdigung von der Sitzung 
ausgeblieben ift, oder wiederhofentlich Ordnung und Ruhe in derfelben geftört hat, fann 
auf beftimmte Zeit oder für immer durd) Stimmenmehrheit aus der Verſammlung aus- 
gefchloffen werden. Ein folder Beſchluß unterliegt jeboc der Beftätigung der Königl. 
Reg., bevor er vollzogen wird. 

$. 11. In der Regel foll bei jeder Sitzung über den zum Vortrage gebrachten Gegens 
ftand auch Beichluß gefaßt werden; wenn indeflen einzelne oder mehrere Mitglieder die 
Fortfesung der Berathung in einer-außerordentlihen oder in der naͤchſten gewöhnlichen 
Sitzung verlangen, fo wird darüber abgeftimmt und nad der Entiheidung der Mehr: 
heit verfahren. 

$. 12. Die Repräfentanten können keine gültige Sisung halten, ohne ordnungsmä- 
Dig von ihrem Vorfteher oder von deſſen rehtmäßigem Stellvertreter dazu berufen 
zu ein. j " . E / +, .r 
. $. 13. In den Kurvenden zu außerorbentlihen Sigungen muß dev Zwed ber Ver: 
ren in fofern derfelbe nicht aus befondern Gründen geheim zu halten ift, anger 
zeigt werden. | | 

Behufs der gewöhnlichen Sigungen ift es hinreichend, wenn die Gegenftände, worüber 
Beſchluß gefaßt werben foll, jedesmal vorher vom Vorſteher in ein Verzeichnig gebracht 
und in diefer Korm einen Tag vor der Sigung in.ber —— — bekannt ge⸗ 


werden. 

4. u ar — —— — were —— ne a —* ee 
al eingetragen un ann in der n ung zum e gebracht. 

' Kabe RepräfentantensBerfammlung hat ein Prototollbuh zu führen, I welches alle 
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ihre Beſchluͤſſe nach, der Zeitfolge eingetragen werden... Abſchriften der Beſchlüſſe aus 


dieſem Protokollbuche (Ausfertigungen) beſorgt dev Vorſteher und befoͤrdert dieſelben an 


ben Korporations⸗ Vorſteher zur Vollziehung, reſp. zur Weiterſendung. 


‚$- 16. ‚Ueber alle zum Vortrag kommende Gegenftände ift jeder Repräfentant befugt, 
feine Meinung und was fonft zur Erläuterung der Sache dient, freimüthig zu äußern, 


F. 17. Ein hinreichend: geſchicktes Mitglied ber Repräfentanten-Berfammlung, wel⸗ 


ches zugleich auch nicht zu fehr von den eigenen Geſchaͤften in Anfpruc; genommen wird, 


ift gum Protokollführer zu erwaͤhlen. Diefem kann aud die Vertretung des Vorſtehers 
in Abwefenheitsfällen von der Repräfentanten-Berfammlung übertragen werben. 

+17, Bei abzugebenden Erklärungen, oder etwaigen Einwendungen, bie jeder Re: 
präfentant nady feiner Einficht vorzutragen berechtigt ift, darf er von feinem Mitgliede 
der Berfammlung in feinem Vortrage unterbrochen ober geftört werden und erft w en 
er mit diefem ganz zu Ende ift, darf ein Zweiter feine Meinung über ben Gegenftand 
mittheilen. Ueber Alles, was bei den Gisungen geſprochen wird, ober fonft vorkommt, 
muß von allen Mitgliedern die ftrengfte Verſchwiegenheit gehalten werben. 

519. Der Vorfteher kann von den Mitgliedern verlangen, daß fie ihre Meinungen 
der Reihe nad) abgeben und fobald die gegebenen Stimmen laut gezählt find, wird vom 
Borfteher der Beſchluß befannt gemacht und in das Protofoll eingetragen, ohne daß es 
alsbann Semandem geftattet ift, feine perfönliche Meinung weiter mündlich zu verfechs 
ten; doch hat Jeder das Recht, feiner abweichenden Abftimmung im Protokoll miter- 
wähnen zu laflen. 

5.20. Der Vorfteher darf nicht zulaffen, weber bap die Diskuffionen auf andere Ges 
genftände, als auf die der jedesmaligen ordnungsmäßigen Berathung gerichtet werben, 
noch daß einzelne Mitglieder befondere Diskuffionen unter ſich eröffnen. 

5.21. Die VBerfammlung faßt ihre Beſchlüſſe nach der abfoluten Stimmenmehrheit 
und bei gleihen Stimmen giebt die Stimme des Vorftebers den Ausſchlag. 

$. 22. Iſt der Gegenftand der Berathung von Wichtigkeit, oder erfordert er Prüfung 
an Ort urd Stelle, fo kann er von einer durch die Verfammlung zu erwählenden Depu- 
tation unterfucht und der Verfammlung zum Belchluß vorgetragen werben. 

$, 23. Wird in der Sitzung über ein Recht oder über eine Verpflichtung ber Korpora⸗ 
tion berathen, wobei das Intereſſe eines oder mehrerer Repräfentanten im —— 
ſteht, fo müflen die Betheiligten die Verſammlung verlaſſen und werden ftatt ihrer Stell: 
vertreter berufen, Zritt diefer Fall bei einer ſolchen Zahl von Repräfentanten ein, daß 
eine beſchlußfaͤhige Verſammlung von unbetheiligten Repräfentanten und Stellvertre: 
tern nicht gufammenberufen werben kann, fo muß der Vorfieher der Bermaltungsbeant- 
ten von dieſem Vorfalle in Kenntniß gefegt werden, damit er darüber an bie vorgeſetzte 
Behörde berichte. 

$.24. Bei der Unterfchrift und im Siegel führt bie Repräfentanten-VBerfammiung 
die Bezeichnung: | 

„Repräfentanten der-ifraelitiihyen Korporation zu N. N.’ 
Alle Anfertigungen werben vom Vorfteher oder wenigftens yon noch zwei Mitgliedern 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Repräfentanten-Berfanımlung bedruckt, 

$. 25. Die Repräfentanten:Berfammlung ift befugt, alle Zweige ber Korporations: 
Verwaltung durch Deputationen aus ihrer Mitte von 2 bis 5 Mitgliedern unterſuchen 
und ſich über den Befund Bericht erftatten zu laffen. Doc) darf dies nicht ohne vorher 
rige Benadjrichtigung und in der Regel auch nicht ohne den Zutritt des Vorftehers der 
Berwaltungsbeamten oder eines Delegirten befjelben geſchehen. 

$. 26. Zu dem GefchäfterReffort der Repraͤſentanten ⸗Verſammlung gehören insbejon: 


bere folgende Gegenftände: 


a) Prüfung des Schuldenweſens der Gemeinde und Aufitellung eines fpeziellen Schul: 
a re nebft der Kontrolle Über das, von den Verwaltungs: Beam: 
ten zu führende Schulden-Gonto: 

b) Kontrolle aller Korporations:Einnahmen, insbefondere ber Kauſcher⸗Fleiſch⸗Ab⸗ 
gabe (Krupke) und des Kommunal-Vermögens, mit forgfältiger Beurtheilung, 
wie ſolches in Zukunft moͤglichſt vortheilhaft zu benutzen ſei; 

ce) Aufftellung des Ausgabe⸗ und Einnahme ⸗ Etats für die Gorporation; 

d) Prüfung der Gemeinde⸗Rechnung und eventuelle Decharge des Rendanten; 

e) Kontrolle der Kotporations⸗Verwaltung überhaupt und Revifion der Kommunal: 
Kaflen: Verwaltung insbeſondere; 

H Kortrolle des Armen⸗Weſens und der wohlthätigen Privat:Snftitute, jedoch ohne 
Störung der Privat-Gtiftungen und der Vereine zum Zwede der Wohlthätigkeits 

) Repartition der Korporationsstaften und Leiftungen ; 

h) Bewilligung außerordentlicher Gelbmittel über den Betrag der, in bem Zahress 

Etat bereits bewilligten Summen, endlich 


% 
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i) die jebesmalige Befchlußnahme, ob Namens ber Korporation Prozeſſe angeftellt, 
Käufe, Verkäufe, Vergleiche und andere Kontrokte abgefchloffen werden follen, in 
denen es fi um bie Subſtanz des Korporations-Vermögens handelt. 

$. 27. Beichwerben über. den Korporations:Vorfteher und über die übrigen Verwal— 
tungsbeamten find an die vorgefegte Landrathliche Behörde zu ‚richten. Die Repraͤſen⸗ 
tanten:Verfammlung hat in dieſer Hinficht Feine Befugniß, felbft zu unterſuchen und 
ſelbſt zu entſcheiden. 

z. 28. Aue Beichlüffe der Repräfentanten:Verfammlung, welche eine Veränderung 
in der Subftanz des Korporations- Vermögens, die Erhebung von Gemeindefteuern und 
Laften, eine Progeßführung, die Feſtſtellung des Korporatione-Etats, Bewilligung von 
Gebältern, die perfönlichen Rechte einzelner Mitglieder u. f. m. betreffen, find nur erſt 
. bann gültig und vollzugsfähig, wenn fie die höhere Beftätigung der Regierung oder ih⸗ 

res Kommiſſarii erhalten haben. Alle fonftigen Beichlüffe hat der Korporations-Vorſte⸗ 

ber, wenn er mit ihnen einverftanden ift, ohne Weiteres zu vollziehen. | 

Die Repräfentantens®erfammlung ift bagegen berechtigt und verpflichtet, fich durch 
ihren Vorfteher von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe Ueberzeugung zu verfchaffen und die 
Alten einzufehen. 

8.29. Die Mitglieber der Repräfentanten-VBerfammlung find der Korporation für 
allen Nachtheil und Schaden verantwortlich, welcher dem Gemeindemwefen durch ihr Ber- 
ſchulden zugefügt wird. 

8.30. Sollte eine Repräfentanten:Berfammlung fortwährend ihre Pflichten vernach— 
Läffigen und in Unordnung und Partbeiung verfallen, fo wird fie von der Regierung 
nad vorgängiger Unterfuhung aufgelöft und eine neue NRepräfentation gebildet, bie 
Schuldigen aber auf eine gewiſſe Zeit oder für immer zur Wahl fir unmwürbig erklärt 
— Außerdem bleibt in dazu geeigneten Faͤllen die gerichtliche Beſtrafung vor⸗ 

ehalten. 

Poſen, ben 1. Juli 1834. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
(Umtsbl. 1834.) 

©. Verf. der K. Reg. zu Pofen v. 1. Juli 1834 enthaltend das Geſchaͤfts 
Negulativ für die Verwaltungs: Beamten der ifraelitifchen Korporationen 
im Reg. Bez. Pofen. 

$. 1. Die KorporationssVerwaltungs:Gefchäfte werden von dem Korporations:Bor- 
fteher und deſſen Beiftänden kollegialiſch beſorgt. Die Entfcheidung erfolgt nach ber 
Stimmenmehrheit, der ſich auch der Vorfteber unterwerfen muß, feine abweichende 
Meinung aber im BegleitungssBerichte der höheren Behörde vorzutragen befugt, Eei- 
neswegs aber berechtigt ift, die Sache aus diefem Grunde zu verzögern ober zurückzu⸗ 
halten. In dringenden Fällen hat der Korporationg-RBorfteher die Befugniß, wider die 
Meinung feiner Beiftände, auf eigene Verantwortung die ihm erforderlich fcheinende 
Mapnahme zu treffen; doch ift er alsdann verpflichtet, der vorgefegten Behörde ſogleich 
vollftändige Anzeige zu machen. 

Die Zufammenkunft der Verwaltungs: Beamten findet in der Regel einmal in jeder 
Woche ftatt; in befondern Fällen fo oft, als der Vorfteher die Sigung für nöthig erach⸗ 
tet. Die Stellvertreter werden nur dann berufen, wenn der Vorfteher oder deffen Bei: 
fände auf längere Zeit an den Amtsverrichtungen verhindert find. - 

8.2. Dem Vorſteher, als Dirigenten fammtlicdyer Korporations-Verwaltungs:Ges 
fchäfte, ftehet es zu: alle Korporations-Angelegenheiten zu leiten, Berfammlungen und 
Berathungen anzuordnen und denfelben vorzufigen, die Korrespondenz zu eröffnen und 
bie ee Geſchaͤftszweige der Verwaltung unter fi und feine Beiltände zu 
vertheilen. 

8.3. Der Vorfteher darf kein eingehendes Schriftftüd für ſich zurückbehalten, fon: 
bern muß —— ſogleich zur Eintragung in das Geſchäfts-Journal und zur Bearbei⸗ 
tung abgeben. 

Die Gefhäfts: Verbindung mit der RepräfentantensBerfammlung und die Weiterbes 
förderung der Beſchluͤſſe derfelben und der höheren Verfügungen an bdiefelbe, muß bei 
firenger Werantwortung auf das Pünktlichite beforgt werben. 

Alle Korporations:VerwaltungssAngelegenheiten ohne Ausnahme werben in beutfcher 
Sprade geführt. 

$. 4. Sollte wiederholte Vernadhläffigung der den Beiftänden übertragenen Gefchäfte 
oder eine andere Dienftwidrigkeit derfelben eintreten, fo ift der Vorfteher verpflichtet, 
im Kal daß Ermahnungen und ernftliche Verweife feinen Eingang finden, auf Beſtra⸗ 
fung derfelben mit Geldbußen von 5 Spr. bis zu 1 Thlr. bei dem vorgefegten Königl. 

Landrathe anzutragen. 
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EB Imfonberbeit iſt ed Pflicht des Vorſtehers darauf zu ſehen, daß better Wer⸗ 
un Fan Korporation nichts wider die Gelege: und Rechte des: Staats unternom⸗ 
men mer en. er —— re, DE VEN er b. Bun met ef aslft f 
6. 6,, ueber jede. Berfammlüung wird ein Protokoll geführt, welches die Namen 
anweſend geweſenen Verwaltungs-Beamten und bie Gegenftände ihres Beſchluſſes Ai 





enthält... ... ; 2 ae 2 2 Pie namen seh? 
ı$ 7. Den Aufforderungen der Repräfentanten:Berfammlung in. Bezug auf die. Kon⸗ 
trolle-irgend eines-Berwaltungs:Gegenftandes ift unverzüglich, Folge zu leiſten 
8. 81 Der Gemeinbe:Borfteher, nöthigenfalls auch deſſen Beiftände, haben‘ die Ver⸗ 
pflihtung, auf Verlangen: des: Vorſtehers der Repräfentanten ⸗Verſammlung, an den 
Sigungen ber legtern Theil zu nehmen, wenn Korporations-Verwaltungs-Gegenſtändt 
bei derjelben zur Berathung vorliegen; jedoch haben fie fein Stimmredt. 
659. Das Geihäfts:Reffort ber Verwaltungs: Beamten begreift folgende. ⸗ 
lichſte Gegenſtaͤnde in ſicht 64 — EU ER — en Be — 
a) Kührung eines Geſchaͤfts⸗Journals über alle eine und. ausgehende: Korreſpon⸗ 
denz;⸗Sachen; LEDER TEN WI. wma] 190 nl 
b) Führung einer regelmäßigen Regiftratur über alle erledigten Schriftftüdeg: 04: 
c). Kührung eines Hauptbuches über alle Vermögens» Stüde, Aktio«' nnd Paſſtv⸗ 
Sdulden und über alle Einnahmen und Ausgaben ber KorporattonssKaffez .. . 
4). Nädjite tägliche Auffihtführung über die Korporations-Kaſſe “= 7. 
e) Mimeifung aller Einnahmen und Ausgaben der Korporations:Kaffe innerhalb dei, 
von den Repräfentanten feftgefegten Etats. "Bu allen Ausgaben hingegen, welche 
ben Etats⸗Kredit überfteigen, bebarf esder vorherigen Genehmigung der Reptä⸗ 
fentantensBerfamminng. IABEPLTURT IL PTR») 6: ASS T EB ı UT BET PEHDE ı DEI EITTR UI 
Gewöunlihe KaffensRevifionen. gefchehen durch: einen: Verwaltungs: Beaniten 
unter Buzichung zweier Repräfentanten. rm marbbendung mad nor GIER 
f) Spezielle Berwaltung-des Schul: und Synagogenmwefens; bie Anfertiguitg und 
Kottführung der Liſten von den ſchulpflichtigen Kindern: die Vollziehung der mos 
natlihen Schulverſäumniß⸗ Strafliſten und die Anfertigung und Fuͤhrung der vi⸗ 
ften von denjenigen Kindern, welche nad) zuruͤckgelegtem Schulalter, auf Grund 
einer Prüfung, mit; bem Zeugniffe. der Reife aus: ber. Schule entlaffen und-einem 


erlaubten Broͤb⸗ECrwerbe übergeben werben, wobei bie $$, 14, 15 un 46 der Obers 


PräfidialsInitr. v. 14. Jan. c. genau zu befolgen find; 
g) Specielle Verwaltung bes Armen: Weſens mit Schonufig: aller Priyvat⸗ Stiftungen 
und Vereine zum Zwecke der Wohlthätigkeits. 1,45, 4 nmumilunsi® {5 
h) Periodiihe Anfertigung der jüdiihen Bevölferungsstiften; ° 
14) Hülfsteiftung auf Verlängen ver Polizei: Behörde). bei Aufnahme der Verzeichniſſe 
der zu naturaliſirenden, zu duldenden und auszuweiſenden Individuen und dei Als 
len ſonſtigen polizeilichen Vorkommenheiten; ——— 
k) Bollziehung der Beſchluͤſſe der Repräſentanten-Verſammlung, reſp. deren Bifdre 
derung an’ bie vorgeſetzte Behörde und wiederum die Zufertigung der Erlaͤſſe der 
letztern an die Repraſentanten⸗Verſammlungz Gortefpondenzeguhrung in. Allen 
Gemeine-BerfammlungssAngelegenbeiten; Führung''der Liſten der naturaliſirten 
und geduldeten Zeraeliten, Beforgung aller Übrigen, die Korporation befreffenden 
Geſchäfte; Abſchließung von -Padıt:, Kaufe und Verkaufs sKonrraften, Verg lei⸗ 
hen, Rührung der Prozeffe us ſ. w. Namens der Korporation, in Gemaͤßheit der 
Belchlüffe der Repräfentanten-Berfammlung und dee fonftigen Votſchriften uf: wi 
$. 10, Die VBennvaltungs» Beamten führen bei der Unterfchrift Im Siegeltut⸗ Bes 
eichnung: or). Id E18 890 
BERN „Berwaltungs:Beamten der israelitifhen Korporatiom zu MN’ nmC ı 
- Alle Ausfertigungen unter geitanet der Vorſteher allein, oder, in- deſſen Abwefenheit 
fein Stelloertretet, unter Beidrückung des Siegels. 4. MIDBU SEO U 
386 115, Nücfihtlic der. Dienftvergehungen der iörgelitifhen, Berwaltungs-Bramten 
Fonmen bie allgemein gültigen gefeglichen Beſtimmungen wegen ber , serbrechen ber 
Diener des Staats in Anwendung. * 
Poſen, den1. Juli 183434. Koͤnigl. Reg., Abtheilung des Innern. 
OD (Amtöbl. 1834) Ä * ——BV————— 
O) Die Verwaitungs Beamten find keine mittelbare Staatdiener. Vergl. 
bas.R, v. 97, Mat 1842 oben S. 144. Daſſelbe beſtimmen bie N. vd. 
18. San. u. 13. Febr. 1843. GG. W. Bl. 1843.8. 20ö. 
4% Die Rabbiner haben demgemäß in. Betreff der Steuern nicht die 
Rechie chriſtlicher Geiſtlichen. | GEORG 
Speil VIII. Br.3. Die Verhältniffe ver Iuben- . 
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R. des Min. des Inn. und ber Pol. (Köhler) u 8, Dkt. 1835 an die Ver⸗ 
waltungs ⸗Beamten der iſtaelitiſchen Korporation zu Czarnikau. 
Das Min. des Inn. und ber Pol. kann, nad) Einſicht des von der K. Reg. zu Brom⸗ 
berg über die Beſchwerde der Verwaltungsbeamten ber ifraelitifchen Korporation zu 
Gjarnitau vom 10. Aug. d. J., wegen Heranziehung bes Rabbiners R. zu den ſtäd ti⸗ 
ſchen Kommunal⸗Abgaben erftatteten Berichts, ed nur bei dem Regierungsbeſcheide v: 
47. Zuni e. (Ant. a.) bewenden laffen, da die ‘Rabbiner, welche keinesweges vom 
Staate beftätigte Beamte find, die den hriftlichen Geiftlichen zugeftandenen ‚Befreiung 
en auf keine Weife in Anſpruch nehmen Fönnen, und in den alten Provinzen, bee Ges 
es v. 11. Marz 1812 ungeachtet, immer zu ben Kommunallaften herangezogen wor⸗ 
ben find. ü . 
a, 

Wenn :gleich ‚der von der ‚ifraelitifchen Werwaltungsbehörbe in der Vorftellung v. 
27.0. M. allegirte $. 7. der V. v. 1. Juni 1833, betreffend das Judenweſen im Groß 
herzogthum Pofen, allerdings feftgefeht, daß die Rechte und Pflichten der Repräfentan: 
ten der jüdifchen Korporationen und der Berwaltungsbehörben gegen einander, gegen bie 
Korporationen und gegen dritte Perfonen nad) ben Borfehriften beurtheilt werben ſollen, 
weiche die revidirie St. D. v. 17. März 1831 über bie Rechte und Pflichten der Stadt: 
verordneten vorfchreibt, To Läßt fi daraus noch keinesweges herleiten, wie die iſrae⸗ 
Yitifche Verwaltungsbehörde folgern zu wollen fcheint, daß nunmehr auch die jüdiſchen 
Rabbiner auf die Rechte und Immunitäten der Geiſtlichen und ‚Lehrer ber chriſtlichen 
Konfeſſionen Anſprüche zu machen berechtigt ſind. | | 

Weberbies gefteht das, Klaſſenſteuergeſetz vom 30. Mai 1820 im $. 1. nur denjenigen 
Perſonen Befreiung von ber Klaffenfteuer zu, welche entmeber in jenem Geſetze als fotche 
ausbrücklich bezeichnet, ober welche durch frühere Spezialbeftimmungen feit dem Zahre 
4815 von den gewöhnlichen Perfonalfteuern bereits entbunden find. : Da nun die jübdi: 
fchen Rabbiner zu keiner diefer beiden Klaffen, wohl aber. bie chriſtlichen Geiftlichen und 
Lehrer zu den legtern gehören, fo müſſen wir auch bie ifraelitiiche Bermwaltungsbehörde 
mit ihrem Antrage auf Klaffenfteuerbefreiung ihres dortigen Rabbinerd, wie bierdurd) 
gefchieht, zurüctweifen. | DS 

'Bromberg, den 17. Juni 1835. Königl, Preuß, Regierung. Wißmann. 
(Ann. XIX, ©. 1036.) * 

6. Verwaltung der Vermögens-Angelegenheiten der Korporation. 

a) Regulirung des Schuldenweſens. 


N. des K. Min. des Inn. und dee P. (Köhler) v. 13. Nov. 1837 an 
die K. Reg. zu Bromberg. Regulirung des Schuldenweſens einzelner Jus 
dengemeinden. 


Aus dem Ber. der K. Reg. v. 27. v. M. ift der Schuldenzuftand ber Judengemeinde 
zu N., und was Sie wegen Regulirung deffelben angeorbnet hat, näher erfehen worden. 
Da aber die VBerwaltungsbeamten der Korporation nicht zugeftehen, daß gewiſſe Schul- 
ben folche feien, flir welche nicht nur das gemeinfchaftliche Vermögen der Korporation, 
fondern auch das Vermögen der Mitglieder auflommen muß, fo möge, wenn bie Kor: 
porationg-Repräfentanten ebenfalls damit übereinftimmen, bie K. Reg. diefe Schulden 
einftweilen von der abminiftrativen Regulirung ausfchließen, die Entſcheidung darüber 
dem Richter überlaffen, und eventuell Ihre Einwirkung auf Ausführung der im $. 153. 
des Anh. zur X. G. D. enthaltenen Vorſchriften beſchraͤnken. 

(Ann. XXI, Heft 4.) 


b) Befteuerung zur Aufbringung bei Korporationd-Bebürfniffe. 
aa) Refolution des K. Min. ded Inn. (v. Meding) v. 31. Juli 1839 


an den jüdifchen Kaufmann N. zu Pofen. 


Das: unterzeichnete, Min. eröffnet Ihnen auf die Beſchwerde v. 6. v. M., daß es bei 
der Befteuerung zu den Bedürfniffen der jüdiſchen Korporation nicht bloß auf das Eins 
kommen, fondern auch auf das Vermögen ankommt, da derjenige, welcher einen Theil 
des legtern aus befondern Gründen eine Zeit lang müßig liegen läßt, deshalb von d 
Steuer nicht befreit werden Fann, indem bei Vertheilung der Steuer hauptfächlich die 
Steuerkraft der Kontribuenten berürcfihtigt werden muß, welche aud) dann vorhanden 
ift, wenn Jemand aus befonbern Gründen fein Kapital-auf einige Zeit baar in feinem 
Haufe aufbewahrt, ohne damit Handel zu treiben, oder es zinsbar anzulegen. 


r sul; is 
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.. Da nun von Ihren Glaubensgenoffen und der. fompetenten Behoͤrde der Ihnen ange: 
AgRnEnk Steuerfag als Ihrem Vermögen und Einfommen angemeffen gefunden worden 
‚To muß es dabei bewenden, und können Gie Sich darüber um jo weniger befchweren, 
als Ihnen nachgelaſſen worden ift, die Unrichtigkeit der Abihägung durch vollftändige 
Manifeftation Shres Vermögens und Einfommens zu ermweifen. 
_ Sind Sie Ihren Vermögensbeftand auf andere Art glaubhaft darzulegen im Stande, 
fo wird ein Eid von Ihnen nicht verlangt werden; bleibt jedoch) dabei ein Zweifel fibrig, 
fo fteht den Behörben die Befugniß zu, die Herabfegung des Beitrages von einem Ihrer 
Seits zu leiftenden Manifeftationseide auch hinfichtlih Ihres Vermögens abhängig zu 
machen. (Ann. XXIII. ©, 655.) 

bb) Erlaß des Min. des Inn. und der P. (v. Rochow) v. 27. Der. 
1841 an den K. Oberpräfidenten der Provinz Pofen. 

Nach ber im Driginal beigehenden Beſchwerde des N. zu N. wegen Prägravation 
bei Aufbringung der Korporations: Abgaben der Zuden, nicht minder nad) einigen ſchon 
früher gemachten Bemerkungen fcheint bei der Repartition diefer Abgaben mit einer 
—— und Oberflächlichkeit verfahren zu werden, welche die Begründung jeder Re: 
klamation unmöglich machen, und daher auch nirgends einen Anhalt zu ficherer Ent- 
fheidung geben würde. Man fcheint naͤmlich jedes Korporations- Mitglied für fich ſelbſt 
zu tariren und zu beftimmen, wie viel es beizutragen im Stande fei, ohne fich auf eine 
Abfchäsung des Einkommens aus den einzelnen Vermögens-Objekten, auf eine Zufam- 
menftellung des hiernad) ausgemittelten Einkommens fämmtlicher Kontribuenten in eine 
Steuerrolle und auf eine Repartition des Gefammt:Bedürfniffes nad) der hierdurch auss 
gemittelten Steuerkraft der Mitglieder einzulaffen. Hiernach wäre die ganze Operation 
lediglich der Willtühr der theilnehmenden Beamten Preis gegeben, was nicht jtatthaft 
ift. Es muß vielmehr, wenn die Korporationg-Bebürfniffe nad dem Einkommen ver: 
theilt werden folfen, fo verfahren werben, wie in den bürgerlichen Gemeinden in glet- 
chem Falle verfahren zu werden pflegt. Es ift naͤmlich hinſichtlich jedes Steuerpflichti- 
gen das Einfommen aus den verfchiedenen Objekten, von welchen es bezogen wird, aus 
dem Gewerbe, den Grundſtuͤcken, ven Kapitalien ze. feitzufegen und unter verſchiedenen 
Rubriken in die Steuerrolle einzutragen. Der Gefammtbetrag wird fummirt, ebenfo der 
Betrag der verfchiedenen Bedürfniffe, woraus fih dann von felbit ergiebt, wie viele 
SPfennige oder Grofchen auf jeden Thaler des Einkommens zu repartiren find. Im bie 
Steuerzettel muß dann bei jedem der ihn betreffende Extrakt der Rolle Eurz aufgenom: 
men werben, etwa in folgender Maße: 

Der N. R. bezahlt im Jahre zu dem Gefammtbebürfniffe der Korporation an 

— Rthlr. — Sgr. — Pf. von feinem Einkommen von 
— Rthlr. — Sgr. — Pf. vom Handel 


— — ⸗—— s vom Grundeigenthum 
— ⸗e — ⸗— — »» von Kapitalien zc. 


Summa 
auf das Jahr Pfennige vom Thaler, folglich 
— Rthlr. — Sgr. — Pf. ıc. 
Hierdurch wird Jeder in Stand gefegt, zu beurtheilen, ob er zur Beſchwerde über Prä- 
gravation VBeranlaffung habe oder nicht, und durch Manifeftation feines wirklichen Ein- 
kommens, durch Offenlegung der Rechnungen, Handelsbuͤcher ic. oder durch ben Dani: 
feftations-Eid die Prägravation zu bemweifen, woburd) dann aud im Fall weiterer Re: 
klamation die vorgefegte Behörde eine Enticheidung mit Sicherheit treffen kann. 

Eine größere Mühe, welche jedody zu Erhaltung der Drbnung und zur Vermeidung 
der Willführ unerläßlich nothwendig tft, macht bloß die erfte Aufſtellung der Rolle, ins 
dem folche in den folgenden Jahren bloß revidirt und nach ben eingetretenen Verän— 
derungen mobifiziet zu werden braudt. Die Ausfüllung der Steuerzettel ift, wenn bie 
Schemata gebruct find, wenig beſchwerlich. 

Eine Offenlegung der Rolle zur Einficht jedes Kontribuenten ift erforderlich, um 
VBerwaltungsbeamten und Repräfentanten abzuhalten, fich felbit und ihre Angehörigen 
und Kreunde zu begünftigen und ihre Gegner über Gebühr zu beläftigen. 

(B. Min. Bi. 1841. ©. 321.) 

cc) B. ded Min. des Inn. (v. Meding) v. 14. San. 1842 an die K. 
Reg. zu N. Aufbringung der Koften zu Synagogen:Bauten in der Pro» 
vinz Polen. 

. Das Min. des Inn. kann es, wie der K. Reg. auf ben von Ihr in der Beſchwerde— 
Sache der jüdifhen Korporation zu N. unterm 21. v. M. erftatteten Bericht hierdurch 
zu erkennen gegeben wird, nicht billigen, daß Diefelbe die gedachte jüdifche Korporation 
wegen ihres Anipruchs an den in N. wohnenden Theil ihrer Mitglieder, hinfichtlich der 
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Beiträge zu dem Synagogenbau in N./ auf den Rechtsweg gewieſen Hat. Denn ba es 
ſich im vorliegenden Falle nicht um einen privatrechtlichen aierae, fondern um einen 
folchen handelt, welcher in Folge’ eines Korporationg-Bebürfniffes und aus dem Korpo— 
rations⸗Verhaltniſſe an gewiſſe Mitglieder gemacht wird: fo tritt hier lediglich bie ad⸗ 
miniftrative Entſcheidung ein. "Diele ift auch nicht ſchwer zu ertheiten, da $. 7. der ©. 
v. 1. Juni 1833 feinen Zweifel darüber übrig laͤßt, daß der $. 40, der revidirten SED. 
hier in Anwendung kommt. Danach werden alfo die jüdifhen Einwohner v. N., wenn 
fie wirtlid, von der Synagoge zu N. keinen Nusen haben, von den Beiträgen dazu eben 
ſo freizufpvechen fein, als die Bewohner von N. von den Beiträgen zur Unterhaltung 
bes Bethaufes in N., wenn nicht erwa für die Zukunft es für angemeffen g 
werben möchte, beiderlei Unkoften, ohne Unterfchied, auf die gemeinſchaftliche Korpora⸗ 
tions=Kaffe zu Übernehmen: (VB. Mins Bl. 1842, ©. 187.) nn 14 


C. Verpflichtungen der jüdifchen Korporation in Anſehung 
des Schul: und Religions-Unterrichts der jüdiſchen Kinder. 


1) In Anfehung des Schulzwanges vergl. die 88. 9. 10. 12 des Ges 
etzes. | dia? 


2) In Anfehung der Unterhaltung der jüdischen Schulen bemerkt das 
R. ded Min. ded Inn. (v. Meding) v. 14, Febr. 1841 an den K. Land- 
Rath N. zuM. | | 


Da zeither die Kommunal-Bebürfniffe der dortigen Stadt nad) dem Fuße ber. Klaffen- 
fteuer aufgebradht worden find, von welcher keine Exemtion ftattfinder, fo unterliegt es 
Zeinem Bedenken, daß fammtliche Beamte dazu keitragen müffen. Das. G. v..11. Zuli 
1822, welches nur von ben Beiträgen dev Beamten zu den ftädtifhen Eintommenfteuern 
handelt, würde im vorliegenden Kalle nur dann angezogen werben können, wenn die 
darin $. 3. enthaltene Borfchrift, ‚daß die Beamten zu direkten Beitraͤgen aller Art, 
folglich auch zu Klaffenfteuer-Zufchlägen heranzuziehen find, jedoch. nur die dort ‚beftimm: 
ten Prozente von ihrem gefammten Dienjteinfommen zu bezahlen haben, überſchritten 
worden wäre, was aber nicht ber Kal iſt, da die den Beamten angefonnenen Beiträge 
nad) der Verfiherung ber Königl. Regierung diefes Marimum noch beisweitem, nicht, er⸗ 
reihen. Daß die Kontribuenten der Jegen Klaffen gefchont werben, iſt ganz in. der Ord⸗ 
nung, da nad) den Gefegen Jeder nad) feinen Kräften herangezogen werben foll, bei den 
unterften Klaffenfteuerpflichtigen aber eine fo geringe Steuerkraft vorauszufegem ift, dag 
ſelbſt von den Minifterien deren möglichite Berfhonung mit Zufchlägen meiſtens bei Bes 
- willigung derſelben ausbrüdlid) als Bedingung aufgeftellt wird. Die Verfhonung der 

dortigen Juden mit ber Defizititeuer ift ebenfalls in der Orbnung, da das Defizit durch 
das Bedürfniß der heiligen Schulen entitanden ift, die Zuden dagegen ihre Schule 
auf eigene Koften unterhalten müflen, und daher billig verlangen fünnen, entweder, daß 
man fie mit Beiträgen verjchone, oder daß man ihr Schulbeduͤrfniß mit auf den Käm: 
merei⸗Etat nehme, woburd) dann das Defizit verhältnigmäßig würde vermehrt, folglich 
eine mindere Befteuerung der chriſtlichen Einwohner nicht würde erzielt werden. . -. 
(8. Min. 81. 1841. ©. 57.), sc 
3) In Anfrhung des Religions Unterrichts vergl. $. 11. des Geſetzes. 
4) In Anfehung ihrer Verpflichtung, die Knaben nach vollendeter Schul: 
bildung anzuhalten vergl. den d. 13 des G. und den Art. 16 der Zuftr, 
a Militair»Dienftverpflihtung und Rekrutenfteuer der 
uden, | 


1. Vergl. im Allgemeinen Abth. 1 Abfchn. V. &. 51 fig. 
2. Inöbefondere ferner $. 14. des G. und Art. 17 der Saftr. 
E. Naturalifation der Juden. 

1. Erforderniſſe. 

a. Vergl. die 68. 17. 18 des G. und Art. 18 der Snftr. — 
b) Verf. des Oberpräſidenten der Provinz Poſen (Flottwell) an die K 
Reg. in derſelben v. 20. Sept. 1837. "' JE ME BES 

Bei Gelegenheit eines befondern Falles, in weldem über bie ualifitctioh einiger 
Juden des hieſigen Departements zur Naturalifation an Seine Majeftät den König 
Bericht erſtattet it, haben Auerhöchitdiefelben Ihre Willensmeinung dahin zu erkennen 
gegeben geruhet, daß bei Naturalifation der Juden ftetg ftrenge nach den geftslichen Vor⸗ 
ſchriften verfahren werde, und daß nur durchaus volftändig qualıfigivte Subjekte zur 
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zur Naturaliſation gelangen ſollen. Eine K. Reg: erſuche ich daher ergebenſt, vor Er⸗ 
theilung der Patente ſtets die genauſte Prüfung über das VWorhandenfein der allgemei⸗ 
nen ſowohl, als vorzüglich auch der beſonderen Erforderniſſe der Naturaliſatien zu vers 
anlaffen und jeden Antrag, der nicht ſtrenge begründet wird, zurück zu weiſen H. 
(Ann. XXT. Nr„119.),,.; ah air ad RAR A 

ug daR, des Min. des S. (Gr. Arnim), an bie,K. Reg. zu Pofen v. 30. 
RE Wirkungen der Wiedexverleihung der Nationalfotarde in 

jentehtimg auf Miederberfiellung der Tinbefchöftenheit, Githeilung, des 
Bürgerrechts und ded jüdiichen Naturalifationespatents. | | 

Der K. Reg. erwidere ich auf den Ber. v. 27.’ d.'M., dab der Mieberverleihung ber 
Rationalkotarde niemals die Wirkung beigemeffen worden iſt, die Unbefcholtenheit def- 
Ten, der fie) durch ein Verbrechen verloren hatte; vpöllig wieder herzuſtellen. Deshalb 
bleiben auch die Stadtverordneten berechtigt, denjenigen, welche der d. 20 der revidirten 
St. Dschgeichneto das Bürgerrecht auch dann zu verſagen, wenn ſie die Rationalko⸗ 
Yarde,wicher erhalten haben... Nach dieſen von,Cr, Mai. dem Könige gebilligten Grund⸗ 
fügen-Fann auch, ein, in diefem Kalle ſich heſindender Jude, ohne Allerh. Diepenfation vom 
Geſetze, im —6 Poſen nicht natuxalifirt werden, da in der V. v. 1. Juni 
4833. 8 17:.Nr. 1. völlige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels als unerläßliche 
Bedinaung-der Naturalifation aufgeftellt ift.. Hiernach möge die K. Reg. für die Zur 
Zunft ih achten, und in, Fällen diefer Art, wenn ttiffiger Grund vorhanden ift, einen 
peitzaften Verbrecher, für gründlich gebeſſert anzufehen, vor Verleihung des, Naturalifas 
tions> Patents, behufs Grwirkung allerhochſter Dispenfation, berichten ir. 
5: DEM BI. 1843. ©. 5.) Bien © —* 

9, Maturalifationds Patente und Erſtreckung derſelben auf Ehefrau und 
Kinder. — D———— 

Vergl. 6. 19 des ©. tad Idowio} 

b) ®. des Min. des I. (v. Meding) an die K. Reg. zu Pofen 

„M. Aug. 1841. Rechte der Ehefrauen und Wittwen naturaliſirter 


uden. . „. ee a ir | 
387 Win des J. tritt dem von der N Rego in dem Ber. v⸗ 29. v. M. ausgefpro: 
nen Grundſahe völlig bei, daß die aus dem Geſetv. 4. Zuni 1833 ben naturaliſirten 
Juden der dortigen Provinz zuſtehenden Rechte auch ihren Ehefrauen zukommen, weil 
die Ehefrau an dem bürgerlichen status und der Dignität.ded Mannes Antheil nimmt, 
‚ie Ehefrauen haturaliftrter Juden, welche den kaufmänniſchen Handel für ihre Rech⸗ 
ung befreiben wollen, bedürfen hiernach für ihre Perfon keines befonberen Naturalif ds 
tions Patent: Dagegen kann das Min. mitder Anſicht der K. Reg. wonach es ſich 
von ſabſt verſteben foll, daß die Ehefrau nach dem Tode ihres. Mannes ſelbſt naturali⸗ 
ſirt werden müſſe, wenn ‚fie das kaufmanniſche Gewerbe betreiben wolle, ſich nicht ein⸗ 
erſtanden erklaͤren. Durch den Tod des Mann uhr bie Ehefrau eine Vermin⸗ 
—* ihter bargerlichen Rechte; fo Lange fie im Wittwenſtande verbleibt, behält ſie 
unverändert das Recht und die Dignität ihres verftorbenen Ehemannes bei. Im biefer 
Binficht bedarf alfo die Anſicht der 8. Reg. ‚eine wefentliche Berichtigung. 
(Br M. Bl. 184. S. 277.) u Saar Kr u, u 
) Belheid des Min. ded J. us der P. (vi Meding)'v. 8. Ian. 1840 
an den Einwohner N. zu Inowraclaw. Ausdehnung der Naturalifation 


auf die Kinder. » et mein nt, 4 
- Aus der Eingabe des N. N. v. 27, Dec, v. I. iſt erſehen worden, was derfelbe we⸗ 
den Ausdehnung ber den: jüdifchen Eingeſeſſenen im Großherzogthum Pofen ertbeilten 
Raturaliſation auf deren Kinder vorgeftellt hat. Da die Naturalifation gewiſſe pers 
ſoͤnliche Cigenſchaften vorausſetzt, ſo folgt daraus von ſelbſt, daß ſie nur demjenigen für 
ſeine Perſon zu Theil werden kann, der dieſe Eigenſchaften beſitzt. Es wird aber jedem 
naturalifirten Juden ſehr Leicht werben, auch feinen Kindern die mit der Naturaliſation 
verbundenen Vorzüge zu ſichern, wenn er diefelben. fo erzieht, daß fie fich die erforders 
lichen Eigenfchaften zu eigen machen.’ Jeder wird ſich Hierdurch aufgefordert finden, 
feinen Kindern eine forgfältige Erziehung zu geben, dieſe auf eine feite moraliſche Grunds 
Yage zu begründen, und zugleich die Kinder zu einer ſoliden Thaͤtigkeit anzuhalten, wo: 


'nfr 
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Die C. 8. der R. Reg: zu Pofen v. 80. DE4R97 an ſämmmtliche Sanbräthe 
macht obige Beftimmüng:wieberholt bekannt, :: (Ann. XXI. S. 1028:) 
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durch für das Judenthum weit mehr gewonnen werben wird, als durch bie Erhli 
gewifler Vorzüge, ohne Rüdficht auf die ihmen entſprechende Qualifikation. 
(BE M. Bl. 1840, ©. 12.) 


3) Rechte der naturalifirten Juden. 

a) Die Rechte find die der chriftlichen Einwohner, in ſoweit nicht bes 
fondere Ausnahmen gemacht find’). Insbeſondere find den Juden fol 
gende Rechte gewährt: ; 

aa) Unbefchränkte Niederlaffung innerhalb der Provinz. 


a) Vergl. $. 20 ded Gefebes. 
PB) R. des Min. des J. (erfte Abthl. v. Wedel) v. 7. Nov. 1842 an die 


K. Reg. zu Bromberg. 

Da ber in bem Ber. der K. Reg. v. 13. v. M. erwähnte jüdifche Schneider N. zu G., 
obwohl demfelben, als Juden aus dem Großherzogthum Pofen, keine Militaͤrverpflich⸗ 
tung oblag, dennoch freiwillig Dienfte genommen und bei dem ftehenden Heere, wie bei 
der Landwehr, ſolche abgeleiftet, auch ſich dabei die Zufriedenheit feiner Vorgeſetzten ers 
worben hat, fo ift es nicht nur der Billigkeit angemeffen, fondern entfpricht felbft den 
Alerhöchften Abſichten, ihm fein Fortkommen möglichit zu erleichtern. In Betracht 
deffen, und da außerdem gegen bie Moralität des ꝛc. N. fonft nichts angeführt worden 
die Frage aber, ob er in Bromberg fein Fortkommen finden werde — eine Frage, die 
bei einem ſich in bortiger Stadt neu etablirenden hriftlichen Schneider gar nicht aufge: 
worfen werben würde — ihm felbft zur Beantwortung zu überlaffen ift, wird bem ꝛtc. 
N., in Gemäßheit der Allerh. K. D. v. 8. Juni 1834, hiermit zur Niederlaſſung in 
Bromberg die erforderliche Minifterialkonzeffion ertheilt. 

Hiernach hat die K. Reg. ſowohl den ꝛc. N., ald bie Stattbehörbe zu Bromberg zu 
beſcheiden. (8. M. BI. 1842. ©. 396.) 

bb) Unbefchränkter Erwerb von Grundbeſitz. 

a) Frühere Zuftände. | 

Durch das Gen. Jubenreglement v. 17. April 1797. Kap. II. $: 1 war 
den Juden die Erwerbung von Grumdftüden nur unter Genehmigung der 
Kammer (jegigen Reg.) erlaubt. Bald nady Errichtung des Herzogthums 
Warfhau verbot das Herzogl. Warfhauifhe (Sächfiihe) Dekret v. 
19. Nov. 1808 den Suden die Erwerbung von Gütern; allein diefed Dekret 
wurde nicht publizirt und hat daher nie Geſetzeskraft erlangt?). Nach der 
Miedervereinigung mit Preußen disponirten hierüber ®): 

aa) R. des K. Min. ded 3. (Köhler) v. 19. Mai 1828, an den jüdie 
hen Kaufmann R. zu N., im Großberzogthum Pofen. Erwerbung von 
Landgütern. 

Auf Ihre anderweite Eingabe vom vorigen Monat gereicht Ihnen zur Refolution, daß 
das Min. des 3. den damit nachträglich in Abfchrift beigebrachten Beſcheid der Koͤnigl. 
Reg, zu Pofen 0.14, Dee. 1825, betr.die von Ihnen beabfichtigte Erwerbung des Guts 
N.,; nur betätigen, und fi nicht für ermächtigt Halten kann, Ihnen die eigenthümliche 
Erwerbung eines Landgutes überhaupt zu geftätten. Das Königl. Säihfifche Dekret 
v. 19. Nov. 1808, welches die Juden von dem Ankayf von Gütern mit Eigenthums— 
recht ausfchließt, it mat durch die Geſetzſammlung bes vormaligen Herzogthums Wars 
fhau nicht publizirt, aber nidjts defto weniger dadurch in Wirkfamfeit gefest, daß der 
Suftisminifter des Herzogthums felbiges zu feiner Zeit den Gerichtshdfen zur Beachtung 
Zugefertigt hat '). Es wird nady diefem Dekret, welches als ein wefentlicher Beſtand⸗ 


1) ©. biefe Ausnahmen sub, b, 

*) Bergl. die Nofe zu dem folgenden R. v. 19. Mai 1828. 

3) Diefe R. find insbefondere für den folgenden Abfchnitt von Wichtigkeit, das 
heißt, für die Theile des Herzogthums Warfchau, die zu Weitpreußen gehören. 
Es wird von dort hierher zurüdvermwiefen. 

+) Diefe Aufftellung ift ganz unhaltbar, da nad) allen Rehten ein Gefeg feine 
Gültigkeit erft duch die Publikation erhält, wofuͤr die Mittheilung eines 
Geſetzes an die Gerichtshöfe, ſofern letzteres nicht eben blos reglementariſche 
Vorſchriften für den Kichter enthält, ſondern Über Rechte und Pflichten des ges 
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theil der bis jest noch in Kraft beftehenben Geſetzgebung des vormaligen Herzogthums, 
in Betreff des’ Judenweſens, angefehen werden muß, allgemein verfahren, und baffelbe 
ift alfo auch auf Sie anwendbar, (Ann. XII. &. 443.) 


BR) Ri des K. Min. des 3. (Köhler) v. 25. Juli 1817 an die K. Reg. 
in Bromberg. 

Wenn zwar nach der bisherigen Verfaffung im dortigen Departementden Juben ber An- 
Lauf und Befis von Landaütern unterfagt ift, und das Ed. v. 11. März 1812 für das 
ſelbe noch nicht zur Ausführung gebracht werben kann "), vielmehr bie Kefiftellung der 
ftaatsbürgerlichen Verhältniffe der Juden noch der nähern Allerh. Beſtimmung Sr. 
Maj. des Königs unterworfen bleibt: fo genehmigt. doch das unterzeichnete Min. auf 
den Antrag der K. Reg. v. 24. Juni c. gern, daß der Lafer Tugendreich im ungeftörten 
Beſitz des acquirirten Bauergutes in Deutſch-Jordan vorläufig verbleibe, da berfelbe 
dies Grundftüd auf eine fo zweckmäßige und Löbliche Art felbft ale Bauer bewirthſchaf⸗ 
tet, and fih nad) der Analogie des oben genannten Ed. erwarten läßt, daß des oh 
Maj. au in den neu acquirirten Provinzen den jüdifhen Staatöbürgern den Beſitz 
und die Bewirtbfchaftung von Grundftüden verftatten werden; auch wird der R. Reg. 
überlaffen, diefe ausnahmeweife Bewilligung mitdem Motiv durch bag, Amtsblatt zur 
Ehre des Lafer Tugendreich öffentlich befannt zu mahen. (Ann. I. ©. 84.) 


rr) R. des K. Minft. des 3. (Köhler) v. 3. Nov. 1826 an die X. 
Meg. zu Bromberg. Gütererwerbung von Seiten jüdifcher Glaubens» 


genoffen. : 

Das unterzeichnete Min. hält fich zu der von der K. Reg. mittelft Berichts v. 7. v. 
SM. in Antrag gebrachten reitriktiven Erklärung bes landesherrlichen Dekrets v. 18. Nov. 
1808, welches: die Erwerbung von Gütern durch-Zuden verbietet, für nicht befugt, in= 
dem unter die allgemeine Kätegorie von „Gütern auch Bauergüter gehören, und es 
auch überbem zur Zeit an bewegenden Gründen fehlt, diefe von dem Verbote auszu—⸗ 
fchließen. (Ann. X. ©. 1083.) 

I) M. des K. Min. ded Inn. (Köhler) v. 20. Mai 1817 an die K. 
Reg. in Bromberg. Fähigkeit der Juden, Grundſtücke zu erwerben. 

Der K. Reg. zu Bromberg wird auf Ihren, wegen der Erwerbung von Grundſtücken 
Seitens der Juden im dortigen Departements, namentlich in Schneidemühl, unterm 
18. v. M. eritatteten Bericht zu vernehmen gegeben, wie Sie, bis die allgemeinen Bes 
ftimmungen wegen der Staatsbürgerlihen Verhältniffe für die Juden in den neu acqui— 
tirten Provinzen ergangen find, in einzelnen Fällen, wo die Anträge der Juden mit 
den Aniprüchen der Kommunen und der bisherigen Verfaffung im Widerſpruch ftehen, 
fpeziell anzufragen har, da fich für einen ſolchen interimiftifhen Zuftand nicht füglich 
allgemeine erfhöpfende Grundſätze angeben laffen. (Ann. I. ©, 157.) 


85) R. des K. Min. des Inn, (v. Shudmann) v. 24. Aug. 1826, 
an die K. Reg. zu Bromberg. Berechtigung jüdifcher Staatebürger zur 
Erwerbung von Grundflüden. 

Auf der K. Reg. Bericht über das Geſuch eines jüdifchen Staatöbärgers aus Mefts 
preußen, um Ertheilung der Grlaubniß zur Acquifition eines Grundftüdes in einer im 
Daeterment der K. Reg. belegenen Stadt v.27. v. M. wird Derfelben Kolgendes cr- 

net 


Ve von. ben ftaatsbürgerlihen Rechten aus dem E, v. 11. März 1812 in denjenigen 
Landestheilen, wo Letzteres nicht in Kraft befteht, zur Zeit noch Fein Gebrauch gemacht 
werben kann, fo ijt dort mit jüdiſchen Staatöbürgern der alten Provinzen in Betreff 
ber Konfensertheilung Behufs eigenthümlicher Erwerbung ftädtifcher Grundſtuͤcke eben 
fo zu verfahren, wie mit folhen Juden, welche das Staate-Bürgerreht nicht befisen. 

Uebrigens ijt eine bloße Grundftüdserwerbung zwar als eine Berledung bes Aller: 
höchſt angeordneten Verhaͤltniſſes der Gefchloffenheit der dortigen Provinz gegen die 
älteren Provinzen nicht anzuſehen; allein es find auch rückfichtlich des bloßen Grund: 
befises die noch beftehenden geſetzlichen Vorſchriften auf jüdifche Staatsbürger ber alten 
Provinzen anwendbar. (Ann. X, ©, 781.) 





fammten Publitums disponirt, niemals gelten Fann. "Man muß daher anneh⸗ 
men, daß auch ſchon vor 1833 der Befig von Gütern den Juden im Großherzogs 
thum Pofen verftattet gewefen. Vergl. hierüber auch das folgende Kapitel, 

3) Vergl. bie Note zum Riv. 19. Mai 1828, 0 
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O Rades K. Min. des Inn. u. d.P. (v. Brenn) 9.7. April 1831 
an die K. Reg. zu Bromberg. Ermerbung von Häufern Seitend der Ju⸗ 
den, ohne Belaftung mit einem befondern ftädtifchen Kämmerei- Kanon, 
Durch dasſenige, was bie K. Reg. im Ber v. 6. v. M. angeführt hat,‘ kann ein 
Recht der Kämmereien ber dortigen Städte, von ben Juden, wenn fie ein Haus, erwer⸗ 
ben, ‚einen. befonberen Kanon zu fordern, nicht entnommen werben. ine foldhe Kor- 
derung ‚wiberfpricht, auch ben allgemeinen Grundfägen der Billigkeit um fo ht als 
bie Juden von ihren Grundſtuͤcken, fo wie für ihre Perfonen, alle Rommunallaften, 
leich andern Einwohnern, tragen müffen, und felbft zu den Beiträgen für Hriftliche 
Kirden herangezogen werben. 1 — 
Die 8. Reg. möge daher für die Zukunft nicht geftatten, daß ben Juden, wenn ihnen 
die Acquiſition eines Haufes erlaubt worden, die Nebernahme eines befonderen Kanons 
angefonnen werde. Was aber die Vergangenheit anlangt, fo mag es, wenn Ztoeifel 
entteben, dem Ausſpruche des Richters Überlaffen bleiben, ob das desfalls ‚getroffene 
Abkommen gultig ſei oder nicht. (Ann. XV. &.349.) uw 


7n) Das R. v. A. Mai 1832, vergl. oben hiftor. Einleitung. 

0) Gegenwärtige Verhältniffe. | 

aa). Durch, $$. 20. und 25. d. find alle vorftehend gedachten, Beftims 
mungen, fabſ wenn fie noch beftanden haben follten !) aufgehoben. Hier, 
aus ergiebt fich denn auch 5 

88) bie: Aufhebung ber Juden re vie re in ben Städten, Schon früher 
bemerften hierüber 

a) das R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 10, Nov. 18296 an den 
Magiftrat zu N. N., im Großherzogthbum Pofen. Häufererwerbung von 
jüdifchen Glaubendgenoffen. hi 
Da ber, Magiftrat dem; Staate bas Recht nicht wird beftreiten wollen, jübifchen Be: 
wohnern der Städte bie. eigenthümliche Erwerbung und ‚vie Benutzung vormals rift- 
licher Häufer außerhalb der hin und wieder noch beftehenden Judenreviere nach eigener 
freier 2 Pag ern zu verſtatten; To findet das unterzeichnete Min. ſich auch nicht bes 
wogen, die in Anfehung bed Juden N. N. dortfelbft erlaffene Verfügung, wobei es fein 
Bewenden behält, gegen ven Magiftrat zu rechtfertigen. ꝛc. 

(Ann. X. ©. 1083.) 4 

b) Die Refol. des K. Min. des Inn. u. d. P. (v. Brenn) v. 26. Yan, 
1833, an den Magiftrat zu N, und abichriftifch an die K. Reg. zu —36 

Das Privilegium der Stadt N., durch welches die Juden dort nur auf ein gewiſſes 
Judenrevier beſchraͤnkt worden find, iſt ſchon, wie dem Magiſtrat auf die Gingabe v. 
12. v. M, eröffnet wird, durch die Einführung des Napoleoniſchen Geſetzbuchs, welches 
alten Einwohnern gleiche Rechte verleihet, Sowie durch die Konftituticn des 
thums Warfhau aufgehoben worden. Sind aud, ſpaͤter die politiſchen Rechte ‚ber. 
gefenlich. auf gewiſſe Zeit fuspendirt worden, fo bezieht fich doch diefe Gu&penfion nicht 
auf ihre bürgerlichen und privatrechtlichen Befugniffe, zu welchen auch bie ge 
ihre Wohnung zu,wählen. Wenn, biefer gefeglihen Lage der Sache ungeach „se 
Sudenreviere da, wo fie einmal beftehen, in der Regel erhalten worden find, ſo iſt biet 
aus allgemeinen, polizeilichen Gründen gefchehen, nicht aber deshalb, weil ‚einzelne 
Städte auf Beibehaltung derfelben zu dringen, ein Recht haben. Eben fo. muß aber 
auch vorbehalten bfeiben, aus aewerblichen und polizeilichen Gründen den Suben das 
Miethen einer Wohnung oder aud) die Erwerbung eines Eigenthums außerhalb ber Zu: 
denreviere zu geftatten, Dergleichen Konzeffionen find von jeher ertheilt worden, und 
werben auch ferner ertheilt werben. | y Ya 

Uebrigens ift die Berufung auf den Richter bloß in privatrechtlichen Angelegenheiten 
zuläfiig, bie Beſchraͤnkung der Juden auf ein gewiffes Revier aber. keine Angelegenheit 
des Privatredhts. Ag 

Die Berufung des Stabtrathe auf die Verf. v. 15, Dec. 1830 ift daher auch ganz 
unpaffend, da in derfelben der Stadt blos nachgelaſſen ift, den Rechtsweg zu beſch 
ten, wenn fie aus einem privatrechtlihen Grunde den Herrn Kürften Radziwill in 
der Benusung feines Eigenthums zu befchränten eine Befugniß haben follte, 








— — — 


I) ©. die Note zu dem R. v. 19, Mai 1828. S. 826. 


Stastserhtl: Verhaltn d 3: Im Großferjogtäume Pelenn AL 


60) Freier Gewerbebetrieb. ' 


a) Schon Früher hatte das M. des Min. für Handel und Gewerbe und 
des Inn. (v. Shufmann) v, 8. Sept. 1820'beflimmt: | 


Die von ben jüdifchen Schneider: und Kürfchnerzlinften in Liſſa mittelſt originaliter 
sub lege remissionis hier beigefügten Vorftellung v. 30. v. M. bier angebrachte Be: 
fchwerde.über bie auferlegte Löfung eines befondern Konfenfes zur Betreibung, ihres Ges 
werbes, fcheint ganz gegründet zu fein. Denn ber Gewerbefchein vertritt die Stelle 
der Konzeffion, und überdies verdient jeder Zube, ber ftatt des Schachers (der bei diefer 
Nation fo häufig ift) ein nuͤtzliches Handwerk wählt, eher Begünftigung in feinem 
Vorhaben, ald eine beſchraͤnkende Maßregel. 

Insbeſondere ift es dem $.30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 ganz entgegen, außer ber 
Gewerbefteuer noch durch Konzefitonslöfung das Gewerbe zu befteuern und zu erſchwe⸗ 
Ten. Die 8. Rea. bat daher dem Gefuche ber Bittſteller zu deferiren, fie demgemäß zu 
befcheiben, und Abfchrift der Refolution binnen acht Zagen einzureichen. 

. (Ann. IV, Heft 3, Nr. 35.) 


8) Demnächft bat $. 20. de ©. v. 1. Juni 1833 alle betreffende Des 
fehränfungen aufgehoben. 


y) Auch in Rüdiicht des Haufirhandeld gelten nur bie allgemeinen 
Beſchränkungen. Es beſtimmt: 


a0) Das R. der Min, des Inn. für Gew. Ang. (v. Brenn), bes Inn. 
ud. P. (o. Rochow) u. d. Fin. (in Bertr. Kuhlmeyer) v. 12. Sept. 
1836 an die K. Reg. zu Gumbinnen. | 


Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 29. v. M. hierdurch eröffnet, 
das den naturalifirten Zuben des Großherzogthums Pofen das Haufiren aud außerhalb 
‚ihrer Provinz, wenn fie mit Gewerbefcheinen ber Reg. ihres Wohnorts zum umbherzie: 
henden Betriebe des Handels verfehen find, nicht verfagt werben kann. 

(Ann. XX. Heft 3. N. 140.) 


BB). Das R. des Min. des 3. u. d. Pol. (v. Rochow) u. d. Fin. (Gr. 
Aloensleben) v. 17. März 1842 an die K. Reg. zu N. | 


DIER Reg. erbält in der Anlage (a.) Abfchrift des heute den jübifchen Handelsleuten 
N. R. ertheilten Befcheides zur Nachricht, mit dem Eröffnen, daß die Schlußbemerfung 

hrer Amtöblattverfügung v. 22. Sept. 1841, wonach foldye Marktbefucher, weldyetn 
ihrem Wohnorte mit denjenigen Waaren, mit denen fie — beſuchen/ keinen 
ſtehenden Handel betreiben, als Hauſirer anzuſehen ſind, in ſofern mit den beſtehenden 
Vorſchriften nicht im Einklange ſteht, als nach dem Girk, v. 81. Juli 18885. (Annal. 
S. 630) Inlaͤnder, welche von Markt zu Markt handeln, ohne irgendwo ihr Gewerbe 
behufs der Steuerentrichtung angemeldet zu, haben, nidst mit der Strafe der unbefugs 
ten Haufirer belegt werben follen, fondern in dieſem Falle die Steuer und Strafe Ku 
dem Saßtze für das ſtehende Gewerbe abzumeflen ift. 

Berlin, den 17. März 1842. 
Der Minifter des Innern und ber Polizei, Der Kinanzminifter. 
v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


* a. ' j 13 nD 

Mir eröffnen ben Handelsleuten N. N. auf bie Vorftellung v. 13. San. d. 3. bier: 
durch zum Beſcheide, daß die Beftimmung der Reg., wonach nur ſolchen Handelsjuden 
Fell zum Bereifen der Jahrmärkte ertbeilt werden, welche in ihrem MWohnorte einen 

ehenden Handel mit den von ihnen zu den Märkten zu bringenden Waaren betreiben, 
den bieferhalb beftehenden Vorfchriften völlig entfprechend ift. 

Den Bittftellern, bei welchen diefe Bedingung nicht zutrifft, Eönnen daher bie bean: 
fragten Päfle zum Beſuche der Sahrmärkte nicht ertheilt werben, vielmehr muß es bei 
dem abfchlägigen Beſcheide der Reg. v. 18. Dec, v. J. lediglich bewenden. 

Berlin, den 17. März 1842. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
| v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 
An die juͤdiſchen Handelsleute N. R. zu R. 
B. M. Bl, 1842. ©, 89.) 
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dd) Sie zahlen Feine größere Abgaben ald die Chriſten. Br 
In: Anfehung der an die hriftliche Kirche zu zahlenden Abgaben basl 
$. 20 ded G. und das R. v. 25. Febr. 1842 oben ©. 105. 


— Sie haben: dieſelben privatrechtlichen Verhältniſſe. Vergl. hierüber 


b) Audnahmsweif e find die naturalifirten Juden in folgenden Ber 
ziehungen befchränft: | 

aa) In Anfehung der Staats- und Gemeinde: Aemter. 

@) Bergl. $. 20. a. des ©. 


FIR. d. Min. d. 3. u. d. P. v. 17. Febr. 1840 an das Db.,Präfid. der 
Provinz Poſen. VBerhältnigmäßige Befchränfung der Zahl der jüdiſchen 
Stadtverordneten. 

In der Anlage (a.) theile ih Ew. c., mit Bezug auf Ihren Bericht. v. 26. Dec. v. 3., 
bie unterm 5. d. M. auf die Immediat: Beſchwerde der Verwaltungsbeamten der jüdi: 
fhen Korporation zu M. Über die Beichränkung ber Zahl der juͤdiſchen Stadtverordne⸗ 
= an mid) eraangenen Allerh. K. D. in Abſchrift mit, um danach das Weitere gefaͤl⸗ 

jr zu veranlaffen. Die Beſchwerdeführer ſind im Sinne der K. Ordre von bipe aus 

befchieden worden, L 
Anl.a. 


Auf.ihren Bericht v. 20. v. M., bie — der Verwaltungebeamten der jũdi⸗ 
ſchen Korporation zu N, betr., finde ich nad) Ihrer Anficht eine proportionirte Beſchrän⸗ 
tung der Zahl der, in bie Stabtverorbneten-Verfammlung zu wählenden Zuden auf ein 
Marimum von einem Drittel ober Viertel für die Städte des Großhetzogthums Pofen 
auf die Anträge der ftädtifchen Behörden allerdings höchſt nothmenig, und ermädhtige 
Sie, bei der Abfaffung der Statuten hierauf die erforderliche Rüdfiht zu nehmen, und 
nad den Beſtimmungen der St. D. v. 1831. 88. 3. 4 Meine Beftätigung nachzufudhen. 
Die Verwaltungsbeamten ber jüdifhen Korporation zu N, * Sie hiernach ablehs 
nend zu befcheiden. zc. (Min. Bl. der innern V. 1840. ©.79.) 


bb) In Anfehung der fländifchen Rechte vergl. $. 20 b. das ©. und 
oben Abth. I. Abſch. IV. ©. 48. 

ce) In Anfehung der mit dem Befige von Nittergütern gerbumbtnen 
Ehrenrechten vergl. $. 20 c. ded G. und im Allgem. Abth. I. Abfchn. IV. 
Seite 45 flg. 

dd) In Anſehung der Verlegung des Wohnſitzes in eine andere Provinz 
vergl. $. 20 d. ded ©. und unten Abth. 3. 

Was in diefer Beziehung namentlich die Aerzte aus der Provinz Poſen 
betrifft, fo beftimmt die Eirf, Verf. des M.d. G, U. u. M. Ang. (Eid: 
horn) an fämmtl. Reg. v. 3. Febr. 1841. 


Den, aus dem Großberzogthbume Pofen gebürtigen jüdiſchen Mebizinalperfonen ift 
feither, in Gemäßheit des $. 20 der V. wegen des Judenweſens im Großherzogthum 
Foſen v. 4. Zuni 1833 nur eine, auf den genannten Landestheil befchränkte Approba= 
tion.außgefertigt worden. Da bie Kontrolle der beftehenden Beſchraͤnkung ber bezeich⸗ 
neten Medizinalperſonen auf das Großherzogthum Poſen nicht zur Konpetenz bes mir 
anvertrauten-Minifteriums gehört, fo werde ich von jest ab, die Approbationen für die: 
felben- ganz in berfelben Art, wie die, der andern Medizinalperfonen außfertigen laffen. 
Da aber bierburdh die Beftimmung nicht aufaehoben wirb, nad) welcher die, Aus der 
Provinz Pofen gebürtigen jüdiſchen Medizinalperſonen in einer andern Provinz ohne 
hoͤhere Erlaubniß ſich nicht niederlaſſen duͤrfen, ſo beauftrage ich die K. Reg. hierdurch, 
denjenigen aus dem Großherzogthum Poſen gebuͤrtigen juͤdiſchen Kandidaten, welche 
dort die Zulaſſung zu den Staatsprüfungen ür Wunbärzte zweiter Klaſſe, oder für 
Zahnärzte nachſuchen, fofort bei ihrer Admiffion zur Prüfung zu eröffnen, daß ihnen, 
nad beftandenem Eramen, zwar eine unbefchränfte Approbation werbe ertheilt werben, 
baß fie jedoch, um fidh in einer andern Provinz niederzulaffen, die Erlaubniß dazu bei 
dem 8. Min. des 3. u. d. Pol, fich zu erwirken hätten. Berlin, ben 3, Febr. 1841. 

(Min. BI. 184, ©. 73.) | 


ee) In Anfehung der Päffe vergl, Abth. J. Abfchn, VII. Kap. II, 
©. 45 fg. | | 


Staatdrechtl. Verhäten. d. Ti im Großherzogthume Pofen: TEA 


sh Ablöfung des Antheild an den Korporations: Werpfiich 
tungen Seitens der aus der Korporation ausfheidenden Mit 


glieder. 
Hierüber beftimmen folgende R.: | 


a) R. des Min. des J. u. d. Pol. (Köhler, in Vertretung) an ben Obers 
präfidenten der Provinz Pofen v. 20. Ott. 1835. 


Bekanntmachung des K. Oberpräfidiumd der Provinz Pofen (Flottwell), 
v. 7. Suli 1837. 


Zur Begeanung etwaiger Mißverftändniffe bringe ich hierdurch mit Bezug auf das R. 
des Koͤnigl. Min. des Inn. und der Polizei v. 20. DE. 1835. (Annal. a.) zur öffent: 
lichen Kenntniß, daß das Regulativ vom 8. Mai d. 3. wegen Abfindung ber jüdis 
ſchen Korpbratisnen hieſiger Provinz beim Abzuge ihrer Mitglieder, ſowohl nad) deſſen 
ffung als nad) einer ausdrücklichen Beftimmung der K. Min. des 3. und ber Zuft;, 
nicht blos für den Fall der Ueberfiedelung in eine andere Provinz bes Staats, fonbern 
aud) für alle übrige Källe maßgebend ift, wo Mitglieder einer jüdiſchen Korporatich 
—— ber. Provinz freiwillig aus ihrem bisherigen Korporationsverbande aus: 
eiben. 


a, £ 

Das Min, des I. und der Pol. hat ſich über bie inEw. Hochw. Bericht v. 12. Aug. 
db. 3. in Bezug auf die Regulirung ded Schuldenweſens der Synaaogengemeinben im 
Großherzogthum Pofen aufgeftellten Zmeifel noch mit dem Herrn Juſtizminiſter Muͤh⸗ 
ler vernommen, und erwiebert nunmehr, nachdem fich berfelbe mit ven besfallfigen dies— 

feitigen Anfichten einverftanben erklaͤrt hat, auf jene Zweifel Kolgendes ergeben | 
Hinfichtlich der erften Frage tritt bas unterzeichnete Min. Ew. Hochw. dahin bei, daß 
bie in dem $. 20. lit. d. des ©. v. 1. Zuni 1833 vorgefchriebene Abfindung mit ber Kors 
poration nicht blos bei der Neberfiebelung in eine alte Provinz des Staats, fonbern über: 
baupt, wenn das Individuum den Synagogenbezirk oder Ort und fomit die Korporation 
verläßt, ftattfinden muß, da es hierbei nicht ſowohl auf die in dem $. 20 lit. d. des an 
—— G. enthaltene Beſtimmung, als vielmehr auf die Anwendung der allgemeinen 
nbfäge ankommt, welche das A. &, R. Th. 2. Tit. 6. 89. 184 ff. hierüber feſtſtellt 
und hinſichtlich deren bie Kürforge des Staats nad) $. 11. a. a. D. ganz befonbers kon⸗ 


turrirt, 

Hiernach ift denn aber auch die in ber vorgedachten Gefegftelle enthaltene Beftimmung, 
nach welcher in Ermangelung einer gütlihen Einigung wegen Ablöfung bes Antheild des 
Ausfcheidenden an den Korporationsverpflichtungen die Keftfegung der Reg. eintreten 
ſoll, nicht blos auf den Kall der Ueberfiedelung in eine andere Provinz zu befchränten, 
fondern auch auf die übrigen KAlle des Ausfcheidens in Anwendung zu bringen. 

Die zweite Frage anlangend: ob und in wieweit gegen die Feftfegung ber Regierungen 
ber Rechtsweg offen ftehe? fo findet, ſoweit es auf das Verhältniß zwifchen ber -Korpos 
ration: und ihren Mitgliedern antommt, der Rechtsweg nicht flatt. Die Feſtſetzung 
der Reg. kann aber ftetö nur, unbeſchadet den Rechten eines jeden Dritten, erfolgen, und 
darf mithin dritten Perfonen nicht verfagt werden, abgefehen von jener Feſtſetzung, ihre 
vermeintlichen Rechte, ſowohl gegen bie Korporationen, ald gegen deren dermalige und 
vormalige Mitglieder, im Rechtswege zu verfolgen. 

Was den dritten Punkt wegen Feftfegung der Abfindungsfumme betrifft, fo hängt 
Alles zunächſt davon ab: 

in welcher Art von den einzelnen Mitgliebern der Gemeinden die Verpflichtung 
urfprünglich übernommen ift. | 

In fomweit hierüber keine fpeizelle Uebereinkunft eriftirt, mithin die Vorfchrift des A. 
e. R. $. 94. a. a. D. keine Anwendung leidet, treten die Mafgaben $$. 96 und: 107 ein. 
Auf die Beftimmungen der 88. 184 ff. kann nur in fofern zurüdtgegangen werben, als 
ed auf laufende Beiträge ankommt, von deren richtigem Eingange die Erfüllung der 
etatsmäßigen Sahresausgabe abhängt. 

Das Verhältnig der ausgeichiedenen Mitglieder zu der Korporation, in welche fie 
anderweit eintreten, vegulirt fich jedenfalls nach den Vorfchriften, welche das A. L. R. 
8. 99 ebendaf. enthält. (Ann. XXI. ©, 153.) 


B) R. deflelben Min. (v. Rochow) an. benfelben v. 8 Mai 1837 nebft 
Regulativ de eodem. | 

Den von Euer Hochw. unterm 17. v. M. mir eingereichten Entwurf. eines Regulativs 
wegen. Abfindung ber jübiichen Korporation beim Abzuge ihrer Mitglieder. habe ich im 


- 
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Ganzen; ſehr zweckmaͤßig und nur bei 853. noch eine, Möbifitation;: fo wie hinſichtlich 
bes. 4 noch eine Ergänzung nothmendig gefunden, hiernad) aber nunmehr bad Regus 
Tativ in meinem Namen abfaffen laffen. Indem ich Ihnen folches beiliegend (Xnl. a.) 
überfende, erſuche ich Sie, baffelbe durch die dortigen Amteblätter bekannt zu machen 
und, auf deffen Beobachtung zu halten. 

Die noch unentfchiebenen Källe werben, da es zeither an beftimmten Grunbfägen zu 
Beurkheilung der Reklamationen gefehlt hat, hiernach ebenfalls zu erledigen fein. 


Berlin, den 8. Mai 1837. 
Der Minifter des Innern und der Polizei 
v. Rochow. 
a. 9 
Regulativ, 

die Abfindung ber jübifchen Korporationen im Greßberzogthume Poſen von Seiten bee 

abziehenden Mitglieder betr. 

um bie Zweifel zu befeitigen, weldye bei Ausfüh bes G. v. 1. Juni 1833: wegen 

‚bes Judenweſens im Großherzogthum Poſen, $. 20. a., hinſichtlich der Abfindung ber 

jüdifhen Korporationen von Seiten ihrer abziehenden Mitglieder entftanden find, be 

ftimme ich Folgenbes: 

4) Das freiwillige Abkommen beider Theile fiber die zu zahlende Summe ſchließt eine 
weitere Erörterung gänzlidy aus, Auch ift eine Berufung anderer Korporationd: 
Mitglieder in Tünftigen Fällen der Ueberfiebelung auf bie früheren mit andern 
Mitgliebern abgeichloffenen Abfindungs: Verträge unzulaͤßig. 

» 2) Wenn fein Abkommen zu treffen ift, fo tritt die Entfcheibung ber Reg: ein, tuelche 
feftzufegen hat, was der Abziehende zu Ablöfung feines Antheils an den: Korpora⸗ 
tions⸗ Verpflichtungen entrichten muß. 

3) Als auf einer Verpflichtung der Korporation beruhend, werden in der Regel alle 
diejenigen Auögaben angefehen, welche in ben von der Reg. genehmigten Etat: ber 
Korporation aufgenommen worden find. 

4) Menn jedoch der Abziehende beweifen Fann, daß dieſe Ausgaben entweder ohne 

ſtimmte Verpflichtung der Korporation von ſolcher übernommen, oder auch bloß 
vorübergehend find und in kurzer Zeit in Wegfall kommen, fo hat die Reg. die Ab⸗ 
findunas⸗Gumme hiernach verhaͤltnißmaͤßig zu ermaͤßigen. 

9 Die Abfindungs-Summe wird nach ben baaren Beiträgen berechnet, — —— 
Abziehende ſeit Aufſtellung der Korporations-Etats und deren Genehmigüng durch 
die Reg. jährlich geleiſtet hat, indem durch Fraktion der Jahres-Betrag auszu⸗ 
mitteln iſt. Nach Verfluß von ſechs Jahren, ſeit Aufſtellung und —— 
des erſten Etats, iſt ein fehsjähriaer Durchſchnitt anzunehmen. 

6) Der hiernach auszumittelnde Durchſchnittsbeitrag bildet die Grundlage ‚ber Abfin- 
‚bung, ohne daß eine Ermittelung des Vermoͤgens des Ausſcheidenden zuläffig if. 
Nur wenn derfelbe nachweiſt, daß er an feiner Nahrung und feinem Vermögen feit 
den früheren Veranlagungen einen folchen Verluft erlitten, daß er in Zufunft, 

s wenn er’in.ber Korporation geblieben wäre, auf eine Ermaßigung ber: zeitherigen 

1" Beiträge Anſpruch gehabt haben würde, tft die Reg. hierauf Ruͤchſicht zu neh⸗ 
men und den zu berechnenden Jahresbeitrag hiernach zu ermäßigen verpflichtet. 

7) Der auf ſolche Weiſe ſeſtzuſetzende Jahresbeitrag wird als eine Rente betrachtet, 
‚welche die Korporation, wenn der Ausſcheidende ihr Mitglied geblieben wäre, auf 
” Lebenszeit von bemfelben zu beziehen gehabt hätte. Der zwölf, und ein halbfache 

Betrag dieſer Nente bildet, nah Analogie der Borfehrift‘ des Stempelgefeges v. 
7. Merz 1822. 8. 4. c. die Summe, welche der Betheiligte ald Abfinbungs- 
Summe zur Korvorations: Kaffe zu erlegen. hat; das Alter beffelben hat: auf bie 
Berechnung aber Eeinen Einfluß. 

8) Gegen bie von ber Reg. nach diefen Grundfägen feftzufegende Abfindung ift bie Be: 
rufung an das K. Oberpräfidium zuläßig. 

‚Berlin, den 8. Mai 1837, 
Der Minifter des a und ber polizei, 
Rocho w. 


— 


(Ann. XXI. S. 464.) 

) R. des Min. des J. (v. Meding) an die K. Reg. zu Poſen v. 18. Juni 
1840: 

In Betreff ber Beſchwerde des Juden, Kaufmanns N. zu N.) über die Hdhe des ihm 
von der dortigen jübiichen Korporation abaeforderten Abzugsgelbes, worüber bie 8. Reg: 
den Ber. v. 25. 9. M. erftattet hat, reicht die bloße Verficherung, daß ein —— 
Jude zeither eine gewiſſe Summe zu den etatsmaͤßigen Korporationsausgaben beigetra⸗ 
gen habe, keinesweges aus, um die Reklamation deſſelben gegen bie ihm angefonnene, 
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nach⸗die ſem jährlichen Beiträge normirte Abfindungsfumme zuruͤckzuweiſen. Denn nad 
dem Cd: 4, Juni 1833. $. 20 d; follen die Abpichenden blos zur Ablöfung der Kors 
pörationdrBerpflihtungen angehalten werden. Nun fönnen aber auf einen 
Etat theils Ausgaben, zu welchen feine Verpflichtung vorhanden ift, aufgenommen wer: 
den, z. Bi für wohlthätige Bmede, zu denen die Judenſchaften, obgleich die bürgerliche 
Kommune zur Armenpflege verbunden ift, freiwillig Abgaben aufbringen, theils können 
and, die Abgaben für Zwede aufgebracht worden fein, welche mit Ablauf des Jahres bes 
reits exreicht find, und: für die daher in der nädjften Zukunft überbaupt nichts mehr, 
ober doch weit weniger aufzubringen ift, z. B. zur Ausführung bereits fertiger Bauten, 
zum: Ankaufe von Schuls und anderen Gebäuden, zur Bezahlung von Schulden 1c, 
Wegen ſolcher Ausgaben würde immer, der Gerechtigkeit und Billigkeit gemäß, das Ab: 
findungsquantum nicht nady dem vollen zeitherigen Abgabenjas berechnet werden können. 
Hiernad) hat die. KR. Reg. zuvoͤrderſt Ein gütliches Abkommen zwiſchen dem ce. N, und 
dem Korporationsvorſtande zu verjuchen, zu biefem Zwed dem Erfiern den Korporations⸗ 
Etat vorlegen zu laffen, und ihn mit feinen Erinnerungen dagegen fpeziell zu hören, dem: 
nächft aber, wenn ein Vergleich nicht zu Stande tommt, die K' Reg. nicht auch felbft 
vielleicht fich bewogen findet, das verlangte Abfindungsquantum zu ermäßigen, unter 
Einreichung des Etats und der Verhandlungen, zu berichten, 
Gewiſſenhafte Sorgfalt hierbei ift um fo nothiwendiger, als die Summe von 500 Rthlr. 
ae ift, welches auf den künftigen Nahrungsſtand bes Betheiligten von erheblichen 
ufe fein kann, und das Min. öfters hat bemerken Eönnen, daß die Judenſchaften 
gegen ihre einzelnen Mitglieder mit Gerechtigkeit zu verfahren, Erineswegs immer ge 
neigt find. (WB, Min. Bl. 1840. ©. 221.) ’ 


IR, deſſelb. Min. an diefelbe Behörde v. 8. Septbr. 1840; 

‚Auf den Ber. der K. Reg. v. 29. Maid. J., vermittelft defien diejelbe den Etat der 
Einnahmen nnd Ausgaben der jüdischen Korporation zu Pofen eingereicht-hat, muß bag 
Min. des 3. es lediglich bei dem bewenden laffen, was ſchon früher und zulegt und in 
ber, Berf..v. 18; Juni d,, 3. ausgejprochen worden ijt, daß nämlich diejenigen Juden, 
welche ihren Wohnfig in eine andere Provinz verlegen, dem G. v. 1. Juni 1883. $..20 
d. gemäß, nur wegen ber Korporationsverpflihtungen ſich mit den Korporatios 
nen ——— verbunden find. Hiermit ſtimmt aud) das Regul. v. 8. Mai 1837, wel⸗ 
des übrigens, wenn es eine abweichende Beltimmung wirktich enthielte, nicht tem. G. 
berogiren könnte, und daher abgeändert werden müßte, vollkommen überein. Es ift zwar 
darin fs, ausgeſprochen, daß in ber Kegel diejenigen Ausgaben, welche in dem Etat 
ber Korporation unter Genehmigung der K. Reg. aufgenommen worden, als auf einge 
Berpflihtung beruhend anzufehen Jind, wobei vorausgefegt ift, daß ſolche Ausgaben, 
welche nicht auf einer Vernflichtung beruhen, fondern freiwillig geleiftet werben, aud) 
durch freiwillige Beiträge. gedeckt werden müjfen, ‚und man auch den Mitgliedern der 
Körporation zwangsweile fortlaufende Steuern dazu nicht anfinnen kann. - Für den 
Ar te, daß dennoch dergleichen Ausgaben auf den Etat genommen worden fein follten, 
it ſchon im Regul. ſelbſt $. 4 die Ausnahme von der $, 3 feftgefegten Regel beftimmt, 
wonad wegen folcher Ausgaben, welche ohne Verpflihtung auf-den Etat genommen 
worden, oder welche vorübergehend find, eine Ermäßigung des Abfindungsquantums 
ftattfinden muß. ) 

Nun ergiebt fid) aus dem eingereichten Etat, daß zu verſchiedenen Gegenftänden der 
Armenpflege nicht weniger als 4200 Rthlr. jährlidy in Ausgabe geftellt find, Won den 
nerfchiedenen nad) Summen nicht befonders ausgemworfenen Pofitionen kann nur die sub 
5s zu Bekleidung armer fhulfährger Kinder als auf einer Verpflichtung der 
Korporationsmitglieber beruhend, angeſehen werden, da folche dur) das G. v. 1. Juni 
1833 ausdrücklich aufgelegt worden ift. Aue übrigen Pofitionen für Unterftüsung, für 
Bertheilung von Oſterkuchen, für Freitiiche ꝛc. beruhen nicht auf einer Verpflichtung, 
ſondern nurauf freiem Willen, da die Juden Mitglieder der bürgerlichen Gemeinde find, 
zu allen Bedürfniffen derſelben, namentlich auch zur Armenpflege, Beiträge zu leiſten 
verpflichtet, Daher aber auch berechtigt find, an allen Vortheilen des Gemeindeverbandes, 
namentlid aud) ander bürgerlichen Armenkaſſe, theilzunehmen, und ihre Hülfsbeburftügen 
Koran unterſtuͤzung zu übermeifen, Was von den zeitherigen Beiträgen auf diejen 
Segenftand fommt, muß daher bei Berechnung des Abfindungsquanti nothwendig in Abs 
zug gebracht werden, re (| 

Was die Ausgaben für den Kultus anlangt, fo mögen fie im Allgemeinen als auf einer 
Verpflichtung beruhend angeſehen werden. Die K. Reg. wird aber ver Aufitelfung des 
Etats, | und demnaͤchſt bei Feſtſetzung des Abfindungsquanti nicht vermeiden koͤnnen, | zu 
unferfüchn, ob diefe Ausgaben nicht, weit über die wirklich zu erfüllende Verpflichtung 
hinausgehn, und fidy nicht mehr zur Deckung durch freiwillige Beiträge eignen. , 

Die Schulden gehören zwar vorzüglid zu denjenigen Gegenftänden, wegen deren eine 
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Abloͤſung erfolgen muß. In Poſen tritt aber bekanntlich der beſondere Umſtand ein, 
daß die jüdiſche Korporation durchaus läugnet, zu Verzinſung und Tilgung deſſen, was 
zeither als Schuld derſelben angeſehen worden iſt, verpflichtet zu fein, und daß darüber 
erft noch im Wege des Prozeffes entfchieben werden muß. Die Zubenfchaft geräth daher 
mit fich felbft in Widerſpruch, wenn fie zwar ihrerfeits irgend eine Verpflichtung für das 
Ganze der Schuld völlig in Abrebe ftellt, dagegen aber ihre ausfcheidenden Mitglieder 
zwingen will, die Verbindlichkeit zu Abldfung eines Antheild daran anzuerkennen, und 
diefen Antheil baar auszuzahlen. Man wird daher die proviforifche Maßregel, die zu 
Dedung der Gläubiger binfichttich des Ganzen angeordnet ift, auch analog hinſichtlich 
diefer Antheile in Anwendung zu bringen, und felbige nicht ber Korporation auszuant- 
worten, fondern ad depositum zu nehmen haben, mit dem Borbehalte, fie den Einzab: 
leen ganz oder zum Theile wieder auszuzahlen, wenn durch bie eingeleiteten Prozefie 
die Judenſchaft gang oder zum Theile von den Schulden befreit werden follte. 

Hiernady möge die K. Reg. wegen anberweiter Zeftiegung des Ablöfungsquanti bes 
N. und deö N., deſſen neuerlich bier eingegangene Beſchwerde beifolgt, das Weitere ver: 
anlaffen, und ſich überhaupt in künftigen Fällen hiernach achten, auch —* Entſcheidun⸗ 
gen nur nach vorgaͤngiger ſehr ſtrenger Prüfung der Verpflichtung ertheilen, da bie jü- 
difchen Korporationen fehr geneigt zu fein fcheinen, die abziehenden Mitglieder weit über 
ihre Verpflichtung hinaus zu belaften. (V. M. Bl. 1840. ©. 349.) 


5) R. deffelb. Min. an den jüdifchen Kaufmann N. und in Abfchrift an 


die K. Reg. zu Bromberg und Pofen v. 15. Nov. 1841. 

Das Min, eröffnet Ihnen auf die Vorftellung v. 6. d. M, wegen Ihrer Heranziehung 
zu den dortigen Korporationsleiftungen, daß es bei dem diesfälligen Beicheide ber K. 
Reg. zu Pofen v. 20. Aug. d. I. lediglich fein Bewenden behält. Die Ablöfung des An— 
theild an den Korporationdverpflichtungen erfolgt immerunter der Borausfegung, daß der 
Abziehende an den Korporationsvortheilen nicht ferner theilnimmt. Wollte man bemie- 
nigen, berin der Korporation verbleiben will, geftatten, fich durch bie Ablöfung von ferneren 
Beiträgen zu befreien, fo würde dies bald ein Gegenftand unzuläffiger Spekulation wer: 
den, da derjenige, der die Ausſicht hat, noch 20 oder 30 Jahre zu leben, fehr gern ſich 
durd) ein Averſionalquantum, das nur die früheren Beiträge zwölf und ein halb 
Mal in ſich faßt, von jeder ferneren Beitragspflicht loskaufen, und dadurch audh den bb: 
beren Beiträgen entgehen würde, welche er bei vermehrtem Vermögen und Einkommen 
tragen müßte. Derjenige, welcher zeither nur einen geringen Beitrag geleiftet, jedoch 
durch Erbſchaft oder fonftige Konjunkturen fein Einfommen verdoppelt und verbreifadt 
bat, würde ein fehr vortheilhaftes Gefchäft machen, wenn er, unter dem Borwanbe, fi 
in eine andere Provinz überfiedeln zu wollen, feinen Antheil an ben Berpflidytungen na 
ben früheren Beiträgen abıöfete, dann aber fortwährend im Orte bliebe, und keiner wei: 
teren Befteuerung unterworfen würde, Die Beftimmung der K. Reg., nad) weldyer Se: 
der, der nach der Ablöfung im Orte bleibt, und daher gefeglich bis zum ig 
der Korporation angehört, der Abloͤſung ungeachtet, die Laufenden Beiträge zu allen Kor 
porationsbedürfniffen leiften muß, ift daher vollkommen gerechtfertigt. 

(B. Min. Bl. 1841. ©. 322) 


) R. deffelb. Min. an diefelbe Behörde v. 24. März 1842. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 2, v. M. eröffnet, daß ber Antrag, einem Juden 
das Naturalifationspatent für die alten Provinzen erft dann auszubändigen, wenn er bie 
Verpflihtung ausdrüdlicy übernommen hat, fo lange er in feinem bisherigen Aufent: 
haltsorte wohnen bleibt, die von ihm geforderten Korporationsbeiträge nady wie vor zu 
zahlen, bereits durch die Verf. v. 15. Nov. v. I. (Min. Bl. ©. 322) erledigt ift. 

Es unterliegt aber keinem Bedenken, die Aushändigung des Patents an dem zeitheri⸗ 
gen Wohnorte eines Juden davon abhängig zu machen, daß derfelbe bie Abldfung wirk 
lich geleiftet oder Sicherheit deshalb beitellt hat. Der K. Reg. bleibt anheim geftellt, bie 
desfallſigen Grundſätze durch ihr Amtsblatt bekannt zu machen, 

(B, Min. Bl. 1842. ©. 109.) 


F. Rechtsverhältniſſe der niht naturalifirten Juden im 
Großherzogthum Pofen. 

1) Verzeichnung der Nichtnaturalifirten. 

a) Vergl. 8. 21 des ©. u. Inſtr. v. 14. San. 1834 oben ©. 305 fig. 

b) Ueber den auch von den Nirhtnaturalifirten anzunehmenden beſtimm⸗ 
ten Familiennamen f. die K. O. v. 22. Dec. 1833 Äbthl. I, Abſchn. VH. 
Kap. 1. Seite 56. 
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Ameber die Ertheilung von Duldungs-Gertififaten- ſ. die 66. 22. 23. 
des ©. und den Art. 18 der Inſtr., fo wie über bie Folgen der — 
Duldungs»Gertififate den $. 24 des G. 


3) Rechte ber nit naturalifirten Juden. 
Es find dies in den nicht ausdrücklich ausgenommenen Fällen diejenigen 
der chriſtlichen Staatsgenoſſen. Solcher Ausnahme find aber folgenbe: 


‚a) Es fehlen den Nichtnaturalifirten alle diejenigen Rechte, welche auch 
die Naturalifirten nicht haben. $. 25 des ©. und $. 20, a—d, 


Sie find ferner befchräntt: 
b) In Anfehung der Heirathen. Vergl: $. 35. a, 26. des G. 
c) In Anfehung des Wohnſitzes. 

aa) Vergl. $. 25. b. d. des ©. 

bb) R. des Win. d. I. GG. Meding) an die K. Reg. zu Bromberg v. 
15. Sebr. 1842. Aufenthalt nicht natural. Juden auf dem Rande. 

Auf den Bericht vom 21. v. M. wird der K. Reg. eröffnet, daß ſchon in früheren an 
die Königl. Regierung zu Poſen erlaffenen. Verfügungen der Grundfag feſtgeſtellt ift, 
daß nad) dem Geſetz vom 1. Juni 1833. $. 25. d. den nicht naturalifirten Juden nur 
verboten fei, ihren Aufenthalt auf dem Lande zu nehmen, und daß mithin die Juden 
die ſer Kategorie, die ſchon bei Emanation des Gejeges auf dem Lande wohnten, zu 
einer Ueberfiedelung in die Städte nicht gezwungen werben Eönnten. 

Denn aus dem gegenwärtigen Berichte der K. Reg. hervorgeht, daß Sie den entge⸗ 
gengeſetzten Grundſatz zeither angenommen und durchgeführt hat, fo wird es für die er⸗ 
ledigten Fälle freilich dabei bewenden müſſen. 

Die K. Reg. mag hiernach weitern Bericht erftatten, wenn Sie etwa über die Aus— 
führbärkeit des Ihr jest mitgetheilten abgeänderten Grundfages noch Zweifel haben 
joute, (B. M. Bl. 1842. ©. 60.) 

d), In Anfehung des Bürgerrecht vergl. $. 25. b. des ©. 

e) In Anfehung der Gewerbe beflimmen 

2) rückſichtlich des Handels mit Faufmännifchen Rechten der $. 25. c, 
des ©. 

bb) Rüdfichtlich des Schanfgewerbes und deffen Ausübung auf dem 
Lande der 8. 25. des ©. sub c, u. d, 

cc) Rückſichtlich des Haufirhandels der $. 25. c. des ©. 

dd) Rüdjichtli) aller anderen ftehenden Gewerbe der $. 25. c. des 
Gefeßes. 

f) In Anfehung der Annahme riftlicher Lehrlinge, Gefellen und Dienfts 
boten vergl. den $. 25. e ded ©. 

8) In Anfebung der Kontrabirung von Darlehnen vergl. 

aa) den $. 25 des G. sub f, g. 


_ bb) Präjut. des Geh, Ober:Zribunals, v. 30. Zuli 1836. Die Bes 
flimmung des $. 25. Litt, g. der Verordnung ift auf den Verkauf an die 
Konfumenten im Kleinen zu befchränfen. Spiritus gehört nicht zu den, 
im $. 25. Litt. g. erwähnten beraufchenden Getränken. 
(ur. W. Jahrg. 1837. ©. 165.) 
4) Erwerb ber Naturalifation Seitens der nichtnaturalifirten Juden. 
a) Vergl. $. 28. ded Gefebes. 
b) €. R. des K Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 30. April 1838 
an fämmtlihe K. Reg. Zurüdreichung der für Juden aus der Provinz 
Poſen auögefertigten, von denfeiben aber nicht eingelöften Naturalifationd» 


Patente. 

Es haben ſich mehrere Fälle ergeben, in welchen die für Juden aus dem Großherzog⸗ 
thum Poſen ausgefertigten Naturaliſations-Patente mehrere Jahre hindurch bei den 
betreffenden Reg., in deren Bezirk ſie ein Etabliſſement haben begruͤnden wollen, liegen 
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geblieben ſind, und. ſich die Jntereſſenten zu veren Empfai inahine nicht gemeldet, und 
4 ſo wenig, die angeſetzten ‚Stempel und: Betrimen San Grb ren bericptig 
aben. 

Die Fortführung diefer Rüdftände auf mehrere Kabıre Hann a für bie otge nicht 
geftattet werben, und id) fordere die K. Ren. hierdurch auf, am Schluß jeden Jahres die 
im vorhergehenden ausgefertigten, und Ihr zur Aushändigung zugegangenen Naturas 
lifationg-Patente, wenn ian von den Empfängern bis dabis nicht — — 
zur Kaſſation einzureichen. 

(Arno AX11.&388;) ' de (i 
6. Rechtäverbätiniffer der BERN üben im Geotdenneg 
nn Belek: — 

Vergl. hierüber unten: Abthl 4; i:@& 23 pr] ee * (@ 


WVierter alb chnitt. 


Saatsrechtliche * der Juden in dem Kulm und 
Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. 


Einleitung. 


die Zuſtaͤnde, welche im vorigen Abſchnitt in Beziehung auf daß, Broß- 
herzogthum Pofen dargeftellt, wurden von den in ‚der. Ueberfchrift — 
ten, zur jetzigen Provinz Weſtpreußen gehörigen, Territorien: getheilt. Sie 
kamen gleichzeitig an dad Hetzogthum Warſchau, gleichzeitig g an Preußen 
zurüd. Da jedoch die Geſetzgebung v. 1. Juni 1833 ſich lediglich auf das 
Großherzogthum Pofen bezieht, fo gilt in dem Culm und Michelauer 
Kreife, fo wie in der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete noch die früheren Ges 
feße. Dies find die herzoglich Warſchauiſchen Geſetze, da dieſe die vorherge⸗ 
gangen Preußiſche Geſetzgebung aufgehoben hatten 1). 

Es führte nämlich die herzoglich Warſchauſche V. v. 10. Sf. 1809, 
Fit. 1 Art..4. 5 und Kit, IL Urt. 10%) im Herzogthume Warſchau die 
franyöfi ifche Gefeßgebung ein und hob alle frühere Provinzialgefege, mit 
Ausnahme derjenigen Falle, in welchen das franzöfifche bürgerliche Geſetz⸗ 
buch auf Lokal: Gewohnheiten und Verordnungen ſich ‚beruft, ſo wie der 
vom franzöſiſchen Geſetzbuche nicht berührten Materien auf?). Ebenſo 
ſprach die Konſtitution v. 2. Juli 1807 im Z. 4 volle Gleichheit vor dem 
Geſetze aus, ohne in Betreff der Juden eine Ausnahme zu machen. Dieſe 
Gefetgebung und, reſp. Verfaſſung in Rüdfichtsauf: die Juden iſt durch 
die Preußische Geſetzgebung aufrecht erhalten worden*). Zu Unrecht nimmt 
daher dad R. v. 12. Mai 1840 (vergl. dafjelbe oben ©. 292.) an, daß 
das Gen. Juden Regl. von 1750, welches in Weftoreußen durch das Notifikat. 
Patent v. W. Febr. 1772 eingeführt wurde, im Marienwerder Regier. Bezirke 
noch gelte; denn in dem Theile diefes Bezirkes, der zum erzogihum War: 
fhau kam, ward das gedachte Geſetz, wie gezeigt, durch die Verfaſſung 
des Biene Warfchau aufgehoben; in dem Theile aber, der bei Preus 
Ben im 8 cden von Zilfit verblieb, Ai tiefem he an, ha re 


= 


* Seit den hiftorifchen Se des vorigen rs itels. fc 

mj Laube,/ Sammlung der Geſetze des en Kap, Warſchau Bd) 2 © 50. 

2) Framef. Geſetz v. 21. März 1804. J. 7. Vergl. auch über dieſe Aufhebung F 
fruͤheren Geſehgebung durch die, Verfaſſung des Herzogthums Warſchau d 
hiſtor. Theil des vorigen Kapitels. 

4) Bergl, die hifter, Einleitung des; vorigen Kapitels und das unten gegebene. R. v. 
28. Nov. 1823. 


—ñ i een — 
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durch dad Ed. v. 11. März 1812 derogirt worden. Es bleibt alfo Fein Ge⸗ 
bict für die Gültigkeit jened Geſetzes übrig. 

Anlangend nun die Berfaffung, welche den Juden im Großherzogthume 
Warſchau gegeben wurde, fo ward, um dad Mefentlihe zufammenfaflend 
voranzuftellen, die urfprüngliche völlige Gleichftelung mit den Chriften, 
welche die Verfaffung v. 22. Juli 1807 verlieh, Später dahin befchränkt, 
daß die Juden die ftaatöbürgerlichen Rechte, mit Ausnahme der politifchen, 
behielten und in ihren bürgerlichen Angelegenheiten, mit einigen Ausnahmen, 
nad) dem gemeinen bürgerlichen Rechte zu beurtheilen waren. 

Es beſtimmen nämlidy: 

J. In Anſehung der politiſchen Rechte die V. v. 17. Okt. 1808 
deren Suspenſion auf zehn Jahre. Die K. O. v. 8. Aug. 18301) ſetzte 
feſt, daß die Juden in der Verfaſſung vorläufig verbleiben ſollten, welche 
bei der Beſitzergreifung galt. Hiernach läßt ſich nun keinesweges behaupten, 
daß den Juden daſelbſt alle pouitifchen Rechte fehlen. Die Verfaſſung der 
Juden beftand im diefen.Randestheilen im Sabre 1815 rüdfichrlich ihrer 
politifchen Rechte darin, daß fie auf letztere ein vollftändiged Recht hat; 
ten, ein folched jedoch, deflen Autübung bis zum Jahre 1818 hinausge⸗ 
fhoben war. Mit dem Jahre 1818 trat die Gültigkeit diefer Rechte wie⸗ 
derum ein, fofern eine ausdrüdliche entgegengefeste Beſtimmung Seitens 
bed Staateö gegeben wurde, da ein Recht, welches an eine Zeitbeflimmung 
geknüpft ift, deshalb nicht aufhört, ein Recht zu fein. 

Man muß deöhalb annehmen, daß die Juden in diefen Zerritorien auch 
Diejenigen politifchen, inöbefondere aber alle anderen bürgerlichen Rechte 
haben, die ihnen nicht ausdrücklich Seitens der MWarfchauifchen, oder 
demnächſt Seitens der Preugifchen Regierung genommen worden find. 
Letzteres ift gefchehen 

II. in Betreff der ftändifchen Vertretung durch dad ©. v.27.März 
1824. 88. 7. 112). | | 

11. In Beziebung auf die Bekleidung Öffentlicher Aemter dage- 
gen fteht ihnen fein Gefeb im Wege, daihre Staatöbürger- Qualität 
nach der Warfchauifchen Konftitution nicht zweifelhaft und niemals aufge- 
hoben worden und die Suspenſion der politifhen Rechte, wie erwähnt, mit 
Ablauf der beftimmten Zeit aufgehört hat. 

IV. Den Militairdienjt anlangend, wurden fie durch ©. v. 10. Nov. 
1808 und 29. San. 18123) in dem gefammten damaligen Herzogthum 
Warfchau gegen eine Abgabe von 116,666 Thaler 20 Sar.*) vom Dienfte 
im flebenden Heere befreit. Nach dem Gen. Juden Regl. v. 17. April 
1797. Kap. V. 8. 65) ftand ihnen der Militairdienft frei, und nur diejenis 
gen, welche nicht dienten, zahlten ein Rekrutengeld. Diefer Zuftand, welcher 
im Großherzogthum Pofen wieder eingeführt), ift auch hier wieder herges 
ſtellt. Vergi. das R. v. 12. Okt. 1840. Abthl. III. und Schreiben der Reg. 
zu Pofen an die Reg. zu Marienmwerder v. 27. Juli 1823 ad 2.37), 





1) Vergl. diefelbe und die dazu gehörigen Min. Beftimmungen oben ©. 40. 
2) Vergl. hierüber oben S. 48 flo. . 
2) Laube l. c. hl. 1. ©. 114, Thl. IV. ©. 120. 
+) 700,000 polnifche Gulden. 
®) Vergl. oben S. 292. Das Rekruten- und Schutz-Geld, welches danach jeber 
männliche Zube vom 15. bis 61. Zahre jährlich zu zahlen hatte, betrug 1 Rthlr. 
20 Sgr., wofür feine folidarifche Haftung ftatt hatıe, Kap. V.$.1—8.1L.c. 
6) S. oben Seite 324. 
) Gen. Alt. des DO. 2. ©, zu Marienwerder Lit. A. Nr. 37. Vol. XXII, fol, 50, 
Koch a. a. D. ©. 263. Note 4. ö 
Thl. VI. 30.3. Die Berhältniffe der Juden. 22 
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V. In Anfehung ded Grundeigenthums entzog 

1. dad K. Dekret v. 19. Nov. 1808, und dad D; v. 23. Febr. 1810 
den Juden dad Recht, Landgüter zu erwerben. Diefes Dekret ift jedoch nie 
durch die Geſetz Sammlung des Herzogthums Warfchau publiciet worden 
und hat mithin Beine Gültigkeit. Mehrfache Reſkripte, — welche jedoch alle 
vom Gtoßherzogthum Pofen fprechen *) — nehmen daher ohne gefeglichen 
Grund an, daß daſelbſt Zuden Landgüter (bid zum Jahre 1833) nicht häts 
sen erwerben Finnen. 

2. In Anfehung ſtädtiſcher Srundftüde band dad R. des Min. ded 
Inn. d. d. Warſchau d. 13. April 18152) den Ankauf Seitens der Juden 
an folgende Bedingungen. Sie mußten vor dem Stadtrathe 

a. den Beſitz eined Vermögend von 40,000 poln. Gulden (6666 Rthlr. 

20 Ser.) nachweiſen, fo wie 
b. daß fie der deutfchen oder polnifchen odet franzöfiihen Sprache im 
Schreiben und Sprechen mädhtig; fie mußten fich 

e. verpflichten, ihre Kinder vom 7ten Sabre ab in eine öffentliche Schule 

zu ſchicken, ſich 

d. aller Abzeichen in Bart und Kleidung enthalten und ſollten 

e. —— erſt das Haus erhalten, wenn ſich kein chriſtlicher Kaͤufer 


fäu 
Es ift jedoch klar, daß diefed Minifterial:Refkript, welches auf Fein Ge 
ſetz geftügt ift, des betreffenden Adminiftrativ»-Beamten Befugniffe weit 
de und, wie Dezius?) fehr richtig ausführt, ohne alle Gültig: 
it iſt ). 
VI; Das Gemeinde-Bütgerrecht ſteht den Juden zu, da es ihren 
fo wenig wie das Staatöbürgerrecht ausprädlih genommen worden und 
ed dent auch ihrer Berechtigung auf Kommunalämter nichis entgegen 5). 


ll. Abgaben beforiderer Art haften mit Ausnahme des gedachten Re: 
krutengeldes nicht auf den Sudens). Eine folche zu Herzogl. Warſchauſcher 
Zeit durch ein G.v. 24. Eee auferlegte Abgabe vom Kofcherfleifch, 
welche in Kolge der B.v.25. März 18097 )dergeftalt verpachtet werben follte, 
daß wenn ſich fein annehmlicher Pächter fände, die jüdifchen Familien jedes 
Bezirks den Pachtzins unter fi aufbringen follten, wurde unter Preußis 
fher Regierung aufgehoben. Publ, des Ob, Präfidenten von Pofen v. 
15. Suli 1815. 

Die ſeht große Anzahl der, in dem Großherzogthum Pofen befindlichen, altteftamens 
tärischen Glaubensgenoffen, und die Menge der, mit feinem nüglichen Gewerbe beſchäf— 
tigten Mitglieder diefer Religion, machen es bedenklich, fofort, und ohne weitere Bor: 
Beh einen, die Gefege eintreten zu laffen, welche feit Kurzem zum Vorthelle diefer Glau: 
bendgeniofjen in den alten Preußifchen Provinzen ergangen find, 

Die Regierung wird fich indeffen ernftlich mit den Mitteln befchätfigen, die Hinders 
niffe aus dem Wege zu räumen, weldhe ihren wohlthätigen Abfichten in Rückſicht der 
Zuben, in diefer Provinz entgegen ftehen; und ich werbe es dankbar erkennen, wenn aufs 


- oo 


N) Vergl. diefelben oben S. 326 fig. 

2) Vergl. Roh a. a. O. ©, 259, 

2) a. a. O. ©. 34. 

) Koch a. a. O. S. 264 ſucht hier Dezius in außerweſentlichen Dingen zu wis 
derlegen, überfieht aber, daß ein gültiges Geſetz, wie gezeigt, im Betteff des Ver: 
botes des laͤndlichen Grundbefiges fehlt, und in Betreff des ſtaͤdtiſchen Überhaupt 
kein Gefetz vorhanden ift, fondern die Verfügung einer Behörde. 

+) Wit unrecht und ohne Grund ſtellt Beives Koch in Abrebe,.a. a: Di ©, 258, 
während bereit8 Deziusa. a. O. ©. 32 die richtige Witfiht vortraͤgt. 

) R. dv. 1. Nov, 1827. vergl. oben, 
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gziklarte Mitklieher diefer Religion fi mir verfrauungsvol nähern, mit mir über die 
bitegetliche Verbefferung ihrer Glaubensgenoffen berathen, und mich dadurch in ben 
Stand ſetzen wollen, höchſten Orts mit Gründen unterſtützte diesfallige Anträge zu machen. 
Vorlaͤufig bin ich autorifirt, die bisher beftandene, auf ben Genuß des koſchern Klei: 
ichs gelegene Abgabe, ald eine, mit den Marimen ber Preußifchen Gefeggebung nicht 
einvetſtandene Beſteuerung der Religion, aufzuheben. . 

- Diefe Abgabe hört mit dem heutigen Tage auf. Jedoch müffen die, bis zum heutigen 
Rage erwachſenen Ruͤckſtände abgeführt, auch da/ wo die Rofcher-Kleifch-Abgabe verpach⸗ 
tet gewefen ift, dem Pächter die durch feinen Vorfchuß der. Pacht etwa erwachfene Ko: 
ſten, esftattet werben, — 

Doch ſollen die Koſten, nad) vorgängiger Liquidation, von ber Koͤnigl. Reg. Kömm, 
zduvoͤrderſt feſtgeſetzt, und dann erſt repartirt, auch aus dieſen Koſten durchaus keine Ver: 
anlaſſung genommen werden, die Abgabe, welche rg mit dem heutigen Tage auf- 
hört, nody einige Zeit fortdauern zu. laffen. (Zahrb, Bd. V. a, ©. 44.) 


VIU, Im Unfehung der Gewerbe tritt eine Befchränkung in Betreff 
des Krug- und Schant. Gewerbes, fo wie ded Bier- und Branntweinbren⸗ 
nend ein. 

Es imterfagt nämlich: — 

1. Die B. vr 30. Okt. 18121) den Juden für eigene Rechnung oder 
im Dienſte eines Andern, Getränke irgend einer Art (Bier, Branntwein 
oder Meth) zu verfertigen, in den Städten oder auf dem Lande damit zu 
handeln, und bie —— oder Schänknahrung zu treiben, bei Strafe der 
Konfiskation der vorräthigen Getränke und des doppelten Werths derſelben. 

2. Pubtit. der K. Reg. zu Marienwerder v. 28. Nov. 1823. 

Auf die bei der Befisnahme des Eulmer Landes vorgefundenen Juben, findet das Ed, 
y. 14. März 1812 zur Zeit noch Feine Anwendung, fie werden vielmehr, Hinfichts ihrer 
bürgerlichen Verhältniffe, nad) den, während der Fremdherrſchaft beftandenen gefeglichen 
Vorfchriften behandelt. * 

Durch die landesherrliche V. v. 30. Okt. 1812 wird aber den Juden der Handel mit 
Getränten, fo wie die Verfertigung und der Ausfchank: derfelben gaͤnzlich unterjagt, und 
diefe Verordnung ift keineswegs aufgehoben, wenn gleich bei der Wiederbefisnahme ein= 
zelne jüdifche Eingefeffene ausnahmsweife in dem Befige der Schank- und Getränke: 
Fabrikations-Nahrung befunden worden, ; 

Um den .angetroffenen Befigftand nicht zu flören, ift zwar mittelft. der Minifterials 
Verfügung v. 2, San, 4817 den, bei diefer Erwerböweife vorgefundenen Juden die 
Fortfesung derfelben einftweilen nachgegeben, jedod) diefe Einwilligung durch die Verfü— 
gung des K. Min, des Inn. v. 5. Mai 1820 ausdrüdlic dahin deklarirt, daß die Ab— 
weihung von der noch gültigen Verordnung nicht Über die Grängen des Befisftandes 
*2 und daher den Juden auch die Ausübung des ihnen nur perſoͤnlich nachge— 
laſſenen Gewerbes blos an demjenigen Orte, wo ſie es getrieben, keinesweges aber eine 
Verlegung deſſelben an einen anderen Ort geſtattet werden ſolle. 

Dies wird hiermit zur allgemeinen Nachricht und Achtung bekannt gemacht. 

(Ann. VII. ©, 951.) 


ünfter Abſchnitt. 
Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den ehemals 
Königl. ſächſiſchen Landestheilen. 


Christ. Gott Biener, Exerc. de jure regio recipiendi Judaeos, Judae- 
orumque in Saxonia electorali juribus et obligationibus. Lips, 1790, 
Curtius, Sächſiſches Civilrecht Thl. I, 85: 310 54. 
yYaubolds Handbuch des ſaͤchſiſchen Rechts 58. 112 sqy, 
inder, Provinzial⸗Recht des Herzogthums Sachen, 


2 Einleitung: — 
Durch den Friedensverttrag zwiſchen Preußen und Sachſen v. 18. Mai 





4) Laube a. a. O. IV. ©, 116. 09° 
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18151) gingen vom Königreich Sachſen an Preußen über: die Niederlau— 
ſitz, ein Theil der Oberlauſitz, der Kurkreis mit Barby und Gom— 
mern, ein Theil des Meißener und Leipziger Kreiſes, der größte 
Theil dee Stifter Merſeburg und Naumburg, Zeitz, das Sächſi— 
fhe Manndfeld, der Thüringifche Kreis, dad Fürſtenthum 
Querfurt, der Neuftädtifche Kreis, die Voigtländifhen En» 
flaven im Preußifchen, nämlich Gefäl, Blintendorf, Sparenberg 
und Blankenburg und der fähfifche Antheil an Henneberg *). 

In allen diefen Territorien gilt auch jest noch in Betreff der Juden 
bie ſächſiſche Verfaffung °), während in privatrechtliher Beziehung das 
Landrecht und die Ger. D. eingeführt wurden *). 

Da die beiden Laufigen eine von den übrigen fächfifchen Territorien, 
welche gegenwärtig dad Herzogthum Sachfen bilden, verfchiedene Verfaſ⸗ 
fung aud in Betreff der Juden von je gehabt haben, fo war letere ab» 
gefondert darzuftellen. Beide hatten nur Dad gemein, daß die Juden auf 
das Aeußerfte gedrüdt wurden, wie die nachfolgenden, leider noch gültigen, 
Geſetze ergeben und dag deffenungeachtet die Landftände ununterbrochen auf 
noch größere Einfchränfungen der Gedrüdten, ja auf deren gänzliche Ber: 
ne antrugen; auf Erftered ging dann die Regierung in der Regel 
ein °). 

Während nun diefe Zuftände in dem benachbarten Königreiche Sachfen, 
weil fie den gegenwärtigen Zeitverbältniffen widerfprachen, zum großen Theile 
aufgehoben worden, bilden fie in Gemeinfchaft mit denjenigen der anderen 
Verritorien, in welchen gleichfalls die deutfche Verfaſſung nicht durch die 
franzöfifhen Gefege in dDiefer Beziehung gereiniget worden 6), die dun— 
kelſten Partieen der ein und zwanzig Preußifchen, die Juden betreffenden, 
Verfaflungen und Gefeßgebungen. 


Erftes Kapitel, 


Die ftaatdrehtlihen Verhältniffe der Juden in dem 
gegenwärtigen Herzogthume Sadjfen. 


I. Die Juden find nicht Staatöbürger; fie find vielmehr 
Schugunterthanen, die im Herzogthum Sachen gar nicht wohnen dürfen, 
wenn fie nicht durch eine, auf fie perfönlich gerichtete landesherrliche Kon: 
zeffion ald Schußunterthanen aufgenommen find. 

Es beftimmt hierüber dad Mandat Herrn Friderici Augusti, die Ein: 
ſchränkung der Anzahl deren Juden, und ihred Handels betreffend d. d. 16 
Auguft 1746 7). 


1) G. S. 1815. ©. 53, flg. } 

») Befigergreifungspatent v. 22. Mai 1815. (G. S. 1815. ©. 77.) 

2) Vergl. ©. 40. 

*) Patente v. 19. Nov. 1816 und 22. April 1816. G. S. 1816. ©. 233, 127. 
Vergl. hierüber Th. II. 

) Landtagsabſchied v. 24. April 1711. Codex Augasteus I. 369. Landtagsab⸗ 
ſchied v. 19. uni 1713. ebend. ©. 371. Landtagsabfchied v. 5. Mai 1718. $. 3. 
©. 399 I. c. R. v. 29. Dec. 1713, ©. 888 1. c.5 R. v. 17. März 1722. 
Cod. Aug. Bortf. 1. Abth. 1.p. 21 R. v. 19. Aug. 1734. $. IV. ebend. ©. 
58, v. 9. Zuli 1742. $. 2.8.66. R.v. 25. Zuli 1746. ebend. ©. 71, 14. 
Sept. 1749. ©. 75, 8. Sept. 1763. $. 6, ebend. ©. 78, 3. Zuli 1766, $. 14. 
©. 130, 2. Sept. 1769. $. 17; ebend. S. 160. . 

X. De anal VI. VII. VIII. 

> Die Belege find da, wo fie zunaͤchſt zu erwähnen, in ihrem Zuſammenhange gege⸗ 
ben und betr, Ortes ift auf fie zurückgewieſen. — rn 
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Wir, Friedrich) Auguft, von Gottes Gnaben König in Polen, Grofberzog in Litthauen, 
Reußen, Dreußen, Mazovien, Samogitien, Kyovien, VBollbinien, Pobolien, Vodlachien, 
Liefland, Smolenfcien, Severien und Zfchernicovien 2c. Herzog zu Sachſen, Juͤlich, Gleve 
Berg, Engern und Weltphalen, bed Heiligen Römifchen Reichs Erz: Marfchall und 
Ehurfürft, Landaraf in Thüringen, Markaraf zu Meißen, auch Obers und Niederlauſih, 
Burgaraf zu Maadeburg, Gefürfteter Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark, Ravenss 
bera, Barby und Hanau, Herr zu Ravenftein ꝛc. 

Entbieten allen und jeden Unferen Prälaten, Grafen, Herren, denen von ber Ritters 
ſchaft, Obere, Kreis⸗ audy Amts, Haupt: und Amtleuten, Schöffern, Verwaltern, Bür— 
germeiftern und Räthen in Städten, Richtern, Schultbeißen und insaemein allen Uns 
fern Untertbanen, fo mit Gerichten belichen, bdiefelben inne haben und verwalten, ins 
fonberheit aber Unfern hohen und niebern Givil- und Militärbedienten, auch allen ans 
dern, benen biefes Mandat fürfommt, Unfern Gruß, Gnade und alles Gutes, tbun auch 
männialich hierdurch fund und zu wiffen, welcheraeftalt, nadybem bei Uns, ſowohl von 
denen Magiftraten, Kauf: und Handelöleuten, auch Kramern Unferer refp. Reſidenz und 
verfchiebener anderer Städte Unferer Lande, wegen derer Zuden, hier und bar, zum 
merflihen Nachtheil unſerer getreuen Unterthanen, überhandnehmenden Gewerbes, 
nichtiweniger des darunter zugleich vorgehenden Wuchers und anbern Unbeils, zu meh: 
rermalen Beſchwerden angebracht, und um Remebur unterthänigft angefuchet worden, 
Wir in Gnaden entfchloffen, ſolchem Webel abhelflich Maaße zu geben; und fowohl den 
Subenhanbel überhaupt, ald auch infonderheit deren Aufenthalt in Unferer Refidenzftabt 

resden, bergeftalt einzufchränten, daß dadurch die bisherige Snkonvenienzien abgeftel: 
let, die deshalben bereitö vorhandenen Landesgeſetze und. andere qute Orbnungen aber 
von denen Gerichtsobrigkeiten beffer, als zeithero gefcheben, zur Obfervang gebracht wer: 
den mögen, Wir fegen, orbnen und wollen demnach, daß 


Welche Juden hinführo im Lande zu dulden.) forthin in Unferm Churs 
fürftentbum und inforporirten Landen Feine Juden, als die von felbft eiaenhändia unters 
chriebene Concessioner, oder aus Unferm Kammerkollegio ertheilte Paͤſſe zu ihrer Les 
gitimation vorlegen körnen, nach welchen fie fih an denen ihnen angewiefenen Orten, 
auf die in ber Konzeffion ober denen Päffen beftimmte Zeit und Art, aufhalten dürfen, 
aebuldet, noch einiger Handel ihnen erlaubet, die Unterobrigkeiten aber, es fei in denen 
Städten oder auf dem Lande, welche, diefem Mandate entgegen, eines ober bas anbere 
‘oder beibes zu geftatten, fi anmaßen, bei jebesmaliger Kontravention, mit 100 Rthir. 
Unferm Fisko verfallener Strafe, auch nach Befinden, anderer Ahndung, beleget, eritere 
von ihnen durch hinlänaliche Zwangsmittel unverlängt eingebradht und erequiret, bie 
Juden hingegen, nebft ihren Kamilien, fofort aus denen Orten ihres Aufenthalts fort: 
gefchaffet und mit Konfistation aller bei ihnen ſich findenden Waaren mwiber fie verfahs 
ren, die lestern in aerichtlihe Verwahrung aebradht, auf das aenauefte durchgegangen 
und fpezifiziret, die Specificationer mit Bericht gehörigen Orts eingefendet, von. dar 
fobann, wegen Berfilberung derer Waaren und fonft, das Nötbiae verfüget, die daraus 
geldfeten Gelder auch Unferm Fisko treulich — werden ſollen. 


Obliegenheit durchreiſender Juden.) Die durch Unfer Churfürſtenthum und 
inkorporirte Lande reiſende Juden haben zuvörderſt beim Anheroreiſen die ordentliche 
Landſtraßen zu halten, und bei Vermeidung ber in dem Befehl de Anno 1683 bereits 
darauf aefesten Konfisfation des bei fich babenden Guts, auch anderer Strafe, alle Bei: 
und Schleifwege zu meiden; hiernächft bei jebes Orts Obriafeit mit richtigen Päſſen ſich zu 
legitimiren, und find ohne dergleichen durchaus nicht zu vaffiren, fondern anzubalten, ge: 
nau zu eraminiren, auch befundenen Umftänden nach, wiederum zurückzumeifen, ober auf 
anbere erforderliche Art anzufehen, und wie zeithero gefchehen, fo auch fernerbin das ges 
mwöhnliche an Mauth, Leib: aud) andern Zoll- und Geleite, und was bie Präftanda font 
vor Namen haben möaen, bis auf andere Verordnung, gehöriger Orten, unweigerlich 
au entrichten, ſchuldig, haben auch ihre Reife gebührend zu befchleunigen, und an feinem 
Orte, ohne dringende Noth, fi aufzubalten, währender folcher Zeit aber, an denen Or: 
ten, durch welche fie reifen, alles Handels mit Waaren, im Ganzen und Einzeln, oder 
Ausſchnitts⸗ und Stuͤckweiſe, befonders aber bed Haufirens, fich zu enthalten, oder im 
wibrigen Fall der Konfiskation ihrer Effekten, auch nad; Befinden, anderer harter Ahn: 
dung zu aewarten. 

Smmaßen denn aud) Km 

(Strafe dererjenigen, welche zu dem verbotenen Judenhandel Vor— 
(hub thun.) diejenigen Unferer Untertbanen, welche, außer denen nachgelaffenen Fäls 
len, entweber mit, ober ohne ber Obrigkeit Vorbewußt, einen ober mehrere Juden bei 
ſich aufnehmen, beherbergen, derſelben Effekten verhehlen, oder in ihrem verbotenen Hans 
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del huͤlfliche Hand leiſten, und nur einigermaßen Vorſchub thun, nach eingezogener hin⸗ 
laäͤnglicher Erkundigung und auf gehdrigen Orts erſtatteten ſchleunigen Bericht, gleicher⸗ 
geſtalt mit einet, nach Beſchaffenheit derer Umſtände, * determinirender Gelb» ober 
Gefängnißftrafe, zu belegen, die erjtere Unterm Fisko zu berechnen und einzufenden, bie 
legtere aber an denen Verbrechern zu vollftreden. 
Aud) wollen Wir 
$, IV, 


(Verhalten derer privilegirten Juden.) benen in Unferer Refibenzftabt 
Dresden, oder fonft bei Unferm Hoflager zu duldenden Juden, befondere unter Un» 
jerer eigenen Hand und Königlichen Infiegel ausgefertigte Concessiones, oder, wie tr: 
wähnet, aus Unferm Kammerfollegio Päffe ertheilen laffen, dahero benn 

1) diejenigen, fo dergleihen zu fuchen, gemeinet, an Und supplicando unterthäniaft 
einfommen, und fernerer gnaͤdigſter Refolution gewarten, auch vor deren Erlan-: 
gung, fidy allein, oder nebft denen Ihrigen, anhero nach Dresden, bei 50 Rthir. 
auch nach Befinden höherer Strafe, durdyans nicht wenden follen; wenn aber 

2) nady übergebenen Supplieibus Wir Supplikantens Suchen in Gnaben deferiret, 
und eine Konzeffion oder Paß, zu Geftattung feiner Rezeption in Unferer Nefidenz 
ftadt, auf vorberbefchriebene Art aüsſtellen laffen: fo hat berfelbe 

3) nebft denen Seinigen, fo viel deren in nur ermähnter Konzeffton ober Paß aus: 
drücklich und namentlich enthalten, ſich fodann, darmit beim Gouvernement, Amte 
und Stabtrathe, au der General:Accis-Einnahme, zu melden, und der fernern 
Veranftaltung und Anmweifung zu gewärtigen, gedachte Konzeſſion auch feinem 
Hausmwirthe, bei welchem er, auf vorher ausgebradhte obrigkeitlihe Erlaubniß, zu 
wohnen gedenket, in Originali vorzuzeigen, dieſer aber, daß der Jude mit feiner 
Familie wirklich bei ihm eingezogen, beim Gouvernement und feiner Obrigkeit, bei 
10 Thlr. Strafe, bekannt zu mahen, Wie nun, | J 

4) über die in der Konzeſſion oder Paß enthaltene Anzahl, mehrere Perſonen, unter 
teinerlei Vorwand nicht einzulaflen, fondern die in fothaner Konzeffion oder Pas 
entweder gar nicht genannte, oder doch mit denen darinnen enthaltenen, im Namen 
nicht genau übereinjtimmende Perfonen fofort zurüczumeifen, und von der Stabt 
abzutreiben find; alfo haben auch = 

5) die privilegirten jüdifchen Hausväter, wenn, anftatt derer ihnen zugehörigen, in 
dem Konzeflionsfchein oder Paß mit auögebrudten Perfonen, fie neue annehmen 
wollen, foldyes bei Unferm Gouvernement unverzüglich zu eröffnen, allda die neu 
anzunehmenden in berer vorigen Stelle tretende Perfonen feldjt vorzuftellen, und 
fernern Beſcheids zu gewarten; über diefes auch ar‘ 

6) alle Monate, bei oftgedachtem Gouvernement, ingleichen beim Amte und Stadt 
Rathe, auch der General-Accis-Einnahme allhier, eine Spezifitation von eines 
jeden ganzer Kamilie, mit Anmerkung des Abgangs und dabei vorgefallenen Ver: 
änderung, zu überreichen, nichtweniger das Haug, darinnen fie mit'denen Ihrigen 
wohnen, beutlich zu benennen, im übrigen aber der Ausſtellung einiger Atteftaten 
und Paflir- Zettel an andere Juden, bei Verluſt des ihnen ertheilten Konzeffions 
Scheins oder Paffes, ſich gänzlich zu enthalten. Wenn nun ferner 

7) ein alfo privilegirter Jude entweder fein Domizilium verändert, und aud) nur vor 
feine Perfon, an einen andern Ort ziehet, oder gar verftürbet, erldfchet dadurch bie 
von Uns erhaltene Konzeffion auch wegen deffen hinterblicbenen Familie. Es ha— 
ben fich aber ; ! 

8) die folchergeftalt privilegirten Juden ordentlich alles unerlaubten Handels mit 
MWaaren und Haufirens mit felbigen maßen ihnen denn auch, oͤffentliche Gewoͤlber 
zu haben, ſchlechterdings unterfaget bleibet, zu enthalten, und lediglid mit demje: 
nigen, was ihnen in der von Uns ausgeftellten Konzeflion, oder von Unferm Kams 
mer:Kollegio ertheilten Pas, nachgelaſſen, zu begnügen, und diefes alles bei Ber: 
luft der Konzeffion, auch anderer willführlicher Geld-, Gefängnißs oder fonft, nad 
Beichaffenheit derer Umftände, zu erequirenden Strafe"), 

Nachdem Wir aber 

$. MIII. 


(Commereium mit auswärtigen Jubenfhaften.) mit denen ausmärti- 
en Sudenichaften das Commerclum gänzlich aufzuheben nicht gemeinet; fo bleibet denen 
ar und befondere Concessiones, wie oberwähnet, nidyt habenden Juden zwar, 
wie zeithero, fo auch fernerhin, die Leipziger Neujahr:, Ofter: und Michaeliss, inglei: 
chen die Naumburger Petri:Pauli:Meffen zu beſuchen und zu bauen, unbenommen, fie 
find aber auch fhuldig, die Erlegung des Leibsdolls, Land: und GeneralsXeeife, nebſt 


") Die 85, V—VII betveffen die Juben in Dresben, 
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andern angeorbneten, oder fonft gewöhnlichen Praestandis, zu präftiren, infonderheit 
aber vor, in und nad) denen Meffen, refpective ber Leipziger Zuden-Orbnung d. d. 
2. DEt. 1682 und denen ergangenen Verfügungen, auch was etwan fonft zu Erhaltun 
guter Ordnung unb Unferm eigenen Intereffe unnachtheiliges an beiden Orten desha 
befohlen oder jonft hergebracht, ſich alfenthalben, bei Vermeidung der darinnen gefesten 
Strafe, gemäß zu bezeigen. 

Endlid wollen Wir zwar ..ıX | 

(Sahrmarkts: Freiheit derer Juden.) in Gnaben gefchehen laſſen, baf bie 
Jahrmaͤrkte bei Unferer Refidenzftabt Dresden, ingleichen in denen großen und mittlern 
Städten Unferer Lande, von denen auswärtigen Juden fernerhin befuchet werten mö— 
gen, jebod daß es bei ber Stabt Dresden, unter obiger Präfaution, bei denen Übrigen 
Städten aber mit Vorbewußt eines jeden Orts Obrigkeit gefchehe, der Aufenthalt au 
denen in obbenannten Städten die Jahrmärkte befuchenden fremden Juden, über zwei 
bis drei Tage, und der Handel anders, ald im Ganzen, nad; Maßgebung des unterm 
6. Okt. 1687 ins Land ergangenen Mandats, nicht verftatter, mithin ſolche Erlaubniß 
auf den Waaren-Schnitt, auch einzelnen Vertrieb und das Haufiren nicht erſtrecket 
rn — welches alles, unter denen bereits darauf geſetzten Strafen fernerhin verbo⸗ 
ten bleibet. 

Nachdem Wir auch §. X. 

(Leib⸗Zoll.) mißfällig vernommen, daß zu Vermeidung des Angebens bei denen 
Magiftraten, Erlegung des Leib:3olld, und anderer Urſachen halber, ſonderlich in denen 
Leipziger und Naumburger Meffen einige Juden zu verfchiedenen Malen fi unterftans 
den, auf erhaltene Kreipäfle fi zur Ungebühr zu beziehen, und dadurch Unfere Kaffen 
zu befraudiren; als wollen Wir, zu Vermeid⸗ und Hebung alles daher ſich etwan ereig⸗ 
nenden Zweifeld, Uns hierdurch dahin gnädigft erfläret haben, daß zwar diejenigen, fo 
entweder mit einem von Uns eigenhändig unterfchriebenen, oder doc) von Unferm Kama 
mer=Kollegio ausgeftellten richtigen Paſſe verfehen, bei Befuchung berer Leipziger und 
Naumburger Meflen, mit dem Leibzoll und andern fonft zu präftirenden Abgaben, von 
welchen fie, nad) Inhalt derer Päffe und Konzeffionon befreiet, verfchonet werben follen, 
fie haben aber nichts defto weniger unter denen Thoren ſich anzugeben, und alles uͤbrige 
denen Juden in gegenwärtigem Mandat vorgefchriebene genau zu obſerviren; wie denn 
auch mehrere Perfonen, als in ſolchen Päffen namentlich ausgedruckt, ohne Entrichtung 
des Leibzolld nicht zu paffiren, am allerweniaften aber benen mit obgedachten Päffen vers 
ſehenen ein mehreres, als fonft in denen Gefegen und fothanen Konzefjionen auf Päffen 
nachgelaffen, connivendo zu indulgiren ift. 

MWernun 


$. XI, 

(Strafe der Kontravenienten.) biefer, Unferer bem Publito und Unferen ges 
freuen Unterthanen zum Beften abgefaßten Verordnung zumiber gu leben ſich unt 
ben follte, denfelben wollen Wir, er fei ein Chrift oder Jude, Obrigkeit oder Unterthas 
ner einheimifcher oder fremder Hauswirth oder Hausgenoffe nach Befinden von 10 bis 
50 Thlr. audy mit höbern Geld- und andern Strafen, nicht weniger refpeftive mit 
Konfisktation derer Waaren, ober auf andere empfindliche Art, ganz obnfehlbar anfes 

en laſſen. 
v en demnach allen und jeden Unferen Unterthanen, infonderheit ben von Adel, 
ſowohl Unferen Beamten, aud denen Räthen in Städten und andern UntersRichtern 
alles Ernftes, daß fie hierüber allenthalben ftradlich halten, die Dikafteria auch, wenn 
in dergleichen Sachen, darinnen zwar ordentlicher Prozeß nicht zu geftatten, fondern 
auf vorgängige fummarifche Unterfuhung, und nach fattfam eingegogener Erkundigung 
von der Sachen Beſchaffenheit, auch ——— Orts erſtatteten Bericht, alles, ſoviel 
möglich, in der Kürze abzuthun und alſobald deſinitiv zu entſcheiden iſt, etwas an fie 
gelangen und rechtliches Erfenntniß erfordert werden möchte, darauf, gleid) anderen 
Unferen Gefegen und Verordnungen fprechen follen ?). ee 

Wornach ſich alfo zu achten, und gefchiehet hieran Unfer ernfler Wille und Meinung. 
Urkundlich haben Wir diefes offene Mandat eigenhändig unterfchrieben, und Unfer K. 
Chur⸗Sekret darauf zu druden anbefohlen. So gefchehen und gegeben zu Dresden, 
am 16. Xug. 1746. Erasmus Leopold v. Gerßdorff. 

Augustus Rex, (L. S.) Roh. Gottlob Dtto, 8. 

(Codex Augusteus I, Fortſ. II. Abth. ©. 1165 Fi.) 





1) Roh a. a. O. S. 284 ftüht auf diefe Beftimmung ohne allen Grund bie Bes 
hauptung, daß in Zudenfachen der Weg Rechtens nicht geftattet, während bie 
ſelbe doch ganz ausdrücklich von „Richtern” und „rechtlichen Erkeuntniſſe“ ſpricht. 
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II. Beſchränkungen in Betreff ihrer Aufenthaltsorte. 

1) Sie dürfen den ihnen beflimmten Aufenthaltdort bei Verluſt des 
Schuges und Strafe der Ausfchaffung aus dem Lande, nicht verändern. 
Bergl. $. 1 des Mandat v. 16. Aug. 1746 1). 

2), In Betreff ihrer Reifen beftimmt große Beſchränkungen: 
a) Der $. 2 des Mandats v. 16. Aug. 1746 in Betreff ausmärtiger 


Zuden. 2) 
b) Die General:B. v. 16. April 1773, über Eremtion der in hiefigen 
Landen konzeſſionirten Juden von der für fremde reifende Juden geordneten 


täglichen Perfonenfteuer 3). | 
Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen ꝛc. Ehurfürft ꝛc. 

Veſter und liebe getreue. Wir find zwar in Genehmigung desjenigen ohnmaßgebli⸗ 
hen Gutachtens, fo Uns der Stabtrath zu Dresden, auf vie durch das Geſuch des 
Juden, Barudy Aaron Levi zu Leipzig, gegebene Veranlaffung, in feinem unterthäs 
nigften Berichte vom 29. Auguft 1772 eröffnet hat, in Gnaben zufrieden, daß Juden, 
welche ſich in hiefiger Refidenzitadt, oder anderer Orten Unferer Lande, auf Unfere dies: 
falls erlangte Konzefiion aufhalten, und daſelbſt die jährliche Perfonenfteuer, dem Aus: 
ſchreiben gemäß, abführen, in ben Fällen, da fie, oder die Ihrigen, eigner Angelegenhei⸗ 
ten halber an andere Drte Unferer Lande reifen, mit Entrichtung der für fremde reifende 
Juden geordneten täglichen Perjonenfteuer in fofern fie die Berichtigung des legtern 
Perfonenfteuer-Zermins durch behörige Quittung doziren Eönnen, verfchont werden 
mögen, 

Jedoch haben nicht allein dergleichen Tuben, wenn fie von ihrem eigentlichen Aufent: 
halte an andere Orte reifen, fich in legtern länger, als die Verfaffung erlaubet, nicht 
aufzuhalten, noch bafelbft einige Handlung zu treiben, fondern Wir erachten auch für 
dienfam, damit nicht etwa Juden, als angebliche Bediente hiefiger konzeſſionirter Hauss 
väter, auf Attefte von legteren, ſich anderwärts einfchleichen, und der Perfonenfteuer: 
Verrehtung entziehen können, bierunter biefe Einrichtung treffen zu laffen, daß ein 
Zube, der Ten außerhalb hiefiger Refidenzftadt, für einen Bedienten eines allhiefigen 
Hausvaters angiebt, zwar von diefem mit einem Attefte, daß er wirklich in feinem Lohn 
und Brote ftehe, auch einer Kopei von des Hausvaters eigener Konzeffion zu verfehen, 
hiervon aber von ber Dbrigkeit des Orts, wo er fidy aufhält, Abfchrift zu nehmen, und 
an unfere Ober:Steuereinnahme einzufenden, bamit von derfelben, ob der jüdiſche Hauss 
vater nicht mehrere in feinem Lohne und Brote nicht ftehende angebliche Bediente hege, 
und im Lande berumfenbe, gnuͤglich verifizirt werden könne. 

Wir begehren dannenhero hierdurch gnädigft, ihr wollet vemgemäß, ohne jedoch bies 
ferhalb befonderes Botenlohn oder andern Aufwand zu verurfachen, das Erforderliche 
weiter veranftalten, ſowohl euch felbft hiernach gehorfamit achten. 

Daran geichiehet Unfere Meinung. Datum Dresden, am 16. April 1773. 

Chriftian Wilhelm v. Nitzſchwiz. 
An fämmtliche Kreis-Steuer-Einnahmen, Stift Wurzen, auch Grafichaft 
Stollberg:Roßla, und Stollberg-Stollberg. 
Unterm 27. März 1773 ift gleiche Verordnung aus dem geheimen Concilio an bie ftif: 
tiſchen Kammer-Collegia zu Merfeburg und Zeig ergangen. 
Shriftian Auguſt Kunze. 

(Cod, Aug. IV, Fortf. 2. Thl. 2. Abthl. 2. ©, 859.) 

II. Unbemwegliche Güter dürfen Juden im Herzogthum Sachſen gar 
nicht erwerben. Hierüber beftimmen: 

1) Das Mandat v. 1. Aug. 1602. 

2) Die Pol. Ordn. v. 22. Juni 1661. it. 1. Eingang. 

3) Der Ausſchußtags-Abſchied von 1680. 

4) Der Landtags:Abfchied v. 18. April 1716 bemerkt: 


—— 


1) Der Aufenthalt in den Beraftädten war ihnen ganz unterſagt. V. v.3. Okt. 1554. 
Cod. A. I, 140. 212. (Sehr oft bis in die neueiten Zeiten eingefchärft). 

2) Koch bezieht diefe Beftimmung ©. 282 zu Unrecht auf inländifche Zuden. 

s) Koch behauptet a. a. D, ©. 282. mit Bezugnahme auf biefes G., daß die Jus 
den von ihrem Aufenthaltsorte ohne befondere Erlaubniß an Zeinen andern Ort 
reifen Eönnen, wonach fie fomit förmliche glebae adseripti fein würden; die 
B. ſagt aber von Erfterem nicht ein Wort, 
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„daß aber diefelben (die Zuben) ſich mit Mobilien anfäßig machen wollten, ift nicht 
bekannt, und kann demfelben am beften begegnet werben, wenn’ bie Unter-Obrigkeiten, 
unter welchen Gerichten dergleichen gelegen, keine Lohnsreifung widerfahren laſſen.“ 

(Cod, Aug. I, ©, 380,) 


5) Der Landtags-Abſchied v. 5. Mai 1718 fagt: 


„Drittens wegen derer Juden bleiben Ihre Königl. Majeftät nochmals barbei, daß 
denenfelben weder ein öffentlicher Kultus, noch der Ankauf von Immobilien geftattet 
werben folle, geftalt dann das vormalige Pofthaus dem Refidenten Lohmannen bloß 
pfandweife auf etliche Jahre und mit ausdrüdlicher Bedingung, in dem Garten keine 
Leiche zu begraben, eingeräumt wird, eö gefchiehet auch wider Ihre Majeftät 2c. Intens 
tion und Willen, wenn berer Zuben Anzahl fich vermehret, und fie außer denen Leip⸗ 
gigifihen Mebzeiten Handel und Wandel treiben, dahero nur die Obrigkeiten über die 

isherigen Verordnungen halten dürfen, ıc.” 1). 
(Cod. Aug. I. ©, 400.) 


6) Selbft ver antichretifhe Pfandbefis ift den Juden verboten. 
Es beflimmt died dad R. v. 18. Juli 1780, mitgetheilt durch dad Patent 
v. 28. Aug. 1780. | 


„Nachdem bei vorgefommener Errichtung eines Pacti antichretici zwiſchen Chris 
ften und Juden per Rescriptum Clementissimum d. d. den 18. Zuli a. c. gemefs 
fenft anbefohlen wotben, daß dergleichen Pactum zwiſchen Ghriften und Juden nicht 
geftattet werben foll: So wird folches den Zuftizbeamten zc. zur unterthänigften Nach: 
achtung hierdurch befannt gemadht ıc. ıc. Signatum Schleufingen ben 28. Aug. 1780. 
Ehurfürftl. Sächſ., in die gefürftere Graffchaft Henneberg Schlaufinger Antheils, vers 
ordnete Ober⸗Aufſeher und Räthe. . e 

(Cod, Aug. IV. Fortſ. I. Thl. II. Abthl. I. ©. 375.) 


IV. Sie find von Bekleidung Öffentliher Aemter audges 

ſchloſſen. 

Es ergab ſich dies nach früherer Verfaſſung wie nach jetziger daraus, daß 
ſie keine Staatsbürger ſind 2). Das den Juden in früherer Zeit mitunter 
gegebene Prädikat eines Hoffaktors oder Hofkommiſſairs ſollte fie „in re- 
gula“ nicht von der Jurisdiktion des Ortes eximiren. Befehl vom 
26. Nov. 1766. (Cod. Aug. I. Fortſ. IL, Abthl. S. 1179.) 


V. Sind die Juden vom flädtifhen Bürgerrechte ausge— 
ſchloſſen? — 

1) Man wird dies deshalb annehmen müſſen, weil ein Stadt bürger⸗ 
recht ohne ein Staats bürgerrecht nicht wohl gedacht werden kann 3), kei⸗ 
nesweges aber aus dem Grunde, der hierfür angeführt worden *), weil in 
den fächfifchen Landen blos Augsburgiſche Konfefjiondvermandte dad Bürs 


1) Koch bezieht fich darüber, daß die Juden feine Immobilien erwerben dürfen, auch 
auf das Lehnsmandat v. 30. April 1764, welches Zit. 7. $. 3. beftimmt: 
„Eben fo wenig findet, da nach der Verfaffung hiefiger Lande, einer, der nicht 
ber Augsburgifchen Konfeffion zugethan ift, Keine Lehn- oder Allodialgüter in 
felbigen auf einigerlei Art und Weife acquiriren kann, die Präfentation eines fols 
chen Mitbelchnten ftatt.” (God. Aug. Kortf, I. Abthl. I. ©. 1034.) 
Allein dies G. ift durch Art. 16 der Bundesakte aufgehoben. S. hierüber 
©. 356. 

2) Koch bezieht ſich a. a. D. ©. 281 und Note 4. ©. 285 zum Beweiſe deſſen, daß 
Juden feine öffentlichen Aemter befleiden können, darauf, daß nad früherer 
Verfaffung die Beamten den Religionseid zu leiften hatten. Daß dies kein 
Grund, darüber vgl. sub V, ©. 356. Diefer Religiongeid war imuebrigen früs 
her auch von den Promovirenden zu leiften — Bifit. Dekr. der Univerfität 
Leipzig von 1616 Nr. 5—7. Curtius a. a. O. J. $. 309. — mas gleich⸗ 
falls zur Zeit aufgehoben. 

2) Vergl. über biefe ftreitige Frage das R. v. 27. Febr. 1809, welches entgegenges 
fegter Anficht ift, oben S. 247. 

) Koch ©. 283 und S. 285, Note 6. 
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gerrecht gewinnen können. Es beflimmt nämlich hierüber der Ausſchuß⸗ 
Tags⸗Abſchied v. 21. Dec. 1680: 

„Geſtalt Wir nicht verftatten wollen baß einige andere als der Augsburgifchen Kon— 
feffion Berwanbte ſich in Unferen Landen fäßhaft machen oder das Bürgerrecht gewins 
nen mögen, fo 2c. 2c. !) j 

Wäre diefed Gefeb, welches jeden Reformirten und jeden Katholifen vom 
Bürgerrechte in den Städten des Herzogthums Sachſen ausſchließt, noch 

ültig, fo würden fonder Zweifel es aud noch dad Mandat Churf. Chris: 
ian II. zu Sachſen fein, die Subfcription des Conkordienbuchs betreffend, 
v. 1. Aug. 1602, welches beftimmt: 

„Dieweil denn Gott felbft diefen laulichten Leuten, die in Religionsfachen weber 
kalt noch warm find, Feind ift, und fie bebräuet, aus feinem Munde auszumerfen, fo 
haben audy Wir 2c. es dahin gerichtet, daß alle unfere Räthe, Diener, Haupt: 
und Ambtleuthe dag juramentum Religionis geleiftet und dahin fi 
verpflichtet haben, daß neben Uns fie bei ber erften ungeänberten 
Augsburgifhen Konfeffion, wie biefelbe Anno 1580 im driftlihen 
Soncorbien: Buche wiederholet erfläret ıc. worden ift, durch Gottes 
Gnadefeit und ftandhaftig bisanihr Ende halten wollen“ und weiter un— 
ten: „Infonberheit aber befehlen Wir hiermit Unfern ac. Niemanben, 
ber ſolches nit approbiret, unterfhrieben und feine Pfliht darauf 
geleiftet, zu Dienft befördern zc. 2c. (Cod, Aug. I, 777.) 

Eben fo beflimmt die Polizei: Ordnung Churfürft Joh. Georgens des Il. 
zu Sachfen v. 22. Zuni 1661. Zit. 1, pr. in Betreff der Affeturation der 
reinen lutherifchen Lehre: — — 

„Als wollen Wir — — keine andere Lehre in Unferen Landen verftatten, fonbern 
vielmehr alle Kirchen-, Schule, Hof: und andere Beamte, wie bishero 
gebräuchlichen gewefen, das Juramentum Religionis barauf abzule: 
gen anhalten laffen.” (Cod. Aug. I. ©. 1564.) 

Nach diefen verfaffungsmäßigen Beflimmungen würden daher auch ges 
genmwärtig Reformirte und Katholiten im Herzogthume Sachfen weder als 
Bürger in die Städte, wie ald Beamte, in die Kollegien aufgenommen 
werden können. Allein diefe Geſetze find längft vollftändig aufgehoben wor: 
den durch Art. 16. der Bundesafte v. 8. Juni 1815 verbis; 

„Die Berfchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien kann in den Län» 
dern und Gebieten ded deutfchen Bundes feinen Unterfchied in dem Ges 
nuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.” 

Es ift nun klar, daß wenn diefe Gefege, welche überdies lediglich bie 
Damaligen Religiondflreitigkeiten unter den hriftlichen Religionsparteien 
vor Augen gehabt, überhaupt aufgehoben find, fie nicht noch in Beziebung 
auf die Juden beftehen geblieben, vielmehr auf deren Rechte und Pflichten, 
an die fie überhaupt niemals gedacht, ohne allen Einfluß find. 

2) Das folgende R. fpricht fich über die Frage nicht aus, ob die Zu» 
den dad Bürgerrecht haben oder nicht, fondern bemerkt nur, daß der Sta- 
tus quo aufrecht zu erhalten. 

R. des K. Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Brenn) v. 12. Dec, 1832 
an die K. Reg. zu Merfeburg. 

Der K. Reg. erwiebere ich auf die Anfrage v. 30. v. M,, daß bie Stäbteorbnung in 
ben Verhältniffen der Zuden nichts geändert hat, und es daher in Anfehung derfelben 
bis zum Erfcheinen der neuen Zudenorbnung, in ben Städten bes Herzogthums Sach— 
fen bei dem Gefege vom 16. Aug. 1746, fo wie in bem Weſtohäliſchen Tandestheilen bei 
der Geſetzgebung des ehemaligen Königreichs Weftphalen bemendet. Hiernach find denn 
die Zuden, jenachdem fie der Gefeggebung nad) zum Bürgerrechte fähig find, oder nicht, 
zu demfelben zuzulaffen, oder davon auszufchließen. (Ann. XVI. ©. ©. 960.) 

- VI. Ausnahmsweiſe ift ihnen der Handel geftattet, aber mit folgenden 
Beichränkungen: 


») Cod. Aug. I, ©, 360. 


* 
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A. Sie dürfen weder offene Handlungsgewölbe haben, noch, nach Ar 
nahme der Miniftexien, haufiten,; anägenommen (gleich ben, fremden Ju⸗ 
Nik — Fiaen Moflen, ! ; 
2. 91. 8. , Nr. I und $..8. des Mandat n, 16; Aug, 1746... 
2) Mandat wider die Juden, Italiener, Zabulet:Fräger, und. andere, 


Bir: v. A 1719. — Dice * 
ir Friedrich Auguſt 2c.. Nachdem Uns zum oͤftern unterthänigſt zu vernehmen 
geben worden; was maflen —1 — Italiener, Tabulet⸗ Butten⸗Schieß⸗ aloe, 
ingleichen Königfeer, und anderer gebtannten Wafferkrämer und Träger, aud) indges 
mein alle Haufirer, welche koftbare und geringe, ſchneidende u, Kram: auch Hands 
werks⸗ und in andere Profeflionen ‚laufende Materialien und Waaren, ſowohl auf dem 
inde in die Höfe und Häufer herum führen und — als auch, daß dgl. Sachen in die 
täbte felbft, außer denen gewöhnlichen Sahrmärkten, von denen in: und ausländifchen 
Händlern eingefcjleppet, dadurch aber der Hanbdelsmann, Krämer, Handwerker und 
andere Profelfiohsverivandte, fo ihres Vertriebs und Bewerbs halber, vielen Abgaben 
unterrogrfen wären, in ihrer Nahrung fehr benachtheiliget und zurüde gefest nicht we⸗ 
—— Bet Geyeral⸗Eonſumtions⸗Acciſe und andere Reventen merklich gefchwä- 
het und‘ geichmälert. würden, hiernächſt andy die Erfahrung bezeuget, daß buch heils 
erwähnte Leute zu vielem Unfug und Dieberei Anlaß gegeben worden, und Wir dieß— 
falle6 gethane allergehorſamſte Vorftellung um fo viel weniger für unerheblich befinden, 
FR der Doxfhandel, und insgemein alles Haufiven auf dem’ Lande, vorhin ſchon unters 
u verboten iſt. ” 
So Haben Wir aus tragenber Landesväterlicher Vorforge, zu, Erhaltung guter, Orb? 
nung, aud — alles — und Verhütung — ei 
$ , MO zuweilen begangenen. Dieberei und Parthiererei, ‚für nothwendig 
a ehe aletee Unfer des —T— Dorfkraͤmerei —— verbi 
(as . 


. 


auf der gemeinen Viktualien und anderer unumgängs 


er doch der einzelne Verke i 
Lichen Not hdurften, fo die Smvohner in denen Dörfern aus den accisbaren Städten er: 
holen nicht, mit zu verftehen, und follen die Italiener, Tabulet⸗ und ButtensZräger, 
wie auch ‚dig, ſo Schiebpulver, Koͤnigſeer Waaren, aebrannte Waſſer und Grtrakte, 
von Haus u Haus bisher verfaufet haben, forthin nicht gebufdet wexden, ſon⸗ 
bern allen, und jeden, fonderlich denen Juden, das Haufiren und Herumtragen aller: 
hand auswärtiger und inländifcher Waaren gänzlidj verboten fein, bei der, in ber Lans 
besordnung darauf gefesten Stwafe und Konterbandirung derer Waaren, davon werben 
aber die Leipziger und Naumburger Meſſen und Zahrmärfte ausgengmmen, allwo der 
Handel und Wandel in feiner Freiheit und bieherigen — 28 — Uebung billig ver⸗ 


raue 
ebieten und befehlen demnach) hiermit obermeldeten Unſern Prälaten, Vaſallen, Bes 
an — hub ee ſo von Ung mit Serien belieben ober. 
ſolche von Unfertwegen zu ererziren haben, daß fie nicht allein diefes unfer Mandat zu 
jebermanns Warnung aller Orten publiztven und affigiven, ſondern auch ſich ſelbſt hier⸗ 
nach jederzeit gebührend und gehorſamſt achten, benennte und alle andere dergleichen 
Cal bei ſich und denen Ihrigen nicht dulden, noch ihnen ſolches verftatten, ſondern 
auch wider dieſelben, laͤngſtens vier Wochen nad) geſchehener Eröffnung dieſes Unſeres 
andats, auf obige Maſſe nad) der Schärfe verfahren, auch bei. unterbleibender deſſen 
allen»gehöriger und genauer Beobachtung ſich nicht ſelbſten die unausbleibliche Beſtra⸗ 
fung zuziehen ſollen. Daran geihicht Unfer zuvprläßiger Wille und Meinung: Und 
haben Wir des zu mehrer Urkund hierauf Unſer Kanzelei-Sekret vorzubruden befohlen. 
So geſchehen und gegeben zu Dresden, am 10. Juli Anno 1719. | 
L.S. George, Graf von Werthern, 
(Cod. Aug, I. ©. 189, ven Soh. Ehriftoph Günther, S. 


Aus vorftehendem Gefeße ergiebt fich auf das Unzweifelbaftefte, daß 
die Beftimmung des zu 1. gedachten Mandats v. 16. Aug. 1746, wie die 
Juden nicht hauſiten ſollen, lediglich eine Folge des allgemein nn 
den Verbots ded Haufirens wart), keineswegs aber ein an die jüdiſche Re: 
ligion gefnüpftes Verbot. 

Da nun jenes'allgemeine Gefeß gegen dad Haufiren durch das Negula- 
tiv über den Gewerbebetrieb im Umbherziehen und insbefondere, dad Hau: 


1) Auch insgemein alle Hauſirer“ fagt obige Verprbnung. 


l 
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ſiren, v. W. April 1824 1) aufgehoben iſt, fo beheben ſich hierdurch auch 
die Beſtimmungen des Mandats von 1746 gegen dad Hauſiren der Juden. 

Dies faktifche Verhältniß ift in den folgenden Reſcripten gänzlich überfe: 
ben worden; fie betrachten die betreffenden Beftimmungen des Mandat 
von 1746 nicht in ihrem Bufammenhange mit der ſächſiſchen allgemeinen 
Landeögefeßgebung, fondern ifolirt als fpezielle gegen die Juden gerichtete 
Beftimmungen und halten fie demgemäß zu Unrecht noch für aültig. Es 
beſtimmen dies mit Ausnahme eines einzigen R. v. 25. Juni 1833. 
(Ann. XIII. S. 508.) »), die Reſol. d. K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 
15. Aug. 1829 an den jüdiſchen Handelsmann N. N. zu Halle a. d. ©. 
(Xnn. XIII. Nr, 113), die ER, der K. Min. des Inn. für Handel und 
Gem. Ang. (v. Shudmann) und für d. 3. u. d, P. (v. Brenn) v. 
29. April 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt, Liegnitz. 
(Ann. XV. ©, 326.), dad R. des Min. des Inn. v. 13. Suli 1835, mit⸗ 
getheilt durch Bekanntmachung der K. Rea. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. 
(Ann. XX, Nr. 148.), dad C. R. der K. Min. ded Inn. für Gew. Ang. (v. 
Brenn), d. J. u. d. P. (v. Rochow), u. d. Fin. (v. Alvendleben) v. 
19. April 1837 an die K. Reg zu Bromberg. (Ann. XXI. Nr. 231.), das 
C. R. derfelben Min. v. 12. Mai 1837 an die K. Reg. zu Merfeburg. 

(Ann. XXI, ©. 534.) 


B. Auf den Jahrmärkten in den vormals Sächfifchen Städten und 
Fleden ift blos den in den Preußifchen und Anhaltifchen Staaten wohn: 
haften Suden der Verkauf ihrer Waaren im Einzelnen verftattet. Außer 
den Mefien und Jahrmaͤrkten ift dem nicht mit Konzeffion im Herzogthum 
Sachſen wohnhaften Zuden aller Handel im Ganzen und Einzelnen bei 
Strafe der Konfiskation der Waaren unterfagt 3). Ä 

1) Bergl. hierüber Abthl. III. namentlich die K. O. v. 19. Sept. 1828 
und die R. v. 10. Dec. 1828 und 10. April 18%9. 

2) Die $$. 2. 3. des Mandats v. 16. Aug. 1746. | 

3) R. der K. Min. des Handeld (v. Bülom), und d. Inn. (v. Shuds 
mann) v. 7. Mai 1821 an die K. Reg. zu Liegnitz und Frankfurt a. d.D. 
Detailhandel der Zuden auf Jahrmärkten. 


Da das K. Saͤchſ. Mandat v. 16. Aug. 1746 $. IX. ausbrüdtid nur den aus⸗ 
wärtigen Juden ben Detailhandel auf Jahrmärkten verbietet, von ben N. N. in 
Galau aber, in deren Anaeleaenheit die K. Reg. unter dem 16. Kebr. d. 3. berichtet hat, 
darüber wiederholentlich Beſchwerde aeführt worben ift, daß diefes Verbot auch auf fie 
ausgebehnt werbe, fo finden die unterzeichneten Min. fich veranlaft, die K. Reg. biers 
mit ein: für allemal anzumeifen, allen Juden, welche in irgend einem Theile des Der: 
zogthums Sachſen wohnen, galeichviel ob fie den Wohnſitz durch ausbrirdliche Konzef: 
fionen oder durch ftillfchweigende Duldung erlangt haben, den Detailhandel auf Jahr⸗ 
märften zu geftatten. (Ann. V. &, 338.) 


C. Der Handel mit verarbeitetem oder unverarbeitetem 
Silber, ift ihnen bei Strafe der Konfiskation unterfagt. Münzmandat 
v. 1732 $. 2. (Cod. Aug. I. Fortſ. S. 1702.) und R. v. 14. Mai 1774, 
(Cod Aug. IT. Kortf. Thl. IT. Abthl. IT. &. 175.) Ebenfo der Handel mit Garn 
— V. v. 16. Juni 1696. (Cod. Aug. I. &, 1702.) — und mit Berg» 
mwerfprobuften. V. v. 3. Oft. 1554. (Cod. Aus. IT. 140.) und R. v. 
4. Oft. 1781. Cod. (Aug. Fortſ. II. Thl. II. Abthl. Il. ©. 1466.) 


. 16,6, 1824 ©. 125. 
2) Vergl. die folgend aufgeführten R, Abthl. TIL, 
°) Vergl. Bienerll, c 8, 61, 
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VII. Abgaben der Juden. 
A. Schutzgeld. 


Für den ſogenannten Schutz, das heißt für die Erlaubniß, in dem Her⸗ 
ogthum Sachſen zu wohnen, zahlten die Juden eine beſondere ſehr hohe 
J———— Während dieſe ſchon nach dem Regl. v. 13. Jan. 1747 
ſehr bedeutend war!), wurde fie durch das Ausſchreiben über die ferner vers 
willigte allgemeine Perfonenfteuer, wie folhe von dem 1767. Jahre an 
entrichtet werden follte, d. d. 31.März; 1767 noch erheblich erhöht. Nachdem 
in diefem Geſetze für ale Klaffen die Steuer feftgeftellt und zwar dergeftalt, 
Daß z. B. die wirklichen Räthe, Majors ıc. nur dreißig Thaler zahlen, bes 
flimmt daffelbe in Aufehung der Juden: 

Hierüber*) hat von und mit Laetare 1767 
ein Jude, der fich weſentlich in Dresden oder Leipzig mit Churfl. Päffen aufhält, am 

Perfonenfteuer vor ſich jährlich zu bezahlen 70 Zhlr, 


Deffen Frau 30 

Jedes Kind ohne Abficht auf das Alter 5.» 

Seber Knecht — 4 „ i2on 
unb 

Jede Magd 8 „ 


Und fol Eünftighin keinem Juden mehr als 1 ober 2 Perfonen ald Knechte oder 
Mägde anzugeben, zu Vermeidung bes.bisherigen Unterfchleifs verftattet werben; auch 
ſoll keinem jüdifchen Hausvater, der an feinem Perfonenfteuer-QDuanto Moderation ers 
halten, weder fremde Juden nod) feinen Sohn und deren Weiber ald Knechte über 
Mägde bei der Perfonenfteuer aufzuführen und zu verrechten erlaubet fein. 

Diejenigen Juden aber, fo fi in anderen Städten und Orten hiefiger Churſaͤchſi— 
ſchen Lande aufhalten, entrichten nur die Hälfte von vorjtehenden Anfäsen. 

Wie denn auch die reifenden fremden Juden vor jeden Tag, den fie fi an einem 
Drte im Lande, es fei in der Stadt oder Dörfern, aufhalten, ausgenommen bie Leipzis 
ger und Naumburger Meffen, ingleichen die ordentlihen Jahrmärkte von Anfange des 
1267. Zahres, vor jede Perfon 

in großen und Mittelftäbten 18 gr. 

in Heinen Städten und Dörfern aber 9 gr. 
au bezahlen, und keiner Eremtion durch Vorzeigung derer Freipäffe fich zu erfreuen ha⸗ 

en; welches Geld jedes Ortes Obrigkeit einzunehmen und bei der nächſten Lieferung 

mit einzurechnen verbunden iftz jedoch werden die Juden, welche die Leipziger und Naums 
burger Meſſen befuchen, ſowohl acht Zage vor Einlautung der Meile, ald aud acht 
u: nach der Zahlwoche, mit Abgabe diefer Steuer verfchonet?). 

icht minder bleiben die reifenden Juden auf die Tage, wenn fie, wegen einfallenden 
Sabbaths, oder anderer jübifchen Feiertage. den Weg zu profequiren, ober ihren Han: 
del zu treiben, nicht vermögen, von oberwähnter Perfonenfteuer befreiet. 

(Cod, Aug. 1. Fortſ. 11. Abth. ©. 762.) ——— 

Dieſe Perſonenſteuer kann jedoch gegenwärtig nicht mehr zu Recht erho⸗ 
ben werden, da die Juden ſtatt derſelben den allgemeinen geſetzlichen 
u unterworfen find. 

. Leibzoll2). 

Srüherhin war der Leibzoll angeordnet: 

1) Wegen der Einheimifchen durch $. 8. 10. ded Mandats v. 1746. 
©, oben. 

2) Durch den General:Befehl Heren Friderici Augufti, Königl. Prin- 
zend in Polen und Lirthauen zc. und Chur-Fürftend zu Sachſen ıc. Daß 


— 





t) Cod, Aug. I. Fortf. IT. Abth. ©. 477. 
...2).Diefes Wort deutet darauf. bin, daß der Jude erſtens ald Gemwerbtreibender, d. h. 
als Kaufmann, die diefe treffende Steuer zu zahlen hatte und dann nod) als 
Zube diefe erorbitante Summe für den ihn treffenden geſetzlichen Drud. 
8) Einheimifche, welche die Perfonenfteuer zahlen, hatten diefe Abgaben nicht zu 
entrichten. Generale v. 16. April 1773. (Cod, Aug, I. Fortſ. II, Abth. 


©. 860.) 
) Vergl. Abth. I. Allg. hiſtor. Einleitung. 
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von denen durch die Chur: Sächſiſchen Kaxde paſfirenden Juden, deren Weis 
bern und Dienern, ohne Unterfchied der Leib-Zoll vor voll erleget werden 
fol; den 4. April 1733. 

Friedrich Auguſt, Koͤnigl. Prinz ic. Churfürſt ıc. 

‚ Lieber Götreuer. Wir haben aus bewegenden Urfachen gnädigft refolviret, daß in Zu⸗ 
Zunft und bis zu weiterer Verordnung, von denen fammtlichen durch Unfere Lande paffi- 
renden Juden, Rabbinen, Juden: Weibern und Dienern, ohne Unterfcheib der gewöl 
liche Leib⸗Zoll jedesmal vor voll gefordert und erleget werben ſoll. Und befehlen ed 
hiermit, du wolleft dich deines Orts darnach galt achten, auch an die ſämmtli⸗ 
hen Gleitds-Einnahmen des dir anvertrauten Bezirks, das Nöthige dieferwegen unver⸗ 
— verfügen. Daran 2c. Dat. Dresden, am 4. April 1733, 
n die Gleits-Commiſſarien. | 
(Cod. Aug. I. Fortſ. 11. Abth. ©. 16. J — 

3) General-Befehl deſſelben v. 24. Sept. 1833 wegen der Judenkinder 

biö in. das “arg Jahr. = a Ä 
iedri uſt, König ꝛc. und Churfuͤrſt ⁊ꝛc·... BR — 

— ———— Wir baben auf eine Bernd Lehmanns, des rg der 
Inbenſchaft unterthänigftes Anfuhen und Vorftellen, daß die Unfere Lande dutchpaifis 
renden Bettel-Juden, Rabbinen, Weiber und unerzogene Kinder, auch fogenannte Dies 
ner, mit Erlegung des vollen Leib-Zolld verſchonet werden möchten, gnädioft refoldiret, 
daß die unetzogenen Zuden- Kinder Bis in das zehende Jahr von dem Leib⸗gZolle gaͤnzli 
freigelaffen werden follen, hingegen wegen derer übrigen Perſonen laffen Wir es b 
dem am 4, April in diefem Jahre emanirten Generali unverändert beivenden, und befeh- 
len hiermit, du wolleſt, damit die Gleits: und Zoll⸗Einnehmere nach diefer Unferer Re 
folution fi) gehotfamft zu achten wilfen, das Nöthige wegen derer Juden Kinder in bie 
fammtlidyen Gleits-Einnahmen des dir anvertrauten Bezirks, kraft diefes verfügen. 
Und hieran 16, Datum Dresden, am 24, Sept, Anno 1733. 

An die Gleits-Kommiffarien 
Silligen und Friedrichen. 
(Cod. Aug. loco eit.) . | en 
4) Böhmifche Juden wurden vom Leibzol nad dem R. v. 14. April 
1745 befreit (a. a. O. ©. 16), aber nad) dem R. v. 20. Zuli 1750, gleich 
den Mährifchen und Ungriſchen Juden wiederum zu deffen Zahlung für ver⸗ 
pflichtet erachtet?) (l. c. S. 1146,) 

5) Die Höhe deö Leibzolls wurde feftgeftellt in der Geleitd. Rolle v. 
15. Nov. 1718 (God, Aug. U. 1157) und durch das Gener. v. 6. Nov. 
1727 für die Perfon zu Fuß 2 Gr., zu Pferde 4 Gr., Rabbiner, Weiber 
und Kinder die Hälfte, | 

6) Durch Freipäffe wurde die Befreiung von den jüdifchen Abgaben 
erreicht ?). | | 

Es beftinimte rückſichtlich derfelben: P NR: ir 

a) dad Regulativ wegen Erleichterung ded Meßhandels der ausländi: 
fhen Juden v. 12. Sept. 1772 und das R. den Naumburger Meßhandel 
betr. v. 23. April 1800, (God. Aug. II. Fortf. II. Abth. S. 1450. 1478.) 
Bergl. diefelben bei Abt. III. | 

‚by Diefe Freipäfle durften nach dent Befehl v. 23. Jan. 1790 von den 
mit der Poſt reifenden Juden nur auf den Poflämtern vorgezeigt werden, 
(a. ad. ©. 1472) 

Es ward jedoch diefe entehrende Abgabe hier burch das Ruffifche Gou— 
vernementd-Patent v. 28. Dez. 1813 (Gouvernementd-Blatt 1814.68, 21), 


4 . . 


— nn nn — 


> 

H Koch führt a. a. 8. S. 287 Rote 26 dies N, an, behauptend, daß haffelbe vor⸗ 
ſchriebe, Ungarifche Juden hätten feinen Leibzoll zu len Es —* grade 
das Gegentheil. 

2) B. v. 13. Sept, 1779 (Cod, Aug, Fortſ. IT. Abth. 2. S. 1465.) 


— — — — — 
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zur Zeit der Verwaltung der Sächſiſchen Länder durch die Vetbuͤndeken 
aufgehoben !). 
. Lccife | 

Nach dem tegulisten General: Konfumtiond:Accis:Zatif, nach welchen in 
denen accisbaren Städten des Churfuͤrſtenthums Sachſen und inkorporitten 
Ländern die General:ccifen zu erheben find, v. 22. Dez. 1753 (Cod. Aug. 
1. Fortſ. II. Abth. ©. 987) gaben die Juden don allen Waaren, womit fie, 
handeln, die-Accife, welche fonift ein inländiſcher Händler zu entrichten hat, 
gedoppelt, und für die Waaren, womit fie auf den Meffen haufiren ge; 
ben, dreifach. Auch diefe Abgabe kann in Folge der Regulitung der ber 
treffenden Verhältniſſe durch die allgemeinen Preußifchen Gefege richt mehr 
zu Recht erhoben werden. | | 

D) In Betreff der — anſchriſtliche Kirchen vergl. das R. 
v. 25. Febr. 1842 oben ©. 105. 
vu. Befhräntungen bei Ausübung ihres Gottesdienſtes. 

1) Landtagsabſchied v. 24. April 1711. 

— — „Wollen auch denen Juden ihren etwa angeimaßeten Cultum, welcher auch als 

ier ſogleich, als man darvon einige Nachricht erlanget, aufgehoben worden, in keine 

ege Öffentlich geftatten.” (Cod. Aug. I. ©. 369.) . 

2) Daffelbe wiederholt die Refolution derer Stände Gravaminum 4. d. 
Warfchan den 19. Juni 1713 (a. a.D. ©. 371), die Refolution v. 18. April 
1716 (a a. O. S. 380) und’ 5. Mai 1718 (a. a. O. ©. 399). 


Zweites Kapitel, 


Die ftaatsrehtlihen Verhältniffe der Juden in der Ober 
und Nieder-Lauſitz. 
Fu: Einleitung. — | 

Sri den Lauſitzen konnten Gefeße nur mit Bewilligung der Kandflände 
gegeben werden und ed gelten daher Geſetze des Churffaats und fpäteren Kö« 
nigreihs Sachſen als ſolche nicht auch in den Lauſitzen. Insbefondere 
ift dad Mandat v. 16. Aug. 1746, die Verhaͤltniſſe der Juden in den fäch- 
— Ländern betreffend, für die Lauſitzen niemals ausdrücklich recipirt 
worden, hat mithin daſelbſt feine Gültigkeit. Zwar fagt dad unten folgende 
R. ver Min. des Inn.: „Nach dem Sächſiſchen G. v. 16. Aug. 17472), wil: 
ches noch in der Laufiß gilt“ 2c.; allein dies ift ein Irrthum, denn wenn 
dies Gefeg in der Laufiß „noch“ gelten follte, fo wäre erft das Faktum zu 
begründen, daß ed jemals dafelbft gegolten, was nicht gefchehen ift und 
nicht. geſchehen fonnte3). 

Vielmehr fehlt es in den Laufitzen gänzfich an allgemeinen, die Jus 
den betreffenden Sefegen, und die Juden find daher, abgefehen von den 
folgenden, Einzelnes anordnenden Beftimmungen nad dem Inhalte der 
Konzeffionen zu beurtheilert, auf Grand deren ihnen dee Wohnſitz in diefen 
Territorien bewilliget wid. | 

van“ einzelne Beſtimmungen anlargend, fo ift 

‚der Satz, daß Juden kein Grundeigenthum erwerben können, 








1) Koch a, a. D. S 284. 289, fpricht von dem Leibzolle zu Unrecht Als von einer 
noch beftehenden Einrichtung. 

2) Dies ift ein Drudfihler und muß 1746 heißen. 

2) Auch der revidirte Entwurf des Provinzialrechts der Niederlaufig, der mit ben 
Ständen in allen feinen Theilen berathen worden, und auch die Verhältniffe der 
Juden beipricht, weiß nichts von dieſer Reception. Vergl. ebenfo Pinder an ben 
betreffenden Orten, 
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zwar wie dad vorige Kapitel ergiebt, in Sachſen ausdrücklich audgefpeo- 
- hen; die betreffenden Gefege find aber in den Laufigen nicht recipirt; es 
ſteht mithin der Ausübung diefes Rechtes Fein Gefeg entgegen. 

ll. Dad Bürgerrecht betreffend, fo fände der Erlangung deflelben 
gleichfalls Fein Gefeg entgegen, in fofern man annähme, daß ein Nicht» 

Staatöbürger beffelben fähig fei!). 

ll. Das Branntwein: Brennen und Schänken ift den Juden 
durch R. v. 22. Zuli 1752 (Reftripten: Buch Nr. 228) in der Nieder:Laufig 
unterfagt ?) 

IV. Den Handel betreffend, beftimmt 

1) das R. v. 22. Mai 1751: 

„Gleichwie Wir nun geſchehen laffen können, daß denen in Friedland wohnenden mit 
Kammer: Päffen verfehenen Juden in.denen Nieder-Lauſitziſchen Kreis-Städten zur Zeit 
derer Jahrmaͤrkte und derer diefen gleich zu adytenden guten Mann:, Dienft: und Don: 
nerftage der Handel im Ganzen und Einzeln, audy durch Haufiren geftattet werde, in- 
maßen deshalben das Nöthige in ihren Paflen bereits einverleibet worden zc. 

(Cod, Aug. Fortf. I: Abth. III. ©. 362.) j , 
2) Die Beichräntungen diefer vorftehenden Beftimmung erfcheinen jedoch 
durch dad Preußifche Haufir-Regiement aufgehoben. Die Minifterien fprechen 
ſich über die Befugniffe der Juden in Anfehung ded Handels und fonftiger 
Gewerbe wie folgt aus: 
3) R. ded Min. ded Inn. (v. Schudmann) v⸗ 22. Zuni 1829 an die K. 
Reg. zu Frankfurt. Gewerbe und Handeld Verhältniffe der Juden in der 
Nieder-Laufig. 
Ich kann, wie ich der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 26, v. M. erwiebere, in der X. 
K. D. v. 19. Sept. v. 3.?), welde den Juden des Großherzogthums Pofen den De 
tail⸗Verkauf ihrer Waaren auf den Sähfiihen Märkten geftattet, Beine wefentlihe Be 
fhräntung der Erwerbsmittel der Niederskaufiger Juden erkennen, da diefen lestern 
auch gegenfeitig das Beziehen ber Märkte im Großherzogthume Pofen und den andern 
Provinzen des Staats nicht zu verwehren ft, und fie daher in der Erweiterung ihres 
Gefchäftsbetriebes für jene Konkurrenz Erfag finden, 
Sndeffen will id in Beziehung auf Ihre verfhiedenen Anträge: 
ad 1) Diefelbe autorifiren, den Niederstaufiger Juden in denjenigen Städten der 
Niederslaufis, in welchen nicht Spezial:Privilegien und fonftige Rechte dritter 
Perfonen entgegenftehen, jeden erlaubten Handel, incl, des Materials Handels, 
zu geftatten, auch j 

ad 2) wenn ein jüdifher Hausvater mit Hinterlaffung mehrerer Söhne ftirbt, jedem 
ber letztern das felbftjtändige Etabliffement zu einem der Nieder-Laufiger Ju⸗ 
den erlaubten Gewerbe nachzugeben; 

ad 3) bewendet es bei den Beftimmungen des G. v. 28. April 1824, nach deffen $. 8 

die Regierungen bei Ausftellung der Gemwerbefheine zum Hauſiren auch die 
Dertlichkeit, auf welde das Gewerbe ſich erftredten fol, beftimmen müffen. 
Sollten andere Juden, welden früher das Haufiren in der Nieder-taufig nicht 
— war, Gewerbeſcheine auf ſolche erhalten haben, fo bleibt der K. Reg. 

berlaffen, auch den Haufir-Sprengel der Niederslaufiger Juden angemeffen 
zu erweitern, um fie für die biesfallfige Konkurrenz zu entſchädigen. 

ad 4) Muß es zureit, und bis wegen der Gewerbes Polizei und resp. wegen ber bür: 

gerlihen Verhältniffe der Juden gefesliche Beſtimmung erfolgt ift, bei dem 
jest beftehenden InnungssArtiteln und arderen VBerorbnungen fein Bewenden 
behalten, und es kann feinem dortigen Juden ein Gewerbe geftattet werden, 
welches nach folden den Juden überhaupt verboten ift. (Ann. XIII. S. 375.) 

4) Refol. der K. Min. d. I. für Gew. Ang. (v. Brenn) und des I. 
u.d. P. (in Vertretung Köhler) v. 19. März 1836. An die Kaufleute 
MN. zu N. in der Nieder:Laufig, deſſelben Inhalts. 





1) S. hierüber oben &. 247. 
2) Revidirter Entwurf des Prov. Rechts in der Nieder⸗-Lauſitz (Berlin 1841) ©. 61. 
2) Vergl. Abth. III. 


! 
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. &n Beige Allerh. Befehls eröffnen wir Ihnen auf Ihr Immediatgeſuch v. 30. Sept. 
v. 3. um Verbefferung des gewerblichen Zuftandes der mofaifhen Glaubensgenoffen in 
ber Niederlaufig, hiermit zum Beſcheide, daß. zwar bie völlige Regulirung der Verhält- 
niffe der. Laufiger Sfraeliten erft von Erlaffung des in Berathung befindlichen allge: 
meinen Gewerbes Polizeigefeges, ſowie des Gefeges über die bürgerlichen Verhältniſſe der 
Suden in den neuen Provinzen, zu erwarten ift. Indeſſen bieten fich ſchon durch die 
jegige Gejeggebung den NRieberlaufiger Sfraeliten Mittel zur Verbefferung ihres Zu: 
ftandes dar, deren Benugung jedoch hauptſaͤchlich von ihnen felbft abhängt. 

Nach dem Saͤchſiſchen Gefege v; 16. Aug. 1746 nämlich, welches noch in der Laufig 
ilt, follen fi nur diejenigen Juden in Sachſen aufhalten, welche entweber landes⸗ 
errliche Konzeffionen oder Päffe des Kammer:Kollegii befigen, nad) welchen fie ſich in 

den angewiefenen Orten auf die in der Konzeffion oder den Paͤſſen vorgefchriebene Zeit 
und Art aufhalten dürfen, wobei fie.fich aber mit dem Gefchäfte begnügen müffen, das 
ihnen barin geftattet worden. 

Hiernach kann, in fofern nicht Rechte dritter Perfonen entgegenftehen, den Laufiger 
Juden ber Aufenthalt aller Orten, ſowohl in den Laufigen, ald in den übrigen ehemals 
ſächſiſchen Lanbestheilen, zum Betriebe aller erlaubten Gewerbe, mit Ausnahme des 
Haufirhandels, auf vorherigen Antrag geftattet werben. 

Ferner find die Lauſitzer Juden vom Handwerksbetriebe durch bad Gefes nicht ausge: 
fchloffen. Zwar verbieten oft die InnungssXrtitel die Annahme der Juden als 
zünftige Lehrlinge, Gefellen und Meifter, In diefen Artikeln ift aber meiftens den 
Landesherren das Recht der Mehrung und Minderung vorbehalten. 

Wenn alfo ein Ifraelit feinen Sohn einem Handwerke widmen will, und-einen Lehr⸗ 
berrn, der ihn aufzunehmen bereit ift, findet, fo Eann das in Kolge der Innungs-Artikel 
—— Hinderniß durch Einholung der Allerhoͤchſten Dispenſation beſeitigt 
werden. | 

Demnaͤchſt wird vom Min. d. 3. u. d. P. den inländifchen Zuben zur Weberfiebelung 
in andere Provinzen Erlaubniß, und, wenn fie aus einer neuen Provinz in eine alte 
ziehen wollen, das Naturalifations- Patent nad) dem Gefege v. 11. März 1812 ertheilt. 
Glaubt daher ein Niederlaufisifcher Ifraelit in einer andern Provinz ein befferes Fort: 
kommen zu finden, und legitimirt er fich über fein Wohlverhalten und feine Erwerbs: 
fähigkeit, fo wird feiner Weberfiebelung keine Schwierigkeit entgegenftehen. 

Endlich ift durch die Allerh. K. DO. v. 19. Sept. 1828 allen inländifchen Juden der 
Einzelne Verkauf auf den Sahrmärkten in den ehemals Sächſiſchen Orten geftattet. Ein 
gleiches Recht tritt den Juden in den ehemals Saͤchſiſchen Landen in allen heilen ber 
Monarchie um fo mehr zur Seite, als foldyes nach dem Geſetze v. 11. März 1812 felbft 
ausländifchen Sfraeliten zufteht. 

Wollen nun die mofaifchen Glaubensgenoffen ber Nieberlaufig fi von ihren zeit- 
herigen Gewohnheiten nach Bedürfniß der Umftände entfernen, und die in Obigem anz 
gebeuteten Hülfsmittel benugen, fo wird eö ihnen möglid) werden, Ichon vor allgemeiner 
Regulirung dieſer Angelegenheit ihre Verhältniffe zu verbeffern, und gern find wir ges 
neigt, durch jene Mittel, auf geichehende Anträge, für ihr befieres Fortkommen zu 
forgen. (Ann. XX. ©, 156.) 


Drittes Kapitel, 


Die ftaatsrehtlihen Verhältniffe der Juden in der gefür: 
fteten Grafſchaft Henneberg. 


Der Königlich ſächſiſche Antheil an Henneberg Fam im Jahre 1815 gleich- 
falls an Preußen und bildet zur Zeit den Schleufinger Kreis. Ueber 
die Verhältniſſe der Juden dafelbft fpricht fich dad R. ded Min, des Inn. 
(Erſte Abtheilung, Köhler) v. 12. Dec. 1823 an die K. Reg. zu Erfurt 
aus. 

Die im Schleufinger Kreife beftehende Verfaffung in Anfehung der Juden ift in einem 
großen Theile von Deutfchland und felbft in verfchiebenen neuerdings mit dem Preus 
ee Staate vereinigten Ländern, wo nicht in ganz gleicher, doc) in ähnlicher Art ans 

utreffen. 

; Es ſcheint aber unzuläffig, nach ber. Koͤnigl. Regierung Vorſchlag in dem Berichte v. 

22.9. M. diefe Verfaffung für den genannten Kreis wefentlicd zu mobificiren, weil 

hoͤchſter Beftimmung zu Folge bis zu eintretender allgemeiner Reform des Juden⸗ 

Weſens in denjenigen Preuß. Provinzen, wo das Edikt v. 11. März 1812 bis jegt nicht 
Thl. VIII. Bd 3. Die Berhältniffe der Juden. 23 
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zur Anwendung koͤmmt, bie vorgefundene geſetzliche Verfaſſung aufrecht erhalten Wer 
den foll. 

Da übrigens das auszugsweife eingereichte Reſkript v. 28. April 1781, wodurd die 
im Scleufinger Bezirke zu duldenden Juden-Familien auf eine beftimmte Zahl einge 
Thränft worden, aus befonders erhebiihen Urſachen nd dem Gutachten der Behdrde 
eine Ueberfchreitung der Normalzahl geftattet, fo kann der Königl. Regierung vor der 
Hand nur überlafien bleiben, in dazu geeianeten Fällen darauf anzutragen, daß von 
diefer Nachlaſſung des Refkripts zu Gunften einzelner Individuen Gebrauch gerhadt 
werbe. 

Was die zur Anzeige gebrachten fpeziellen Faͤlle betrifft, fo findet das unterzeichnete 
Minifterium ſich durch die angeführten Umftände zu der Beſtimmung bewogen, daß es 
in Anfehung des NN, bei dem von der Königl. Regierung Verfügten fein Beenden be 
halten muß, dagegen aber ausnahmsweife aud einem zweiten Sohne der Wittwe NN. 
die Erlaubniß zum felbftitändigen Etabliffement bewilligt werden kann. 

(Ann. VII. ©. 870,) 


Sechſter Abfchnitt. 


Die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Zuden in Neuvor: 
pommern und Rügen. 


Erftes Kapitel. 
Geſchichtliche Einleitung. 

Durch den Friedenstraktat zu Kiel vom 14. Ian. 1814 trat Schweden 
an Dänemark dad Herzogthbum Schmwebifh: Pommern und das FHürften: 
thum Rügen ab; durch die Traktate v. 4. und 7. Zuni 1815 mit Däne 
mark und Schweden (G. ©. 1818. Anh. &. 35—39.) gingen diefelben von 
Dänemark an Preußen über. Letzteres erhielt, wie bei alen übrigen neu 
acquirirten Ländern die vorgefundene Juden: BVerfaflung aufrecht. Es war 
dies folgende), Ä | 
„Die Pommerfche Landesverfaffung band das Recht des Landesherrn, 
Suden im Lande aufzunehmen, an den Conſens der Landſtaͤnde. Demgemäß 
würde, abgefehen von einzelnen Privilegien, fchon im Jahre 1681 durch die 
— Hauptkommiſſion, den Ständen ausdrücklich die Reſolution er: 

erlt: 

9 die Juden weder auf dem Lande, noch in den Städten tolerirt 

werben follten. ben fo wurde in dem Regierungs:Patent v. 10. Zuli 

1691 2) verordnet: 

daß keinem Juden, welcher nicht fpeziellen Konfend und Erlaubniß von 

ber Fönigl. Regierung erhalten, weder die Päffe ind Land verftattet, die: 

felben vielmeniger darin geduldet, am allerwenigften aber denfelben 
überall zu handeln, zu wandeln und der Vorkaͤuferei fich eigenen Ge: 
fallend zu bedienen, zugeftanideri werben folle. 
‚ Unterm 12. Auguft 1695) erging ein gefchärftes Patent, welches das 
vorige beftätigte und dahin ertendirte: 

bob hinführo feinen Juden mehr dergleichen fpezieller Konfens und Ers 
laubniß ertheilt werden folle; on 
SR in Folge deffen wurde mittelft Patents vom 10: Febt. 1710*) bes 
oblen: 








— — — — 


') Man iſt hierbei der auf die Dähnertfche urkunden⸗Sammlung baſitten Dar: 
ftellung von Bornemann gefolgt. cfr. Rod, a. a. D. ©. 294. 

2) a” H rk Sammlung pommerſcher ind rügifcher Landes⸗ Urkunden zc. Bd. 3. 

2) 4.0. 0.86. 3.8.54. 

7 a. a. O. S. 427. 
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daß alle: und jede im Lande ſich noch aufhaltenden Juden bis zum 

42, März 1710 dad Land räumen, oder gewärtig fein follten, durch den 

—— auf den Gränzen: ausgeſtrichen und gebrandmarkt zu 

werben. n 

Die Stadt Stralfund hatte auf vorgetragene Befchwerden und desi- 
* eine königl. Refolution!v: 19: Dec. 1720) erwirkt, worin es 8. 10. 

eißt: 

daß Se. Majeſtät dahin mit Nachdruck ſehen werden, daß das ſchädliche 

Hauſiren der nah denen Landes-Fundamental-Satzungen 

nicht zu dDuldenden Zudem gänzlich abgeſchafft werde. 

Gleichwohl kanceffionirte die Regierung wiederum einen und den andern, 
Juden, wenn auch nicht zum Handel, doch zum Petfchierftechen, wurde je: 
doch von dem königl. Tribunal — der höchften Juſtizbehörde von Schwe— 
difch-Pommern?) — angerviefen, fich jeder Eonceffion eines Juden, als 
ber Landesverfaſſung zumider, zu enthalten. Sie felbft äußerte auch noch 
in einem Patent v. 27. Dec. 1758?) daß den Juden von jeher, durch 
Öffentliche Verbote, aller Handel und Verkehr in hiefiger Provinz gänzlich 
unterfagt fei. 

Deffenungeachtet erließ die Regierung, nach verfchiedenen Zwifchenhands. 
lungen, im Widerfpruch mit der Verfaffung, und ohne mit den Ständen 
Bonferirt zu haben, am 23. Zuli 1776 eine Verordnung, nach welcher die 
Juden in allen pommerfchen Städten, nach vorhergegangener Konceffion 
der Regierung, aufgenommen, und die Erlaubniß haben follten, mit allen 
ins und audländifhen Waaren und Produkten, Korn ausgenommen, Dans 
del zu treiben. 

Diefe Verordnung theilte fie den Stänten mit, und zugleich mehreren 
Suden für diefe und jene Stadt Koncefjionen. Stände und Städte aber 
ergriffen wider diefe Verordnung tie Appellation an dad Zribunal, und 
Letzteres befahl per rescriptum v. 21. März 1777 der königl. Regierung, 
die Verordnung v. 23. Juli 1776 nebft allen den Juden ertheilten Kon> 
ceffionen bis dahin ab effectu zu fuspendiren, daß der modus receptionis 
* Verfaſſungen und dem wahren Wohle des Landes gemäß regulirt fein 
würde. 

Diefe Regulirung erfolgte, und ed erging darauf das Patent v. 27. Dft. 
1777, welches, wenngleich darin der Stände nicht erwähnt wird, den- 
noch ald mit deren Konfens erlaffen anzufehen ift, und demnach in judi- 
cando ald ein verbindliches Geſetz betrachtet worden und die Grundvers 
faffung bilder®). 

Privilegia einzelner Städte wurden durch dies Gefeh nicht getroffen. 
So hat Beifpielöweife Greifswald durch Privilegia aus den Jahren 
1264, 1289, 1322 dad jus recipiendi vel non recipiendi Judaeos und es 
wurde durch R. des Min. d. Inn. v. 13. Febr: 1818 am die K. Reg. zu Strals 
fund anerfannt, daß Greifswald demgemäß nicht gezwungen werden könne, 
Fonceffionirte Juden aufzunehmen, dagegen auch nicht berechtiget fein, un: 
Bonceffionirte aufzunehmen. Letzteres wurde namentlich Durch die König. 
Schwerifhe Verordnung v. 14. Juni 1798 (welche nicht gedrudt ift) bes 
ftimmt. Hiernach follten in Greifswald zwar Die vorhandenen Juden ferner 


1) a. a. O. Bd. 2. S. 208. 

2) Dem ee Ober⸗Appell. Gericht zu Greifswald, damals zu Wismar, 
3) a. a. O II. ©, 552, 

*) ©. Kap. IE 


23° 


356 Staatsrechtl. Vethäãltn. d. J. in Neuvorpommern u. Rügen. 


eduldet, aber künftig der fchädlihen Folgen für die ftubirende Jugend Hals 
ber kein Jude dafelbft mehr Eonceffionirt werden. Wenngleih nämlich 
Greifswald das privilegium recipiendi Judaeos habe, fo fei daffelbe doch 
vor Errichtung der Univerfität gegeben, und müffe unter den eingetretenen 
veränderten Umftänden, feiner Gemeinfchädlichkeit wegen ceffiren. Alle 
neueren Konceffionen haben daher die Klaufel erhalten, daß ber Koncef: 


fionirte fich nicht in Greifswald niederlafjen dürfe. 


Zweites Kapitel, 
Gegenwärtige Berfaffung. 


Die beiden Königl. Schwedifchen Gefege, welche die Grundlage der heus 
tigen Berfaffung bilden, find die folgenden: 

1) Verordn. wegen der Aufnahme und Toleranz einiger jüdiſchen Fami⸗ 
lien und der ihnen frei gegebenen Handelsarten, Fabriken und Verkehrs, 


" dv. 27. Oft. 1777. 

Es wird Namens Sr, Königl. Majeftät hiermit verordnet und feftgeftellt: 

a) Sollen feine Juden-Familien, fammt ihren benöthigten publiquen Bedienten, 
Kinder und Gefinde gefhüst und geduldet werben, als weldye mit fpeziellen, von dem 
Generalgouverneur und der Eönigl. Regierung a dato an unterfchriebener Konceffion, 
fi im Lande niederzulaffen, verfehen worden !). Und da ein folder Zube diefe Kon: 
cefffon bei dem Magiſtrat des Orts, wo er fich nieberläßt, fofort vorzuzeigen ſchuldig 
ift: fo muß der Magijtrat darauf genau acht haben, daß Feine andere Juden dafelbft ge: 
beget werben; wie denn die Nichtkoncefftonirten von den Gränzpoftirungen bei ihrer 
Ankunft jogleich weggemwiefen werben follen. 

b) Es wird den Tuben Eein anderer Verkehr oder Handel, als folgender, verftattet: 
1) der Wechlelhandel; 2) Manufakturen und Fabriken auf erhaltenes fpezielles Privis 
legium anzulegen und zu verlegen; 3) Geld auf Wechfel und Pfänder zu 6 Prozent aus: 
zuleihenz; 4) mit drap d’or, drap d’argent, reichen geſtickten Waaren, Zumwelen, Bruch— 
Gold und Silber, Uhren, Pferden und Rindvieh, fo fie auf den Märkten gekauft, auss 
wärtigen unverarbeiteten Pelzwerk, wohlriehenden Waffern und Seife, alten Kleidern 
und Hausgeräthe; jedoch jollen fie ſchuldig fein, ihre Handlungsbücher in deutfcher, und 
nicht in jüdifcher Sprache, zu halten. 

c) Es follen auch 2 Petichierftecher und 3 Brodeurs mit Schugbriefen verfehen, 
außer biefen und den publiquen Bebdienten, als der Rabbi, der Schulmeifter, der Schaͤch⸗ 
ter, kein Jude gebuldet werden, der nicht für jede Orts-Obrigkeit beweifet, daß er 
1000 Rthlr. im Vermögen habe, wozu jedoch das tägliche Hausgeräthe und Kleidung, 
fammt ungewiffen Schulden, nicht zu rechnen find; wie denn alle diejenigen Juden, die 
— — anzutreffen find, und dieſes nicht praͤſtiren können, a dato das Land räumen 
ollen. 

d) Die Treibung der Handwerfe, alles Wuchern und Haufiren in den Städten und 
auf dem Lande, alle Krämereien und Höfereien, und überhaupt der Minuthandel, wird 
allen Juden verboten, und wenn fie hiemit betroffen werben, follen die Waaren insges 

ſammt Eonfiscirt, 4 davon an die Jurisdiktion defjelben Orts, an die koͤnigl. Kammer, 
und F an diejenige Nahrung und Gewerbe, dem hierunter Eingriff gefchehen, verfallen 
Ir SL. fi dein aud, fein Jude auf dem Lande haͤuslich und wohnhaft nieber: 
aſſen fo 

e) Den Schugjuden wird erlaubt, wenn fie keine erwachfene Kinder haben, 2 bis 3 
Bediente jüdifher Nation zu halten, bei den Petfchierftechern, Brodeurs, Rabbi, Schuls 
meifter und Schächter foll es ſich nur auf einen Dienftboten für einen jeden erftreden. 

f) Der Schugjude genießt fein Privilegium nur zuvoͤrderſt auf feine Frau und Kins 
ber; nad) feinem Tode fällt folches auf den älteften Sohn oder Tochter, und nad) deren 
Abfterben fucceffive auf einen von den Übrigen Kindern, und wenn feine Kinder vorhans 
ben find, auf deſſen Wittwe, 

8) Könnte einer oder anderer derer Kinder eines Schusjuben durch Heirath aus ber 
Fremde ein anfehnliches Vermögen beweislich mit ins Land bringen, fo fol dazu auch 


— 





*) Für dieſe Conceſſion, welche die weiteren Rechte des Geſchuͤtzten ausſpricht, iſt 
ein —— zu zahlen. Eine Gemeinde bilden die Juden nur in Religionsſachen, 
dem ſie ſaͤmmtlich unter dem Rabbi und den Aelteſten in Stralſund ſtehen. 
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die Erlaubnif, nady Befinden, ertheilt werben; und wenn ein auslänbifcher Zube eine 
biefige Juden-Tochter heirathet, und nach feiner Heimath führen will, foll er nicht länger 
als 14 Zage im Lande verbleiben, bei Längerem Aufenthalte aber täglich einen Species⸗ 
Dufßaten an bie königl. Kammer zablen. 

h) Die Juden ftehen unter der Jurisdiktion des Stabt:Magiftrats !), und müffen 
alle bürgerliche Laften, gleich denen Chriften, tragen, und für deffen richtigen Abtrag in 
solidum haften ?), Streitigteiten, fo die Gebräuche und Geremonien betreffen, koͤnnen 
fie zwar unter ſich felbft fchlichten, jedoch fol folches ohne Vorwiſſen des Magiftrats 
niemals unternommen werben ?). Won denen Strafgeldern fällt 4 an die königl. Kam⸗ 
mer, 7 an die hiefige (Stralfundifche) Garniſons-Arme, 4 an die, Juden-Arme. 

i) Denen Juden wird zwar ein freies, aber nicht ein Öffentliches, exercitium religi- 
onis verftattet, und es follen ihnen auch die Pläge zu ihren Kirchhöfen, weswegen fie 
fich mit den Eigenthümern abfinden müffen, von dem Magiftrat angewiefen werben,, 
Der Magifirat jedes Orts hat auch fein Auffehen darauf zu richten, daß bei dem jüdifchen 
Gottesdienſt Feine Unzuläßlichkeiten vorfallen, fondern alles in guter Orbnung vor fid) 
gehe; zu welchem Ende die Zuben ihren Gottesdienft in Zimmern, die nicht nach der 
Gaſſe geben, zu halten, auch ibre LaubersHütten unb Hüttenfeft ebenfalls an abgeles 
genen und nicht nach denen Gaffen den Zugang habenben Orten zu feiern haben. 

k) Die Juden follen auch, ohne fpezielle Konceffion, Feine Häufer kaufen, und eigens 
thuͤmlich befisen, und wenn fie in Häufern wohnen, die mit der Brau⸗ und Brennerei⸗ 
Gerechtigkeit bewibmet find, follen fie diefes Recht nicht weiter als zu ihres Haufes Bes 
huf von nöthen ift, gebrauchen *). 

1) Das Schlachten wird denen Zuden bei den Chriſten⸗Schlaͤchtern durch ihre Schächter 
zu ihrer eigenen Konfumtion verftattet, und wenn der Schnitt an dem ihnen felbft zuges 
börigen Vieh etwa nicht gerathen, fo müffen fie das Fleifch, fo fie nicht gebrauchen Fön: 
nen, den Chriſten-Schlächtern kaͤuflich Aberlaffen. 

m) Da in benen Reiche und Handelsgefegen bie Über 5 und 6 Prozent fteigenbe 
Berzinfung der auf Wechfel, Pfand oder Hypothek ausgeliehenen Gelber, bei Berluft des 
Kapitals und der Zinfen, verboten, es auch bei harter Strafe und Beahndung unters 
fagt ift, von v erbächtigen Perfonen zu kaufen, zu verhelen oder zum Pfande zu nehmen, 
in gleichen gute Münze umzufchmelzen und zu befchneiden, ober fchlecdhte, verrufene und 
geringhaltiae Münzforıen ins Land zu bringen, und dagegen gute auszuführen, fo 
müffen fi die Suben hienach um fo mehr achten, da fie, nad) benannten Umftänben, 
zugleich ihres Schusbriefes verluftig gehen würben. 

n) Dafern aber ein ober anderer Zube in einen vorfäglichen Banquerott verfallen 
würde, fo foll derſelbe, wenn er feine Grebitoreö zu befriedigen nicht im Stande ift, 
außer der aefegmäßigen Strafe, nebit allen denjenigen, die in feiner Konceffion begriffen 
find, des Schuges verluftig fein. (ZT ähnert a. a. O. Suppl. Bb. III. ©, 509.) 


2) Dad Reg. Patent v. 23. Nov. 18105) erweiterte die Rechte der Jus 
den in der Art, daß denfelben noch folgende Rechte zuftehen follten: 

a) Dad Recht, Fabriten und Manufakturen aller Art anzulegen, ohne 
baß dazu für fie eine fpeziellere Erlaubniß, als diejenige erforderlich fein 
fol, welche nach Umftänden von jedem anderen Einwohner bed Landes in 
befonderen Fällen nachgefucht werden muß, jedoch mit Ausnahme folcyer 
Fabriken und Manufakturen, worauf fhon ausfchließende Konceffionen ers 
theilt worden; 


1) Sie find den Statuarrechten des Orts unterworten und ben allgemeinen Landes⸗ 
aefesen. Bornemann a. a. D. ©. 304. 

2) Diefe Beftimmung wird nicht beobachtet. Jede Kamilie entrichtet ihr beſondereg 
Schutzgeld. Bornemann bei Koh ©. 304. 

2) In einer Dekl. der K. Schwebifhen Regierung v. 80. Mai 1794 und durch 
Erfenntniffe des Tribunals ift feftgeftellt, daß vermöge biefes $. 8. den Juden 
bie ungeftörte Beobachtung und Beibehaltung aller erweislichen Ritualgefege gu: 
ftehe und alfo danach eingerichtete bürgerliche Geſchaͤfte für gültig zu achten. 
Bornemann a. a. O. ©. 305. 

*) Vergl. das Patent v. 23. Nov. 1810. 

) Bei Koch ©. 298. iſt daſſelbe unrichtig von 1820 datirt, offenbar nur durch einen 
Drudfehler. Auch gegen diefes Patent haben die Neuporpommerfchen Stände - 
keine Beſchwerde erhoben und es wird nach bemfelben in den dortigen Gerichtös 
böfen erfannt, 
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b) das Recht, uneingefchränft mit roher Wolle zu handeln; 

6) für bereit fonceflionirte Juden dad Recht, in den Städten und auf 
dem Lande durch Kauf und Pachtung Grundftüde zu erwerben oder zu bes 
nußen, ohne dazu in jedem befondern Falle einer fpeziellen Konceffion zu 
bedürfen !); 

d) die Erlaubnig an Schifförhedereien Theil zu nehmen; 

e) dad Recht, mit ſchwediſchen Eifen- Manufaktur: Waaaren en gros 
zu handeln, 

Auch fol den Juden erlaubt fein, ſolche Handwerke zu treiben, welche 
an den Orten, wo fie felbige zu betreiben wünfchen, Feiner Zunftverfaffung 
unterworfen find; den Aemtern der Handwerker aber wird angerathen, um 
dem liberalen Geifte der Zeit zu entfprechen, die Juden, wenn Jie fich darum 
bewerben follten, in ihre Zünfte mit aufzunehmen. 

E3 wird in demfelben Patent ferner verordnet: 

a) daß alle Juden, welche Fünftig in Neuvorpommern und Rügen fi) 

niederzulaffen wünfchen möchten, ven Beweis führen follen, daß fie 
* ein ſchuldenfreies Kapital von 2000 Thlr. Pomm. K. beſitzen, 
o wie 

b) daß die Juden in Zukunft, den übrigen Einwohnern des Landes 
gleich, an den Laſten aller Art Theil nehmen ſollen. 

In neuerer Zeit verordneten noch die vorſtehenden Patente deklarirend, 

3) Das R. der K. Min. des Handels, des Inn. u. der F. (v. Bülow, 
v. Schuckmann, v. Klewitz) v. M. Mai 1822 an die K. Reg. zu Stral⸗ 
ſund. Handelsbetrieb der Juden mit Wolle und andern rohen Produkten. 

Da die von der K. Reg. unterm 20. v. M. eingereichte V. v. 23. Nov. 1810 zu 2, 
den Juden in bortiger Provinz das Recht ausbrüdlih einräumt, uneingefhräntt mit 
roher Wolle zu handeln, fo ift denfelben hiedurch unbedenklich aud der Auffauf der 
rohen Wolle auf dem platten Lande zu erlauben und die ältere V. v. 27. Dt. 1777 in 
diefem Punkte mobifizirt worden, wogegen auch gegenwärtig um fo weniger etwas zu 
erinnern ift, als es zum Beſten des bebrängten Zuftandes der Landbewohner gereicht 
und von biefen dringend gewünfcht wird, 

Die erweiterte Befugniß zum herumziehenden Aufkauf aller anderen rohen Probufte 
kann jedoch für-jegt bei dem Mangel eines befonderen dafür fprechenden Gefeges noch 
nicht ertheilt werben, fondern muß einer allgemeinen Anordnung vorbehalten bleiben. 

(Ann, VI. ©. 427. Amtsbl. des Reg. Bez.-Stralfund 1822. Nr, 803, S. 365.) 

4) Das R. der Reg. zu Stralfund v. 18. Oft. 1822 weißt in Gemäß: 
heit ded Patent v. 27. Okt. 1777 Nr. 1. fammtliche Magifträte und 
Polizeibehörden an, Fünftig Feinem jüdifhen Dienftboten den Aufenthalt zu 
geftatten, der fich nicht darüber auszumeifen vermag, daß er von der Meg. 
zum Aufenthalte in deren Verwaltungs Bezirke die erforderliche Erlaubniß 
erhalten habe. (X. Bl. 1822. Nr. 471. ©. 524.) 


Siebenter Abſchnitt. | 
Staatsrechtliche Verhältniffe der Juden in den Landesthei— 


len, weldhe vom Großherzogthbume Heffen-Darmftadt abge 
treten find. 
Erftes Kapitel, 
Das Herzogthum Weftphalen. 
Efter, über den Zuftand der Sfraeliten, insbefondere im Reg. Bezirk Arnsberg. 
Bonn 1800. 


1) Daß gleich, wie bei andern non civibas die Erlaubniß der betr. Magiftrate nady: 
zufuchen wurde gegen die Regierung erkannt per sent. des Zribunals v. 4, Juli 
1791, doc) erſcheint diefe Sentenz durch obige Beſtimmung antiquirt. 
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Das Herzogthum Weftphalen wurde im Jahre 1179 dem Erz 
flifte Cöln zu Zehn gegeben und blieb bei demfelben bis zur Auflöfung 
des Kurfürftenthums Göln durch den Reichöbeputationd: Schluß v. 25. Febr. 
1803, durch welchen e8 an Heffen-Darmftadt gelangte. In Folge der 

Beſtimmung des $. 47. der Miener Kongreß: Akten und der zwifchen Hefs 
fen: Darmfladbt und Preußen gefchloffenen Verträge v. 10. Juni 1815 
Art. 1 und 30. Juni 1816. Art. 11) gelangte daffelbe an den preußifchen 
Staat und bilder jege im Regierungs: Bezirfe Arnsberg (mit den 
Graffhaften Wittgenftein) die Kreife Arnsberg, Wittgenftein, Bris 
Ion, zum heil Sferlohn, Olpe und Soeft. 

Für die von Alters her hier geduldeten Juden gaben die Kurfürften von 
Köln am 1. Febr. 1594, im Jahre 1614 und am 28. Suni 1700 Zuden: 
Ordnungen ?). 

Die Gültigkeit dieſer legten Juben-Drdnung v. 28. Suni 1700 wird von 
einzelnen Berwaltungd:Behörden noch angenommen, während die Gerichte 
das Gegentheil erfennen. Das Land» und Stadt: Gericht zu Rüthen fpricht 
Judicando aus, daß diefe Juben-Ordnung durch Einführung der Preußiſchen 
Steuer: und Strafgefege aufgehoben fet und das D. 2. S. zu Arnsberg 
beftätigte dies Exkerintniß in dem Judikate v. 28. April 1840. Letzteres er⸗ 
Elärt in den Gründen die Anficht des Finanz: Minifterii für eine irrige, daß 
die Zuden-Drdn. im Herzogthum Weftphalen noch als Provinzial-Befeß 
und namentlich als Strafnetzt gelte; indbefondere feien die neuen Steuer 
und Gemwerbe:Gefeße allgemein, den früheren derogirend und aud) für ge: 
duldete Suden geltend und die älteren Strafgefebe jedenfalls abgefchafft ?). 
Später beflimmten noch wegen der Juden die Kurkölnifche B. v. 14. Der, 
1771*) und unter Heffen-Darmftädtifcher Regierung die V. v. 11. Febr. 
und 30, Juli 1805, 11. Sept, 1806, 15. Mai und 19. Juni 18125). 

Nach diefen Gefegen find diefelben nicht Staatöbürger, fondern Schuß: 
verwandte, welche eine Korporation mit einem befoldeten Worfteher und 
einem Rabbiner bilden. Letztere flehen feit Dem 1. Suli 1818 unter Aufſicht 
des Staates, der die Verwaltung des Ra en⸗ und Schuldenweſens durch 
die Inſtituten und Kommunalkaſſe an fich gezogen, und die Beiträge ber 
Juden, weldye in Form einer Vermoͤgensſteuer und durch ein Antrittögeld 
der neu aufgenommenen von mindeftend 50 Gulden erhoben werben, dur 
die Kreiseinnehmer beitreiben, fo wie die Rechtdangelegenheiten, welche b 
dahin von den jüdifchen Vorftehern beforgt wurden, von einem dazu beſtell⸗ 
ten Generalamwalt betreiben läßt. — | —— 

Für den Schutz mußten die Juden bis zum Jahre 1832 ein Schutzgeld 
von 1250 Rthlr. zahlen, welches in dieſem Jahte durch K. D. erlaffen 
wurde 6). rer u ze RN 

Die eigentlich politifchen Rechte, welche die Staatöbürger - Qualität vor 





1, G. &, 1818. Anh. ©. 46 und 99, Vergl. auch über die Ausführung dieſer Ver: 
träge die Abkommen v. 12. März und 6. Sul 1817. (l. c. ©. 138. 142.) 

2) Scotti, Sammlung Kurkölnifher und Weftphäliicher Landesverorbnungen 
Abth. I. Thl. I. ©. 557 segg- | 

s) Neues Achiv für Preußiſches Recht ic. von Ulrih, Sommer und Böle, 
Sabre: VU. ©. 309 bis 315. j | 

4) Scottia. a. O. Abth. I, Thl. II. ©. 910. 

6) Scottia. a. O. Abth. II. Thl. IL. ©, 739. Vergl. dieſelben auch bei Eſter 
a. a. O. und Köſter, Repertoxium über; die für das Herzogthum Woſtphalen 

Sbis Ende 1812 erlaffenen Geſetze ic. 

r). Staatszeitung 1833, Nr. 180, 
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audfegen, fehlen den Juden. Anlangend dad Gemeinde:-Bürgerrecht, 
fo vergleiche: | 

1. die 8. D. v. 4. Juli 1832. Abth. 1. Abfchn. 1. ©. 45. 

2% Das R. des Min. ded Inn. und der P. (in Vertretung Köhler) v. 
22. Oft. 1835. an den Db. Präfidenten der Provinz Weftphalen. 

Auf Ew. Erc. Ber. v. 7. d. M., die Ausſchließung der Juden im Herzogthum Weit: 
pbalen, in den beiden Wittgenfteinfchen Grafichaften und im Kreife Siegen von dem 
durch die revid. St.O. verliehenen Bürgerrechte betreffend, erwiebere ich, unter Wieder: 
beifügung des eingereichten Berichts der K. Reg. zu Arnsberg v. 21. v. M., daß bie 
St. O. die Verhältniffe der Juden gar nicht berhbet. ed vielmehr in Beziehung auf fel- 
bigelediglich bei der Allerh. K. DO. v. 8. Aug. 1830 (©. ©. ©, 116.) bewendet. Wodie Juden 
baher in der Provinz Weftphalen das Staatsbürgerrecht befigen, werben fie auch zum 
Stadtbürgerrehte und zu Kommunal-Xemtern mit der im $. 89. ber revid. St. D. be 
ftimmten Ausnahme zugelaffen werben müffen. In den Lanbestheilen dagegen, wo fie 
bloß gebuldet find, find fie auch zum Stadtbürgerredht, welches das Staatsbürgerrecht 
vorausſetzt, fo wenig fähig, wie nad) der V. v. 1. Juni 1833, $. 25. b. die nicht natu: 
ralifirten Juden des Großhergogthums Pofen. (Ann. XIX. ©, 1031.) 

3. ©. hiergegen jedoch dad R. v. 27. Febr. 1809. Abfchn. 1. Kap. IV, 
sub 1. ©. 247. 

4. Was indbefondere das ländliche Gemeinde» Bürgerrecht betrifft, fo 
macht die für die ganze Provinz Weftphalen gegebene Landgemeinde-Drbn. 
v. 31. Oft. 1841, welche ausdrüdlic im Eingange alle frühere betreffende 
Geſetze aufhebt, Feinen Unterfchied zwilchen den Juden und Chriften, 
erklärt vielmehr im $. 3, daß zur Gemeinde alle Einwohner des Ge 
meindebezirked gehören). - 

Abgefehen von den erwähnten fireng politischen Rechten ftehen die Juden 
in Folge der gedachten heflifchen Gefege den Chriften in Unfehung des Hans 
dels, Landbaus und Gewerbebetriebes gleich 2). 

Srundeigenthum dürfen fie jedoch nur mit Genehmigung der Regierung 
nach den ©. v. 14. Dec. 1771 und 15. Mai 18123) erwerben. 


Zweites Kapitel. 
Die Sraffhaften Wittgenftein. 


Diefe Graffhaften — früher reichöunmittelbar — wurden in Folge der 
theinifchen Bundedatte v. 12. Juli 1806 vom Großherzoge von Heflen in 
Befig genommen und von diefem durch den Vertrag v. 30. Suni 1816 
Art. 2. an Preußen abgetreten. Ueber den früheren Zuftand der Juden in 
diefen Graffchaften giebt die Wittgenfteinfche Polizei-Ordnung v. 1. Mai 
— Auskunft, nach deſſen Kap. All, die Juden für vogelfrei erklärt 
werden. 

Die folgende V. des Min. des Inn. c. (Erfte Abth. v. Bernuth) v. 
23. Mai 1842 an die K. Reg. zu Arnsberg nimmt an, daß dieſe Be 
flimmung nicht mehr anwendbar fei®). 


1) ©. ©. 1841. ©. 320. Nach einer richtigen Interpretation durfte jedoch auch 
bier das Staatsbürgerreht diefer Einwohner vorausgefest fein. 

2) Zweifelhaft war kegteres allein in Anfehung des Kleinhbandels mit Brannt- 
wein, weil dem das Kap. III der Juden-Ordn. v. 28. Zuni 1700 nad An: 
nahme einiger Abminiftrativ-Behörben entgegenftehen fol. Die oben erwähnten 
Judikate der Landesgerichte haben jebody erfannt und Sommer führt dies 
gleichfalls a. a. O. aus, daß theils die betreffende Beftimmung dieſes Geſetzes 
aufgehoben fei, theilö von den gedachten Abminiftrativ:Behörben falfch verftans 
den werbe. 

s) Scottia.a. O. J. II. 910. und IL, II. ©. 739. 

*) Meshalb gerade biefes Rap. XIII. aufgehoben fein fol, iftnicht angegeben und auch 
nicht erfichttid; der Umftand, daß ein Geſetz lediglich auf laͤngſt abgeftorbene 
Berhältniffe begründet, verbindet allerdings den Staat, baffelbe aufzubebens 
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Das Min. kann das von der K. Reg. unterm 25.0. M; eingereichte XIIIte Kapitel 
ber Wittgenfteinichen Polizei:Ordn. v. 1. Mai 1573,, in foweit darin Heiden, Zi— 
geuner und Juden für vogelfrei erflärt werben, ald nody anwendbar nicht an— 
ſehen, und bie Befugniß der K. Reg., dem zur hriftlichen Religion fich befennenden N. mit 
der gleichfalls zur chriftlichen Religion fich befennenden N. die Verehelihung zu verbieten, 
durchaus nicht herleiten. Derim Inlandeangefeffene Bittteller, welcher, feiner nicht wider: 
legten Angabenady, feiner Militairpflicht im Preußifchen Heere genügt hat, ift Preußiſcher 
Unterthan, und genießt als ſolcher alle mit diefer Eigenfchaft verbundenen bürgerlichen 
Rechte, wozu bie ——A— gehört, ſich nach freier Wahl zu verehelichen, ohne durch ein 
aus feiner nationalen Abſtammung hergeleitetes obrigkeitliches Verbot darin beſchraͤnkt 
zu fein. So wenig nun im Allgemeinen die Vermehrung der Zigeuner im Inlande zu 
wünfchen it, und fo jehr das Min. die Vorfchläge der K, Reg. zur Givilifirung ber im 
Kreife Wittgenftein lebenden Zigeuner gewürdigt bat, fo kann daffelbe doch einer Auf: 
faffung ihrer bürgerlichen Stellung nicht beitreten, welche zu der in den Gefegen nicht 
begründeten Annahme einer völligen Rechtlofigkeit der Zigeuner führen würde, Im vor: 
liegenden Kalle reden überdies die Verhältniffe der Betheiligten der beabfichtigten Ver— 
ehelichung das Wort, da die Kortfegung des Konkubinats berfelben weder zu verhindern, 
noch zu wünfchen fein würde. Die K. Reg. hat hiernach den N. auf die mit ihren Anz 
lagen. beiliegende Befchwerbe v. 30. Okt. v. 3. zu befcheiden, und dafür zu forgen, daß 
feiner Berehelichung von der Polizeibehoͤrde nichts in ben Weg gelegt werbe, 

(Vergl, Min. Bl. 1842. ©. 208.) 

Auch die Juden in diefen Grafſchaften hatten als Schutzunterthanen ein 
Schußgeld zu zahlen, welches bei feiner Aufhebung im Jahre 1832) 
241 Rthle. betrug. ; 

In Anfehung ihres ftädtifchen Bürgerrechtd vergl. dad R. v. 22, Oft. 
1835 im erften Kap. ©. 360. 

Sie befigen Grundeigenthum. 

Rückſichtlich ihrer Niederlaffung auf dem platten Lande der Graf 
Ichaften verfügt das R. ded Min. ded Inn. und der P. (v. Rochow) v. 


18. Mai 1840 an die K. Reg. zu Arnöberg. 

Auf den Bericht v. 15. v. M., das Geſuch zweier Juden, refp, zu Berleburg und 
Laasphe, um Ertheilung der Erlaubniß zur Niederlaffung auf dem platten Lande der 
Grafſchaften Wittgenftein betreffend, muß ich, da fich bis jegt in den Dörfern dieſer 
Grafſchaften niemals Juden niedergelaffen haben, Bedenken finden, die K. Reg. zur Ge⸗ 
ftattung der Ueberfiebelung zu autorifiren, wenn nicht die Gemeinden felbit mit der Nie: 
derlaffung einverftanden find, daher die K. Reg. in vorkommenden Fällen, bevor Sie 
Entfhliefung faßt, die Gemeinden befragen zu laffen, und auch in den vorliegenden Anger 
legenbeiten hiernach zu verfahren hat. 

(Bergl, Min. Bl. 1840. ©. 222.) R 


Achter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Berhältniffe der Juden in den ehemald Naf: 
| ſauſchen Ländertheilen. 


Durd) den Staatövertrag v. 3. Mai 18152) gingen an ben Preußifchen 
Staat von dem Herzogthum Naffau durch Zaufch über: die Aemter Atzbach, 
Hohen: Solms, Greifenftein, Braundfels, Freusberg, Friedewald, Schön» 
ftein, Schönberg, Altenkirchen, Altenwied, Dierdorf, Steuerburg, Linz, 


— 


fo lange aber dieſe Aufhebung nicht erfolgt, haben Behoͤrden und Volk die Vers 
pflichtung, ſich auch nach einem ſolchen Gefege zu richten. Die Regierung zu 
Arnsberg handelte mithin pflihtgemäß, wenn fie fi auf dies, wenn aud) 
ber lebenden Generation noch fo abnorm klingende, fo doch nicht aufgehobene, 
Öfen Rüpte, indem weber fie, noch das Minifterium baffelbe für unyerbindlich 
zu erklären berechtiget find. — 

1) Staatszeitung 1832. Nr. 180, 

’) ©. ©. 1818. Anhang ©. 34. 
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Hammerftein nebſt Engerd: und Heddersdorf, die Stadt und Gemarkung 
Neumied, dad Kirchfpiel Hamm, zum Amte Hachenberg gehörig, dad Kirch: 
fpiel Hohnhaufen, zum Amte Harsbach gehörig, und die auf dem rechten 
Mheinufer gelegenen heile der Aemter Vallendar und Ehrenbreitftein, in 
den jegigen KreiſenAltenkirchen, Koblenz, Neuwied und Weglar 
im Reg. Bezirke Koblenz und zur Jurisdiktion ded Suftiz. Senats zu 
Goblenz gehörig, fo wie dad Fürftenthum Siegen und die Aemter Burbach 
an —— jetzt den Kreis-Siegen im Reg. Bezirke Arnsberg 
ildend. 

Das Fürſtenthum Siegen gehörte nur bis 1806 zu Naſſau, wurde 
durch die Rheinbundakte dem Großherzothume Berg einverleibt und 
durch Patent v. 20. Dec. 1813 von dem Prinzen von Sranien wieder in 
Befig genommen. Da diefer die beftehende Verfaſſung in Betreff der Ju: 
ben nicht änderte, fo galt dieſe zur Zeit der Preußilchen Beſitznahme nod 
und ift hierüber der Abfchn. XII. dad G. H. Berg betreffend zu vergleichen. 

Dagegen find die Aemter Burbach und Neuenkirchen nicht aus 
bem Naffau:Dranifchen Beſitz gefommen. Es galt dafelbft die Naſſau— 
Kabenellenbogenfche Land», Gerichtd-, Polizei- und Berg-Ordnung. v. 
1. Mai 1616); ferner im Amte Burbach die bid zum Jahre 1806 von ber 
Gefammtherrfchaft ded Hauſes Naffau-Dranien (von ſämmtlichen Linien) 
erlafjenen Berordnungen; von 1806 bi3 1813 die für Naffau Weilburg und 
Ufingen für diefe Zeit ergangenen Verordnungen; im Sidengrunde 
jene D. v. 1. Mai 1616, dann bis 1607 die Dilfenburgifche Gefrggebung, 
bis 1620 dieBeilfteinfche, bis 1742 die Dilfenburgifche, bis 1806 dieNaf: 
fau:Oranifche, die Alle in privatrechtlicher Beriehbung durch die Preußifchen 
Geſetze laut Publ. Pat. v. 21. Suni 1825 aufgehoben wurden. 

An Beziehung auf die Verfaſſung der Juden ift dagegen ber alte Recht: 
zuftand aufrecht erhalten. 

Diefe ift indbefondere beflimmt durch die Naffau- Oranifche Juden: Orbn. 
v. 17. Zan. 1770 und die Deflaration berfelben v. 14. Juli 1786. Na 
Erfterer find die Juden nur Schußunterthanen; ed ift ihnen nur in den 
Städten — —— und Herborn der Schutz und Handel geſtattet. 

Die Erwerbung von Immobilen iſt ihnen zum eigenen Gebrauch erlaubt, 
der Handel mit denfelben aber verboten?), 


Neunter Abfchnitt. 


Staatörehtlidhe Verhältniffe der Iuden in den vom König 
reihe Hannover abgetretenen Territorien. 


Durch den Vertrag zwiſchen Hannover und Preußen v. 29. Mai 18153). 
Art. 4. gingen durch Tauſch von Hannover an Preußen über: das Amt 
Klötze, dad Amt Medeberg und die Dörfer Rüdigeröbagen und 
Gänfeteich und ed wurde durch die Patente v. 21. Zuni 1815 von den 
felben Befig ergriffen®). Sie bilden zur Zeit den Kreis Wiedenbrüd 





nn — —— 


») Das Corp. Const. Nassovicarum Tom, L.—IV, umfaßt bie geſammte Oranien⸗ 
Naſſauiſche Geſetzgebung bis 1774, die fpätere ift in den Dillenburger Intelli: 
genz. Nachrichten erſchienen. 

2) 8.6. der V. v. 14. Juli 1786, 

2) G. S. 1818. Anbana S.514, 

) G. 8,1815. 193.195. 
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im Regierungdbezirt Minden und gehörten zum Königreich Weit 
phalen.‘ Da jedoch Hannover bei der Befikergreifung die gefammte 
Verfaſſung ded Kandes fofort wieder in den alten guten Züftand, wie er vor 
dem Sahre 1807 beftanden, zurüdverfeste, fo fand Preußen bei der Beſitz⸗ 
nahme auch in Betreff der Juden in diefen Bänderpatzellen nicht die Weft- 
phälifche, fondern die hannöverſche Verfaffung vor und diefe gilt mithin 
noch jest, während in Anfehung der privatrechtlichen Berhältniffe das Land» 
recht durch die B. v. W. Mai 1818. $.2. in denfelben eingeführt worden). 
Es bemerkt im erfterer Beziehung der Befcheid des Min. ded Inn, (Erfie 
Abth u. Meding) v. 5. San. 1840 an den Kaufmann N. zu Delde. 

Sie find, wie Ihnen auf Ihr Geſuch v. 18. v. M., um Geftattung Ihrer Nieberlaf- 
fung im Wiebenbrüd, eröffnet wird, im Irrthum, wenn Gie glauben, daß nad) der 
Gefesgebung den Juden im Preufifhen Staate das Net zuftehe, fih nad 
ihrer Wahl in jedem Orte niederzulaſſen. Nach der Allerh. K. O. v. 8. Aug. 1830 
gilt das E. v. 11. März 1812 nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner 
- Erlafjung publizirt worben, wogegen in allen neuen Provinzen laut der gedachten 
K. D, binfichtlidy der Juden noch diejenigen Gefege gültig find, welche bei der Beſitz— 
nahme dort gegolten haben, Hieraus folgt von felbft, daß kein Jude fih willkührlich 
auß sinem Landestheile in einen andern, in welchem eine verfchiedene Geſetzgebung be: 
ſteht, niederlaffen kann, ohne dazu befondere Erlaubniß erhalten zu haben*). Nun ift 
bei Befisnahme der Stabt Wiedenbrüd binfichtlich der Tuden dort die Hannöverſche 
Gefebgebung vorgefunden worden, durch welche die frühere Weftphälifche völlig wieder 
aufgehoben worden ift, und nach welcher ein Zube zu feiner Reerlaiung einer en: 
dern Konzeffion bedurfte, Es gefteht zwar das unterzeichnete Min, den GemeinderBes 
börben kein entichiebenes Widerſpruchsrecht gegen die Nieberlaffung eines Juden zu, 
wenn ein folches Recht nicht ganz beftimmt ermwiefen ift. Allein es pflegt auch die Konz 
zeffion in der Regel nur dann zu ertheilen, wenn bie. Kommune des Nieberlaffungs-Or: 
tes in die Aufnahme willigt, und Ausnahmen von diefer Regel nur in dem Kalle zu ma— 
chen, wenn befondere Gründe des öffentlichen Wohls ſolche als xathſam erjcheinen laſſen. 
Solche Gründe ergeben fidy nun aus Ihrer Eingabe nicht, daher Ihrem Artrage nicht 
Statt gegeben werben kann. Da Übrigens die obgedachte gefehliche Lage der Sache be: 
kannt ift *), fo haben Sie Sich den Schaben, weldyen Sie durch ben Ankauf eines Haufes 
in Wiedenbrücd etwa erleiden, felbft zuaufchreiben, indem Sie dieſen Kauf abgefchloffen 
haben, ohne Sich vorher hinfichtlid) der. Befuaniß der Niederlaffung die nöthige Gewiß: 
beit zu verſchaffen. (V. M. Bl, 1840. Nr. 17.) 

Es kann nicht der Zweck dieſes Werkes ſein, auf eine Darſtellung der 
hannöverſchen Geſetzgebung über die Juden des Weiteren einzugehen, da 
dies in keinem Verhältniſſe ſtehen würde ‚mit der ftatiftiichen Bedeutungd- 
lofigeeit diefer Landparcellen, in welchen fih zur Zeit überdies Juden 
nicht befinden. - 


Zehnter Abfchnitt, | oe 
Staatörechtlihe Verbältniffe der Juden in ben ehemals 
Schwarzburg-Rudolftädtfhen und Schwarzburg- Sonbders: 
baufener, Sahfen-Weimarfchen, königlich niederländifchen 

und kaiſerlich öfterreichifchen Landestheilen. 


1. Durch den mit.dem Fürften von Schwarzburg-Sondershauſen 
abgefchlofienen Zraftat v. 15. Suni 1816) trat derfelbe an Preußen ab: 
dad Amt Bodungen, die Gerichte Alleröberg und Hainröden, die Ortfhaften 
Utterode und Bruchſtädt. 


— 


ı) ©. ©. 1818. ©. 45. i 

2) Dies folgt hieraus Feinesweges von felbft, wie dies bes Weiteren Abthl. III. 
Kap. I, nachgewieſen ift. 

3) Bergl. über diefe Anficht die Note 5. S. 364. 

) G. S. 1818, Anh. ©, 71, 
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1, Durch den mit bem Fürften von Schwarzburg-Rudolſtadt abges 
fchloflenen Vertrag v. 19. Juni 1816?) trat derfelbe die Ortfchaft Wohls 
framdhaufen an Preußen ab. 

III. Durch die mit dem Großherzog von Sahfen: Weimar abaefchlof- 
fenen Verträge v. 1. Juni 1815 und 22. Sept. 1815?) trat daffelbe an 
Preußen dad Dorf Ringleben ab. 

VI. Durch den mit dem Könige der Niederlande gefchloffenen Bertrage 
v. 7. Okt. 18163) kamen einige dem Königreiche ber Niederlande gehörig 
gemefenen auf bem rechten Rheinufer belegenen Ortfchaften an Preußen. 

V. Endlich aingen auch die zum Königreich Böhmen aehöria gewefenen, 
in den Preußifchen Antheil der Oberlaufiß eingefchloffenen Ortſchaften 
En und Nieder:-Gerlachöheim mit deren Zubehör an Preußen 
über 2). | 
- Sı Betreff diefer Landparzellen, meift einzelner-Dorffchaften, aelten in 
Betreff der Tuben resp. die Schmarzburg - Sonderöhaufener, die Schwarz. 
burg-Rubolftädter, die Sachlen:MWeimarfche, die Königlich Niederländifche 
und Böhmifche Verfaffung. Es kanrı aber, wie fchon im vorigen Abfchnitte 
erwähnt, nicht darauf ankommen, diefe Verfaſſungen, welche hier und da 
auf einen ober den andern-Quben zur Anwendung kommen, darzuftellen; 
vielmehr genügt die Angabe des Faktums, daß diefe einzelne Dorffchafs 
\ e : * beſondere ſtaatsrechtliche Verfaſſungen in vorliegender Beziehung 

aben 5), | 


Eilfter Abfchnitt. 


Staatsrehtlihe Verhältniffe der Juden in den zum franz. 
fifhen Kaiferreiche gehörig gemefenen Landestheilen®). 
Erftes Kapitel. 

Hiftorifche Einleitung. 

Vom franzöfifchen Kaiferreiche kamen in Folge des Parifer Friedens v. 
30. Mai 1814. Art. 11. folgende Ländertheile an Preußen: In der Rhein» 
provinz die Reaierungd- Bezirke Trier und Aachen; im Rea. Be 
zirke Koblenz die linke Rheinſeite, alfo die Kreife Koblenz, St. Goar, 
Kreuznach, Simmern, Zell, Mayen, Kohem, Ahrmeiler und 
Adenau: im Rea. Bezirke Köln ebenfalls das linke Rheinufer, alfo die 
Kreife Köln, Bergheim, Eudfirhen, Bonn, Rheinbach; im 





1) G. ©, 1818. Anh. S. 75. 

2) &. ©. 1818. Anh. &. 50—53, 

2) G. ©. 1818. Anh. ©, 113. 

1), G. ©. 1818. ©. 45. 

5) In welch verberblicher Meife dies felbft auf privatrechtliche Berbältniffe einwirkt, 
davon enthält das im vorigen Abfchnitte gegebene R. v. 5. Zan. 1840 einen 
deutlichen Beweis. Die Behauptung dieſes R., daß die Lage der Sache befannt 
fet und fich daher Jeder vor Schaden leicht wahren koͤnne, beruht auf unrichtiger 
Borausfesung,. Nur Wenige dürften es im Preußifchen Staate wiflen, wie anges 
aebenermaßen die Berfaffung der Juden in allen einzelnen Ortfchaften befchaffen, 
ba dies ein genaues Eingehen in das Staatsrecht vorausfet, insbefondere bie 
Kenntniß ber ehemaligen Ferritorialverhältniffe, 

6) Wenn Koch a. a. O. &. 233 fig. lediglich von den Juden in den Rheinprovins 
gen foriht und bierunter die zum franzöfifchen KRaiferreiche aebörig geweſenen 
verfteht, fo uͤberſieht derfelbe, daß auch ein Theil der jegigen Provinz Weftpha: 
len demfelben einverleibt geweſen ift, Vergl. die folgende Einleitung. 
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Reg. 35 Düſſeldorf auf dem linken Rheinufer die Kreiſe Krefeld, 
Neuß, Grevenbroich, Gladbach, Kempen, Geldern, Kleve und 
auf dem rechten Rheinufer der Kreis Rens. In der Provinz Weftpha- 
len, die im Reg. Bezirk Münfter belegenen Kreife Steinfurth, 
Ahaus, Borken, Zeklenburg, zum Theil Münfter, Kösfeld, 
Warendorf, Füdinghaufen. 


Dieſe Territorien hatten im franzöfifchen Kaiferreihe die Departements 
Rhein und Mofel, fo wie einen Theil der Departements Saar, der Wälder 
(des forets,) Durthe, Nieder-Maad und Roer gebildet 1). 


Die Juden hatten in diefen Ländertheilen die Schicfale ihrer Glaubens: 
genoffen in den anderen Theiten des franzöfifchen Kaiferreiches getheilt. 

Die früheren Verhältniffe der Juden in einzelnen Provinzen Frankreichs 
find vorliegend nicht von Einfluß und können daher übergangen werden. 
Es befanden fich befonderd im füdlichen Frankreich aud Spanien und Por: 
tugal vertriebene Juden, dann in den Bisthümern Mes, Zoul und Vers 
dun und befonderd zahlreich im Elſaß und in Lothringen. Die Zahl diefer 
deutfchen Juden wurden durch die Eroberung des linken Rheinufers be: 
trächtlich vermehrt. 

Die Regung, welche ſich in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhun⸗ 
derts in Deutfchland zu Gunften der Juden offenbarte, wirkte auch in 
Frankreich fort?). Die Regierung erließ in der Ordonnanz v. 10. Juli 
1784), nachdem unmittelbar vorher der Leibzoll aufgehoben worden, eine 
allgemeine Verordnung über ihre bürgerliche Berhältniffe, die innen die An: 
legung von Fabriken und den Aderbau unter Befchräntung geftattete. 


Als demnähft die franzöfifhe Nevolution ausbrach, wurde in den: be: 
kannten Beſchlüſſen, deren Reihe in der Nacht v. 4. Aug. 1789 ihren An: 
fang nahm, im Algemeinen jeder Bürger zu allen Aemtern im Staate füc 
fähig erklärt. Als die Nationalverfammiung diefe Beftimmung in Hinficht 
auf die Nichtkatholifhen ausdrücklich wiederholen wollte, kam die Sache 
der Juden zur Sprahe Die Nationalverfammlung behielt fih, indem fie 
den Proteftanten das volle Bürgerrecht und die Fähigkeit zu allen Staats» 
ämtern zuſprach, die Entfcheidung über die Anfprüche der Juden vor. Für 
einen Theil, nämlich die portugijifchen, fpanifchen und Avignoner Juden 
erfolgte diefe Entfcheidung durch dad Dekr. v. 23. Zan. 1790, weldye 
ihnen die durch Fönigliche Verordnung bereitö erlangten vollen Bürgers 
echte beftätigt. Den übrigen wurden am 20. Juli 1790 die bisher bes 
zahlten Schußgelder, auch die Rüdftände, erlaffen, ohne Unterfchied, ob fie 
an den Staat, an Gemeindelaffen oder an einzelne Gutöbejiger bezahlt 


T) ©. ©. 1815. ©. 23, 24. 

:2) Die Gefellfpaft der Wiffenfhaften zu Died feste 1787 einen Preis auf. die beite 
Beantwortung ber Frage: wodurd kann der fittliche und bürgerliche Zuftand ber 
Juden verbeffert werden? Der Preis wurde dem Abbe Gregoire zuertheilt für 
die Schrift: Eissai sur la regeneration physique, morale et politique des 
‚Juifs. Metz 1789. Zwei andere Schriftenvon Thieryund Hour witz erhielten 
ZRH ben Preis. Gregoire, ber ſich demnaͤchſt auch der Neger mit bes 
kanntem Eifer annahm, ſchrieb fpäter noch Observations nouvelles sur les 
Juifs et specialement sur ceux d’Allemagne und befonders über die Amfters 
‚dammer und Srankfurter Juden (Überfegt in Sulamith Jahrg. 2. Heft 1. 2.) 

‚Er fowohl als Mirabeau unterftügten demnaͤchſt die Sache der Zuden in der 
National⸗Verſammlung. Legterer hatte vorher bereits — im J. 1787 — heraußs 
gegeben; Sur Moses Mendelsohn sur la reforme politique des Juifs etc. 

®) Merlin Repertoire universel de Jurisprudence 'T, VI, art, Juifs. 
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wurden, und bei dem Schluſſe ihrer Arbeiten, am 27. Sept. 1791 beſchloß 
die Ratiorial-Berfammlung, daß die Juden, welche den Bürgereid leiſteten 
und damit auf alle befondere Rechte und Ausnahmen von den allgemeinen 
Geſetzen und Pflichten verzichteten, auch alle Rechte eines franzöſiſchen 
Staatöbürgers genießen follten!). Die K. Sanktion diefes Beſchluſſes 
erfolgte am 13. Nov. 1791. 

Da gegen elfaffifche Juden die Klagen über Wucher laut wurden, fo 
wurden durch ein Kaiferliched Dekr. v. 30. Mai 1806 auf ein Fahr alle 
Erecutionen gegen die Landleute im ehemaligen Eifaß, Lothringen und 
dem linken Rheinufer, welche aus Schuldforderungen der Juden herrühr⸗ 
ten, fuspendirt2), gleichzeitig aber eine Zufammenkunft der angefehenften 
Quden aus allen Theilen ded Reichs zu Paris angeordnet. 


Im Sulius deffelben Jahres kamen denn auch 113 Juden aus Frank 
reich und Stalien in Paris zufammen und hielten ihre Sigungen unter dem 
Borfig eine portugielifchen Juden aus Bordeaur, Abraham Furtado. 
Die Regierung ließ ihnen 12 Fragen vorlegen, und fie einladen, hierauf 
ohne allen Rüdpalt zu antworten. E& waren nebft dem wefentlichen In. 
halte der Antworten folgende: 


1) Iſt es den Juden erlaubt, mehr ald eine Frau zu nehmen? — Nein. 
Zwar verbietet Moſes ed nicht ausdrücklich, und im Drient ift ed daher 
nicht ganz ungewöhnlich. Aber in den Abendländern hat die europäiſche 
Sitte auch bei den Juden ſolche Gültigkeit erhalten, daß eine Verſammlung 
von Rabbinern, welche im 11. Jahrhundert zu Worms gehalten worden, 


;) Dieſe Dekrete find abgedruckt in der (Brudouin’fhen) Collection générale des 
decrets rendas par l’Assemblee nationale T. I. p. 141. 186. tom IM. p.74. 
Juitlet 1790, p. 122. Sept. 1791. II. p. 664. Kerner in dem offiziellen Aus⸗ 
zuge: Lois et actes du Gouvernement T. I, p, 101. 186. 272. T, V. p. 196. 
229. ©. auch bei Merlin a. a. D. 654, 655. Sect. V. $. 1. 2, | 

2) Vergl. hierüber: Gefammte Aktenjtüde und öffentlihe Verhandlungen über bie 

| Berbeſſerung der Juden in Krankreich, herausgeg. v. Alerander Bran 1806. 
8 Hefte. Lamourette, über den bürgerlichen Zuftand der Juden. X. d. Kranz. 
1806. Sofeph — — Ein Wort zu ſeiner Zeit, oder Betrachtungen 
bei Gelegenheit des großen Sanhedrin in Paris 1808. Archiv, enthaltend Mas 
terialien zu einer philoſophiſchen Gefchichte der juͤdiſchen Nation, (ein periodifches 
Blatt, welches im 3. 1806 neben der Bamberger Zeitung erfchien.) 

Der Eingang jenes Dekr. v. 30. Mai 1806 lautet wie folgt: 

„Auf den ung erjtatteten. Bericht, daß in verfchiedenen nörblihen Departements 
„unferes Reiches gewifle Juden, welche fein anderes Gewerbe treiben als 
„Bucher, durch dig Anhäufung ganz unmäßiger Zinfen, viele Landleute diefer 
„Länder in große Dürftigkeit gebra Ehen, ge wir geglaubt, denjenigen 
„unſerer Unterthanen zu Hülfe kommen zu müffen, welche durch eine ungerechte 
„Habſucht in diefe unglücklichen Umftände verfegt worden find, zugleich haben 
„wir aus dieſen Umjtänden erfehen, wie dringend. nothwendig es ift, unter 
„ben Bekennern ber jübifchen Religion in den unferer Herrfchaft unterworfenen 
„Ländern, die Gefühle der bürgerlichen Moral wieder zu beleben, welche unglüd: 
„licherweiſe bei einer großen Zahl derfelben durch den Zuftand von Grniebrigung, 
„in welchem fie lange Zeit gefeufzt haben, und welchen weder zu verlängern nod 
Au erneuern in unferer Abſicht Liegt, erfticht worden ift; zu Dem Ende haben wir 
„beſchloſſen, eine Zufammentunft der anfehnlichften Juden zu veranftalten, um 
„Ahnen unfere Abfichten ducd; Kommiffarien bekannt machen zu laffen, und zu: 
„gleich ihr Gutachten über die wirkfamften Mittel zu vernehmen, wodurch unter 
* — Glaubensgenoſſen die Ausübung der Künſte und Handwerke wieder ein: 
„geführt werden könnte, um burch einen Löblihen Gewerbsfleiß bie unrühmlichen 
„Rahrungszweige zu verdrängen, welche bet vielen von ihnen feit mehren huns 
„dert Jahren vom Vater auf den Sohn fortgeerbt haben,” — Bull. de lois, 
4, Ser, T. IV. p. 582, 
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alle Juden, die mehr ald ine Frau nehmen würden, mit dem Bannfluche 


egt. 

8 Iſt nach jüdiſher Religion die Eheſcheidung zuläffig, und iſt fie gül⸗ 
tig ohne Ausfprucd der Gerichtöhöfe und gegen die Landesgeſetze? — Die 
Scheidung iſt nach dem Geſetz Mofid erlaubt, aber nicht gültig ohne Aus» 
ſpruch der Gerichte. Vor der Revolution, als die Juden. nach ihren eignen 
Geſetzen lebten, Durften fie zwar firh eigenmächtig.von ihren Weibern tren» 
nen, haben aber felten davon Gebrauch gematht. Nachdem fie aber die 
Rechte ver Bürger erlangt, und dagegen ihren befondern Nechten entfagt 
haben, müffen fie die Staatögefege für verbindlich erfennen. 

3) Kann ſich eine Chriftir mit einem Juden, und eine Jüdin mit einem 
Chriſten verheirarhen, oder erlaubt dad Geſetz den Juden nur die Ehe mit 
ihren Glaubendgenoffen? — Das Gefe verbietet nur namentlich die Ehe 
mit den fieben cananitifchen Wölkerfchaften, mit den Ammonitern und Moas 
bitern und mit den Aegyptern. Das Verbot bezieht fih lediglich auf Götzen⸗ 
Diener, und der Talmud erflärt ausdrüdlich, daß die Chriflen und Moham-: 
medäner dafür nicht gehalten werden können, weil fie, gleich den Juden, 
den einzigen wahren Gott anbeten, Doch ift die Lehre der Rabbiner dages 
gen, weil zur kirchlichen Schließung der Ehe gewiſſe religiöfe Feierlichkeiten 
gehöre, welche nur die Glaubendgenoffen verbinden können, Eine folche 
Ehe würde daher von den Rabbinern nicht eingefegnet werden, und nur als 
bürgerliche Ehe beftehen. Die Kirche, welche in diefem Falle ein kirchliches 
Band gar nicht anerkennt, würde auch bei einer willtährlichen Auflöfung 
der Verbindung nichtd zu erinnern haben. Doc würde der jüdische Theil 
dadurch nicht von der kitchlichen Gemeinfchaft ausgefchloffen werden. 

4) Sind in den Augen der Juden die Franzofen Brüder oder Fremde? 
— Die Franzofen find für Brüder und nicht für Fremde zu halten. Die 
mofaifchen Gefege und der Talmud gebiete.i Bruderliebe gegen jeden Aus— 
länder, welcher nur die mofaifhen Gebote anerkennt. 

5) In weldhen Verhättniffen flehen dann im beiden Fallen die Juden 
nach ihren Gefeb gegen die Franzoſen, welche nicht ihres Glaubens find? — 
In denſelben Berhältniffen wie die Juden unter einander. Da die Juden 
heut zu Zage feine befondere Nation mehr ausmachen, fondern der franzö⸗ 
fifchen Nation einderleibt find, welches fie als eine förperliche Erlöſung be— 
trathten, fo ift 88 unmöglich, daß ein Jude einen Franzofen anders behandte 
als feinen Glaubensgenoffen. 

6) Betrachten die in Frankreich gebornen, und als franzöfifhe Bürger 
behandelten Juden, daffelbe als ihr Vaterland? Sind fie fehuldig, ln 
zu. vertheidigen, und feine Gefege zu beobachten? — Ya. Jeremias, 8.29, 
befahl ihnen fogar, Babylon als ihre Vaterland anzufehen. Die Pflicht der 
Bertheivigung haben mehrere Juden treulih erfüllt, und davon ehrenvolle 
Anerkenntniffe aufzuzeigen. 

7) Wer ernennt die Rabbiner? — Alles, was die Ernennung der Rab» 
biner angeht, iſt gegenwärtig unbeflimmt. In den meiften Orten werden 
fie von den Hausoätern nah Mehrheit der Stimmen gewählt. 

8) Welche obrigkeitliche Befugniffe in Polizei» und Rechtöpflege haben 
die Rabbiner unter den Juden? — Die Rabbiner haben gar Feine Polizeis 
gemalt. In den mofaifhen Gefegen fommt ihr Name gar nicht vor. Zur 
Zeit des zweiten Tempel wurden die Juden durch Sanhedrin’3 oder Ges 
richtshöfe regiert. Zu Jeruſalem hatte da3 große Sanhedrin, aus 71 Rich: 
tern beftehend, feinen Sit. In den DOrtichaften waren Gerichte von drei 
Mitgliedern, in dem Hauptort eine Behörde von 22 Richtern, dad kleine 
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Sanhedrin genannt. In der Miſchna und dem Talmud kommt der Name 
Rabbine zum erſtenmale vor und bedeutet einen Lehrer des Rechts. Nach 
der Zerſtreuung bildeten die Juden kleine Gemeinden, und hier und da er⸗ 

theilten ein Rabbine mit zwei andern Rechtsgelehrten Rechtsſprüche unter 
dem Namen des Bethdin, Haus der Gerechtigkeit. Alles dies hing von dem 
Willen der Landesregierung ab; in Frankreich und Stalien haben diefe Rab: 
binengerichte feit der Revolution ganz aufgehört, und die Juden haben ſich 
ganz den bürgerlichen Gefegen unterworfen. Die Amtöverrichtungen der 

Rabbiner find blos darauf befchräntt, in den Tempeln die Moral zu lehren, 
die Ehen einzufegnen und die Scheidungen auszufprechen. Die Ehen kann 
auch jeder andere unterrichtete Sfraelit einfegnen. — 

9) Iſt die Art der Ernennung der Rabbiner und ihre obrigkeitliche Ges 
walt im Gefeg angeordnet, oder blos durch den Gebrauch? — Alle gericht» 
liche oder polizeiliche Befugniffe der Rabbinen, fo wie die Art ihrer Er- 
— iſt lediglich Gewohnheitsſache, und im Geſetz darüber nichts bes 

immt, 

10). Iſt den Zuden irgend eine Handthierung von ihrem Geſetz unter; 
fagt? — Keine; im Gegentheil, der Talmud fagt wörtlich, der Water, wel: 
— Kind nicht ein Gewerbe lernen läßt, erzieht es zum Räuberhand⸗ 
werk. 

11) Verbietet den Juden ihr Gefe, von ihren Brüdern Wucher zu neh» 
men? — Das Gefeh Moſis verbietet alle Zinfen, und wird mißverftanden, 
wenn man das Berbot blos von wucherlichen oder gefegwidrigen Zinfen deuten 
will. Mofes hatte den Zweck, eine gewiffe Gleichheit des Vermögeus in fe: 
nem Bolfe zu erhalten, und zu verhindern, daß allzugroßer Reichthum in 
den Händen einzelner Bürger angehäuft wurde. Dahin zwedte auch dad 
Sabbathsjahr ab, welches alle Schuldforderungen tilgte, und das Jubel» 
jahr, in welchem alle verkaufte Grundſtücke wieder an ihren alten Eigen: 
thümer zurüdfielen. Der Talmud erklärt dad mofaifche Zinfenverbot nur 
von Darleihen an unbegüterte Leute, nicht von Handelskapitalien. Es 
fonnte nur bei einem armen Volke von Landbauern und Hirten anwendbar 
fein, und feit der Zerftreuung haben fich die Suden nicht mehr dadurch vers 
bunden geachtet. | 

12) Verbietet oder erlaubt dad Gefeg den Wucher gegen Fremde? — 
Das Zinfenverbot, welches nicht auf einem Grundfage ded Handels, fon- 
dern der Menfchenliebe und Woplthätigkeit beruht, bezieht fich auf die Mit: 
bürger eined andern Glaubens eben fo gut, ald auf die Juden unter einans 
ber. Die Erlaubniß, von einem Ausländer Binfen zu nehmen, ift von Bürs 
gern eines fremden Staated zu verftehen, mit welchen man Handel treibt, 
und enthält keine Erlaubnig zu ungerechter Bevortheilung oder Wucher. 
Die entgegenftehende Lehre ded Maimonides ift von den angefehenften Rab» 
binen verworfen worden. Die mit der bürgerlichen Moral nicht übereinftim: 
mende Meinung eined Gelehrten kann eben fo wenig auf Rechnung der alls 
gemeinen jüdifchen Religion gefegt werben, ald die Vergehungen einzelner 
Menfchen ihren Glaubenögenoffen zum Vorwurf gemacht werden dürfen ?). 
- Die Regiernng machte der Berfammlung hierauf befannt, daß die auf— 
. geftelten Grundfäge durch eine wahrhaft kirchliche Autorität anerkannt wer» 
‚den müßten, damit fie gleiche Gültigkeit mit dem Talmud erhalten und in 
den Augen der Juden aller Länder und aller Zeiten dad größte mögliche 


1) Merlin Repert. de jurisp. T. IV. p. 602. 


Staatsrechtl. Verhaͤltn. d. J. in d. 3. franzöf. Kaiſerr. geh. gew. Landesth. 369 


Anſehn haben möchten. Daher müffe man an das große Sanhedrin zurück⸗ 
geben und die Regierung habe deſſen Zufammenberufung befchloffen. Es 
ee in den alten Zeiten aus 70 Mitgliedern ohne feinen Präfidenten 
eftehen. 
Demzufolge ergingen Einladungen an alle europäifche Synagogen, Des 
putirte zum großen Sanhedrin nah Paris zu ſchicken. Diefed erklärte fich 
am 4. Februar 1807 für gefegmäßig Fonftituirt, und faßte über die Punkte, 
welche den Gegenftand der oben angeführten 12 ragen ausgemacht hatten, 
vom 9. Febr. bis 4. März 9 Befchlüffe, wodurch die fchon gegebenen Ant: 
worten beflätigt wurden. In dem Eingange wird gefagt: „Das göttliche 
„Geſetz enthalte religiöfe und bürgerlihe Verfügungen. Sene feien unbe: 
„‚dingt, und für alle Umflände und Zeiten gültig, dieſe aber nur für den jüs 
„diſchen Staat in Patäflina gegeben, und nicht mehr anwendbar, da dad 
„ifraelitifhe Volk Fein nationales Ganze mehr ausmache. Die Folgen dies 
„ſer unftreitigen Thatfache fönnten nur durch eine ald großes Sanhedrin 
„vereinigte Berfammlung von Gefeßgelehrten beflimmt werden, und daß 
„Died bis jest nicht gefchehen, rühre daher, weil feit der Zerftreuung Fein fols 
„ed verfammelt worden fei. Kraft des Rechts, welches Herkommen und 
„Geſetz dem Sanhebrin beilegen, daß nämlich dem Verein der Gelehrten 
‚jeder Zeit wefentlich die Befugniß beimohne, dasjenige feftzufeßen, was 
„zur Beobadytung ſowohl der gefchriebenen. ald mündlich überlieferten Ges 
„ſetze gehöre, würde der Gehorſam gegen die bürgerlichen Gefege des Staats 
„auch ald eine religiöfe Pflicht anerkannt, allen Bekennern des ifraelitifchen 
„Glaubens beiderlei Geſchlechts die gemiffenhafte Befolgung der Erkläruns 
„gen, Statuten und Verordnungen des großen Sanhedrins anbefohlen, die 
"anzöfifhen und italienifhen Suden aber, welche diefelben übertreten 
— für offenbare Sünder gegen den Willen des Gottes Iſraels 
„erklärt“ 1). 
Nach fo gründlichen Vorbereitungen erfolgten unter dem 17. Mai 1808 
drei Eaiferliche Verordnungen, von denen zwei die kirchliche Verfaſſung 
dauernd feftftellten, die legte gegen den Wucher gerichtete nur proviforifch 
auf zehn Jahre gegeben wurde, | 


I. Definitive Anordnungen. 

Durch dad erfte definitive Dekret find für jedes Departement, worin 
2000 Suden leben, Konfiftorial: Synagogen mit einem Konfiftorium und 
in Paris ein Gentral: Konfiftorium angeordnet. Die Departementd:Kons 
fiftorien, welche aus dem Ober» Rabbiner, einem andern Rabbiner und drei 
der angefehenften Juden zufammengefegt, haben 1) dahin zu fehen, daß 
der Rabbiner nichts gegen die Beſchlüſſe ded großen Sanhedrind Iehre; 
2) die Ordnung in den Synagogen aufrecht zu halten, gotteödienftliche 
Berfammlungen außerhalb derfelben zu hindern; 3) die Gemeinde: Ein» 
künfte zu verwalten; 4) zur Ergreifung nüglicher Gewerbe zu ermuntern 
und die feinen ehrlichen Erwerb nachweifenden Juden der Regierung ans 
zuzeigen, 5) die Konfkriptiondliften zu fertigen. 

als Pflichten der Rabbiner find angegeben: 1) der öffentliche Unterricht 
in der Religion, und 2) in den ehren, welche in den Beſchlüſſen deö gro 
Gen Sanhedrind enthalten find, 3) befonderd in Beziehung auf den Sols 
datenftand; 4) zu erklären, daß die Juden während ihres Dienfted im 
Heere von allen damit nicht vereinbarlichen Gebräuchen diöpenfirt find; 


1) Merlin a. a. O. ©. 607. 
Theil VIII. Bo. 3. Die Berhältniffe ver Juden. 24 
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5), in den Synagogen zu .predigen und die Gebete für den Regenten zu 
—8 6) die Ehen * nen und die rn ngen zu verfünkigen, 
wenn die Partheien in beiden Fällen ie bürgerliche. a iefung oder Tien⸗ 
nung der Ehe erlangt haben ?). 


H. Proviforifche Anortnungen auf ieh Sahre. 
1) Franzöſiſcher Text: 


Decret Imperial concernant les Juifs. Au palais des Tuilleries, 
le 17. Mars 1808. 

Napoleon efe. etc. 

Notre Conseil d’etat entenda, Nous avyons decrete et decretons ce qui suit: 


TITRE I. 
Art, I, A compter de la publication du present decret, le sursis prononeé par notre 
decret du 30. Mai 1806, potır le paiement des — des juifs, est lewe. 
2) Les dites er&ances seront neanmoins syumiser aux dispositions ci - apres. 

3) Tout engagement pour pret fait par des juiſs & des mineurs sans l’autori- 
sation de leur tuteur, à des femmer, sans Pautorisation de leur mari, a des 
militaires, sans l’autorisation de leur capitaine si c’est un soldat ou sous- 
offieier, du chef du corps si c'est un oflicier, sera.nul de plein droit, sans 
que les porteurs ou cessionnaires puissent s’en prevaloir et nos tribunaur 
autoriser aucune action ou poursuite, _ 

4) Aucune lettre de change, aucan billet A ordre, aucane obligation ou pro- 
messe, souscrit par un de nos Sujets non coinmergant au profit d’un juif, ne 
pourra etre exige sans que le porteur prouve que la valeur en a ete fournie 
entiere et sans fraude. 

5) Toute cr&ance dont le capital sera aggrave d’une maniere patente ou cachee, 
par Ja cuniulation d’interets a plus de cinq pour cent, sera reduite par nos 
tribunaux. Sil’interet reuni au capital exc&de dix pour cent, la creance 

; sera ddelaree usurajre, et comme telle, annullee. _ 

6) Pour les ercances legitimes et. non usuraires, nos tribunaux sont autorises 
a aecorder aux debiteurs des delais —— a l’equite, 


TITRE 1. 

7) Desörmais, et à dater du ler juillet prochain, nul juif ne pourra se livrer ä 
oucln commerce, negoce ou trafic queleonque, säns avoir regu, à cet eflet, 
in patente du prefet du departement, laquelle ne sera accordee que sur des 
informations precises, et que sur un certificat, 1) du conseil muniripal, 
eonstatant que ledit juif ne s’est livre ni à l’usure ni à un trafic illicite; 
2) du consistoire de la aynagogue dans lu circonscription de la quelle il ha- 
bite, attestant sa bonne conduite et sa probite, 

8) Geite patente sera reranyelce tous les ans, 

9) Nos procureurs generaut pres nos cours sont specinlement charges de faire 
révoquer les dites patentes, par une deeision sp£ciale de la cour, toutes les 
fois qu’il sera a leur connaissance qu’un juif patente fait l’asare ou se livre 

‚; A un trafic frauduleux. | ne 

10) — acte de commerce fait par un juif non patenté sera nul et de nulle 
valeur, - 

11) Il en sera de même de toute hypotheque, prise sur des biens par un juif non 
patente, lorsqu’il sera prouve tue ladite hypotheque a été prise pour une 
cr&eance resultant d’une lettre de change, ou pour un fait quelconque de 
commerce, negoce ou trafic, 

12) Taus conliate ou obligations souscrits au profit d’un juif non patente, pour 
des cnuses Etrungeres Au commerce, negoce on trafic pourront etre revises 
par suite d’une enquete de nos tribunaux, Le debiteur sera admis à prou- 
veur qu'il y a usure ou réaultat d’un trafic frauduleux ; et, si la preuve est 


— — 


") Bull. des Lois, 4. Ser. T. 8. p. 217. Der Almanac Imperial von 1813 zählt 
23 Konfiftorial-Synagogen auf, welche burch die Friedensjchlüffe von 1814 und 
1815 wieder auf folgende vermindert worden find: Paris, Straßburg, Winzens 
beim, Mes, Nancy, Bordeaux und Marfeillee Die Kultusbeamten mwurben 
nicht vom Staate befoldet, was erft in Folge eines G. v. Jahre 1831 gefdicht. 
Die vom Staate hierfür beftimmte Summe beträgt 130,000 Franken. 
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acquise, les erdances seront susceptibles soit d'une reduction arbitrée par 
le tribunal, soit d’annullation, si l’usure excede dix pour cent. 
15) Les dispositions de l’article 4, titre I. du present decret, sur les lettres de 
change, billets à ordre, etc, sont applicables à l’avenir comme au passe, 
14) Nul juif ne pourra pröter sur nantissement ä des domestiques au gens ä 
gages; et il ne pourra preter sur nantissement A d’autres personnes, qu’au- 
tant qu’il en sera dresse acte par un notaire lequel certifiera, dans l’acte, 
que les esp&oes ont &t& comptees en sa presence et celle des temoins, à peine 
de perdre tout droit sur les gages, dont nos tribunaux et cours pourront en 
ce cas ordenner la restitution gratuite, 

15) Les juifs ne pourront, sous les mêmes peines, recevoir en gage les instru- 
mens, ustensiles, outils et vetemens des ouvriers, journaliers et domesti- 


ques. 

TITRE II, 

16) Aucntı juif non actuellement domicilie dans nos d&partemens du Haut et du 
Bas Rhin, ne sera desormais admis A y prendre domicile, 

Aucun juif, non actuellement domicilie ne sera admis A y prendre domi- 
cile dans les autres d&partemens de notre Empire, que dans le cas oü il y 
aura fait Pacquisition d’une propriet& rurale et se livrera à l’agriculture, 
sans se meler d’aucun commerce, negoce ou trafic. 

Il pourra etre fait des exceptions aux dispositions du prösent article en 
vertu d’une autorisation speciale &nanee de nous. 

17) La population juive, dans nos departemens ne sera point admisse a fournir 
des reinplacans pour la conscription: en cons&quence, tout juif conscrit sera 
assujetti au service personnel, 

Dispositions generales, 

18) Les dispositions contenues au present derret auront leur execution pendant 
dix ans, esperant qu’ä l’expiration de ce delai, et par l’effet des diverses me- 
sures prises à l’egard des juifs, il n’y aura plus aucane diflerence entre eux 
et les autres citoyens de notre Empire; sauf neanmoins, si notre esperance 
—— a en proroger l'’execution, pour tel temps qu'il sera jugé con- 
venable. 

19) Les juifs &tablis a Bordeaux et dans les departemens de la Gironde et des 
Landes, n’ayant donne lieu à aucune plainte, et ne se livrant pas A un trafie 
illivite, ne sont pas compris dans les dispositions du present decret, 

20) Nos ministres sont charges, chacun en ce qui le concerne, de P’execution du 
present decret. 


2) Ueberfesung. 
K. franzöf. Dekr. 0.17. März 1808, eine neue Juden-Ordn. enthaltend 1). 


Wir Napoleon, Kaifer der Kranzofen u. f. mw. haben nad) Anhörung unferes 
Staatsrathes verordnet und verorbnen, was folgt: 


J. Titel. 

Art. 1. Von Bekanntmachung des gegenwärtigen Dekrets an, iſt der Aufſchub, welcher 
durch unſer Dekret v. 30. Mai 1806 für die Bezahlung der Schuldforderungen der 
Juden ausgeſprochen wurde, aufgehoben. 

2) Dieſe in follen jedoch nadhftehenden Verfügungen unterworfen fein. 
3) Zede Verſchreibung über ein Darlehn, welches von Juden an Minderjährige ohne 
Genehmigung ihres Vormundes, an Ehefrauen ohne Genehmigung des Mannes, » 
an Soldaten, und zwar an Unteroffiziere und Soldaten, ohne Genehmigung ihres 
Kapitänd, an Offiziere, obne Genehmigung des Chefs ihres Korps, geleiftet wor⸗ 
den, ift von Rechtswegen nidhtig, fo daß weder die Inhaber oder Eeflionarien eine 
ſolche geltend machen, noch die Gerichte darauf eine Klage oder Verfahren geftatten 


koͤnnen. 
4) Kein Wechſelbrief, kein trockner Wechſel, keine Verſchreibung oder Verſprechen, 


— —— ——— — — — — 


1) Einen Kommentar zu dieſem Dekrete, welches wegen einiger unbeſtimmter Be⸗ 
griffe unzählige Rechtshaͤndel erzeugte, hat Desquiron, damals Katferlicher 
zweiter General:Anwalt zu Mainz, geliefert: Commentaire sur le decret 
imp. du 17. Mars 1808, concernant les droits et les devoirs des juifs etc. 
Mayence 1809. &. Taffaulr Annalen ber Gefepgebung Napoleons Bb. 3. 
S. 32. Chauffour's Betrachtungen über die Anwendung dieſes Dekrets 
(überfest von Fr. Buchholz 1809.) 

24* 
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welche von einem unferer nicht Handel treibenden Unterthanen zu Gunften eines 
Juden ausgeftellt worden ift, kann eingeforbert werben, wenn nicht der Inhaber 
beweist, - ber Werth derfelben vollftändig und ohne Bevortheilung gegeben 
worben i 

5) Jede Schuld, deren Kapital offener ober verſteckter Weife durch Zurechnung von 
Zinfen zu mehr als fünf von hundert vergrößert worben ift, foll durch unfere Ge: 
richte gemindert werben. Wenn die zum Kapital gefchlagenen Zinſen mehr als 10 
von Hundert betragen, fo foll die Forderung für wucherlich erklärt, und, als folde 
vernichtet werben. 

6) Bei gefegmäßigen nicht wucherlihen Schulbforderungen find unfere Gerichte er: 
mädhtiget, den Schuldnern billige Zahlungsfriften zu verwilligen. 

I. Zitel. 

7) Künftig und v. 1. Julius an darf ſich kein Zube mit irgend einem Handelsverkehr 
abgeben, wenn er nicht zu diefem Behuf von dem Präfekten bes Departements ein 
Patent erhalten hat, welches nur nach genauen Erfundigungen und beigebradhten 
Beugniffen 1) vom Munizipalrath, daß befagter Zube fich weder des Wuchers noch 
eines unerlaubten Verkehrs fhuldig gemacht habe, 2) von dem Konfiftorium der 
Synagoge feines Wohnbegirks, über feine gute Aufführung und Rechtſchaffenheit, 
ertheilt werben foll. 

8) Diefeg Parent muß alljährlich von neuem erlangt werben. 

9) Unfere Generalanmälde bei Unfern Gerichten find befonders beauftragt, dieſe Pa- 
tente durch befondere Entfheidungen der Gerichte aufheben zu laffen, fo oft fie 
Kunde erhalten, daß ein patentirter Zube Wucher treibt, ober fich mit einem bes 
trüglichen Gewerbe abgegeben hat. 

10) 30° a einem nicht patentirten Juden gefchloffene Hanbel ift nichtig und ohne 
Wirkſamkeit. 

11) Daſſelbe gilt von allen Hypotheken, welche ein nicht patentirter Jude auf Grund» 

ſtuͤcke eintragen läßt, fobald erwiefen wird, daß die eingetragene Korberung aus 
einem Wechfel oder irgend einem Handelsgeſchaͤft herruͤhrt. 

12) Alle Verträge und Schuldverfchreibungen, welche zum Vortheil eines nicht paten: 
tirten Juden auf ben Grund anderer, mit dem Handel nichts gemein habenber 
Geſchaͤfte ausgeftellt worden find, können einer gerichtlichen Unterfuhung durch 
Zeugenverhöre unterworfen werden. Der Schuldner muß mit dem Beweife gehört 
werden, daß Wucher oder irgend ein anderes betrügliches Gefchäft dabei unterge: 
laufen fei, und wenn cr den Beweis vollführt, fo find die Schuldverfchreibungen 
entweber nad) dem Ermeſſen des Gerichts zu mindern, oder wenn der Wucher zehn 
von hundert überfteigt, für nichtig zu erklären. 

13) Die Beftimmungen des Art. 4 Zit, I. gegenwärtigen Defrets, bie Wechfelbriefe, 
— Wechſel u. ſ. w. betr, gelten ſowohl für die Zukunft, als für die Vergan— 

enheit. 

14) Xuf Bauftpfänder darf ein Zube Dienftboten und Lohnarbeitern gar nicht Leihen 
und aud andern Perfonen nur in der Art, daß darüber eine Urkunde von einem 
Notar aufgenommen wird, worin berfelbe bekundet, daß das Geld baar in feiner 
und der Zeugen Gegenwart erlegt worben fei; bei Strafe, alles Recht auf die 
Pfänber zu verlieren, ald deren unentgeltliche Herausgabe unfere Gerichte erfter 
und zweiter Inftanz in folchen Fällen verorbnen können. 

15) Bei derfelben Strafe ift den Suden verboten, Arbeitswerkzeug, Hausgeräthe, Hands 
werkszeug und Kleider der Handwerker, Zagelöhner und Dienftboten zum Pfand 


anzunehmen. 
II. Zitel, 


16) Keinem Juden, welcher nicht bereits in Unfern Departements des Ober: und Nies 
berrheins wirklich wohnhaft ift, fol von nun an geftattet fein, feine Wohnung 
darin zu nehmen. In den übrigen Departements Unferes Reiches foll einem darin 
nicht bereits wohnhaften Zuden nur in dem Falle die Niederlaffung geftattet fein, 
wenn er ein zum Kelbbau beftimmtes Grundftüd erwirbt, und fich lediglich dem 
Feldbau widmet, ohne ſich mit irgend einer Art des Handels oder Verkehrs abzu— 
geben, Ausnahmen von den Verordnungen des gegenwärtigen Artikels können 
jedoch vermöge einer befondern von Uns zu ertheilenden Bewilligung ftatt finden. 

17) Der Judenſchaft in unfern Departements fol nicht geftattet fein, Stellvertreter bei 
ber Konfkription zu ftellen; demzufolge foll jeder ausgehobene Jude zum perfön: 
lihen Dienft verpflichtet fein. 

Allgemeine Beftimmungen. 

18) Die in gegenwärtigem Dekret enthaltenen Beftimmungen follen zehn Jahre hin: 

durch in Vollzug gejegt werden, in der Hoffnung, daß nad) Ablauf diefes Zeit: 
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raums und durch tie Wirkung ber verfchiebenen in Beziehung auf die Juden ge: 
nommenen Maßregeln zwifchen ihnen und den übrigen Bürgern unferes Reiches 
feine Verfchiedenheit a ftattfinden. wirdz jedoch mit dem Vorbehalte, wenn 
unfere Hoffnung getäufcht werben follte, die Ausübung dieſes Dekrets für den Zeit⸗ 
raum, welchen wir angemeffen finden werben, zu verlängern. 

19) Die zu Borbeaur und in den Departements der Gironde und der Landes anfäffigen 

"Ruben find, da fie feinen Anlaß zu einer Beſchwerde gegeben haben, ſich auch mit 
feinem unerlaubten Gewerbe abgeben, den Beftimmungen bed gegenwärtigen De: 
krets nicht unterworfen ’). 

20) Unfere Minifter find, jeder in fo weit es ihn angeht, mit Vollſtreckung des gegen⸗ 

wärtigen Dekrets beauftragt. Napoleon. 


Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige VBerhältniffe. 


I. 
Im Allgemeinen. 


In vorftehender Art war die Verfaffung der Juden des franzöfifchen 
Kaiferreiches geftaltet, vie demnächft in den oben angegebenen Zerritorien 
zu Preußen kamen und gegenwärtig theild zur Nheinprovinz, theild zu 
Weſtphalen gehören. 

Die K. DO. v. 3. März 1818, erwähnt in dem R. ded Min. des J. v. 
7. Zuli 1818 2), ſprach die Fortdauer der Anwendung des Dekrets v. 17. 
Mai 1808 aud. Hierdurch ift die zehnjährige Dispenfion der betreffenden 
Rechte auf unbeftimmte Zeit hinausgefchoben ?). Diefe Rechte beziehen 
fich jedoch Lediglich auf die Niederlafjung in andern Departements und 
auf Gegenftände des Handeld. Im jeder andern Beziehung hatten 
die Juden im franzöfifhen Kaiferreiche geſetzlich alle Rechte 
der hriftlihen Einwohner). Es iſt bereits oben ®) dargeftellt wor: 
den, wie diefe Verfaffung der Juden im Allgemeinen in vielfachen Verord— 
nungen und ſchließlich in der K. D. v. 8. Aug. 1830 anerfannt worden 
und wie diefelbe unter der Garantie des deutfchen Bundes in der Art ſteht, 
daß die Juden nicht in einen fehlechteren Zuftand zurüdverfegt werben dür⸗ 
fen. Eine Verlegung dieſes Zuſtandes lag darin nicht, daß durch die ©. 
v. 1. Zuli 1823 wegen Anordnung der Provinzialftände in ber Rheinpro⸗ 
vinz und in Weſtphalen 6) die ſtändiſchen Rechte an bie chriftliche Religion 
geknüpft wurden, ‚da die Juden derartige Rechte früher nicht gehabt. Da— 
gegen waren die Juden nach ber früheren Verfaſſung zu Staatdämtern 
jeder Art befähiget und biefe Befähigung befteht mithin noch 7). 


— — — — u m — 


2) Gleiche Ausnahmen erhielten bie Juden mehrerer andern Provinzen. So wur: 

den durch ein Dekret v. 11. April 1810 die italiänifchen und ſelbſt die Lothrins 

er und Meser Juden mit mehrern andern von jenen harten Einſchraͤnkungen 
efreit. Bull. d, leis T. XI, p. 272. 

3) Ann. II. S. 726. Vergl. Lesteres Abth. I. Einleitung ©. 39. 

3) Eine diesfällige aus druͤckliche gefegliche Anordnung war nothwendig, da in 
deren Ermangelung nad) $. 18 des Dekr. v. 17. Mai 1808 bie Suspenſion auf: 
gehört haben würbe. Vergl. hierüber oben Abſchn. IV. sub I. Geite 337. 

*) Bergl. 'auch den Bericht der Reg. zu Koblenz v. 1. Febr. 1840 oben Abth, I. . 
Abſchn. XI. Kap. V. sub III. S. 187. 

5) Abth. I. Einleitung. ©. 40. 

*) Vergl. Abth. I. Abſchn. IV. Kap. II. sub III. ©, 49. 

1) Wenn bie Rheinifche Zeitung vor Kurzem berichtete (12, Dec. 1842): Gemäß 
eines unterm 9. I. M. dem biefigen Landgerichte mitgetheilten R. des erften 
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I. 
In Anſehung der den a betreffenden Berhälts 
niſſe. 


1) Vergl. die V. v. 17. Mai 1808 sub I. 

2) Die Juden des linken Rheinufers ſtehen zur Zeit unter einem zu 
Bonn refidirenden jüdifhen Konfiftorio. Vergl. hierüber den Bericht der 
Reg. zu Koblenz v. 1.Febr. 1840 Abth. J. Abſchn. XI. Kap. V. sub III. 187. 

3) R. des K. Min.d. G. ıc. Ang. (v. Altenftein) v. 18. Sept. 16538 an 
den K. Oberpräfidenten der Nheinprovinz. Beauffihtigung des jüdifchen 
Kultuswefend. 

Die von der jüdifchen Gemeinde zu N. erwählten.Borfteher haben ſich an das unter: 
zeichnete Min. mit dem abfchriftlich hier beifolgenden Geſuche um Betätigung des für 
ihre Gemeinde entworfenen Statuts gewendet.: Das M. ift mit dem bereit3 von Em. 
Hochw. den Supplifanten ertheilten Beſcheide darin einverftanden, daß bis dahin, mo 
die künftig bevorftehende allgemeine gefegliche Verordnung über das kirchliche Verhältnig 
der Zuden erfolgen wird, auf die Beitätigung von dergleichen neuen Statutentwürfen 
nad) dem Antrage einzelner jüdiſcher Gemeinden auf) in dortiger Provinz nicht einges 
gangen werden fann. In Gemäßheit der Allerh. dieafälligen Beftimmungen ift viel 
mehr bis zu dem vorbemerkten Zeitpunfte das jüdische Kultusweſen an und für fich ledig⸗ 
lich in feiner beftehbenden Verfaffung zu erhalten, und nur gegen etwanige DOrbnumgss 
ftörungen, zufolge der nad) $. 18 der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 den Reg. zuftehen: 
den Aufficht über den Kultus aller Religionsparteien, die erforderliche Remebur zu treffen. 
Ein unentbehrliches Mittel zur Abwendung folder Orbnungsftörungen ift aber, befons 
ders bei jeder einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beitellung eines mit den ange— 
meflenen Direktions= und Verwaltungsbefugniffen verfehenen Gemeindevorftandes, mit 
welchem die jüdifchen Gemeinden auch in den älteren Provinzen der Regel nach verfehen 
find, und in deffen zeitherigem Mangel ein hauptfächlicher Grund der bisher bei der jü- 
difhen Gemeinde zu N. obgewalteten Unordnungen und Zwiftigfeiten gelegen zu haben 
ſcheint. Eben fo wenig daher, als dem Min. ein richtiger Zufammenhang deſſen er: 
fichtlich ift, was der den Supplifanten ertheilte Befcheid der K. Neg. zu N. von einem 
erft jest gejchehenen Zufammentritt der, anfcheinend vielmehr fchon feit fehr langer Zeit 
eriftirenden, jüdifchen Gemeinde in N. erwähnt, kann bas Min. auch die in jenem 
Beſcheide refoloirte Zurücdweifung ber von der, Gemeinde gefchehenen Beftellung eines 
Vorſtandes für richtig erachten, zumal die Reg, felbit kein Bedenken gefunden hat, gerade 
in dem erheblichften Punkte, der Verhandlung mit den Behörden und der Vertretung 
der Gemeinde in ihren äußeren Redhtsangelegenheiten, die im Wefen der Sache auf das 
nämliche hinausgehende Zulaffung eben jener Vorfteher als Bevollmäcdhtigte der Ger 
meinde nachzugeben. Es unterliegt vielmehr keinem erfichtlichen Anftande, die Wahl 
jener Vorfteher dergeftalt zu genehmigen, daß denfelben auch die Verwaltung der innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, insbefondere die Sorge für eine gehörige Ordnung bei 
den gottesdienftlichen Zufammenfünften, unter ihrer nächſten diesfälligen Verantwort: 
lichkeit obliegt Gleichermaßen wirb ihnen hiernach aud) die Verwaltung des N.fchen 
Legats für das Schulwefen der jüdifhen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu RN. dem 
Min. unter dem 19. Sept. v. 3. einen befondern Bericht erftattet hat, zunächſt ver: 
bleiben Tonnen, und nur die orbnungsmäßige Aufficht Über die richtige Adminiftration 
jenes Legats und die ftiftungsmäßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzufegen 
fein. Ew. Hochw. ftellt das Min, anheim, hiernach die K. Reg. zu N., unter Rüd: 
fertigung der hier wieder beifolgenden Eingabe der jüdifchen Gemeinde: Vorfteher v. 
8. Aug. v. J., mit der entfprechenden Anmweifung zu verfehen, und die Gemeindevorfteher 
auf die danach von ihnen zu erwartenden Verfügungen vorläufig zu verweifen. 

(Ann. Bd. XXII. ©. 646.) 


II. In Anfebung der Unterrichtöverhältniffe veral. 
1) Abth. I. Abfchn. X. und insbefondere dad Kap. II. ‚gegebene Cirk. 
v. 13. Sept. 1824. 


Präfidenten und des Generalprofurdtord des Rheiniſchen Appelationsgerichtss 
hofes können nach Vorfchrift einer A. K. O. v. 14. v. M. Juden zur Auskul— 
tatur, zum Referendariate und zur Advokatur nicht zugelaffen werben, 
fo würde diefe X. 8. O. v. 14. Nov. 1842, in fofern eine folche erlaffen, der 
K. O. v. 8, Aug. 1830 und dem $. 16 der Bundesakte entgegen bisponiren. 
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2) In Betre der Unterhaltung der Schulen durch die Givilgemeinden 
das N. v. 18. Mai 1840 und der Bericht der Meg. zu Koblenz v. 1. Febr, 
1840 a. a. D. Kap. V. sub IH. ©. 187. 

3) Dad R. der Min. d. I. u. d. Pol., ded Kr. (Rauch) u. d. G., U. u. 
M. Ang. (im Aufirage v. Ladenberg) an den K. Oberpräfidenten der Ahein- 
Provinz und abfchrifilih an den KR. Oberpräfidenten der Provinz Meft- 
phalen v. 19. Aug. 1840 in Betreff der Ableiftung der Mititairdienftpflicht 
Seitens der Zöglinge der jüdifchen Vereinsfchule zu Münfter vergl. Abth. I. 
Abſch. V. Kap. Il. (8. M. Bl. 1840. ©.431.) 

IV. Sn Betreff der Annahme von Familien» und Vornamen vergl. 
Abth. I. Abfchn. VII. Kap. I. sub I. 3. Seite 59. 

V. Dad Schuldenwefen anlangend, fo find die früheren hierüber 
ergangenen Gefeße in dem folgenden R. mitgetheilt. 


1) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 9. Oft. 1818 1) an den. 


K. Oberpräfidenten Herrn Grafen v. Solms-Laubach zu Köln. 


Aus Ew. Hochg. Bericht vom 15, Dec. v. J., worauf id Sie erft jest zu befcheiden 
im Stande bin, babe id) erfehen, was für eine Bewandniß es mit den Schulden der che: 
maligen jüdifchen Korporationen des Erzftifts Köln und der Herzogthümer Iülich, Berg 
und Cleve hat, und bin nicht nur im Allgemeinen damit einverftanden, daß das von 
den vorigen Landesherrichaften eingeleitete, aber nicht zur Ausführung gebrachte Schul: 
denabwidelungsverfahren unter obrigfeitlicher Autorität fortgefegt werden müffe, fons 
dern finde es auch, da die genannten Provinzen bermalen unter mehrere Regterungss 
Bezirke vertHeilt find, der Sache völlig angemeffen, dag Ew. Hochg. die ausichlichliche 
obere Leitung des Geſchäfts, weldye Sie bereits übernommen haben, ferner beibehalten. 

Was die dabei in Anwendung zu bringenden Grundfäge betrifft, fo ‚halte ich c8 für 
nothwendig, im Wefentlichen bei denjenigen Vorſchriften ftchen zu bleiben, welche unter 
ber vorigen Reg. mit gefeglicher Wirkung gegeben worben find. In Anfehung der Zus 
denfchaftsfchuiden des Erzftifts Köln, welche ſich unter allen am hödyften belaufen, 
wird daher hauptſächlich nad) dem Kaiferl. Dekret vom 20. Nov. 1809 zu verfahren 
fein, und da diefes Dekret fi) auf den Beichluf des General-Regierungs:Kommiffarius 
der 4 Rhein Departements Staatsrath Zollivet v. 7. Messidor des, Jahrs 11 gründet, 
letzterer aber lediglich in dem Sinne der Verordnungen der franzöfiichen Nationalver: 
fammlungen v. 20. Mai 1791 und 1. Mai 1792, betr. das Schuldenwefen der vormas 
ligen Zudengemeinde von Mes, abgefaßt ift, welche als allgemeine gefeglihe Normen 
für diefen Gegenftand betradhtet werden müfen; fo'fdjeint es mir unbedenklich, daß 
auch in den übrigen Provinzen des Ew. Hochg. anvertrauten Ober: Präfidial: Bezirks 
bei der Verzinfung und Amortifirung der Judenſchafts-Schulden nad) Analogie des ges 
nannten Dekrets verfahren werben dürfe, 

Wenn Ew. Hochgeb. nun darauf angetragen haben, als oberjten Grundfag auszu: 

rechen: 

" „daß alle gegenwärtig in den verſchiedenen Gebietötheilen der oben genannten Pro: 
vinzen bomicilirte Juden zur. Tilgung der vorhandenen Judenſchafts-Schulden, nad) 
Mafgabe ihrer Beitragspflicht zu den Staatelaften, beitragen ſollen,“ 

fo vermag id) Ihrer hierunter geäußerten Anſicht nicht beizutreten. Denn dieſer Grund: 

fat ift nicht allein der ausdrüdlichen Beftimmung des Defrets vom 20. Nov. 1809 im 

Artikel 5, nach welcher die Beiträge zu dem angegebenen Behuf 


auf alle Juden, welche die ehemalige Gemeinde (Korporation) in dem ehemaligen 


Churfuͤrſtenthum Köln ausgemacht haben, 
vertheilt werden follen, entgegen, fondern er würde auch überhaupt, aus dem Geſichts— 
punkt des Rechts und der Billigteit betrachtet, nicht gerechtfertigt werden koͤnnen. Die 
Juͤdiſchen Korporations-Schulden, von deren Abtragung es ſich handelt, find urſprng⸗ 
Lich zu dem Zweck negociirt worden, um die Abgaben zu berichtigen, welche ber Landes⸗ 
berefchaft zu jener Zeit Seitens der Korporafionen für den Schuß (das Geleit) entweder 
in beftimmten Epochen oder bei Regierungs: Veränderungen gezahlt werden mußten. 
Die Korperationen haben die fhuldigen Kapitalien unter ſolidariſcher Verpflichtung 
ihrer Mitglieder aufgelichen. Mit welhem Schein von Recht oder Billigkeit wollte 
man demnach feldhen Juden, welche in einer fpäteren Zeit, wo die Korporationeverbände 





1) Koh a. a. O. S. 247 datirt das R, irrthümlich von 1819, 
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ber Juden durch die Reg. bereits aufgeloͤſet waren und juͤdiſche Schutz⸗ ober Geleits⸗ 
abgaben gar nicht mehr ſtatt fanden, ihren Wohnſitz im Lande genommen und das ge: 
ſetzlich unbeſchränkte Bürgerrecht überfommen haben, bie Verpflichtung auferlegen, zur 
Abbürbung derjenigen Schulden beizutragen, bie eine nicht mehr beftehende Korporation, 
ausfchließlic zum Beſten ihrer ehemaligen Mitglieder, wozu diefe Juden niemals gehört 
haben, zu Eontrahiren veranlaßt gewefen ift? 

Ein Kortbeftand der moralifchen Perfon einer vormaligen Zubenfchaft, welche gemein: 
ſchaftliche Schulden hat, bis zu deren völligen Ablöfung, läßt fich rechtlich rur in fofern 
denen, als von denjenigen Individuen die Rebe ift, welche die moralifche Perfon wirt: 
lid ausgemacht haben, und nicht etwa ſchon vor beren Auflöfung aus der Gemeinschaft 
entlaffen und dadurch ihrer Verbindlichkeiten wider die Gefellfhafts:Gläubiger entlebigt 
worben find. Daß aber eine bereits aufgehobene Gemeinschaft keine neue Theilnehmer 
mehr erwerben Zönne, fpricht von felbft. 

In Erwägung diefer Gründe werben Euer Hochg. felbft ermefien, daß ich Bedenken 
tragen muß, auf Ihren vorberührten Antrag einzugeben. Im Uebrigen genehmige ih 
die nach dem weitern Inhalt Ihres Eingangs erwähnten Berichts beabfichtigten Ein: 
ſchraͤnkungen vollfommen, und bemerke nur noch, daß die Abwickelung der Cleveſchen 
Zudenfhafts:Schulden, wie Euer Hochgeboren befannt, von bier aus durch V. an bie 
Reg. zu Cleve bereits eingeleitet worben ift, und daß in Meurs und Geldern niemals 
dergleichen Schulden ftattgefunden haben. 

In Anſehung der Jubenfhafts: Schulden bes vormaligen Erzftifts Köln fteht nad 
Art. 2 des Kaiferl. Dekrets v. 20. Nov. 1809 zwar feft, daß keine gerichtliche Verfol— 
gung der Schuldner und deren Bürgen binnen der Amortiſations-Friſt zuläffig fein fol; 
allein die Zudenfchaften der übrigen Provinzen können auf ein ſolches Vorrecht, in Er: 
mangelung darüber fprechender Gefegesvorfchriften, einen Anſpruch machen. 


2) R. des K. Min. des J. (v. Schudriann) de eodem an den K. Ober: 
Präfidenten, Herrn Geh. Staatdminifter v. Ingerdleben zu Koblenz. 


Euer Exc. theile ich, unter Bezugnahme auf Ihren Bericht v. 25. San. d. 3., wegen 
der Schulden der Judenſchaften im Großherzogthum Niederrhein, eine Abfchrift derjeni: 
gen V. mit, welde ich dato an den Herrn Ober:Präfidenten, Grafen v. Solme:tau: 
ach, zur Befcheidung auf den Ihnen bekannten Vortrag v. 15. Dec. v. 3. über ben: 
felben Gegenftand erlaffen habe, indem ih Euer Exc. Ka eh unter Berüdfichti: 
gung des Inhalts die Abwickelung der jüdifhen Korporations-Schulden im Regierungs: 
Bezirk von Zrier einzuleiten und im Koblenzer Departement, wo fie bereits im Gange 
ift, des Weiteren zu — (Ann. II, ©, 1051 ff.) 


Zwölfter Abfchnitt. 


Staatörehtlihe Verhältniffe der Juden in den zum Groß: 
berzogthbum Berg gehörig gewefenen Landestheilen. 


Vermöge ber Uebereinkunft des Wiener Kongreffes und des Parifer Fries 
dens v. 30. Mai 1814. Art. II. ging das ehemalige Großherzogthum Berg 
an Preußen über!). Daffelbe bildet gegenwärtig folgende Bezirke: 

1) In der Rheinprovinz: 

a) Im Reg. Bezirk Koblenz die Sammtgemeinde Friefenhagen im 
Kreife Altenkirchen. 

b) Im Reg. Bezirk Köln die Kreife Mühlheim, Siegburg, Uekerath, 
Homburg, Gummersbach, Waldbevl. 

c) Im Reg. Bezirk Düſſeldorf die Kreiſe Duisburg, Düſſeldorf, 
Solingen, Elberfeld, Lanneg. 

2) In der Provinz Weſtphalen: 

a) Im Reg. Bezirk Münfter die Kreife Warendorf, Beckum, Lüs 
dinghaufen, Redlinghaufen, Münfter, Koeöfeld. 

b) Im Reg. Bezirk Arndberg die Graffhaft Mark mit Dortmund, 


1) 8,56. 1815. S. 21. 24. 
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oder die Kreiſe Altena, Bochum, Dortmund, Hagen, Hamm, Iſerlohn, 

Lippſtadt, Olpe, Sonſt und Fürſtenthum (jetzt Kreis) Siegen. 

> Zu Reg. Bezirk Minden die Herifchaft Rheda im Kreife Wie: 
enbrüd. 

Sn allen diefen Länbertheilen nun waren durch die Konftis 
tution ded Großherzogthums Berg allen Einwohnern gleiche 
Rechte verliehen worden, ohne daß hinfichtlich der Juden eine 
Audnahme gemacht; gleichzeitig waren aber auch mit der franzöfifchen 
Gefeßaebung die im vorigen Abfchnitte gedachten Beſchränkungen der Sus 
den eingeführt worden, Es gilt daher von Legterenin gedachten Landestheilen 
Alles, wad im vorigen Abfchnitte mitgetheilt worden. 


Lediglich das Fürftentbum Siegen war nicht unmittelbar wie alle 
übrige Kandeötheile des Großherzogthumd Berg an Preußen gekommen, 
fondern militairifh von dem fürftlihen Haufe Nafjau: Oranien (dad 
gegenwärtige K. Niederländifche Haus), dem es bis zum 12. Juli 1806 
angehörte, am 20. Dec. 1813 in Beſitz genommen und kam erſt durch den 
Bertrag mit legterem Staate v. 31. Mai 18151) an Preußen, welche «6 
durch Patent v. 21. Suni 1815 in Befiß nahm?). Da jedoch von Naffaus 
Dranien in der kurzen Zwifchenzeit die beftehende Großherzoglich Bergfche 
Berfafiung hinfichtlich der Juden nicht ausdrüdlich aufgehoben, fo befteht 
diefelbe auch gegenwärtig fort und es kann nicht auf die Dranien:Naffaufche 
Geſetzgebung zurüdgegangen werden >). 

Daß indbefondere daher den Juden im Fürftentbume Siegen dad ftädtifche 
Bürgerrecht zuftcht, üft nicht zu bezweifeln. Vergl. hierüber dad R. v. 
22. Oft. 1835 oben Abfchn. VII. Kap. I. Seite 360. 


Dreizehnter Abſchnitt. 


Staatsrechtlihe Verhältniffe der Juden in den zum Königs. 
reihe Weftphalen gehörig gewefenen Landedtheilen. 


Einleitung. 


Das Königreich Weftphalen wurde in Folge des Friedens zu Zilfit von 
Napoleon begründet, feinem Bruder Hieronymus verliehen und Erfterem 
unter dem 15. Nov. 1807 eine Konflitution gegeben +). Es war dies 
Königreich zufammengefegt aus den Braunfchweigichen, Heffen: Kaffelfchen 
Staaten, einem Theile von Hannover und einem bedeutenden Theile von 
Preußen. Bon Lebterem wurden nämlich durch Art. 9. ded Zilfiter Fries 
dend hierzu abgetreten der auf dem linken Ufer der Elbe gelegene Theil 
der Altmark und der Provin, Magdeburg5), dad Gebiet von Halle, 
Halberftadt, Hohenftein, Quedlinburg, die Graffhaft Manns» 
feld, das Eichsfeld nebft Ereffurt, Mühlhaufen, Norbhaufen, 
die Grafſchaft Stollberg Wernigerode, Eorvei, das Bisthum 


1) Vergl. Abfchn. VIII. 

a G. S. 1815. S. 126. 

3) Vergl. das Partikular⸗Recht des Fürſtenthums Siegen und der Aemter Burbach 

und Neuenkirchen. Paderborn. Grämwell, 1838, 

Koch a. a. O. ©. 278 ift derfelben Anficht. | 

*) Bulletin des lois du royaume de Westphale. Tome premier p. 3. 

9 a ganze Herzogthum Magdeburg mit Ausnahme der beiden Jerichowſchen 
eiſe. 


578 Staatsrechtl. Verhãltn. d. J. in den z. Könige. Weſtphalen geh. gew. Landesth 


Paderborn, Minden und Ravensberg und die Grafſchaft Riet— 
berg, Kaumtz ij. 
In allen dieſen Preußiſchen Landestheilen, welche gegenwärtig zu 
den Provinzen Weſtphalen, Sachſen und Mark Brandenburg 
ören, iſt, wie in allen anderen neu und wieder erworbenen Texxitoxien 
die K. Weftphälifche Verfaſſung in voller, Gültigfeit?), wie vielfach, ins: 
befondere auch durch das R. v. 7. März 1825 anerkannt werden3) und ed 
fteht diefelbe in fo weit unter der Garantie de$ deutfchen Bundes, als den 
Suden Rechte, die fie bejigen, nicht genommen werden fönnen. 


Erftes Kapitel. 
Verfaffung der Juden im Königreih Weftphalen. 

Der Urt. 10 der Konflitution des Königreihs Weſtphalen v. 15. Nov. 
1807 *) beftimmt: 

Le Royaume de Westphalie sera regi par des constitutions, qui consacrent 
Vegalite de tous les sujets devant la loi, et le libre exercice des cultes ®), 

Die in diefem Artikel der Konftitution verfprodhenen Beflimmungen wur: 
den demnächft durch die folgenden beiden organifchen Gefeße.gegeben °). 

1. Decret royal du 27. Janvier 1808, qui abolit les taxes imposees 
sur les Juifs. 

Jeröme Napoleon, par la grace de Dieu et les constitutions, Roi de Westpha- 
lie, Prince Frangais, etc, 

vü les articles 10 et 15 de la constitution du 15. Novembre 1807; 

sur le rapport de Notre Ministre provisoire de la Justice et de ’Interieur; 

Notre Conseil d’Etat entendu; u | 

Nous avons décreté et d&cretons ce qui suit: 

Art. 1. Tous ceux de Nos sujets, qui suivent la loi de Meise, jouiront, dans 
Nos &tats, des meınes droits, franchises, et libertes, que tous Nos autres sujets, 

Art. 2. Ceux qui, sans @tre Nos sujets, passeront ou se trouveront dans No- 
tre Royaume, y jouiront des m&mes droits et franchises, dont y jouissent tous 
les autres etrangers. — 

Art,3. En conséquence, sont abolis {outes les taxes et droits imposés particu- 
lierement sur les juifs, A quelque occäsion et sous quelque dehomiiekion Que ce 
puisse ötre. Inhibitions et d&fenses sont fales a tous-nobles, seigneurs de fiefs, 
et autres proprietaires, sujets de Notre domination, de prelever, ou faire prele- 
ver, aucune de ces taxes, à peine de tous dommäges et interets, et d'être pour- 
suivis COmme ooncussionaires. 

Art. 4. 1ls peuvent, et sans qu’ils aient besoin, comme par le passe, d’une 
permission speciale, se marier, pourvoir a l’education et à l’etablisseinent de 
leurs enfans, leur ceder leurs biens, & la charge de se conformer, pour ces divers 
actes, au code Napoleon. 

Art.5. Il leur est egalement libre de s’etablir dans telle ville ou lieu, qui leur 
conviendra, et d’y etablir leur commerce, en faisant leur declaration aux muni- 
cipalit6s, et se conformant aux reglemens de corps et metiers, dans lesquels ils 
voudront entrer. 

Art. 6. Notre Ministre provisoire de la Justice et de l’Interieur est charge de 
P’execution du present decret. 








*) Die Hälfte des Fürftenthbums Minden wurde durch das organifhe Senats: 
Konfult v. 10. Dec, 1810 dem franzöfifchen Reiche einverleibt. 

2) Die Ausnahme fiehe unten. 

2) Vergl. daſſelbe Abth. III. Abfchn. I. Kap. II, sub, III. 

*) Bulletin des lois I, S. 13. 

>) Das Königreich W. fol durch Gonftitutionen regiert werben, welche bie Gleich: 
beit aller Unterthanen vor dem Gefege und bie freie Ausübung des Gottesdien- 
ſtes der verfchiedenen ReligionssGefellfchaften feſtſetzen. Sy, 

®) Weber die Rechte, welche die Juden in dem Königreihe Weftphalen erhielten, 
und über die. Bemühungen, auch ihre fittliche Verbeſſerung zn bewirken, enthielt 
die von Fraͤnkel und Wolf zu Deffau von 1806 an herausgegebene Sula: 
mith vollftändige Nachrichten. ei 
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Donne en Notre palais royal de Cassel, le 27 Janvier de l’an 1808, de Notre 
regne le second, Signe: Jeröme Napoleon, 
Par le Koi. 
En V’absence du Ministre Secretaire d’Etat, 
Le Secretaire du eabinet et des commandemens, 
signe: COUSIN DE MARINVILLE, 
(Bulletin des lojs du royaume de Westphalie tom. I. p, 252.) 
E | Ueberjegung. 

Königl. Dekret v. 27. Jan. 1808, welches die den Juden aufgelegten 
Abgaben aufhebt. ' 

Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Konftitutionen König 
| von Weitphalen, franzöfifcher Prinz ıc, \ 
haben nad) Anficht des 10. und 15. Artikels der Konftitution v. 15. Nov. 1807; 

auf den Bericht Unfers proviforifchen Miniſters des Juſtizweſens und der innern Ans 
gelegenheiten, und nad Anhörung Unfers Staatsrathes; 
verordnet und verorbnien, wie folget: 

Art. 1. Unfere Unterthanen, welde der Mofaifhen Religion zugethan find, follen in 
Unfern Staaten dieſelben Rechte und Freiheiten genießen, mie Unfereübrigen Unterthanen. 

Art. 2. Denjenigen Juden, welche, ohne Unfere Unterthanen zu fein, durch Unſer 
Königreich reifen, oder barin fid) aufhalten, follen diefelben Rechte und Freiheiten zuftes 
ben, die jedem andern Fremden eingeräumt werben. 

Art. 3. Diefem zufolge find alle Auflagen und Abgaben, welche allein die Juden zum 
Begenftande hatten, bei welcher Gelegenheit fie eingeführt fein, und unter welcher Be: 
nennung fie vorfommen mögen, hiermit gänzlich aufgehoben, Es wird demnad) allen 
Edelleuten, Lehnherren und anderen Gutsbefigern, die Unferer Hoheit unterworfen find, 
verboten, diefe Abgaben mehr zu erheben, oder erheben zu laffen, widrigenfalls fie alle 
Schäden und Koften.erfegen, aud) als ſolche, die ſich der Erpreffungen ſchuldig gemacht 
haben, gerichtlich verfolgt werben follen. 

Art, 4. Sie können, ohne, wie vormals, einer befondern Erlaubniß zu bedürfen, fich 
verheirathen, für die Erziehung ihrer Kinder und für deren Etabliffement forgen, ihnen 
ihre Güter abtreten, jedoch unter der Verpflichtung, bei diefen verfchiedenen Handluns 
gen nach den WVorfchriften des Codex Napoleon fich zu richten. — 

Art. 5. Es ſteht ihnen gleichfalls frei, in jeder Stadt, oder an jedem andern beliebi—⸗ 
gen Orte fid) niedergulaffen, und dafelbit ihren Handel einzurichten, vorausgefegt, daß 
fie der MunicipalsObrigfeit davon gehörige Anzeige machen, und die Aunk: und Hands 
werks⸗Verordnungen, worin fie wünfchen aufgenommen zu werben, beobachten. 

Art. 6. Unfer provifprifcher Minifter des Juſtizweſens und der innern AUngelegenheis 
ten ift mit der Vollziehung des gegenwärtigen Oekrets beauftragt. 

Gegeben ıc. Ä 

(Sefeg:- Bulletin des Koͤnigreichs Weftphalen Th. I. © 254.) 

2. DecretRoyaldu 34. Mars 1808, portant etablissement.d’un.consistoire 
et de syndics pour le suryeillance du culte hebraique. j 

JERÖME NAPOLEON, par la grace de Dieu et les constitutions, Roi de 
Westphalie, prince Frangais, etc. 

consid@rant, que, si les Juifs doivent jouir, ainsi que Nos autres sujets, du 
Iihre exercice de leur eulte, cet exereice doit aussi, comme les atitres, être sou- 
mis A Notre surveillance, afın qu'il n’en resulte aucune contrariete avec la legis- 
lation et avec cette morale publique, qui doit etre la regle de tous les hommes, 
et n’en former qu’une seule societe politique; 

que les Juifs doivent cesser de faire un corps à part, et, à l’exempl& de tous 
Nos autres sujets, de quelque eroyance qu’ils suient, se fondre daus la nation, 
dont ils sont membres; | 

que cependant, il ne doit pas resulter de cette fusion, cette abus, que chacun 
d’eux puisse se regarder comme &tranger aux frais du culte, ou aux dettes que 
leur commpnnutes ‚ont contraoldes, soit pour y subvenir, soit pour satisfhire 
aux ‚charges qui leur &taient imposees; 

sur le rapport de Notre Ministre de la justice et de Vintérieur; 

Notre Conseil d’Etat entendu; 

Nous avons decrete et deeretons: 

Art. 1, Il sera forme dans Notre ville de-Cassel un consistoire pour la reli- 
gion juive. : 

Le consistoire sera compose d’un President pris indifferemment parmi les rab- 
bins ou pärmi les autres juifs; de truis rabbins, de deux juifs lettres, et d’un se- 
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eretaire, qui seront pr&sentes ä Notre Ministre de la justice et de l’interieur, et 
par Nous approuve6s. | 

Art.2. Ilsera pourvu au remplacement des membres decedes ou demission- 
naires, sur la presentatiou que fera le consistoire, de deux candidats pourchaque 
place vacante. 

Art, 8. Le traifement des membres du consistoire est fix& à raison de trois 
mille francs par an pour le President, deux mille francs pour chaque rabbin, 
mille francs pour chacun des autres membres, et de deux mille francs pour le 
secrelaire, 

Art. 4. Le consistoire sera charge de veiller: 

lo. sur tout ce qui concerne le culte religieux; 

20. sur l’assietie, le recouvrement, l’administration et l’emploi des taxes et 
fondations affectees aux depenses du culte; 

80 sur l’assiette, le recouvrement, l’administration des taxes et fondations 
destinees au traitement du consistoire, aux écoles et aux &etablissemens de bien- 
faisance, dont les frais sont faits par les juifs pour les enfans et les pauvres de 
leur religion; 

40 de surveiller l!’ex&cution des mesures adoptees, ou qui seront prises pour 
V’acquittement des dettes contractees par les anciennes communaute&s juives. 

Art, 5. La surveillance relative au culte comprendra les rites ou reglemens, 
le service divin, les synagogues, la discipline, et l’enseignement religieux ; tous 
ces objets seront regl&s par le consistoire, sous l’inspection et l’approbation ne- 
cessaire du gouvernement. 

Le consistoire examinera et surveillera les rabbins et les maitres d’&coles jui- 
ves, lesquels ne pourront entrer en exercice, sans avoir étéé approuves par Notre 
Ministre de la justice et de l’interieur, 

Art. 6. Le consistoire veillera lo à ce que les rabbins et maitres d’&cole pro- 
fessent, en toute circonstance, l’obeissance aux lois, et partieulierement à celles 
qui sont relatives à la defense de la patrie, à ce qu’ils enseignent, que le service 
militaire est un devoir sacr&, pendant lequel la loi dispense des observances re- 
ligieuses, qui ne sont pas compatibles avec ce service; 20 à ce qu’on r&cite dans 
toutes les synagogues des prieres pour Nous et pour Notre famille; 30 à ce que 
les rabbins ne c&lebrent les mariages et ne declarent les divorces, qu’apr&s qu’il 
leur aura été justifi6 de l’acte civil de mariage ou de divorce, 

Art, 7. Sur la proposition du consistoire, Notre Ministre de la justice et de 
Vinterieur dösignera la synagogue principale pour chaque departement et le 
nombre, ainsi que l’emplacement des synagogues succursales, 

Art, 8. Il sera ötabli des syndics surveillans dans chaque d&partement. Le 
nombre de ces syndics, et leurs fonctions seront determines sur la proposition 
du consistoire, Ils seront sur sa prösentation, nomm&s par Notre Ministre de 
la justice et de l’interieur, 

Art, 9, Le gouvernement reglera &galement, sur la propositiondu consistoire, 
V’assiette, le recouvrement, l’administration et l’emploi des fonds, qui sont ouse- 
ront destines à l’acquit des diverses depenses mentionnöes dans Jes articles ci- 
dessus, ainsi que les moyens d’execution. 

Art 10. Toutes ces depenses et notamment le traitement du consistoire, des 
rabbins et des instituteurs, l'entrétien et les röparations des temples et synago- 
gues, les frais des ecoles pour l’education des enfans orphelins et indigensz les 
secours aux vieillards et infirmes, enfin les dettes des anciennes communautds 
juives seront acquittdes au moyen des fondations et obligations existantes pour 
chaque objet; en cas d’insuffisance, il N sera supple& par des cotisatiuns, dont 
les roles seront rendus exöcutoires par les Pr£fets, sur l’avis des Sous-Prefets, 
après avoir et& approuves, par le Ministre?), 





1) Refolution des K. Min. des Inn, und ber Pol. (v. Rochow) v. 13. Okt. 1837 an 
die Vorfteher der Judenſchaft des Fürſtenthums Paderborm. Beitragspflich 
tigkeit zu dem jüdifchen Schuldenmefen. 

Sch habe Ihre Beichwerde v. 14. Nov. v. 3, über die Weigerung bes Juden 
N. zu Beverungen, zu ber Paderbornſchen jüdifchen Korporationsfchuld Bei: 
träge zu leiften, unterſuchen laffen, und eröffne Ihnen nunmehr, daß ich bie 
an die Iandräthliche Behörde zu Paderborn ergangene Verf. der K. Reg. zu 
Minden v. 9, Zuli v. 3. nur billigen Tann. 

Rach Art, 10 des Weftphälifchen Dekrets v. 31. März 1808 muß jeder Jude 
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Art. 11. Les anciennes communautös juives continueront à exister, dans les 
m&mes circonscriptions qu’elles avoient avant la division territoriale actuelle 
du Royaume, mais comme societ&s particulieres, et seulement, A raison des det- 
tes qu’elles ont contractees, et des vbligations, pour lesquelles les membres de 
ces sociétés sont engagés. 

Art. 12. Les coimmunautes juives pourvoiront incessamment au rembourse- 
ment de leurs dettes; et jusqu’apres ce remboursement, chaque juif continuera 
de contribuer aux dettes, frais et charges de la communaute, dont il faisaitpar- 
tie avant la division actuelle du Royaume. = 

Art. 13. Tout juif qui viendra s’etablir dans le Royaume, sera tenu dans le 
de&lai de six semaines, de se faire inscrire sur les registres de lasynagogue, dans 
ee de laquelle il prendra domicile, afın de contribuer aux charges 

u culte, 

Art. 14. L’ötat civil des juifs sera constate dans chaque commune, à dater du 
pr&mier Mai, par le Maire, ou à son d&faut pour l’adjoint, | 

Le consistoire et les rabbins veilleront, de concert avec Pautorit& civile, à ce 
que les familles juives procedent devant ces Officiers pour les actes de nais- 
sance, de mariage et de dec&s, conform&ment aux dispositions du cöde Napoleon, 

Les Maires et adjoints se conformeront pour la tenue des registres, et la r&- 
daction des actes, aux dispositions du dit cöde, et à celles de Notre decret du 
22 Janvier dernier, 

Art. 15. Dans trots mois, à compter de la publication du present decret, tous 
les juifs ajouteront au nom, sous lequel ils sont connus, un surnom qui devien- 
dra le nom distinctif de leur famille: ils le ferunt inscrire à la municipalite de 
leur r£sidence; ils ne pourront, ni leurs enfans, les changer sans Notre permis- 
sion, à peine d’etre poursuivis pour supposition de noms. Les Maires veilleront 
a ce qu’ils ne prennent ni des noms de ville, ni des noms qui appartiennent A des 
familles connues. 

Art. 16. En faisant inscrire ainsi leurs noms, les juifs d&clareront le nombre 
et läge de leurs enfans existans; ils produiront, à l’appui de leur declaration 
sur l’äge, des extraits certifies des registres de naissance, s’il y en a, ou des au- 
tres documens, qui ont ete jusqu’a present en usage parmi eux. A defaut d’au- 
thenticit& de ces registres ou documens, l’äge de leurs enfans sera verifie, tou- 
tes les fois qu’il en sera besoin, par titres et par t&moins. 

Art. 17, Notre Ministre de la justice et de l’interieur est charge de l’ex&cu- 
tion du present decret, 

Dunne de Notre palais royal à Cassel, le 31 Mars, l’an 1808, de Notre regne 


le second. e i 
Signe: JEROME NAPOLEON, Par le Roi. 
Me Ministre Söcretaire d’Etat, 
signe: COMTE DE FÜRSTENSTEIN, 
Certifie conforme: 
Le Ministre provisoire de la justice et de l’intrieur, 
Sim&on, 


(Bulletin des lois I. Nro, 28, p. 520 flg.) 





zur Bezahlung der Schulden derjenigen Judenſchaft beitragen, zu welcher er 
früher gehörte, ohne Rüdficht auf feinen fpätern Wohnfig. Daß die Neuanzies 
benden zu ſolchen Schulden, die fie nicht mit kontkahirt haben, auch nicht anges 
zogen werben follen, ergiebt ſich noch deutlicher aus $. 13. deſſelben Dekrets, 
nach weldem die Neuanziehenden nur Beiträge zu den Kultuskoften zu leiften 
haben. Hierbei muß es aud) ferner um fo mehr bewenden, als, wenn bloß ber 
Wohnfis innerhalb eines gewiffen Bezirks die Beitragsverbindlichkeit beftimmte, 
möglicherweife einmal alle Zuden aus diefem Bezirke wegziehen, und fomit bie 
Gläubiger ganz ohne einen ihnen verpflichteten Schuldner laſſen könnten, und 
weil auch, wenn der $. 12. des Dekrets aufrecht erhalten, gleichwohl aber auch 
jeder Neuanziehende mit Beiträgen herangezogen werden follte, mander berfels 
ben, der aus einer vormals Weftphälifhen Gemeinde in eine andere übergezogen 
wäre, doppelt, nämlich ſowohl in ber Gemeinde bes vorigen, ald in ber beö jetzi⸗ 
gen Wohnorts würde beitragen müffen. en 

Hiernach kann Ihren Anträgen im abminiftrativen Wege nicht entſprochen, 
und Ihnen nur überlaffen werben, ob Sie in dem bereitö befchrittenen Rechts⸗ 
wege Ihre Anfprüche gegen ben N. geltend zu machen vermögen. 

(Ann. XXI, ©, 1027.) 
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Ueberſetzung. 

Königl. Dekret v. 31. März 1808, weiches die Errichtung eines Kon: 
ſiſtoriums und die Beſtellung von Syndiken zur Aufſicht über den jüdiſchen 
Gottesdienſt anordnet. 

Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Konſtitution Koͤnig von 
Weſtphalen, franzoͤſiſcher Prinz ꝛc. 

haben, in Erwägung, daß, wenn die Juden gleich Unſern andern Unterthanen die 
freie Ausübung ihres Gottesdienftes genießen ſollen, dieſe Religionsübung auch, wie die 
anderen, Unferer Aufficht unterworfen fein muß, damit fie nicht mit der Gefeßgebung 
und derjenigen öffentlihen Meral in Widerfpruc ftehe, weiche die Richtſchnur alter 
Menfchen fein und aus ihnen nur eine einzige politifche Gefellihaft bilden muß; 

daß die Juden nicht ferner eine getrennte Gefellfhaft im Staate ausmachen dürfen, 
ondern, nad) dem Beifpiele aller Unferer andern Untertbanen, ſich in die Nation, deren 

lieder ſie ſind, verſchmelzen müffen; 

daß indeß aus dieſer Vermiſchung nicht der Mißbrauch erwachſen darf, daß ein jeder 
berſelben von den Koſten des Gottesdienſtes oder von den Schulden, die ihre Gemeinhei— 
ten entweder zu deren Beftreitung oder zur Abtragung ber ihnen ehemals auferlegten 
Laften aufgenommen haben, ſich befreit eradhte; 

auf den Bericht Unfers Minijters der Juſtiz und bes Innern; 

nad) Anhörung Unferes Staatsrathes; 

verordnet und verordnen: 

Art. 1. Es foll in Unferer Stadt Gaffel ein Konfiftorium für die jüdifche Religion 
errichtet werben. 4 

Dieſes Konfiftorium foll beftehen aus einem Präfidenten, der ohne Unterfchied aus 
den Rabbinerit oder den andern Juden gewählt wird, drei Rabbinern, zwei jübifchen 
Gelehrten und einem Gekretaire, und follen die Mitglieder beffelben Unferem Minifter 
der Zuftiz und des Innern vorgefchlagen und von Uns beftätigt werben. 

Art. 2. Die Ernennung der neuen Mitglieder an die Stelle der verftorbenen oder ab: 
gegangenen gefchiehet auf den vom Konfiftorium gemachten Vorſchlag zweier Kandida— 
ten für jede erledigte Stelle. 

rt. 3, Der Gehalt der Mitglieder des Konfiftoriums ift auf drei taufend Franken für 
den Präfidenten, auf zwei taufenb Sraufen für jeden Rabbiner, auf ein taufend Franken 
für einen Jeden der andern Mitglieder, und auf zwei taufend Franken für den Sekte: 
tair feſtgeſetzt. 

Art. 4. Das Konfiftorium fol beauftragt fein, die Aufficht zn führen: 

4) über alles, was die Religionsübung betrifft; 

2) über die Anfegung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der zu ben Koften 
des Gotteödienftes beftimmten Beiträge und Stiftungen; 

3) Ueber die Anfegung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge und Stiftungen, 
welde zur Befoldung des Konfiftoriums und zu den Schulen und milden Anftal- 
ten, welche die Juden für die Kinder und Armen ihrer Religion unterhalten, be 
ftimmt find; 

4) über die Vollgiehung der zum Abtrag der von den ehemaligen jüdifchen Gemein: 
heiten gemachten Schulden getroffenen oder noch zu treffenden Maßregeln. 

Art. 5. Die Aufſicht in Betreff der Religionsübung fol unter fich begreifen die Ki: 
tualien oder gottesdienftlichen Verordnungen, den Gottesdienft, die Synagogen, bie 
Dieciplin und den Religions-Unterricht; alle diefe Gegenftände follen von dem Konfifto: 
rium unter der Oberaufficht und einzuholenden Genehmigung ber Regierung angeorb: 
net und feftgefegt werden. 

+ Das Konfiftorium ſoll die Rabbiner und jüdifchen Schullehrer prüfen und über fie die 
Aufficht führen; fie können aber ihr Amt nicht antreten, ohne vorher von Unferm Min. 
der Juftiz und des Innern beftätigt zu fein. 

Art. 6. Das Konfiftorium foll darüber wachen: 

4) daß die Rabbiner und Schullehrer bei jeder Gelegenheit den Gehotfam gegen bie 
Geſetze und befonders gegen diejenigen, welche fidy auf die Vertheidigung des Was 
terlandes bezichen, lehren; daß fie in ihrem Unterrichte den Militairdienft als eine 
heilige Pflicht darftellen, während deren Ausübung das Gefeg von allen damit un: 
vereinbaren religiöfen Gebräuchen entbindet; 

2) daß in — Spnagogen öffentliche Fürbitte für uns und Unſer Haus gehal— 
ten werden; 

3) daß die Rabbiner die Ehen nicht eher einſegnen und die Eheſcheidungen nicht eher 
ausfprehen, als nachdem ihnen die Berichtigung bes Civil-Akts der Ehe oder 
Eheſcheidung nachgewieſen ift. 

Art. 7. Auf den Vorſchlag des Konſiſtoriums wird Unſer Miniſter der Juſtiz und des 
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Innern die Soppt-@hmagoge für jedes Departement, fo wie bie Anzahl und den Ort 
der untergeordneten Synagogen beftimmen. | 

Art. 8. Es follen Syndiken zur Aufficht in einem jeden Departemente beftellt werden, 
beren Anzahl und PVerrihtungen auf den Vorſchlag des Konfiftoriums werden be: 
ftimmt werben. 

Sie follen auf den Vorfchlag des Leätern von Unferm Minifter der Zuftiz und bed 
Innern ernannt werben. 

Art. 9. Die Regierung wird hleichfalld auf den Vorfchlag des Konfiftoriums die Ans 
fegung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der Gelber, bie zur Berichtigung ber 
in den obigen Artikeln erwähnten verfchiedenen Ausgaben beftimmt find oder noch be- 
ftimmt werden, feftfegen und die Beitreibungsmittel vorfchreiben. 3 

. Art. 10. Alle diefe Ausgaben und namentlidy der Gehalt des Konfiftoriums, der 
Rabbiner und der Lehrer, die Unterhaltung und Reparaturen der Tempel und Synago- 
gen, die Schulkoften zur Erziehung, der Waifen und Armenkinder, die Unterftügungen 
der Alten und Schwachen, endlicdy die Schulden der ehemaligen jüdifchen Gemeinheiten 
ſollen mittelft der für jeden Gegenftand beftehenden Stiftungen und Berfhreibungen bes 
richtigt werden; im alle diefe nicht zureichen follten, fol das Kehlende durch verhält: 
nigmaßige Beiträge ergänzt werben, deren Vertheilungs-Verzeihniffe von dem Praͤfek⸗ 
ten, auf das Gutachten der Unterpräfekten, für erefutorifch erklärt werden follen, nach⸗ 
dem fie von dem Minifter genehmigt find. 

Art. 11. Die ehemaligen jübifhen Gemeinheiten werben in denfelben Bezirkungen, 
welche fie vor der jegigen Zerritorial-Eintheilung bes Königreiches hatten, fortbeftehen, 
aber als befondere Gefellfchaften nur in Hinſicht der von ihnen Eontrahirten Schulden, 
en Verfchreibungen, wegen welcher die Mitglieder diefer Gefellfhaften verhaf: 
tet find. 

Art. 12. Die jüdifchen Gemeinheiten haben unverzüglich für die Bezahlung ihrer 
Schulden Sorge zu tragen, und bis zu deren Berichtigung muß jeder Jude zu den 
Schulden, Koften und Laften der Gemeinheiten, zu weldyer er vor ber jegigen Territo— 
rialeintheilung des Königreichs gehörte, ferner Beitrag leiften. 

Urt. 13. Jeder Jude, welcher fih in dem Königreich niederläßt, ſoll gehalten fein, 
innerhalb ſechs Wochen ſich in die Regifter der Synagoge, in deren Bezirk er feinen 
Wohnfis nimmt, eintragen zu laffen, um zu den Laſten des Sottesdienftes beizutragen. 

Art. 14. Der bürgerliche Zuftand der Juden foll in jeder Gemeinde v. 1. Mai d. J. 
an von dem Maire und in deffen Ermangelung von dem Adjunkten feftgeftellt werben, 

Das Konfiftorium und die Rabbiner haben in Uebereinftiimmung mit der bürgerlichen 
Autorität darüber zu wachen, daß die jüdiſchen Familien die Geburtss Ehe: und Sterbes 
Akten, den Vorfchriften des Codex Napoleon gemäß, vor diefen Beamten verrichten. 

Die Mairen und Adjunkten haben fid in Hinfiht der Haltung der Regifter, und ber 
Aufnahme der Akten nad) den Borfcriften des Goder Napoleon und unferes Dekr. v. 
22. Jan. d. 3. zu bemeffen. | 

Art. 15. Innerhalb drei Monaten, vor der Publikation ded gegenwärtigen Dekrets 
angerechnet, follen alle Juden dem Namen, unter dem fie bekannt find, einen Beinas 
men binzufügelt; welcher der Unterfheidungsname ihrer Kamilie werden fol; fie müfs 
fen ihn bei der Municipalität ihres Wohnortes eintragen laffen, und bürfen ihn, weder 
fie, noch ihre Kinder, bei Strafe Nameneverfälfhung, ohne Unfere Erlaubniß, nicht 
verändern. 

Die Mairen haben darauf zu achten, daß fie weder Namen von Städten, noch ſolche, 
welche bekannten Kamilien zugehören, annehmen, 

Art. 16. Bei diefer Eintragung der Namen müffen die Juden die Anzahl und das 
Alter ihrer lebenden Kinder angeben und haben fie zur Unterftüsung ihrer Angabe in 
Betreff des Alters befcheinigte Auszüge ber Geburtöregifter, wenn beren ——— 
ſind, oder ſonſtiger Dokumente, die bisher unter ihnen in Gebrauch waren, vorzulegen. 
Bei ermangelnder Authenticität dieſer Regiſter oder Dokumente fol das Alter ihrer 
Kinder jedesmal, wo es deſſen bedürfen wird, durd) Urkunden und Zeugen bewahrheis 
tet werben. 

Art. 17. Unfer Minifter der Zuftiz und des Inrı. ift mit der Vollziehung deö gegen: 
wärtigen Defrets beauftragt, j 

Gegeben in Unferm Eönigl. Pallafte zu Eaffel den 31. März im Jahre 1808, und im 
zweiten Unferer Regierung. Unterfchrieben: Hieronymus Napoleon. 

Auf Befehl des Königs. Der Minifter Staats-Sekretaire, 


Xts gleichlautend befcheiniget, unterſchreiben: Grafv. Fuͤrſtenſtein. 
Det pröviforifhe Miniſter des Juſtizweſens 
umd der innern Angelegenheiten, 
Simeon. 
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Pine weitere Ausführung diefed Dekr. v. 31. März 1808 betreffend bes 
immte: 


3) Das Dekr. v. 23. Aug. 1809. 


Art. I. Die im erſten Artikel erwähnten Ausgaben (zur Deckung der Koften des 
Gottesdienftes- und der inneren Verwaltung für die Inftitute und Schulen ihrer Kon: 
feffion) follen beftritten werben: von den beftehenden und bis auf dieſen Zeitpunkt zum 
ae des ifraelitifchen Gottesbienftes und Erziehungswefen erhobenen Auffünften, 
nämlich: 

a) Einkünfte aus Vermaͤchtniſſen; 

b) Ein Prozent von der Ausfteuer; , 

c) Durch eine beftimmte Familienfteuer von 2 Gar, (21 Sgr.) wöchentlich ober 
41 Thl. jährlich, die ein jeder, welcher feinen eigenen Haushalt führt, wenn er 
nicht ledig ift, zu entrichten verbunden ift, und find nur diejenigen ausgenommen, 
welche ihr Unvermögen bei der im Art. IV, genannten Syndiken und Vertheilern 
gehörig darthun koͤnnen; 

d) Durch eine unbeftimmte Steuer, welche ebenfalls von jeder Familie und von allm 
Individuen, die ihre eigene Wirthichaft führen, nad) Maßgabe ihres Vermögens, 
erhoben werben foll; 

rt. III. Der Ueberſchuß fol verwendet werben 1. zur Dedung der Ausfälle; 2. zu 
Bezahlung der den Mitgliedern des Konfiftoriums noch rüdftändlich gebührenden Be 
foldungen. Der etwaige Ueberſchuß aber foll fir das nädhfte Jahr aufbewahrt werben, 

‚Art. IV. Die durch den 2, Artikel verordnete zwiefache Steuer foll vom Konſiſtoriam 
auf die Gemeinden, und durch die für jeden Bezirk beftellten Syndiken auf die Familien 
vertheilt werden. — Es follen bei diefem Geſchaͤfte zur Affiftenz diefer Syndilen auf ihren 
Vorſchlag Vertheiler vom Konfiftorium ernannt werden, welche aus ben würbigjten 
Mitgliedern jeder ifraelitifchen Gemeinde zu nehmen find. 

Art. V. Die Liften der Vertheilung unter die Kamilienglieber follen von ben Präfek 
ten auf das ihnen von den Unterpräfekten vorgelegte, und von diefen mit Zuziehung der 
Mairen auögearbeitete Gutachten geprüft und für erekutorifch erklärt worden, zu bie 
fem Ende find die Syndifen gehalten, den Unterpräfekten die Grundfäge mitzutbeilen, 
wonach fie fowohl bei der einzelnen Vertheilung, als bei ber Beftimmung des Mari: 
mum und Minimum in Dinficht diefer Befteuerung verfahren find. 

Art. VI, Die Syndiken follen bie Einnahmen erheben, find für felbige verantwort: 
lich, und haben ſolche nad; Vorfchrift des gegenwärtigen Defrets auf Verfügung des 
Konfiftoriums zu verwenden. 

Art. VII, Alle drei Monate haben die Syndiken dem Präfekten ihres Departements, 
von ber Erhebung und Verwendung der eingenommenen Summen Rechnung abzulegen. 

Art. VIII. Die Synditen haben, außer der alle drei Monate abzulegenden Rechnung, 
auch jährlich dem Konfiftorium und den Präfekten eine Rechnung vorzulegen, welde 
biefe abfchließt. (Bulletin des Jois II, p. 311.) 


4) Vorftehended Dekret wurde näher beftimmt durch dad Negulativ v. 
10. Nov. 1809. 


$.1. Die erwähnten Unterhaltungstoften follen, Inhalts des gedachten Königlichen 
Dekrets fließen: - 
1) aus den Aufkünften derjenigen Vermächtniffe, welche zum Beſten des israelitifchen 
Gotteödienftes und Judenunterrichts angeordnet wurden; 
2) aus einer Abgabe, welche die ſich verehelichenden Sfraeliten zu leiften haben; 
3) aus einer anderen wöchentlichen Steuer, weldye von jeder ifraelitifchen Familie 
nad) ihren Vermögens-Umſtänden entrichtet wird. 


ad 1, 

$. II. Solche Vermächtniſſe diefer Art, welche einer befonderen Gemeinde gehören, 
—— ferner von dieſer verwaltet, und das Konſiſtorium verfügt nur über die Auf 

nfte, 

$. III. In Anfehung folder Vermaͤchtniſſe jener Art hingegen, die mehreren Gemein: 
ben zugleidy gehören, kann deren Verwaltung nur unmittelbar dem Konfiftorium der 
Sfraeliten zuftehen. Daffelbe wird demnach die Urkunden folder Bermädhtniffe, die fie 
betreffenden übrigen Papiere und die Gelder dergleichen Vermaͤchtnißkaſſen ſich abliefern 
laffen, um fie durch einen anzuftellenden Kaffirer und Verwalter gehörig, mit puͤnkt⸗ 
lichfter Sorgfalt dergeftalt verwalten zu laffen, daß derfelbe die aufzuftellenden, mit 
m (ur belegter Einnahme und Ausgabe verfehenen Rechnungen beim Jahres ſchluſſe 
einfende, und die Ankünfte zu feinem andern Zwede als zu dem anmwende, zu weldyem 
fie urfprünglich beftimmt wurden. 
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an 2. 

$. IV. Solche beſteht in einem Prozent von demjenigen, was bie ſich verehelichenden 
Iſraeliten beiderlei Geſchlechts als Mitgift und Brautfchasgelder in bie Ehe bringen. 

$. V. Dieſes Progent wird von dem Brautpaare vor Aufnahme der Givilakte an 
das ifraelitifche Syndikat des Orts entrichtet, wo der Bräutigam feinen Wohnfig hat, 
ohne daß der Hochzeitsort hierbei einen Unterfchieb macht. 

$. VII. Sind die Brautfhagr und Mitgiftbeträge nicht beftimmtz fo hängt es 
vom Syndikus ab, die Offenbarung vom ifraelitifhen Brautpaare, deffen Xeltern und 
Vormuͤndern mittelft Handfchlags an Eides Statt zu begehren. 

§. VIII. Diefe Progentgelder bilden eine befondere Abtheilung ber von ben Syndiken 
vierteljährlich aufzuftellenden Rechnungen. ' 


ad 8, 

8. IX. Diefe. Steuer befteht wöchentlich in 32 Gentinen. Sie wird ganz gleichförmig 
von jeder zahlungsfähigen Familie entrichtet, ohne daß der VWermögensftand einen Un: 
terſchied begründe. | 

$. X. Jedes ifraelitifche Familienhaupt muß die Steuer leiften. Als ein folches Ka: 
milienhaupt wird diejenige ifraelitifche Perfon betrachtet, welche Geſchäfte auf eigene 
Rechnung treibt. Niemand, er fei ehelichen oder ledigen Standes, ift davon ausge: 
nommen, als derjenige, welcher feine Dürftigkeit den Syndiken und ihren Vertheilungs: 
gehülfen darthun wird. # 

4 


a + 

$. XT. Diefe Steuer foll im Jahre . . „ den Betragvon ..... Rthlr. aufbringen. 
Das Konfiftorium der Sfraeliten wird demnach die Haupteintheilung fo machen, daß jene 
. Summe daraus entfpringe. Es wird dabei auf die Lage der ifraelitifhen Einwohner 

jedes Rabbinerfprengels im Ganzen, ingleichen darauf Rüdficht nehmen, ob nicht dieſer 

Sprengel außerdem noch zu ifraelitifhyen Gorporationsihhulden beizutragen habe, und 
in diefem Falle ſolchen Sfraeliten weniger als andern anfegen. Das Konfiftorium wirb 
diefe Haupteintheilung dem Minifterium des Innern, und Auszüge daraus den Präfektu- 
ren zufertigen. Ä : 

8. XII, Die Synditen haben fodann die Vertheilung auf bie einzelnen Familienhaͤup⸗ 
ter folgender Geftalt zu bewirken: ... . . » Zeber Rabbiner oder Unterrabbiner wird vom 
Konfiftorium aufgefordert, an jeden Ort eines Syndikats feines Rabbinerfprengels ſich 
zu verfügen. Er, der Rabbiner oder Unterrabbiner, ernennt einen Vertheilungsgehül: 
fen; das Syndikat beftimmt einen zweitens die Beiden auf diefe Art Erforenen erwäh— 
len einen dritten. Diefe drei Gehülfen, welche ſaͤmmtlich aus den würdigften der im 
Syndikatsbezirke wohnenden Sfraeliten zu nehmen find, bilden neben dem Rabbiner 
oder Unterrabbiner und dem Syndikate die Bertheilungsfommiffion für den ganzen 
Syndikats-Bezirk. 

Der Rabbiner oder Unterrabbiner macht vorm Beginn ber Vertheilung jedes Mit- 
lied der Kommiffion durch einen Handfchlag verbindlich, gewiffenhaft die Vertheilung 
vorzunehmen. Er felbft legt diefen Handfchlag in die Hände des Syndikus, oder wenn 
mehrere Synbifen für einen Syndikatsbezirk beftellt find, bdesjenigen von dieſen ab, der 
gerade zu der Zeit die Syndikatsdirektion zu führen hat. 

Hierauf wird die Vertheilung derjenigen Summen, weldye nad) der vom Konfiftorium 
bewirkten Hauptvertheilung vom fraglidyen Synbikatsbezirke aufgebracht werden muß, 
unter beffen einzelne Bamilienhäupter aufs gewiffenhaftefte vertheilt. Hieruͤber dienen 
folgende Grunfäge zur Richtſchnur: 

a) Wenig Vermögende, wenn fie auch die Kamilienfteuer entrichten müffen, tragen 
zu dieſer Vermögengfteuer nichts bei. Zahlreiche Kinder, langwierige Krankhei— 
ten und ähnliche Umftände gewähren einen Grund zum geringeren Anfage. 

b) Die Vermögenden werben in mehrere Klaffen abgefondert. Die Unterfte entrich 
tet nur den geringften Sag (das Minimum). Diefes Minimum muß jedoch wes 
nigftens in zehn Franken (24 Athir.) beftehen. Die folgenden Klaffen zahlen 
einen höheren Sag, und endlich bie zulegt folgende reichite Klaffe den höchiten 
(das Marimum). Dieſes Marimum darf aber unter keinerlei Bebingung über 
1000 Franken (250 Thlr.) fteigen. Die Summe, weldye von allen Klafien ber 
Kontribuenten zu dieſer Vermögenöftener geleiftet werben foll, muß berjenigen 
völlig gleich fein, welche das Konfiftorium für den fraglichen Syndikatsbezirk 
angefest hat. , 
Sobald die Vertheilungstommiffion'mit diefem Zarotionsgefchäft zu Stanbe ift, 
arbeitet fie bie Bertheilungsrolle aus, fie wird von der ganzen Kommiſſion unter: 
fchrieben und dem Syndikat überlaffen. 

Solches befördert fie jofort an bie Unterpräfektur ihres Wohnſitzes, welche fels 
bige in Gemäßheit bes 5. Artikels des K. Dekr. v. 23. Aug. 1809, nach Einzie⸗ 
Thl. VIII. Bo 93. Die Berhäftniffe der Juden. 95 
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hung der noͤthigen Rachweiſungen an die Präfektur gelangen laſſen wird, damit 
fie daſelbſt geprüft und für exekutoriſch erklärt werde 
Der Rabbiner oder Unterrabbiner bat diefe Operation bei jedem Syndikate be: 
ſonders vorzunehmen, folglid an eines jeven Wohnfig ſich zu verfügen. 
$.. XI. Die Synbikate find werpflichtet, den erwähnten abminiftrativen Behörden 
mit allen begehrten Nachrichten an die Hand zm gehen, welche zur Beurtheilung ber 
Vertheilung dienen können. 
$. XIV. Die gange Vertheilungd:Rommiffion aber iſt ſchuldig, bei jeder einzelnen Zu⸗ 
theilung ihrer gewifjenhafteften Ueberzeugung zu folgem, ſich won keiner Nebenabficht, 
fei es weldye es wolle, jemals leiten zu laffen, und alfo niemals einem Familienhaupte 
mehr aufzulegen, als es zu tragen vermag, Feinem aber auch weniger, ald es tragen 
fann, um bie zu vertheilende Summe aufzubringen. 
$. XV. Wenn bie Vertheilungskommiſſarien ſelbſt fi far ihre Perfonen zu wenig 
auflegen wollten, fo würde dies unter die ſtrafwürdigſten Handlungen gehören. 
$. XVI. Alle Befchwerden über dergleichen, fo wie über vermeint zu hohe Anfäse, 
werden von der Präfektur entfchieden. 
$. XV, Kein Sfraelit, welcher zum Vertheilungsgehülfen gewählt it, kann fid 
dieſem Gefchäfte entziehen; es fei denn, daß er binnen 24 Stunden, nachdem ihm feine 
Wahl befannt geworden, nachweiſe, daß es ihm wegen Krankheit oder nothwendiger 
Abmefenheit, oder anderer unabänderliher Verhinderungen unmöglich falle, dies Ge 
Thäft für dasmal zu beforgen. Wer ohne hinreihende Entſchuldigung fich der Ueber: 
nahme dieſes Gefchäfts verweigert, ift zur Vergütigung bes daraus entjtehenden Scha— 
bens verbunden. 
$. XVIII. Würden die beiden Bertheilungsgehülfen, welche von dem Rabbiner ober 
Unterrabbiner und vom dem Syndikat erforen wurden, wegen der Wahl des dritten 
nicht einig werben können, fo fol das Syndikat den Ausſchlag geben zc. 
(a.a. O. II. 509.) 


Zweites Kapitel. 
Gegenmwärtige Berhältniffe. 

]. Ueber die gegenwärtige Geftaltung biefer vosftehend bargeftellten 
Berfaffung der Zuden fpricht fi im Allgemeinen aus: 

1) die Cik. Verf. der Reg. zu Magdeburg, an ſämmtliche Magifträte. 

Es ift bisher angenommen worden, daß mit der Auflöfung des für das Königreich 
Weftphalen errichteten jüdifhen Konſiſtorii au) das ganze Dekret v. 31. März 1808 
außer Wirkfamkeit getreten fei, die Sudenfchaften nu nirgend als Korporationen, 
fondern nur als erlaubte Privatgefellfchaften zu betrachten wären, um deren innere 
Angelegenheiten fi die Staatsverwaltungsbehoͤrde nicht zu kümmern haben. 

Nachdem jedoch die Allerh. 8. DO. v. 8. Aug. 1830 vorläufig in den neuen und wie: 
bererworbenen Provinzen die Aufrechterhaltung det vorgefundenen Verfaſſung befohs 
len hat, gewinnt die Sache eine andere Beftalt, und es müffen die Vorſchriften vom 
31. März 1808 unter den, nach der jesigen Einrichtung den Behörden nöthigen 
Mobifitationen, zur Ausführung gebracht werden. 

Wir find nad höherer Anordnung an die Stelle des ehemaligen Konſiſtorii getreten, 
um die Aufficht über die jüdifchen Gemeinden zu führen, und ihnen ſowohl bei Aufbrin= 
gung der Kultuskoften als bei Abtragung ihrer Schulden die nöfhige Affiltenz zu leiſten, 
auch dahin zu fehen, daß die Schulden in Gemäßheit bes mehrgedachten Dekrets, fobald 
als möglich abgetragen werben. 

Wenn unter diefen-Umjtänden der dortige jüdifhe Kaufmann N. R. nah Maßgabe 
der in Abſchrift "beiliegenden Vorſtellung unfere und des Magiſtrats Mitwirkung bei 
Reorganifation der dortigen juͤdiſchen Gemeindeverhättnifie erbeten hat, fo kann biefe 
bemfelben in @emäßheit des Eingangs Gefagten nicht verweigert werben. 

um die Berhältniffe der dortigen ifraetitifchen Gemeinde feftzuftellen, wird es zuvör: 
derſt darauf anfommen: 

a) daß dieſelbe fich in der bisher ſiblichen Weife tiber die Wahl eines Vorſtehers ver: 
einige, ba es nach der Aeußerung des ıc. R. N. an einem ſolchen bis jest gänzlich 
fehlt. Als ftimmberechtigt bei der desfalfigen Wahl werden nach Analogie des 
$. 40 des weitphälifchen Regulativs v. 10. Nov. 1809 alle dort domilizirende ifrae- 
litiſche Familienhaͤupter, d. h. alle diejenigen Sfraeliten anzufehen fein, welche 
auf eigene Rechnung Gefchäfte treiben. 

Ueber das Ergebniß der Wahl iſt uns Anzeige zu leiften, und zugleich wegen 
der von uns zu ertheilenden Beflätigung gutachllich zu berichten. 
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Siernächſt Hat der Magiſtrat 

b) den zu erwaͤhlenden Vorſteher aufzufordern, den Etat der zu den Kultusbeduͤrf⸗ 

niſſen der juͤdiſchen Gemeinde nöthigen Einnahmen und Ausaaben, fo wie den 
Etat des Fonds zur Abtragung etwaniger auf der Gemeinde laftenden Schulden, 
anzufertigen und einzureichen, Wir werben denfelben demnaͤchſt betätigen und 
für erefutorifch erklären. 

Es handelt ſich hierbei lediglich um die Ausgaben, welche die Orts-Gemeinde für ſich 
zu beftzeiten hat, da ſolche, weldye für einen größeren Diftrikt zur Zeit der Zwifchene 
herrſchaft aufzubringen waren, 3. B. Gehalte des Konfiftorii, des Departements:S Ms 
ditats, wegfauen — Deshalb find nur unter den Ausgaben aufzunehmen: 

1) das — der Beamten des Kultus und der Schulen; 

2) des noͤthigen Verwaltungs⸗Perſonals; 

3) ‚die Koſten der Unterhaltung der Synagogen, Schulen ꝛc.; 

4) ‘die Beiträge zur Verzinfung und Abtragung ber etwanigen Schulden; 

5) zur Armenunterftügung ; Ä 

6) zu unbeftimmten Ausgaben. 

Daß hierbei mit aller möglichen Sparſamkeit verfahren werben wird, fegen wir voraus, 

Die Fonds zu diefen Ausgaben müffen, wenn nicht beftimmte Stiftungen vorhanden 
find, deren Ertrag ſolche gewährt, von ſaͤmmtlichen jüdifchen Einwohnern des ftädti- 
ſchen Gemeinde:Verbandes aufgebracht werben. 

Das Dekret v. 23. Aug. 1809 (erläutert durch dad Regulativ v. 10. Nov. 1809 ſ. d. 
Gefegbülletin des vormaligen Königreichs Weftphalen) — bezeichnet die Art und Weife, 
wie die Aufbringung gefchehen foll, und zwar: 

a) durd) ein Prozent der Ausfteuer von Eheleuten bei ihrer Verheirathung; 

b) durch eine fire Steuer von 24 Sgr. von jeder Kamilie wöchentlich; 

ec) durch eine unbeftimmte Steuer, welche von jeder Kamilie nad) Verhältniß ihres 

Vermögens erhoben wird. | 

Die legtere Steuer wird bie Hauptichwierigkeit machen, Der Vorfteher hat nad 
Art. 4 des oben allegirten Dekr. v. 23. Auauft 1809 die würbigften Mitglieder der Ge: 
meinde als Vertheiler zu wählen, und mit diefen die Repartition gewiffenhaft zuzulegen. 
Hiernächft ift diefelbe dem Meagiftrate einzureichen, welcher alsdann die Beftätigung 
bei uns nachzuſuchen hat. — Bon felbft verfteht fich, daß, wenn die adb, gedachte Steuer 
und die vorhandenen beftimmten e- dad Bedürfniß deden, die Aufbringung ber 
unbeitimmten Steuer nicht nöthig ift. 

Hiernad) hat der Magiftrat das Nöthige zu veranlaffen, und erwarten wir binnen 6 
Wochen den Bericht defjelben über die Lage der Sache. 

(Ann. XVII. ©. 696.) a 

II. Bon den politifhen Rechten find den Juden in diefen Landes⸗ 
theilen 

1) die ftändifchen durch die G. wegen Anordnung der Provinziaiftände 
in Sachſen Weftphalen und der Mark v. 27. März 1824 genommen, da 
diefe die Gemeinfchaft mit einer chriftlichen Kirche verlangen ?); eben ſo 
fehlt ihnen nn ee 

2) dad Patronat Über priftliche Kirchen 2). Dagegen haben fie 

3) alle übrige politifche Rechte gleich den Chriften. 

Was insbefondere die Befähigung zu Staatdämtern anlangt, fo 
ftanıd ihnen diefelbe unbedenklih nah Weftphälifcher Verfaſſung zu und 
involvirt mithin ein Necht, welches unter dem Schuge der mehrermähnten 
Preußischen und deutfchen Bundeögefege fteht. 

Wenn ein R. des K. Min. ded Inn. an die K. Reg. zu Magdeburg v. 
17. Aug. 1827 ®) die Juden nicht befähiget hält, Auftionsfommiffarien 
zu werden, weil dies ein Staatsamt fei, jo muß man annehmen, daß ſich 
dieſe Beſtimmung auf Landestheile beziehe, welche nicht zu dem Königreiche 
Weſtphalen gehört haben; anderenfalls enthielte daſſelbe eine ungeſetzliche 


Beſtimmung *). 


1) Vergl. Abthl. I. Abſchn. IV, Kap. II. sub III. 
2) Vergl. a. a. ©. sub II. 

9 Vergl. daſſelbe Abthl. II. Abſchn. I, Kap. VI. sub II, 7: ©. 284, 

+) Koch fagt kurzweg a, a, O. S. 248, die politischen Rechte feien den Juden 
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4) In Beziehung auf dad Stabtbürgerrecht bemerken bie R. v. 
12. Dec. 1832 und 22. Oft. 1835 "), daß die St. Ordn. Feine neuen 
Rechte gegeben, fondern nur die früheren Verhältniffe aufrecht erhalten, 
die Suden mithin in den ehemals wefiphälifchen Ländern das Bürgerrecht 
ätten. 

i 1. Dad Schulmwefen anlangend, war im Jahre 1829 ein rheinifch: 
weftphälifcher Verein zur Bildung von Elementarlehrern und zur Beförbe: 
zung von Handwerten und Künften unter den Juden zu Münfter geftiftet 
worden ?2). 

An Betreff der Ableiftung der Militair:Dienftpflicht Seitens der Zög— 
linge diefer jüdifchen Vereinsſchule vergl, dad N, vom 19, Auguft 1840, 
Abſchn. XI. Kap. II. S. 375. 

IV. In den vier Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und 
Hörter des Regierungsbezirkes Minden find die Juden in ihren flaats: 
bürgerlichen Rechten rüdfichtiich einzelner Beziehungen wiederum einge 
fohränft worden. Es widerfprechen diefe Beflimmungen dem Art 16 der 
deutfchen Bundesakte 3). 


Die betreffenden Gefeße lauten: 

a) 8. O. v. 20. Sept. 1836, wegen Befeitigung der in den Kreifen 
Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, ded Negierungd: 
bezirks Minden, aud der Anfiedelung der Juden auf dem platten ande 
und deren Verkehr mit den Landbemohnern bäuerlihen Standesentfprun: 


genen Mißverhältniffe. | 
Auf den Bericht des Staatöminifteriums v. 8. v. M. fee Ich zur Befeitigung der 

Mifverhältniffe, weldhe in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, des 

Regierungsbezirks Minden, aus der Anfiedelung der Juden auf dem platten Lande und 

deren — mit den Landbewohnern bäuerlichen Standes entſprungen find, Fol: 

gendes feit: 

41) Zur Erwerbung bäuerlicher Grundftüde in den genannten vier Kreifen follen Su: 

deſn kuͤnftig nur unter der Bedingung zugelaffen werden, daß fie diefelben ſelbſt 
und mit jüdiihem Gefinde bewirthſchaften. Kommen fie diefer Verpflichtung 
nicht nad, fo find die Grundftücde auf den Antrag der Regierung gerichtlich zu 
fubhaftiren und einem qualifizirten Erwerber zuzufchlagen. — Die Gerichte find 
ſchuldig, einem ſolchen Antrage Folge zu geben, ohne auf eine materielle Prüfung 
deflelben einzugehen. 

2) Wenn von Perfonen bäuerlichen Standes, welche in dem Bezirke der gebachten 
vier Kreife wohnen ($. 1, Zit. 7. Thl. II. Landrecht), Schuld: Bekenntniffe an 
Juden, diefe mögen in jenen Kreifen oder anderswo ihren Wohnfis haben, ausge: 





auch hier entzogen, insbefondere könnten fie Staatsämter nicht bekleiden, da 
ihre Religion mit dieſem Rechte ganz unverträglid erfcheine. 
Er fügt hinzu: „Eine deöfalfige Verordnung ift nicht betannt geworden.” Eine 
in der That neue Art der Beweisführung. Im Königreihe Weftphalen nahm 
die Geſetzgebung — gegen die Anſicht des Herrn Koch — an, die Staatsämter 
vertrügen ſich mit der Religion der Juden und ſprach lesteren das Recht auf dies 
felben zu. Die Preußifchen und deutſchen Bundesgefege festen feft, daß bie 
beftehenden Rechte der Zuden aufrecht erhalten werben follen. Here Koch fagt 
felbft, es fei kein Geſetz erfchienen, weldes ihnen das Recht auf Staatsämter 
nehme. Aus biefen Sägen kommt Herr Koch auf bie logifche Folgerung: 
— — Staatsämter iſt den Juden entzogen, weil es mit ihrer Religion 
erträglich. 

) Vergl. daſſelbe Abſchn. VII. Kap. I. ©. 360. 

2) Nach dem vierzehnten Berichte bes Vereins find aus der Elementar-Lehrer-Bil— 
dungsanftalt bis jegt 84 Lehrer hervorgegangen, weldye in jübifchen Gemeinden 
der beiden Provinzen mit fegensreiher Thätigkeit ihrem Berufe obliegen und 
die Gefammtzahl der aus beiden Provinzen auf Koften bes Vereins bis jest 
ausgebildeten Böglinge beträgt 207. (Staatszeitung 1843. Nr, 7.) 

*) Vergl. hierüber Äbthl. I, Einleitung ©, 19 ff, | 
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ſtellt werben, fo findet daraus, ohne Unterſchied des Geſchaͤfts, auf welches fie Be- 
zug haben, eine gerichtliche Klage nur in fofern ftatt, als fie vor dem perfönlichen 
Richter bes Schuldners aufgenommen worden find. — Der Richter ift verpflichtet, 
die Aufnahme zu verfagen, wenn ſich bei ber jederzeit vorzunehmenden Prüfung 
des Geſchaͤfts der Verdacht eines Wuchers ergiebt. 

3) Die vor Bekanntmachung diefer Order von einer der unter 2. erwähnten Per: 
fonen an einen Juden ausgeftellten Privat:Schuldbefenntniffe müffen binnen drei 
Monaten nach jener Bekanntmachung dem perfönlichen Richter de8 Schuldners 
vorgelegt werden; ber Richter hat diefelben in ein befonberes fortlaufendes Re: 
aifter einzutragen und die gefchehene Eintragung auf der Schulburfunde unter 
Beidrüdung des Gerichtöfiegeld zu vermerken. Unterbleibt diefe Vorlegung, fo 
liegt dem Juden, welcher eine Schulbforderung an eine der vorgebadhten Perfonen: 
auf ein früheres Privat-Schuldbetenntniß gründet, der Beweis ob, daß bie Aus: 
ftellung beffelben bereits vor Bekanntmachung der gegenwärtigen Orber erfolgt 
ift. Die Eintragung in das Schulbenregifter und der darüber auszufertigende 
Vermerk gefchehen fportels und ftempelfrei. | | 

Diefe Beftimmungen find durch die Gefesfammlung und die Amtöblätter ber Provinz 
MWeftphalen befannt zu machen. Berlin, den 20. Sept. 1836. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 
(G. S. 1836. S. 248.) 


b) K. O. v. 5. Jan. 1839, betr. die Modifikation der Beſtimmung im 
8. 1. der Allerh: K. O. v. 20. Sept. 1836. 

. Auf den mit feinen Anlagen beigefügten Bericht der betreffenden Minifter der Juſtiz, 
des Inn. und d. Fin. dv. 21.0. M. will Ich, nach dem Antrage derfelben, die Beftim:” 
mung im $, 1. Meiner DO. v. 20. Sept. 1836 wegen Befeitigung der in den Kreifen 
Paderborn, Warburg, Büren und Hörter aus ber Anfiebelung der Juden auf dem plat- 
ten Lande und deren Verkehr mit ben Landbewohnern bäuerlihen Standes entfprun: 
aenen Mißverhältniffe dahin mobifiziren, baß den Juden, unter Beibehaltung der 
Verpflichtung zur Selbitbewirtbfchaftung als Bedingung bed Ermwerbes bäuerlicher 
Grundftäde bis gum 1. Sanuar 1844 geftattet fein fol, die feit der Publikation Meiner 
D. 2. 20. Sevt. 1836 erworbenen, oder künftig noch zu erwerbenden bäuerlichen Grunb: 
ſtücke mit chriſtlichem Gefinde zu bewirthichaften. Das Staats:Min. hat diefen Erlaß 
durch die &. S. befannt zu machen, auch zu verfügen, daß berfelbe in bie Amtsblätter 
ber Provinz Weftphalen aufgenommen werbe, 

Friedrich Wilhelm. 


Un das Staatsminifterium. 
(6. ©. 1839. Nr. 1975.) IL 
€) Früher hatte man deraleichen Beftimmungen für überflüffia erachtet. 
Das R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 23. März 1824 
an die K. Reg. zu Münfter bemerkt: 

Das unterzeichnete Min. kann fidy durch die von ber K. Reg. in bem Berichte vom 
14. v. M., mit Rüdficht auf den von dem jüdifchen Glaubensgenoffen NN. gefchehenen 
Ankauf des N.fchen Solonats, vorgetragenen Umftände nicht bewogen finden, gefeßliche 
Beftimmungen wegen Beſchraͤnkung der den mit ftaatöblirgerlichen Rechten im weiteften 
Umfange verfehenen jüdifchen Bewohnern der Provinzen jenfeits der Elbe zuftehenden 
Befugniß, ländliche Grundftüce anzufaufen, in Antrag zu bringen. Denn, da den 
Juden der alten Preußifchen Provinzen diefelbe Befugniß durch das Ed. v. 11. März 
1812 beigelegt ift, fo würden die von der K. Reg. gewünſchten einfchräntenden Beftim: 
mungen dem Geijte der Gefeggebung, welcher ſich in den Vorfchriften des Ed. an den 
Tag leat, geradezu entgegen fein. 

Die Berufung auf Verfügungen, welche in ber gegebenen Beziehung wegen ber jüdi⸗ 
fhen Einwohner des Großherzogthums Pofen erlaffen find, findet hier nicht ftatt, weil 
zufolge ber in jener Provinz bis jegt noch in Kraft beftehenden Geſetze, die Juden nicht 
mit denjenigen Rechten und Freiheiten verfehen find, welche das bezogene Edikt ihren 
Glauhensgenoſſen der alten Provinzen, und die fremdherrifche Gefesgebuna denen der 
vormals franzöfiihen, weitphälifhen und Bergſchen Gebietstheilen eingeräumt hat. 
So lange nit etwa für aut erachtet werben möchte, ſaͤmmtliche in diefer Beziehung 
mit gleichen Rechten ausgeftatteten Zuden des Staats aewiffen und zwar aleichen Be: 
ſchraͤnkungen zu-unterwerfen, kann nicht die Rebe davon fein, beraleichen Beſchränkungen 
für die jübifchen Bewohner einzelner Landed: Bezirke auf legislativem Wege in Antrag 
zu bringen. 

Nebrigens haben die geſchilderten Nachteile der ben Juden geftatteten Freiheit, länd⸗ 
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liche Grundſtuͤcke zu erwerben, ſich in den Laͤndern, wo das Edikt v. 11. März 1812 zur 
Anwendung kommt, bis jetzt nicht geoffenbaret. 

Daß von den Juden auf Hypotheken ländlicher Beſitzungen Darlehn gegeben werden, 
darf in der Regel: nicht als ein Uebel betrachtet werden, und die Concurrenz jüdifcher 
Kreditoren bei Subhaftationen ijt in Zeiten, wie die jesigen, wo der Mangel an Kauf: 
luftigen meiftens das Verderben der in Infolvenz gerathenen Schuldner herbeizuführen 
pflegt, fogar erwünfdt. 

Auch fcheint das Gemeinwefen dadurch nicht gefährdet zu werben, daß vermögenbe 
Juden, welche in den Fall kommen, ſich ländliche Grundftüde, worauf fie Kapitalien 
dargeliehen haben, bei eintretender Gubhaftation adjudieiren zu laffen, dergleichen 
Grundftüde nicht felbft bewirthichaften, fondern fie entweder zu verpadhten, odex bei Ge: 
legenheit auf eine ihnen vortheilhafte Weife wieber zu veräußern fuchen. 

Die Krage aber, inwiefern ed für nothwendig oder nüglich zu halten fei, der 3er: 
ſchlag ung der Bauergüter durch geſetzliche Maaßregeln entgegen zu wirken ? ift-altioris 
indaginis und kann, . bei diefer befondern Beranlaffung nicht erörtert werden, 

(Xnn. VII, ©. 190.) 


Bierzehnter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in dem zum. Groß— 
herzogthum Frankfurt gehörig geweſenen Territorio. 
Aktenmäßige Darſtellung des Bürgerrcchts der Jsraeliten zu Frankfurt a, M. Gedrudt 

bei Heidenheim in Rödelheim 1816. 

Die ehemald freie Reichsſtadt Wetzlar kam im Zahre- 1803 ald Grafs 
ſchaft an den Kurfürften von Mainz und nach Auflöfung ded Reichöver 
banded an dad Großherzogthum Franffurt. Sie bildet gegenwärtig einen 
Theil des Kreiſes Wetzlar im Regierungsbezirt Koblenz. In Betteff der 
Juden wurde die ehemalige Berfaffung —— durch die Konſtitutions⸗ 
Urkunde des Großherzogs Karl dd. Aſchaffenburg d. 16. Aug. 1810, fo 
wie das gemeine Recht im Jahre 1811 durch Einführung: des Code Napo- 
leon. Durch beide wurden die früheren Befchräntungen der Juden gänz- 
lich aufgehoben. 

Der $. 11. der Konſtitutions-Urkunde beftimmt: 

„Das Großherzogthum wird durch eine Konftitution regiert, weldye bie Gleichheit 
aller Unterthanen vor dem Geſetze 2c. feſtſetzt. | j 

8.13. Ale Einwohner des Großherzogthums Frankfurt genießen gleiche Rechte. 

Da durch diefe Gleichftellung Niemandem Geldeinnahmen genommen 
werden follten, fo beflimmte die V. v. 7. Febr. 1811!) eine Ablöfung der 
Abgaben, welche die Juden in Frankfurt zu zahlen gehabt und nachdem 
lettere auf einen Kapitalbetrag von 440,000 Fl. feftgeftellt und von den 
Zuden bezahlt waren, ſprach das Patent v. 28. Dec. 1811?) die vollkom— 
‚mene Sleichftelung der Juden zu Frankfurt a. M. mit den Chriften aus. 
— Die V. v. 30, Ian. 1812 organifirte demnächſt die Gemeinde-Ber 
faffung3). Ale politifhe und bürgerliche Rechte, welche den Juden fo: 
nah nicht ausdrüdlich fpäter genommen worden find, genießen fie in 
Wetzlar und feinem Gebiete gleich den Chrijten, da nach den mehrfach ew 
wähnten Geſetzen und insbefondere nach der K. D. v. 8. Aug. 1830 die 
borgefundene Verfaflung der Juden aufrecht erhalten worden. Diefe ihre 
Nechte ftehen unter der Garantie des deutfchen Bundes. 

a en genommen find den Juden aber lediglich die fländifchen 
echte. 


T) Regierungs:Bt. des Großherzogthbums Frankfurt Th. J. ©. 253 ff. 
2) Aktenmaͤßige Darftellung 2c. S. 9—R0, Regierungsblatt Thl. I. ©. 609 ff. 
2) Regierungsblatt Thl. 1. ©. 9. 
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Dritte Abtheilung. 


Folgen der Verfchiedenheit in den ftaatsrechtlichen Berhältniffen der 
Suden in den einzelnen Landeötheilen. 


Erſter Abjchuitt. 


Die Ueberfiedelung der Inden aus einem Lanbdestheile 
in ben andern. 


Erftes Kapitel. 
Allgemeine Beffimmungen und Beleudfung ihrer Geſetz— 
mäßigfeit. 


I, 


Gefetlichkeit ber Ueberfiedelung der jüdifchen Staatsbürger in alle Lan- 
dertheile, wo die Juden das Staatsbürgerrecht haben. 


Es ift bereit in der Einleitung zur erften Abtheilung ?) dargeftellt wors 
den, wie man unmittelbar mach der Decupation der neuen nnd wiedeter⸗ 
worbenen Provinzen von der richtigen Anficht ausging, daß die aus diefen 
in die älteren Provinzen überfiedelnden Juden mit den in letzteren woh— 
nenden vollfommen gleich behandelt werden folten?). Da man jedoch 
damals ein allgemeine Geſetz für alle Suden des Staates fofort beabs 
ficbtigte, fo ftellte man proviforifch feſt, daß inzroifchen das Ueberfiedeln 
der Zuden in die Provinzen, wo eine abweichende Sudenverfaffung 
befteht, nicht geflattet fein folle®). Diefe proviforifche Feſtſtellung iſt 
dadurch, daß jenes Geſetz nicht erſchienen, der urfprünglichen Abſicht 
zuwider, ſeit faſt dreißig Jahren nicht nur aufrecht erhalten worden, ſondern 
auch in einer Weife ausgedehnt, welche allgemeinen Rechtsgrundſätzen 


Es iſt in letzterer Beziehung offenbar zu unterſcheiden zwiſchen denjenigen 


1) Vergl. ©. 37 fi. 

2) Cs beftimmte dies namentlich der Fuͤrſt Staatskanzler im R. v. 24. März 1814 
in Betreff der Juden in den Provinzen links der Elbe. Vergl. daffelbe, fo wie 
die R. v. 10. Sept. u, 8. Nov. 1814 a. a. O. 

2) Vergl. die K. DO. v. 18. Febr. 1818 und eine größere Zahl Referipte a, a. O. 


und unten, 
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Landestheilen, in welchen bis jeßt den Juden die Staatsbürger: Qualität 
noch nicht zugeftanden worden !) und denjenigen Landestheilen, in welchen 
die Juden Staatöbürger find. 

Sn diefen Letzteren muß ſowohl nach allgemeinen, wie nad) Preußifchen 
ftaatsrechtlichen Principien die Berechtigung der Juden zur Freizügigkeit 
innerhalb diefer Landestheile anerkannt werden. 

Der Preußifche Staat bildet ein einiges organifches Ganze in Bes 
ziehung auf feine faatsrechtlihe Verhältniffe und nicht ein mechanifches 
Nebeneinanderftellen von allerhand Zerritorien, die nur unter dem Titel 
eines „Preußifhen Staates’ vereint wären. Eben deöhalb aber bat bie 
Preußifhe Staatöbürger- Qualität für den ganzen Staat Gältig— 
feit?), und mar um fo mehr, ald dad Incolat, was früber bei der Anfäfiig: 
machung in einzelnen Provinzen nothwendig war, ald Ueberbleibfel des alten 
Feudalftaates, aufgehobenmwurde?). Ein Staatsrecht der einzelnen Terri⸗ 
torien, aus welchen der Staat nach und nach entſtanden, erkennt der Preußiſche 
Staat im Allgemeinen nicht an, und doch ließe ſich nur hieraus logiſch 
ein Staatsbürger-Recht für dieſe einzelnen Territorien rechtfertigen. 
Es ändert ſich die Natur eines Staates dadurch nicht, daß derſelbe einen 
Länderzuwachs erhält und fo wenig Daher jemals der Satz aufgeſtellt wor: 
den, daß ein chriftlicher Staatsbürger der alten Preußifhen Provinzen nicht 
auch Staatdbürger in den 1814 und 1815 neu oder wieder erworbenen 
Territorien fei, fo wenig ift es gerechtfertiget, dies vondenjüdifchen Staats: 
bürgern ber alten Provinzen anzunehmen. Eben fo verhält e3 fich umge: 
ehrt mit der Staatdbürger- Qualität in den neuen und wieder ers 
worbenen Zerritorien. Auch hier liegt fein Grund vor, in denjenigen Terri— 
torien, woden Juden dad Staatöbürgerrecht vonden anerkannten franzöftichen, 
mweftphälifchen, Großherzoglich Bergfchen, Frankfurtfchen und Warfhaufchen 
Staaten gegeben war, letzteres nicht auch für die anderen Provinzen deffelben 
Staates anzuerkennen, in denen die Juden died Recht gleichfallö haben, denn 
dieſe neuerworbene Zerritorien rourden integrirende Theile des Preus 
ßiſchen Staates und der leßtere erkennt die Zurechtbeftändigkeit der von der 


— 


') Dem Gebietsumfange nach iftdies kaum ber fechfte Theil des Staates, da abgefehen 
von dem Großherzogthume Pofen, wo theild naturalifirte, theils nicht naturali- 
ſirte Juden eriftiven, diefelben das Staatsbürgerredht fowohl in den alten Pros 
vinzen haben, als in allen neuen, wo das franzöfifche Recht galt. Nur die Ge 
bietötheile, wo das gemeine deutfhe Recht bis zur Decupation fortgebauert, 
machen eine Ausnahme, naͤmlich die in in der Abthl. IE. Abſchn. V. bis VII. 
gedachten. Die im Abfchn. IX. u. X. gebachte Territorien find nur aus wenigen 
DOrtfchaften zufammengefest, 

2) Nur in Betreff der Territorien wird nad allgemeinen Grundfäsen eine Aus: 
nahme ftattfinden, in welchen verfaffungsmäßig den Juden die Staatsbürger: 
Qualität nicht zuftehtz eine nothwendige Konſequenz des beklagenswerthen 
Mangels der Einheit des Staats in dieſer Beziehung des inneren Staats— 
rechts. Dieſelbe Frage, freilich zwiſchen zwei verſchiedenen Staaten, kam vor 
Kurzem zur Sprache, als im Koͤnigreiche Sachſen einem franzöſiſchen Juden bei 
feinem Aufenthalte nicht die Rechte eines franzoͤſiſchen Bürgers, d. h. die eines 
Ausländers überhaupt, augeltanden wurden, fondern derfelbe ben Beſchränkungen 
ausländiſcher Juden unterworfen wurde, während in Frankreich die Religion 
auf die ftaatsbürgerlichen Rechte ohne Einfluß it. Da es fih im ſolchem Falle 
von einer weſentlichen Verfchiebenheit in einer einzelnen Beziehung des inneren 
Staatsrechts handelt, fo wird der Einzelne fich derartigen jtaatsredhtlichen Un: 
terfheidungen zu unterwerfen haben, welche rütjichtlich der Rechte der Bewohner 
anderer Provinzen oder anderer Staaten gelten, fei er übrigens Chriſt oder 


Zube, 
2) R. v. 5, März 1809. Mathis Bd. 10, ©. 65, Rabe Bd. 10, S. 46, 
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früberen Staatögewalt gefchaffenen Zuftände unbedingt an, hat indbefon: 
dere bei der Befigergreifung diefer Zerritorien in allen Patenten auddrüd: 
lich die Wahrung und Schüßung aller Rechte verſprochen Y. So wenig 
nun das unbedingt und ohne alle Reftriction gewährte Staatökürgers 
recht in den alten Provinzen fich bei Vergrößerung ded Staates auf erftere 
befchränft, fo wenig befchränft fich das beifpieldmeife ten Juden im König- 
reihe Weftphalen gewährte Staatsöbürgerrecht auf diejenigen Theile des 
Königreichd, welche an Preußen gekommen, fondern umfaßt, weil diefe 
Zerritorien mit Preußen in ftaatörechtlicher Beziehung in eine unfrenn- 
bare Verbindung getreten find, den ganzen Preußifchen Staat, fomeit in 
dDemfelben den Juden dad Staatöbürger:MRecht zufteht. _ 

Unter allen Umfländen befanden ſich im Zahre 1815 die Juden, wie Die 
R. 0.10. Sept. u. 8. Nov. 1814 ergeben, die erft Durch dad R. v. 19. Sept. 
1820 außer Wirkung gefeßt wurden, in dem Beſitze ded Rechts der 
Ucberfiedelung aud und in die verfchiedenen Territorien, 
in welchen ihnen dad Staatöbürgerrecht zuftand. Diefes Recht 
war ihnen überdied von Preußen felbft ausdrücklich verliehen worden und 
ed kann fomit nicht bezweifelt werden, daß der Art. 16.der Bundes» 
akte ihnen.diefed Recht garantirt?). 

Auch mit einer anderen Beftimmung der Bundesakte würbe die entgegen« 
eſetzte Anficht in einen auffallenden Widerfpruch treten. Es wäre bemer: 
enswerth, wenn nach Art. 18. sub 2. der deutfchen Bundesafte den Staatds 

Bürgern aller deutfchen Bundesftaaten Freizügigkeit zuſtände, letztere 
aber in den einzelnen Zerritorien eined und deffelben Staates für 
die Staatöbürger gehemmt fein folte | | Ä 

Die vorftehend entwidelten Grundfäße find zue Zeit von den Minifterien 
nicht anerkannt, vielmehr ift von denfelben die proviforifche Beftimmung, 
daß die Freizügigkeit der Juden zwifchen ben einzelnen Verritorien inhibirt 
fein folles), fomeit diefelben eine verfchiedene Judenverfaſſung haben, faktifch 
Dahin ausgedehnt worden, daß auchzmwifchendenjenigen Territorien 
Die Freizügigkeit aufgehoben fein folle, in denen die Juden 
Staatöbürger find, in Betreff derer mithin von einer im 
rd verfhiedenen Juden: Berfaffung nicht die Rede 
ein fann. ' 

Diefe nach flaatörechtlichen Prinzipien nicht zu billigenden Minifterial« 
Referipte, welche früheren Beflimmungen des Fürften Staatöfanzlers 
Hardenberg widerfprechen, beruhen lediglich auf einer K. OD. v. 18. Febr. 
1818, welche ihre Verfügung 

a) ausdrüdlich ald eine propiforifche erklärt; welche 

b) niemal& publizirt worden, mithin nicht allgemeined Geſetz ift, 
welches in Privatrechte eingreifen könnte; welche endlich 


1) Das unten folgende R. v. 9. März 1840 erkennt an, daß die Rechte der Juden 
auf Grund der Verſprechungen in den Befisergreifungs-Patenten nicht ge: _ 
ſchmälert werben können, behauptet aber, daß in diefer Verſtrickung auf ein ein: 
zelnes Territorium keine Schmälerung ihrer Rechte liege, 

2) Vergl. hierüber Abthl. I. Einleitung ©. 37 ff. u. 19 ff. 

>) Koc weiß diefe proviforifchen Zuftände a. a. DO. ©. 219 u. 221. Note 4. als 
vollkommen rechtlich durch die Beftimmung des X. L. R.I. 1. $5. 23. 24. zu 
rechtfertigen, welche befagen, daß perfönliche Eigenfhaften und Befugniffe eines 
Menfchen nad den Gefegen des Wohnortes beurtheilt werden. Er überfieht 
nur den einen Umftand, daß das Landredht hier von privatrehtlichen Eigen— 
fchaften und Befugniffen fpricht und es fi) im conereten Kalle um ftaatsredhtz 
liche handelt, daß mithin jene Gefehesftellen gar nicht paffen, | 
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c) wie dad folgende R. v. 19. Sept. 1820 ausdrücklich bemerkt, nur 
für einen fpeziellen Fall gegeben ift, mithin nach beftimmter Bor« 
fchrift der Gefege — Allgem. Landrecht. Einleitung $. 5. — auch aus 
diefem Grunde ald Geſetz für andere Fälle nicht betrachtet 
werben foll. Die Beitimmung diefer K. D. endlich ift 

d) durch Minifterial-:Referipte in einer unzuläffigen Weife höchſt aus: 
behnend interpretirt worden. 

Die 8. O. v. 18. Febr. 1818, wie fie in dem R. des Min. d. Inn 
(Erſte Abthl. Köhler) v. 19. Sept. 1820 an die K. Reg. zu Potsdam und 
v. 3. Mai 1824 an dad K. Pol. Präſidium zu Berlin mitgetheilt wird, 
lautet wie folgt: 

Das K. Polizei-Präfidium wird in Beſcheidung auf die Anfrage in dem Ber, v. 
21. v. M., betreffend die Grundfäge, nach welchen bie aus den Provinzen jenfeits ber 
Elbe hier einwandernden Juden zu behandeln? angewiefen, Sich die abfchriftlidy eins 
gereichte Beſcheidung für die Reg. zu Potsdam v. 19. Sept. 1820 (Anlage a.) eben: 
mäßig zur Richtfchnur dienen zu Laffen, und die Min. R. v. 10. Sept. u. 8. Nov, 
4814 nicht weiter in Anwendung zu bringen, indem folche der fpäter erflärten Abficht 
Sr. 8. Majeftät nicht entfprechen. Berlin, ben 3, Mai 1824. 

Min. des Jun. Erfte Abtheilung. Köhler. 
8. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 5. d. M. hierburdh zu erkennen gegeben, daß ber 
durch das Amtsbl, der Reg. zu Münfter auf Veranlaffung einer Allerh. K. O. v. 
18. Febr. 1818 befannt gemachte Grundſatz: 

baß, fo lange bie ftaatsbürgerlichen Verbältniffe ber Juden in ben 

neuen und wiebereroberten Provinzen nod nicht gefeälich feftftehen, 

das Meberziehen ber Juden in andere Provinzen, wofelbfi eine ab» 

weihendbe Suben:Berfaffung beftehr, nit zu geftatten fer, 
Ihrer Seits unbedenklich wider diejenigen Zuden in Anwendung gebracht werben Bann, 
welche aus den überelbifchen Provinzen nach dem Potsdamſchen Regierungs : Bezirke 
überzuziehen beabfichtigen, da innerhalb der fogenannten alten Provinzen, (welche den 
Beſtand der Monardie im Jahre 1812 ausgemacht), überall nur folhe Juden zur Mies 
berlaffung verftattet. werden bürfen, welche das Preußifhe Staats⸗Bürger⸗Recht im 
Sinne bes Edikts v. 11. März 1812 entweber von Gefeges wegen, ober dburd; Natura= 
liſation überfommen haben. 

Die hauptfählich einen fpeziellen Fall betreffende, oben erwähnte K. K. O. tft ber 
K. Reg. entbehrlich. Berlin, den 19, Sept, 1820. 

(Xnn. VIII ©, 471.) 

Aus diefem Inhalte der gedachten K. O. ergiebt fi nun keinesweges 
was in den beiden Refcripten daraus gefolgert wird, daß die Freixügigkeit 
der Juden aus den Zerritorien, in denen irgend eine Verſchiedenheit 
in der Juden-Verfaſſung vorlieat, gehindert werden ſolle. WBielmehr kann 
‚ eine richtige Interpretation bei den betreffenden Worten nur an wefent: 
lich verfchiedene Verfaſſungen denken, wie fie faktiſch wirklich gleichzeitig 
vorlagen, indem in den einen Zerritorien die Juden bloße Schutzverwandte 
waren, in den meiften dagegen Preußifche Staatsbürger. Nur diefe Im 
terpretation durfte gegeben werden, weil nur dieſe mit den allgemeinen 
Prinzipien des Staatsrechts und den angeführten allgemeinen Geſetzen 
übereinflimmt. 

Insbeſondere aber hätte, wenn num einmal diefe K. O. gegen den Elaren 
Buchſtaben des Geſetzes auch auf andere Fälle außer. dem fpeziell durch die: 
felbe entſchiedenen angewendet werben follte, mindeftend feſtgeſtellt wer: 
den müffen, daß diefe weitere Fälle demjenigen, für welchen die K. D. 
erging, analog waren. Es war alfo unbedingt mindeftens anzugeben, ob 
in jenem Pontreten Kalle die betroffene Perfon in den Ländertheilen wohnte, 
in denen fie bereits. die Staatsbürger-Eigenſchaft erlangt hatte, oder ob fie 
in den ehemald Sichfifchen Zersitorien, im Herzogthum Weftphalen, in 
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ben: ehemals Naffauifchen Gebieten ꝛc. lebte, mithin nicht Staatöbürger, 
fondern Schußgunterthan war. Es iſt nämlich erfichtlich, daß im dieſem 
leßterem Falle jene K. D. unter feinen Umftänden auf Fälle der erftes 
ren Art bezogen werden könnte, ohne gegen alle Auslegungsregeln zu vers 
fioßen. Nichtödeftoweniger hat man = auf Fälle lesterer Art ſowohl in 
den gegebenen als in fpäteren R. jene K. D. u. zwar ald einzige Baſis, 
angewendet. 

Es muß aus allen diefen Gründen den fämmtlichen Minifterial-Berfü- 
gungen, welche beflimmen, daß ein Zube, der Staatöbürger ift, nicht in 
alle diejenigen Preußifhe Territorien frei und ungehindert überfiebeln 
tönne, in welchen der Jude gleihfald Staatsbürger ift, daß er vielmehr 
für jebed Zerritorium, wo irgend abweichende Beflimmungen für Juden 
gelten, einer befonderen Naturalifation bedürfe, die gefehliche Baſis * 
ſprochen werden. Man darf hoffen, wie ſelbſt in dem Falle, daß eine 
allgemeine Geſetzgebung für die Juden noch längere Zeit ausbleiben 
ſollte, man doch bei einer Reviſion der folgenden, weitläufigen Miniſterial⸗ 
gefeßgebung die bisherigen Grundfäge verlaffen und lediglich in Betreff ders 
jenigen Territorien eine Inhibirung der Freizügigkeit und Ueberwachung 
des zeitigen Aufenthalts der Juden eintreten laffen wird, in denen diefelben 
noch nicht dad Staatöbürgerrecht erlangt haben. 

Hierfür haben fich denn auch bereitö mehrere Regierungen erklärt, fo die zu 
Magdeburg, wiedasunten folgende, v. 9. März 1840 zeigt, ferner die zu 
M arienwerder, wiedad Kap. II. sub IV. folgende R. v. 30. Sept. 1842 
ergiebt, und eben fo erklärt dad Min. des 3. felbft in dem unten gegebenen R. 
v. 26. April 1840, daß fich jene Hemmung des Ueberfiedelnd nur auf folche 
Territorien erſtrecken könne, wo nicht im Wefentlichen diefelbe Gefe: 
gebung hinſichtlich des Judenweſens gilt. Sie erfennt diefen Grundfag 
binfichtlich der vormals Ftanzöſiſchen, Bergiſchen und. weſtphäliſchen Lan: 
destheile an, obgleich auch hier ein ſehr bedeutender Unterſchied in der betr. 
Geſetzgebung eriftirt, wie die Darftellung in den Abfchn. Xl.— AI. der 
zweiten Abth, nachmeift, ein Unterfchied, der bedeutender ift, ald der 
zwoifchen ber betr. Gefeßgebung für die alten Provinzen und der meftphäli- 
ſchen; ein Unterfchied aber, der allerdings nicht wefentlich ift, weil in 
allen diefen Landeötheiten der Jude Staatöbürgerifl. Somit erfennt 
in diefem Falle das betr. Minifterium felbft die oben dargeſtellten Grund» 
fäße an, gerätht aber hierdurch allerdings mit feinen anderweiten nunmehr 
folgenden Verfügungen in Widerſpruch. Einen ähnlichen inneren Wider: 
ſpruch enthalten die Kap. Il, sub IV, folgende R. v. 12. Oft. und. 29. Zuli 
1840. In dem neueſten R. v. 20. San. 1843 find mindeftend etwas mildere 
Grundfäge aufgeſtellt. | 

Zur Zeit beftimmen jedoc) jene Minifterial-Werfügungen in Betreff der 
allgemeinen Grundſätze Folgendes: Ä 


II. 
Entgegengefegte Beflimmungen des Minifterium des 
Innern, 
H Es iſt Naturalifation bei jeder Weberfiedelung aus 
einem Zerritorium in dad andere nothwendig. 
a) V. des K. Min. des J. u. d. P. (Erfte Abth. v. Meding) v. 2. Ian. 


1840 an die K. Reg. zu Frankfurt in Betreff der Zuden in den ehemals 
ſächſiſchen Landeötheilen. 


396 Ueberfiebelung d. J. aus einem Landestheile in den andern. 


‚In Bolge beffen, was bie K. Reg. unterm 6. v. M. und 3. einberichtet hat, wirb 
—— autoriſirt, dem Juden N. aus Inowraclaw den Aufenthalt in Friedland zu 
geſtatten. / ’ 

Uebrigens irrt bie K. Reg., wenn Sie glaubt, daß die Ertheilung des Naturalifa: 
tions Patents nad) bem G. v. 11. März 1812 auf die Werhältniffe eines in der Nieder: 
laufig domizilirten Juden innerhalb diefes Landestheiles irgend einen Einfluß habe, ba 
durch die Naturalifation nur Rechte in denjenigen Provinzen erlangt werden, in wels 
hen das gedachte ©. gilt, die Naturalifirten daher in der Niederlaufig nur nad) den 
bort noch aeltenden rn Zubengefegen beurtheilt werben können '). 


1 


(B. M. Bl. 1840. Nr. 18.) 


b) Vergl. das R. deffelben Min. v. 5. San. 1840 oben, Abth. 1. 
Abfchn. IX. 2) 


c) R. ded Min, ded 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. März 1840 an die 
K. Reg. zu Magdeburg in Betreff der ehemald weſtphäliſchen Landes: 
theile. Ä | 

Es kann, wie ich der K. Reg. auf ben Bericht v. 5. v. M. eröffne, nad) dem Ela 
ren Snhalte der Gefege auch nicht dem geringften Zweifel unterliegen, daß die in 
dem Berichte verhandelte Frage: ob die Juden in den vormals weftphälifchen Landes: 
theilen ſich aud) in den alten Provinzen frei nieberlaffen dürfen? verneinend beantwortet 
werben muß °®). 

Nach der X. K. D. v. 8. Aug. 1830 bewendet es zunädhft in jeder Provinz bei der 
binfichtlic der Zuden beftehenden Geſetzgebung. Das G. v. 11. März 1812 gilt baber 
nur in den alten Provinzen, für welche es publigirt worden ift. Nach folhem kann in 
diefen Provinzen nur derjenige Zube die aus dem G. hervorgehenden Rechte in Anfprud 
nehmen, der in felbigen durd das Naturalifationg» Patent ald Inländer anerkannt 
worben *). Die weitphälifche Gefesgebung dagegen gilt nur innerhalb der vormals 
weftpbälifchen Provinzen. Danach hatte ein Zube das Recht, fih innerhalb der 
Provinzen des weftvhälifchen Staats frei zu bewegen ’). Diefes Recht hat er ncd) 
gegenwärtig, fo weit jene Provinzen an Preußen gefallen find, baher denn auch hier: 
durch die Verfiherung im Befigergreifungs- Patent vollftändig erfüllt worden iſt. Diefe 
Verfiherung aeht nur auf die Erhaltung der bei der Okkuvation beftandenen Rechte, 
nicht aber auf eine Erweiterung berfelben, welche augenscheinlich flattfinden würde, 
wenn bie Suben, welche unter ber weftphälifchen Regierung fid nur in einem gewiſſen 


) Dies R, enthält ganz richtige Principien, weil in den ehemals Sächfifchen Lan⸗ 
bestheilen — vergl. Abth. IL, Abſchn. 5. S. 339 ff. — die Juden noch nicht 
Staatsbürger find. 

*) Dies hat gleichfalls derartige Verhältniffe vor Augen. 

2) Es ift vollftänbig gezeigt worden, daß gar Feine Preußifhen allgemeinen Gefese 
tiber diefe Frage eriftiren, da die K. DO. v. 18. Febr, 1818 als foldyes nicht zu 
betrachten, mithin diefe Frage nicht nach deren Elaren Inhalt entfchieden werben 
kann; vielmehr ift fie nach allgemeinen ungmweifelhaften ftaatsrechtlichen Princi: 
pien und ausdrüdlichen Bundesgefegen zu entjcheiden, aber der obigen Ber: 
fügung entgegengefest. 

) Dies ift eine den oben dargeftellten Grundfägen wiberfprehende Annahme. Wenn 
in den neuen Provinzen die Zuben nad anzuerfennenden ®. noch viel ausgedehn— 
tere Rechte haben, als in den alten, wie z. B. in den Weftpbälifchen Landes— 
theilen, von denen hier die Rede, fo läßt ſich gar nicht erklären, warum fie die: 
felben, wie jeder chriftliche neue Staatsbürger nicht aud) in den alten Provinzen 
deffelben Staates geltend machen follen. Nur die Anficht, daß der Preußifche 
Staat ein Xagregat fei von Preußen + der Mark + Schlefien + Weftpbalen 
u. ſ. w. u. ſ. w., nicht aber ein einiges, organifches Ganze, kann die entgegen 
gefeste Anficht auf diefer Baſis durdführen. 

3) Dies ift nicht richtig. Er hatte das Recht, fi im Staate frei zu bewegen. 
Diefer Staat war bamald der Weftphälifche und ift heut der Preußifche. - Der 
Weftphälifhe Zude war MWeftphälifcher Staatsbürger und mußte, wenn ihm 
feine Rechte nicht genommen werden follten, deshalb demnähft Preußifcher 
Staatsbürger und nicht Bürger eines einzelnen Zerritorii werden, denn mit 
Recht wird von dem Minifterio anerkannt, daß dem Zuden auch durch das Befis: 
ergreifungs- Patent feine Rechte garantirt waren. 
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Bezirke frei niederlaffen durften *), nun daffelbe Recht in der ganzen Monarchie aus: 
üben dürften. Hieraus würde folgen, daß fie auch in andern Provinzen, in welchen bie 
Niederlaffung der Tuben auf das engfte befchräntt ift, 3. B. im Herzogthum Sachſen, 
fi) frei niederzulaffen, und dadurd die mweftphälifche Gefeßgebung in Landestheile, in 
weldyen gerade das entgegengefeste Prinzip die gefegliche Kraft hat, zu übertragen bes 
fugt wären ?), (B. M. BI. 1840. ©. 90.) 2 
2) Vor der Naturalifation wird die Erklärung der betr. Gemeind 

eingeholt. 


a) R. des Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. April 1839 an die 
K Reg. zu Magdeburg. .Ueberfiedelung von Juden aus den alten Pros 
vinzen in eine der neuen. 


Der K. Reg. überfende ich hierbei eine Befchwerbde des Magiftrats zu N., über bie 
der Stadt angefonnene Aufnahme der Juden N. N., um die Befchwerbe felbft noch zu 
erledigen. | | 

Es beruht auf Allerh. Beftimmung *) daß zunächft, und bis das Judenweſen durch 
allgemeines Geſetz regulirt fein wird, den Juden das Ueberziehen in einen Landestheil, 
in we chem das G. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann bewilligt werben foll, wenn 
bie Ortsgemeinde in feine Aufnahme willigt. Der Zweck diefer Allerh. Feſtſetzung ift 
ganz klar der, daß keine Gemeinde der neuen und wieder erworbenen Provinzen ges 
kwungen werden foll, einen Juden aus einem andern Tandestheile aufzunehmen, wel- 
hen fie nicht felbft für ein wünfchenswerthes Mitglicd anfieht. Diefer Zweck würbe 
aber gänzlich vereitelt werben, wenn ein Jude, von der einen Gemeinde zurüdgewiefen 
fi nur die Einwilligung einer andern, vielleicht der Hleinften Dorfgemeinde, zu verfchaf: 
fen braucht, um fofort diejenige Gemeinde, welche ihn früher zuruͤckgewieſen hatte, und 
jede andere deflelben Tandestheils, zu feiner Aufnahme zu nöthigen.- Juden diefer Art 
müffen daher fo lange in der Gemeinde bleiben, welche fie aufzunehmen eingewilligt bat, 
bis fie fi die Einwilligung einer andern Gemeinde ausgewirkt haben. 

Hiernad) ijt die gegenwärtige Beſchwerde zu erledigen, in Zukunft auch jedem Juden, 
welcher die Erlaubniß erhält, fich aus einer andern Provinz in den dortigen Bezirk zu 
überfiedeln, dabei befannt zu machen, daß die Erlaubniß auf den Ort der Niederlaffung 
beihränkt, und die Ueberfiedelung in eine andere Gemeinde ihm nur mit Buftimmung 
derfelben geftattet fei. (Ann. XXIII. ©. 401.) , 

b) Das R. deffelven Min. (erfte Abth. v. Meding) v. 5. Zar. 1840 da» 
gegen gefteht den Drtögemeinden kein unbedingtes Widerfpruchsrecht zu). 


Eben fo fpricht 


c) das R. derfeiben Behörde an die K. R. zu Arnsberg v. 26. April 
1840 nur von einer zu vernehmenten Erklärung der Gemeindebehörde 5). 

d) R. deffelben Min. (erfte Abth. v. Wedell) v. 20. San. 1843 an die 
K. Reg. zu Marienwerder. 2 


Nach den Grundfägen, welche das Din. des 3. hinſichtlich der inländifchen Juden 
überhaupt und insbefondere in Beziehung auf die Juden des Großherzogthums Pofen, 
befolgt, wird, wie der K. Regierung auf den Bericht v. 10. Dec. v. J., das Geſuch des 
jüdifhen Kaufmanns N. aus Straßburg um Naturalifation für die alten Provinzen 
behufs feiner Niederlaffung in Graudenz betr., bemerklich gemadjt wird, foldhen Juden, 
welche, außer ber Unbefcholtenheit, ein ausreichendes Vermögen zur Begründung eines 


— — — — — — — 


) Dieſe faktiſche Annahme ift unrichtig. Die Juden in Weſtphalen hatten alle 
Rechte der Chriſten, konnten ſich mithin nicht blos in einem gewiſſen Bezirke 
frei niederlaffen, fondern im ganzen Umfang des Staates. Vergl. Abth. II. 
Abfchn. XII. | 

2) Daß diefe Kolgerung unrichtig fein würde, ift bereits oben gezeigt, indem biefe 
Zerritorien eben ein gänzlich verfchiedenes, von einander weſentlich abweichendes 
inneres Staatsrecht in Betreff der Juden haben, welchem der Einzelne fi uns 
terrerfen muß, 

2) Diefe Beftimmung ift nicht mitgetheilt, nocd weniger ift biefelbe publiziert 
worden, Ihr Inhalt dürfte nad) dem Ergebniß der folgenden R. nicht fo bes 
ftimmt bisponiren, wie hier angenommen wird, da anderenfalls dieje jpäteren R, 
dicfelbe übertraten. 

+) Vergl. daſſelbe Abth. IE, Abfchn. IX. 

°) Vergl. dafjelbe Kap, Il. sub b, 
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Geſchaͤfts, die zu dem beabfichtigten Etabliffement erforderliche Bildung, und bie Be⸗ 
reitwilligkeit der Behörde des Niederlaffungsortes zu ihrer Aufnahme nachweiſen, bie 
Erlaubniß zum Umzuge aus einem Diftrift des Inlandes in einen anberen mit abwei- 
chender Gefeggebung niemals verfagt, und ihnen dann, wenn fie filh in den alten Pro⸗ 
vinzen nieberlaffen wollen, das Naturalifationspatent ohne Schwierigkeit bewilligt. 
Sn dem vorliegenden Falle find alle obige Grforberniffe vorhanden, und. «6 hambelt ſich 
dabei nur um den Umzug aus einer Stadt in eine wenige Meilen entfernte andere Stabt 
beffelben Regierungsbeirks, wo der Betheiligte Hoffnung hat, feinen Gewerbs- unb 
Nahrungsftand zu verbeflern. | 

Es ift deshalb für den ꝛc. N. das andiegende Naturalifationspatent ausgeftellt wor⸗ 
den, welches die K. Reg. bemfelben aushändigen zu kaffen hat. | 

Sn künftigen Fällen möge die K. Reg. obige Grundfäge befolgen, da ed nicht anger 
meffen eradjtet werden Tann, irgend einen Staatsangehörigen ohne hinreichenden 
rund in ber Beförderung feines Wohlftandes zu hindern, 

(B. M. Bl. 1843, ©, 6.) 


3) In Anfehung der Anwendung des sub 2 angegebenen Grundfages 
auf Adoptiv: und fonflige Kinder beflimmt 


a) dad R. des Min. ded J. (erfte Abth. v. Bernuth) v. 4. Juni 1839 
an die K. Reg. zu Bredlau, daß. jüdifche Adoptivfinder der Naturalifation 
nicht bedürfen. 

Da die fiebzehnjährige elternlofe Zübinn N. aus Wrefchen, im Großherzogthum 
Poſen, welche laut Berichts der K. Reg. v. 4. d. M. von dem Handelsmann R. zu 
Breslau un Kindeöftatt angenommen worden, nad) $. 683. Zit. 2, Thl. II. A. 8. R. 
durch: den eingerichteten, anbei zurücerfolgenden beftätigten Adoptions: Vertrag bereits 
in die Theilnahme an den Rechten des Adoptiv Waters getreten ift, fo bebarf es der in 
Antrag gebrachten befonderen Naturalifation nicht. Auch ift gegen die von dem borti: 
gen Oberlandesgericht ertheilte Beftätigung des Vertrages nichts einzuwenden, da bie 
der K. Reg. unterm 22. Febr. 1838 mitgetheilten Vorfchriften fich blos auf Ausländer, 
welche im Inlande adoptirt werden follen, beziehen, ‚daher aber auf die N., als Inläns 
berinn, nicht angewendet werden fünnen. 

Es behält daher bei dem gedachten Vertrage fein Bewenden. 

(Ann. XXIU. ©, 400.) 

b) Berf. des Min. des 3. (erſte Abth. v. Meding) v. 26 Mai 1840 an 
dad K. Polizeipräfidium zu Berlin. Ausweifung jüdiſcher, mit den Red 
ten der Mütter nicht verfehener Kinder. 

Bei den unterm 8. d. M. einberichteten Verhältniffen hat es gar kein Bedenken, bie 
bet ihrer Mutter, der verehlichten N. aus Schneidemühl, befindlihe Tochter in hiefiger 
Stadt ferner zu dulden, daher das K. Polizeipräfivium derfelben den Aufenthalt hie 
felbft zu geftatten hat. 

Da es übrigens eine große Härte fein würde, eine noch minderjährige 14jährige 
Tochter, nachdem fie den Vater verloren, von ber Mutter um deömegen zu entfernen, 
weil die in zweiter Ehe hier verheirathete Mutter, nicht aber die Tochter, die Rechte der 
altlaͤndiſchen Juden hat, fo möge das K. Polizeipräfidium in Zufunft, bevor daffelbe 
fo enge —— > ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. I. 
gefdyehen fein würde, in Ahnlihen Fällen vor Erlaß einer Verfügung beim Din. an- 
fragen. (V. M. Bl. 1840. ©. 221.) 


Zweites Kapitel, 
Befondere Beftimmungen in Betreff der einzelnen Lande 
theile. 
l, 
Ueberfiedelung aus den neuen Provinzen in die alten 
Provinzen. 


1) Vergl. die R. v. 19. Sept. 1820 und 3. Mai 1824 und 9. März 
1840 oben ©. 394. 396. 
2) R. des Min. des J. (erfte Abth. Köhler) v. 23. Mai 1817 an bie 
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K. Reg. in Berlin, Verhaͤltniß der aus Neuvorpommern in die alten Pros 
vinzen überfiedelnden Juden. 

Der K. Reg. hiefelbft wird auf ihre Anfrage v. 4. d. M., wie die hier einwandernde 
Suben aus Neuporpommern behandelt werben follen? zu vernehmen gegeben, daß ders 
gleichen Juden nad der bisherigen Verfaffung mit den übrigen Staatsbürgern nicht 
gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten genießen. 

Ueberhaupt ift die Anzahl der Juden in jener Provinz nur fehr gering, und es dürfte 
fid) baher nur fehr felten ereignen, daß von bort Zuben in bie bieffeitigen Preugifchen 
Provinzen einwanbern möchten. 

Anträge folder Art find alfo auf die au erwartenden allgemeinen Beftimmungen 
wegen ber ftaatsbürgerlichen Verhältniffe der Juden in den neuen Provinzen hinzumeis 
fen. Eventualiter ift in fpeziellen Källen Bericht zu erftatten, 

(Ann. 1, Heft 2. ©. 128.) 


Ueberfiedelung aud den alten Provinzen in die neuen. 


1) R. des Min. des I. (erfte Abth. v. Wedel) v. 30. Sept. 1842 an 
die K. Reg. zu Marienwerder. Ueberſiedelung aus den alten Provinzen in 
in die zum ehemaligen Derzogthum Warſchau gehörig gemefenen Landes» 
theile. 

Das Minifterium kann zwar die Anficht, welche die K. Reg. in dem Berichte v. 13. 
d. M., das Geſuch bed bisher in B., Schweger Kreifes, wohnhaft gemefenen jüdifchen 
Handelsmannes N. um Geftattung eines zweijährigen Aufenthalts in V. betr., über 
das freie Ueberziehen der nad) dem Gefege dv. 11. März 1812 naturalifirten Zuden in 
die zu dem Herzogthume Warſchau gehörig.gewefenen Diftritte ausgeſprochen hat, nicht 
als richtig anerkennen, indem in Kolge Allerh. Beſtimmung ber Grundfag feftiteht, daß 
die aus gedachtem ©. erlangten Rechte nur in den Provinzen, in welchen das ©. gilt, 
auszuüben find, und daher diefe naturalifirten Juden eben fo, wie die anderen, beim 
Ueberziehen in eine Provinz mit anderer Gefeggebung ber Genehmigung des Min. bes 
bürfen, auch bei der förmlicyen Niederlaffung in einer anderen Provinz und durch gänzs 
liche Aufgebung des Domizils die durch die Naturalifation überlommenen Rechte ver- 
lieren. Da aber der ꝛc. N. nicht die Erlaubniß zur formlichen Niederlaffung, fondern 
nur zum zweijährigen Aufenthalte in V. nachſucht, und ſonach fein feitheriges Domizil 
aufzugeben nicht beabfichtigt, ſo wird die K. Reg. autorifirt, feinem Antrage, wenn 
demfelben fonft feine Bedenken entgegenftehen, ftatt zu geben. 

(B. M. Bl. 1842. ©. 337.) 


2) Vergl. das R. v. 12. Okt. 1840 unten sub IV. 


IN. 


Niederlaffung der Suden inden ehemals franzöfifchen, berg- 
fhen und weftphälifhen Landestheilen und Ueberfiedelung 
aus einem derfelben in den andern. 


1) R. des Min. des I. (erfte Abth. Köhler) v. 7. Zuli 1818 an bie K. 
. Reg. zu Köln. Die Niederlaffung der Juden in den ehemals franzöfifchen 

Landestheilen ift nach dem Kaiferlih franzöf. Defrete v. 17. März 1808 1) 
zu beurtheilen. 

Der K. Reg. zu Köln wird auf Ihren wegen ber Befugniffe der Juden zur Niebers 
laſſung und zum Handel, im bortigen Departement unterm 15. v. M. erftatteten Be: 
richt zu vernehmen gegeben, daß, da die Fortdauer der Anwendung des Defretö v. 
17.Maͤrz 1808 für die Beurtheilung der bürgerlichen Berhältniffeder Juden in den Rhein: 
provinzen durch die K. K. D. v. 3. März c. ohne alle Einfhräntung und Abänderung 
angeordnet worden ift, die K. Reg. genau nad) ben Worten dieſes Dekrets zu verfahren, 
und die Genehmigung des Aufenthalts und der Niederlaffung von Judenfamilien ledig: 
lih von den Bedingungen abhängig zu machen hat, welche darnach vorgefchries 
ben find. a , , 

Uebrigeng ift es feinem Bedenken unterworfen, daß in die Stelle ber früheren in bem 


1) Vergl. daſſelbe Abth. IL. Abſch. XI. Kap. I. S. 370. 
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gedachten Dekret genannten DepartementösAbtheilungen gegenwärtig die Eintheilung 
in RegierungssDepartements tritt. (Ann. II. ©. 726.) 


2) R. deffelben Min. v. 7. März 1825 an die K. Reg. zu Magdeburg. 
Niederlaffung der Zuden innerhalb des ehemaligen Königreihd Wet: 
phalen. 


Der K. Reg. wird auf ben Bericht v. 18. v. M., betr. die Nieberlaffung bes israelis 
tifhen Handlungsgehülfen N. N. in den biesfeitigen Staaten, zu erkennen gegeben, 
daß, wenn der N. N während der Jahre 1811 bis 1816, mithin zur Zeit der Wieder: 
befigsnahme des betr. Landestheiles Preußifcher Seite, feinen gefeglichen Wohnfig zu 
Salbe a. M. gehabt hat, er nah den angenommenen Grunbfäßen als ein 
mit denjenigen Redten verfehener Zube, welhe im ehemaligen Königs 
reihe Weftphalen verfaffungsmäffig ftatt gefunden haben, anzufehen 
und zubehandelnift. Dergleihen Juden kann aber nicht verwehrt werben, inner: 
halb derjenigen Landestheile, welche von dem genannten ehemaligen Königreiche an bie 
Krone Preußen zurüdgefallen find, überall ihren Wohnfis aufzufchlagen, und fich felbft: 
ftändig zu etabliren. Ein Anderes ift durch das R. v. 1. Dt. 1816 nicht vorgefchries 
ben, und alfo auch fein Grund vorhanden, dem N. N. blos den Aufenthalt ald Hands 
lungsgehülfen in N. N. nachzulaffen, ibm aber das felbitftändige Etabliffement bis 
dahin zu verfagen, wo die ftaatsbürgerlichen VBerhältniffe der jüdifchen Bewohner der 
wiebereroberten Länder anderweit gefeglich werben feftgeitellt werden. 

Hiernac wird die K. Reg. veranlaßt, dem Etabliffement des N, N. in dem Stäbt: 
Hen N. N. ftatt zu geben, auch in ähnlichen Fällen nad) dem angegebenen Grundſatze 
zu verfahren. (Ann. IX. ©. 162.) 


3) R. deffelben Min. (erfte Abth. v. Meding) v. 26. April 1840 an 
die K. Reg. zu Arnsberg. Dad Ueberziehen der Juden innerhalb der 
ehemald franzöfifchen, bergſchen und weftphälifchen Landestheile iſt ge: 
ftattet. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 4. d. M., den Antrag enthaltend, das Verzie 
ben der Juden innerhalb Ihres Verwaltungebezirks geftatten zu dürfen, eröffnet, da 
das freie Weberziehen der Zudem aus einem Landestheile in den andern vor der Hand auf 
die vormals franzöfifchen, bergfchen und K. weitphälifchen Kandestheile, in welchen im 
Mefentlichen diefelbe Geſetzgebung hinfichtlich des Judenweſens gilt, befhränkt bleiben 
muß, wie ſolches die Verf. an die Reg. zu Münfter v. 13, April 1839 feftfest. Wenn 
diefe Verf. der K. Reg. zur gleihmäßigen Befolgung in einem vorgefommenen Kalle zu: 
gefertigt worben ift, fo ift dies dadurch veranlaßt worden, weil Sie nicht bemerkt hatte, 
daß die Orte, aus welchen die betheiligten Zuden hatten wegziehen wollen, vormals 
zum Herzogthbum Weftphalen gehörig geweien waren. Dafern nun Juden aus einem 
Landestheile, in welchem fie noch nicht im Belige ftaatsbürgerlicher Rechte find, in einen 
andern verziehen wollen, in weldyem fie bergleihen Rechte genießen, und umgekehrt, fo 
hat die K. Reg. aud) fernerhin, nad) vernommener Erklärung der Gemeindebehörbe des 
Orts ber neuen Niederlaffung, zu berichten, bis das zu erwartende Geſetz eine andere 
Beftimmung trifft. (V- M. Bl. 1840. ©. 152.) 


IV, ° 
Ueberfiedelungen der Suden aus ben alten Provinzen in Lan: 
destheile des ehemaligen Herzogthums Warfhau und inner 
halb des Letzteren!). 


1) R. des Min. ded 3. u. d. P. (v. Rochom) und der Fin. (Gr. Al. 
vensleben) v. 12. Oft. 1840 an die K. Reg. zu Marienwerder. Befrei— 
ung der in Landestheile des ehemaligen Herzogthums Warſchau überfiedeln- 
den Juden von den dafelbft geltenden Sudenrefrutengeldern. 


Die in dem Berichte der K. Meg. v. 21. Aug. c. angeregte Frage: ob die Juden, 
weldye in anderen Landestheilen bereits das Staatsbürgerreht erlangt und dort ihrer 
Mititairpflicht genbagt haben, bei ihrem Weberzuge in das Culmer Land Judenrekruten⸗ 
gelber zu zahlen haben, Tann nur verneint werben. Die Judenrekrutengelder in ben 
zum vormaligen Herzogthum Warfchau gehörigen Landestheilen werben von ben barin 








1) Bergl. Abth. II, Abſchn. II. . 
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anſäſſigen Juden für bie ra vom Militairbienfte gezahlt. — Juden, welche in 
Folge des Gefeges v. 11. März 1812, Über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden im 
Preußiſchen Staate, das Staatsbuͤrgerrecht erlangt haben, und ben allgemeinen Gefegen 
bes Staats wegen des Militairdienftes unterliegen, können beshalb zu den Steuern, 
welche in einem Theile des Staats en ber für denfelben geltenden befonderen Verfaſ— 
fung von ben darin anfäffigen Juden für die Befreiung vom Militairdienfte entrichtet 
werben, nicht herangezogen werden, wie denn auch nach dem $, 14 der vorläufigen Ver- 
orbnung wegen bes Zubenmwefens in der Provinz Pofen v. 1. Juni 1833 felbft die in ben 
Militairdienft eintretenden Pofenfhen Juden dadurch ſowohl für ihre Perfon, als ihre 
Väter, von Erlegung des Judenrekrutengeldes befreit werben. Die Verfügung des 
Min. des 3. v. 25. Juni 1824, wonach die jüdifchen Einwohner eines und beffelben 
Landestheils fi nicht in verfchiedenartigem Rechtszuftande befinden dürfen, Tann, wie 
die K. Reg. auch richtig bemerkt hat, hier nicht in Betracht kommen. 
(B. M. Bl. 1840. ©, 452.) 

2) R. des K. Min. ded I. (Erſte Abth. Köhler) v. 3. Dec. 1817 an 
die K. Reg. zu Marienwerder. Umziehen der Kulms und Michelauifchen 
Juden. | 

Der K. Reg. zu Marienmwerber wirb auf Ihren, wegen beö Umziehens der Kulms 
und Michelauifchhen Juden nad) dem Großherzogthum Pofen, und von dort nach gedach— 
ten Kreifen, unterm 17. v. M. erftatteten Bericht zu vernehmen gegeben, daß die allge- 
meinen Beftimmungen wegen ber ftaatsbürgerlichen VBerhältniffe ber Juden in den neuen 
Provinzen nody nicht gegeben find, und bis dahin die Juden in diefen Provinzen vor: 
läufig nach der Hinfichts ihrer mit übernommenen ge behandelt werben müffen. 

Es kommt daher lediglich darauf an: ob früherhin das obgedachte Umzichen der Ju—⸗ 
den verftattet war ober nicht? Im erfteren Falle kann es auch gegenwärtig unbedenklich 
nachgegeben werben, im legteren aber nicht. (Ann. I. Heft 4. ©.,419.) 

3) R. deffelben Min. v. 6. Juli 1821 an die K. Reg. zu Marienwerber. 
Ueberziehen der Juden zwifchen den zum ehemaligen Herzogthum Warfchau 
gehörig geweſenen Landestheilen. 

Der K. Reg. wirb auf Ihren Ber. v. 16. v. M. eröffnet, daß fie nach den wegen bes. 
Ueberziehens der Juden in andere Lanbestheile, wofelbft noch zur Zeit eine abweichende 
Juden-Verfaſſung befteht, an die Reg. zu Bromberg erlaffenen Referipten v. 21. Ian. 
und 17. Mai v. 3. zwar ebenfalls verfahren Tann, dabei jedoch nicht zu überfehen hat, 
daß das Großherzogthum Pofen und der Landſtrich von Kulm, Thorn und Michelau, 
- wegen ber ftattfindenden übereinftimmenden Juden-Verfaſſung ald einerlei Bezirk zu 
betradhten find, innerhalb deffen dem Weberzuge der Juden, unter Beobachtung ber- 
gewöhnlichen Polizei⸗Vorſchriſten, an und für fich nichts im Wege ſteht. 

(Ann. V. ©. 642.) 


4) R. des Min. ded Inn. (Erfte Abth. v. Meding) v. 29. Juli 1840 
an den Magiftrat zu Kulm deffelben Inhaltes. 

Der Magiftrat zu Kulm wird auf die Eingabe v. 30. v. M. beſchieden, daß bie ein: 
gereichte Verfügung der K. Reg. zu Marienwerder v. 28. ejusd., nad) welcher die Ju: 
den des Großherzogthums Pofen zum Ueberzuge nad; dem Kulmer Lande ber Natura: 
liſation nicht bedürfen, ganz richtig ift, da das ©. v. 1. Juni 1833 in dem Nechte der 
gegenfeitigen Kreizligigkeit, welches den Juden in allen vormaligen heilen bes Herzog: 
thums War'hau zugeftanden, nichts geändert hat, diefes Recht alfo den beiderjeitigen 
Juden des Kulmer Landes, wie des Großherzogthums Pofen, nach wie, vor zufteht!). 

(B. Min. Bl. 1840. ©. 285.) 


V. Weberfiedlung der Juden aus dem Großherzogthume 
Poſen nach anderen Beritorien. 


1. Fälle und Bedingungen der Zuläffigkeit der Ueberfiedelung. 
a. R. des Min. ded Inn. (v. Shudmann) v. 24. Nov. 1826. an die 
K. Reg. zu Potsdam, Frankfurt, in Schlefien, Alt-Pommern und Preus 


— — —— — — 


2) Auch dieſes R. widerſpricht den von dieſem Miniſterio aufgeſtellten allgemeinen 
Grundfägen, da die Verfaſſung der Juden im Großherzogthum Poſen von ber 
im Kulm und Michelauer Kreite und der Stadt Thorn in fehr vielen Stücken ab: 
weicht, wie die, Abth. II. Abfchn. TIL. und IV. gegebene, Darftellung nahweift. 
Thl. V. 20.3. Die Berhältnifie per Juden. 26 
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Ben, fo wie das PoligeisPräfidium zu Berlin. Verhiltung des verbotwidri⸗ 
gen Ueberſiedelns. 

In der, auf Veranlaffung der Berfügung der K. Gen. Direktion der Steuern an die 
K. Reg. v. 16. Zuni d. J, wider die jhdifchen Handelsleute N. N. aus Meferig und 
Zirfchtiegel, wegen begangener SteuersKontraventionen, eröffneten Unterfuhung haben 
die Denunziaten eingeftanden, daß fie feit refp. 6 und 3 Jahren ihren Wohnort im Groß: 
Herzogthume Pofen verlaffen, in der Provinz Brandenburg fich aufgehalten und daſelbſt 
Handel getrieben haben, Der N. N. hat fich fogar verehlicht, und feine Ehefrau foll in 
ZTreuenbriegen wohnhaft fein. Beide haben, da ihnen die Riebderlaffung in der Provinz 
Brandenburg nicht gejtattet fein würde, refp. in Meferig und Tirſchtigel die Gewerbe: 
Steuer vom ftehenden Handel entrichtet, und find dort in den Rollen aufgeführt. Abge— 
fehen davon, daß hierdurch eine Verkürzung der Staats-Kaffen in Hinfiht der Gewer: 
beiteuer-Abgabe bewirkt ift, indem Meferis und Zirfchtiegel zu der Zten Gemwerbefteuer: 
Abtheilung gehören, während Berlin und Potsdam, wo die R. N. ſich aufgehalten, zu 
der Aiten und 2ten Gewerbejteuer-Abtheilung gerechnet werden, ilt der Jahre lang fort: 
gefedte, und duch einen nicht blos ‚als temporair zu betrachtenden Aufenthalt bedingte 
Verkehr diefer beiden Juden in hiefiger Provinz offendar in fraudem des Gefeges über 
die bürgerlichen Verhältniffe der Juden gefchehn, und befonders die Verheirathung bes 
N. N. mit einer in Zreuenbrigen wohnenden Jüdin hätte den Orts-Polizei-Behörden, 
bei ſchuldiger Aufmerkfjamkeit, die Augen darüber öffnen follen, daß von diejen Juden 
nichts anders beabfichtigt werde, als verbotswibdrig in die Provinz Brandenburg über: 
zuziehen, und den Wohnfis im Großherzogthum Pofen nur zum Scheine beizubehalten. 
Die K. Reg. wird daher hierduch aufgefordert, den ꝛc. N. N. und den N. N. fofort 
nad) ihrer Heimath auszumeifen, auch den polizeilihen Unter-Behörben eine ſtrengere 
Kontrolle über vergleichen handeltreibende Juden aus andern Provinzen zur Pflicht zu 
machen, damit der Beſuch der Jahrmärkte von denfelben nicht gemißbraucdht werde, um 
ſich verbotswidrig einguniften. (Ann. X. ©, 1084.) 

b. R. des Min. des Inn. und der P. (Köhler) v. 23. Aug. 1833. an 
dad Pol. Prafidium zu Berlin. Bedingungen der Ueberfiedelung. 

Das Minifterium erwiedert dem K. Polizeipräjidium auf die Anfrage v. 23. d. M., 
dag auf vorkommende Niederlaffungs:Gefuche. mofaiicher Glaubensgenoffen aus bem 
Großherzogthum Pofen, der Bittiteller anzumeifen iſt, ſich zunaͤchſt über die Gewinnung 
des Staatsbürgerrehhts in gedachter Provinz und über die Auseinanderfegung mit ber 
jübifhen Synagogen Korporation, zu welcher er zeither gehört hat, auszumeifen. 

Solchen Poſenſchen Juden, welche dort zur Naturalifation ſich nicht eignen, wird 
das Staatsbürgerreht nad) dem Ed. v. 11. März 1812 auch hier ebenfalls nicht 
ertheilt werden können, (Ann. XV. ©, 699.) 


c. R. des Min. des Inn. und der P. (in Vertretung, Köhler) v. 
20. Okt. 1835, mitgerheilt duch Bekanntmachung des Ob. Präſidiums der 
Provinz Pofen v. 7. Juli 1837 in Betreff der vorgängigen Ablöfung der 
Korporationd: Abgaben, vergl. Abth. 11. Abfchn. Il. Kap. Il, sub I, E. 3. 
b. ft, Seite 331. 


d. R. des K. Min. des Inn. und der P. (o. Rocho w) v. 26. Mai 
1836 an den K. Oberpräfidenten der Provinz Pofen. Bedingungen der 
Niederlaffung naturalifirter Juden aus der Provinz Pofen in andere Pro: 
vinzen, 

3h habe zeither allen naturalifirten Juden aus dem Großherzogthum Poſen, welche 
fi) zur Niederlaffung in andere Provinzen gemeldet haben, folche geitattet, und ihnen, 
in foweit fie fid) da, wo das G. v. 11. März 1812, gilt, anfiedeln wollten, das erforder: 
liche Naturalifations=Patent ertheilt, indem es meine Abſicht war, zuvörderſt durch bie 
Erfahrung zu erkennen, ob es nicht wegen der Menge folher Anmeldungen und ber fon: 
ftigen Verhältniffe erforderlich fei, in Zukunft gewiffe Grundfäge deshalb fe een. 
Die Erfahrung hat nun allerdings dargethan, daß es nothwendig fei, künftig dieſe Be: 
willigung zu befhränten, da die Zahl der Auswandernden fo groß ift, daß bie Gemein: 
den, befonders die Provinzen Schlefien und Brandenburg, fid durch diefen Zuwadhs . 
ihrer jüdiſchen Bevölkerung beläftigt finden, und die Zudenfchaften felbit ihm Schran: 
ken gefest zu fehen wünfchen, befonders da verfichert wird, das nicht alle diejenigen Zu 
den des Großherzogthums, welche die Naturalifation erhalten hätten, auch diejenigen 
Requifite befäßen, weldye das G. v. 1. Juni 1833 vorausgefegt. 

Was biefen legten Gegenfiand anlangt, fo ift es nicht meine Abficyt, deshalb Er- 
Örterungen zu veranlaffen. 
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Wenn es dagegen auf die Aufnahme folcher Juden in anderen Provinzen ankommt; 
fo ift, um Beſchwerden vorzubeugen, es nothmwendig, in Zukunft mit einer größern 
Strenge zu verfahren, und nur diejenigen zuzulaffen, von welchen mit Wahrfcheinlicy: 
feit zu erwarten ift, daß fie den Gemeinden, im welchen fie ſich niederla ffen wollen, nicht 
zur Laft fallen werben. 

Deshalb werde ich, vorbehaltlich weiterer durch die kuͤnftige Erfahrung ſich etwa als 
nothwendig erweijenden Beltimmungen, ben naturalifirten Juden aus der Provinz 
Pofen, welde Handwerke, Fabrikgeſchäfte aller Art, eine Wiffenfchaft oder Kunft, 
oder aud den Aderbau betrieben haben, die Nieberlaffung in anderen Provinzen, in 
— die Juden Staatsbürgerrechte genießen, auch fernerhin ohne Schwierigkeit 
geftatten. 

Dahingegen ift es erforderlich, in Hinficht derjenigen, welche geither, ſeiſes als Haupt⸗ 
—— N den Handel betrieben haben, fünftighin Einfhräntungen eintreten 
zu lafjen. 

Ich werbe daher folchen den Konfens zur Nieberlaffung in einer andern Provinz nur 
dann ertheilen, wenn fie glaubhaft nachweiſen, daß fie zeither ſchon ein ſtehendes folides 
Handelsgefhäft von einem feften Verkaufsplatze aus betrieben haben, und das Vermd- 
gen befigen, ein ſolches auch an dem Orte der neuen Niederlaffung zu begründen, wozu 
ic) vor der Hand die Summe von 2000 Rthlr. für ausreichend erachte. 

Damit aber die Beicheinigungen glaubhaft beigebracht werden, ift ed nöthig, daß dies 
jenigen, weldye den Konfens zur Verlegung ihres Wohnfiges in eine andere Provinz fus 
chen, ſich nicht mehr bei mir unmittelbar, fondern bei derjenigen K. Reg. melden, in be: 
ren Bezirke fie zeither gewohnt haben, daß von diefer dasjenige, was fie zu ihrer Legiti- 
mation beibringen, ftreng unterfudyt, und dann der Antrag auf Ertheilung meiner Bes 
willigung bei mir nachgeſucht werde. Hierbei ift immer der Ort, in welchem fie fic nie: 
derlaffen wollen, und, bei Dorfern, fo wie bei Drten, deren mehrere gleichen Namens 
vorhanden find, auch der Kreis: und Regierungsbezirk anzugeben, 

Da die Berichterftatter in jedem einzelnen Kalle die X, Reg. fehr beläftigen würde, 
fo mögen diefelben in tabellarifcher Form monatliche Nadyweifungen derer einreichen, für 
welche fie die Bewilligung zur Verlegung ihres Wohnfiges in Antrag bringen, Diefe 
Nachweifungen werden folgende Rubriken enthalten müffen : 

4) Laufende Nummer, 

2) Name, N , 

3) ge Wohnort und jüdifhe Korporation, zu welcher der Betheiligte ges 

hört hat, 

4) Datum der Pofenfhen Naturalifations: Patente, 

5) Ob der Betheiligte die jüdifhe Korporation wegen ber Synagogen Verbindlichs 

keiten bereits — hat, oder ſich die Abfindung noch vorbehaͤlt, 

6) zeitheriges Geſchaͤft, 

7) Rachweijung des Vermögens, 

8) Ort, reſp. Kreis und Regierungsbezirk, der kuͤnftigen Niederlaſſung, 

9) Geſchaͤft, welches er dort treiben will, 

10) Bemerkungen. 


In letzterer Kolonne iſt dasjenige anzufuͤhren, was etwa zur beſonderen Ünterftugung 
des Antrags gereichen, oder, wenn auch den ſonſtigen Requiſiten genügt waͤre, demſelben 
entgegenſtehen moͤchte. 

Ich werde dann die auf ſolche Anträge bewilligten Naturaliſations-Patente oder Kon⸗ 
Tenfe den Regierungen, in deren Bezirke fich die Betheiligten niederlajfen wollen, zufers 
tigen, ihnen dabei für den Zall, daß die Abfindung ber juͤdiſchen Korporation noch nicht 
erfolgt jein follte, aufgegeben, von —— der diesfallſigen Beſcheinigung die Aus⸗ 
antwortung des Naturaliſations-Patents abhängig zu machen, und dann immer bie 
K. Reg. dortiger Provinz, von welcher der Antrag geſchehen, von dem, was ich verfügt 
habe, benachrichtigen. (Ann. XX. S. 153.) 

e. R. des K. Min, des Inn. und der P. (o. Roch ow) v.22. April 1837 
an den K. Oberpräfidenten der Provinz Pofen. Deffelben Inhaltes. 

Die Anzahl der in Gemäßheit meines Erlaffes v. 26. März v. 3. zum Ueberziehen 
in die anderen Provinzen ſich meldenden Juden ijt nod) immer beträchtlich. Auch habe 
ich in einigen Fällen bemerkt, daß die dortigen Juden, welche glauben, den aufgeftellten 
Erforberniffen zu genügen, ohne das von mir zu ertheilende Naturalifations- Patent 
abzuwarten, öfters ſchon in den Orten, welche fie zu ihrer künftigen Niederlaffung aus⸗ 

eben haben, fich einfinden und darin ihre Einrichtung treffen. 

Ew. Hochw. erſuche ich daher, um, von den Betheiligten Nachtheile abzuwenden, 
durch die dortigen Amtsblätter befannt zu machen: daß dasjenige, was ich in bem ges 
dachten Erlafie ald unerläßliche‘ Bedingung ber Gewährung des Nuturalifationee 
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Patents nach dem Ebd. v. 11. März 1812 aufgeftellt habe, zwar unter allen umſtaͤnden 
nachgewieſen werben muͤſſe, jeboch, wenn es nachgewieſen worden fei, noch keinesweges 
die Gewißheit gewähre, daß deshalb die Peieberlafı ung werde geftattet werden, indem bie 
Erlaubniß hierzu noch vonandern dabei in Betrachtung kommenden Umitänden abhänge. 
Es möge daher fein dortiger Jude, wenn er jenen Bedingungen genügt zu haben glaube, 
fi) dadurch bewegen laffen, fich bereits in dem Orte, welchen er zu feiner andermeiten 
Anfiedelung auserfehen, wirklich niederzulaffen, oder auch zur Veränderung feines Wohn- 
orts Einrihtungen zu treffen, welche ihm vergebliche Koften verurfadhen oder ihn im 
Betriebe feines jegigen Gewerbes ftören könnten. Vielmehr möge Jeder, welcher die 
Abficht habe, in eine andere Provinz überzuziehen, erſt die Erlaubniß dazu und den Em- 
pfang des Naturalifationspatents abwarten. Diejenigen, welde diefe Warnung unbe: 
achtet ließen, hätten fich den Nachtheil, welcher ihnen daraus erwachſen könnte, lediglich 
felbft beizumeffen, indem eine voreilige Weberfiedelung ein Grund für mich fein werde, 
die Erlaubniß zu ertheilen, wenn fonft die umftände dazu fich nicht eigneten. Die Kor: 
poͤrations⸗Vorſtände find dabei befonders zu verpflichten, ven Korporations-Mitgliebern 
diefe gg befannt und fie auf die Folgen der Nichtbeachtung derfelben aufmerk⸗ 
am zu machen. 

' Ferner erfuche ih Ew. Hochw., die K. Reg. nod zur befonderen Prüfung ber bei 
ihnen eingehenden Gefuche aufzufordern und fie zur Zurückweiſung derfelben in allen ben 
Fällen anzumweifen, in weldhen nicht mit Beftimmtheit zu erwarten ift, daß diejenigen, 
welche die Weberfiebelung beabfichtigen, auch fich ordentlich zu ernähren vermögen und 
durch Moralität, Gewerböthätigkeit und Vermögen zu der Erwartung berechtigen, daß 
fie nügliche und willlommene Mitglieder derjenigen Gemeinde fein werben, in welcher 
fie ſich nieberzulaffen beabfichtigen. (Ann. XXI, ©. 467.) f 

. R. deſſelben Min. an den K. Oberpräfidenten der Provinz Pofen 
v. 9. Juni 1839. Zur Ueberfiedelung in andere Provinzen muß zuvor die 
Minifterial- Genehmigung ertheilt fein. 

Es ift neuerlich der Kall vorgefommen, daß ein Tube aus dem Großherzogthum Po: 
fen, welcher fi in ber Rheinprovinz hatte niederlaffen wollen, feinen Wohnort im Po: 
ſenſchen verlaffen hat, weil er ein Atteft der Polizeibehörde bes Nieberlaffungsortes dar: 
über erhalten hatte, daß ihm dort ein polizeiliches Bedenken nicht entgegenftehe, daß 
aber die in diefem Attefte ausdrüdlich vorbehaltene Genehmigung des Minifteriums 
vorher nicht eingeholt worden war, 

Nun pflege ich die Genehmigung zur Niederlaffung Pofenfher Juden in Provinzen, 
in welchen das ©. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann zu ertheilen, wenn auch die 
Behörde des Niederlaffungsorts damit einverftanden ift. 

Um daher die Zuden im Großherzogthum Pofen, welche etwa in eine andere Provinz 
auswandern wollen, gegen Nachtheile zu fichern, wollen Ew. Hochw. durch das Amts: 
biatt gefälligft eine Warnung ergehen laffen !), daß keiner, bevor er fich meiner Geneh— 
migung verfichert habe, folche Anftalten zu feiner Ueberfiebelung treffen möge, welche ihm 
nachher, wenn etwa die Genehmigung verfagt werde, nachtheilig fein könnten, und daß 
biefe Genehmigung, wenn die Nieberlaffung in einer Provinz beabfichtigt werbe, in wel- 
cher das G. v. 11. März 1812 nicht gelte, nur dann ertheilt zu werden pflege, wenn 
die Gemeinde des Niederlaffungsorts damit einverftanden fei. Sollten aus Vernachläſ— 
figung dieſer Beftimmung einem dortigen Juden Nachtheile erwachfen, fo werde er 
ſolche ſich feldft zuzufchreiben haben. (Ann. XXIII, ©. 402.) 

g. In Anfehung der Ueberfiedelung der Medizinal:Perfonen aus dem 
Großherzogthume Pofen in andere Provinzen vergl. das R. v. 3. Febr. 
1841. Abthl. Il. Abſchn. I. Kap. Il. sub Il, E. 3. b, dd. 


. R. deffelben Min. an das K. Pol. Prafivium zu Berlin und abfchrift: 
lich an die K. Rey. zu Pofen und Bromberg v. 25. Zuni 1841. Bedin— 
gungen der Ueberfiedelung. 

— ⁊c. Wenn bie X. Reg. in Bromberg in den beiliegenden Beſcheiden annimmt, daß 
ein von dort gebürtiger Zube, felbft wenn er bereits feit längerer Zeit fich hier aufhält 
und zur Naturalifation qualifizirt, ſich auch mit der dortigen Korporation ſchon abge: 
funden hat, dennod) unbedingt erft die Naturalifation nach dem ©. v. 1. Zuni 1833 
erhalten haben müffe, um die nach dem G. v. 11. März 1812 nachzuſuchen, fo ift dies 
ein Irrthum, indem durch den $. 25 bes erftgebachten Gefeges die nicht naturalifirten 
Zuben bei ber Verlegung ihres Wohnfiges in eine andere Provinz nur den im $. 20 den 


r) Dies ift durch die Bekanntmachun v. 16. Juni 1839 geſchehen. (Pofenfches 
Amtöbl, ©. 261. — Bromb. Ymtsbt, S. 525.) aerhehen: (Bofenfch 


Ueberfiedelung der Juden aus einem Landestheile in den andern. 405 


naturalifirten Juden aufgelegten Beſchraͤnkungen unterworfen, felbigen baher in biefer- 
Beziehung gleichgeftellt worden find, Die vorgängige Nachweiſung der Naturalifation 
im Großherzogthum Pofen wird zwar in der Regel, jebody nur deswegen verlangt, weil 
dadurch die Qualififation zur Ueberfiedelung defto fihherer ift. Deshalb werden auch in 
der Regel die Pofenfchen Juden mit ihren Naturaliſations-Geſuchen an die Regierung 
ihrer Heimath verwiefen. Wenn aber dortige Juden fchon feit längerer Zeit fich hier 
aufgehalten und gut geführt haben, auch die Qualifitation zur Naturalifation und die 
Entlaffung aus der dortigen Korporation, nad Ablöfung der Eynagogen=Berbindlich- 
‚ feiten, nachweifen, fo bleibt e8 dem K. Polizeipräfidio überlaffen, auf foldhe Anträge, 
nöthigenfalls nad) Kommunikation mit den Regierungen ber Heimath, unmittelbar an 
das Minifterium zu berichten. (V. M. BI. 1841. ©. 212.) 
‚I Die Regel, daß die Juden fih mit ihrem Ueberfiedelungd:Antrage an 
die Behörde ihrer Heimath zu wenden haben, fprechen aus: 

aa. Das R. ded Min. d. J. (Erfte Abth. v. Meding) v. 3. Zuni 1840 » 
an die K. Reg. zu Frankfurt. 

Wenn, wie ber K. Reg. auf den Ber. v. 12. d. M., das Gefuch des Juden N. aus Gräß, 
im Großherzogthum Pofen, um Bewilligung der Nechte der Juden aus dem Ebd. v. 
11. März 1812, Behufs feiner Ueberfiedelung nach Frankfurt betreffend, bemerklich ges 
macht wird, nicht befondere Gründe der Ausnahme obwalten, fo haben die Zuden der 
Provinz Pofen fi wegen Erlangung ber Naturalifatior für die alten Provinzen an bie 
Regierung ihrer Heimath zu wenden, da nur dieſe ſich von ihren Verhältniffen ficher un: 

errichten fann,. (V. M. Bl. 1840. ©. 222.) 

bb. R. defielben Min. v. 19. Aug. 1840 an die K. Reg. zu Cöslin. 

Zufoige der beftehenden allgemeinen Grundfäge müffen fich die Juden des Großher: 
zogthung Pofen, welche fich in den alten Provinzen niederzulaffen beabfichtigen, bei ber 
Regierung ihrer Heimath wegen der Naturalifation nad dem G. v. 11. März 1812 
melden, weldye dann quartaliter über dergleichen Gefuche zu berichten pflegt. Andiefe hat 
daher die K. Reg. auch den in Ihrem Ber. v. 1. d. M. erwähnten Lehrer und Schädh: 
ter R. aus %,, ber ſich nach Pollnow überfiedeln will, zu verweifen. Smmittelft, und bis 
zur Erlangung der Naturalifation, bleibt der K. Reg. anheimgeftellt, dem ꝛc. N., wenn 
ihm fonft feine Bedenken entgegenftehen, den Aufenthalt in P. und die Verwaltung der 
Lehrerftelle bei ber Subengemeinde auf Ein Jahr zu geftatten. 

(8. M. Bl. 1840. ©. 285.) 
cc. R. deffelben Min. (Erfte Abth. v. Bernuth) v. 27. April 1842 


an die K. Reg. zu Stettin. 

Die K. Reg. erhält die Anlagen Ihres Ber. v. 5. d. M, hierneben mit dem Eröffnen 
zurüd, daß ber jübifche Zifchler: und Glafergefelle N. aus &., welcher ſich in Stettin 
nieberzulaffen beabfichtigt, gleich allen Juden aus dem Großherzogthum Pofen, bie ſich 
um die Naturalifation nad) dem G. v. 11. März 1812 bewerben, an bie Regierung fei- 
ner Heimath zu weifen ift. Ausnahmen hiervon find nur dann zu madyen, wenn bie Be: 
theiligten fchon vor dem ©. v. 1. Juni 1833 die Provinz verlaffen und ſich ununter: 
brochen in den alten Provinzen aufgehalten haben. (B. M. Bl, 1812. ©. 189.) 

2. Art der Benußung der den Juden aus dem Großherzogthum Pofen 
für andere Zerritorien gegebenen Naturalifationd: Patente. 

a. R. deffelden Min. (Erfte Abth. v. Meding) v. 4. März 1840 an 
die K. Reg. zu Pofen und abfchriftlic zur Nachricht und gleichmäßigen 
Befolgung an die K. Reg. zu Bromberg, fowie an diejenigen der Provin: 
zen Preußen, Schlefien, Brandenburg und Pommern, ausfchließlich Stral- 
fund, und an dad K Polizeipräfidvium zu Berlin. Verfahren mit uneinge, 


löſt gebliebenen Naturalifationd: Patenten. | 

Da dfters die Faͤlle vorkommen, daß Juden aus dem Großherzogthum Pofen ſich nad) 
Ablauf mehrerer Sahre zur Einldfung der ihnen Seitens des Minifteriums des Innern 
bewilligten Naturalifations-Patente nicht melden, fo wird die K. Reg beauftragt, in 
Shrem Amtsblatte befannt zu machen, daß in Zukunft jedes Patent, welches binnen 
einem Zahre nicht abaelöft werde, von der Behörde zur Kaffation an das Minifterium 
zurüdgereicht, und daß ein neues Patent nur auf anderweites Anfuchen bei der K. Reg. 
und auf deren Antrag bewilligt, auch nur gegen Bezahlung ber doppelten Ausfertigungs= 
gebühren auögeantwortet werden würde, (V. M. BI. 1840. ©. 90.) 


b. R. deffeiben Min. v. 27. Mai 1841 an die K. Reg. zu Marienwer« 
der. Benutzung der jüdifchen Naturalifationd- Patente. 
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Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 4. d. M. hierdurch erwiebert, daß es, wenn fonft 
ein Bedenken entgegenfteht, zuläffig ift, einem aus dem Großherzogthum Pofen gebür- 
tigen und nad) dem 11. März 1812 naturalifirten Juden das Waturalifationd-Patent 
aud dann auszuantworten, wenn er felbft im Großberzogthbum wohnhaft bleibt, und 
das Patent blos dazu benugen will, die dadurch erlangten Rechte auf feine Kinder zu über: 
tragen. Dies ift ſchon in mehreren Fällen gefchehen. Die K. Reg. mag daher bem Han- 
delömann N., feiner Bitte gemäß, das hierneben wieder zurüdfolgende Patent, wofür 
derfelbe die Gebühren bereits bezahlt hat unter der Vorqusſetzung, daß fonft kein Bes 
denken dabei obwaltet, an feinem jegigen Wohnorte F. aushändigen laffen. 

(8. M. BI. 1841. ©, 167.) 

c. R. deffelben Min. (Erfte Abth. v.Bernuth) v. 19. Mai 1842 an bie 
K. Reg. zu Oppeln, deffelben Inhalts. 

Es befteht, wie ber K. Reg. auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 25. v. M., binfichtlich 
bes dem Juden J. M. aus K., im Großherzogthum Pofen, zu geftattenden Aufenthalts 
in St., Rofenberger Kreifes, erwidert wird, ber Grundfaß, daß ein nad dem ©. v. 
41. März 1812 naturalifirter Pofenfcher Jude, auch wenn er im Großherzogthum bleibt, 
für feine Kinder von den ihm zuftehenden Rechten Gebraudy machen kann. Da nun bem 
J. L. M., Vater des J. M., unterm 24. Aug. 1835 ein Patent ausgefertigt und ber 
Reg. zu Breslau, in deren Bezirke berfelbe ſich hatte nieberlaffen wollen, zugeftellt wor⸗ 
den ift, fo kann in obiger Beziehung Fein Bedenken in der Sache obwalten. Ob aber 
fonft die Legitimation bed I. M. für mangelhaft zu erachten fei, darüber hat zunädft 
die K. Reg. zu entfcheiden, Bei eintretenden Zweifeln bleibt ihr die Kommunikation 
mit der Reg. zu Pofen, refp. zu Breslau, anheimgeftellt. (8. M. Bl. 1842. ©. 188.) 


d. R. deffelben Min. v. 24. Mai 1842 an die K. Reg. zu Pofen und 
Bromberg in derfelben Angelegenheit. 


Zur Befeitigung ber Zweifel, weldye bie 8. Reg. in Ihrem Ber. v. 20. v. M. in Ber 
iehung auf bie Naturalifation der in bortiger Provinz verbleibenden Juden geäußert 
ve wird berfelben Folgendes eröffnet: 

Die Beftimmungen des ©. v. 11. März 1812, bezüglich auf die ausländifchen Juden, 
find gegen die inlänbifchen, die in einer Provinz des Staats wohnen, in welcher eine 
andere Gefesgebung gilt, niemals mit berfelben Strenge, wie gegen ausländifche Juden, 
beobachtet worden, indem hierbei die von felbft ſich darbietende Anficht leitend war, baf 
auch die nicht unter dem gebadhten Gefege Lebenden Juden Unterthanen des Staats 
feien, und es baher im Interefle des Staats liege, audy ihr Wohlbefinden, fo weit irgend 
zuläffig, zu befördern. Deshalb ift z. B. die Beftimmung des $. 34, wonach Juden aus 
einer diden Provinz nicht als Lehrlinge, Geſellen ꝛc. in den dieſſeitigen Provinzen ein: 
treten bürfen, nicht angewendet, vielmehr die Erlaubniß zu diefem Eintritt vom Mini: 
fterium ertheilt, und ebenfo ift die im $. 35 angebrohte Strafe bei der Aufnahme von 
Juden aus einer andern Provinz nicht in Anwendung gebradjt worden. Da nun aud 
aus 8. 32 des Gefeges nicht einmal zu folgern ift, daß ein ausländifher Zube, welcher 
auf die vorgefchriebene Weife in Preußen naturalifirt worden, die daraus erworbenen 
Rechte wieder verliere, wenn er nicht fofort fich wirklich im Staate niederläßt, To ift dies 
nod) weniger hinfichtlich der Pofenfchen Juden vorauszufegen. Wenn ein dortiger zur 
Naturalifation qualifizirter Jude folhe nachſucht, um entweder, ungeachtet der Beibes 
haltung feines zeitherigen Wohnfises, eine Handlungs⸗Kommandite in den alten Pro» 
vinzen zu errichten, ober feinen Kindern darin. eine Nieberlaffung zu bereiten und da: 
durch feinen und feiner Familie Wohlftand zu befördern, fo hat der Staat kein In: 
terefje dabei, diefem Beginnen entgegenzutreten. Weil aber die Abficht, ven Wohnſitz in 
eine andere Provinz zu verlegen, bei dem Gefuche um Naturalifation immer vorausges 
fegt werben muß, und durch deffen Gewährung die Befugniß dazu erlangt wirb: fo ift 
es nad) $. 20. d. des G. v. 1. Juni 1833 erforderlich, die Abfindung der Korporation 
immer zur Bedingung der Ertheilung des Naturalifationspatents zu machen. Will ein 
Jude auch nach erlangter Naturalifation noch Mitglied der zeitherigen Korporation 
bleiben, fo ift es feine Sache, fich bei der Abfindung mit dem Korporations-Vorſtande 
über die Bedingungen, unter welchen dies gefchehen Eönne, und über die Beiträge, welde 
er fpäter, nad) Erlegung bes AbfindungssKapitals, noch zu ben Korporations-Beduͤrf— 
niffen zu leiften haben wird, zu einigen. Ift eine ſolche Einigung nicht getroffen, fo ift 
von Seiten der Abminiftrations:Behörden bei Vertheilung der laufenden Beiträge auf 
die erlegte Abfindungsfumme Feine Rückſicht zu 'nehmen, vielmehr ein folcher Zude in 
jeber Beziehung gleich einem neu eingetretenen Mitgliede der Korporation zu behandeln 
und zu deren Bebürfniffen, ohne alle Ausnahme, heranzuziehen. Sollten in Bezug auf 
die getroffene Berabrebung Streitigkeiten entftehen und zur abminiftrattoen Entfcheis 
dung gelangen, fo hat die K. Reg. immer von dem Grundfage gleicher Beitragspflich⸗ 
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tigkeit ſämmtlicher Mitglieder auszugehen und ben Parfheien anheim zu ftellen, die Ent: 
ſcheidung über die Deutung der abgefchloffenen Verträge beim Richter nachzufuchen. 

Da es den Anfchein gewinnt, als ob mandye Juden die Abficht, ihren Wohnort zu 
verlaffen, nur vorfpiegeln, um, wie fie glauben, durch die Erlegung des 124 fachen Bes 
trages ber geitherigen Abgaben fich von allen fünftigen Beiträgen zu befreien, wo: 
bei, wenn etwa das Vermögen bes Betheiligten ſich immittelft bedeutend erhöht, ober 
die Nothwendigkeit größerer Beiträge durch neue Bebürfniffe fich herausgeftellt haben 
follte, für die Einzelnen ein bedeutender Gewinn auf Koften ber Korporationen und zum 
Nachtheile ihrer Gläubiger fich erzielen laſſen würde, fo möge die K. Reg., damit Jeder 
ſich vor nachtheiliger Täuſchung hüten könne, gegenwärtige Verfügung durch Ihr Amtes 
blatt Öffentlichtlich bekannt machen. 

Wenn Übrigens die K. Reg. am Schluſſe khres Berichts Aufert, daß es zweifelhaft 
-fei, ob die Kinder foldyer in der Provinz bleibenden naturalifirten Juden fich zur Erthei⸗ 
lung der Naturaliſation eignen würden, fo ift hiergegen zu bemerken, daß durch die wirk- 
liche Niebderlaffung diefer Juden in den alten Provinzen für die Qualififation der Kin: 
der ebenfalls Feine Sicherheit erlangt wird, (VB. M. Bl. 1842. S. 188.) 


VI, Ueberfiedelung der Juden aus anderen Territorien nad) 
dem Großherzogthum Pofen. 


1. R. der K. Min. der G., U. und Med. Ang. fo wie des Inn. (v. Als 
tenflein,v. Shudmann) v.26. Mär; 1825 an die K. Reg. zu Broms 
berg. Annahme von Ausländern zu erledigten jüdifhen Schullehrerftellen, 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. v. M. genehmigen wir hiermit, daß ba, wo es an Gele: 
genheit fehlt, zu erledigten jüdifchen Schullehrerftellen tüchtige Subjekte innerhalb bes 
Großherzogthums Pofen auszgumitteln, audh aus anderen Provinzen der Mor 
nardie für den Lehrftand qualifizirte jüdifche. Glaubeng-Genoffen zu den gedachten 
Stellen berufen werben dürfen, Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in bergleis 
chen Fällen lediglich auf die Dauer des Engagements für beftimmte Lehr-Xemter einge 
ſchraͤnkt werben, und kann nicht über diefe Dauer hinaus ftattfindenz; gleichwie fie denn 
überhaupt nur ald Ausnahme von ber allgemeinen Regel zu betrachten ift, 

(Ann. IX, Nr. 80.) 2 

2) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abth. Köhler) v. 11. Ian. 1826 
an die K. Reg. zu N. N. im Großherzogthum Poſen. Niederlaffung der 
früher in den ältern Provinzen ded Staats einheimifch gemwefenen Juden 
daſelbſt. 

Der K. Reg, wird in Beſcheidung auf ben Ber. v. 22. v. M,, betreffend die Zulaſ⸗ 
fung ber früher in ben älteren Provinzen des Staats einheimifch geweſenen Juden, und 
namentlich des aus Glogau gebürtigen N. N, dort felbft, nachſtehendes eröffnet. 

Was zunörderft den bis jest von Shr befolgten Grundfag betrifft, allen zur Zeit der 
Reoccupation vorgefundenen Juden bie Niederlaffung in dortiger Provinz zu geftatten, 
fo hätte die K. Reg. Sich ſchon aus dem weiterhin von Ihr in Bezug genommenen Ers 
Taf an das K. Ober-Präfidium v. 18. April 1820 überzeugen Eönnen, daß unter (zur 
Zeit der Wiederbefignahme) im Lande vorgefundenen Juden, nur folche verftanden 
werden koͤnnen, welche mit dem Rechte des Wohnfiges verfehen waren, keinesweges 
aber bloß temporair im Lande anmwefende, welche ihr Domicil auswärts hatten. 

Daß feitherige Verfahren ber K. Reg., welches Diefelbe als Regel gelten laflen zu 
müffen glaubt, entfpricht alfo der Abficht das Minifterii nicht. Wenn aud) die Entfchei- 
dung der Frage: ob ein beftimmtes Individuum. zur Zeit der Reoccupation dort, oder 
anderwärts fein eigentliches Domicil gehabt? in manchen Fällen zweifelhaft und ſchwer 
zu ermitteln fein möchte, fo kann mindeftens barüber in feinem Falle ein begründeter 
Zweifel obwalten, daß allein durd) den — wenn gleich während einer Reihe von Jahren 
fortgefesten — Aufenthalt als Handlungs-Lehrling oder Handlungs:Gommis das Recht 
des Wohnfiges nicht erworben wird. 

Prinzip kann in Angekgenheiten diefer Art nur das Verfahren fein, welches dem 
Allerh. Willen entſpricht. Wohin diefer gerichtet ift, hat die K. Reg. durch das R. v. 
17. Mai 1820 erfahren, | 

Die Beftimmung, daß denjenigen Zuden, welche erſt nach der Reoccupation, aber 
ſchon vor Erlaffung des eben gedachten, das Weberziehen der Juden nach Provinzen, wo 
eine abweichende Juden-Verfaſſung ftattfindet, unterfagenden R. in die Provinz Pofen 
herübergezogen, bie Beibehaltuug ihres neuen Wohnfiges geftattet fein foll, ändert in 
Sache ſelbſt nichts. Denn weil von fernerer Geftattung des Wohnfiges die Rede ift, 
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fo kann unter dem Ausbrude „Herüberziehen” aud nur dieRieberlaffung mit den Rech⸗ 
ten des Wohnjiges und nicht der bloß temporaire Aufenthalt gemeint fein. 

Der K. Reg. Antrag: die Beibehaltung Ihres bisherigen Grundfages ald Regel, mit 
ber durch das R. v. 18. April 1820 beftimmten Ausnahme, zu genehmigen, und Ihre 
dieöfälligen Verfügungen an ben dafigen Magiſtrat aufrecht zu erhalten, ift nach Obi— 
‚gem unzuläßig.e (Ann. X. ©. 108.) 


3) Vergl. auch dad R. v. 20. Zuni 1822. Abth. IV. 


Zweiter Abſchnitt. 


Ueberwahung des temporairen Aufenthalted ber Juden 
außerhalb ihred Wohnſitzes. 


Einleitung. 

Ausgehend von der Anficht, welche im vorigen Abfchnitte als gefeßlich 
nicht begründet dargeftellt wurde: daß Juden aus einem Landeötheile in 
den andern bei irgend abweichender Juden-Verfaſſung nicht überfiedeln dür: 
fen, während died doch nur rüdfichtli der Zerritorien mit weſentlich 
“ abweichender Berfaffung gerechtfertiget if, mußte man nothwendig zu eis 
ner großen Zahl polizeiliher Maßregeln gelangen, um diefe Ueberfiedelun: 
gen zu verhindern. Es ift zu diefem Zwede nöthig gemefen, in die perſön— 
liche Freiheit des jüdifchen Staatöbürgerd dergeftalt einzugreifen, daß eine 
befondere Ueberwachung defleiben ftattfindet, fo wie er zu irgend einem 
Zwede aus dem Territorio, im welchem fein Wohnfig belegen, in einen 
anderen der Abth. II. aufgeführten ein und zwanzig Landesıheile ein: 
tritt, in welchen eine befondere Judenverfaſſung gilt, fei ed, um als 
Handelömann einen Jahrmarkt zu befuchen, oder um fich ald angehender 
en Arzt ꝛc. zu feinem künftigen Berufe vorzubereiten, oder um 

erwandte zu befuchen, oder aus welchen anderen an fich erlaubten Grün: 
den. In allen diefen Fällen würde der Uebergang zu einer Anfälfigmachung 
erleichtert fein und diefem ift durch Minifterial-Referipte vorzubeugen ver» 
fucht worden. : | 
. Ueber die mangelnde gefegliche Baſis aller biefer, in den folgenden 
Kapiteln mitgetheilten Anordnungen, ſoweit fie fich nicht blos auf jüdifche 
Schutunterthanen beziehen, fondern auf jüdifhe Staatöbürger 
— wird auf die Darſtellung in dem vorſtehenden Abſchnitte vers 
wieſen. 


Erftes Kapitel. 


Beflimmungen über den Handelöverfehr in anderen Lan: 
deötheilen. 


LE 
Ueberwahung des Handelöverkehrs der Juden aud dem 
Großherzogthume Pofen in den alten Provinzen. 


1) Publ, der K. Reg. in Frankfurt v. 1. Dec. 1817), 


Ueber den Handelsverkehr der jüdifchen Glaubensgenoffen des Großherzogthums Po: 
fen auf diesfeitigen Sahrmärkten ift durch einen Erlaß der Herren Minifter der Finanzen 
und des Innern, Ercellenzien, v. 25. Sept. 1817, Folgendes feftgefegt: 


— — — — — nn — 


) Diefe Verfügungen find durch die neuere Steuer-Gefeggebung, fo weit fie dieſe 
betreffen, antiquirt. | 
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F. 1. Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen des Großherzogthums Poſen dürfen unter ben, 
zur Sicherung des Abgaben⸗Intereſſes zwiſchen dem Großherzogthum Poſen und der 
diesſeitigen Provinz beſtehenden, in folgenden naͤher beſtimmten Einſchraͤnkungen und 
Kontrollen, die altlaͤndiſchen Jahrmärkte beziehen. 

$. 2. Da bdiefelben bereits in ihrer heimatblichen Provinz zur Gewerbefteuer angezo: 
gen find; fo dürfen fie den dort erhaltenen Gewerbefchein bloß vorzeigen und fie find 
von ber im $. 155 des Ebd. v. 7. Sept. 1811 verorbneten Löfung eines neuen Gewerbe: 
ſcheines befreiet. 

$. 3, Der Verkauf der Produkte und unverarbeiteten Landes:Erzeugniffe bleibt den 
— jüdiſchen Glaubensgenoſſen auf den Maͤrkten jeder einzelnen Stadt, auch wenn 

ein Jahrmarkt iſt, nach wie vor unverſchränkt. 

N des Hauſirhandels find fie den allgemeinen Einfchränfungen unterwor⸗ 

en, cont, 9. O9, 

$. 4. In Betreff der Verfteuerung der in die altländifchen Provinzen einzubringen: 
ben rohen Produkte und unverarbeiteten Landes: Erzeugniffe, aud Mühlen: Fabri: 
Fate, Kleifhwaaren, Bier und Branntwein, bleibt es vor der Hand überall bei den des: 
falfigen finanziellen Beftimmungen, wie foldye namentlich in dem Girkulaire v: 19. Sept. 
1815 Nr. 56 vorgefchrieben, und wird dabei nichts ergänzt und veränvert. 

$. 5. Den Verkauf der Waaren aber dürfen die jüdifchen Glaubensgenoffen des Groß⸗ 
herzogthums Pofen nur auf den feftftehenden Sahrmärkten der altländifchen Städte bes 
treiben und verftehet es fich hierbei von felbit, daß diefer nur ſolche Objekte zum Gegen: 
ftand haben kann, die überhaupt zum Eingange in das alte Land durch die beftehenden 
Geſetze dazu geeignet find. Außerhalb der Zahrmärkte bleibt ihnen jeder Verkauf nicht 
bloß in den Städten, ſondern aud) auf dem platten Lande fchlechterdings unterfagt; fie 
müßten denn als Ansnahme von der Regel mit einer befondern Haufir-Gonzeffion, die je: 
8* — für den Geſchäftsbereich derjenigen Regierung gilt, von ber fie ertheilt iſt, ver: 
fehen fein. 

‘8. 6. In Anfehung biefer von den Poſenſchen Juden einzubringenden Manufaktur: 
und Kabrifwaaren, follen vorzüglich mit Rüdficht auf die in Anfehung des Markt:Ver: 
fehrs mit den Bewohnern des Herzogthums Sachſen erlaflenen, und namentlich durch 
das Girkulair v. 21. Nov. 1815 Nr. 77 bekannt gemachten Beftimmungen eintreten, 
worüber er ro Bebörden dato mit einer befondern Anmweifung verfehen find. 

(Ann II, ©. 64. 
YR. der K. Min. des Handels (Gr. Bülow) und des Inn. v. 24. Zuli 


1821 an die K. fchlefifchen und preußifchen Reg. 

Es liegt in der Natur der Sache und bes Umſtandes, daß das Großherzogthum Po: 
fen nicht mehr Ausland ift, daß die in dem Gefege und ben Inftruftionen vom Jahre 
4812 wegen bes altländifchen Sudenmwefens enthaltenen Beftimmungen über das Ber: 
bältnig der fremden Juden auf die jübiihen Einwohner von gedachter Preuß. Provinz 
nicht mehr in Anwendung gebracht werben dürfen, und Tann demnach — wie ber K. 
Reg. auf deren Bericht v. 29. Mai d. 3. hierdurch zum Beſcheide ertheilt wird — ihre 
Bekanntmachung v. 21. April d. 3., den Handel biefer Juden in den alten Provinzen 
betr., nur gemißbilliget werben. 

Die K. Reg. hat daher den jübifchen Unterthanen des Großherzogthums Pofeh, eben 
fo wie den riftlihen, den Beſuch der Jahrmärkte ihres Departements, wie folches in 
dem übrigen alten Lande fchon lange geichehen, unter Beobachtung ber beftehenden poli- 
zeilichen Vorſchriften zu geftatten, und bemgemäß das Nöthige ſchleunig zu verfügen. 

Die Regierung zu Pofen ift übrigens angewiefen, wirkfame Maßregeln zu treffen, daß 
für die jüdifchen Marktzieher ihres Departements ficherftellende Attefte über ihre Quas 
lität als Preuß. Unterthanen, über ihre Unbefcholtenheit und gefchehene Meldung zum 
Gewerbebetriebe ertheilt werben. (Ann. V. S. 588.) 


.3) R. der K. Min. des Handeld und des Inn. v. 24. Juli 1821 an bie 


K. Reg. zu Pofen und Bromberg. 

Durch die abfchriftlich anliegende Verfügung von Heute ift die Regierung zu Breslau 
angewiefen worben, ben ifbifhen Unterthanen des Großherzogthums Pofen, eben fo 
wie den chriftlichen, den Beſuch der Zahrmärkte ihres Departements unter Beobad)- 
tung der beftehenden polizeilichen Vorfchriften zu geitatten. 

Es ift alfo um fo nothwendiger, daß von ber K. Rey. die am Schluſſe berfelben Ver: 
fügung erwähnten Vorfihtsmaßregeln getroffen werben, Hierzu wird felbige daher hiers 
mit angewiejen und aufgefordert, demnaͤchſt auch alles Exnftes darauf zu halten, daß 
folhen und den in Betreff des ——— der Juden unter dem 2. Febr. d. J. von 
ihr durch das Amtsblatt erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften genau nachgelebt werde. 

(Ann, V. S. 688.) 


’ 
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4) R. berfelben Min. an die K. Reg. zu Berlin, Potsdam, Frankfurt 
an der Ober, Magdeburg, Stettin und Köslin!). 

Der K. Reg. wird in der Anlage eine Abfchrift der unterm 24. Zuli d. 3. an die Reg. 
zu Breslau erlaffenen Verf., wegen der den jüdifchen Unterthanen des Großherzogthums 
Poſen zu geftattenden Beziehung der Sahrmärkte zur Nachricht und gleihmäßigen Be: 
folgung in vorfommenden Fällen mitgetheilt. (Ann. V. ©. 958.) 
5) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow), fo wie ded Inn. und der 

Pol. (v. Shudmann) v. 11. März 1825 an die K. Reg. zu Magdeburg. 

Dem Antrage ber K. Reg. in bem Berichte v. 18. v. M. auf ein Verbot bes Beſuches 
der Märkte in dem dortigen Bezirke Durch Juden aus dem Großherzogthume Pofen kann 
aus den in dem Reffripte v. 24. Juli 1821 entwidelten Gründen nicht ftattgegeben wer⸗ 
ben, und es bleibt Sache der Orts-Polizei-Behoͤrden, durch gehörige Aufmerkſamkeit, 
welche die Könial. Regierung erforderlichen Falls befonders zur Pflicht machen wird, 
etwanige Mißbraͤuche Seitens der zu den Sahrmärkten kommenden Pofenfchen Juden 
zu verhüten. 

(Ann. IX. ©. 240.) 

6) R. des K. Min. des Innern und der Fin. (v. Brenn. v. Rochow 
v. Alvensleben) v. 21.März 1837 und v. 7.’ Juni 1834 an die K. Reg. 
zu Frankfurt a. D. und Pofen. Haufirhandel der Juden des Großher. 
zogthums Polen. 

Die K. Reg. hat unterm 9. Ian. (31. Jan.) d, 3. die nachgeſuchte Ausdehnung des 
von der Reg. zu Pofen dem N. N. zu Schwerin für das Jahr 1837 ertheilten Haufir: 
gewerbfchein zurückgewiefen, da Shrer Angabe nad) nicht Eonftirt, ob derfelbe chriftlicher 
— und ob er eventualiter mit dem Staatsbuͤrgerrechte der alten Prvvinzen ver— 
ehen iſt. 
dem in der abſchriftlich anliegenden gemeinſchaftlichen Min. Verf. v. 7. Juni 
1834. (Anl. a.) ausgeſprochenen Grundſatze unterliegt aber die Zuläſſigkeit der Ausdeh— 
nung keinem Bedenken, und die K. Reg. wird daher angewieſen, den gedachten Haufir: 
fchein auf Shren Bezirk auszudehnen, in fofern nicht noch andere, hier unbefannte Be: 
denken dem Gefuche des N. im Wege ftehen. 


a, 

Der K. Reg. erwiebern wir auf den Bericht v. 19. März d. J., daß in Zukunft in 
Betreff des Handels im Umherziehen für die Poſenſchen Juden nicht mehr die ©. v. 
17. April 1797, fondern nur allein die neuere v. 1. Juni v. 3. maßgebend fein kann. 
Nach derfelben werben bie mit Naturalifationg » Patenten —— Juden in allen 
Theilen der Monarchie nach dem Regulativ v. 28. April 1824 zu behandeln, die übrigen 
jebody von dem Handel im Umherziehen gang auszufchließen fein. Die Ausnahinen, 
welche zu Gunften derjenigen der legtern Klafie, die bisher Haufirhandel betrichen has 
ben, nach den noch ſchwebenden Verhandlungen etwa zu machen find, bleiben vorbehal- 
ten. Der K. Reg. wird jedoch bei diefer Veranlaſſung nahdrüdlich entpfohlen, die Aus: 
führung der V. v. 1. Juni pr. Ihrerfeits zu befchleunigen, indem die Minifterien die 
Annahme von Zmwifchenmaßregeln nicht dulden fönnen. 

Berlin, den 7. Zuni 1834. Der Minifter des Innern für Gemwerbe: 
Der Finanzminiſter. Maafen. Angelegenheiten, v. Brenn, 
An die K. Rea. zu Pofen. 
(Ann. XXI, ©, 230.) m 
Veberwahung des Handelsverkehrs der Juden aus den alten 
Provinzen in Neuvorpommern, 

R. der K. Min. des Handels (Gr. Bülow) deö Inn. und ber Fin. v. 
31. Suli 1821 an die K. Reg. zu Stralfund. Handelöbetrieb der altpreus 
ßiſchen Juden auf den dortigen Sahrmärkten und Meilen. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 29. Mai d. J., ob den mit dem Staatsbür- 
gerrechte und Gewerbefcheinen zum Haufirhandel verfehenen Juden aus dem Altpreußis 
ſchen, auch im dortigen Bezirk der Handelsbetrieb erlaubt werden könne? hierdurch ers 
öffnet, daß zwar die den Zuden der alten Preuß. Provinzen durd das Ed. v. 11. März 
1812 beigelegten ftaatsbürgerlichen Rechte, zufolge Allerh, Befehle, innerhalb der feit 


1) — 8 Poſen iſt dies nachrichtlich mitgetheilt durch R. de god, (Ann. 


Ueberwachung bes temporairen Aufmeh. d. 3. außerh. ihres Wohnfiges, 4414 


1814 mit ber Monarchie vereinigten Landes⸗-Bezirke noch zur Zeit nicht geltend gemacht 
werben follen, deffen ungeachtet aber den bezeichneten Juden, wenigftens auf Jahrmaͤrk⸗ 
ten und Meffen, unter Beobachtung ber beftehenden Polizei-Vorſchriften, der Handels⸗ 
betrieb in bortiger Provinz unbedenklich geftattet werden fann. (Ann. V, S. 590.) 


IM. 


Ueberwakhung des Handelsverfehrs der Juden aus anderen 
Landeötheilen in den ehemalig K. Sahfifhen Territorien. 


Alle auswärtigen Juden waren in diefen Landestheilen den ſtrengſten Be: 
fchränkungen unterworfen. Es beftimmte hierüber 
1) das Mandat v. i6. Aug. 1746 1), welches Abth. Il. Abſchn. V. zu 


vergleichen ift. Ferner 
2) Das Regulativ wegen Erleichterung des Meßhandeld der auslän: 
difchen Juden, v. 12. Sept. 1772. 


1. 

Die jüdiſchen Handelsleute aus allen fremden Landen, wenn fie hauptſaͤchlich zum 
Eintauf auf die Leipziger und Naumburger Meflen Eommen, Eeinesweges aber die in 
hiefigen Landen vermöge erhaltener Konzeflionen ſich aufhaltenden Juden, noch diejenigen 
ausländiichen Juden, welche hauptfächlich zum Verkauf auf die hiefigen Meffen kom— 
men, follen binfüro auf Anmelden Freipäffe erhalten können, Kraft welcher ihnen bei 
ihrer Reife und Aufenthalt in denen Churſächſiſchen Landen, wenn fie den im $. 6 be: 
ftimmten Einkauf von Waaren madyen, und die fonft hier nachſtehend vorgefchriebenen 
Bedingungen erfüllen, die Befreiung von allen bisher introbuzirten und üblich gewefe: 
nen ſowohl Lanbesherrlichen als Vafallen- und ftädtifchen jüdischen Abgaben in der im 
nachfolgenden mit mehrern angegebenen Maße angebeihen foll. 


2. 
ieſe Freipäſſe werden nur auf die Perſonen nebſt Geſchirr, und auf die ausgehenden 
in Werben Landen eingefaufte Waaren, ausgeftellet werben, mithin haben die mit fol- 
chen Päffen verfehene Juden vom Eintritt in die Churfürftl. Lande an bis zu beiden ob» 
befagten Mefftäbten, | den ordentlichen Land» und Poftftraßen, blos gegen Entrid)s 
tung und Beobachtung fammtlicher denen chriftlichen Hanbdelsleuten und andern Reifen: 
den obliegenden verfaffungsmäßigen Praestandoram, die Befreiung für fich felbft, in: 
gleichen eine Weibsperfon und einen Knecht oder Bebienten nebft Pferden, vom Zuben: 
Leibzoll und andern, ben Zubeninsbefondere obliegenden perfdnlichen Abgaben, zu genic- 
gen, fo daß fie mit ſolchen Päflen frei, ficher und ungehindert pafl: und repaffiren koͤn— 
nen; denen Polnifchen, Ruſſiſchen, Ungarifchen und Türkiſchen Juden aber fol, weil 
felbige Eeine Weibsperfonen mit fich führen, hingegen nach der Wichtigkeit ihrer Hands 
Iungsgefhäfte mehrere Handlungsdiener bei fi haben, auf jeben Wagen ein Hands 
lungsbedienter und ein Knecht nebit Pferden von den den Suben insbefonbere obliegenden 

Abgaben frei paffiret werben. i 


Sn Anfehung der Abgaben von benen zum Verkauf einbringenden Waaren hingegen 
verbleibet eö annoch ferner wie zeithero, dahero denn regulariter aud) die mit ſolchen 
Päſſen verfehenen Juden von ihren einbringenden Waaren diejenigen Anfäge zu erlegen 
haben, welche nach einigen Gleitö- und Zoll-Rollen, ein Zube, der Waaren einbringt, 
mehr erlegen muß, als wenn er feine Waaren bei ſich Hat. Gleichwie es denn auch mit 
dem 4 pGt. bei dem Eingange in Leipzig und Naumburg, welches der Jude mehr ald 
der hriftlihe Kaufmann zu entrichten bar, ebenfalls fein ferneres Bewenden behält, 


4. 

Jedoch fol hierbei denen Polniſchen, Ruffifchen, Ungarifchen und Zürkifhen Juden 
der Vorzug gegönnet werben, daß ihnen auf den Fall, daß fie blos rohe Produkte oder 
nur durch die erfte Hand bearbeitete Materialien, ale Wachs, Honig, Salpeter, * 
ſenblaſe, Haͤute, Wolle, Rauch-Waaren ꝛc. einbringen, und hiernaͤchſt einen anſehnli— 
chen Einkauf von Waaren, welcher das ordentliche im $. 6 feſtgeſetzte Quantum von 
1000 Thlr. überfteiget, erweislich machen und vergeben werden, fowohl die unterwegs 
bezahlte Abgaben von Waaren, welche fie mehr als ein anderer chriſtlicher Handelsmann 





1) Diefe Beftimmungen beziehen fich zum Theil gegenwärtig nur noch auf ausläns 
difche Juden, find aber des Zufammenhangs wegen hier gegeben worden, wos 
gegen von Abth. IV. hierher zurüctverwiefen ift. 


J 
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entrichten müffen, ald aud) das bei bem Eingange zu entrichtende } pG&t., fo fie mehr 
als die Chriſten zu bezahlen fchulbig, reftituiret werben foll. 


5. 

In denen Mepftäbten felbften follen diejenigen Juͤdiſchen Handelsleute, fo dergleichen 
Sreipäffe haben, gleiche Befreiung wie auf der Reife, von allen jübifchen zur Zeit in⸗ 
troduzirten Abgaben, mithin auch von dem, bei einigem Aufenthalt unterwegs an einem 
aceisbaren Orte, zu den General⸗Accis-Einnahmen zu entrichtenden Nahrungsgelde, ge: 
nießen, und insbefondere namentlich von dem Schuß: und Waagegelbe, wie auch von 
ber täglichen Perfonenfteuer befreiet fein,” jedoch wie bereits oben d. 2 feftgefegt, nur für 
fi, eine Weiböperfon und einen Knecht oder Bebienten; dagegen die übrigen mit ihm 
gefommenen oder auch in feinem Dienfte ftehende Perfonen fowohl auf der Reife bie ge: 
wöhnlichen Abgaben, als auch in denen Meßplägen das übliche Schusgelb an 2 Zhlr. 
von der Perfon zu entrichten haben. In Anfehung der Polnifhen, Ruffiichen, Ungari: 
fhen und Zürkifchen Juden aber verbleibet ed auch bier bei dem, was oben $. 2 verorb: 
net, daß denenfelben nämlich auf jeden Wagen ein Hanblungsbedienter und ein Knecht 
aud) in denen Meßftäbten von allen jüdifchen Abgaben frei gelaffen wird. 

6 


Jeder mit einem Freipaß verfehene Zube mag fowohl die auf ben Meffen zu Leipzig 
und Naumburg, als auch die etwan bei der Retour von der Naumburger Meſſe noch in 
Leipzig außer ber bafigen Meffe eingekauften Waaren beim Ausgange, wie ein hriftli: 
cher Handelsmann, mithin ftatt fonftigen 1 p&t. mit 4 pGt. vergeben. Doch muß er, 
woferne er ſich ſowohl biefer als aller obbefchriebenen Befreiungen würbig machen will, 
wenigftens Ein Zaufend Thaler Waaren wirklich erfauft und verfendet zu haben, durch 
einen Waagezettel befcheinigen, inmaßen er denn, auf den Fall, daß er den gefesten Ein: 
tauf von 1000 Thlr. nicht wirklich gemacht, des auf der Grenze erhaltenen ober fonft 
erfchlichenen Kreipaffes ohngeadhtet, nicht allein zur Nachbezahlung aller fchuldigen jü- 
difchen Abgaben angehalten, fondern nach Befinden nody mit einer Geldftrafe angefe: 
ben, oder wenn er ein Betteljude ift, mit Gefängniß beftraft werben foll. 


Eine gleichmäßige Beftrafung haben auch diejenigen zu erwarten, welche ſich unter 
dem Schuß eines mit einem Freipaß verfehenen Juden verftedten und freimachen, oder 
ihre Waare unter des befreiten Juden feine Waare verbergen und beipaden, und folde 
nur mit 4 p@&t. vergeben wollten, allermaßen wie bereitö oben $. 2 bemerfet worben, eis 
nem befreieten Zuben auf feinen Paß nicht mehr, als eine Weibsperfon und ein Knecht 
ober Bedienter frei paffiret; daferne auch ein befreieter Zube anderer anmwefenben, nur 
ein Eleines Gewerbe treibenden Juden Waaren für die Seinigen auögegeben hätte, um 
dadurch fein eigenes Einfaufs:Quantum zu verftärken und andere von ber orbentlichen 
Vergebung zu befreien, fo foll derfelbe ebenfalls nicht allein mit dem Erſatz aller ſchuldi— 
gen Abgaben, fondern nad) Befinden und befchehener Unterfuchung der Sache mit einer 
anfehnlicken Geldftrafe beleget werden, und ſich niemals wieder eines Freipaffes zu 
getröften haben. 


8. 

Damit ein jeber fremde Jude, fo die hiefigen Meſſen befuchen will, wiffe, wie es mit 
er er Freipäffe regulariter gehalten werden foll, fo wird hierdurch bekannt 
gemacht, da 

1) wenn ein Zube fchon mehrmalen ohne Befreiung die hierländifhen Meſſen gebauet, 
und einen beträchtlichen Einkauf von etlichen 100 Zhalern, befonders an Land: 
Waaren vergeben hat, bemfelben auf fein Anfuchen fofort ein Paß auf die 3 Leip: 
ziger Zahres- und auf die Naumburger PetrisPaul-Meffe ertheilet werben foll; 

2) wenn ein Zube dergleichen nicht beibringen kann, hingegen von einem oder meh: 
rern anfehnlichen Handels-Häuſern, daß er ihnen ald ein Handels-Jude bekannt 
he — empfohlen wird, derſelbe ſoll vorerſt nur auf eine Meſſe einen Paß 
erhalten. 

3) Die Päſſe koͤnnen entweder von den Juden ſelbſt, oder auch durch derſelben chriſt⸗ 
liche oder juͤdiſche Korreſpondenten in Zeiten, unmittelbar bei dem Churfürſtl. 
KammersKollegio, aud) bei dem Rathe zu Leipzig gefuchet werden, welcher lestere 
fodann eine Konfignation davon an befagtes Kammer-Kollegium einfenden und bas 

egen Päffe zur Aushändigung erhalten wird. Auch follen darneben nochbei Annd: 

erung jeder Meffe denen Polnifchen, Ruffifhen, Ungarifchen und Zürkifchen Zu: 
den Freipäffe in der zeitherigen Form, auf fammtliche Grenzzölle, durch welche 
gedachte Zuden einzugehen pflegen, entgegen gefendet werben, welche fie, wenn fie 
zuförderft ihre Namen und die Orte, woher fie gebürtig und woher fie fommen, 
auch welche Route fie nach der Meßſtadt nehmen wollen, angeben, ingleichen behö: 
rige Gefundbeitspäffe produeiren, daſelbſt erhalten können. 
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9. 

Für die Ausfertigung eines dergleichen Freipaffes fo bei denen Churfürftl. Kammer: 
Erpeditionen nicht mehr als 1 Shaler, wenn er aber auf mehr als eine Meffe ausges 
ftellet ift, für jede Meffe noch 16. Gr. mehr entrichtet, und von denen mit dergleichen 
Kammer:FKreipäflen verfehenen fremden Juden, wenn fie durch Dresden paffiren, ein 
mehreres nicht als ein Grofchen für den Feftungs:Zhorfchreiber, und bis zu weiterer 
Verordnung zwei Grofchen für Stempelung und Signatur bes Zettels bei der Gouver⸗ 
nementssKanzlei erhoben, biefelben auch bei denen Erpebitionen möglichft' beförbert, 
bahergegen die fogenannten Stabt-Majors-Gebühren an 6 Gr. 3 Pf. von ihnen weiter 
gar nicht gefordert werben. An denen von den Juden bei ihrer Ankunft in Leipzig oder 
Raumbnrg zu denen daſigen Stabtgerichten zu entrichtenden Gebühren hingegen foll 
überhaupt und in allem von ihnen nicht mehr ala 16 Gr, erhoben werden, bavon 4 Gr. 
für die abzufaffende Regiftratur zu berechnen, 8 Gr. dem Gerichtsvogt und 4 Gr, bem 
Thuͤrknecht zugetheilet fein ſoll. 


10. 

Die durch die Päffe zu erlangende Freiheit verftehet fich nur auf die ordentlichen Heer⸗ 
-und Landftraßen, fo in die Meßſtädte und aus felbigen führen, Eeinesweges aber auf 
Nebenftraßen, vielmeniger auf einen an andern Orten im Lande zu nehmenden Aufents 
hatt. Ein jeder Jude, fo dergleichen Paß erhält, hat daher die Route, welche er ſowohl 
vor ſich ald mit feinem Wagen nehmen will, jedesmal bei feinem Eintritt ind Land und 
bei feiner Rüdreife anzugeben, welche jedesmal auf den Paß zu notiren ift, inmaßen 
auch ein mit dergleichen Freipaß verfehener Jude an allen andern oußer feinem ordentli= 
chen Wege gelegenen Orten die jüdifchen Abgaben für feine Perfon und mit ſich führende 
Maaren verfaflungsmäßig erlegen muß. 


1. 

Auch gelten dieſe zum freien Reiſen, Aufenthalt und Handel zu ertheilende Päſſe nur 
auf die jedesmalige vierwoͤchentliche Meßzeit und nicht länger, Weil aber die Polni— 
ſchen, Ruffifchen, Uugarifchen und Zürkifchen Juden wegen der Entfernung und übeln 
Wege, wie bereits geſchehen, nicht allemal zu rechter Zeit, fondern erft zur Zahlwoche 
in den Mefftädten eintreffen können; fo follen in Betracht deffen, und damit es ihnen 
nicht an Zeit fehlen möge, die oben befchriebene ihnen zum Verkauf frei einzuführen ver: 
ftatteten rohen Produkta ins Geld zu fegen, und dagegen wiederum ihren Einkauf zu 
beforgen, die ihnen bei jeder Meffe verftatteten 4 Wochen nicht eher als von dem Tage 
ihres Eintritts in die Churfürftl, Lande an, bis zum Zage, da fie wieder die Grenze 
paffiren, gerechnet werben. 


12. 

Sn der gewiflen Erwartung, daß die jüdischen Handelsleute aus fremden Landen fid) 
der ihnen zu ertheilenden Päffe und der damit verfnüpften Befreiungen durch Dirigis 
rung ihrer Handlungs-Angelegenheiten auf hiefige Meßpläge würdig machen, hingegen 
aber allen Mißbrauch dabei vermeiden werden, Toll dieſes Regulativ vor der Hand und 
bis zu weiterer Verorbnung hieruuter zur Richtſchnur dienen, auch, damit felbige überall 
gut und denen Chriften glei) behandelt werben mögen, die nöthige Anordnung nach— 
drücklich getroffen werben. Dresden ben 12. Sept. 1772, 

Vorftehendes Regulativ ift dem Rathe zu Leipzig unterm 5. Mai 1772 zur Rachach⸗ 
tung zugefertiget, dem Stift-Naumburgifchen Kammer:Kollegio aber mittelft Reſkripts 
de eod. dato und dem Stift-Merfeburgifhen Kammer:Kollegio unterm 23, April 18500 
aus dem geheimen Konfilio bekannt gemacht worden, 

(Cod, Aug, Fortf. 11. Abth. Ti, ©. 1450.) _ 

3) R., den Naumburger Meß: Handel, befonders die dahin kommenden 
Juden betr., v. 23. April 1800. 

(Die Stift-NRaumburgifhen Einnehmer follen zur genauen Bes 
obadhtung bes Regulativs wegen Erleidterung des Mebbandels der 
auswärtigen Juden v, 3. 1772 und glimpfliher Behandlung derfclben 
angewiefen werben.) Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen 2c. Churfürft zc. 

20. 20. Was Wir wegen des, zur Erleichterung des Meßhandels der ausländifchen 
Juden zu beobadıtenden Regulativs unterm 5, Mai 1772 euch gnäbigft anbefohlen 
haben, deffen feid ihr gehorfamft erinnert. — 

Da Wir jedoch zu Beförderung des Commereii zu Naumburg dermalen fuͤr noͤthig 
finden, daß die euch untergebenen Einnehmer zu genauer Beobachtung ermeldeten Re- 
gulativs und überhaupt zu glimpflicher Behandlung der zur Naumburger Meffe reifen- 
den Handels⸗Juden, um dadrch foldye zum fernern Beſuchen derfelben zu ermuntern, 
nochmals angewiefen werben; fo ift hierdurch Unfer gnädigites Begehren, ihr wollet in 
defien Gemäßheit das Nöthige verfügen. ment: Aufmertfamteit auf die 
den bafigen Meßhandel betreffenden Umftänbe.) Webrigens habt ihr bes 
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fondere Aufmerkfamkeit auf die im dafigen Meßhandel fich ergebenden wichtigften Um: 
fände richten zu laffen und darüber ausführlihen Bericht mit Gutachten nebft Bei: 
fügung der Verzeichniffe von allen jüdifchen Handelsleuten zu erflatten. Daran 2c. 
und 2c. Geben zu Dresden, am 23. April, 1800. 
Graf von Hohenthal. 

An das Stift Naumburgifhe Sammer-Collegium. 
In gleicher Maaße ift das Stift-Merfeburgifche 

Gammer:Collegium wegen Anweifung ber 

demfelben untergebenen Einnehmer sub eodem 


" dato befehliget worben. 
D. Ghriftian Gottfried Körner. 


Avertissement. 


Bereitö im Zahre 1772 haben Shro Churfürftl. Durchl. zu Sachſen ein auf thun: 
lichſte Erleichterung der nad) Leipzig und Naumburg zur Mefle reifenden fremden Hans 
delsjuden abzwedendes Regulaüiv treffen, und in deſſen Gemäßheit die Behörden mit 
Anweifung verfehen laffen. Die dadurch vorgefchriebene, und bis auf heutigen Zag un: 
ausgeſetzt beobachtete Einrichtung ift im Hauptwerke folgende: 

1) Es werden den jüdiſchen Handelsleuten aus allen fremden Landen auf ihr Ans 
fuhen Finanz-Freipäſſe zu Beſuch der Leipziger und Naumburger Meflen ertheitt. 
Diefe Häffe können entweder von den Juden felbit, oder durch berfelben chriſtliche oder 
yüdifche Gorrefpondenten in Zeiten unmittelbar bei dem Churfürftl. geheimen Finanz— 
Collegio, oder der Haupt:Gleits-Einnahme zu Leipzig geſucht werben, wie denn auch 
die Polnischen, Ruffifhen, Ungarifchen und Tuͤrkiſchen Juden dergleichen Freipäffe auf 
den Grenzzöllen, durch welche fie einzugehen pflegen, erhalten können. Hat ein Zude 
ſchon mehrmalen ohne Befreiung die hierländiſchen Meſſen gebauet und einen Einkauf 
von etlichen Hundert Thalern vergeben, fo wird für denfelben auf fein Verlangen fofort 
ein Paß auf die drei Leipziger Sahress und die Naumburger Petri-Paul-Meffe ausge: 
fertiget, dahingegen ein Jude, welcher dergleichen nicht beibringen kann, vorerft nur auf 
eine Meffe einen Paß erhält. In der Regel find die Freipäffe nur auf die jedesmalige 
Vierwöchentliche Meßzeit, und nicht länger gültig. Weil aber die Polniſchen, Rußifchen, 
ungariſchen und Zürkifchen Juden wegen der Entfernung und üblen Wege nicht alle: 
mal zur rechten Zeit in den Meßſtädten eintreffen fönnen, fo werden in befjen Betracht 
die ihnen bei jeder Meffe verftatteten Vier Wochen nicht eher, ald von dem Tage ihres 
Eintritts in die Churfürftl, Sächſ. Lande an, bis zum Tage, da fie wieder die Grenze 
paffiren, gerechnet. 

2) Die mit Freipäffen verfehenen Zuben haben vom Eintritt in die Churfürftl. Lande 
an bis zu beiden obbefagten Mepftädten auf den ordentlichen Lands und Poftftraßen, 
blos gegen Entrihtung und Beobachtung fämmtlicher den riftlichen Handelsleuten 
und andern Reifenden obliegenden verfaffungsmäßigen Praestandorum, die Befreiung 
für fich felbit, ingleichen eine Weibsperfon und einen Knecht oder Bedienten, nebft 
Pferden, vom Zudensteibzolle und andern den Juden insbefondere obliegenden Abgaben 
zu genießen, fo, daß fie mit ſolchen Päffen frei, fiher und ungehindert, pass- und re- 
passiren tönnen. - Denen Pohlnifhen, Ruſſiſchen, Ungarifhen und Zürkifchen Juden 
aber wird, weil felbige feine Weibsperſon mit fid) zu führen pflegen, fondern gemeiniglid) 
mehrere Handelsdiener bei fih haben, auf jeden Wagen ein Handlungsbedienter und 
ein Knecht nebft Pferden von den jüdifchen Perfonal-Abgaben frei gelaffen. 

3) In den Mepftädten Leipzig und Naumburg felbft genießen die mit Kreipäffen ba: 
bin kommenden Zuden gleiche Befreiung, wie auf der Reife, von allen befondern jüdischen 
Abgaben, namentlid aud vom Schuß: und Waagegelde, für fich, eine Weibsperfon, 
und einen Knecht oder Bedienten. Wegen der Pohlnifchen, Ruffifchen, Ungarifchen und 
Türkiſchen Juden aber verbleibt e8 auch hier bei obiger. Anordnung, daß nämlich den: 
felben auf jeden Wagen ein Handlungsbedienter und ein Knecht auc in den beiden 
Mepftädten von allen Juden-Abgaben frei gelaffen wird. 

4) In Anfehung der Abgaben von den zum Verkauf einbringenden Waaren bewenbel 
eö zwar bei den hohern AnfAgen, welche die Juden unterwegs nad) Vorfchrift einiger 
Gleits- und Zoll:Rollen, und in den Meßſtaͤdten mit I-pfo Cent mehr, als die Chriften, 
zu entrichten haben. Doch wird hierbei den Pohlnifchen, Ruffifhen, Ungarijchen und 
Tuͤrkiſchen Juden der Vorzug gegönnt, daß ihnen auf den KaH, wo fie blos rohe Pro: 
bufte oder nur durd) die erite Hand bearbeitete Materialien einbringen, und einen über 
1000 Zhaler — — betragenden Waaren-Einkauf machen, dasjenige, was fie unter 
weges und beim Eingange in Leipzig und Naumburg mehr, als chriſtliche Handelsleute, 
erlegt haben möchten, reſtituiret wird, 

5) Die auf den Mefjen zu Leipzig und Naumburg eingelauften Waaren vergiebt ber 
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niit einem Freipaffe verfehene Zube beim Ausgange, wie ein chriſtlicher Kaufmann. 
Jedoch muß er, wofern er ſich ſowohl biefer, als der übrigen obbefchriebenen Befreiungen 
würdig machen will, wenigftens 1000 Zhlr. — erfaufte Waare in ber Mefftadt zum 
Ausgange vergeben. 

Solches alles wird auf Ihro Churfürftl. Durchl. zu Sachſen höchſten Befehl andurch 
Öffentlich bekannt gemacht, bamit diejenigen ausländifhen Handelsjuden, welche hiers 
von nod nicht gnuͤglich unterrichtet, und gleihwohl die Leipziger oder Naumburger 
Meſſen künftig zu befuchen Willens fein möchten, ihre Maaßregeln überall in Zeiten 
darnad) nehmen, und bie obgedadjtermaaßen verhießene Gleichftellung mit den crift: 
lichen Handelsleuten, fo wie überhaupt glimpfliche, billige und menſchenfreundliche Be: 
handlung um fo zuverläßiger gewärtigen können. Dresden, den 25, April, 1800. 

Shurfürftl. Saͤchſ. Landes-Dekonomie-⸗Manufaktur⸗ 
und Commercien⸗Deputation. 
(Cod. Aug. Fortſ. II, Abthl. II, ©. 1478.) 


4) Ueber die Anwendung diefer Beftimmungen auf die heutigen Vers 
hältniffe fprechen fich die folgenden R. aus: 

a) In Anfehung des Befuches der Sahrmärkte. 

aa) K. O. v. 19. Sept. 1828, mitgetheilt durch C. R. des K. Min, des 
Ian. (Köhler) an ſämmtl. K. Reg. (rüdfichtlich derjenigen in der Provinz 
Sachſen, mut, mutand. an den Königl. Geheimen Staats:Minifter, Herrn 
von Klewig, Ercellenz) fo wie an dad K. Polizei-Präfidium in Berlin. 
Beſuch der Sahrmärkte in den vormals Sähfifhen Städten und Marfts 
fleden von Seiten inländifcher Juden. 

Der K, Reg. wird biebei die, unterm 19. v. M. erlaffene Allerh. K. O., wornad 
allen, in den Preuß. Staaten anfäffigen, jüdifchen Einwohnern der Einzeln Verkauf 
ihrer Waaren auf den Zahrmärkten in den vormals Sächſiſchen Städten und Markt— 
fleden geftattet und fernerhin, nad dem Mandat v. 16. Auguft 1746, nur den, einer 
fremden Landeöherrfchaft angehörigen jüdischen Handelsleuten verfagt werden foll, in 
beglaubter Abfchrift (Anl. a.) zur Nahadtung und Publikation durch die Amtsblätter 
zugefertigt. Berlin, den 18. Dftober 1828. 

Minifterium des Innern, Köhler, 


a, 

Aus ben, in Shrem gemeinfchaftlihen Ber. v. 25. v. M. angeführten Gründen und 
nad) Ihrem Antrage genehmige Ich, daß allen, in den Preuß. Staaten anfäfjigen jüdi— 
ſchen Einwohnern der Einzeln-Verkauf ihrer Waaren auf den Jahrmärkten in den vor: 
mals Sächſiſchen Städten und Marftfleden geftattet, und fernerhin nad) dem Mandat 
v. 16. Auguft 1746 nur den, einer fremden Landesherrfhaft angehörigen jüdiſchen Hans 
delsleuten, verfagt werde. Berlin, ben 19. Sept. 1828. 

Friedrih Wilhelm. 
An die Staats-Minifter v. Shudmann u. v. Motz. 
(Ann. XII. ©, 1083.) 


bb) R. des K. Min. des Inn. (v. Schudmann) v.9. Dec. 1828 an 


die K. Reg. zu Aachen. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 22. v. M., wegen Publikation des Mandats 
v. 16. Auguft 1746 in den Rhein-Provinzen, — eröffnet, daß es deſſen gar nicht 
bedarf, indem ben Hanbeltreibenden jüdiſchen Bewohnern anderer inländifchen Pro: 
vinzen weiter nichts zu wiffen nöthig ift, ald daß. ihnen der Einzeln-Berkauf ihrer 
Waaren auf den Sahrmärkten in den vormals Sächſiſchen, jest jum Preußiſchen Staate: 
gehörigen Städten und Marktflecken geftattet wirb.. (Ann. Al. ©. 1084.) 


ec) R. des K. Min. des Inn. (v. Shudmann) v. 12. März 1829 an 


Die K. Reg. zu Merfeburg. 

Der K, Reg. wird auf den Ber. v. 18, v. M. zum Befcheide ertheilt, daß unter dem 
Ausdrud: „in den Preuß. Staäten anfäßige jüdiihe Einwohner” in ber Allerh. 
K. D. v. 19. Sept. 1828, betreffend die Befugniß der inländifhen Dandelsjuden zum 
Einzeln-Berkauf ihrer Waaren auf den Märkten des Herzogthums Sachſen, alle dies 
jenigen gemeint find, welche ji) in dem Preuß. UnterthanensBerbande befinden, womit 
auch die Faſſung des Mandats vom Jahre 1746 (auswärtige Juben) übereinflimmt, 

(Ann. XIII. Nr. 84.) 


b) In Anfehung ded Haufirhandels in diefen Landestheilen. 
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aa) Refol. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (Köhler) für den jüdi⸗ 
fchen Handeldmann NN. zu Halle a. d. Saale v. 15. Aug. 1829. Hauſir⸗ 


handel der Juden in den vormals Sächſiſchen Landestheilen. 

Der jüdifche Handeldmann NN. wird auf das Geſuch v. 6. d. M. wegen Bewilligung 
eines Gewerbefheins zum Haufirhandel mit Leinwand hierdurch abſchlaͤgig beſchieden, 
da das Kurfürftl. Sächſiſche Mandat v. 16. Auguſt 1746, wodurch den jüdifchen Glau— 
benögenoffen der Haufirhandel unterfagt ift, nod immer ald Gefeg für die vormals 
Sächſiſchen Lande fortbefteht. (Ann. XIII. Nr. 113.) 


bb) C. R. der 8. Min. d. Inn. (v. Shudmann,v. Brenn). 29. 
Apr. 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt und Liegnis. 


Da kürzlich der Fall vorgelommen ift, daß das in den vormals Sächſiſchen Landes: 
theilen der Preußifhen Monarchie nody gültige Sädhfifche Gefeg v. 17. Auguft 1746, 
die Einſchraͤnkung der Anzahl der Juden und ihres Handels betreffend, in Bezug auf 
die Beftimmungen Über das Haufiren mißverftanden worden; fo fehen ſich die unter: 
zeichneten Min. veranlaßt, bie K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen, daß bie in biefem 
Geſetz $. IX. in Betreff des Haufirens der Juden enthaltene Vorfchrift Fein allgemeines 
und unbedingtes Verbot ift, indem ſich folche lediglich auf die verftattete Erlaubniß zum 
Jahrmarkthandel bezieht und nur in dieſer Beziehung beftimmt, daß berfelbe nicht auf 
den einzelnen Betrieb und das Haufiren erftredit werben foll, der $. II. aber gar nur 
von durchreifenden fremden Zuben handelt, überhaupt aber und im Allgemeinen der ben 
Juden zu verftattende Handel lediglich von dem Inhalte der denfelben ertheilten jpe 
zielen Konzeffionen ($. I. u. IV. 8.) abhängig gemacht worben, mithin, fobald die von 
den dazu befugten Behörden, einem Juden ertheilte Konzeffion ihn zum Gewerbbetriebe 
im Umberziehen berechtigt, das Gefe& auch hinfichtlich der vormals Saͤchſiſchen Bezirke 
weiter nicht entgegen fteht, vielmehr dem überall hervortretenden Grundfage beffelben, 
nämlich firenge Aufſicht über den jüdifchen Handel zu führen, dadurch, daß es jedesmal 
einer fpeziellen Konzeffion bedarf, volllommen genügt wird. (Ann. XV, ©, 326.) 


cc) R. der K. Min. des Inn. u.d.$. (Maaßen, v. Brenn, Beutb) 
v. 25. Suni 1833 an die K. Reg. zu. 

Die Zulaffung der inländifhen Zuden zum Waarenverkauf im Umherziehen in 
dem Herzogthum Sachſen, worüber die K. Reg. in Ihrem Berichte v. 7. v. M. eine 
nähere Anweifung zu erhalten wünfcht, ift durch die von Ihr in Bezug genommenen 
Verfügungen bereits ausgefproden, und wird auch dadurch begründet, daß das Regu: 
lativ v. 28. April 1824, ald das für den Gewerbebetrieb im Umberziehen befonders er- 
laffene fpezielle Gefes, allen in älteren allgemeinen Verordnungen wegen des Haufir: 
handels beiläufig vorfommenden Beftimmungen berogirt, und wegen ber Juden feine 
Beſchraͤnkung enthält. 

Die Angabe der K. Reg., daß nad) dem, am 17. Juli 1828 abgefchloffenen Verträge, 
die, in den Anhaltfchen Herzogthuͤmern angefeffenen Juden, in den Königl. Staaten 
als Inländer zu betrachten feien, iſt aber nicht gegründet, und eine Stipulation der Art 
in bem gedachten Vertrage nicht zu finden. - 

Es ſcheint, daß die K. Reg. von der gemeinfchaftlichen C. Verf. v. 22. März a. c. 
bei Erftattung Ihres Berichtes keine Kenntniß genommen hat, da Sie fonft nicht darüber 
zweifelhaft fein Eönnte, daß auch den Anhaltſchen Unterthanen Gewerbefcheine nur für 
ſolche Gewerbe zu ertheilen find, zu welchen nach dem Regulativ v. 28. April 1824 aud) 
Ausländern bie Zulaffung geftattet wird. Bei diefen Gewerben aber macht das 
Regulativ Beinen Unterfchied nad der Religion des Auslaͤnders. (Ann. XVII. ©. 508.) 


dd) R. des Min. d. Inn. v. 13. Juli 1835, mitgetheilt durch Bekannt: 
machung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. Den Juden im Her: 
zogthum Sachfen ift nur der Auflauf von roher Leinwand haufirend ge 
ftattet. 

Nach einem Schr. der K. Reg. zu Merfeburg, ift mittelft R. der hohen Min. vom 
13. Zuli v. 3. beftimmt worden, daß im Herzogthum Sachſen bie Zuden vom Haufir: 
handel ausgeſchloſſen find, und nur zum Auflauf roher Landesprodufte verftattet wer: 
den follen. Indem wir dies hiermit zur Kenntniß der betreffenden jüdiſchen Gewerb— 
treibenden bringen, weifen wir die Landräthe und Magifträte zugleich an, darauf zu 
halten, daß in jedem, zur Erlangung eines Gewerbeſcheins aufzuftellenden Signalcment, 
das Glaubensbelenntniß des Gewerbtreibenden gewiflenhaft angegeben werbe. 

(Ann, XX. Nr, 148.) 


ee) R. des K. Min. d, Inn, für G. Ang. (v. Brenn), des J. u. d. 9. 
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(E. Roch ow) u. der Fin. (v. Alvensleben) v. 19. April 1837 an die KR. 
Reg. zu Bromberg. | 
Der 8, en wirb auf Ihren Ber. v. 20, Februar d. 3., 
die Zulaffung naturalifirter Juben zum Betriebe des Haufirgemwerbes im Herzog⸗ 
thum Sachſen betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß die Beſchraͤnkungen, welche für die Juden nach dem R. an bie 
Regierung zu Merfeburg v. 13. Zuli 1835, im Herzogthum Sachſen dahin beftehen, 
daß fie vom Haufirhandel ausgefchloffen find, auch für diejenigen Juden Ihres Begirks, 
welche in ber mehrgebachten Provinz haufiren wollen, gelten müffen, da bie in Ihrem 
Bezirke ihnen zuftehende Befreiung feinen Grund abgeben kann, fie vor den einheimifchen 
Zuben in Sachſen zu begünftigen. (Ann. XXI. Nr, 231.) AB 
ff) R. derfelben Din. an die K. Meg. zu Merfeburg v. 12. Mai 1837. 
Auf den von der K. Reg. unter dem 27. Januar a. c. an den General:Direktor der 
Steuern erftatteten Bericht, den Verkehr der Juden im Herzogthume Sachfen betreffend, 
nad) welchem Diefelbe darüber zweifelhaft ift: ob in geist der gemeinſchaftlichen Verf. 
v. 13. Juli 1835 für Juden Gewerbefheine zum Suchen von Waarenbeftellungen und 
zum Aufkauf von andern Gegenftänden als rohen Landesproduften im Herzogthum 
ne ai werben bürfen, eröffnen die unterzeichneten Minifterien Derfelben 
olgenbes. 
Die gebathte Verf. bezieht fi nur auf ben eigentlichen Haufirhanbel, auf das Feil⸗ 
bieten und den Verkauf von Gegenftänden, bie als ſogleich verkäufliche Waaren mitges 
führt werden. Das Suchen von Beftellungen auf Waaren, von denen ber. Umber- 
ziehende nur Proben mit fich führt, und der Auflauf von Gegenftänden, die der Aufs 
kaufende nicht mit fi; nimmt, fondern frachtweife an ihren Beftimmungsort befördern 
Läßt, ift hiernach den Juden, als foldhen, auch im Herzogthum Sachſen nicht zu vers 
fagen. (X. XXI, ©, 534.) | * 


Zweites Kapitel. 


Aufenthalt in andern Landestheilen Behufs Ausbildung 
zu einem nützlichen Berufe, zum Zweck des Geſindedienſtes 
oder wegen verwandtſchaftlicher Verhältniſſe. 


1. In Betreff der Ueberwachung des Aufenthalts in andern Landestheilen 
zur Erlernung von Wiffenfchaften und Künften, Handwerken, deö Handels, 
des Manufaktur: und Fabrikweſens beflimmen: Ä 

1) Das R. ded K. Min, deö Inn. u. der Pol. (Köhler) v. 12. Juli 
1831, an die K. Reg. zu Königöberg in Pr. | 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 24. v. M. erwiebert, daß die Verf. v. 
28. Mai. d. 3. nad welcher den Juden aus den neuen Provinzen, wenn fie fid) zur 
Erlernung einer Kunft, eines Handwerks oder des Manufakturs und Fabrikenweſens 
a rasen Bar in den Regierungsbezirten, wo die Juden Staatöbürgerredhte erlangt 
baben, aufhalten wollen, foldyes ohne weitere Anfrage geftattet werden fol, auch auf 
die, die Gymnaſien oder bie Univerfität dafelbft befuchenden, aus Provinzen, in welchen 
die Juden keine ftaatsbürgerlichen Rechte genießen, gebürtigen inländifhen Jubenföhne 
Anwendung finden. (Ann. XV. ©. 575. 

2) R. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (v. Brenn) v. 10. Nov, 


1832 an dad K. Polizei⸗Präſidium zu Berlin. 

Auf den Bericht des K. Polizei-Präfidium v. 12. v. M. will ich Daffelbe hiermit 
autorifiren, den Juden aus denjenigen Provinzen des Staats, in welhen das Ed. v. 
41. März 1812 no nicht gefeglice Guͤltigkeit hat, polizeiliche Erlaubniß zu ertheilen, 
fich auf gewiſſe Zeit zur Exlernung einer Kunft, eines Handwerks, des Manufakturs 
mwefens ober der Handlung, oder auch als Gefellen, Gehülfen oder Handlungstommis 
bier aufzuhalten, dafern das Geſuch durch triftige Gründe motivirt wird, polizeiliche 
Bedenken dagegen nicht ftattfinden, der Unterhalt der betheiligten Perfonen gefichert ift, 
und ber Zurüdweifung derfelben in ihre Heimath nad) Beendigung der Zeit, auf welche 
ihnen! die Konzeffion zu ertheilen ift, Fein Hinderniß entgigenſtehet. Das K. Polizei⸗ 
Präfibium hat aber die noͤthige Aufficht zu führen, daß durch die Erlaubniß zum Aufs 
enthalt auf — Zeit nicht das — von Juden, welche nicht das Staats⸗ 
Bürgerrecht beſitzen, befördert, und die Zahl der hieſigen jüdiſchen Familien vermehrt 

Thl. VIIL. BD 3. Die Verhaͤltniſſt ver Iuden, 27 
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werde; auch wenn Daſſelbe bemerken ſollte, daß ein ſtarker Andrang von Juden mit 
Geſuchen um die Erlaubniß zum vorübergehenden Aufenthalte entftehe, mit weiterer Erz 
theilung ſolcher Erlaubniß Anftand zu nehmen, und über die dann zu ergreifenden Maß- 
regeln zu berichten. 

Wenn biernady auch zu Befoͤrderung der Bildung imd Gewerbſamkeit unter den Zus 
den der neuen Provinzen Ausnahmen von ber gefeglichen Strenge zugelaflen werben, fo 
bleiben diefelben doch im Sinne des ©. v. 11. März 1812 fremde Juden, daher 
er die fie ohne befondere Erlaubniß aufnehmen, nad $. 35 defjelben zu ſtra⸗ 
en find. 

Die am Schluffe erwähnte V. wegen ded Wanderns fremder Handwerksgeſellen bleibt 
übrigens auf das befondere Verhältnig der jüdifhen Handmerkögefellen aus ben neuen 
Provinzen ohne Einfluß. (Ann. XVI. ©. 9659.) | 

3) R. des K. Min. d. Inn. (v, Meding) v. 10, San. 1841 an die 

K. Reg. zu Magdeburg. 
Auf ben Ber. b. 16. v. M. u. 3. wird bie K. Reg. hiermit autorifirt, inlaͤndiſchen 
Juden aus den Lamdestheilen, in welchen das G. v. 14. Mätz 1812 niht ailt, 
wenn fie, um fich zu irgend einem nüglichen Berufe auszubilden, ſich vorübergehend in 
einer mit gedachtem Geſetze betbeiligten Stabi au 2. wollen, den Aufenthalt zu dies 
fem Zweck zu geftatten. (8. M. BI. 1831. ©, 9. 

4) R. ded Min, deö Inn. (Erfte Abthl. v. Meding) v. 27. Dec. 1842 
an die K. Reg. zu Pofen und Potsdam. Ä 

Es find, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 5. d. M., den Aufenthalt jüdiſcher 
werbs⸗ und Handelöstehrlinge aus der dortigen Provinz in den alten Provinzen betref: 
fend, unter Wieberbeifüägung der Anlagen, erwiebert wird, bereits mehrere Reg., ſowie 
auch das hieſige PolizeisPräfidium, auf ihren Antrag autorifikt worden, jungen Juden 
aus dem Großherzogthum Pofen, welche ſich in den Städten der alten Provinzen zu. 
ihrem Lebensberufe beſſer ausbilden wollen, den Aufenthalt auf gewiffe Jahre zu geftat: 
ten, wenn fonft keine polizeiliche Bedenken eintreten, und ber Unterhalt des Betheilig- 
ten, fowie bie Rüdkehr deſſelben in feine Heimath gefichert fei. ebenfalls aber muß 
KR derjenige, det einen ſolchen Judenburſchen aufnehmen will, deshalb an den Dtagi: 

vat des Orts, und, wenn biefer feine Verwendung verfagt, an die Regierung wenden. 
(B. M: Bl. 1842. ©, 414.) 


5) In Betreff des Aufenthaltes jüdifher Handwerksgeſellen aus den 
neueren Provinzen in den alten, fo wie wegen derfelben im Allgemeinen. 
Vergl. Abthl. I: Abſchn. 7. Kap. II: | 


11. In Anfehung des Gefindedienftes beftimmen: 


1) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 15. Nov. 1826 
an die K. Reg. zu Danzig. Der dem jüdifchen Gefinde aus den neuen 
oder wieder eroberten Provinzen zu geftattende temporaire Aufenthalt. 

Der 8: wird zur Beſcheidung Auf den Ber. v. 23. v. M. eröffnet, daß, wenn 
ber Zulaffung der aus einer neuen oder wiebereroberten Provinz gebürtigen Juden, wel⸗ 
che in das Verhaͤltniß von Dienftboten treten, aus polizeilichen Kuͤckſichten nichts ent= 

egen ſteht, Ihr Seitens des unterzeichneten Min. ohne Bedenken überlaffen bleibt, bie 
en Individuen den temporairen Aufenthalt innerhalb Ihres en zu gt: 
ftatten, indem diefer von der Niederlaffung, womit das Recht des Wohnfiges verbunden, 
wohl zu unterſcheiden iſt. (Atın, X. ©. 1086.) 

,YR. des K. Min, des Int. (Erfte Abthl. Köhler) v. 28. Sum 
1828 an die K. Reg. zu Btomberg. Nichtausſchließung der im Großher⸗ 
zogthbum Pofen teimpdrair fih aufhaltenden inländifchen Suden vom Ge 
findedienfte. 

Der R. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 154 d. M. eröffnet, daß die Aus⸗ 
ſchließung jüdifcher Dienftdoten anderer inländifcher Provinzen von dem blos temporais 
ren Kufenthalt im Großhergogthum Pofen, Behufs des Gefindebienftes, eine zweckloſe 
Härte involiren würde. Won diefer Ausfchliefung kann mithin Abftand genommen, je 
doch muß von den Orts⸗Behorden mit Strenge darüber gewacht werben, daß die hicht 
zum bleibenden Aufenthalt berechtigten Buben anderer inländifcher Provinzen fich nicht 
unter dem Vorwande des Gefindedienftes unvermerft einniſten. 

(Ann. XIL ©, 444.) 


” 
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II. Aufenthalt wegen verwandtfchaftlicher Verhältniffe. 

N. des K. Min. ded Inn. (Gr. Arnim) v. 5. Sept. 1842 an die K 
Meg. zu N. 

Wenn fon ich es billige, daß die K. Reg. dem Einfchleichen von Zuden aus der Pro: 
vinz Pofen mit Aufmerkfamkeit vorzubeugen fucht, fo würbe es doch zu weit gehen, 
wenn man ohne Berüdfichtigung der nächften Familienverhältnifie, den Bruder hindern 
wollte, ſich feiner Schwefter anzunehmen, weil diefe, obwohl preuß. Unterthanin, aus 
dem Großherzogthum Pofen gebürtig ift, und wenn ebenfo deshalb die Schweſter gehin⸗ 
dert werben follte, dem Bruder in feinem Gefchäfte und feiner Häuslichkeit Beiftand zu 
leiften. Nur triftige polizeiliche (Sründe, aus der Moralität der Betheiligten, oder 
ihrer Unfähigkeit, fi dauernd einen ehrlichen Unterhalt zu verfcaffen, entnommene 
können in jolhemfFalle Veranlaffung geben, auch Kamilienmitglieder von einander zu 
trennen, und ſie ihrergeaenfeitigen Hülfe zu berauben, Dergl. Gründe hat nun die K. Reg. 
in Shrem Ber. v. 17. Aug. e. nicht angeführt, ebenfowenig dasjenige beftritten, wo: 
durd) der N. fein Gefuh um fernere Duldung feiner Schwefter unterftüst hat. Die 
K. Reg. wird daher veranlafßt, entweder der Johanna N, den ferneren Aufenthalt in 
DB., als einer Fremden, gegen von Zeit zu Zeit zu erneuernde Aufenthaltöfarte, zu ge: 
ftatten, oder die befondern Gründe, welche dem entgegenftehen, noch anzuzeigen. 

(B. M. Bl. 1842. ©. 337,) 


Drittes Kapitel. 


Strafe der verbotenen Aufnahme von Juden aus anderen 
Landestheilen. 


- N. des K. Min. des Inn u. der Pol. (v. Rochow) v. 5. Mai. 1837 


an die K. Reg zu Ftanffurt a. d. O. 

Der K. Reg. erwiedere ich auf den Ber, v. 13. v. Mi, daß ich feine Beranlaffung 
finde, der Anficht, welche das dortige Oberlandesgericht in dem in ber fiskalifhen Uns 
terfuhung wider den Kaufmann RN. zu N. wegen Annahme eines Pofener Zuben in ſei— 
nem Dienfte, ergangenen Erkenntnifje ausgefprochen hat, und nach welcher bie im $. 35 
bes ©. v. 11. März 1812 für Aufnahme fremder Juden feftgefegte Strafe bei der 
Aufnahme inländifdyer, mit dem Staatsbürgerrechte nicht betheiligter Juden nicht ftatt= 
finden kann, entgegen zu treten. Da indeffen das Ueberziehen von Juden aus einer 
Provinz in eine andere mit verfchiedener Gefeggebung im Allgemeinen jedoch ohne beſon⸗ 
dere Strafanordnung verboten ift, fo bleibt der K. Meg. uͤberlaſſen, dieſes Vorbot durch 
Shr Amtsblatt einzufhärfen und deffen Uebertretung von Seiten derer, welche dergleis 
chen Zuben ohne Erlaubniß bei fich aufnehmen, mit einer Polizeiftrafe von fünf Thlrn. 
zu verpoͤnen. (Ann. XXI. ©, 468.) 
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Vierte Abtbeilung. 
Die Verhältniffe der ausländifchen Juden zum Preußifchen Staate. 


Erfter Abfchnitt. 


Ermwerbung ded Preußifhen Staatöbürgerrehted Seitens 
auslandifcher Juden. 


Erſtes Kapitel, 
Sn den alten Provinzen. 
Für die alten Provinzen beftimmt hierüber 
1) dad Ed. v. 11. März 1812 in den $$. 31—33 wie folgt. 
| $. 31. 

Fremden Juden ift es nicht erlaubt, in den hiefigen Staaten ſich nieberzulaffen, fo 

lange fie nicht das Preuß. Staatöbürgerrecht erworben haben. 
$. 32. 

Zur Erwerbung diefes Bürgerrechts können fie nur auf den Antrag ber Regierung ber 
Provinz, in welder bie Niederlaffung erfolgen fol, mit Genehmigung Unferes Minis 
fterii des Inn. gelangen, 

$, 33. 
Sie genießen alddann mit den Einländern gleiche Rechte und Freiheiten. 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 15. Juli 1817 
an die K. Reg. zu Stettin. Bedingungen der Naturalifation. 


— Juden koͤnnen nur durch Naturalifation das Staats-Buͤrgerrecht 
erwerben. 

Dieſe Naturaliſation wird ertheilt, wenn ein beſonderes oͤffentliches Intereſſe, es 
gründe fich ſolches auf ein betraͤchtliches einzubringendes Bermoͤgen, auf beſonders nuͤtz⸗ 
liche Gewerbebetreibung, auf anderweitige nuͤtzliche Geſchicklichkeiten oder auf vorzuͤglicht 
Geiſtesbildung, dafür obwaltet, daß man ein beſtimmtes Individuum für den Staat 
gewinne. 

Eine Veranlaſſung dieſer Art iſt aber Hinſichts des franzoͤſiſchen Juden Samſon 
Levy aus Neuweiler, über deſſen Geſuch um Ertheilung des Preuß, Staatsbürgerrechti 
bie K. Reg. zu Stettin unterm 7. d. M. andermweit berichtet hat, bis jegt durchaus 
nicht angegeben, und nadjgewiefen, und berfelbe daher bis auf Weiteres unbedenklich 
zurüdgewiefen 0. (Ann. 1.8.3. ©. 83,) 
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Zweites Kapitel. 


In ben Eandeötheilen weldhe zum Großberzogtkum Wars 
fhau gehörten) und inöbefondere im Großherzogthum 
Dofen. 


1) Nach den beiden großherzoglich Warfchaufchen B. v. 20. März 1809 
und 30. Okt. 18122) war beflimmt, daß nur diejenigen ausländifchen Ju— 
den aufgenommen werden follten, welche wenigftens ein Vermögen von 
50 Zhle. nachweifen oder darthun würden, daß fie in beflimmten Hands 
werfen erfahren wären. Diejenigen, welche ein Vermögen von 10000 Thlr. 
mitbringen und diefe zu Fabriken anlegen würden, dabei polnifh, frans 
zöfifch, oder deutfch lefen und fchreiben fönnten, nnd fich verbindlich mad 
ten, ihre Kinder vom Tten Lebensjahre an, in die öffentlichen Schulen zu 
ſchicken, auch fich äußerlich nicht audzeichneten (nicht Sudenkleidung trü— 
gen), follten von der Konfeription, und wenn fie AUderleute oder Hand» 
werfer wären, auf 6 Jahr von allen öffentlichen Laſten und Abgaben bes 
freit fein. | 

Es beftimmte, hiervon zum Theil, jedoch ohne Angabe eines Grundes 
abweichend 

2) dad R. des K. Min. ded Inn, (Erfte Abthl. Köhler) v. 17. Mai 
1822. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 19. v. M. eröffnet, daß bie 
Aufnahme als Preuß. Staatsbürger in der Regel nur foldyen fremden Juden zugeftan- 
den zu werden pflegt, welche entweder eine gemeinnüsige Kunft oder Wiffenfchaft gehö: 
rig erlernt haben und wirklich betreiben, oder aber, wenn fie zur Klaſſe der Gewerbes 
treibenden ‚gehören, ein eigenthümliches Vermögen von wenigftens 5000 Rthlr. mit in 
das Land zu bringen ſich verpflichten, und fich über ben Befig eines ſolchen Vermögens 
hinreichend auszumweifen im Stande find. 

Allgemeine Erforderniffe der Naturalifation find außerdem: der Nachweis eines un: 
befcholtenen Lebenswandels und hinlaͤngliche Kenntniß der deutſchen Sprache, um ſich 
derfelben bei fchriftlichen Auffägen bedienen zu können. 

(Ann, Vi. ©. 389.) 


Drittes Kapitel. 


Ermwerbung des Staatsbürgerrehtd Seitens ausländifcher 
Juden durh Heirath und Abſtammung. 


I. Das Staatöbürgerrecht wird der Ausländerin zu Theil, bie einen ins 
ländifchen jüdifchen Staatöbürger heirathet. 


1) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl, Köhler) v. 28. März 
1825 an die K. Reg zu Münfter. 

Das unterzeichnete Min. kann mit den Anfichten, welche bie K. Reg. in dem Berichte 
v. 10. d. M., betreffend das Geſuch des Ifracliten N. N. um Geftattung der Verheis 
rathung mit einer ausländifchen Züdin, entwidelt hat, unter mehreren Beziehungen 
nieht einverftanden fein. 

Im Allgemeinen ermangelt eö an aller gefeglichen Befugniß, die jüdischen Bewohner 
einer Preuß. Monarchie wieder vereinigten ober neu hinzugekommenen Provinz in ihren 
durch die beftehende, von Gr. Königl, Maj. bis auf weitere Anordnung beftätigten 
Berfaflung wohl hergebradhten Rechten zu befchränfen, fofern nicht ausnahmsweiſe ges 
wiſſe Befchränkungen ausdrücklich vorgefchrieben find, die aber jedenfalls auch nicht ver: 
möge ertenfiver Auslegung der darüber eriheilten Vorfchriften verfchärft werden türfen. 
Hieraus folgt, daß da, wo den einländifchen Juden kraft der beftehenden Verfaſſung 
geftattet ift, einen eigenen Hausftand zu begründen, und felbftändig erlaubte Gewerbe 


1) Vergl. Abthl. IT. Abfchn. III. IV. 
2) Laube ©. S. IV, ©. 288 und III, ©, 345. 


422 Die Verhältniffe ausländifcher I. zum Preuß. Staate. 


zu betreiben, ihrer Kreiheit hierunter kein Zwang angethan werben Tann, Eben fo 
wenig find dergleichen Juden in Anfehung ber Verheirathung zu befhränten. 

Wenn fi der N. R. nun aber in bem Falle befindet, weder in der einen, noch in an: 
derer Rückficht mehr als andere Einwohner jenes Landeötheiles einer Beſchränkung un: 
terworfen werden zu können, fo bleibt nur übrig, die Zuläßigkeit feiner Verheirathung 
mit einer Ausländerin zu unterfuchen. 

Das Verbot der Verftattung ausländifcher Zuden, im Einlande ein Unterkommen als 
Dienftboten zu fuchen, ift auf diefen ganz verfchiedenattigen Fall auch nicht einmal ana: 
logifch anzuwenden, Ein befondereö Verbot der Verheirathung einländifher Juden mit 
Ausländerinnen eriftiret nicht. Ein folhes würde auch offenbar eine nicht motivirte 
Härte involviren. Unter die Kathegorie der für jest noch unferfagten Einwanderung 
ausländifher Zuden laffen die Fälle, wo jübifhe Untertanen ehelihe Verbindungen 
mit Ausländerinnen einzugehen beabfichtigen, fich nicht fuͤglich bringen. Das unter: 
zeichnete Minijterium hätt alfo dafür, daß dergleichen Verbindungen in allen Fällen zu 
verftatten find, wo nicht befondere Gründe, welche in den perfönlichen Verhältniffen der 
zur Heirath ausgewählten Ausländerinnen beruhen, entgegenftehen. Gründe diefer Art 
bat die K. Reg. in Betreff der Verheirathung des N. N. mit der N. N. aus Kurheffen 
nicht zur Anzeige gemacht, und Sie wird daher hiermit veranlaft, diefe VBerheirathung 
zuzugeben, (Ann. IX, ©. 164.) 

2) Extrakt aud dem R.d. K. Min. des Inn. (Erfte Abth. Köhler) v. 
28. Okt. 1825 an die K. Reg. zu Pofen. 

Die Nihtzulaffung der Verheirathung einheimifher Juden mit ausländifhen Züdin: 
nen, welche der Vorfchrift des General-Juden-Reglements v. 17. April 1797 im $. 16 
rückſichtlich des Vermögens-Nachweiſes genügt haben, ift gefeglich gar nicht zu begrün- 
den !). Die allgemeine Beftimmung, nad welcher ausländifchen Juden für jest in ber 
Regel die Nieberlaffung im Großherzogthume Poſen nicht erlaubt werben darf, kann auf 
Fälle der befchriebenen Art felbftredend Feine Anwendung finden, da fich jene Beftim: 
mung augenfheinfich darauf nicht bezieht, und der K. Reg. fteht es durchaus niemals 
zu, über das Geſetz felbit hHinauszugehen. (Ann. IX. ©, 1054.) 


3) R. des K. Min. ded Inn. und der P. (v. Brenn) v. 30. Dec. 1830 
an das K. Ober-Präfidvium zu Pofen. 

Em. ze. erwiebere ich auf Ihren Ber, v. 16. d. M., daß fo eben über die Feſtſtellung 
der bürgerlichen Verhältniffe der Juden in den neuen und wiebererworbenen Provinzen 
verhandelt wird, und es daher nicht au ber Zeit ift, jest dieferhalb irgend neue Beftim: 
mungen zu erlaffen. 

Mas nun die auf Anlaß des abſchriftlich mitgetheilten Ver. der K. Reg. zu Brom: 
berg v. 23. Nov. c. das bei der Verheirathung inländifcher Juden mit ausländifchen 
Jüdinnen zu beobachtende Verfahren betreffend, von Ew. 2c, vorgetragenen Zweifel an: 
langt, fo bin id) 

ad 1. mit Ihnen darin einverftanden, daß über die Art, wie der nah bem General 
Zuden:Reglement v. 17. April 1797 erforderliche Nachweis, daß die auslän- 
bifche Juͤdinn ihrem zukünftigen Ehegatten ein Heirathsgut von 500 Rthlr. zuge: 
bracht, zu führen fei, keine beftimmten Borfchriften errheilt werben können, fon: 
bern es nur ber pflichtmäßigen Beurtheilung der Landesbehörden überlaffen wer: 
— in welcher Art ſie den Beweis verlangen, und als geführt annehmen 
wollen; 

ad 2. muß allerdings, dba das G. v. 17. April 1797 im Netz-Diſtrikt nicht publisirt 
worden, bis auf weitere Beflimmung nad) dem he ed ern v. 
17. April 1750 verfahren werben; 

ad 3. aber bleibt eö der Regierung überlaffen, zu arbitriren, weldye Summe des nad: 
zumweifenden Bermögens ald dem Gefeg entiprechend zu betrachten fei, und wird 
nichts dagegen erinnert werben Fönnen, wenn fie bie im G. v. 17. April 1797 
fejtgefeste, als Norm annimmt, (Ann, XIV, &, 786.) 


Die Beitimmung der vorftehenden Verfügung war nicht gefelich baſitt. 
Die Gen. Juden-Regl. v. 17. April 1750 und 17. April 1797 auf * 
bier zurückgegangen wird, find theils durch das Ed. v. 11. März 1812, 


-_— — — — — — — — — 


1) Daß auf die Beſtimmung dieſes laͤngſt aufgehobenen Geſetzes nicht 
nommen werden koͤnne, iſt dargethan Abth. ar ön. I Bor, 7 Bezug ar 
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theild — in Beziehung auf die zum Herzogthume Warſchau gekommenen 
Landeötheile — durch die Juden Berfaffung des Letzteren antiquirt *), alfo 
für Entfcheidung der Frage ohne Einfluß. Die ausländifche Jüdin, welche 
einen inländifchen Juden heirathet, wird pon felbft Inländerin, ohne daß fie 
irgend einen Nachweis eingebrachten Vermögens zu liefern hätte, Der cr 
ftere Sag fügt fih auf allgemein und von Preußen indbefondere anerkannte 
flaatörechtlihe Prinzipien. Durch die V. v. 1. Juni 1833. 8. 25 ift jedoch 
für das Großherzogthum Pofen wieberum eine Beftimmung, ähnlich der 
im R. v. 30. Dec. 1830 gedachten, eingeführt worden. : 

1. Ein Ausländer erlangt durch Heirath einer inländifchen Jüdin wer 
ber dad Niederlaffungs:Recht in Preußen, noch, den Umftänden nad), dab 
Preußiſche Staaröbürgerrecht. Weber diefen auf anerkannten Prinzipien ruhen: 
den und für die alten Provinzen im $. 19 des Ed. v. 11. März 1812 aus⸗ 
gefprochenen Sag bemerkt dad R. des Min. des Inn. (Erfte Äbth. Köh: 


ler) v. 3. Febr. 1826. 
Der K. Reg. wird in Befcheidung auf ben Ber. v. 25. v. M. eröffnet, daß fremden 
uden, welche fidy mit einheimifchen Jüdinnen verheirathet haben, die Niederlaffung im 
reuß. Staute um dieſer Verheirathung willen nicht zu verftatten iftz indem vielmehr 
das Verbot der Aufnahme in einländifhe Provinzen aud auf dergleichen Juden volk 
———— dieſer Vorſchrift iſt in der Regel zu verfahren. 
n.X. ©. 109 


Il, In Betreff der Kinder ausländifcher Juden, die mit ihrer in zwei⸗ 
ter Ehe in Preußen lebenden Mutter in?s Land gekommen, bemerkt das MR. 
des Min. des Sun. (Erfte Abth. v. Meding) dv, 26. Mai 1840 an dad 
K. Pol, Präfivium zu Berlin: | 

Bei den unterm 8. d. M. einberichteten Werhältniffen hat es gar kein Bedenken, bie 
bei ihrer Mutter, der verehelichten R. aus Schneidemühl, befindliche Zochter in hiefiger 
Stadt ferner zu dulden, daher das K. PoligeisPräfidium derfelben ven Aufenthalt hiers 
ſelbſt zu geftatten hat. 

Da es übrigens eine große Härte fein würde, eine noch minderjährige 14 jährige Toch⸗ 
ter, nachdem fie den Vater verloren, von der Mutter um deswegen zu entfernen, weil 
die in zweiter Ehe hier verheirathete Mutter, nicht aber die Tochter, die Rechte der alts 
Länbifchen Zuben hat, fo möge das K. PolizeisPräfibium in Zukunft, bevor baflelbe fo 
enge Kamilienverhältniffe ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. J. ges 
fchehen fein würde, in ähnlichen Fällen vor Erlaß einer Verfügung beim Minifterium 
anfragen. (8. M. Bl. 1840. Nr. 376.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Beftimmungen über die Geftattung des Aufenthaltes auslän— 
Difcher Juden im Preußifchen Staate. 
Erftes Kapitel. 
Allgemeine Beflimmungen. 
l, 
In Anfehung der alten Provinzen. 

1. Das Ed. v. 11. März 1812 beftimmt in diefer Beziehung in den 

88. 34—38 mie folgt: ° 


8. 84. 
Fremde Juden, als ſolche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbediente, noch als 


I) Vergl. hierüber die Note 1. zum R. v. 28 DOEt,1825, 
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Lehrburſchen noch zu Gewerks⸗ ober. Hausdienſten angenommen werben. Es erſtrecket 
ſich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, welche ſich zur Zeit ber Publi⸗ 
kation bes gegenwärtigen Edikts bereits in Unfern Staaten befinden. 


$. * 

Diejenigen einlänbifchen Juden, welche gegen diefe Vorfchrift ($. 34) handeln, verfals 
len in 300 Rthlr. Strafe, oder im Falle des Unvermögens, diefe zu erlegen, in eine, den 
wegen ber Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Vorſchriften angemeffene 
Gefängnißftrafe, und der fremde Jude muß die Gränze gefhafft werben. 


Ausländifchen Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife oder zum Betrieb 
erlaubter Hanbelögefchäfte geftattet. Weber das von benfelben und gegen biefelben zu 
beobachtende Verfahren, follen die Polizei-Behörden mit einer befonderen Snftruftion 
verfehen werben. 


8. 37. x 
Wegen des Verbots wieder bad Haufiven überhaupt, hat es bei den Poligei-Gefegen 
auch in Abficht der Juden fein Bewenden. 


$. 38. 

In Königsberg in Preußen, in Breslau und Kranffurt an ber Ober dürfen fremde 
— ſo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit, ſich auf— 

alten. 

2. Inftr. des Staatöfanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 
fämmtl. Reg. 

In dem $. 36 des Ed. v. 11. März d, 3. 2c, ift noch eine befondere Inftruktion für 
bie Polizei:Behörben über das gegen bie ins Land kommenden ausländifhen Zuden zu 
beobadhtende Verfahren vorbehalten worden. In Bezug darauf wird zuvörberft in Er: 
innerung gebracht, daß die Abſicht des Edikt dahin geht, daß, nad Erfüllung der in den 
$5. 3. und 4. beffelben vorgefchriebenen Bedingungen, nicht blos die im $- 1. bezeichne: 
ten jüdiſchen Glaubensgenoffen und deren Familien, die mit Generalprivilegien, Natu: 
ralifationspatenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehen find, für Einländer und 
ae Staatsbürger angenommen werben follen, fondern daß fich dieſes auch er: 

ecket auf ſämmtliche jüdiſche Glaubensgenoffen beiderlei Geſchlechts, die, ohne den 
Befig einer befondern obrigkeitlihen Erlaubniß dazu, zu der Zeit der Publikation des 
Geſetzes ſich im Lande befunden und an dem Drte ihres Aufenthalts ald Lehrer, Ge 
lehrte, Künftler, Studenten, Handlungs und Gewerbegehülfen, durch Hanbd⸗ 
und Hausdienftleiftungen, oder durch andere Erwerbzweige ſich reblich erhalten haben. 
Es find daher nad) der Vorfchrift des $. 34. des Edikts, nur diejenigen im Lande be: 
findlichen jüdifhen Glaubensgenoffen als Ausländer zu behandeln und fortzufchaffen, 
welche ſich in das Land einfchleihen, und ohne einen eigenen Erwerbzweig nur durd 
öffentliche und Privatunterftügung ſich erhalten haben. 

In Anfehung ber Fünftig in die Preußifchen Staaten Eommenden ausländifchen Glau: 
bensgenoffen, i 

4) zwifchen folchen auslänbifchen Juden, die blos ald Reifende das Land betreten, 

und folchen, die im Lande Geſchäfte treiben wollen, zu unterfheiben. Was die Er: 
fteren betrifft, jo find diefelhen im Allgemeinen genau eben fo, wie alle andere frem: 
ben in oder durch das Land Reifenden zu behandeln, uud wirb hierüber das Nähere 
in dem bevorftehenden befonderen Paßreglement beftimmt werden. Big bahin ift 
von allen betreffenden Behörden mit Sorgfalt darauf zu halten: 

a, daß kein ausländifcher Zube ohne einen befondern unverbädhtigen Reifepaß feiner 
Drtsobrigkeit, welcher die Beichreibung feiner Perfon, bie Benennung des Orts 
feines bisherigen Aufenthalts, die Angabe feines Standes und Gewerbes, und 
den Zweck und das Ziel feiner Reife enthalten muß, ing Land gelaffen werde, 
und daß befonders Wagabonden und Bettler jüdifcher Religion, felbft dann, 
wenn fie mit einem ſolchen Paffe verfehen find, jedoch einen nothwendigen und 
zuläffigen Reiſezweck und eine erlaubte Belhäftigung in biefigen Landen nicht 
nachweiſen koͤnnen, ſchlechterdings nicht über die Granze gelaſſen werden, ferner 

b. daß bei dem Zuſammenreiſen mehrerer Perſonen, jede einzeln, in fofern fie nicht 
su = — — der —— — Teig pri gehört, und dieſes durch 

en Reiſepaß deſſelben zweifelfrei nachgewiefen ift, einen befonbern Rei 
— ai F ſich are A r ! . PA Ne 

c. daß der fremde jüdifche Reifende von der erften einländifchen Polizeib örbe 
deren Sitz er berührt, zu feiner weiteren Reife im Lande ei 3 ſich ert eilen 
— * am — ag er er Reiferoute und den Ort 

er immung enthalten, und von den Polizeiobrigkeiten unte i 
viſirt werden muß. — — 
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2) In Rückſicht auf die ausländifhen Juden, die innerhalb Landesgefchäfte treiben 
wollen, herz gleichfalls alles dasjenige Anwendung was unter 1) wegen ber Er: 
forderlichkeit der Reifepäffe feftgefest ift. Außerdem kömmt es aber bei folchen fer- 
ner darauf an, ob diefelben Bürger oder Angehörige eines Staats find, in welchem 
bie Juden alle ftaatsbürgerliche Rechte haben, ober nicht. Im erfteren Falle find fie 
im Allgemeinen, wie die Chriften ihres Waterlandes zu behandeln, und ift nad) 
$. 154 bis 160 des ©. v. 7. Sept. 1811, die polizeilichen Verhältniffe der Gewerbe 
betreffend, zu verfahren; jedoch fol ſolchen jüdifhen Ausländern nicht anders, als 
nach eingeholter Genehmigung bes allgemeinen Polizeidepartements, die Erlaub⸗ 
ww u der Gewerbefchein dazu ertheilet werben, ein Gewerbe umberziehend zu 

etreiben. 

3) Ausländifchen Juden, die in ihrem Vaterlande nicht alle ftaatöbürgerlichen Rechte 
haben, ift innerhalb Landes blos der Ankauf Preußifcher Produkte und Fabrikate 
und ber Verkauf ber Produkte und Fabrikate desjenigen Staats, in dem fie ihre 
Heimath haben, und zwar lediglich auf offenen Märkten oder in großen Handels⸗ 
plägen geftattet. Aller andere Gewerbebetrieb und Handel und befonbers der Des 
tail- und Haufirhandel, imgleihen alles Kommiffionss und Spebitionsgefchäft, 
bleibt ihnen unterfagt. 

4) Jede befondbere Bergünftigung, welche ben Zuben, als foldhen, zeither auf ber 
en Meffe oder fonft irgendwo zügeftanden fein mag, hört hingegen gänz- 
li auf. 

Hiernach hat die K. Reg. ſich künftig gemeffenft zu achten und bemgemäß das 
Weltere zu veranlaffen. (Sämmtliche Amtsbl.) 


II. | 
An Anfehung bes Großherzogthums Pofen. 


Der $. 30. der V. v. 1. Juni 1833 disponirt: 

Ausländifchen Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife ober zum Betriebe 
erlaubter Handelsgeſchäfte geftattet. Das Verfahren gegen biefelben beftimmen bie er: 
theilten ober noch zu ertheilenden polizeilichen Vorfchriften, . 


IH. 
Verhütung des Einſchleichens ausländifcher Juden. 


A, Paßverfahren in Betreff ausländiſcher Suden?). 
1) Erneuerted nnd gefchärftes Edikt wegen der überhandnehmenden 
fremden Bettel⸗Juden v. 12. Dec. 1780. 


Mir Friedrich zc. thun kund und fügen hiermit zu wiffen, daß Wir, ohneradhtet ber 
vielfältigen, infonderheit unterm 13. Nov. 1719, 10. Dec. 1720, 21. Ian. 1725, 
30. Sept. 1733, 3. San. 1737, 9. Sept. 1738 und 28. April 1748 wider das Einfchleis 
hen fremder Bettel-Juden ergangenen V. und Ed. dennoch mißfällig wahrgenommen 
haben, daß dieſes Webel fehr überhand genommen, und bie bamwiber gegebenen Gefege 
faft gänzlich außer Acht gelaffen, diejenigen, welchen bie Abhaltung foldyen Gefindels 
aus Unfern Landen obgelegen, wegen VBernadhläßigung ihrer Pflicht nicht zur Verant⸗ 
wortung gezogen worben, bie Bettel⸗Juden aber durch allerlei falſche Worwendungen 
fi) den Eingang und Aufenthalt in Unfern Landen zu verfchaffen gewußt haben. Wir 
haben demnach aus Landesvaͤterlicher Vorſorge nöthig gefunden, oberwähnte V. und 
Ed., damit ſolche für das Künftige genauer und zuverläfliger, als bisher gefchehen, 
beobachtet und ausgeübt werben, hiermit und Kraft diefes dahin zu ertendiren, und 
näher zu beftimmen, baß 

1) Kein fremder Zube überhaupt, welcher zu Fuße, und nicht mit eigenem ober ges 
bungenem Fuhrwerke, oder mit der Poft, oder zu Pferde kommt, von nun an in Unfere 
Lande eingelaffen, fondern eines von feiner fremden Schugobrigkeit habenden Paſſes 
ober Zeugniffes ungeachtet, fofort an den Grängort zurückgewieſen werben fol. 

2) Bon den zu Fuße reifenden Juden aber find nur allein biejenigen durch und ins 
Land zu laffen, welche entweder zur Frankfurter Meffe gehen ober 50 Thaler bei ſich 


») Zn Anfehung der inländifchen Juden vergl. Abth. I. Abſchn. III. Kap. I, 
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habendes baares Gelb aufweiſen, ober eines einländifchen Schutjuden von deſſen Obrig⸗ 
keit beglaubigtes Atteſt, daß derſelbe ſolchen fremden Juden als Domeſtiquen zu feinem 
Dienfte verſchrieben habe, produciren boͤnnen. 


9) Einen dergl. zu Fuß an einem Gränzort ankommenden Juden, wenn ev gebachter: 
maßen zum Einpaffiren qualifieirt befunden wird, muß vom Graͤnz-Zoll-Amte ein Atteſt 
ober Paß, in welchem 

die Stadt oder Ort, wohin er reifen will, und 

bie Zeit feines Aufenthalte im Lande 
zu bemerken ift, genden und derfelbe zugleich zu feiner weitern und völligen Abfertigung 
an die, an dem Drte ded Gränz=Bolls Amts oder fonft zunächſt bemfelden vorhandene 
einländifche Obrigkeit, mit der ausdrüdlihen Bedeutung hingewiefen werben, daß der 
Paß des Zoll⸗Amts allein zur fichern Kortfegung feiner Reife in bad Land nicht hinreiche, 
fondern er dazu auch ein Atteft ber erwähnten Obrigkeit haben müfle, oder fonft bes 
Zoll⸗Paſſes ungeachtet gegen ihn, mit Gefängniß und Strafe, ſohald man feiner hab: 
haft werde, verfahren werben würde. Diefer vorläufige Einlaffungs:Paß des Zofl-Amts 
fol gegen 2 Gyr. Schreibgebähr, ohne Stempel, ertheilt werben. 


4) Wenn ein folder Bude vom Gränz:Zoll-Amte feine Abfertigung zum meitern Ein: 
paffiren ins Land erhalten, und vorgedachtermaßen an die naͤchſte einländifche Obrigkeit 
verwiefen worden, fo muß dieſe gleichfalls von feiner Qualifitation zum weitern Ein: 
gange ins Land, nad den 8. 2 beftimmten Erforberuiffen fich Übergeugen, und ihm hier: 
auf ein Atteft darüber unter öffentlichem Amtsfiegel ertheilen, in welchem zugleid) 


a) fein Wohnungs-Ort, 

b) die Stadt, wohin im Lande er reifen will, 

c) rin Anzeige im Allgemeinen von dem vorhabenden Gefchäft oder dem Zweck fols 

er Reife, 

d) die längfte Zeit, welche er im Lande ſich aufzuhalten gedenke, 

e) einige Befchreibung feiner Perfon, nad der ungefährlidien Größe und dem An: 
fehen nad) zu ſchaͤtzenden Alter, der Farbe des Bartes und der Haare, auch der 
noch fonft etwa in die Augen fallenden Geſichts-Zeichen, 

auszudrücken ift. Mit folhem Atteft aber muß die Obrigkeit denſelben nit aufhalten, 
fondern möglichft geſchwinde abfertigen, auch dafür außer dem Stempelbogen von 4 Ggr, 
nichts mehr als 2 Gar. Schreibgebühren nehmen, und ihn dabei belehren, daß ex dieſes 
Atteft nebft dem Paß des Gränz-Zoll-Amts bis zu feiner Rückkehr außerhalb Landes 
wohl aufzuheben habe, indem er an allen Orten im Lande, weldye er durchreifen oder wo 
er ſich aufhalten würde, 5 werde vorzeigen müflen, und wenn er dieſes nicht zu 
thun vermöchte, als ein zum Betteln oder aus andern unsrlaubten Abſichten eingefd;li: 
chener Vagabonde angefehen, gejtraft und Über die Gränze gebracht werden würbe, 


Ueberdem ift dergl. Juden von der ihm das Qualiſtkations-Atteſt ertheilenden Dbrig: 
keit zu belehren, daß er die öffentlichen Straßen nad) ber angegebenen Stadt halten, 
und überhaupt weder betteln, noch in Städten, wo Juden wohnen, ſich von denfelben 
Almofen oder freien Unterhalt und die Mittel zu feinem weitern Kortlommen reichen 
laffen, auch wenn er über die in feinem Dualifitations=Atteft beftimmte Zeit, wegen 
Krankheit oder anderer unvermeiblicher Hinderniffe, fi im Lande aufzuhalten gezwuns 
gen fein follte, folches der Obrigkeit, wo er ſich befindet, glaubhaft nachweifen, und auf 
eine gewiſſe zu verlängernde Zeit feines Aufenthalts im Lande, ein Atteft, welches jedoch, 
wenn bie Hinderung der Fortreiſe in andern Urſachen, als in einer wirklichen Krankheit 
befteht, ohne vorherige Anfrage bei ber Kriegs» und Domainenfammer ober Kammer: 
Deputation der Provinz, wo der Zube fi aufhält, von Feiner Obrigkeit ertheilt wer: 
den muß, ſich geben laffen ober zu gewarten haben foll, daß, wenn er auf Neben- und 
folhen Wegen, die nicht zu der von ihm angegebenen im Atteft benannten Stadt führen, 
oder auch über bie darin beftimmte Zeit fid) im Lande betreten laffen follte, er als des 
Bettelns oder anderer unerlaubter Handlungen und Abfidhten verdächtig, zum Gefäng: 
niß gebracht, zur Unterfuhung gezogen, und wenn aud) fonft nichts auf ihn zu bringen 
ift, er dennoch fofort blos um deswillen, weil er ſich auf —— betreffen laſſen, oder 
über die im Atteſt benannte Zeit ſich im Lande aufgehalten, über die Gränze geſchafft, 
wenn er aber auf Betteln, freier Beköſtigung und weiterer Fortbringung von ſeinen 
Glaubensgenoſſen, Kontrebande, oder Hauſiren ſich befinden läßt, mit Zuchthaus- ober 
Feitungsftrafe belegt werden wird, 


5) Wenn ein fremder Jude mit eigenem oder gebungenem Fuhrwerke auf dev Gränze 
einpaffirt und mehrere Juden bei ſich hat, fo ift derjelbe zu befragen, ob die übrigen 
ihm zugehörenz oder ob er das Fuhrwerk mit ihnen gemeinſchaftlich gemiethet habe? 
und ift er dabei zu verwarnen, daß, wenn er die Wahrheit hinterhalten follte, und er 
bie übrigen Juden blos in der Abficht aufgenommen, um ihnen ben Eintritt ins Sand 
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zu verſchaffen, er felbft mit gleicher Strafe, wie die durch foldhe feine Hülfe eingefchlis 
chenen Zuden angefehen werben foll. 

6) Damit auch fremde Bettel-Juden, welche, wenn fie auf Nebenwegen fich einge: 
ſchlichen, mit keinem vorfchriftsmäßigen Atteft verfehen fein Eönnen, nit unter dem 
Vorwande, daß fie einländifhe Schutz-Juden oder berfelben Bebiente und Angehoͤrige 
find, fid) im Lande aufhalten und herumvagiren Eönnen, fo foll jeder einländifche Schuß« 
Jude auf Reifen, die er zu Fuß thut, feinen Geleitsbrief oder ein Atteft der Obrigkeit 
feines Orts, zu feiner Legitimation, bei ficy führen, und wenn er einen Bebienten oder 
Angehörigen zu Fuß ausſchickt, ihn mit cben dergleichen obrigkeitlichen Atteft verfehen. 
Daffelbe kann ein Schugjude zu ſolchen Reifen für fich, nicht minder für denjenigen 
feiner Bebienten, den er zu bergl. Reifen gebraucht, ein für allemal fidy geben laſſen. 
Nur muß er dasjenige Atteft, welches er einem zu Ausfchidungen gebrauchten Bedien⸗ 
ten ausfertigen läßt, dbemfelben, wenn er aus feinem Dienfte geht, abnehmen, damit 
fein Mißbrauch davon zum Derumvagiren und Betteln gemacht werden könne, wie 
dann, wenn er dieſes unterlaffen, und daraus folher Mißbrauch entftehen follte, er 
fodann als ein Mitfchuldiger angefehen und geftraft werden wird. Würde aber ein 
Schutzjude oder deffen Bedienter, ohne erwähntes Atteft bei fich zu führen, auf eine 
Reife zu Buß fich begeben, fo hat er zu gewärtigen und ſich felbft beizumeffen, daß er als 
ein verbächtiger Betteljude fo lange, bis er fich hinlänglich Iegitimirt haben wird, ans 
gehalten, und dem Befinden nady zum Arreft gebracht werben ſoll. Webrigens ift in 
diefen Atteften eben fo, wie in denjenigen, welche fremden, zu Fuße einpaffirenden Zu: 
den ertheilt werben follen, die Perfon nach ihrem äußerlihen Anfehen zu befchreiben, 
‚ und dafür außer dem Stempelbogen von 4 Ggr. nichts mehr ald 2 Ggr. Schreibgebühs 
ren zu nehmen, 

7) Alle Gerichtsobrigkeiten, Zollämter, Sculzen und Dorf: Gerichte, Kreis» und 
Polizeiausreiter, Thorfchreiber, Tabaks- und andere zur Entbedung der Kontrebande 
und Defraudationen beitellte Aufpafler und Bediente follen nicht nur befugt, fondern 
auch ſchuldig fein, die zu Fuße reifenden Juden ſowohl beim Einpaffiren in einen Ort 
und in ihren Herbergen, ald auch felbft auf den Heers und anderen Straßen anzuhals 
ten, von ihnen die Vorzeigung eines Atteftes obgebachter Art zu erfordern, und wenn 
fie dergleichen nicht aufweifen Eönnen, oder die darin beftimmte Zeit ihres Aufenthalta 
in ner Landen verfloffen ift, diefelben in den nächſten Gerichtsort zum Arreft bringen 
zu laffen. 


Befonders müffen diejenigen, bei welchen dergleichen Juden auf dem platten Rande 
eintehren, fofort der Obrigkeit oder dem Schulzen dafelbft folches anzeigen, und bie Ge: 
richte des Orts fich das Atteft vorzeigen laffen, bei deffen Ermangelung oder befundener 
Ueberfchreitung der Zeit des Aufenthalts im Lande aber ben unlegitimirten Juben arres 
tiren, und ihn bem Landrathe des Kreifes oder dem Magiftrat der nächften Stadt, oder 
dem nächſten Juftizamte zu deffen Verwahrung in einem öffentlichen Gefängniffe ab: 
liefern, worauf der Landrath, Magiftrat oder Juſtizamt die Unterfuchung wider ihn 
anzuftellen, und das aufgenommene Protokoll der Kriegs- und Domainen-Kammer eins 
zufenden, diefe aber die Beitrafung fowohl des Zuden, als derjenigen, bie ihn bis dahin 
erweislich haben paffiren laffen, fo wie in der Folge enthalten, zu veranlaffen hat, 

8) Da es nad, diefer zur gänzlichen Abhaltung fremder Betteljuben abzielenden und 
hierdurch feftgefegten Einrichtung nicht eigentlich darauf ankommt, ob ein Zube wirklich 

ebettelt hat, fondern blos, ob er zu Fuffe reife und Eein Atteft von obgedachter Art 
Babe, oder die bemerkte Zeit feines Aufenthalts im Lande ſchon verftrichen ift, um gegen 
ihn als einen unzuläffigen Bagabonden zu verfahren, fo foll, fo oft ein folcher Zube 
durch die vorgefchriebene Vigilanz oder auch bei General : Vifitationen entdedt wird, er 
mag gebettelt haben oder nicht, die fammarifche Unterfuchung allezeit mit dahin gerichs 
tet werben, 

wie gedachter Zube ins Land gefommen, 

weiche Städte er durchpaffirr, und 
an welchen Orten, auch bei wem er eingefehrt ift und übernachtet hat, da benn jeder 

bererjenigen, welche auf Betteljuben von Amtswegen vigiliren foHen, aber ihn paf: 
firen laffen, und die ihn beherbergt haben, zur Verantwortung gezogen und in vers 
hältnißmäßige Geld= oder Leibesftrafe genommen werben follen. 


9) Meil aber der hier vorgefchriebenen Mittel ungeachtet durch Vorſchub einländifcher 
Schutzjuden felbft, aus ungeitigem Mitleiden, obwohl zu ihrer eigenen Beläftigung, den: 
noch fremde Betteljuden fich einfchleichen, und von ihnen gehegt werden können, fo foll 
nicht nur jeder Schugjude, bei welchem ein fremder Jude ſich einfindet, fofort bei Zehn 
Thaler'Strafe, und im Wiederholungsfall bei Werluft feines Schug-Privilegiums, ohne 
daß ihm Verwandtfchaft oder andere Verhältniffe und Bewegungsgründe entfchuldigen 
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follen und bie Strafe mindern Eönnen, dem Magiftrat bes Orts und in Unfern Refibens 
zien dem Polizeidirektorio zur Unterfuchung feiner Qualifitation und weitern gefeglichen 
Berfügung zu melden gehalten, fondern auch den ZJubengemeinden überhaupt nicht er: 
laubt fein, fremde arme Juden herfommen zu laffen oder anzunehmen, und in ihren 
Armenanftalten oder durch gemeine Beiträge auf lange oder kurze Zeit zu verpflegen. 
Damit aud) 

10) Unfere Lande von denen bisher eingefchlichenen fremden Bettel: und anbern uns 
qualizirten Juden, welche theild von einzelnen Schugjuden, theild in ihren gemeinen 
Anftalten gehegt und unterhalten werben, gereinigt werden, fo jollen die Zuden-Xelteften 
ober Vorfteher jeden Orts, dergleichen bei ihrer Gemeinde befindliche Juden binnen 4 
Wochen dem Magiftrate angeben, und muß der Kommiffarius loci folde vom Magiftrat 
ihm zuzufendende Anzeigen an die Kriegs: und Domainens Kammer einfchicken, dieſe 
aber die Wegſchaffung folher Juden, ohne Verzug, bewerkjtelligen laffen, zu welchem 
Ende auch die Xelteften und Voriteher überall, befonders aber in Unfern Refidenzien 
und andern großen Städten, wo ſtarke Judengemeinden find, befugt und ſchuldig jein 
follen, von jedem Schutzjuden, gegen weldyen fie Verdacht haben, daß er einen Bettels 
juden unter dem Namen eines Domeftiquen hegt, darüber nach ihren Religionsgebräus 
chen den Eid zu fordern, welchen die Obrigkeit auf ihr bloßes Verlangen, ohne Geitat: 
tung einiger Einwendung und Prozeffes, von dergleichen verdaͤchtigen Schutzjuden und 
deffen angeblihem Domeftiquen abnehmen kann und foll. 

11) Wenn zu Fuße reifende, mit einem vorfchriftsmäßigen Atteft nicht verfehene 
fremde Juden eingezogen werben, follen diefelben, fie mögen auf Betteln betroffen fein 
ober nicht, das erftemal mit 14tägigem Gefängniß bei Waſſer und Brodt beftraft und 
biernädjft mit der Verwarnung, daß fie das zweitemal zum Zuchthauſe auf 6 Monate 
mit dem fogenannten Willlommen und Abfchiede, das drittemal aber auf Lebenslang in 
die Karre gebracht werden follen, aus dem Lande gewiefen, auch bei wiederholten Ein: 
ſchleichungen diefe Strafe an ihnen vollzogen werben. | 

Wir befehlen demnach zc. 

(N. C. 2 Tom. VI. ©, 3084. Nr. 32, de 1780. — Rabe Bd. I. Abth. 6. 
©. 456.) 


2) GR. des K.Min.d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10.08. 1839 an 
fämmtl. K. Reg. und dad K. Pol. Praf. zu Berlin. Ertheilung diesfeitis 
ger Päffe für autländifche Juden in den diesfeitigen Staaten. 


— — Da übrigens die Erfahrung gelehrt hat, daß vorzugsweife ausländifche Han⸗ 
delsjuben bemüht find, fi Preuß. Päſſe zu verfchaffen, und, wenn ihnen foldye einmal zu 
Theil geworden, deren Erneuerung oder Prolongation unter ben verfchiebenartigiten 
Vorwänden zu erlangen, um das Land nad allen Richtungen durchftreifen zu Eönnen, 
fo wird hinſichtlich ihrer befonders feftgefest, daß cine Prolongation ihrer abgelaufenen 
Paͤſſe, oder die Ausftellung neuer biesfeitiger Päffe, oder Geleitfcheine in deren Stelle, 
nur unter ganz befondern Umftänden und mit ausbrüdticher Bewilligung ber K. Reg., 
in deren Bezirk fie ſich aufhalten, erfolgen darf. In Stelle angeblich verlorener Päffe 
dürfen nur Päffe zur Rückehr in die Heimat) mit vorbezeichneter Reiferoute ausgeftellt 
werben. 

Dagegen werben bie K. Reg. ber öftlichen Provinzen, deren Bezirke an das Ausland 
gränzen, für den Fall, daß nach ihrem Ermeffen die den ausländifhen Juden von ihren 
heimathlichen Behörden ertheilten Päffe eine geringere Gewähr als diesfeitige Eingangs: 
päffe darbieten follten, autorifirt, die zur Ausftellung von Eingangspäffen in den Gränzs 
treifen beauftragten Behörden zur Ertheilung folder Päfle an ausländifche Juden 
generell zu ermädhtigen, und fie zu diefem Behufe mit der erforderlihen, an mic ab: 
ſchriftlich einzureichenden Inftr. zu verfehen. 

Bon der Prolongation oder Erneuerung folder Päſſe im Innern des Landes gilt 
aber daffelbe, was über bie Unzuläffigkeit der Prolongation oder Erneuerung ber den 
ausländifchen Juden ertheilten heimathlichen Päffe angeordnet worben ift. 

(Ann. XXI. S. 179.) 


3) C. R. ded K. Min. des 3. und der P. (v. Shudmann), v. 24. 
März; 1823, an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausfhluß der weftphälifchen und 
rheinifchen). Neifepäffe und Geleitfcheine der fremden Juden 1). 


 — ---_ —— — — — 


*) Dad Publ, der Reg. zu Marienwerder v. 30. Mai 1823 (X. VII. 349. — 2. 
72.) wiederholt (zum Theil wörtlich) die Beftimmungen diefes R. 
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Das K. m. Din. hat durch die Verf. v. 3. d. Min. die Ertheilung und Verlängerung 
von Reifepäflen und Geleitfcheinen im Innern des Landes für fremde Juden betr., der 
K. Reg. zu Königsberg in Pr, eröffnet, daß die dem Subengeleit zum Grunde liegende 
polizeiliche Zwede bei deſſen Erhebung nicht außer Acht zu laffen und daher bei legtern 
an der Graͤnze basjenige, was entw. in früheren Verf. beftimmt oder von der Pol. Bes 
hoͤrde für nöthig erachtet worden, zu beobachten und die Prolongation im Innern nicht 
eher geſchehen dürfe, alö bis die Pol. Behörde die Bewilligung zum längern Aufenthalte 
gegeben, mithin im Innern des Landes das Prolongationsgeleit von der Steuerbehörbe 
nur erft dann gefchehen könne, wenn jene Erlaubnig zum verlängerten Aufenthalt Sei— 
tens der Polizei ertheilt worden. 

Mit Bezug auf diefe Verf. wird bie K. Reg. barauf aufmerkfam gemacht, daß ber 
beabfichtigte Ziwed, die fremden Juden von dem Einfchleichen in die K. Staaten, dem 
Vagabondiren und unbefugten Haufiren in denfelben abzuhalten, nur dadurch möglichit 
erreicht werben kann, wenn die Gränz-Zoll-Behoͤrden und die Paßpol.-Behoͤrden hierbei 
gleich wirkfam find und überhaupt die Kontrolle eines jeden ins Land gelommenen 
fremden Juden vorzüglich an der Gränze verbleibt, im Innern des Landes aber gegen 
jene keine vorgreifenbe Aenderungen vorgenommen werben. 

Die noch beibehaltene Erhebung des Sudengeleite giebt hierbei, gehörig gehandhabt, 
einen fehr wefentlichen Anhaltspuntt. 

Jeder eintommende fremde Zube muß fich ſchon biefer Abgabe wegen nach den Beftims 
mungen bed vormaligen Acciſe-Tarifs v. 22. Mai 1806. S. 64 bis 66 über feine Ge: 
fchäfte im Lande und den Befig der dazu gehörigen Geldmittel, befonders aber über Zeit 
und Ort feines Aufenthalts legitimiren, und erhält erft dann den erforderlichen Geleit: 
fchein, oder in befondern Fällen den diesfälligen Depofitenfchein zu feiner Reife bis zur 
nächſten Paßpol.Behörde. Weide werben in der Regel nur auf Vier Wochen, als den 
längften Zermin des Aufenthalts im Lande geltend, ertheilt, nur bei den zu inländifchen 
— reiſenden Juden iſt eine Erneuerung des Geleits auf Vier Wochen angenommen 
worden. 

Wenn nun die Gränz-Zoll-Behoͤrden mit Umſicht und Kraft verfahren und den Paß⸗ 
Hol.:Behörden dergeftalt in die Hände arbeiten, daß alle Erforberniffe zur Ausftellung 
des Paffes gehörig ermittelt find, und fein Jude ohne den lestern feine Reife ind Land 
antreten fann, fo muß aud) für benfelben die Dauer des Aufenthalts im Lande genau 
erwogen und vorgefchrieben fein, und ed kommt nur darauf an, daß im Innern bes Lanz 
bes den Juden weder neue Geleitfcheine, noch auf den Grund derfelben fernere Päffe 
ertheilt, vielmehr alle Juden, deren beiderfeitige vorbenannte Ausmweife abgelaufen find, 
fofort an die Gränge zurücdigewiefen werden 2c, (Ann. VII, 116—1. 65.) 


4) C. R. des K. Min. des 3. (Köhler), v. 15. Oft. 1824, an die K. 
Meg. zu Gumbinnen, Königsberg, Marienwerder, Bromberg, Pofen und 
Oppeln. Maaßregeln gegen dad Einfchleichen polnifcher Suden. 


Die neuerdings im Königreihe Polen emanirten V., wornad die dortigen Juden 
dem Schank⸗ und Schachergewerbe entzogen, und von der Gränze drei Meilen zurüd in 
das Innere des Landes entfernt werben follen, laſſen mit Grund beforgen, daß mehrere 
der jenfeitigen Schacher-, Brenner= und Betteljuden, um einer foldyen ihnen eben fo 
Läftigen als ungewohnten Lebens» und Gewerbs-Verfaſſung fich zu entziehen, ben Vers 
ſuch machen werden, fich in das Preuß. Gebiet einzuſchleichen. 

Die K. Reg. wird daher aufgefordert, fofern diefes nicht etwa bereits gefchehen fein 
möchte, alle zweckdienliche Mafregeln zu ergreifen, um das Einſchleichen polnifcher 
Zubden in die diesfeitigen Staaten zu verhüten, wo foldyes aber der anzumendenden Vor⸗ 
ſicht ungeachtet ftattfinden follte, die Ausweifung und Fortſchaffung der übergetretenen 
Juden mit gehörigem Nachdrud zu bewirken. (A. VIll. 1138—4. 101.) 


5) R. der K. Min. des 3. (Köhler) u. d. F. (Maaßen), v. 16. Juli 
1826, an die K. Reg. zu N. N. Deffelben Inhalt. 


Die K. Reg. hat durch ihr diesjähriges Amtsbl. eine Bekanntmachung über die Mits 
tel, fremde Zuben von dem Einfchleihen in die K. Staaten, dem VBagabondiren und 
unbefugten Haufiren in benfelben abzuhalten, erlaffen, welche den beftehenden Vorſchrif—⸗ 
ten nicht überall entſprechend ift. Es ift nämlidy darin bemerkt, daß die noch beftchende 
Erhebung bes Judengeleits hierbei einen wefentlichen Anhaltspuntt gebe, und daß im 
Innern bes Landes den fremden Juden weder neue Geleitsfcheine, noch auf den Grund 
berfelben fernere Päffe zu ertheilen, vielmehr diefelben nady Ablauf der vorbenannten 
Ausweife fofort an die Graͤnze zurüdzumeifen feien. Die Geleitsabgabe befteht aber 
nicht im Allgemeinen für fremde Juden, fondern nur für die aus dem Königreichg 
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Holen, wenn fit nach den Prov. Preußen und Pofen kommen; auch ift die Zuruͤckwei⸗ 
fung derfelben nach dem Erlöfchen der Gültigkeit des Geleitfcheines nicht allein genügend, 
Tontern es ift auch firenge darauf zu fehen, daß die betr. Juden, wenn fie ſich Länger als 
30 Zage aufhalten, einen neuen Geleitsfhein Löfen. 

Die K. Reg. wirb baher zu einer Berichtigung der gedachten Bekanntmachung bier: 
mit angewiefen, und Ihr zugleich vine Abfchrift der in der fraglichen Angelegenheit unter 
dem 16. Nov. 1823 an die Reg. in den vorgenannten Prov. erlaffenen Verf, zur Nach⸗ 
richt und Beachtung der darin enthaltenen Beftimmungen mitgetheilt. 

(Ann. X. 801 — 8. 129.) 


6) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn), v. 16. Sept. 1831, 
an die K. Reg. zu Gumbinnen. Bewilligung von Jahrespäſſen für die 
mit —— auf Ein Jahr verſehenen polniſchen Juden. 


Wenn gleich nach dem R. v. 16. Maͤrz 1823 Päſſe an polniſche Juden in der Regel 
nur auf die Dauer von vier Wochen ausgegeben werben ſollen, fo finde ich doch kein Bes 
denken, das Verfahren der K. Reg. zu Königsberg, wonach diefelbe, denjenigen polnis 
ſchen Juden, welchen Gewerbefcheine zum Handel im Umberziehen auf ein ganzes Zahr 
bewilligt worden, auch Sahrespäffe ertheilt, zu genehmigen, und die K. Reg. zu einem 
gleihmäßigen Verfahren zu autorifiren; denn die Bewilligung des Gewerbeicheing fest, 
wenn babei ordnungsmäßig verfahren wird, eine vorangegangene nähere Prüfung der 
Perfönlichkeit des Inhabers, und namentl. auch die Feftitellung feiner Unverdächtigkeit 
in polizeil. Beziehung voraus, und es würde in der That nicht nur eine SnEonfequenz, 
fondern audy eine unbillige Härte fein, wenn man aud) diejenigen Perfonen, welche für 
befugt erklärt find, ihr Gewerbe innerhalb des diesfeitigen Staats ein ganzes Jahr 
lang im Umberziehen zu betreiben, und welche dafür die gefegliche Steuer erlegt haben, 
zwingen wollte, alle vier Wochen einen neuen Paß zu löfen, zumal ber Zweck ber fort: 
gejesten polizeilichen Kontrolle eben fo gut durd) die, in den Sahrespaß aufzunehmende 
Beftimmung, daß derfelbe, wenn er gültig bleiben folle, alle vier Wochen zur Gratis: 
Vifirung präfentirt werben müffe, erreicht werden kann, auch die Kontrolle wegen ridy 
tiger Erlegung bed Zubengeleits davon unabhängig ift. (Ann. XV, 584—3, 45.) 


TI) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn), v. 22. Nov. 1833, 
an die K. Reg. zu Königsberg in Pr. Maaßregeln gegen das Einfchlei: 
chen polnifcher Tuben. 


Auf den Ber. v. 19. v. M., die Maaßregeln gegen das Einfchleichen polnifcher Juden 
in die dortige Prov. betr, wird der K. Reg. zuvörderſt bemerklich gemacht, daß bie 
Nothwendigkeit, dem Inhaber eines Kaiferl, ruffifhen Gouvernements:Paffes den Eins 

ang in die diesfeitigen Staaten zu geftatten, keinesweges unbedingt zugegeben werben 
ann, der Einlaß vielmehr nur dann durch den Beſitz eines ſolchen Paffes begründet 
nt wenn bei Ertheilung deſſelben Alles beobachtet ift, was diesſeits erfordert 
wirb, 

Der 8. 44 ber Gen. Paß-Inſtr. v. 12. Juli 1817 befagt ausdrücklich, daß Perfonen, 
bie feine Reifepäffe hätten erhalten follen, auch wenn fie damit verfehen find, nicht in 
das Land gelaffen, und refp. im Innern geduldet werben follen, und verweifet dabei 
auf $. 16, nad) welchem Perfonen, die fid) über einen erlaubten Reiſezweck nicht gehörig 
ausmeifen Eönnen, oder von denen überhaupt zu beforgen ift, daß fie dem Publiko läftig 
werden möchten, feine Päffe zu ertheilen find. Auch nad $. 7 der gedachten Inſtr. 
ift der Ausweis über den Reiferwed erforderlih, und dag ein Ausweis Über die Reife 
mittel, wenn beren Befis zweifelhaft erfcheint, verlangt werden kann, folgt aus dem 
8. 16. Ob diefer Fall vorhanden, kann nur durch nähere Prüfung von Seiten ber erften 
biesfeitigen Behörde ermittelt werden, und fchon dies begründet die nach allgemeinen 
Grundfägen überhaupt gar nicht zu bezweifelnde Befugniß und Verpflichtung ber Graͤnz⸗ 
Polizeibehoͤrden zu einer dicöfälligen Prüfung. 

Hinfichtlich der fremden Juden ift aber die Verpflichtung der Polizeibehörden noch 
durch die Cirk. Verf. v. 24. März 1823 befonders ausgefprodyen, und es macht dabei 
keinen Unterfchied, ob die Juden mit Päflen bereits verfehen find, oder dergleichen erft 
verlangen. Außerdem wird den polnifchen Juden, weldye ihrer Zubividualität nach zu 
ben eine befondere polizeiliche Kontrolle erfordernden Zubividuen gehören, nach $. 6 der 

aß⸗Inſtr., in der Regel eine beftimmte Reiferoute vorzufchveiben, auch überhaupt auf 

usführung der, wegen Ertheilung der Päffe an polnifche Zuben in der Citk. Verf. 
vd. 24. März 1823 gegebenen Vorfchriften und auf Befolgung des Cirk. v. 15, Dit. 
1824 zur Verhütung des Einfchleihens fremder Juden ftrenge zu balten fein, zu wel⸗ 
chem Behuf der K. Regsauf ihre befondere Anfragen wegen des bei dem Eingange pols 
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nifcher Juden zu beobachtenden Verfahrens mit Hinweifung auf das oben im Allgemeis 
nen Angefährte, noch Folgendes eröffnet wirb: 

Den mit Päflen bes Fürften Statthalters ober des Kaiferlich- Ruffifchen Kriegs⸗ 
Gouvernements zu Warſchau verfehenen polnifchen Juden ift zwar, in fofern den Paͤſſen 
eine beglaubte deutfche Ueberfegung, welche alles‘ Erforderliche enthält, beigefügt ift 
(denn ohne eine folche find die Päffe, fo wie bei dem Mangel der nöthigen Angaben 
überhaupt nicht zu berücdfichtigen), der Eingang in die diesfeitigen Staaten nicht zu 
verweigern. Die erſte Poligeibehörbe an der Gränze hat jedoch zunörderft 

4) die Legitimation des Paßinhabers ſowohl als 

2) feinen Reifezwedt und 

3) den Befis der nöthigen Reifemittel 
nach Maafgabe der Cirk. Verf, v. 24. März 1823, bes Paßedikts und der Paß-Inſtr. 
genau zu Prüfen, und erſt nach erfannter Vollſtändigkeit und Richtigkeit den Eingang 
wirklich zu geftatten, bei Bifirung jeden Paſſes aber zugleich nicht allein die Zeit, bin: 
nen welcher der Inhaber auf den Grund des Pafles im Lande reifen darf, fondern aud) 
die Reiferoute näher zu beftimmen, indem die Gränz: Polizeibehörde allerdings ermäch- 
tigt ift, die Gültigkeit des Paffes, auch wenn er auf länger ald 4 Wochen ausgeftelt 
worden, auf biefe oder nad) ben Umftänden eine achtwöchentliche Dauer zu beſchraͤnken. 
Der Ertbeilung befonderer Päffe für die Reife im Lande bedarf es in der Regel nichtz 
auch ift von dem Verlangen bes Vifa’s der Päffe durch den K. General:Konful in Wars 
ſchau Eein großer Nusen zu erwarten, ba ber Mangel deſſelben nach der biesfälligen 
Sirk, Verf. v. 8. Mai 1831, auch wenn foldye auf die aus Polen kommenden Reifenden 
ausgedehnt würde, nicht unbedingt die Zurücweifung des Reifenden, fondern nur eine 
polizeiliche Aufmerkfamkeit auf denfelben nach fich ziehen würde, diefe aber bei allen 
ausländifchen, namentlich den polnifchen Juden, jedenfalls nöthig ift, ihre Päffe mögen 
vifirt fein oder nicht. 

Die K. Reg. hat hiernad die betr. Behörden mit gemeffener Anweifung zu verfehen, 
auf deren Befolgung firenge zu halten, und Nadjläffigkeiten in diefer Beziehung nach— 
drüdlich zu ahnden. 

In ähnlicher Art ift an die Reg. zu Gumbinnen, Marienwerder, Btomberg, Pofeh 
und Oppeln verfügt worden. (Ann. XVII. S. 1011.) 


8) Cirk. R. deffelben Din. an die K. Reg. zu Gumbinnen, Marien 
werder, Bromberg, Pofen und Oppeln in derfelben Angelegenheit. 


Auf die Anzeige der Reg. zu Königsberg, daß die von ihr zur Verhütung des Ein: 
fchleichens fremder, befonders polnifcher Suden, ben Behörden wiederholt ertheilteh An: 
weifungen zum Theil deshalb erfolgloß bleiben, weil viele folder Suden mit Paͤſſen des 
Fürften Statthalters, oder des Kriegs-Gouvernements zu Warfchau, in welden in der 
Regel Koͤnigsberg als das Ziel der Reiſe —2 iſt, durch andere an Polen gränzende 
Regierungsbezirke ins Land kommen, habe ich mid) veranlaßt gefunden, auf den Grund 
der beftehenden gejeglihen VBorfhriften und Verordnungen, Kolgendes feftzufegen: 

Rn mit Päffen des 21, wie in dem vorftehenden R. an die Regierung zu Königs⸗ 
berg bis: 

: „viſirt fein oder nicht,” 

Mit Bezug auf die Cirk. Verf. v. 15. Okt. 1824 wird die K. Reg. aufgefordert, hier: 
nach die betr. Behörden mit gemefjener Anweifung zu verfehen, auf deren Befolgung 
ftrenge zu halten, und Nadjläffigteiten in diefer Beziehung nachdruͤcklich zu ahnden, 

(Ann. 1. c. ©. 1015,) 


9) R. des K. Min. des J. u. d. Pol. (v. Brenn), v. 10. Febr. 1834, 
an die K. Reg. zu Gumbinnen, Königöberg in Pr., Marienwerder, Brom: 
berg, Pofen und Oppeln. Ertheilung von Päflen und Gewerbefcheinen 
für polnifche Juden. 

Auf die in Folge des Erlaffes v. 22, Nov. v. 3. wegen des bei dem Eingange fremder 
Juden zu beobachtenden Verfahrens, unterm 11. dv. M. gemachte Anfrage eröffne ic) 
der K. Reg. ıc., daß die Abficht des oben gedachten Erlaſſes hanptfächlich dahin gegan— 
gen ift; die K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen: 

daß polnifhe Juden, die mit Päffen des Fürften Statthalterd 2c. zu Warfchau 
verfehen find, eben fo wenig als andern, mit fremden Pällen verfehenen Reifenden, 
der Eingang in die diesfeitigen Staaten und ein beliebiger Aufenthalt in denſelben 
unbedingt zu geftatten, vielmehr der perfönliche Ausweis des Reiſenden, dit 
Richtigkeit und Zuläffigkeit des angegebenen Reifegwedes, und der Befig der erfors 
derlichen Neifemittel zuvörderſt näher zu prüfen, und hiernady ext die Zulaffung zu 
beurtheilen fei. 
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Was nun bie von ber K. Reg. befonders in Frage geftellte Beglaubigung der ben 
Ruffifhen Gouvernementö:Päffen beigefügten Ueberjegung betrifft, welcher übrigens bie 
Berf. v. 22. Nov. v. 3. mehr nur beiläufig erwähnt, jo kann barauf, wenn fonft alles 
in Ordnung ift, und über die Zulaffung kein Zweifel obwaltet, um fo weniger ein befon: 
beres Gewicht gelegt werben, als bie beutfche Ueberfegung immer mit dem Paffe verbun: 
den ift, und darin fchon eine Art von Beglaubigung liegt, mithin eine befondere Beglau: 
bigung der Treue beffelben, Seitens des Ruffiichen Gouvernements ober des biefleitigen 
GeneralsKonfuls in Warfchau, nicht viel mehr als eine leer Körmlichkeit fein würbe. 
Deswegen finde ich auch gegen die den Lanbräthen von ber K. Reg. ertheilte Anmeifung 
im Wefentlihen zwar nichts zu erinnern, ic) kann es indeffen nicht billigen, daß bei dem 
Mangel einer befonderen Beglaubigung ber deutfchen Ueberfesung die Paßinhaber in als 
len allen zur Löfung eines diefleitigen Paſſes verpflichtet werben follen, muß vielmehr 
in diefer Beziehung bie K. Reg. auf die Ihr deshalb unterm 16. Nov. 1832 gemadte 
Eröffnung verweifen. 

Zugleich aber finde ich mich veranlaßt, der K. Reg. bei Ausftellung der Gewerbfcheine 
für Ausländer, namentlich für polnifhe Juden, eine größere Vorfiht und Aufmerkſam⸗ 
keit zu empfehlen, als bisher beobachtet zu fein fcheint, indem die K. Reg. eines Theile 
die erhobenen Klagen durch unvorfihtige Bemilligung der Gewerbfcheine ſelbſt herbeige: 
führt hat, andern Theils aber felbft anführt, daß von den betreffenden Unterbehörben 
oft foldhe Juden, ohne hinlaͤngliche Legitimation, auf den Grund abgelaufener Gewerb: 
fcheine zugelaffen worden feien. (Ann. XVIII. ©. 156.) 

10) R. des K. Min. ded Sun. und der Pol. (Köhler), v. 29. Mär 


1838, an die K. Reg. zu Gumbinnen. Paßverfahren gegen Polnifche Juden. 

Der K. Reg. wirb auf den Bericht v. 13. d. M. eröffnet, wie nicht mit Sicherheit 
darauf zu rechnen ift, daß durch eine Kommunikation im diplomatifchen Wege eine voll: 
ftändigere Bezeichnung ber Inhaber der von dem Kaiferl. Ruffifchen Gouvernement zu 
Warfchau zu Reifen nad) den dieffeitigen Staaten ausgefertigten Päffen zu veranlaflen 
fein werde. Es erfcheint vielmehr angemeffener und zwedmäßiger, wenn bie K. Reg. 
denyenigen Polnifchen Juden, deren Päffe, wie der von Ihr in Abſchrift eingereichte, 
ben nothmwendigen Erforberniffen polizeificher Legitimations-Dokumente nicht entfpre 
chen, den Eintritt in die biefleitigen Staaten nicht geftattet, vielmehr die Anordnung 
trifft, daß fie an der Grenze zurücigewiefen werben. (Ann. XXI, 180—1. 169.) 

11) Auf Grund vorfiehender Beftimmungen find eine große Zahl Pu: 
blitanda Seitens einzelner Regierungen laden, fo 

a) Seitens der Reg. zu Gumbinnen die Publ. v. 14. San. 1817, 
(Ann. 1.9.1. ©. 138), v. 18. San. 1819, (Ann. III. S. 187), 28. Zuli 
1821, (Ann, V. ©. 667), 28. Febr. 1823, (Ann. VII. S. 111). 

b) Seitens der Reg. zu Pofen die Cirk. Verf. v. 13. Sept. 1836, 


14. März 1834 und 11. Dez. 1835. (Ann. XX. ©. 670.) 


B. Strafen gegen ausländifche, unlegitimirt im Lande 
vagirende Juden. 


1) R. des K. Pol. Min. (im Auftrage v. Kamp) v. 5. San. 1819 an 
die K. Reg. in Oppeln. Behandlung der im Lande zwar gebornen, jedoch 


mit dem Staatöbürgerrechte nicht verfebenen eingelieferten Juden. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 11. Nov. v. J., wegen Behandlung ber im 
Lande zwar gebornen, jedoch mit dem Staatsbürgerrechte nicht verfehenen, eingeliefer: 
ten Juden hierdurch im Einverftändniß mit dem K. Min. des Inn. eröffnet, daß in kei⸗ 
nem Fall der Zurüdtritt folcher über die Grenze gebradhten Juden eine förmliche Auf 
nahme berfelben als Staatsbürger herbeiführen kann. 

Es ift dagegen unbedenklich, ihnen Päffe in das Ausland zu ertheilen, in welchen auss 
druͤcklich bemerkt fein muß, daß fie lediglich wegen des, nicht zur gehörigen Zeit nad: 

eſuchten Staatsbürgerredhts nicht geduldet würden, und die K. Reg. darf dergleichen 

uden nur nad) dem angrängenden Polen inftradiren, wo beren Aufnahme nichts im 
Wege ſtehen wird. 

Auf die aber dennoch zurüdtehrenden und ſich als Landftreicher herumtreibenben Zu: 
ben find alsdann aud die geoen Bagabonden vorgefchriebenen Maßregeln unnachſicht⸗ 
lich anzuwenden. (Ann. III, ©. 128.) j 

2) R. der K.Min. des Inn. und der Fin. (v. Shudmann. v. Mo) 
v. 30. Oft. 1827 an die Königl. Reg. zu Gumbinnen. Strafverfahren g 
gen die im Lande aufgegriffenen polnifchen Juden. 
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Der K. Reg. wirb zur Beicheidung auf die in Ihrem Berichte vom 11. Aug. c. ent⸗ 
haltene Anfrage: ob gegen die im Lande aufgegriffenen polnifchen Zuden, bei denen tes 
der Waaren, Geld noch Geldeswerth gefunden worden, aud auf Beftrafung wegen De: 
fraubation der Geleits-Abgabe zu erkennen feit)? eröffnet, daß in Anfehung folder pols 
nifhen Juden, wenn fie mit den im $. 27 des Landarmen-Reglements v. 31. Okt. 1793 
feftgefegten Strafen belegt worden find, bie Rüge ber Nichtlöfung des Geleitfcheines un= 
terbleiben kann. Denn fofern dergleichen Juden, wie wohl meiftens und faft ohne Aus- 
nahme ber Fall fein dürfte, die geordnete Geldftrafe von 10 Thlr. zu entrichten nicht 
vermögen, würde nur eine Verwandlung der Geldbuße in Gefängnißftrafe übrig bleiben, 
letztere aber, welche hoͤchſtens eine 14tägige fein koͤnnte, nicht allein im Vergleich zu den 
durch das vorerwähnte Reglement auf die verfchiedenen Kontraventions-Faͤlle gefesten 
Strafen alle Bedeutung verlieren, fondern auch, weil darauf immer erft von den Ge: 
richten würde erfannt werben müffen, bei der Beftrafung der erfteren Kontravention eis 
nen unzwecmäßigen Aufenthalt in dad Verfahren bringen. (Ann. XI. ©. 976.) 

3) R. des K Min. des nn. (erfte Abth. Köhler) v. 22. Nov. 1827 an 


die K. Reg. zu Cösſslin. Verfahren gegen die aud Rußland übertreten- 
den Subden. 


Was für Maßregeln die Kaiferl, Ruffiihe Reg. in Anfehuug ihrer jüdifchen Unter 
thanen zu ergreifen für gut findet, Tann, wie der K. Reg. — Ihren Bericht v. 12. 
d. M. unter Ruͤckſendung der Beilage zu erkennen gegeben wird, in ſofern gleichgültig 
fein, ald die Königl. Preuß. Behörden nur mit Strenge nad) den beftehenden Verord— 
nungen und Vorſchriften aegen die zum Wohnfig innerhalb ber Preußifhen Staaten 
nicht berechtigten aus Rußland kommenden Juden zu verfahren brauchen, um die Nach— 
theile abzuwenden, welche aus bergleihen Maßregeln für die dieffeitigen Staaten refuls 
tiren könnten. Ohnehin ift von einer Vertreibung foldyer Juden, welche zum Wohnfitz 
in Rußland beredhtigt find, aus diefem Reiche glaubhafter Weife nichts bekannt, und 
die Muthmaßung, daß wahrheitswidrige Angaben zum Vorwande gebraucht werben, 
um ſich die Aufnahme in Preußen auszumwirken, liegt nahe, indem mancherlei Beihräns 
kungen, welchen die Ruffiihen Juden in neuerer Zeit unterworfen worben find, fie zur 
Auswanderung aus Rußland anreizen mögen. 

Was den Zuden N. N. betrifft, fo ift deffelben Gefuh um Ertheilung des Preußis 
ſchen Staatsbürgerrechts zur Gewährung nicht geeignet, ihm aud) die Aufnahme übers 
baupt zu unterfagen und feine Ausweifung zu verfügen. In gleicher Art hat bie K. 
Reg. mit anderen, ſich in demfeiben Falle befindenden Juden zu verfahren. . 

(Ann. XI. ©. 975.) Ä 

4) R. des K.Min. ded Inn. und der Pol. (Köhler) v. 14. Sept, 1835 
an die K. Reg. zu Gumbinnen, Verfahren gegen vagirende Ausländer, 

Snhaltlich des Berichts vom 18. v. M. trägt die K. Reg. zuvoͤrderſt darauf an, eine 
neue gefegliche Beftimmung zu erwirken, nach welcher Ausländer, die über die bieöfeis 
tige Grenze fommen, härter als bisher zu betrafen feien. Hierbei hat jedoch die Regie: 
zung nicht genugfam erwogen, daß dergleichen Ausländer nicht immer Verbrecher 
find, daß nicht der Beſuch eines jeden Ausländers, und auch insbefondere nicht eines je= 
den ausländifchen Suben ben biesfeitigen Staaten Nachtheil bringt, und daß gerade in 
der Beförderung ded erlaubten Verkehrs mit Ausländern eine erhebliche Quelle des 
Wohlftandes zu ſuchen ift. Es kann baher nur darauf antommen, diejenigen Aus— 
laͤnder abzuhalten, weldye dem Lande wirklich nachtheilig find. Wenn ed nun allerdings 
ſchon in einigen Källen fchwierig ift, zu beftimmen, wo ein folder Nachtheil eintritt, 
fo erfheint es noch weit fchwerer, hierüber im Allgemeinen nähere Beftimmungen, als 
die in der beftehenden Geſetzgebung bereits enthaltenen zu erlaſſen. Dies würde die K. 
Reg. auch felbft wohl gefunden haben, wenn fie bei Erftattung Ihres obenerwähnten 
Berichts einen Entwurf zu dem gewünfchten ftrengeren Gefege über ben vorliegenden 
Gegenftand gefertigt hätte; insbefondere würde Sie dabei zu der Ueberzeugung gelangt 
fein, wie fehr zu befürchten fteht, daß durch die bevorworteten härteren Maßregeln aud) 
ordentliche und unbefcholtene Ausländer, deren Beſuch dem dieffeitigen Lande erwünſcht 
fein muß, gefährdet werben, , 

Was die von der K. Reg. in Vorfchlag gebrachte Lörperliche Züchtigung ber betreffen: 
den vagirenden Ausländer anlangt, fo Balt das unterzeichnete Minifterium ein ſolches 
Strafmittel einestheild nicht für gefeglich, indem es mit dem Königl. Juſtizminiſterio 
dahin einverftanden ift, daß in Kriminalfachen (und von ſolchen ift hier, wo das Geſetz 
2jährige und längere Feftungsftrafe anorbnet, die Rede) nur der 20. Titel des II. Theils 





1) Vergl. hierüber Abfchn. III. 
Thl. VII. 3.3. Die Derhältniffe ver Juden. 28 


— 
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des 5* R. Anwendung finden kann; anberntheils aber; auch nicht einmal für 
zwe ig. 

Das unterzeichnete Miniſterium findet ſich daher nicht veranlaßt, von dem Inhalte 
des R.v. 29. Dec. v. J. (Anl a.) abzugehen. 

Die Anfrage: 

ob die vagirenden Individuen fernerhin vor ber auf den abermaligen Uebertritt bet 

Grenze geſetzten Strafe verwarnt werden ſollen? 
wird dahin beantwortet, daß die Ergreifung dieſer polizeilichen Maßregel in ſpeziellen 
Faͤllen von der. ausübenden Behörde erwogen werden muß. Im Allgemeinen wird da 
bei allerdings nicht zu ängſtlich zu verfahren fein, da, wenn aud) einmal ein Unſchuldi⸗ 
ger —— werden möchte, daraus doch für denſelben kein weſentlicher Nachtheil 
entſtehen kann. 

uUebrigens wird die K. Reg. aufmerkſam darauf gemacht, daß in dev juriſtiſchen Ter— 
minologie die Begriffe eines Vagabunden und Landſtreichers nicht ganz gleichlautend 
ſind, da ein Vagabunde derjenige heißt, der kein Domizil hat, nun aber Jemand, der 
ein ſolches hat, ſich der Landſtreicherei ſchuldig machen, und umgekehrt, ein Menſch 
ohne Domizil ein ganz unſträflicher und nützlicher Menſch ſein kann. 


a. 

Das Min. des Inn. und der Pol. Tan, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 29. Dit. 
d. 3, hiermit erwiedert wird, diein beglaubigter Abfchrift eingereichte Entfcheibung bes 
Kriminal:Senats des Oberlanbesgerichts zu AInfterburg v. 8. Aug. d. 3. (Ant. b.) in 
der Unterfuchung wider den polnifchen Juden N. nicht anders, als den beſtehenden Ge 
fegen entfprechend, halten, da dieſer Zube kein Landftreiher, d. h. ein Menſch ohne fe: 
ften rg fondern in Philipowo anfäffig tft, und Kein eigentliches Verbrechen be 

angen hat. 
: Die Beforgnif der K. Reg., daß bei allgemeiner Anwendung der in jenem Erkennt: 
niffe angenommenen Grundfäge das Land mit fremden Juden werde überſchwemmt 
werben, tft nicht genugfam begründet, um ben Antrag der K. Reg. zu rechtfertigen, da 
der Zurüd-Transport der fchon einmal verwiefenen Juden, in Verbindung mit der auf 
die GeleitfheinsKontravention folgenden Strafe, fchon empfindlich genug fein bürfte. 


Berlin, den 29. December 1834. : 
Minifterium des Innern und ber Polizei, 
An Köhler, 
bie K. Reg. zu Gumbinnen, 


b, 
In der Unterfuhungs:Sache wider den Juden N. 
Erkennt der unterzeichnete Senat auf das von demfelben eingewandte Rechtsmittel 
— weiteren Vertheidigung für Recht, 


ß 
ba zwar Denunziat wegen der Geleitſchein-Kontravention den. Geſetzen gemäß, nas 
. mentlich $. 242 Zit. 20Thl. H. des A. L. R. vom Richter erfter Inftany beftraft 
worden. ift, aud) den Befiger von Waaren, bie vorläufige Kreifprehung von: ber 
Haufir:Kontravention zechtfertigt, dagegen aber, wegen Uebertritts in. die Preußis 
ſchen Staaten, die ‚beim früheren Zransport über bie Grenze ihm amgebrohte 
: Strafe nit Plag greifen kann, weil Denunziat damals nicht wegen Verbrechen, 
fondern nur wegen mangelnder Legitimation über. bie Grenze gefchafft wurde, er 
auch, da. ex verheirathet ıft und in Philippomwo fein Domizil hat, nicht als Landftreis 
er. befiraft werden fann (Conf, $. 22, it. 2 Thl. L ber A. G. O., §. 4, $. 19. 
Zit. 20. Thl. IE. des UL, N, R, v. 6. Dez 1822, Jahrb. Bd. 20. ©: 297—299, 
R.v. 23. Zuli 1825, Annalen Bd. 9. ©, 710.) 
bad am 1. d. M. publizivte Erkenntniß des Königl. Lands und Stabtgerichts zu Gum: 
binnen, dahin refpektive zw beftätigen und abzuändern: 
daß ber Zube N. | 
a) wegen HaufirzKontravention vorläufig freizufprechenz 
b) wegen GeleitfcheinsKontravention außer der Nachzahlung: des Geleitſchein⸗Stem⸗ 
pels von 2 Thlr. 15 Sgr. mit 10 Thlen., im Unvermögensfalle mit vierzehntägi- 
gem Gefängniß zu beftrafens 
e) wegen wiederholten Eintritts in die bieffeitigen Staaten von Strafe zu entbinden; 
bemfelben aud) die Koften diefer Inftanz zur Laft zu legen, 
j Bon Rechts: Wegen. 
Urkundlich und formm probante ausgeferti 
Sniterburg den 8, Xug. 1834. (L. S. 
Senat bes König, — für Strafſachen. 


nalies. 
(Ann. XIX, ©, 803.) i 
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C. In Anfehung des Judengeleites, welches gleichfalls zut Verhutuug 
bes Einſchleichens polniſcher Juden mit benutzt wird. vergl, Abſchn. FE, ni 


Zweites Kabitet.. — 
Spezial-Beſtimmungen über den temporagiren Aufenthakt 
einzelner Gattungen u Juden im Pre ßiſchen 

taate. | a 


ir 
4; 


* 
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Ausländiſcher jüd iſcher Dien ſtboten. 
A. Die Annahme ausländiſcher jüdiſchet Dienſtboten iſt 
nur ausnahmsweiſe geſtattet. u us 
1) Cirk. Verf. des Min. deö Inn, (erfte Abth. Köhfer),v. 9. Yug, 1823, 
Da ed an einländifhem jüdifhen Gefinde nicht leicht fehlen kann, die Zulaftung 
fremder Juden und Südinnen, um in Gefindedienft zu treten, aber meiftens. ur, Ginnis 
ftung und zu unerlaustem Gewerbö-Verkehr Gelegenheit giebt, ſo iſt ſolcher in, der Ne 
gel nicht, fondern nur unter ganz befondern Umjtänden, nach deu K. Reg: Ermeſfen, 
als Ausnahme flatt zu geben. (Ann, VH. ©. 628.) | ERIE: 
2) Ein ganz ähnliches R. erging an die Judenſchaft zu. Lengerich und 
in Abfchrift an die Reg. zu Münfter am 3. März 1824. 00 .i 
(Ann. VIII. ©. 200.) a e 
3) R. des K. Min. ded Innern und der Pol: (Köhler) v. 16, De. 1830 
an die K. Reg, der Provinz Sachſen zu N. N. Verhütung des Einfchlel- 
chens ausländifcher Juden als Dienftboten und Gehülfen, | 
Unter den, von der K. Reg. mittelft Berichts vom 4. d. Mi angegeigten Umftänden, 
bleibt allerdings nichts übrig, als die beiben auslänbifchen IfraslitenR; N. in N, zu 
behalten. Selbige aber auf die, von. ber K. Reg. vorgeſchlagene Weife; in ihren Rech⸗ 
ten zu beſchränken, iſt unthunlich. RR ER ee 
Uebrigens irrt die K. Reg., wenn Sie glaubt, daß den Juden im bortiger Proving die 
unbedingte Erlaubniß zuftehe, auswärtige Juden ins Land zu ziehen; um ſie in ihre 
Dienſte zunehmen. Ueber die Frage nämlich: wen die Staats Regierung im Lande aucf⸗ 
nehmen wolle ober nicht? fteht einem Juden eben ſo wenig, als jedem andern ünterthan, 
eine Entfheidung zu. Und da bes Könige Maj. wiederholt Allerhöchft: Sich darüber 
ausgefprodyen haben, daß die Zahl der inländifchen Juden durch Aufnahme auslaͤndi⸗ 
fcher nicht eorgrößert werben ſoll, durd, die Aufnahme derſelben als Dienſtboten und 
Gehuͤlfen aber ihr Einſchleichen befördert wird, fo hat die K. Reg. Verfügung zu treffen, 
daß diefe Aufnahme nicht mehr ftattfinde, und die etwa im Dienfte befindlichen aus: 
wärtigen Suben bald in ‚ihre Heimath zurüdgewiefen werben. : (Ann: XIV. S. 78%) 
4) R. deffelben Min. an die K. Reg. zu Magdeburg. Verhältniſſe aus— 
ländifcher Juden als Dienftboten in den Landestheilen des ehemaligen. Kö⸗ 


nigreichs Weſtphalen. TEEN 
Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihren Bericht v. 31. v. M. eröffnet, daß, 
wenn ben mit ftantsbürgerlichen Rechten, im Sinne der Gefege des vormaligen Köhigs 
reiche Weftphalen verfehenen Zubenfamilien zur Zeit auch nicht verboten if, auglaͤndi⸗ 
ſche Juden als Dienftboten bei ſich aufzunehmen, es den Drtspoligei: Behörd n doch nicht 
an Mitteln fehlen kann, zu verhüten, daß dieſe Freiheit von ————— Dienſt⸗ 
boten, welche Auslaͤnder find, zur Einniſtung oder zum Gewerbebetriebe für eigene Rech⸗ 
nung gemißbraucht werde. EN 
Denn die allgemeine Vorſchrift, zufolge deven in den wieber eroberten Provinzen für 
jest feine fremden Juden zur Niederlaflung, d. h. zur Begründung. eines. gefeglichen 
Domicils verftattet werben follen, feßt die genannten Behörden in den Stand, auslans 
difche jüdifche Dienftboten nach Ablauf der Dienfizeit auszumeifen. Auch fteht ihrer 
Ausweifung zu jeder Zeit felbft dann nichts im Wege, wenn es etwa dergleichen Juden 
egluͤckt fein möchte, fich irgendwo ohne Wiffen der Obrigkeit in. anderen als den Dienfts 
— —— De da fie immer als fremde Juden anzufehen; find, 
(Ann. . * 84. ⸗ 
5) Cirk. R. deſſelben K. Min. an ſämmiliche K. Reg. in den Rheinpro⸗ 
vinzen. Verhütung des Einſchleichens fremdet Jaden. 
Bei demjenigen, was bie K. Reg. unterm 16. d. M. einberichtet hat, wird man ſich 
des in N. N. anſaͤſſigen, aus Oeſterreich gebuͤrtigen Juden N RN. allerdings nicht wies 
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der entledigen Finnen, daher demfelben der fernere Aufenthalt bafelbft zu geftatten iſt. 
Dahingegen ift fein bei ihm ald Knecht wohnender Bruder, bei welchem diejelben Rüd- 
fihten nicht eintreten, aus den dieffeitigen Landen fort und in fein Vaterland zurüdzu: 
weifen; wie benn überhaupt auch der einftweilige Aufenthalt fremder Juden als Dienft: 
boten, wodurch nur das allmählige Einfchleihen derfelben befördert wird, nicht geftattet 
werden barf. Es find daher fammtlihe Orts⸗Polizei-Behoͤrden hiernach mit Inſtruk⸗ 
tion zu verfehen, und hat die K. Reg. fonft demgemäß das Weitere zu veranlaffen. 
(Ann. XIV, Nr. 54.) 

B. Beftrafung der kontravenirenden Herrfchaften. 

Für die alten Provinzen beflimmen hierüber 

1) der $. 34 ded Ed. v. 11. März 1842. Vergl. denfelben oben. 

2) R. des K.Min. des Inn. (Köhler) v. 2. Aug. 1825 an die K. Rez 
zu Gumbinnen. Beftrafung der von Chriften geſchehenden Aufnahme frem 
der Juden in ihren Dienft. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf ben Bericht v. 22. Zuni c. eröffnet, wie eö um 
fo unbebentlicyer ift, daß Sie Sich wegen ber von Chriſten geſchehenden Aufnahme frem: 
der Juden in Dienft nad) dem R. des ehemaligen Departements der Staats-Ein: 
fünfte v. 1. April 1813 (Anl, sub a. und b.) achten kann, und danach achten muß, ala 
diefes Refkript, wie auch darin ausbrüdlich bemerkt worden, im Einverftändniß mit dem 
derzeitigen Departement für die allgemeine Polizei, ald der fompetenten Ober: Behörde 
in ZudensAngelegenheiten, erlaffen ift. 


ü, 

Aus Anlaß des Berichts der Abgaben:Deputation vom 19. San. dieſes Sahres, be— 
treffend das nachtheilige Einwandern fremder Juden in bie dieffeitigen Staaten haben 
wir mit bem Departement für die allgemeine Polizei und mit dem Juſtiz-Miniſterium 
über die Krage kommunizirt: i 

ob die Beitimmung des $. 34 bes Gefeges v. 11. März vorigen Jahres, die bürgerli: 

chen Verhältniffe der Juden im Preußiſchen Staate betr., nach welcher fein inländi- 

ſcher Zube einen fremden Juden in Dienft nehmen darf, auch für Chriften verbindende 

Kraft habe, und in Kontraventiond-Fällen deren Strafbarkeit begründe, oder ob es in 

biefer Rücficht einer Deklaration dieſes Gefeges bebürfe. 

Beide Behörden haben ſich für die Bejahung dieſer Frage und eine Deklaration be 
Gefeges für unnöthig erklärt. Was befonders das Juſtiz-Miniſterium dieferhalb geant⸗ 
wortet hat, wirb der Deputation aus ber abſchriftlichen Anlage (lit. b.) das Mehrere 
zu erfehen geben, um Sid, im vorkommenden Falle barnad) zu achten. 

Berlin den 1. April 1813. 
Section des Departements der Staats-Einfünfte zc. für direkte und — Abgaben. 
adenberg. 


An 
die Regierungs⸗Abgaben⸗Deputation zu Neiße, und ab⸗ 
fohriftlich zur Nachricht an fämmtliche > Reg. 


Eine Königl. Hochloͤbliche Sektion des Departements der Staats-Einkünfte für bie 
direkten und indirekten Abgaben wünfcht nad dem unterm 2, d. M. an mich abgelaffe: 
nen geehrten Schreiben, meine Meinung darüber zu vernehmen: 

ob die Beflimmung des $. 34. des Ed, v. 11. März v. J., die bürgerlichen Verhält— 

niffe der Zuden im Preußifchen Staate betr., nach welcher feine fremden Juden in 

Dienft genommen werden follen, auch für Chriften verbindliche Kraft habe, und in 

KontraventionsFällen deren Strafbarkeit begründen, oder ob es in biefer Rücdkficht 

einer Deklaration bed Gefeses bedürfen moͤchte? 

Ich ermangele nicht, darauf in ergebenfter Antwort zu erwiedern, wie es nicht un 
wahrfcheinlich ift, daß bei der Redaktion des angezogenen Edikts im dem Falle, daß ein 
Chriſt fremde Juden zu Gewerbss oder Haus:Dienften annehmen möchte, nicht gedacht 
worben, weil ein ſolcher Hall wegen der bedeutenden Hinderniffe, welche die Verfchie: 
denheit der Religion und der damit in Verbindung ftehenden Lebensweife in den Weg 
legt, gewiß zu den höchft feltenen gehört, und vielleicht ohne Beiſpiel ift. 

Daraus folgt aber nicht, daß es den Ehriften erlaubt fei, in foldhe Verbindung mit 
fremden Juden fich einzulaffen, denn wenn gleich im $. 35 nur verordnet ift, daß dieje: 
nigen inländifchen Juden, welche dem Verbote des $. 34 zuwider handeln, mit einer 
Geldftrafe von 300 Thlr. oder verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe belegt werben follen, 
ſo ift doch im $. 34 der Sa ganz allgemein ausgebrüdt: 

„Fremde Juden als foldye dürfen weder ꝛtc. als Lehrburfchen, nod) zu Gewerbe: und 
pausbienften angenommen werben.” 


— 
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Auch der Grund dieſes Verbots ift ganz allgemein. Es foll nämlich nady $. 31 bes 
angeführten Edikts verhütet werben, daß fremde Zuden in den hiefigen Staaten fidy nie 
berlaffen, fo lange fie. nicht das Preußifche Staatsbürgerrecht erlanget haben. Die Ab: 
ficht des Geſetzes würde aber leicht zu vereiteln fein, wenn es einem jeben freiftänbe, 
fremde Juden entweder in wirkliche Dienfte oder doch unter diefem Vorwande bei fid) 
aufzunehmen, und benfelben dadurch die Nieberlaffung ohne Erlangung des Bürger: 
rechts gewiffermaßen möglich zu machen. 

Das allgemeine Verbot verbindet daher auch unftreitig die Chriften, und die Uebertre⸗ 
ter deffelben werden um fo mehr poligeimäßig zu beftrafen fein, da nad) bekannten poli: 
zeilichen Vorfchriften Niemand befugt if, Fremde überhaupt, ohne ber Polizei⸗Behoͤrde 
davon Anzeige zu machen, bei fi) aufzunehmen, und daher um fo viel weniger es Jes 
manben freifteht, fremde Juden zu Gewerbö: ober Haus:Dienften ohne Vorwiſſen ber 
Polizei⸗Behörde zu engagiren. 

Sobald diefe Behörde von der unerlaubten Aufnahme eines ſolchen Juden Wiſſen⸗ 
ſchaft erhält, werben ohnehin bie nöthigen Verfügungen dagegen getroffen, undbdiejenigen, 
— die Polizei-Behoͤrde zu hintergehen ſuchen, mit aller Strenge zurecht gewieſen 
werden. 

Aus dieſen Gruͤnden halte ich die Strafbarkeit derjenigen, welche dem F. 34. des ein⸗ 
geführten Edikts entgegen handeln, ſchon durch das Geſetz und durch allgemeine polis 
zeilihe Vorfchriften, audy in Beziehung auf Chriften für begründet, und daher eine 
nähere Deklaration um fo weniger für noͤthig, je unwahrfcheinlicher es ift, daß Kontras 
ventions⸗ Fälle ſolcher Art dfter vortommen könnten. Berlin, den 9, März 1813, 

v. Kircheifen 
An Eine Königl. ıc. Sektion des Departements 
der StaatösEinfünfte 1c. für direkte und 
indirekte Abgaben 


biefelbft, 
(Ann. IX. ©. 666.) 


3) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 18. Nov. 1825 an die K. Reg. 


zu Gumbinnen. 

Das unterzeichnete Min. giebt der K. Neg. zur ng 1 auf ben Ber. v. 18. 
v. M., wegen Beftrafung derjenigen Chriften, welche fremde Zuden in ihren Dienft 
nehmen, zu erkennen, daß baflelbe die Feftftellung eines beftimmten Strafmafes für 
Bälle der betreffenden Art weder nöthig, noch angemeffen findet, weil die Strafbeftims 
mung der Beurtheilung ber, vorbehaltlich des Rekurfes, die Beftrafung anorbnenden 
Behörde füglich überlaflen bleiben kann, und rücfichtlich der. großen Verſchiedenartig 
£eit ber Umftände, welche dabei ftattfinden koͤnnen, überlafjen bleiben muß, 

(Ann. IX. ©, 1055.) 


4) R. deffelben Min. v. 10. April 1827 an das X, Polizei: Prafidium 


u Berlin. 

b Dem K. Polizei-Präfidio wird zur Beſcheidung auf ben Ber, v. 28. Februar c., we⸗ 
gen Beftrafung derjenigen GShriften, welche fremde Juden in ihren Dienft nehmen, bie 
desfalls unterm 18. Nov. 1825 an die Reg. zu Gumbinnen erlaffene Verfügung hierbei 
abfchriftlich mit dem Bemerken tommunicirt, daß, wenn ein foldher Gontraventionsfall 
ſich ereignet, die Feftfesung der Strafe, welche außer der gewöhnlichen Polizeiftrafe für 
die unterlaffene vorfchriftsmäßige Meldung aufzuerlegen, ber richterlihen Kognition zu 
überlaffen ift. (Ann. XI. ©. 448.) , 

5) C. R. des K. Min. v. 9. Aug. 1828 an die K. Reg. zu Potsdam, 
Frankfurt, Stettin, Köslin, Danzig, Marienwerber, Königöberg, Gums 
binnen, Breölau, Liegnig, Oppeln und Magdeburg, fo wie an dad K. Po« 
ligeisPräfidium zu Berlin. 

Es ift der Kal vorgefommen, daß gegen — chriſtlichen Glaubens, wegen Ueber⸗ 
tretung bes im $. 34 des Ed. v. 11. März 1812 enthaltenen Verbots, auslaͤndiſche 
Juden in Dienftverhältniffe aufzunehmen, fiskaliſche Unterſuchungen eingeleitet, die De: 
nunziaten aber von den Gerichten deshalb von der Anſchuldigung freigeſprochen worben 
find, weil ed dem berührten Verbote an dem weſentlichſten Beftandtheile eines Straf: 
gefeßes, nemlich der Strafbeftimmung, fehlt. Um nun unter diefen Umftänden der Uns 
wirkfamteit des mehrgedachten Verbots vorzubeugen, wird bie K. Reg. hiemit anges 
wieſen, gegen dergleichen Kontravenienten nicht förmlich.bei den Gerichten Elagbar zu 
werben, fondern vielmehr in fünftig vorkommenden Fällen der bezeichneten Art das 
polizeiliche Verfahren und in Folge deffelben eine blos polizeimäßige Beftrafung von 
zwei bis fünf Thaler ftattfinden zu laffen. Zunächft wird es aber nothwendig fein, das 
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fragliche Verbot zu republiziven, und die ermangelnde Strafbeftiimmung von Polizei 
wegen zu treffen, (Ann. XII. ©, 734.) 


6) Vergl. auch die Kap. I: sub III. B. gegebenen Beſtimmungen. 


u. 


Temporairer Aufenthalt ausländifcher jüdiſcher Handels— 
| PR leute. 
1) In Anfehung des Handelöbetriebed Audländifcher Juden in den cher 
mals Königlih Sähfifhen Territorien vergl. 
a) das Mandat v. 16. Aug. 1746 Abthl. H. Abſchn. V. S. 340. und 
Abthl. III. Abſchn. II. Kap. L sub III. ©. 411. 


b) C. R. der K. Min.v. 3. (v. Shudmann)m. d. 5. (v. Mob) v. 
29.Nov. 1829 an die K. Reg. zu Merfeburg, Erfurt, Potsdam, Frankfurt 
und Liegnitz. Beſuch der Märkte im Herzogihum Sachſen von Seiten 
ausländifcher Juden. | 

Der Herzogl. Anhalt: KRötheniche Steuer:Direktor bat ſich darüber beichwert, daß bie 
Königt. Regierung den Köthenfchen Juden auf den Grund des Mandats v. 16. Auguft 
1746 den. freien Matkt-Verkehr auf den Märkten. des Herzogthums Sachſen nicht ar: 
ftatten wolle, und hat unter Beziehung auf den Zraftat v. 17, Zuli v. 3. $. 11. um 
Remedur gebeten. 

Da es nun bei Abfchluß diefes Traktats die Abficht geweſen ifl, den gegenfeitigen Un: 
terthanen in Hinficht des Verkehrs eine gleiche Berechtigung zu gewähren: fo müffen 
die Anhalt-Köthenfchen Zuden in diefer Hinficht.den imländifchen gleich geachtet werben, 
welchen des Königs Majeftät aufden Zahrmärkten des Herzogthums Sachſen freien 
Aerlebean bewilligen geruht haben. 

‚Hiern I öl die K. Reg. das Weitere verfügen, und ben oben angegebenen Grund— 
Top überhaupt in Hinſicht auf die Juden aus denjenigen Nachbarſtaaten anwenden, mit 

ichen ähnliche in dieſer Hinſicht mit dem Traktate v. 17. Juli v. J. übereinſtimmende 
» Bertihge abgeſchloſſen worden find, (Ann. XIII. ©. 919.) 


MRückſichtlich der alten Provinzen bemerkt das N. des K. Min. des 
Inn (v. Bülow, v. Schufmann) u.d. F. (v. Klewitz) v. 20. Zuni 
1822 an bie K. Reg. zu Liegnitz, die Niederlaffungen und den Handelsbetrieb 
der Juden betr. 


Der K, Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 10. . d. 3. ermwiedert, daß, wenn ber 
Aufenthalt eines Musländers, welchen innerhalb Landes rohe oder halb rohe Fabrikate 
einkauft, und bei einländifchen Profefjioniften für Stüdlohn- weiter zurichten läßt, bloß 
vorübergehend, iſt, und die qu. Waaren ausichließtich zur. Ausfuhr beftimmt find, weder 
die Gewinnung des: Bürgerrechts nöthig iſt, noch eine Gewerbiteuer-Entricptung ftatt 

** * 


nde 

Was die Poſenſchen Juden betrifft: fo kann denſelben bei noch ermangelndem Staats- 
buͤrgerrecht die, Niederlaſſung innerhalb der alten Provinzen zwar zur Zeit noch nicht 
geftattet, Dagegen aber ohne Härte nicht verfagt. werden, was nicht allein Ausländern 
überhaupt, fondern fogar ausländifchen Zuden erlaubt iſt, namlich in den Fabrikſtädten 
der alten Provinzen rohe Zuche zu kaufen, um foldye, es fei in dieſem Zuſtande, oder 
aber, nachdem fie für des Einkäufers Rechnung zugerichtet worden, nach dem Großher— 
zoathum Pofen auszufühuen. Dergleichen jüdifche Einwohner find zu weiter nichts ver: 
bunden, al& an ihrem Wohnort, oder da, wo fie fi mit dem Verkauf befchäftigen, die 
Gewerbiteuer vom Handel zu erlegen. (Ann. VI. ©. 388.) 

3) Rüdfichtlich des Großherzogthums Pofen das Publ. ter K.Reg. in 
Gumbinnen. Verfahren ‚gegen. diejenigen fremden Juden, welche rohe 
Produkte oder fonftige Erzeugniffe ded Auslanded in die hiefige Provinz 
bringen. 

Durch die nach dem 16, Amtsbl. Nr. 71.0. 2. April d. 3: auf Flachs, Hanf ıe. be: 
willigte Abaabenfreiheit bei ber Einbringung vom Auslande in-diefe Provinz vermehrt 


ſich bier der Handel der polnifchen und ruffiichen Zuden mit den genannten Gegenftän- 
den feit kurzer Zeit fehr. 


SEs ift daher nothivendig, in polizeificher Hinficht dieferhalb folgende Beftimmungen 
feftzufegen ; 
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1) Ein jeber. mit genannten Gegenftänben ins Lamb kommende fremde Zube iſt ver 
pflidtet, auf keinem andern Punkte als bei einem Kleinigkeitszollamte, über die Grünze 
einzugeben und bei demſelben fich zu melden. 
2) Das Kleinigkeitszollamt fertigt ihm eine gewöhnliche Zollerpebition aus, in welcher 
die Quantität und Qualität ber Ladung nach der eigenen Angabe des Deklaranten und 
ber ungefähren Beurtheilung des ꝛc. Amts zu bemerken, und dem Deklaranten die ges 
* — — der erſten Stadt, welche derſelbe mit feiner Ladung beſuchen will, vor 
zufchreiben ift. ' 

3) Bei der Ankunft in ber he he Stabt muß der jüdifche Frachtführer biefe 
Bollabfertigung und feinen polniſchen Paß fogleich der Polizeibehörde zur Einficht, und, 
im Fall es erforderlich ift, zur Ausfertigung eines Pafles für die hiefige Provinz vor 
legen, fodann, wenn er von der Polizeibehörbe feine Abfertigung erhalten hat, fich bei 
bem Acciſeamte ber Stabt mit feinen Legitimationen melden, und folche, in specie bie 

‚an ber Gränze erhaltene Zollabfertigung, vorzeigen. Das Acciſeamt beurtheilt ſodann 
nad Lesterer die Befchaffenheit feiner Ladung, | 

4) Wird die Ladung in der erften Stadt, wohin er nach ber Zollerpedition verwieſen 
iſt, nicht ganz abgefegt, ſondern der jüdifche Krachtführer will die unverfaufte Quantität 

nach einer andern Stadt zum Verkauf bringen, fo hat er fich beim Abgange wiederum 
bei der Polizeibehörde und dem Accifeamte zu melden. 

Erftere bemerkt auf dem Pafle den Zag bes Abganges, die Dauer feines boxtigen 
Aufenthalts und die zu nehmende gerade Straße nach ber gewählten andern Stadt. 

Das Acciſeamt dagegen fehreibt in der Zollabfertigung die am Orte von ber Ladung 
verfaufte Quantität ab, 

5) Diele Vorfchriften find in einer jeden Stadt, in welcher der jüdifche Frachtführer 
ankommt, zu beobadıten, 

Bei dem Verkauf feiner Ladung am legten Ort bemerkt die Poligeibehörbe auf dem 
Paſſe ben Tag bes Zurücdganges und beftimmt dazu die gerade Zour bie zum Hebers 
gange über bie Graͤnzez mit Benennung des zu paffirenden Kleinigkeitszollamts, bei 
welchem derfelbe fidy melden muß. in Gleiches gefchiehet, wenn die ganze Ladung 
gleich in ber erſten Stadt verkauft wird. x 

6) Dieſe Beſtimmungen gelten nicht nur für die juͤdiſchen Flachs- und Hanfführer, 
ſondern für alle diejenigen fremden Juden, welche rohe. Produkte aller Art oder ſonſtige 
GErzeugniffe des Auslandes in bie biefige Provinz bringen, und follen mir dem 1. Zuli 
d. 3 in völlige Kraft treten, damit bis dahin bie fremden Juden davon. unterrichtet 
ein können, | 
, 7) Wenn fremde Juden ‚öfter mit Produkten und Ergeugniffen des Auslandes in bie 
Hiefige Provinz kommen und damit in den Städten einen Handel treiben; fo fol ihnen 
* einem ſolchen Handel auf ein Jahr die Konzeſſion ertheilt werden, wenn die ſolche 
bei uns nachſuchende Behoͤrde durch gültige Zeugniſſe die Rechtlichkeit und Unverdaͤch⸗ 
tigkeit des Supplikanten dofumentirt, und alsdann find diefe jübifchen Kaufleute auch 
zur Erlegung der Gewerbefteuer verpflichtet, wovon der ungefähre Betrag gleich bei 
RNachſuchung der Konzeffion in Vorfchlag zu bringen ift. | 

Wer ohne Konzeffion und Gewerbefchein öfter in diefer Provinz einen folchen Handel 
betreibt, fol ald Kontravenient nach den Gefegen beftraft werben. 

Die Polizei: und Accifebehörden haben ſich nad) diefen Beftimmungen auf das ges 
nauefte zu achten, und erftere befonders noch darauf zu fehen, daß der Frachtführer die 
vorgeichriebene Straße nicht verändere, und nicht zur Ungebühr von einem Orte zum ans 
bern lange auf der Reife zubringe. 

Wer von den jübifchen Frachtführern dieſe VBorfchriften nicht beobachtet, ift als Vaga⸗ 
bonb fogleich über die Grenze zu bringen. on 

Die Accifeämter werben noch auf die richtige Zahlung des Judengeleits aufmerkſam 
gemadt. (Ann. II, ©, 321.) | 


II. ie 
Aufenthalt ausländifcher Juden in dem Preußiſchen Staate 


behufs Ausbildung zu einem nüglihen Berufe und Aus— 
übung deffelben. 


1) Zum Studium auf Preußifhen Univerfitäten. 
R. der Min. d. Inn. (v. Schuckmann) u. d. Pol. (v. Witrgenftein) 
v. 18. Suni 1819 an die 8. Reg. zu Berlin. — 
Die K. Reg. äußert im Eingange Ihres wegen der von dem juͤdiſchen Glaubensge— 
nofien RN, aus Luͤbeck nachgefuchten Erlaubniß zum einftweiligen Aufenthalt hierſelbſt 


440 Die Verhältniſſe ausländifcher 3. zum Preuß, Staate; 


unterm 10, v. M. erftatteten Berichts, daß eine Umgehung bed Geſetzes v. 11. März 
1812 darin liege, wenn ſich Juden, welche keine ftaatsbürgerlihen Rechte befigen, in der 
Eigenschaft als Fremde hierfelbft aufhalten, von Zeit zu Zeit ihre Aufenthaltskarte er: 
neueren, und auf ſolche Meife fich faktiſch fortdauernd hier befinden, ohne bie Abficht, 
fih in den Preuß. Staaten niederzulaffen, ausdrücklich zu erklären. ° 

Es ift aber ein ganz anderer Fall, wenn gerade das Gegentheil: nämlich ſich nicht in 
ben preußifchen Staaten niederzulaffen, eiklärt wird, und lediglich die Abficht vorhanden 
ift, für eine beftimmte Zeit den Aufenthalt zu einem Zweck hier zu nehmen. 

In folhen Fällen wird der fremde Jude allen andern Fremden gleich geachtet, und es 
dürfte wohl namentlich Hinfichts der hiefigen Univerfität nicht der mindefte Grund vor- 
handen fein, einem fremden Zuden den Aufenthalt während der Zeit der Univerfitäts- 
Studien zu verfagen. 

Sn dem vorliegenden Falle ift bei der erfolgten Erklärung: daß auf die Naturalifa: 
tion gar kein Antrag gerichtet werben folle, eine Umgehung des Gefeges um fo weniger 
denkbar, als felbft die Gewinnung ber Naturalifation für den NN. nit mit Schwie 
rigkeiten verbunden fein würde. 

Die PolizeisBehörde kann übrigens keinen andern Maapftab zur Beſchraͤnkung der 
— le rg Zeit des Aufenthalts eines ſolchen Sndividui haben, ald den Zweck des 

ufenthalts. 

Es ift auch keinesweges die Abficht, das früher beftimmte Verfahren, wonach fremben 
Juden zwar der Aufenthalt hierfelbft, jedody auf eine beftimmte von ihnen felbft anzu: 
gebende Zeit, welcher nöthigen * von ber Polizei-Behoͤrde die gehörigen Schranken 
zu fegen find, geftattet werden fol, aufzuheben; vielmehr ſoll daffelbe ganz auf den vors 
liegenden Kall angewendet werben. 

n die Lehre Fonnte der NN. den NN. allerdings nicht nehmen, und hätte bei ber 
Anzeige des erfteren, daß der NR, fich bei ihm in der Lehre befinde, fofern die Erlaubniß 
der Behörden dazu nicht ertheilt worden, gegen den NN, nach der Vorfchrift des $. 35 
bes Ed. v. 11. März 1812 verfahren werben follen. 

Db dergleichen junge Juden fich bier der Ausbildung oder aber wegen heimlichen Hans 
dels aufhalten, laͤßt fich ehr leicht Eontrolliren, und ift ihnen allenfalls bei der Erlaubniß 
eines beftimmten Aufenthalts, Seitens der Polizei-Behörde, zu eröffnen, daß, fofern 
irgend eine eigene Gefchäfts-Betreibung ftatt finden möchte, fogleich die Erlaubniß zum 
Aufenthalt aufgehoben werben würde, welches legtere inzwifchen unter allen Umftänden 
auch ohne eine foldye Eröffnung gefchehen kann. 

Nach diefen —— wird es bei der Gewaͤhrung des Aufenthalts des NN. auf 
die beſtimmte Zeit von Einem Jahre verbleiben muͤſſen; wenn jedoch das Faktum voll 
ſtändig konſtatirt wird, daß der NN. den NN. ohne vorherige Anzeige und ausdrüd” 
liche oder ftillfhweigenve Genehmigung der Behörde in die Lehre genommen; fo ift die 
Vorfchrift des $. 35 bes Ed. v. 11. März 1812 in Anwendung zu bringen, und auf den 
nachträglich gemachten Antrag nicht weiter einzugehen. (Ann, III. ©. 421.) 

2) Aufenthalt audländifcher Suden zur Erlernung und Aus— 
übung von Handwerken und fonftigen nüglihen Berufsarten. 

a) Refol. des K. Min. ded Inn. (Erfte Abthl. Köhler) an den Zifchler: 
meifter NN. zu NN. Verbot der Annahme junger audländifcher Juden 
zu Lehrlingen. 

Auf den in der Eingabe v. 25. v. M. enthaltenen Antrag des Zifchlermeifters NR,, 
den dortigen Zifchlern zu geftatten, junge Juden aus dem Auslande ald Lehrlinge auf: 
nehmen zu dürfen, Tann nicht eingegangen, Supplifant vielmehr nur auf die einges 
reichte, anbei zurüderfolgende Refolution der K. Reg. zu Gumbinnen v. 24. San. d. J., 


welche, ald den Beftimmungen bes Ed. v. 11. März 1812 $. 34. völlig entfpredhend 


beftätigt wird, zurücdgewiefen werden, (Ann. XIV. Nr. 55.) 


b) R. deffelben Min. v. 25. San. 1832 an die K. Reg. zu Minden. 

Nach den beitehenden allgemeinen Grundfägen, wie ſolche audy im Ed. v. 11. März 
1812 5. 34. ausgefprochen worden, dürfen, wie der König. Reg. auf Ihre Anfrage 
v. 2 d, M. ermwiebert wird, fremde Juden auch als Lehrburfchen nicht angenommen 
werben, 

Die K. Reg. möge daher, wenn auch befagtes Edikt dort nicht gilt, Sich danach 
achten, da die fragliche Stelle wenigftens als allgemeine Vorſchrift für die Adminiftras 
tions Behörden zu betrachten iſt. (Ann. XVI. ©. 210. 

c) R. des Min. d. Ian. (Erfte Abthl. Meding) v. 8. April 1842 an die 
K. Reg. zu Erfurt. 

In Berüdfichtigung der in dem Ber, v. 11. v. M. auseinandergefegten Umftände 


* 
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will bag Minifterium bie Königl, Reg, nad) Ihrem Antrage, hiermit ermächtigen, 
ausländifchen Juden, welche fich in Ihrem Verwaltungsbezirte zu einem beftimmten ers 
laubten Zwecke und auf beftimmte Zeit aufzuhalten beabfichtigen, die Erlaubniß zu 
biefem Aufenthalte, ftatt, wie bisher, von Sabı zu Jahr, gleich für die ganze, von den⸗ 
Telben beftimmt anzugebende Zeit unter den von Ihr im Berichte ausgefprochenen Bes 
dingungen und Borausfegungen zu ertheilen. 


Bericht ber Reg. zu Erfurt. 


In unferm ehrerbietigen Berichte v. 6. April 1838 erlaubten wir uns bie Anfrage, 
ob es für zuläffig zu erachten fei, uns zur Ertheilung der Erlaubniß zu einem vorüber 
gehenden Aufenthalt an ausländifche Juden zu ermächtigen. Ä 

Durd) das verehrlihe R. v. 19, April 1838 wurben wir autorifirt, diefe Erlaubniß 
auf Ein Jahr zu ertheilen, infofern diefelbe von einem Juden zum Zwecke feines Auf: 
enthalts als Fremder in einer Stadt des hiefigen Departements erbeten werden möchte 
nnd nicht nur im Allgemeinen kein polizeiliches Bedenken entgegen ftände, fondern auch 
* — des Antragſtellers, ſo wie deſſen Wiederaufnahme in der Heimath, ge⸗ 

ichert ſei. 

Daß dergleichen Anträge bei uns — häufig angebracht werden, erklärt ſich aus 
der eigenthümlichen Lage des hieſigen, faſt ganz vom Auslande umſchloſſenen Regie— 
rungsbezirks, und es iſt nicht ſelten der Fall, daß auslaͤndiſche jüdiſche Lehrburſchen, 
Handlungs-Kommis ꝛc., welche bei inländiſchen Meiſtern oder Kaufleuten in bie Lehre 
oder Kondition zu treten beabfichtigen, bei uns darauf antragen, ihnen die Erlaubniß, 
ſich in dem biefigen Departement aufhalten zu dürfen, auf zwei, brei und vier Jahre zu 
ertheilen, je nachdem ihr Lehrkontrakt oder. Engagement einen längern ober fürzern 
Zeitraum umfaßt. 

Der oben erwähnten hohen Vorfchrift gemäß, haben wir derartigen Gefuchen, wenn 
fonftige Bedenken nicht obwalteten, bisher immer nur vorläufig auf Ein Jahr befes 
rirt, nach Ablauf diefer Krift aber, wenn das Geſuch erneuert wurde und ben Bittftellern 
von ben Ortspolizeibehörden ein günftiges FKührungsatteft ausgeftellt wurde, bie Er— 
laubniß zum temporairen Aufenthalt in dem unferer Verwaltung anvertrauten Bezirk 
von Jahr zu Jahr prolongitt. 

Nach obigem Grundfag würden wir biefe Erlaubniß nur immer von Jahr zu Jahr 
prolongiren können; da aber dies Verfahren eine unferes Dafürhaltens wenig lohnende 
ge der Schreiberei verurfacht, fo glauben wir ehrerbietigft barauf antragen 

u duͤrfen, 

. uns hochgeneigteft zu autorificen, ausländiſchen Juden, welche ſich zueinem beftimm- 
ten erlaubten Zweck und auf beftimmte Zeit in dem bieffeitigen Departement auf: 
zuhalten beabfichtigen, bie Erlaubniß dazu gleich für bie ganze beftimmt anzugebenbe 
Zeit ertheilen zu bürfen. 

Ein Nachtheil dürfte unferes Erachtens hieraus nicht entftehen, da wir fireng auf bie 
jedesmalige Beibringung von Heimathfcheinen halten und überdies die Erlaubniß nur 
unter der Bedingung ertheilen würben, daß biefelbe zu jeder Zeit widerruflich fei, wenn 
* Inhaber derſelben durch fein Betragen 2c. zu Unzufriedenheit Veranlaſſung geben 

ollte. 

Außerdem würden wir bie Polizeibehörben beſonders inſtruiren, überall auf ſofortige 
Entfernung jener ausländifchen Juden zu dringen, wo das -Dienftverhältnig ober ein 
fonftiges Engagement berfelben ſich vor der beftimmten Zeit, für welche ihnen ber Aufs 
enthalt geftattet ift, auflöft, damit denfelben jede Gelegenheit zur felbftftändigen Nie 
derlaffung oder zum unbefugten Gewerbebetriebe abgefchnitten wird. 

Erfurt, den 11. März 1842. 

(B. M. Bl. 1842. ©. 110.) 

d) Zulaffung von Handmwerkögefellen. 

aa) R. des Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Okt. 1836 an die 

K. Reg. zu Arnöberg. ’ 

Der K. Reg. erwiebere ich auf Ihre Anfrage v. 22.9. M., bie Zulaffung auslän- 
difcher israelitifcher Handwerkögefellen in die dieffeitigen Staaten betreffend, daß auch 
in den neuen Provinzen binfichtliy der Aufnahme ausländifcher jübifcher Handwerks: 
gefellen nad) Analogie des ©. v. 11. März 1812 $. 34. verfahren werden muß, da fonjt 
das Einfchleihen fremder Juden nicht zu vermeiden fein würde. 

(Ann. XX. ©. 833.) 

bb) K. D. v. 14. Oft. 1838. Zulaſſung von jüdifchen Handwerksge⸗ 
fellen aus deutfhen Bundedftaaten, um bei inländifhen Meiftern 
ald Sefellen zu arbeiten. 
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Aus ben in Ihrem Ber, v. 4. v. M. angeführten Gründen, will Sch, nach Ihrem 
Antrage, beftimmen: daß in Zukunft ben jüdifchen Handwerkögefellen aus ben deutſchen 
Bundesfaaten geftattet fein fol, bei inländifchen Meiftern alö Gefellen zu arbeiten, fos 
fern in ihrer Heimath den jüdifhen Handwerkögefellen aus dem Preuß. Staate gleiche 
Befugniffe zugeflanden werden. Ueber diefe Reziprozität haben fie die Befcheinigung 
ihrer heimathlichen Behörde beizubringen, In Beziehung auf ihre Legitimation ift 
lediglich nach den wegen der auswärtigen —— beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften zu verfahren. Damit übrigens mit dieſer Erlaubniß kein Mißbrauch ge— 
trieben und dieſelbe nicht heimlicher Weiſe zu einer Niederlaſſung in den dieſſeitigen 
Staaten, oder zu einem Aufenthalt auf unbeſtimmte Zeit benutzt werde, haben Sie, der 
Min. des J., vorzuſorgen, daß die Konzeſſion auf beſtimmte Zeit, etwa auf 2 bis 3 Jahre, 
ausgeftellt werbe. (G. ©. 1838. ©. 503, A. XXU. 171. — 1. 161.) 


'cc) C. R. ded K. Min. des J. u. d. P. (v. Roch ow) v. 28. Dec. 183 


an ſaͤmmtl. 8. Reg. fomie an dad K. Polizeipräf. zu Berlin. | 

In der X. 8. O. v 14. Oft. d. 3., mittelft welcher den jüdifchen Handwerksgeſellen 
aus deutfchen Bunbesitaaten geſtattet worden ijt, bei inländifchen Meiftern als Gefellen 
zu arbeiten, haben Geine Maj. der König mir bie Pflicht aufgelegt, vorzuforgen, daß 
mit diefer Erlaubniß fein Mißbrauch getrieben, folche nicht zur heimlichen Niederlaffung 
in ben dieffeitigen Staaten oder zu einem Aufenthalte auf unbeftimmte Zeit benugt, und 
——A— die Konzeſſion auf beſtimmte Zeit, etwa auf zwei bis drei Jahre, ausgeſtellt 
werde. 

um nun der A. Abſicht zu entſprechen, verordne ich hiermit Folgendes: 

1) Wenn ein jüdiſcher Handwerksgeſell aus einem der Bundesſtaaten, mit der gehö; 
rigen Legitimation, infonderheit auch wegen der in feiner Heimath gegen preuß. jüdiſche 
Hanbmerkögefellen ſtattſindenden Rezpirozitaͤt, verfehen, in eine ber preuß. Prov. ein: 

ewanbert ift, fo hat die Polizeibehoͤrde desjenigen Ortes, in welchem derſelbe zuerk 

rbeit findet, ihm, :wenn fonft, nadı den allgemeinen Grundfägen wegen des Einmwan 
derns fremder Handwerksgeſellen, kein Bedenken ftattfindet, die Arbeit-im Orte zunählt 
auf ſechs Wochen gu .geftatten. 

Gleichzeitig aber hat diefelbe an die vorgejegte Reg. zu berichten, derſelben bie Logis 
mation.einguräichen, bie Zeit, au welcher der Geſell zuerſt im Inlande in Arbeit getreten 
ift, anzuzeigen, und auf Ausftellung der Konzeffion anzutingen, Sollte vor Ablauf 
obiger 6 Wochen, und ehe die Konzeſſion eingegangen ift, der Gefell den erften Arbeits⸗ 
ort verlaffen, fo fann er auf Vorzeigung eines Atteftes der erjten Ortsobrigkeit für .die 
noch nicht abgelaufene Zeit auch an einem anderen Orte nod angenommen werben. 

2) Die Reg. ftellt fogleich nady Eingang der Anzeige die Konzeffion auf zwei Sabre, 
von Anfange der Arbeit im Inlande gerechnet, aus, jebod unter Dingufügung der Be 
dingung, daß ſolche auch vor Ablauf der gedachten Zeit erlofchen fein, und. der Geſell in 
fein Baterland zuruͤckgewieſen werben folle, wenn er durch fein Betragen bazu Beran: 
laffung gebe. st ynshems 

3) Diefe-auf einem Stempelbogen von 15 Sgr., übrigens ‚aber. fportelfrei, auszufer 
tigende Konzeſſion ift der Orts: Pol. Behörde zur Aushändigung an den Betheiligten zu 
überfenden, weldye gegen Entrichtung des Stempelbetrages, font aber unentgeldlich, zu 
bewirken und im Pafle zu vermerken ift. Hat der Gefell nach $. 1; den erſten Arbeitsort 
immitelft verlaffen, Jo liegt ihm ob, der Obrigkeit deflelben anzuzeigen, wo en wieder 
Arbeit gefunden, damit ber Polizeibehörde bejelben die Konzefjion zur Aushändigung 
Bbeefanbt: werben könne, 

4) Bei jeder Ortöveränberung, fo wie beim Wechfeln des Meifters, hat derſelbe ſich 
bei ber Polizeibehörbe zu melden, und berfelben die Konzeffion zu produfiren, damit auf 
ber Rüdfeite derfelben bemerkt werde, wie lange und bei welchen Meiftern er im Orte 

earbeitet habe, ob diefe mit feiner Aufführung ſowohl, ald mit feiner Brauchbarkeit zu: 
Frieden rer find, und ober fonft zu polizeilichen Rügen Beranlaffung „gegeben * 
oder nicht. 

5) Die Konzeſſion, welche nach beifolgendem Schema auszuſtellen, iſt für alle Regie 
rungsbezirke gultig. | | 

Wenn bie 
Gefell ferner im Lande zu arbeiten beabfichtigt, unter Einreihung derfelben und mit 
Beifügung eines Zeugniſſes über die Aufführung im jegigen Aufenthaltsorte, ber vorge: 
—* Bezirks⸗Regierung die Verlängerung der Konzeſſion auf das dritte Jahr anheim⸗ 
zuſtellen. 

Ergiebt ſich aus den auf der Konzeſſion befindlichen Zeugniſſen, daß der Handwerks: 
geſell ſich gut aufgeführt und als einen brauchbaren Arbeiter. bewährt bat, ſo iſt die 
DBerlängerung, zu deren Bemerkung am Fuße der Konzeflion Plag zu laffen ift, von der 


arin bezeichnete Zeit abgelaufen ift, fo hat bie PHolizeibehörbe, wenn ber | 
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Königl, Regierung zu ertheilen, entgegengefegten Falles aber abzufchlagen, und ber 
Gefel in feine Heimäth zuruͤckzuweiſen. | | 

6) Nach Ablauf der in der Konzeffion und in beren Verlängerung beftimmten Zeit ift 
jedenfalls der Geſell in feine Heimath zuruͤckzuweiſen. 

7) Kein Handwerfömeifter ift berechtigt, einen auswärtigen jübifchen Handwerföges 
fellen, beim erften Eintritt deffelben, ohne die Erlaubniß der Ortsobrigkeit, fpäter ohne 
Produktion der Regierungs:Konzeffion in Arbeit zu nehmen, und verfällt bei ftattfins 
dender Kontravention in eine Polizeiftrafe von 5—10 Thlen. Vernachläſſigung obiger 
Borfriften von Seiten ber Ortsbehörden wird dur Orbnungsftrafe gerügt. 

8) Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle ber Regierung das Polizei:Präfidium, 

Gegenwärtige Verfügung ift durch bie Amtöblätter befannt zu maden. 

(Ann, a. a. O.) | J 

dd) K. O. v. 19. Febr. 1842, mitgetheilt durch Cirk. R. des K. Min. 
d. Inn. u. d. P. (v. Roch ow) v. 9. März 1842. Die K. O. v. 14. Okt. 
1838 findet auch auf Handwerksgeſellen aus Dänemark Anwendung. 

Da nad) Ihrem Berichte v. 80. 9. M. in Meinem Theile des Königreihs Dänemark 
fremde Handmwerfögefellen aus dem Grunde, weil fie Juden find, gefeslich gehindert find, in 
Arbeit zu treten, fo will Sch nach Ihrem Antrage genehmigen, daß aud den jüdifchen 
Handwerksgeſellen aus Dänemark unter den in der DO. v. 14. Okt. 1838 feftgefesten 
Bedingungen geftattet werbe, bei inländifchen Meiftern als-Gefellen zu arbeiten. Gie 
haben diefe Beftimmung durch die Amtsblaͤtter zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminifter », Roch ow u. das Min. 
ber ausw, Ang. , 

3) Aufenthalt ausländifher Juden zur Betreibung ber 
ärztlihen Praxis. Ä 

a) R. der K. Min, der ®.U. u. M. Ang. und des Inn, (v. Altenftein 
u.v. Shudmann) an fämmtl, Reg., v. 11. Nov. 1820. Zulaffung 
audländifcher Juden zur Prarid ald Medizinatperfonen. 

‚am zu verhindern, daß. fremde Tuben zur Praxis als Mebizinalperfonen innerhalb 
ber Preuß. Staaten approbiret werben, bevor fie dad Staatsbuͤrgerrecht erworben has 
ben, finden fich die unterzeichneten Min. veranlaft, die K. Reg. zu beauftragen: ben: 
jenigen ausländifchen Juden, welche fich künftig zu den Prüfungen für Medizinalperfonen 
bei ihr melden follten — fofort anzufündigen, daß ihre Approbation in ber Folge nur nach 
geführtem Nachweiſe, daß fie das Staatsbürgerrecht erlangt haben, erfolgen könne, und 
eö ift demgemäß von der von der K. Reg. aud) die Approbation bei dem Min. nicht eher 
in Antrag zu bringen, als bis diefer Nachweis geführt worden, fobann aber die daruͤber 
fprehende Beſcheinigung den einzureichenden Verhandlungen beizulegen. Was hier: 
nächſt die inländifchen Juden anbetrifft, fo haben fänmtl. 8. Reg. in denjenigen Pro⸗ 
vinzen in denen das Ed. v. 11. März 1812 bereits Gefegestraft hat — bahin zu fehen, 
daß diefelben auch wenn fie die Approbation bereits erhalten haben follten — zur Praris 
in ihrem Departement doch nicht eher verjtattet werden, als bis fie fich zugleich über 
das erlangte Staatsblirgerredjt ausgewiefen haben. j 

(Ann. IV. ©. 890.) ö 

b) Bergl. oben das Cirk. R. des Min. d. G. U. u: M. Ang. an ſämmil. 
K. Reg. v. 8. Dt. 1836. (Ann. X. ©. 1035.) . 

ec) Publif. des K. Min. des Inn. (v. Shudmann) v. 15. Nov, 
1822.  Zulaffung der Juden zu ärztlicher Praris. 

Um der irrigen Meinung zu begegnen, als fei denjenigen ausländifhen Zuben, weldye 
als Doktoren der Arznei oder WundarzneisKunde die geordneten Staatöprüfungen 
beftanden haben, die Approbation als praktiſche Aerzte oder Wundärzte und mit dieſer 
zugleich die Befugniß, innerhalb der. Preuß. Staaten aller Orten bie Praris auszuüben, 
nicht weiter zu verfagen, wird hierdurch befannt gemadht: daß bergleihen Juden der 
vollftändigen Genügung aller übrigen Erforderniffe ungeachtet, die Approbation Behufs 
Ausübung der Praxis innerhalb der Preuß. Staaten in keinem Fall eher ertheitt wers 
ben fann, als bis ihnen, in ihrer Eigenschaft ald Ausländern jüdifhen Glaubens, zuvor 
die Aufnahme in den Preuß. Unterthanen:Verband, und fofern fie fich innerhalb der: 
jenigen Provinzen, wo das Allerh. Ed. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Vers 
bältniffe ver Zuden in Kraft befteht, niederzulaſſen beabfichtigen, zufolge der Beſtim⸗ 
mungen in ben $$: 31 und 32 diefes Ed. das Preuß. Staatsbürgerrecht zugeftanden 


worben ift. 
Die fi in dem angezeigten Kalle befindenden Individuen werben daher wohl thun, 
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die Aufnahme in ben Preuß. Unterthanens Verband, ober aber das Staatsbürgerrecht 
nachzuſuchen, bevor fie, um die Approbation als praktifche Aerzte oder Wundärzte zu 
erlangen, ſich den Staatsprüfungen unterwerfen, weil fie außerdem durch die Approba: 
tion zur Paris in den Königl. Staaten keinesweges befugt werden, 

(Ann VI, S. 902.) 

4) Zulafjung ausländifcher jüdiſcher Schullehrer. 

a) N. des K. Min d. Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 1. Okt. 1824 an 
die K. Reg. zu Erfurt. 

Da, wie der K. Reg. in Beicheidung auf den Bericht v. 6. v. M. eröffnet wird, aus: 
Yändifchen Zuden die Xufnahme in die Preuß. Staaten als Schullehrer eben fo wenig, 
als in einer anderen Eigenfchaft zugeftanden werben Kann, fo wird bie K. Reg. wohl 
thun, zu den Seitens der K. Min. der Geiftl. 2c. Ang. unterm 15. Juni e. verorbneten 
Prüfungen überall nur folhe Juden zuzulaffen, welche zum bleibenden Aufenthalte im 
Lande an und für fich berechtigt find. (Ann. VII, S. 1101.) 

b) R. deffelben K. Min. v. 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 23. v. M. 

betreffend die Zulaffung fremder Zuden zu Schullehrerftellen, 
ber besfalld, in Gemeinfhaft mit dem K. Min. der Geiftl. ꝛc. Ang., an die Reg. zu 
Bromberg erlaffene Befcheid v. 26. März ec. hierneben abfchriftlich mitgetheilt, um Sid) 
nach deffen Inhalt gleichmäßig zu achten. 

Daß dergleichen Juden neben dem Schullehrer-Gefchäfte weder Handel, noch fonft ein 
bürgerlicyes Gewerbe treiben dürfen, verfteht fich übrigens von felbft, und entſpricht 
dies auch ber Abficht des unterzeichneten Miniſterii bei dem Erlaffe des beregten 
Beſcheides sc. (Ann, IX, ©, 394.) 


IV. - 
Aufenthalt ausländifcher Juden im Lande zum Zweck bes 


Befuhesvon Badeorten. 


NR. deffelben K. Min. v. 30. Oft. 1829 an die K. Reg. zu Breslau. 
Berfahren gegen fremde zum Befuche inländifcher Bäder in's Land kom: 
menden Juden. 

Gegen folche fremde Juden, welche ohne die gehörigen Unterhaltungsmittel zum Be: 
fuche der inländifchen Bäder über die Gränze kommen, können, wie ber K. Reg. auf den 
Bericht v. 14. d. M. zu vernehmen gegeben wird, keine weiteren Maßregeln ergriffen 
werben, als gegen ausländifche Chriften unter gieichen Verhältniſſen. Hiernach bleibt 
der K. Reg. das Weitere zu verfügen anheimgeftellt, 

(Ann, XII. 9.4. Nr. 52.) 


Dritter Abſchnitt. 


Abgaben ruffifh-polnifcher Juden in den Provinzen Preußen 
und Poſen. 


Der Juden Geleitzoll, welcher ald ein Ueberreft ded Mittelalters 
auch in Preußen längft abgefchafft worden !), hatte nur, ald Retorfion 
Mapregel gegen Rußland, in den öftlichen Provinzen fortbeftanden. und ald 
legterer Staat durch eine V. v. 26. Nov. 1822 denfelben für eine fort: 
dauernde Abgabe erklärt, wurde diefelbe duch die K. O. v. 11. Sept. 
1823 für die Provinzen Preußen und Pofen von Neuem regulitt. 


Die hierüber ergangenen V. beftimmen: 


1) KR. O. v. 11. Sept. 1823, mitgetheilt durch MR. der Min. des Inn. 


u. d. P. (o. Shudmann) und der Fin. (v. Klewitz) v. 16.Nov. 1823. 
„Da in dem Königreiche Polen durch eine V. v. 26. Nov. 1822 der Judengeleits zoll 
für eine fortbauernde Abgabe erklärt, und jeder fremde Zube, ohne Rüdficht auf Alter, 
Stand und Gefhleht für einen 30tägigen Aufenthalt im Lande einer Abgabe von 


F) Vergl. bie allg. hiſtor, Einleitung. 
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15 Floren polniſch (24 Rthlr.) unterworfen ift, dadurch alfo die Ausſicht auf eine Vers 
einigung zur gegenfeitigen Abjchaffung diefer Abgabe ſich entfernt hat, fo fol bie Leg: 
tere auch difjeits erwiederungsweiſe noch fortbeftehen, jebody mit K. Allerh. Genehmis 
gung v. 11. Sept. d. 3. in ber Verfahrungsweiſe eine Abänderung, und zwar vom 
1. San. 1824 an, in folgender Art Statt finden: 
_ ‚Der Geleitsabgabe bleibt jeder Jude aus dem Königreich Polen ‚der in die Provinzen 
Preußen und Pofen kommt, unterworfen, und zwar ohne Rückſicht auf Alter, Ge: 
ſchlecht, Stand und Geſchaͤfte. Binnen der Friſt, wo er feinen Reiſepaß vifiren zu laf- 
fen gehalten ift, muß er auch den Geleitfchein Löfen. 

‚ Es wird derfelbe auf einem Stempelbogen von 2 Rthlr. 15 Sgr. ertheilt, wie ihn 
—— ee — 

ie Ausfüllung und Aushaͤndigung gegen Erlegung der Stempelabgabe geſchieht von 

ben zur Prüfung und Viſirung der Reiſepaͤſſe authoriſirten Behdiben. serien 

Der Schein gilt nur längftens 30 Tage, und muß bei einem nad) Verlauf diefer Zeit 
noch ftattfindenden Aufenthalte in den Provinzen Preußen und Pofen ein neuer Schein 
ertrabirt werben. 

Zuden, welche ed unterlaffen, den Geleitöfchein gehörig, und nach Ablauf deffelben 
einen neuen zu löfen, werden um ben vierfachen Betrag der Gefälle, alfo mit 10 Thlr. 
beftraft, wie es das allgemeine L. R, bei beabfichtigten Verkürzungen der vom Staate 
— Gefälle beſtimmt. 

en Behoͤrden iſt die vollſtaͤndige Ausfüllung des Scheins, wie ſolche aus dem For⸗ 
mular (Anlage a.) erſichtlich iſt, zur genaueſten Pflicht zu machen, und mit dem Ans 
kauf und der Ausgabe der Geleitsſcheine wird Seitens der Polizeibehörden es eben ſo ge⸗ 
halten, wie es mit den Paßformularen geſchieht. Die gedachten Behoͤrden beziehen 
übrigens die Formulare zu den Geleitsſcheinen gegen baare Bezahlung, wie jedes an⸗ 
dere Stempelpapier, von den Special:Debitöftellen. | 

Das Haupt:Stempel-Magazin wird die Hauptämter des dortigen Regierungsbezirks 
mit den nöthigen Formularen ‚verfehen, welche fie gleich den übrigen Stempel-Mates 
rialien zu berechnen, und davon an die Special-Debitöftellen zu verfenden haben. 

Die Behörden find verpflichtet, bei Viſirung der Päffe die Entrichtung des Geleite- 
Stempels zu kontrolliren, und bürfen keinen Paß eines im Königreich Polen wohnhafs 
ten Zuden vifiren, ohne zugleid) den Geleitsfchein zu ertheilen, oder wenn ber Zube be: 
reits damit verfehen ift, auch den legtern zu viſiren. 

Die Steuer:Beamten haben ebenfalls, fo viel es ihrerfeits geſchehen kann, mit dars 
auf zu achten, daß jene Abgabe nicht umgangen werde. 

a, 
Geleitsfhein auf 30 Tage und weniger gültig. 

Inhaber des hier angefiegelten Reifepafles (Name) wohnhaft zu (Wohnort), welcher 
am (Tag und Datum mit Buchſtaben) über (Eingangdort) in die Provinz gekommen 
ift, kann fich hierauf bis zum (auf 30 Tage nad) dem Eintritt ind Land, oder bei Vers 
längerung nad) Ablauf des vorigen Scheins auszufüllen) in den Provinzen Preußen, 
Weltpreußen und Pofen aufhalten, muß aber aud) überall den Vorſchriften nachkommen, 
wozu das Paßgeſetz und andere allgemeine Beſtimmungen Ausländer, welche ſich im 
Preußiſchen Staate aufhalten, verpflichten. 

Gegeben (Ort, Tag, Jahreszahl, Beides mit Buchſtaben). 

(Firma und Siegel ber Behörde.) 
(Ann. VII, ©. 893.) 


2) R. der K. Min, ded Handeld (v. Bülom) bed Inn. (v. Schuck⸗ 
mann) u. der Fin. (v. Klewitz) v.3. März 1823 an die K. Reg. zu Danzig. 
Die von der K. Reg. zu Poſen abſchriftlich mitgetheilte Antwort der K. Reg. dv. 
5. Dec. v. 3., die Erhebung des Judengeleits betreffend, giebt Beranlaffung berfelben 
zu eröffnen, daß durch das ©. v. 26. Mai 1818 in der Verfaflung jener Abgabe nichts 
eändert ift, da diefes G. nur von objektiven, nicht von perfönlidyen Abgaben handelt, 
u den Iesteren gehört das Zudengeleit, und daß deſſen Erhebung den Steuerbehörben 
mit übertragen worden, ändert in feiner Hinficht die Natur der Abgabe. 
(Ann. VII, ©. 53.) 

3) Das Cirk. R. der K. Min. ded Inn. u. d. P., (v. Shudm ann) fo 
wie der Fin. (v. Klewig) v. 16. Nov. 1823 an die betr. K. Reg. verfügt 
wie die sub Nr. 1. gegebene K. D. (Ann. VII, S. 798.) 

4)R. derfelben K. Min. an die K. Reg. zu Königeberg v. 21. Febr. 
1829. Formulare zu den Geleitöfcheinen für Polnifche Juden. 

Die Polizei:Vehörden Können die Formulare zu ben Geleitöfcheinen für die Juden 
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dus dem Konigreiche Polen, bei den für die Stempelverwaltung angeordneten Spezial⸗ 
Debitöftellen zu jeder Zeit einzeln erhalten. Es it daher auf den Antrag v. 16. v. M. 
diefen Behörden jener Auslagen wegen eine Zantieme von den Gebühren für bie Ge⸗ 
leitsſcheine zu bewilligen, nicht einzugehen. 

(Ann, VIII. 9.1. Nr. 33.) 


5. R. berfelben K. Min. an die 8. Reg. zu Gumbinnen, v. 10: Mär 
1824. Quden:Geleitdabgabe und das Verfahren gegen Beiteljudan. 

Durdy Umwandlung bes bisherigen Tubengeleitszolfes in eine Stempelabgabe find, 
wie ber K. Reg. auf den Ber, v. 29. Ian. c. eriwiebert wird, bie beitehenden polizeili⸗ 
Sn em wegen ber Betteljuden und Wagabonden nidt aufgehöben und 
mobifizirt. 

Die wegen Umgehung jener Stempelabgabe zu erlegenden Strafgelder find; wie alle 
andere Strafgelder in Stempelfachen zu verrechnen, 

(An. VIE 6. 1. Nr. 31.) 


6) R. derfelben K. Min. an die K. Reg. zu Danzig, v. 71. März 18%. 

In der, der K. Reg. unterm 6. v. M. mitgetheilten Verf. v. 16, Nov. v. 3. iſt aus 
druͤcklich angeordnet, daß nur die Juden aus dem Königveiche Polen der. neuen Stem⸗ 
pelabgabe, durdy Löfung von geftempelten Geleitsfcheinen unterworfen find, 

Mit Beziehung hierauf muß daher die unterm 8, d. M. vorgelegte Frage: ob aud 
Juden aus anderen Staaten, welche in die Provinzen Preußen und Pofen eintreten, 
jener Abgabe zu unterwerfen wären, um fo mehr perneint werden, als es fich bei felbi- 
ger nur darum handelt, die im Polen gegen die fremden Juden angeorbneten Maafre: 
geln zu erwiebern. (Ann, VIII. ©. 58.) 


7) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Shudmann) fo wie der Fin, 
v. 18. uni 1824, an die K. Reg. zu Königsberg in Priuß., deffekben 
Inhalts. | Ä 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 15; v. M., die in den K. Staaten herumftreifenben 
polniſchen Juden betr., wird derfelben eröffnet: daß Ihr Antrag, ber durch das R. v. 
16. Nov. 9; I. beftimmten Defraudationgfirafe der Entrichtung einer vierſachen Ge 
leitgabgabe, körperliche Zuͤchtigung zu fubftituiren, nad) der Natur der Sache nicht zu: 
laͤßig ſcheint. Um den Eindringen ermwerblofer polnifcher Zuden in die K. Staaten zu 
fteuern, bleibt folglich nur übrig, die polizeiliche Auffiht nad Möglichkeit zu verfchär 
fen, und mit denjenigen Juden, welche fidy verbotswidrig betreffen laffen, nad) ber 
Strenge des ©. zu verfahren. (Ann. VIII. 535.) 


8) Erf. R. derfelben K. Min. an die K. Reg. zu Königäberg, Gum. 
binnen, Marienmwerder, Pofen und Bromberg, v. 11. San. 1826, 

Die unterm 16, Nov. 1823 ‚gegebene Vorfchrift, wegen Erhebung des Zubenge 
leites, wird dahin erweitert, baß jeder, aus dem Königreiche Polen nach Preußen oder dem 
Srofherzogthume Pofen, fei es unmittelbar Über die Landesgränge diefer Provinzen, 
oder nad) vorheriger Berührung anderer Provinzen des Staats, kommende Zube gehals 


ten ift, ſich bei der erften Poligeibehörde zu melden, und ben Geleitöfchein zu löſen. 
(Ann. %. ©. 109.) 


9) Eirt. R. des K. Min. des Inn. u. d. P. (Köhler) v. 25. Ian. 1831 
an. die K. Reg. zu Königsberg, Sumbinnen, Bromberg und Pofen. 

Bon bes Herrn Finanz⸗Min. Exc. iſt unterm 19. d, M. wegen der von: polnifchen 
Juden zu erhebenden Geleitsabgabe dasjenige an die ProvinzialsSteuer:Divektionen zu 
Königsberg, Danzig und Pofen erlaffen worden, was ber K. Reg. beifommend in Ab 
fchrift zur Nachricht mitgetheilt wird, (Anl. a.) r 


a. 

Mehrere zeither eingegangene Worftellungen laſſen vermuthen, daß bie am 36. Zuli 
v. 3. ergangene Verf. zur Verhuͤtung des Einfchleichens polnifcher Suden in einen wei: 
tern Umfange, als beabfichtigt worden, ausgeführt wird. Es iſt durch jene Verfügun 
sicht bezweckt, in der Dauer ber den polnifchen Zuben obfervanzmäßig geftatteten, Hi 
eines geleitsabgabenfreien Aufenthalts im Lande etwas zu ändern, auch nicht beabſich— 
tigt, diejenigen polnifchen Juden, weldye ohne fteuerpflichtige Waaren ins Land kom⸗ 
men an den Eingang über ein Zollamt zu. binden, wie folhes überall man für ſteuer⸗ 
pflichtige ne — ee iſt. — 

um daher etwanige fernere ifel zu beſcitigen, und ein gleichmäßiges Verfahren 
einzufuͤhren, wird, im Einverſtaͤndniß mit dem 8 Minikerio des ar Erg 
Polizei beftimmt: j 
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1) Der Eingang über die Gränze fteht dem polnifchen Zuden, der Keine fteuerpflich- 
tigen Gegenftände mit fidy führt, eben fo wie jedem Andern auf jedem polizeilich 
erlaubten Wege frei, weshalb derfelbe an keine Zollftraße gebunden ift. 

2) Sobald aber derfelbe die Gränze Üüberfchritten hat, muß er fich direkt nach einem 
Bollamt begeben, um die Geleitsabgabe zu zahlen, ober refp. zu deponiren, 

3) Verläßt der polnifche Zube das Land Über das nämliche Zollamt binnen acht und 
Par Stunden nad) der Gränzüberfhreitung, fo kann er das Depofitum zurück⸗ 
ordern: 

4) Den Hauptzollämtern wird geftattet, ſich mit bekannten, in den polnifchen 
Gränzorten angefeffenen Zuden, wenn fie dieß wünfchen follten, über ein Pauſch⸗ 
Quantum von fünf Thalern für das ganze Jahr wegen des Geleits zu einigen. 

Ew. Hochw. wollen hiernad das Weitere verfügen, und bie Beftimmungen zu 

eins, zwei und drei durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

Berlin, den 19. Sanuar 1831. Der Finanz. Minifter, Maaßen. 


An 
bie Königl. Provinzial-Steuer-Direktoren 
Hrn. v. Landmann in Königsberg, 
en. Mauve in Danzig, 
rn. Löffler in Pofen. 

(Ann. XV, ©, 21.) i 

10) R. der K. Min. der Fin. (Maafen) fo wie des Inn. u. d. P. 
(v. Brenn) v. 26. Oft. 1831 an das K. Polizeipräfidium zu Berlin. 

Auf die Anfrage v. 12. Aug. c., das Jubengeleit betreffend, wird dem K. Polizeis 
oem eröffnet, daß, da die Allerh. KR. O. v. 11. Sept: 1823 das Jubdengeleit nur 
‚ für die beiden Provinzen Preußen und Pofen vorfchreibt, von einer Erhebung deſſelben 
‚ oder hierin einer andern Provinz die Rede nicht fein ann, 

Eripirirt daher die I0tägige Frift eines vergeleiteten Juden hier in Berlin, und es 
mwaltet fonft kein poligeiliches Bedenken ob, ihm einen längern Aufenthalt hierzu geftat: 
: ten, fo bleibt derfelbe von einer abermaligen Erlegung bes Geleitgeldes hier frei, unter: 
liegt derfelbe aber auf feiner Rückkehr, falls er feinen Weg durch eine der erft genannten 
‘Provinzen nimmt. 
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Erſte Abtbeilung. 


Die Gefeggebungen, nach, welchen die civil- und criminalrechtlichen 
Berhältniffe der Juden in den einzelnen Landeötheilen zu beurtheilen, 


Erfter Abſchnitt. 
Die früheren Berhältniffe. 
2. : 7 — das rechtl. Verhaͤltniß der Juden in den Preuß. Staaten. Annal. Bd. 22. 


Kaifer, de autonomia’ Judaeorum Giss. 1737. 
Bald, Beiträge gum deutfchen Recht. Th; EV. ©, 105, 


Beffel, über das bürgerliche Recht der Juden in Deutfchland nach gemeinem beuts 


(ben — im rheiniſchen Muſeum für Jurisprudenz. Jahrg. III. S. 433 flg. 

onn 

Entwurf der bürgerlichen Geſetze der Juden nach Anleitung der heiligen Schrift. Kos 
penhagen und Leipzig 1769. 

Ritualgefege der Suden, betreffend Erbſchaften, Vormundſchaftsſachen, Teſtamente 
und Eheſachen, in foweit fie das Mein und Dein angehen. Entworfen von dem 
Verfaſſer der philofophifchen Schriften, auf Veranlaffung und unter Aufſicht R. Bir: 
ſchel Levin, Oberrabiners zu Berlin 1778, Ei. 8, (von Mofes Mendelsfohn.) 

Mittermeier, Grundfäge des gem. deutfch, Privatredyts 1824. $, 108. 

Eichhorn, deutiches Privatrecht $. 82. 

Bereis in der allgemeinen hiftorifchen Einleitung‘ wurde gezeigt, daß die 
Juden im’ römifchen Reiche t) ihre privafrechtlichen Streitigkeiten, welche fie 
unter fich hatten, nach ihrem nationellen Rechte von den Rabbinern ents 
ſcheiden ließen, deren Entfcheidungen die Staatögewalt vollftredte. Dage— 
gen fand in jeder anderen Beziehung im vierten Jahrhunderte bereits das 
römiſche Recht ald gemeined Recht auf fie Anwendung ?). Auch in Deutſch⸗ 
land wurde gemeinhin angenommen, daß diefelben nicht nur in. Geremo: 
nial- und: fonftigen kirchlichen Angelegenheiten, fonderm:aud in Dotal» und 
Ehefachen, in leßteren mit Beobachtung der Prohibitivgeſetze, ferner in 
Teſtaments⸗ und Erbfchaftd: Angelegenheiten, ſo wie in aller Givilvecht3: 
flreitigkeiten der Juden mit Juden, nad) ihrem eigenen Rechte zu beurthei- 
Ien2); Die Anfichten des Fanonifchen Rechtes: waren gleichfalls der Gültig: 
keit jüdiſcher Rechtsgebräuche nicht: entgegen“). 


2). Constir7i-8. 15; Cod. de Judaeis: 
2):1..8; love cit. 
Bergl. bie vielen Beläge bei Beſſel a. a. O. & 450 fig: 
+) Tit. decretal. de Jud, cap. 8. X. de divort. cap. 4. X. de consang et affin. 
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Letztere gründen fich nun theild auf dad fchriftliche, theild auf dad münd- 
liche Gefeß. Erfteres ift in den fünf Büchern Mofes enthalten. Das münd» 
liche befteht theild in weiteren, durch Tradition überlieferten Beflimmungen 
Moſis, theild in Satzungen der Propheten und Weifen der Nation, welde 
zuerft im zweiten Jahrhunderte nach Chriſti Geburt in ſechs Büchern von 
dem Rabbi Jehada Dannafie zufammengetragen wurden, Die unter 
tem Namen Miſchnah befannt find. Ebenfo bildete ſich im dritten Sahrs 
hunderte die Jeruſalemiſche Gemara und zweihundert Jahre Später die Ba 
bylonifche Gemara. Die Mifchnah und die Gemara bilden den Zalmud. Im 
12ten und 16ten Jahrhunderte erfchienen Bearbeitungen diefer Sammlun- 
gen, die dad ganze bürgerliche Recht umfaffen, vondenen die legte unter dem 
Namen Sfulhan Aruch noch jetzt gebräuchlich ift ?); aus legterem ift insbe: 
fonderedie Bearbeitung von Moſes Mendels ſohn gesogen ?). Diefe war 
für den Preußiſchen Richter lange Zeit ein nothwendiges Hülfsbuch, da den 
Rabbinern die Jurisdiktion fchon durch ein R. v. 2. Febr. 1700 entzogen 
war?), dagegen dem ordentlichen Richter: vorgefchrieben, in Succeffions 
und anderen dergleichen Fällen, welche in den jüdischen Ritus einfchlagen, 
nad jüdifchen Rechten zu erfennen®). Es bezog ſich dies befonders auf Ehe, 
Bormundfchaft und Succeſſionsfälles). 

Ausdrücklich wurde jedoch den ſchutzoerwandten Juden geftattet, fich gäny 
lich den Ritualgefegen durch eine Erklärung vor dem perfönlichen Richter 


zu entziehen und dem gemeinen Land»Rechte zu unterwerfen. Es beflimm: 


ten hierüber: 

1) Die K. O. v. 17. Zuli 18046), mitgetheilt durch das R.v. 21. Juli 1804. 
Schutzverwandte Juden können fi den Ritual-Gefegen entziehen, und ſich 
den Borfchriften des Landrechts unterwerfen. 


Mein lieber Großkanzler von Goldbeck! Auf Eure Anfrage vom 13.d,. ertheile ih 
Eudy zum Befcheid, daß unbedenklich jedem fchusverwandten Juden, wenn er darauf 
anträgt, ſich ohne Ausnahme den Ritual-Gefegen entziehen zu wollen, und dagegen den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts zu unterwerfen, foldhes zu geftatten. (N, C. C. 
Tom, XI. S. 2635, N. X. IV. ©, 84. Mathis I. ©. 49. Rabe VIII, &, 127.) 


2) R.v. 18. Aug. 1804, 


Aur Eure Anfrage v. 2. d. M. darüber: ob, wenn ein ſchutzverwandtet Jude barauf 
anträgt, fi ohne Ausnahme den Ritualgefegen entziehen, und dagegen den Vorſchriften 
des X. L. R. unterwerfen zu wollen, dieſe Erklärung bei dem ſoro feines perfönlichen 
Gerichtöftandes geihehen, und demnächſt zur Wiffenfchaft des Publici gebracht werden 
müffe, lajjen wir Euch zur Refolution ertheilen, wie es der Öffentlichen Bekanntmachung 
diefes Antrags, welcher in deſſen perfönlihen Gerichtsſtande anzubringen ift, nicht 
bebürfe, (N. A. IV. ©. 85. Rabe VIII, ©, 157.) 


N Einjeitung zu Mendelfohns Ritualgefesen S. 1—16. 
2) a. a. O. ©. IX, 
3) 2 II. Abth. I. S, 690. und Gem. Priv. v. 17. April 1750. $. 31. f. oben 


*) a. O. 5. 32. und Gen. Juden-Regl. für Süd: und Neu Oſt-Preußen v. 
17. April 1797, c. 4, $. 3. Oben S. 290, . 

Bergl. hierüber Abth. Il die einzelnen betr. Abfchnitte. 

) Es bemerken die Grgänzungen der Preuß. Rechtsbuͤcher — zum L. R. 
Publ. Pat. $. 1., — daß diefe Beftimmungen noch nicht, antiquiet, fondern 3. B. 
im Kottbuffer Kreife und in Beziehung auf die Juden in ben alten Provinzen 
noch Gültigkeit haben, welche nicht Staatsbürger find. Allein dies ift in fofern 
ein Irrthum, als in den alten Provinzen alle Zuben Staatsbürger find. Die 
8. O. v. 17, Juli 1804 hat im Uebrigen lediglich das aufgehobene Gen. Zubdens 
u 17. April 4750 vor Augen, wie ſich aus dem R, v. 5. Märk 1806 
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3) R. 0.5. März 1806. Auslegung ber vorerwähnten. K. O. 


Auf den Ber. v. 20. Kebr. c., bie Beicheidung bes dortigen Schugjuben N. N. über 
den rechten Sinn des Ed. v. 17. Juli 1804, wegen Aufhebung der jübifchen Rituals 
Gefege betreffend, geben Wir Euch Koigendes zu erkennen: 

Daß revidirte Gen. Priv. für die Judenſchaft v. 17. April 1750 unterfcheidet $. 30 
und 31 die mit dem Bekenntniß der jüdifchen Religion verbundenen Geremonien unb 
Gebräuche, desgleichen ihre Religions: und Kirchenfachen, weshalb es ihnen den nadı: 
druͤcklichſten Schus zufichert, von den Sachen, in welchen Juden mit Zuben zu thun has 
ben, und die in ihren ritus einichlagen, ala ı on ihren Ehepakten, der Gültigkeit derfelben 
bei entftehendem Konkurfe, von ber bei ihnen eintretenden Erbfolge und feget feft, daß 
folhe blos nach mofaifchen Geſetzen entfchieden werben follen. Daß in ver K. O. v. 
17. Zuli 1804, welche einem jeden. fhusverwandten Juden geftattet, fich den Ritual: 
Geſetzen zu entziehen, nur von diefer letzten Art der Ritual-Geſetze bie Rebe ift und fein 
fann, verfteht ſich hiernach um fo mehr von felbft, als fonft die ihnen zugleich geftattete 
Erlaubniß, ſich dagegen den Vorfchriften des’ A. L. R. zu unterwerfen, offenbar ganz 
zwecklos fein, überhaupt aud) der Ertheilung diefer Erlaubniß es auf diefen Kall an allen 
binreihenden Gründen fehlen würde, da der Uebertritt eincs Juden zur hriftlichen Reli: 
gion nirgends unterfagt ift. 

Hiernah habt Ihr alfo den dortigen Magiftrat zu befcheiden, und demgemäß ben 
RR, zu belehren, _ | 

(N, ©. C. Tom. XII, ©. 67, Mathis IX. ©. 459. Rabe VIII, 487.) 


Zweiter Abfchnitt. 


Die gegenwärtigen Verhältniſſe. 


Zur Zeit find in Beziehung auf die Gefeße, nach welchen die privat» und 
criminalrechtlichen Werhältniffe zu entfcheiden, zunächſt die alten Pro: 
vinzen von den neu und wieder erworbenen zu unterfcheiden. 

I. Für die alten Provinzen beftimmen die 68. 20. bis 30. bes Ed. v. 
11. März 1812 im Wefentlichen, daß die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
Juden nach eben denfelben Gefegen zu beurtheilen, welche andern Preußi: 
hen Staatöbürgern zur NRichtfchnur dienen, Ausnahmen aber bei ſolchen 
Handlungen und Geſchäften ftattfinden, welche wegen Verſchiedenheit der 
Religionsbegriffe und ded Kultus an beſondere gefeliche Beflimmungen 
und Formen nothwendig gebunden find 1), Es wird in letzterer Beziehung 


1) Hierzu bemerkt bad R. v. 15. Dec. 1820. 
1. Das G. v. 11. März 1812 verordnet $. 20 und 21 gang unzweideutig: 
„daß die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden, nach eben denfelben Geſetzen bes 
— werden ſollen, welche anderen Preuß. Unterthanen zur Richtſchnur dienen, 
un 
„daß Ausnahmen hiervon nur bei ſolchen Handlungen und Geſchaͤften ftattfin- 
den, welche wegen Verfchiedenheit ber Neligionsbegriffe und des Kultus an beſon⸗ 
dere gefegliche Beftimmungen und Kormen nothwendig gebunden find.” 
Wo das gedachte &. die bei diefen Ausnahmen zu beobachtenden Kormen (mie 
z. B. $. 22—27 gefchehen ift) fpeziell vorfchreibt, hat es dabei fein Bewenden. 
In fofern aber ſoſche darin nicht ausdrücklich beftimmt, und nichts defto weniger 
nad) jübifhem Kultus und Religionsbegriffe gefenlich nothwendig find, ift es 
nicht die Abficht des Geſetzgebers gewefen, darin einzugreifen. Jedoch verfteht es 
fi von felbit, daß jene Nothwendigkeit durch ein anerfanntes ©. im Ju: 
denthum feitftehen muß, fo wie es auch dabei feinem Zweifel unterliegt, daß 
die Beurtheilung der — Verhältniſſe der Juden vor dem Civilrich— 
ter dadurch keiner mehreren Beſchraͤnkung, als die Privatverhältniſſe aller uͤbri⸗ 
gen Unterthanen ausgeſetzt werden dürfen. 
Hieraus folgt denn zugleich, daß die von cinem Juden nachgeſuchte und erhal⸗ 
tene Ehediöpenfation von dem Givilrichter, — unbefchadet ihrer Beurtheilung 
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auf die Vorfchriften ded 2, R. und der G. O. rückfichtlich der Eidesleiſtun⸗ 
gen, der Zeugniffe in Eriminalfachen, der Präfentation der Wechſel am 
Sabbatb, der ehelihen Werhäftniffe verwiefen und insbeſondere noch 
beftimmt, daß in Abficht des Gerichtsſtandes und der damit verbundenen 
vormundfchaftlihen Verwaltung ebenfalld zwifchen Chriften und Juden 
kein Unterfchied ftattfinde und Rabbiner und Juden-Aelteſten weber eine 
Gerichtöbarkeit, noch eine vormundfchaftliche Einleitung und Direktion ſich 
anmaßen bürfen. 

II. Sn die neuen und wieber erworbenen Provinzen wurde 

A. zum bei weiten größten Theile das U. 2. R. und die A. ©. O. wie 
ber oder neu eingeführt. Es geſchah dies 

1) durch Patent v. 9. Sept. 1814, v. 1. Ian. 1815 ab in die getrennt 
gewefenen und wieder vereinigten Provinzen und in die dabei ober inner 
halb derfelben belegenen neu erworbenen Gebietet), Es find dies die Alt: 
marf, dad Herzogtum Magdeburg mitdem Saattreife, das Für: 
ſtenthum Halberftadt, die Grafihaften Hobenftein, Mansfeld umd 
MWernigerode, das vormalige Stift Durblinburg, dad Fürſten— 
tbum Eichöfeld und deſſen Dependenzen, Stadt und Gebiet Erfurt, 
die Städte Mühlhaufen und Nordhaufen, die Fürftenthümer Min 
den, Münfter und Paderborn, bie Sroffchaften Mark, Raven 
berg, Tecklenburg und die obere Grafſchaft Lingen, die Herzogtbümer 
Cleve und Geldern, dad Füftentbum Moers, die Grafſchaften Effen 
und Werden und das vormalige Stift Elten?). 


2) Durdy Patent v. 9. Nov. 1816 in den Kulm und Michelauer Kreis 
und die Stadt horn mit ihrem Gebiete>). 

3) Durd Patent v. 9. Nov. 1816 im Großberzogthume Pofen Y. In 
diefem ftellte demnächft dad G. v. 1, Juni 1833 in den 65. 20 und 27 die 
Suden in Betreff der Ritunlgefeße ganz auf den Standpunft der Suden in 
den alten Provinzen. 

4) Durch Berf. v. 24. März 1814 in Danzig und deſſen Gebiet5). 

5) Durch Pat. v. 15. Nov, 1816, v. 1. Mai 1817 in ben ehemaligen 
Sächſiſchen Provinzen und Diſtrikte 6). 

6) Durch V. v. 25. Mai 1818 in den zwiſchen ben älteren Provinzen 
belegenen Diftriften 7). — | 

7) Durch B. v. 20, Oft. 1819 in ben ehemals Schwarzburg Rubolftatt: 
ſchen Aemtern Heringen und Kelbra®), 





nach jüdifchen Religionsbegriffen — für volllommen gültig und wirkſam gead- 
tet werben muß ⁊c. 
(Suftigminift, At. A. 9585. — Gen, I, Nr, 7. Vol, 8. Fol, 70.) 
Die Veranlaſſung zu dieſem R. gab eine Vorftellung bed Ob, Lanbes-Rab⸗ 
biners Regl. v. 13. Nov. 1820, welde an das Min. d. geiftl. Ang. gerichtet 
war und von diefem an das Zuft. Min. abgegeben wurde. Diefelbe ift bei Hei: 
nemann Bd. I. ©. 264. fig. abgedruckt. 
1) G. ©. 1814. ©. 89, 
?) Patent v. 22, Mai 1815. (G. S. 1815. S. 185.) 
s) &, ©. 1816. ©. 225. 
*) &. ©, 1816. ©. 224. 
5, Meftpreuß. Amts-Bl. 1814. S. 177. 
9) &, ©, 1816. ©. 233, 
7) &. ©. 1818. ©. 45. 
®) &, S. 1819. ©, 246, 
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‚8) Dur) Pat, v. 21. Juni 1895 in das Herzogthum Weflphälen, das 
Fürſtenthum Siegen mit Burbach und Neuenkirchen und ben Grafſchaf⸗ 
ſchaften Wittgenftein?). . 

B. In dem Bezirke de3 Obetappellations Gerichts zu Köln blieb das 
vorgefundene franzöfiihe Rechts: Verfahren, und ebenfo ließ man bis jeßt 

C. das vorgefundene gemeine deutfche Recht und Prozeß-Berfahren 

1) in Neuvorpommern (Reg. Bezirf Stralfund) und 


2) in dem Gerichts-Bezitk des Juſtiz⸗ Senats zu Koblenz, welcher den 

ar eu sechten Rheinufer belegenen Theil des Reg. Bezirks Koblenz 
ildet 2), 

III. Was nun die gegenwärtige Gültigkeit der jüdifchen Ritualgefebe 

anlangt, fo ift 

‚ 1) in Anfehung der alten Provinzen bereitö oben gezeigt, in wiefern 
diefelben noch berüdfichtiget werden. 
Nach denfelben Grunbfägen find die Juden in Danzig und deffen Gebiet 
in privatrechtlicher Beziehung zu beurtheilen, da daſelbſt dad Ed. v. 
11. März 1812 gilt, wie oben bargeftellt worden). 

2) In Rüdficht der neuen und wieder erworbenen Provinzen hat die Gel⸗ 
tung der jüdifhen Ritualgeſetze —— 

a. gänzlich aufgehört, wo entweber das franzöſiſche Recht und Verfahren 
zur Zeit gilt, oder geaolten hat, alfo in den Provinzen, die zum franzöfifchen 
Reiche, zum Königreiche Weftphalen und zu den Großfürſtenthümern Ber 
Frankfurt und Warfchau gehört haben®), Der Code Napolson ſtellte fi 
nämlich in allen Materien, die er behandelte, als Prinzipal Recht hin, unter 
Aufhebung aller bisherigen Subfiviarrechte, insbeſondere alſo auch der jüdi⸗ 
ſchen Rituͤalgeſetze und bei Einführung des L. R. in diefe Diſtrikte, wurden 
die bereits aufgehöbenen beſonderen Rechte und Gewohnheiten nicht wieder 
mit eingeführt 5). mir 

b. Daffelbe Berhältniß tritt in den ehemals K. Sächſiſchen Provinzen 
ein, da die Juden dort nach dem Mandat v. 1746. 8. 5°) nicht nach ihren 
Ritualgeſetzen leben durften, vielmehr dem gemeinen L. R. unterworfen 
waren, an deffen Stelle dad Preuß. Recht getreten ift, welches daher allein 
maßgebend ift. 

c. In Betreff Neuvorpommerns endlich kommen gleihfans die Ritual: 
geſetze nicht mehr zur Anwendung ?). 

d. Das ER; hatte dagegen bei feiner Promulgation im Jahre 1794 


1) G. ©. 1825. ©. 153. 

*) Mit Ausnahme der Herrſchaft Wildenburg, in ber franzoͤſiſches Recht gilt. 

3) Vergl. Thl. I, Abth. IT. Abſchn. II.S. 284 flg. Koch ſucht auszuführen, dag in 
Anfehung des Erbrechts und des Gfiterrechts der Eheleute die Ritualgeſetze ımter 
denjenigen Juden in Danzig und dem alten Gebiete, welche nicht Staatsbhrger 
find oder weldye bei Auseinanderfesung das alte Recht wählen, zur Anwendung 
kommen müffen, wobei jedoch, wie a, a, D. gezeigt, irrthümlich angenommen ift, 
daß dergleichen Perſonen dafelbft rody eriftiren, welche nicht Staatsbürger wären, 

) Welches diefe Diftrikte find, welche die Hälfte des Reichs ausmachen, darüber 
vergl. Thl. I. Abth. IT, 

6) Vergl. die sub A. gegebene Patente und unten die R. v. 6. März 1826 und 
12. Zuli 1819. (Sahrb. Bd. 27. ©. 77. Bd. 14. ©, 13. Gräff. I. S. 6-9.) 
Koch a. a. O. ©. 261. sub III, und ©. 257, 

°) Vergl. daffelbe Thl. I. Abth. II, ©. 340. 

7) Bornemann bei Kod a, a, O. ©, 297, 
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die Ritualgefege ald eine felbftftändige Specialgefetzgebung !) nicht aufgeho— 
ben und ed ift deöhalb durch deflen Einführung in den wenigen und unbedeu- 
tenden Bezirken, wo in ähnlicher Weife die jünifchen Ritualgeſetze zu Recht 
beftanden, legteren nicht derogirt worden, weil das N. eben nicht als Prin: 
zipal⸗Recht eingeführt wurde, | 


Dritter Abfchnitt. 


Anwendung der früheren Gefege auf Fälle, die der gegen: 
wärtigen Gefeggebung nicht unterliegen. 


I. Für die alten Provinzen beflimmt hierüber der 8. 28, des Ev. v. 
11. März 1812 beflimmt: Ä 5 

Da, nad) den allgemeinen Rechtögrunbfägen, neue Geſetze auf: vergangene Fälle nicht 
bezogen werden Eönnen, fo find die Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten und 
Gegenftände, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und fidh vor der Pu⸗ 
blitation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nach den Gefegen zu beurthei: 
len, die bis zur Publikation diefes Ed. verbindend waren, wenn nicht etwa die bei jenen 
Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Intereffirte, in fo fern fie dazu rechtlich 
befugt find, fich durch eine rechtsgültige Willenserklärung ben Beflimmungen ber gegen: 
wärtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben follten. 


Diefe Beflimmung hat folgende Erläuterungen erhalten: 

1) In Anfehung der Teftamente, welche vor Publikation ded Ep. v. 
11. Mai 1812 errichtet find. 

a. R. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 21. März 1812. 


Aus dem, von dem K. Rammergerichte unter dem 30. v. M. erftatteten Ber. ist erfe: 
ben worben, wie das Kollegium darüber zweifelhaft ift und befchieden zu fein wuͤnſcht: 


1) ob bievordem 11. März 1812 nad} ben Ritualgefegen errichteten Zeftamente jüdifcher 
Glaubensgenoffen von Gültigkeit fein follen, wenn auch die Zeftatoren die Publi: 
£ation der Verordnung v. 11. März 1812 erlebt, und fich den Beftimmungen der: 
felben unterworfen haben? und Ä 

2) unter welchen Modalitäten die chriftlichen- Gerichte in den ſchon eingeleiteten Bor: 
mundfchaften über jüdifhe Glaubensgenoffen, fernerhin die Oberpormundfchaft 
führen follen? 

Es wird dem Kollegio darauf ad 1. eröffnet, daß die Meinung berjenigen Mitglieder 
beffelben, welche die nach den Ritualgefegen vor ber Publikation des Ed. v. 11. März 
d. 3. errichteten Teftamente für gültig achten, ganz gegründet ift, indem der $. 28 des 
angeführten Ed. ganz allgemein verorbnet, baß frühere Handlungen, welche die Privat: 
rechte der Juden betreffen, nad) den damaligen Gefegen zu beurtheilen, und nur diejeni- 
gen Fälle auszunehmen feien, in welchen die Interefjenten durch rechtsgültige Willen: 

rklärungen fich den Beflimmungen der gegenwärtigen Verordnung, nämlidy den, alle 
Staatsbürger ohne Unterfchied der Religion verpflichtenden gefeglichen VBorfchriften, wie 
bies den Juden audy Schon in früheren Verordnungen, befonders in. dem R. v. 21. Zuli 
1804 freigelaffen war, nach der Publikation unterworfen hatten. Was ben Antrag 
betrifft, durch ein Gefeg zu beftimmen, daß jeder jüdische Glaubensgenoffe, welcher über 
feinen Nachlaß nad) jüdifchen Gebräuchen teftirt habe, in einer zu beftimmenden Zeitfeift 
fein Zeftament in deutfher Sprache bei den Gerichten niederzulegen verbunden, und 
nad) Ablauf der Frift feine weitere Ruͤckſicht auf die nach älterer Form errichteten Teſta— 
mente zu nehmen feiz fo hat der Zuftizminifter für dienlich erachtet, von den fammtlichen 
DOberlandesgerichten darüber gutachtliche Berichte zu erfordern, nach beren Eingang das 
K. KRammergericht darüber, und demnähft auch über die Frage ad 2, unter welchen 
Modalitäten die hriftlihen Gerichte die Oberoormundfchaft in den ſchon eingeleiteten 
Vormundſchaften über Zuden führen follen, wird befchieden werben. 

(Jahrb. Bd. 1. ©. 57. Gräff Bd. 1. ©. 18,) 


1) Gen. Zuben-Regl. v. 17. April 1750, 
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b. Vergl. da8 R. v. 15. Zan. 1813 sub 2. 


2) In Anfehung der vor dem Ed.v. 1812 errichteten Verträge beflimmt 


das R. v. 15. Sanuar 1813. 

Nach dem A. 2. R. Einl. $. 14, koͤnnen neue Gefege auf fchon vorhin vorgefallene 
Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet werden. Diefe VBorfchrift ift in dem 
28 ften d. bed Ed. v. 11. März v. 3., betreffend die bürgerlichen Verhältniffe der Juden, | 
beftätiget, und es find baher bie von denſelben, vor der Publikation bes Ed., errichteten 
Zeftamentö- und andere legte Willene: Erklärungen nad den damaligen, zur Zeit der 
Errichtung beftandenen Gefegen zu beurtheilen. Bei den Gerichten und vormundfchafts 
lichen Behörden find aber durch die eigenen Schwierigkeiten der Sprache, in welcher biefe 
Willenserflärungen abgefaßt find, und durch die baraus entftandenen zweifelhaften und 
oft ganz von einander abweichenden Ueberfesungen, fo wie durch mancherlei Beziehuns 
gen auf ſchwankende Ritualgefege, die nach aller Erfahrung don den jüdifhen Gelehr: 
ten felbit bald in diefem, bald in jenem Stuͤcke beftritten werben, endlich auch durch, die 
Verfhiedenheiten der Korm der Errichtung und Aufbewahrung, ſchon jest ſolche erhebs 
liche Bedenken veranlaßt und angezeigt, dab das Entftehen einer Menge verwidelter 
Rechtöftreitigkeiten vorherzufehen in deren Snftruftion und Entfheidung noch durch die 
geſetlich nothwendige Annahme beftändiger Familien-Namen, und die hiernach unver: 
meidliche Verdunkelung der Identität der Perfonen, fehr erfchwert werden wird, Dieſe 
Wahrnehmung ift von wichtigem Einfluß auf das eigene Intereffe der Juden, welchen 
notbwendig daran gelegen fein muß, das Eigenthbum ihrer Nachkommen zu fichern, 
bie Gewißheit ber von lihnen angeordneten Familien- und Erbrechte zu befeftigen, und 
verberbliche Uneinigkeiten und Mißverftändniffe unter ihren Erben zu verhüten, Alle‘ 
diejenigen, welche vor der Publikation des Ed. v. 11. März v. 3., nad damaligen 
jübifhen Gebräuden, Zeftamente und andere legwillige Verordnungen errichtet, ober 
Erb, Ehe und Schentungs: Verträge aefchloffen, oder, Verficherungen über künftige Erb: 
tbeile in Korm von Sculdbriefen, oder andere Inftrumente folder Art vollzogen 
haben, werben baber auf die nadhtheiligen Folgen jener alten Form und Kaffung aufs 
merkſam gemacht und zu ihrem eigenen und ihrer Kamilie Beſten hiermit aufgefordert, 
ihre in hebräifcher oder rabkinifher Sprache abgefaßten Willens:Erklärungen, Vers 
träge, Schenkungen, Verficherungen und andere auf Zuwendungen nad dem Tode ſich 
beziebende Inftrumente, mit vorzügliher Ruͤckſicht auf den wefentlihen Sinn und 
Inhalt derfelben und mit Auswahl der gemein verftändlichften und beftimmteften Aus: 

drücke, noch bei ihren Lebzeiten, und bei Verträgen in Webereinftimmung mit ben dabei 
zuzugieberden SIntereffenten, in beutfche Sprache und Schrift umichreiben zu laffen, und 
diefe umfchriebenen Auffäse zur gerichtlichen Wollziehung oder Genehmigung und Nie: 
derlegung oder Betätigung den Gerichten nach den allgemeinen Landesgefegen zu über: 
geben. Diejenigen Mitglieder der jüdifchen Gemeinden, welche die vorftehenden Maß— 
regeln der Vorficht innerhalb ſechs Monaten, von heute an gerechnet, freiwillig beobad)- 
ten, erhalten zugleich die Verficherung, daß für die bei diefen Handlungen eintretenden 
Bemühungen der Gerichte Feine Gebühren angefet, fondern nur bie zu erftattenden baas 
ren Auslagen von ihnen gefordert werben follen. 

Nach bem Ablaufe der fehs Monate findet die Gebühren:Kreiheit nicht weiter ftatt, 
und haben die, welche der gegenwärtigen Aufforderung fein Gehör geben, zu erwarten, 
was nad) ben in der Folge vielleicht nothmwendig werdenden gefeglichen Beftimmungen 
über biefen Geaenftand ferner verfügt werden wirb. | 

(Zahrb. Bd. 2. ©. 188. Gräff. Bd. 1. ©. 18.) 


3) In Betreff der Erbregulirungen disponirt das N. (Kircheifen) 
v. 18. Juni 1814: 

Dem K. Ob. 2. G. zu Stettin wird auf ben, wegen ber privatrechtlichen Verhaͤltniſſe 
der Juden unter dem 9. v. M. erftarteten Ber. hiermit zu erkennen gegeben, wie das 
Ed. v. 11. März 1812 ganz deutlich verorbnet, daß die, nad den Beftimmungen der 
88. 1 bis 5, für Einländer und Staatsbürger zu achtenden Zuden in Abficht ihrer bür- 
aerlichen Rechte und Freiheiten den Chriften ganz aleich gehalten, und befonbers in 
ihren privatrechtlichen Verhältniffen, nur mit Ausnahme der 88. 21—25. bemerkten 
Fälle, nach eben denſelben Gefegen beurtheilt werden müffen, weldye anderen Preußifchen 
Staatsbürgern zur Richtfehnur dienen. Die von dem Statgericht zu N. erregten Zwei- 
fel, nach weldyen Gefegen die Erbſchaften verftorbener Juden zu reguliren feien, erlediget 
ſich demnach von felbft dahin, das dabei, in fofern der Sterbefall nach der Zeit der 
Publikation des Ed. v. 11. März 1812 in ber Perfon eines foldhen Juden eingetreten, 
welcher ber Rechte Preußifcher Einländer und Staatsbürger theilhaftig geworden ift, 
diejenigen Gefege zum Grunde gelegt werben müflen, welchen der Erblaffer ſchon im 
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Leben unterworfen gewefen ift, und daß alfo in biefer Hinficht auch die Statuten feines 
MWohnorts zu berüdfichtigen find. So hat auch das Stadtgericht zu N. die Sache ange: 
feben, und das K. Ob. &. ©. felbft neigt fi zu der Meinung, daß die mit bem allge: 
meinen Staatsbürger» Rechte verfehenen Juden nach den nämlichen Gefegen, welche 
Ghriften gleihen Standes zur Vorſchrift dienen, beurtheilt, mithin, wenn fie nicht zu der 
Klaffe der Erimirten nach Fran Stande gehören, nach den für die Nicht-Eximirten in 
der dortigen Provinz geltenden Provinzial: und ſtatutariſchen Gefegen gerichtet werben 
müffen. Diefe Meinung ift bie richtige, und danad) hat das K. Ob. 2. ©. ſowohl fid 
felbft zu achten, ald auch das Stabtgericht zu N. zu befcheiben. 

Was die, am Ende des Berichts erwähnte, Wechfelfähigkeit der Juden betrifft, fo hebt 
das Edikt alle die Zuden betreffenden, nicht beftätigten Geſetze auf, und es fällt daher 
auch die Beſtimmung des A. L. R. Th. II. Zit. 8. $. 723, wonad die Stuben obme 
Unterfchied dem Wechſelrechte unterworfen gemwefen find, weg, dergeitalt, daß nur bie 
jenigen Juden fir mwechfelfähig zu achten, welche zu ben $$. 718. 720. 721. 726. 731. 
des A. L. R. a. a. O. und $$. 110. 111. des erften Anhanges, bezeichneten Perſonen zu 
rechnen find. Die Beilagen des Verichts erfolgen hierneben zurüd, 

(Zahrb. Bd. 4. ©, 44. Gräff Bd. 1. S. 21.) 


4) Rüdfichtlich der Snteftät: Erbfolge bemerkt 


a. dad M. des Juſt. Min. (Kircheneifen) v. 2. April 1814. 

Dem K. Ob. L. G. von Weftpreußen wird auf den Ber. v.5 März e. wegen ber von 
dem Land: und Stadt:Gericht zu Zaftrow, in Beziehung atıf das Ed.v. 11. März 1812, 
betreffend die bürgerlichen Berhältniffe der Juden, nachgefuchten Belehrung eröffnet, 
daß die Entfheidung der in dem Bericht des Land» und Stabtgerihts zu Jaſtrow 
erwähnten Fälle, zunaͤchſt aus den $$. 20 und 28. des Ed, v. 11. Marz 1812 zu fchöpfen 
ift, wonach es feftfteht, daß die privatreäjtlidyen Verhältniffe der Juden in der Regel 
nach eben den Geſetzen zu beurtheilen find, welche anderen Preußifchen Unterthanen zur 
Richtſchnur dienen, daß aber bei Streitigkeiten über Handlungen und Begebenheiten, 
die vor der Publikation des Edikts ſich ereignet haben, eine Ausnahme zu machen, und 
in ſolchen Källen diejenigen Vorfhriften anzumenden, melde bis zut Publikation des 
Edikts für die Juden verbindlich gemefen find. Hieraus fließt von felbft, 

1) daß bie Inteftat-Erbfolge überhaupt bei den nach der Publikation des Edikts ein: 
getretenen Sterbefälle, in Gemäßheit der den Zuben mie andern Staatsbürgern 
jest zur Richtſchnur dienenden Geſetze ſich regulirt, und daß nach biefen Gefegen 
auch die untergeordneten Kragen, wegen des Vorrechts der Erftgeburt, wegen Aus: 
ſchließung der Töchter durch die Söhne, und wegen Gollation der Ausfteuer zu 
beantworten find, womit denn aud; der von dem Lands und Stadtgericht gemachte 
Unterfchied zwifchen einer vor oder nad) der Publikation des Edikts gegebenen Aus: 
fteuer hinmeafällt, indem hier alles auf die Beurtheilung derjenigen Rechte einer 
Tochter jüdischer Nation, die ihr in der Eigenfchaft einer gefeglihen Erbin zufte 
hen, ankommt, und folglich die Zeit des Erbanfalls, und nicht bie Zeit der gegebenen 
Ausfteuer, entfcheibet. 

2) Was befonbers die Succeffion der Eheleute, in Beziehung auf die eheliche Güter: 
gemeinschaft betrifft, fo ift es für fich Elar, daß bei den nach der Publikation des 
Edikts gefchloffenen Ehen, die gegenwärtig auch die Weftpreußifchen Juden verbin: 
benden Landesgefege in Anwendung fommen müffen. 

Bei den vor der Publikation des Edikts geichloffenen Ehen hingegen dienen bie 
jenigen Grundfäge zum Leitfaden, welche bei Veränderung des Wohnfiges der Ehe: 
leute ftattfinden. Die Weftpreußifchen Eheleute jüdifcher Nation find nämlidy, in 
fofern bie Guͤtergemeinſchaft unter ihnen vor Publikation des Edikts nicht einge— 
führt gewefen, denjenigen Eheleuten ganz glei zu achten, welche ihren Wohnfts 
von einem Orte, wo feine Gütergemeinfchaft obgemwaltet, an einen Ort, wo dieſelbe 
ftattfindet, verlegt haben. In Ermangelung näherer Beftimmung der Statuten 
und Provinzialgefege, find daher die Vorfchriften des A. L. R. Th. IE Tit. 1. 
$$. 350. 351. 352. 355. 416. zum Grunde der Entſcheidung zu legen. 

Hiernach hat bas K. Ob. 2. G. das Land: und Stadtgericht auf feine Anfrage zu 
beſcheiden. (Jahrb. Bd. 3. ©. 46. Gräff Bd. 1. ©. 20.) 

b. Berg. auch die Erfenntniffe des Stadtgerichtd zu Berlin v. 19. Dec. 
1834, des Ob. Apell. Senats, des Kammergerihtö v. 1. April 1837 und 
bed (Geh, Ob. Trib. v. 18. Juni 1838, fo wie dad Geh. Ob. Trib. v. 
20. Sept. 1834, welche über Källefdiefer Art gefprochen haben, 

(Heinemann II. ©. 100—183,, 
e. Befonderd wichtig !tritt das Recht des .überlebenden Ehegatten unter 
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Eheleuten, die ſich vor dem Edikte von 1812 verheirathet haben, zu wählen, ob , 
er nach den früheren jüdischen Gefegen oder nach den jeßt geltenden Landesge⸗ 
fegen erben wolle 1), dann hervor, wenn der Mann der Ueberlebende ift, da nach 
jüdifchen Gefegen der Ehemann mit Ausfchluß der Kinder den gefammten 
Nachlaß feiner verftorbenen Frau zu fordern hat. 

> Daß bei Ehefheidungen?) und Eheftheibungsftrafen es 
auf die Ritualgelege nicht anfommen könne, wenn gleich die Ehe vor dem 
Jahre 1812 eingegangen, führt fehr richtig dad Erf. ded Stadtgerichts v. 
28. Zuli 1830 aus, welches durch Erf. des Kammergerichtd v. 31. Okt. 
1831 beftätiget wurde und desgl. das Revifiond-Erkenntniß des Ob. 
Appell. Senats des Kammergesichtö v. 16. Juli 1832. 

(Heinemann Bd. 2. S. 42-100.) 

U. In Anfehung der Landestheile, wo ehemals das franzöſiſche Recht 

gegolten, bemerkt 
1) in Anfehung der Gütergemeinfchaft das R. v. 6. März 1826. 

Aus bem Ber. bed 8. Ob. L. G. 0.28. Juni v. 3. ift erfehen worden, zu welcher 
Anfrage bad Kollegium wegen Anwendung ber allgemeinen ehelichen Gütergemeinfchaft 
auf bie Suben ſich veranlaßt gefunden hat. 

Die jübiichen Ritualgefege find, mindeftens fo viel fie die buch den Code Napoleon 
betroffenen privatrechtlichen Verhältniffe betreffen, durch jenes Gefegbucd aufgehoben 
worden, und können baher für die gedachten Verhältniffe ald Entfcheidungsquellen nicht 
weitet angefehen werben. Diefer Grundfag tritt infonderheit in Anfehung des Güters 
verhältnifles der, feit Einführung des Code Napoleon, unter den Juden eingegangenen 
Ehen ein. &o viel die feit refp. Eins und Wiedereinführung der Preufifchen Geſetzge⸗ 
bung unter jübifchen Glaubensgenoffen eingegangenen Ehen und infonberheit der Frage: 
in wiefern in benjelben die Gütergemeinfchaft ftattfinde? anlangt; fo find auch in Anfe: 
bung derfelben die Ritualgefege, fo weit fie Wermögenöverhältniffe betreffen, nicht wies 
ber Bergeftellt, und können daher auch in Anfehung diefer Ehen als Entfcheidungsquels 
len weiter nicht gelten. Es foigt hieraus von felbft, daß dieſe Güterverhältniffe lediglich 
nad den Vorfchriften des A. L. R. zu beurtheilen find. Dagegen verfteht fich eben fo 
fehr von felbft, daß, wenn vor Einführung ber franzöfifchen Gefeggebung, in biefer 
Beziehung entweder für die Juden befondere Provinzial: oder ftatutariiche Rechte beftan- 
ben, oder die Juden in diefen Verhältniffen den gemeinen Provinzial: ober Statutar: 
Mechten mit unterworfen gewefen, bie befonbdern Provinzial: oder Lokalrechte, in fofern 
fie überhaupt wieder hergeftellt find, wie dies namentlich in Anfehung der Gütergemein- 
fchaft in Beziehung auf die Provinz Weftphalen durch die V. v. 8. Jan. 1816 gefches 
ben, auch in Anfehung der Zuben gefeglihe Kraft würden erlangt haben, und daher die 
Suden nad) Denfelben in eben dem Maafe, wie dies vor Einführung des Code Napoleon 
der Fall geweſen, würden zu beurtheilen fein. Wegen ber von dem K. Ob. L. ©. 
gewũnſchten Einführung des Ebd. v. 11. März 1812 in die Provinzen jenfeit der Elbe, 
wird Üübrigehs nad) erfolgter Revifion dieſes Edikts ein Beſchluß gefaßt werben, 

(Jahrb. Bd. 27. ©, 77. Gräff Bd. 1. ©. 5.) 


2) Im Betreff des Erbrechtes und der Erbfolge. 
a 


Bericht des Ober:Apellationdgerichtö zu Pofen. 
Bei Beantwortung der Frage: 
nad) welchen Gefegen das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im jehigen Groß: 
berzogthum Pofen auszuüben ift? 
worüber Ew. Excell. mittelft hoher Verf. v. 21. d. M. unfern gutachtlichen Bericht zu 
erfordern geruht Haben, ift nach unferer Anficht zu unterfcheiben, ob fich ber Erbfall 
4) in dem Beitraume bis zum 1. Mai 1808, oder 
2) in dem Zeitraume v. Mai 1808 bis zum 1. März 1817, oder 
3) feit diefem Zeitpunkte zugetragen hat. 
Sn der Sammlung der Statuten und Konftitutionen bes vormaligen Königreichs 








1) Publ. Pat, zum L. R. v. 5. Kebr, 1794. $. 14. Patent v. 9, Sept. 1814. 8.9. 
v. 9. Rov. 1816. $. 2. 11. 12. | 
s) — —— Moſes Mendelſohn, Ritualgeſetze p. 134. und Koch a. a. O. 
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Holen befinden ſich zwar verfchiebene Verorbnungen, welche die Juden betreffen, allein fo 
wenig das in diefer Sammlung aufgenommene Haupt:Privilegium, welches ihnen ber 
Herzog von Großpolen Boleslaus im Jahre 1264 ertheilte, und der König von Polen 
Kafimir der Große, im Zahre 1343, fo wie der Koͤnig Alerander, im Zahre 1505, beftä: 
tigte, als die fonftigen Verordnungen, enthaltenden Beftimmungen über die Privatrechte 
der Juden unter ſich und über die Erbfolge; fie. beziehen fi nur auf das Verhältniß ber 
Juden zum Staate und zu ben chriftlichen Einwohnern. Es ift jedoch befannt, daß ſich 
bie Juden im vormaligen Königreicdhe Polen nad ihren Ritualgefegen richteten, und 
daß ihre Rabbinen eine Gerichtsbarkeit ausübten, die fi aud auf Erbregulirungen 
t 


e. 
Als die Laͤnderbezirke, welche jest das Großherzogthum Poſen bilden, im Jahre 1773 
und 1793 unter dem Namen von Weft: und Sübpreußen unter preußifhe Hoheit aelangt 
waren, wurde ben Rabbinen zwar bie Ausübung ber Gerichtsbarkeit über ihre Glaubens⸗ 
genoffen nicht weiter geftattet, allein die Ritualgefege dienten bei Erbregulirungen unter 
den Zuben den Gerichten fortwährend zur Norm. 
(General:Privilegium und Reglement für die Subenfchaft in den Danziger Vor: 
ftäbten, Hoppenbuch ꝛc. v. 9. Aug. 1773, 8. 31 und 32. Gen. Zuben:Regl. für 
Süds und Neu:Oftpreußen v. 17. April 1797; Kap- 4. $. 3.) 

Nachdem durch den Zilfiter Frieden v. 12. Zuli 1807 das Herzogtum Warfchau 
proflamirt und diefem der Theil von Weft: und Südpreußen, welcher jest das Groß: 
berzogthum Pofen bildet, einverleibt worden war, blieb dies Verhältnig bis zum 1. Mai 
1808 unverändert. Denn obaleich kurz nach der Beſitznahme bes Landes von franzöfis 
fhen Truppen durch eine Verordnung ber regierenden Kommiffion zu Warſchau v. 
24. Febr. 1807 feftgefest worden war, daß die polnifchen Gefege wieder in Kraft treten, 
und die preußifchen Gefese und Verordnungen nur in subsidium gelten follten, unb 
diefe Beftimmung ber regierenden —— * ſpäter durch das tranſitoriſche Geſetz für 
das Herzogthum Warſchau v. 10. Okt. 1809 Art. 6 beftätigt wurde; 

(©. ©. bes Herzogthums Warfchau, Bd. II. ©. 52.); 
fo enthielten doch die polnifchen Gefese feine befondern Feftfegungen über die Erbfolge 
der Juden, und überhaupt behielten alle früher beftandenen Statuten und Obfervangen 
bis zum 1. Mai 1808 ihre Gültigkeit. 

Hieraus folgt, 

daß bei Erbfällen, die ſich vor dem 1. Mai 1808 ereignet haben, das Erbrecht und 

bie Erbfolge ber Juden im Großherzogthum Pofen nur nad ihren Ritualgefegen 

ausgeübt werben Fann. | 
Durch die V. v. 27. San. 1808 und 10. Oft. 1809 

(8. ©. des Herzogthums Warfhau Bd. I. ©. 55. und Bb. II, ©. 52.) 
wurbe, v. 4. Mai 1808 an, das franzöfifche Givilrecht im Herzogthum Warfhau einge: 
führt, und alle früheren Gefege und Statuten ohne Unterſchied wurben aufgehoben. Daf 
jenes Gefeg auch für die Juden verpflichtend war, kann feinem Zweifel unterligen, ba 
die Konftitution des Herzogthums Warfchau v. 22. Zuli 1807 im Art. 69 das franzö- 
fifche Civilrecht für das bürgerliche Geſetz erflärt hat, dba im Art. 4 dieſer Konftitution 
beftimmt ift, daß vor dem Geſetze volllommene Gleichheit ftattfinden folle, und da in 
Rückſicht der jüdifhen Einwohner Feine Ausnahme gemadjt ift. Zwar war durch eine 
befondere B. v. 18. Okt. 1808 feftgefest, daß die Zuben im Herzogthume Warfchau auf 
10 Zahre in Ausübung ber politifhen Rechte fuspenbirt fein follten, allein dieſe Beſtim— 
mung hatte auf die Givilrechte derfelben Keinen Bezua, und es kann baraus keinesweges 

efolgert werben, daß die Juden nicht den franzöfifhen — für bas Herzogthum War: 

hau geltenden — Gefegen gleich den übrigen Einwohnern unterworfen geweſen wären. 
Sollten ſich dennoch die Rabbiner berfelben angemaßt haben, Erbfonderungen vorzunebs 
men, fo ift dies abusive gefchehen, und es ift der Unvollkommenheit der über diefe Volks— 
klaſſe geführten Aufficht zuzufchreiben, wenn ſolche Anmaßungen nicht von Amtswegen 
gerügt worben find, 

Im Art. 11. und 12 der fchon oben in Bezug genommenen ®. v. 10. Okt. 1899 ift 
ausdrücklich feſtgeſetzt, daß bei Erbfällen nad) dem 1. Mai 1808 die Vorfchriften der 
franzöfifchen Gefege zur Anwendung gebracht werben follen.. 

Diefe Gefege haben auch nach ber Befisnahme des jetzigen Großberzogtbums Pofen 
ihre Gültigkeit bis zum 1. März 1817 behalten, und es ergiebt fic hieraus, 

daß bei Erbfällen, die in dem Zeitraume vom 1. Mai 1808 bis zum 1. März 1817 
ftattgefunden haben, aud) die Erbrechte der Juden nach den franzöfifchen Gefegen 
zu beurtheilen find. 

Durch das Patent v. 19. Nov. 1816 iſt das Allg. Preuß. L. R., v.1.März 1817 an, 
als allein geltendes Gefeg im Großherzogthum Pofen eingeführt, und es ift ausdruͤcklich 
feftgefest, daß alle fonft befiandenen Rechte und Gewohnheiten, in foweit fie unter ber 
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vorigen Regierung aufgehoben und abgeſchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
Anwendung kommen ſollen. 
Hiernach ſind auch die Ritualgeſetze der Juden, die ſich auf die Erbfolge beziehen, 
nicht wieder in Kraft getreten, | | 
und nad) ö$. 8—10 des vorerwähnten Patents kann bei Erbfällen, die fich-feit dem 
1. März 1817 ereignet haben, das Erbrecht und die Erbfolge ber Juden im Groß: 
herzogthum Poſen nur nad) ben Vorfchriften bes A. 2. R. ausgeübt werben, in 
—— Fr durch rechtögültige Verträge oder legwillige Berorbnungen etwas abge⸗ 
nbert ift, 

Jedoch verfteht es fich von felbft, daß, wenn von der Erbfolge unter Ehegatten die Rede 
ift, und folche nicht durch rechtögültige Verordnungen beftimmt worden, dem Weberleben> 
den nach $. 11. des Patents die Wahl zufteht, ob er nad) dem, zur Beit der gefchloffenen 
Ehe geltend gewefenen Gefese, oder nad) ben Vorfchriften des A. 2. R. über die Erb⸗ 
*— bei vorhandener ehelichen Guͤtergemeinſchaft, erben wolle. — In dieſem Sinne 

aben wir auch die, uns mittelft Ew. Ercell. Verf, v. 21. März v. 3. mitgetheilte 
Vorbeſcheidung bed Dolmetichers und Syndikus Hirfch Jatowicz zu Santomys'l genoms 
meh, und wir ftellen gehorfamft anheim, \ 
jest den biefigen Ober-Rabbin Kivo Ginfimo, ber burdy feine Anträge zu diefem 
Berichte Veranlaflung gegeben hat, nach den von uns aufgeftellten Grundfägen 
hochgeneigt zu beſcheiden. 
Poſen, den 30. Juni 1819. Das — 


Reſolution des K. Juſtiz-Min. v. 12. Juli 1819. 
Der Juſtiz-Miniſter iſt mit der Ausführung in dem Berichte des K. Ober-Appella⸗ 
tionsgerichts v. 30. v. M. in Betreff der Frage: 
nad) welchen Geſetzen das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im Großherzog: 
thum Pofen auszuüben? | 
einverftanden, und trägt dem Kollegio auf, ben dortigen Ober:Rabbin Kivo Gin: 
Timo darnadı auf feine Anfrage v. 13. Juri e. zu beſcheiden. 
(Jahrb. Bd. 14, ©. 13. Gräff Bd. 1. ©. 7.) 


Zweite Abtheilung. 
Die civilvechtlichen Verhältniffe dev Juden 


Erfter Abfchnitt. 
Materielle Rehtsverhältniffe, 
Erftes Kapitel, 

Die Ehe. 


D. I. T. Richt ers Abhandlung von dem Rechte der jüdifhen Ehen in Deutfchland, 
ve = Nic, als wenn ein jüdifcher Ehegatte zur chriſtlichen Religion getreten. 
eipzig 1779. 8. 
— —— Ehe: und Scheidebriefe, welche bei den Juden gebraͤuchlich. Ham: 
urg, 1773. 8, 
Mofes Mendelfohn, Ritualgefege der Juden $$. 2 flg. 
zerlinden, a. a. O. $$. 440 fig. 


Ehehinderniffe. 

1) Ehe zwifchen Juden und Ehriften. 

Erft von Balentinian wurden die Ehen zwifchen Juden und Chriften 
verboten). In einigen neueren Gefeßgebungen, namentlich in den betr. 
Medtenburgifchen?) und Sachfen: Weimarfchen Edikten ift das frühere Ver 
hältniß wieder hergeftellt, wonadh dem Cannubium zwifhen Chriften und 
Juden nichts im Wege fteht. Der von Napoleon zulammenberufene San 
hedrin v. 4. Febr. 1807 erklärte), daß die Ehe der Chriften mit Juden bür- 
gerlich, aber nicht kirchlich, gültig. fei. 

Das A. L. R. beftimmt über diefe Frage Thl. II. Zit. 1. 8.36: 

„Ein Chrift kann mit folhen Perfonen Feine Heirath fchließen, welche nad 
ben Grundfägen ihrer Religion fich den chriftlichen Ehegefegen zu unter 
werfen gehindert werden”, 

Daß durch diefe Beflimmung die Ehe zwifchen Juden und Chriften kei— 
neöweged habe unbedingt verboten, fondern in dem Falle geftattet werden 
follen, wenn der jüdifhe Theil fich der chriftlihen Trauungs-Ceremonie 
unterwirft, erhellt auf das Beftimmtefte ausder Entftehungsgefchichte diefes$. 

Es war nämlid im ungedrudten Entwurf die Ehe zwifchen Au: 
den und GChriften unbedingt verboten; beffenungeachtet wurde gegen 


— — — — — 





Vergl. die allgem. hiſtor. Einleitung und 1. 6. 7. C. de Judaeis. 
”) Welches jedoch einftweilen fuspendirt ift. Wergl, die allgem. hiſtor. Einl, 
2) Vergl. Thl. I. Abth. IL, Abfchn. XI. 


Die ptivatrechtaichen Verhättaiffe der Juden 463 


Suarez's Anſicht, die jebige Faflung fhon in den gedrudten Entwurf 
aufgenommen. Nachher entflanden neue Debatten, welche endlich befeitigt 
wurden, ald Suarez felbft ſich für diefe Faffung erklärte. Er bemerkte: 
„Alles wohl erwogen, halte ich es für's Beſte, den $. fo zu laffen wie er 
if. Warum will man die Ehen zwifchen Juden und Chriften fchlechter: 
dingd verbieten? In den chriftlichen Ehegefegen ift nichts, dem. fi) :eine 
Jüdin nicht unterwerfen könnte. Findet fie alfo in der Trauungs⸗Liturgie 
keinen Anftoß, fo mag fie einen Chriften immer heirathen. Erlaubte doch 
Paulus, dag Chriften ſich mit Heiden verheirathen durften.” Mach dieſem 
Botum blieb ed bei der jegigen Faſſung der Gefegftele. Obige Anficht 
a. dedhalb von den, Gefegreviforen (Motive zu $. 27 des Entm. 

. 54.)undvon Bornemann (Syſtem Bd. 5. ©. 53.) getheiltund Robe 1) 
meißt aus den einzelnen chriftlichen Ehegefeßen nah, daß ein Zube 
durch feine Religion durchaus nicht. verhindert: fei, fich denfelben zu unters 
werfen 2). Ä | 

2) Komputation der Verwandtſchaftsgrade. 

Zerlinden, a. a. O. $. 412. ff: 

‚Auf Grund des Gutachtens des Dberlandrabbinerd v. 20. März 1800 
bat: die Ofipreuß. Regierung. angenommen, daß bei der Succeffion der Zus 
den bie Berechnung der Grade nach der Komputation. des Kanonifchen 
Rechts üblich fei. Das erwähnte Gutachten?) lautet. dahin: 

Auf: Verlangen der Sara, Tochter des hierfelbft verftorbenen Schugjuben Hirfch Mars 
kus, wird hiermit pflihtmäßig atteftirt, daß bei der jüdifchen Nation der dritte Grad 
der Seitenverwandichaft heist, und. hiernad) rechtlich beurtheilt wird, wenn die Groß: 
eftern leibliche. Geſchwiſter geweſen. Diefem zufolge ift die Tochter des verftorbenen 
Hirſch Markus.mit dem verjtorbenen Alerander Mofes zu Königsberg im dritten Grade 
verwandt. Berlin am 30, März 1800. 

Hirſchel Loͤbel. 


(Stengel Bd. 14, ©. 128. Rabe Bd. 6. ©. 73,) 
3) Ian Anfehung der bei Einfchreitung der zweiten Ehe nothwendigen 
Auseinanderſetzung mit den Kindern erſter Ehe: vergl. sub Hk (U. R, U. 
2. $. 187. Anh. $. 89. und 8. O. v. W. März 1836,): 


\ II. 


Ehegelöbniſſe. 
Moſes Mendelsſohn a. a. O. 4. Hauptſtuick. 2, Abſchn. SI. 3—5, 

Daß. dad Ehegelöbniß, bei Juden nicht zu den Handlungen zu. rechnen, 
welche wegen. der Berfhiebenheit: der. Religionsbegriffe und des. Kultus: 
unter den. Juden an- befondere gefegtiche Beſtimmungen gebunden. find, 
mithin nach dem Ep. v. 11, März 1812 in Beziehung, auf diefelben das 
gemeine, Recht und nicht; die, jüdiſchen Ritualgefege zur, Anwendung kom⸗ 
men, führt fehr richtig ein Erfenntniß ded Inſtr. Senats ded Kammerge⸗ 
richt vom Jahre 1823 aus *). | 





1) Gentralbt. 1837. ©. 1162 ff. 
2) Dem tritt Hälfchner im Centralbl, 1840 ©. 249 ff. entgegen, 
2). Auf Juden, die das. Staatsbürge nach bem Ed. v. 14; März, 1812, oder 
die Raturalifation nach dev B; v. 1». Juni, 1833 erlangt haben, hat dies Feine 
Anwendung. 
4) Be I. S. 128 bis 145, wo bie betr, früheren Progepfchriften mitges 


8 
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III. 


Aufgebot und Trauung. 


Moſes Mendelsſohn 4. Hauptſt. 1. Abſchn. ©, 75 ff. 
Terlinden, a. a. D, $$. 418 ff, h 


Ueber Aufgebot und Zrauung der Juden find die folgenden Beftimmun: 
gen ergangen, von denen die K. O. v. 29. März 1836 diefe Verhältniſſe 
für die geſammte Monarchie!) mit Ausnahme ded Gerichtd-Beyirkd des 
Db. Appell. Gerichts zu Köln ordnet. J 


1) Bereits das Ed. v. 11. März 1812 hatte im $. 25. beſtimmt, und 
für Pofen enthält die V. v. 1. Juni 1833 im $. 15. diefelbe Anordnung, 
daß an die Stille ter, nah L. R. 11. 1. $. 136. zu einer vollgültigen Ehe 
erforderlichen Zrauung beiden Juden die Zufammenkunft unterdem Trauhim⸗ 
mel tsitt und das feierliche Anſtecken des Ringes, und. dag dem im $. 138. 
verordneten Aufgebote die Tekanntmachung in der Synagnge gleicy zu 
achten. Hieran reihen ſich demnächit die folgenden Beftimmungen : 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 31. Juli 1818 
an den Banquier Herz Beer zu Berlin. Trau:Rituale unter Juden. 

Auf Ihre Vorftellung dv. 28. d. M. dient Ihnen zur Refolution, daß, da nad) $. 17 
des Ed. v. 11. März 1812 inländiſche Juden unter fih Ehebündniſſe fliegen können, 
ohne hierzu einer befonderen Genehmigung oder ber Löfung eines Trauſcheines zu bes 
dürfen, fofern nad) allgemeinen Vorſchriften der Erlaubniß zur Ehe felbft nichts ents 
gegenfteht, und da nad $. 25. deſſelben Edikts bei den Ehen der Juden an die Stelle 
der zu einer chriſtlichen vollgültigen Ehe erforderlichen Prieſterlichen Trauung die Zu— 
ſammenkunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes tritt, und 
dem für chriſtliche Ehen verordneten Aufgebote die Bekanntmachung in der Synagoge 
gleich zu achten iſt, die von Ihren Söhnen abzuſchließenden Ehen in bürgerlicher Din: 
ſicht volle Kraft und Gültigkeit haben, wenn die hier erwähnten angeorbneten Foͤrmuͤch⸗ 
keiten beobachtet werben, und es lediglich Ihnen überlaffen bleibt, ob und welche ander: 
weitige Feierlichkeiten Sie noch nad) jüdifgen Ritual-Vorſchriften beobachten wollen, 
indem legtere auf die bürgerliche Gültigkeit der abgefchloffenen Ehen von gar feinem 
Einfluß fein Eönnen, (Ann. 1, ©, 727.) 


3) DB. der K. Reg. in Minden v. 15. Febr. 1818. Die im Audlande 
zu vollziehenden Zrauungen jüdifcher Brautpaare, 

Das X. 2. R. Thl. 1. Zit. 1. $. 137, will zwar bie Vollziehung einer gültigen Ehe 
zwifchen Perfonen eines fremden im Staat gebuldeten Religionsbekenntniffes lediglich 
nad) den Gebräuchen ihrer Religion beustheilt wiffen; dadurch ift aber für folhe Pers 
fonen keinesweges die Befolgung ſolcher allgemeinen Landesgefetze ausgefchloffen, welde 
die Sicherung bürgerlicher Verhältniffe gegen irgend eine durch Ehevollziehung ihnen 
drohenden Verlegung oder Verwirrung zum Gegenftande haben, 

Es ift daher ein Mißbrauch, wenn. Perfonen jüdifher Religion ſich im Auslande 
trauen laſſen, ohne vorher, wenn fie auch fonft durch das im Auslande braründete Dos 
micil bes andern Theil dazu befugt find, dem Dber-Rabbiner, zu deffen Sprengel fie 
gehören, bavon Anzeige gemacht, und deſſen Befcheinigung über Abweſenheit bürgers 


x 


licher, ihren Vorhaben entgegen ftehender Hinderniffe erhalten zu haben. 


Und da diefer Miftraud), den an uns gelangten Berichten zu Folge, im Regierungs: 
Bezirk einzureißen beginnt, fo finden wir uns veranlaßt, dagegen zu verorbnen, wie 
olgt: 

1) Jede innerhalb unfers Regierungsbezirk bürgerlich wohnhafte Perfon, welche 
fi im Auslande trauen läßt, ohne vorher bei * Ober⸗Rabbiner ſich gemeldet, 
und die vorgedachte Beſcheinigung extrahirt zu haben, hat allein durch dieſe 
Unterlaffung eine polizeiliche Geldbuße von fünf Thalern verwirkt, welche auf 
Anzeige des Ober-Rabbiners durch die betreffende landräthliche Behörde fofort 
eingezogen werden foll, 
2) IR die Zrauung außer Landes außerdem in ber böslichen Abficht gefchehen, die 
dieffeitigen Landesgeſetze in irgend einer Beziehung zu umgehen ober unwirkfam 


) Inöbefondere auch für die gemeinrechtlihen Diftrikte, 
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zumachen, fo kommt die Strafbefiimmung bes A. U R. Thl. II, Zit. I. 5: 170. 
zur Anwendung. 
3) Der DOber-Rabbiner Tann das bei ihm nachgeſuchte Atteft nur in ſolchen Fällen - 
‚verweigern, wo durch bie Ertheilung ein Gefeg übertreten, ober die Uebertre: 
‚ tung eines Gefeßes veranlaßt werben würde, Br 4 
Die Herren Landräthe und die Ober-Rabbiner bes Regierungsbezirks find mit Voll⸗ 
ziehung diefer Verordnung beauftragt, welche durch das Amtsblatt und außerdem in 
allen Synagogen bed Regierungsbezirks publiciet werden fol. ns J 
(Ann. II. H. 1. ©. 71.) a. 
4) Dad R.v. 10. Nov. 1823 über denfelben Gegenftand vergl. Thl. I. 
Abthl. 1. Abſchn. X. Kap. II. 


5) Refol. terfelben Min. v. 23. Mär; 1825 an den Vic Ober-Rant- 


Rabbiner Herrn N. N. Vollziehung jüdiſcher Ehen und die Berhältnifle der 
Rabbiner rüdfichtlich. derfelben. | 

Die unterzeichneten Min. können ſich zu der von Ihnen mittelft Vorftellung v. 17. 
v. M. ungehörig bei dem K. Juſtiz-Min. in Antrag gebrachten Deklaration des $. 25 
des Allerh. Ed. v. 11. März 1812 nicht bewogen finden. 

In dieſem $. find die gefeglichen Erforderniffe einer vollgultigen Ehe unter Zuden 
gerau angegeben, und das Intereffe der Staates Behörde beſchränkt ſich darauf, auf bie 
Beobachtung der diesfälligen Vorfchriften zu halten. 

Dagegen liegt derfelben nicht ob, auch die Anwendung der nach jüdiſchen Ritual: 
Gefegen bei der Vollziehung von Heirarhen üblichen Gebräuche zu Eontrolliren, indem 
fotche bei den Belennern einer blos gebuldeten Religion lediglich dem Gewiſſen eines 
jeden Einzelnen überlaffen bleiben muß. Am merken kann ben jübifchen Rabbinern 
ein ausſchließliches Recht, Zrauungen (die nach den Beflimmungen des angeführten 
Edikts in dem bezeichneten $. zu einer vollgültigen Ehe überhaupt nicht erforderlich find) 
entweber felbft vorzunehmen, oder durch fpeziell von ihnen dazu ermaͤchtigten Perfonen 
vornehmen zu laffen, zugeftanden werben, weil den. Rabbinern der Juden überall keine 
potestas ecclesiastica im gefeglihen Wortverftande beigelegt ift *). 

Die in Bezug genommene A. K. D. v. 9. Dec. 1823 ift übrigens auf bie bei ber 
Vollziehung jüdiiher Ehen ftattfindenden Geremonien gar nicht anzuwenden, indem 
jelbige blos. Beftimmungen darüber enthält, in welcher Art der öffentliche Gottesdienft: ; 
in den Synagogen abgehalten werben foll. (Ann. IX. &. 107.) 


6) R. derfelben K.Min.v. 24. Febr. 1826 an die K. Reg. zu Magdeburg. 
Schließung der Ehen unter den Suden. 

Der $. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 12. d. M., betreffend die bei. 
Schließung der Ehen unter. den Israeliten zu beobachtende Korm, zu erkennen gegeben, 
baß eine allgemeine Norm hierunter im X. 8. R. Thl. 11, zit. 1, is. 136 bis 138, fid) 
findet. Für alle Religions: Partheien ift hier vorgefchrieben, daß der Trauung jebes- 
mal ein Aufgebot vorhergehen muß. Das Aufgebot der fich verheirathenden Juden 
muß in der Synagoge geichehen, und es ift von Polizei wegen darauf zu halten, daß 
folches nicht unterbleibt, fondern auf eine dem Zwecke entſprechende Weife vorgenommen - 
wird, 

In welder Korm die Juden übrigens ihre Ehen vollziehen wollen, kann ihnen inner 
halb ber Grenzen ihrer Religions:Gebräuche überlaffen bleiben. 

(Ann, X. ©, 355.) F 
7) Schr. derſelben K. Min. v. 19. Mai 1829 an das K. ıc. Pupillen: 
Kollegium zu Berlin. Gültigkeit jüdifcher ohne Zrauungen gefchloffener 
Ehen. 

— K. Pup. Kollegium erwiedern wir ergebenſt auf das Schreiben v. 81. Maͤrz 
e., daß, ba zur bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe unter Juden gar keine Trauung durch 
einen Rabbiner erforderlich ift, es auf die Anfichten des Rabbinats-Affeffore N. von der 
Zuläffigkeit der Eheverbindung zwifchen der N. und dem N. nicht antommen Tann, ſo⸗ 
bald dieſe Brautleute ſich Darüber hinwegſetzen wollen, daß ihre Verbindung nach jüdi⸗ 
ſchen Religionsbegriffen nicht zuläſſig iſt. Der Obrigkeit genügt es, daß nach den Lan⸗ 
desgeſetzen kein Ehehinderniß obwalte, und daß die Ehe auf die im A. Ed. v. 11. März 
1812 $. 25. vorgeſchriebene Weiſe abgeſchloſſen wird. 

Bei etwaniger Weigerung des N. N., die jübifhen Trauungs-Ceremonien zu vers 
richten, kann derſelbe dazu, den Gefegen feiner Religion entgegen, nicht angehalten wer— 


1) Vergl. das R, v. 12. San. 1837 sub Nr, 12, ö 
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den. Die Bekanntmachung in’ der Shnagoge aber, welche gefetglich ale Aufgebot ai, 
darf der Vorftand der jüdifchen Gemeinde dahingegen v7 verfagen, indem bies kein 
gottesdienſtlicher, fondern ein weſentlich bürgerlicher Aft iſt. (Ann. XIII. ©. 295.) 

8) C. R. des K. Min. d. Inn. u. d. P. (v. Brenn) v. 25. Juli 1831 
an ſämmtl. K. Reg., ausfchließlich der Rheinifchen, jedoch auch refp. an bie 
König. Regierung; zu Düſſeldorf. Schließung jüpifcher Ehen. 

Es ift zur Sprache gekommen, daß bei Schliefung jübifcher Ehen diejenigen Bor 
fhriften vernadyläßigt worden find, weldhe das A. L. R. ſordohl wegen der Ehehinders 
niffe, als wegen der Auseinanderjegurig. mit. den Kindern erſter Ehe bei Abſchließung 
einer zweiten, ertheilt hat. Da die Zrauungen der Juden nicht immer von gottesdienſt⸗ 
lichen Beamten verrichtet werben, ſondern auch andere juͤdiſche Hausväter dazu gebraucht 
werben können, welchen man-die Beobachtung der Grfege von Amtswegen um fo weniger 
aufgeben kann, ald.nicht einmal eine gehörige! Kenntniß derfelben- bei ihnen im Allge— 
meinen voraufzufegen ift; fo ift es für angemeffen erachtet worden, ſich deshalb am die: 
jenigen jüdifchen- Beamten oder Bevollmächtigten berisraelitifhen Religionsgeſellſchaften 
su. bakten, bei welden das Aufgebot in ber Synagoge vor erfolgter Zrauung 
ihrer Glaubensgenoffen nachgeſucht werden muß. SSR ENT OR 

Diefe hat die K. Reg. (die Reg. zu. Düffeldorf in denjenigen Theilen ihres Bezirks, 
in weldjen das A. L. R. gilt) anzumeifen; ;,, 

bei perfönlicher Verantwortlichkeit diejenigen Pflichten, welche das A. 2. R. Thl. I. 

Tit. 1. $. 147. und Zit. 2. $, 178. Anh. 89, den: hriftlichen, Pfarrern auflegt, zu 

erfüllen, auch das Aufgebot nicht eher, als biß dem vorgefchriebenen Erforderniſſen ge: 

nügt iſt, zu veranlaffen oder zu: geftatten, bei eintretenden Zweifeln aber ſich an bie 
fompetente Gerichtöbehörbe- zu wenden, unter beren DisziplinarsXufficht fie in 

Beziehung auf diefe Angelegenheit geftellt werben, 

Hiernach werden von Seiten des K. Juftiy- Min, auch die: Gerichtsbehörden: angewiefen 
werden ';., (Ann, XV. ©. 782.) | ae 2 j 

9.R; deſſelben K. Min. (Köhler) v. 5. Dre. 1831 an die K. Reg. zu 
Gumbinnen. Aufgeböte jüdiſcher Glaubensgenoſſen. 

Oer K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 28. Okt: dv. J., nad) erfolgter Rückſprache 
mit dem Ki Zuft: Min., ermoiedert, daß ba, wo keine Synagogen vorhanden find, freilich 
nichts anderes übrig bleibt, als die Anfgebote jüdiſcher Gtauberisgenoflen in dem Sur: 
rogate ter Synagogen, den Betſtuben, zu geftatten. (Ann. XV. S. 764.) 

10):@. Bd. 8. Reg: zu Pofen v. 31. Aug. 1834 an ſämmtl. K. Land; 
räthe. Die dad Aufgebot vertretenden Bekanntmachungen “der jüdifchen 
Heitathen. | 

In Erwiederung Ihrer Anfragen v. 26. d. M., wie viel Mal? in welchen Zmifchen: 
täumen?'-und an weldheh Tagen die das Aufgebot vertretenden Bekanntmachungen 
der jüdischen Heirathen erfolgen-follen? verweifen wir Sie auf die Analogie des $. 151. 
zit. 1. Thl. II, des A. 2. R., wonach die gedachten Bekanntmachungen in der Regel 
brei-Sabbathe hintereinander in der Synagoge zu veranftalten find. — Dispenfationen 
don der dreimtaligen Bekanntmachung find nach Analogie des $. 152. 1. c. bei Ihnen 
felbft nachzuſuchen, in fofern Sie die vorgefegte Behörde der betreffenden Korporatiom 
fin, (Ann; XVIH.S; 719.) 

11) A. K. O. v. 29. März 1836 an dad Staatöminifterium. Aufgebot 
und Erauungen der jüdifchen Religionsverwandten:. 

Aus dem Berichte des Staatsminiſteriums v. 16, d. M. habe ich erſehen, welche 
Bmeifel Über die Anwendung der Vorſchrift im $. 27. Zit. 11. Thl. IL. &. R., fo weit 
fie die Erforderniffe bei den Trauungen jüdischer Religionsverwandten betrifft, von den 
Behörden in den Regierungsbezirken Oppeln und Pofen erhoben worden find. Mit 
Beziehung auf die Beftimmung im $. 137. Zit. 1. Thl. II. L. R., nad) welcher die 
Bollziehung einer vollgültigen Ehe zwifchen Perfonen fremder, im Staate geduldeter 
Religionsbefenntniffe lediglich nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt wird, ver: 
weile Ich zunädhft, was das Erfordernig des Aufgebots ($. 138. I. c.) betrifft, auf den 
$. 25 der V. v. 11. März 1812°, und namentlich für die Provinz Pofen auf den $. 15 
ber ®. v. 1. Juni 1833, wonad), ftatt des Aufgebots in ber chriftlichen Kirche, die Ver 
kanntmachung in ber Synagoge gefchehen muß, In Rütfiht auf die a 
baß dei Zrauung Fein gefegliches Ehehinderniß entgegenftehe ($. 440. Zit. 11. Thl. IE 
£. R.), und daß entweder die Audeinanderfegung mit den Kindern’ a.us einer früheren 


— — 








2) Dies ift durch R. v. 30, Zuli 1831 gefchehen. (Ann. XV. 763.) 
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Ehe oder die Erlaubniß det vormundfchaftlihen Behörde zur Eingehung ber zweiten 
Ehe ($. 18. it. 1. Thl. II. 2. R.) erfolgt fei, kann die Anwendung des $. 27. Zit. 11. 
Thl. 1,2. R. Fein Bedenken finden, und es wird dieferhalb, fo wie wegen der Prokla⸗ 
mation nur der Belehrung der Behörden in den vorgebachten Regierüngebezirken bedfir= 
fen. Ich überlaffe den betreffenden Minifterien, diefe Belehrung zu verfügen. Damit 
jedoch die Vorfchriften des Landrechts und der V. v. 11. März 1812, als die öffentliche 
Drdnung bezweckend, auch in denjenigen Randestheilen befolgt werben, in welchen durch 
anderweite gefeglidhe Anordnungen nod nicht dafür geforgt worden, beftimme Ich zus 
gleich, nach dem Antrage des Staatsminifteriums, daß aud in Neuvorpommern und 
im Oftrheiniichen Theile des Regierungsbezirks Koblenz die obgedachten Vorſchriften bei 
den Zrauungen ber Zuden beobachtet werben follen, weshalb dieſe Ordre durch die Amts— 
blätter jener Landestheile befannt zu machen ift. In wie weit es erforderlich, in den: 
jenigen Landestheilen, in welchen zwar das Tandrecht gefegliche Kraft hat, aber bie V. 
v. 11. März 1812 nicht eingeführt ift, hinfichtlic der Proflamation in der Synagoge, 
eine befondere Bekanntmachung zu erlaffen, gebe ich der weitern Erwägung des Staats 
minifteriums anbeim. Friedrich Wilhelm. 
(Ann. XX. ©, 352.) : 

12) Lirk. R. der K. Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenflein), der 
Suft. (Muüpler) u. d. P. u. d. J. (v. Rochow) v. 12. San. 1837 an 
fämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Aachen und Zrier, fowie an 
die betreffenden Provinzial» Juftiztollegien ıc. Aufgebot und die Trauung 
jüdifcher Religionsverwandten. 

Die Zweifel, weiche bei Anwendung der Vorfchrift des $. 27. Zit. 11. Thl. II, des 
A. L. R. auf die Zrauungen juͤdiſcher Religionsverwandten von ben Behörden in den 
Regierungsbezirken Oppeln und Pofen erhoben worden find, haben das 8. Staatsmini⸗ 
fterium veranlaßt, eine Smmediat: Entfheidung Seiner Majeftät des Königs eins 


zubolen. 

— ——— haben hierauf die umſtehende K. DO. v. 29. März v. J. zu erlaſſen 
und darin 

1) zu beſtimmen geruhet: 

daß an die Stelle des Aufgebots in der chriſtlichen Kirche, die im Ed. v. 11. 

März 1812 und im $. 15 der V. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum 

Pofen vorgefchriebene, der Erauung vorhergehende Bekanntmachung in der Sy⸗ 

nagoge treten foll; | 
und 

2) die Nachweiſung für nothwenbig erflärt: 

daß der Trauung kein gefeglihes Ehehinderniß entgegenftehe 
($. 440; Zit. 11. Thl. II, des A. & R.) und daß entweder die Auseins 

“anderfesung mit den Kindern aus einer früheren Ehe, oder die Erlaubniß 
* — — Behörde zur Eingehung der zweiten Ehe (5. 18 a, a. D.) 
erfolgt fei. 

Diefe Vorfchriften follen, als die öffentliche Drbnung bezwedend, aud in Neuvor> 
pommern und im Ofteheinifchen Theile des Regierungsbezirts Koblenz und eben jo in 
denjenigen tandestheilen befolgt werden, worin zwar das X. L. R., aber nicht das Ed. 
v. ag März 1812, die bürgerlihen Verhältniffe der Juden betreffend, Geſetzes— 
fraft hat. 

In Gemäßheit diefer X. Entfheidung unterliegen Rabbinner, Synagogenvorfteher 
und jüdifhe Hausväter — denen nad) den Ritwalgefegen die Befugniß zufteht, unter 
Beobachtung gewifler Körmlichkeiten Zrauungen ihrer Glaubensgenoffen vorzunehmen r 
wenn fie den oben angeführten gefeglichen Vorſchriften zuwider handeln, benfelben Straf: 
beftimmungen, nad) denen gleiche Pflichtverlegungen der chriftlichen Pfarrer zu beurtheis 
Ien find. x ER. Thl. I. it. 1. Si. 149. 155 in Verbindung mit Zit. 20. $$. 35, 
503. Thl. 1. Zit. 6. $. 26.) u 

Die K. Reg. haben die Unterhehörben ihrer Departements und namentlich die Rab: 
biner und Synagogenvorfteher mit. näherer Anmweifung zu verfehen, und ihnen insbefons 
dere dabei bemerklich zu madyen, daß die das Aufgebot vertretende Bekanntmachnng in 
der Synagoge des Wohnorts beider Verlobten gefhehen muß, oder, wenn ſich eine 





— —— — —— 


1) Dieſe Anſicht wird auch in ben R. v. 23. Maͤrz 1825 (oben sub 5), dv. 10. 
Nov. 1823 (oben sub No. 4.) und dem unten folgenden R. v. 17. Febr. 1840 
ausgefprochen und eben fo in ben Thl. J. Abth. V. Abſchn. X. Kap. IE, geges 
benen R. v. 24. April 1821. 
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folhe an dem Wohnorte des einen ober andern von ihnen nicht befindet, in derjenigen 
inländifhen Synagoge, weldye dem Wohnfige diefes Verlobten am nädhften liegt. 

Bethäufer, denen kein Rabbiner vorfteht, Fönnen bie Stelle der Synagogen zum 
Zwed ber age nicht vertreten. 

Es ift fodann die Ginrüdung diefer Verf. und der X. K. O. in die Amtsblätter der 
Provinz zu beforgenz; aud) haben die K. Reg., und eben fo die Provinzial:Landes:Zuftizs 
Kollegien und die denfelben untergeordneten Behörden, ſich nad dem Inhalte diefer 
Verordnung gebührend zu achten. (Ann, AXI. ©. 87.) 

13) R. derfeiben K. Min. v. 19. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Franf: 
furt, und abfhriftlich an die K. Reg. zu Marienwerder und Erfurt. Auf: 
gebote jüdifcher Ehen in Synagogen und Bethäufern. 

Sn dem Berichte v. 11. Mai v. 3., die Bekanntmachung der von Juden beabfichtig: 
ten Ehefchließungen in den Synagogen betr., hat die K. Reg. diejenigen Gründe bereits 
rihtig hervorgehoben, aus denen die Meinung ber unter dem 12. San. 1837 von 
den unterzeichneten Min. erlaffenen C. B. nicht füglich dahin hat gehen Eönnen, daß 
ſolche Aufgebote jüdifcher Ehen nur in den Synagogen der wenigen mit einem wirklichen 
Rabbiner verfehenen jüdifhen Gemeinden gefchchen dürften. Es Eönnen biefelben 
vielmehr unter den näheren Mafgaben obiger &. ®. bei jeder inländifchen auf 
geſetzmäßige Weife als eigenthümliches Inftitut der betr. jüdifhen Gemeinde errichteten 
Synagoge, fo wie aud in ſolchen, von minder zahlreichen oder vermögenden Judenge 
meinden etwa nur als gemiethetes Lokal unterhaltenen Bethäufern ftattfinden, melde 
den Synagogen in Betreff ihrer dauernden Beftimmung und Einrichtung für ben 
jüdifhen Kultus, fo wie in Betreff ihrer Leitung durch beftimmte, ordnungsmäßig 
ald Gemeindebeamten beftellte, und für legaled Verfahren bei den Kultus und Re 
ligionshandlungen verantwortliche Vorfteher, gleich kommen. Ausgefchloffen bleiben 
dagegen diejenigen Bet-Lokale, deren ſich die an einem Orte ober in einer Gegend etwa 
nur vereinzelt wohnenden Juden, wenn aud zu gemeinfchaftliher Andahtsübung 
unter polizeilicher Geftattung, body ohne fonftiges Beſtehen eines wirklichen Gemeinde: 
Verbandes, bedienen. j 

14) Verf. des K. Min. d. 3. u. d. Pol. (v. Rochow), an die K. Reg. 
zu N. v. 17. Febr. 1840. Vollziehung jüdifcher Zrauungen. 

Der 8. Reg. erwiebdere ich auf Ihren Bericht v. 30. v. M., die Verantwortlichkeit 
des Land:Rabbinerse N. für eine in feinem Aufirage unternommene Trauung betreffend, 
daß ich der deshalb mir vorgetragenen Anficht nicht beiftimmen kann, Jeder Jude, fei 
er Rabbiner oder bloßer Hausvater,. welcher eine jüdifhe Trauung unternimmt, ift in 
Beziehung auf dieje Handlung Beamter, folglid der Disziplinargewalt der Behoͤr⸗ 
ben untergeben, und für diefe Handlung, gleich einem chriſtlichen Pfarrer, verantwort: 
lih. Der N. ift dies um fo mehr, da er fi) felbft, in Kolge deö mit der Judenſchaft 
ahgefchloffenen Kontrakts, als denjenigen gerirt, welcher jüdifche Zrauungen allein zu 
bejorgen berechtigt ift, und infofern er fie perfönlich nicht vollziehen kann, den Auftrag 
bazu zu ertheilen hat, Ertheilt er einen ſolchen Auftrag, fo ift die Trauung immer als 
von ihm felbft vollzogen zu betrachten. Er ift daher auch verpflichtet, ſich felbft zu über: 
zeugen, ob dasjenige, was nad den Gefegen einer Trauung vorausgehen muß, aud 
wirklich vorausgegangen fei, und bleibt, wenn er dies unterlaffen, für die von feinem 
Mandatar begangenen Verſehen verantwortlich. Im vorliegenden Kalle kann die in dem 
Kommiffario enthaltene Weifung, alle gefeglihe Vorſchriften zu beobachten, welde 
babei gebräu lich, den N. vor dieſer Verantwortlichkeit um fo weniger fchügen, 
als diefe Ausdrüde nur auf das jüdifche Ritualgefes, nicht aber auf das beftehende bür: 
gerliche Gefeg zu beziehen find. 

Der N. hat alfo gegen die X. K. O. v. 29. März 1836. und bie zu deren Ausfüb: 
rung unterm 12. San. 1837, erlaffene Min. Verf. gefehlt, daher die K. Reg. bie Sache, 
unter Mittheilung gegenwärtiger Werfügung, an die Zuftizbehörde abzugeben und auf 
Beitrafung deffelben, nad) vorgängiger gerichtliche Unterfuhung, anzutragen hat. 

Im Uebrigen finde ich nach der dargeftellten Sachlage Feine Veranlaffung, den. alz 
“ Zrauungen allein berechtigt anzuerkennen, und ihn bei diefem Anſpruche und bei Er 

ebung der für foldye Handlungen einzuziehenden Gebühren zu fhügen. Vielmehr bleibt 
eö jedem Juden überlaffen, fi wegen einer Trauung an andere Perfonen zu wenden, 
welche nad) dem Ritualgefege dazu berechtigt find, und ſich mit diefen wegen der Ge 


bühren zu vergleichen. Deshalb bedarf es aber einer weitern öffentlichen Befanntma: 


hung nicht, da es durch die obgedachte A. K. D. und die erlaffene Minifteriafverfü: 
gung bereits fefifteht, daß Jeder, welcher eine jüdifche Trauung verrichtet, für die Be 
obachtung der Vorſchriften des bürgerlichen Gefeges verantwortlich bleibt, 

(V. M. Bl, 1840, Nr. 23.) - ’ 


N 
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15) In Anfehung der Gebühren ber Synagogen: Diener bei jüdifchen 
gie fpricht ſich das Gutachten des Bice-Oberlandrabbiners v. 8. Zuli 
aus: 


a. 
RequifitiondsSchreiben bes Magiftrats zu Danzig. 

Es find über die Bezahlung der Gebühren an den Schulbedienten oder Kantor, bei 
einer jüdifchen Zrauung bierfelbft, Streitigkeiten entftanden, bei deren Entfcheidung es 
vorzüglich auf die durch eine erpreffe Taxe oder das Herkommen als gewöhnlich ange: 
nommene Säge über folgende Punkte ankommt: 

1) Für das Bitten der Hochzeitgäfte? 

2) s = Yuffesen des Baldachins bei ber Trauung? 

3) = s Holen und Hinbringen der Stangen dazu? 
» ‚Halten des Glafes bei der Trauuug? 
» Beimohnen ber Zeremonien als Zeuge? 

6) = die Unterfchrift ber dreifachen Kontrakts-Exemplare? 
Da wir nun erwarten bürfen, daß diefe Angelegenheit in Berlin ganz regulirt fein wirb, 
fo erfuhen wir den Herrn Ober:tandrabbiner hierdurch dienftergebenft, uns entweder 
bie bort eingeführte oder approbirte Taxe felbft mitzutheilen, oder uns, wenn folches 
blos auf Herkommen beruhen follte, gefäligft Auskunft zu geben, wie wiel dort den Kan⸗ 
toren an Gebühren in den benannten Fällen bezahlt werden muß, wenn bie verfchries 
bene Morgengabe etwa 150 Rthir. beträgt. 

Danzig, den 6ten Zuni 1806, 
SGräfident, Bürgermeifter und Rath. 
An den Heren Ober-Landrabbiner zu ern. 


Gutachten des Vice-Ober-Landrabbiners. 

Auf Em. ıc. geneigte Zufchrift und Anfrage v. 6. v. M., welches eher zu beantwors 
ten, mir bie vielen Gefchäfte, mit welchen ih jest befonders überhäuft bin, unmöglid 
gemacht haben, — erwiebere ich hierdurch dienſtſchuldigſt ganz ergebenft: 

Daß über die mir in gebadhtem Dero geneigten Schreiben vorgelegten Punkte, die 
Gebühren der Schulbedienten bei einer juͤdiſchen Trauung betreffend, zur Zeit feine eins 
geführte approbirte Taxe eriftiret, und find diefelben nur nad) dem eingeführten Ges 
brauche folgendermaßen zu beftimmen; nämlid: 

ad 1. der gedachten Punkte, wird für das Einladen der Hochzeitögäfte dem Gemeins 

be: Bedienten, ald welchem dieſes Gefchäft gemeiniglich aufgetragen wird, 16 gGr., 
und wenn der Gäfte viele find, 1 Rthlr., das allerwenigfte, bezahlt. Reiche Leute 
aber geben auch wohl 2 Rthlr. 

ad 2, 3 und 4. wird dem Synagogen: Bebdienten, welcher bie in diefen Punkten ent: 

-  baltenen Dienfte verrichtet, und auch den Wein, zum Segensiprud unter dem 
Baldadin, beftellet, mit 1 Rthlr. vom gemeinen, 1Rthlr. 8 Gr. vom bemits 
teltern, und 2 Rthlr. vom reichen Manne bezahit. Und da endlich 

add und 6. die Zeugen zur Zeremonie unter dem Baldachin eben diefelben find, welche 

bie brei Kontrakts-Exemplare, und zwar 
1) Die Verfchreibung der Morgengabe,. fogenannte Chetubba, welde allein 
unter dem Baldachin vom Rabbi laut abgelefen und biefelbft auf Pergament 
gefchrieben wird, | 
2) die VBermehrungs:Verfcyreibung, und 
3) die zweiten Ehepakten, fchreiben.und unterzeichnen: _ | 
fo wird für bie erfte 1 Rthlr. 4 gGr. und für jede der zwei legten 16 gGr. des aller; 
wenigften bezahlt. Der Reiche hingegen zahlt nach Belieben mehr, ꝛc. ı€. 
Berlin, den 8. Zuli 1806. 
(Heinemann a, a. D.1. ©. 357.) 


or 
— 
De | u 7 


IV. 
Eheſcheidung. 


Michaelis, moſaiſches R. Thl. U. ©, 130 seq. 
MofessMendelsfohn a. a. D.$. 12. ©. 214. 
Zerlinden a. a. D. $, 437 zeq. 


A. Gerichtsſtand. 
Die Eheſcheidungs Prozeffe der Juden gehören vor die ordentlichen Ges 
richte. Hierüber bemerkt; | 
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1) für die Gebiete, in denen das XL. 8. R., aber nicht dad Ep. v. 11. 
März 1812 und 1. Juni 1833 gelten, dad R. v. 17. San 1812. 


Das K. D.standesgeriht von Schlefien hat nad) feinem in der N fchen Eheſcheidunge⸗ 
ſache eingegangenen Berichte v. 20. Dec. v. J. zwar nunmehr angenommen, baß biefe 
Sache quond eflertus civiles vor die ordentliche Givil-Obrigkeit gehöre, verlangt aber 
noch darüber beſchieden zu werden, ob dabei einzig. nur dem hriftlichen Ehegefegen nad; 
zugeben, ober vielmehr, foweit biefelben mit dem jüdifhen Ritual unverträglich feien, 
diefen vorzugsweife volle Wirkſamkeit einzuräumen fei? 


Allem Vermuthen nad) gehet ber Sinn dieſer Krage zunächft dahin: ob die in dem X. 
ER. Thl. II. Tit. 1. $. 668 seqq. feftgefesten erheblichen Urfachen der Scheidung aud 
auf die Zrennung einer Juden-Ehe durch richterlichen Ausſpruch Anwendung finden? 
und in diefem Sinne ift es unbedenklich, die Frage zu bejahen, weil die Ehe, in fofern 
fie, ohne Rüdfiht auf Religionsmeinungen, als ein bürgerlicher Vertrag angefehen 
wird, auch nad) bürgerlichen Gefegen beurtheilt und folglich getrennt werden muß, 
fobald ein Theil darauf wegen ſolcher Pflichtverletzung des andern Zheiles anträgt, 
welche die Zwecke einer vernünftigen Ehe vereiteln, und wohl gar die Gefundheit und 
das Leben eines Ehegatten in Gefahr fegen, wie diefes in der R.fchen Sache nach ber 
Behauptung ber Klagerin wirklich der Fall fein fol. Won einem Ritual, welches den 
beleidigten Theil nöthigen follte, eine ſolche unglüdliche Ehe nicht nur auf Koften fei: 
ner häuslichen Ruhe und Privatficherheit, fondern auch zum Öffentlichen Anftoß und 
Aegerniß ſchlechterdings fortzufegen, kann alfo nicht die Rebe fein. ben fo wenig 
kann das Ritual in den bürgerlichen Wirkungen der vom Richter auf den Grund der Gi: 
vilgefege für zuläffig erklärten Ehefcheidung etwas ändern; vielmehr muß fich Der Zube 
in ber Regel allen Anordnungen bes Staats, beffen Schug er genießt, wie jeder andere 
Unterthan unterwerfen. ine Ausnahme läßt ſich nur alddann rechtfertigen, wenn fie 
nöthig wird, um den Eultug der Juden nicht‘ zu beeinträchtigen, noch der Gewiffene: 
frei et derfelben einen unbilligen Zwang anzulegen. Dies kann der Fall fein, wenn 
ein jübifcher Ehegatte den Grund der Eheſcheidung felbft aus dem Ritual herleitet: + 
3. aus ber Uebertretung der Geremonialgefehe, oder, wenn es darauf ankommt, ob 
bie Frau zur zweiten Ehe zu fchreiten berechtigt und der Mann zu diefem Behuf ihr den 
Sceidebrief zu geben verpflichtet fei?t Da in diefen und andern ähnlichen Fällen das 
Ritualgefeg von der Eivil-Obrigkeit allerdings berüdfichtigt und dem Gewiffen des Zu: 
ben die erforderliche Freiheit gelaffen werden muß. Das K. O. Landesgericht wird bei 
näherer Erwägung diefer Anfichten keine Schwierigkeiten finden, die N.fche Ehefchei: 
bungsfache ferner zu leiten, und bleibt bemfelben auch ganz unbenommen, des Rabbis 
ners fich zu bedienen, und benfelben zum Verſuch der Sühne zuzuziehen. 

(Jahrb. Bd. 1. S. 23. Gräff Bd. 1. ©. 142.) 


2. Daffelbe beflimmt für die alten Provinzen das Ed. v. 11. März 1812 
in den $$. 26. 27. (ſ. oben) und für dad Großherzogthum Pofen der $. 20. 
der B. v. 1. Zuni 1833. 


B. Zweifelhaft ift es, ob der Uebertritt eined jübifchen Ehegatten zur 
hriftlichen Religion den anderen Ehegatten zur Ehefcheidung berechtige. 


Es hängt diefe Frage genau mit der oben erörterten zufammen !), ob 
eine Ehe zmwifchen Juden und Chriften zuläffig, indem das 2. R. IL 1. 
§. 715. beftimmt: 


„Sn foweit ald der Unterfchieb ber pe on von Anfang an ein Ehehinderniß ift 
(8. 36.), in fofern giebt ein Ehegatte, durch Veränderung feiner bisherigen Religion, 


dem Andern rechtmaͤßigen Anlaß, auf die Scheidung zu Hagen.” 

Ueber die Entftehung dieſes $. 715. h, t. theilen die Geſetzreviſoren 
Folgendes mit: 

In den Entwürfen fehlt dieſe Beftimmung gänzlich, indem die Rebaktoren erft durch 
ein Monitum gegen ben gedruckten Entwurf darauf aufmerkſam gemacht wurden. Der 
Monent bemerkte: Die Ehefheidung müffe verftattet werben, wenn ber eine Ehegatte 
eine Religion annähme. nad) deren Grundfäßen er ſich den chriftlichen Ehegeſetzen nicht 
unterwerfe. ’ 

Herr von Grolman machte den Zufag: Jedoch nur, wenn bie Parthei, die die 





1) Siehe sub I, 1. 
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Religion nicht ändert, folche ſuchet, fonft muß bie Ehe bei Kräften bleiben. Und Quas 
rez äußerte: Ob wegen Religionsveränderung eine Ehe getrennt werben könne, 3. E. 
wenn der Mann ein Zube wird, ſcheint mit bedenklich. 
Das Konkluſnm aber lautete dahin: „Beziehungsweife auf oben,” worauf der $., wie 
‚er vorliegt, gefaßt wurde !). £ m 
Demgemöß nehmen die Geſetz-Reviſoren (a. a D.) fo wie Bor: 
nemann2) mit Recht an, daß aus der Faflung und Stellung des $. 715. 
und aus dem Inhalte der Materialien, da die Deutliche Aeußerumg vd. Grol—⸗ 
man's nicht angefochten worden, erhelle, daß die «Ehe nicht ex officio 
annulict, fondern nur auf den Antrag des Ehegatten, welcher die Religion 
wicht geändert hat, geichieden werden könne, und Bornemann hält es für 
wahrſcheinlich, doß die Redaktoren nur an eine Religiondveränderung 
gedacht haben, in Folge deren ein chriftlicher Ehegatte zu einer anderen Reli: 
gion Übertritt, denn Fälle der Art habe ‚der Monent nur im Auge gehabt, 
‚und auch das von: Suarez angeführte Beiſpiel betteffe einen ſoichen. Es 
ſei daher zweifelhaft, ob auch im umgekehrten Falle eines Uebertrittö zur 
chriſtlichen Religion derjenige Ehegatte, weicher die Religion nicht geändert 
hat, die Scheidung verlangen könne? | 
Beim Kammergericht iſt die Frage affirmativ entfchieden worden, Ein 
jüdiſcher Ehemann war zur chriftlichen Religion übergetreten, und verlangte 
nun die Trennung der (Ehe, da fie nach feinem Uebertritt ex $. 36. h. ı. 
als nichtig zu betrachten fei: Auf Grund bes. $: 715° wurde er aber per:de- 
‚eretum abgewieſen, ba bie Meligiorisperänderung niemals eine Nichtigkeit 
der gültig gefchloffenen Ehe nach“ fich ziehe, fondern nur dem Nichtveräns 
derten dad Recht zufiche, die Trennung der Ehe: zu verlangen. Nun trat 
die bei der jüdiſchen Religion verbliebene Ehefrau ald Klägerin auf, und 
die Ehe wurde auf Grund des $. 715 gefchieden, der Ehemann für den 
allein ſchuldigen Theil erklärt, in die Ehefcheidungsftrafe aber blos aus dem 
Grunde nicht genommen, weil die Klägerin darauf verzichtet Hatte. - 
- Bornemann hältidiefe Entfcheidung nicht für: wichtig, meil der $. 715 
einen während der Ehe eingetretenen: Religiondwechfel des einen Ehegatten 
au Gunften des andern nur dann füreinen Ehefcheidungsgrund: hält, wenn 
der Unterfchied der Neligion von Anfang an ein Ehehinderniß gewelen 
fein würde. Nur in Hinſicht auf Ehriften: fei. aber die. Religions» 
verfchtedenheit ded andern Theils ein Ehehinderniß nach $. 36. Tit. I. 
Hieraus folge nun zwar umgekehrt, daB auch der Nichtchriſt einen Chri⸗ 
T nicht heirathen ann, dies fei aber nicht and Rückſicht auf feine Relis 
‚giondgrundfäge oder darum unterfagt, weil der Gefeßgeber will, daß 3. 2. 
auch die Ehe eined Juden eine foldye ſei, welche möglicherweife nach jüdi⸗ 
fchen Religionsgrundſätzen uud: Lebensregeln geführt werben Bönne, fondern 
es ift Died nur eine nothwendige Folge des gegen den Chriften ausgeſpro— 
chenen Berbotd. Der Jude fei nicht bihindert, eine Mohomedanerin oder 
Heidin zu heirathen, und die Ehe mit.einer Chriſtin ſei nicht um ſeinetwil⸗ 
len, fondern blos aus dem Grunde nichtig, weil binfichtlich der Chriften ein 
abfolutes Ehehinderniß exiſtirts). * 
Die Unrichtigkeit dieſer Anſicht ſucht Schmidt in feinem, Familienrecht 
S. 410 auszuführen. | | 
Ebenfo verneint zwar v. Rönne die Zuläfiigkeit der Scheidungsklage 
des zur chriftlichen Religion ee Ehegetten gegen den bei feiner 
Religion verharrenden, weil na $ 735 und $. 36. h.,E nur der-Webens 
1) Gefegrevifion a. - zu Abſchn. 8, 5. 34. des Entw. ©. 360.) 


2) Syſtem Bd. 5. 
3) Syſtem Bd. 5. ©, 213, 
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gang zu einer folchen Religion, deren Grundfäße die Unterwerfung unter 
die hriftlichen Ehegefeße verhindern, die Scheidung begründe, meint 
aber, daß eine folhe Ehe nach 88. 939. 950.951. h. t. vom Richter ex 
off, ald nichtig anzufechten und zu trennen fei, was jedoch aus dem obigen 
Gründen nicht ald richtig erfcheint. 

(Klein’s Syftem bed Civ. R. 2. Ausg. 1836. Bd. 2. ©. 69. Note 1.) 

Hälſchner folgert aus dem $. 715. h. t., in Vergleich mit $. 36. h. t, 
insbefondere aud den Worten des erften $. „ in ſoweit ald der Unterſchied 
der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt“, fo wie daraus, daß der 
zum Chriſtenthume übergetretene Jude in den Augen der hriftlichen Reli: 
gion durch diefen Hebertritt gewiß nicht einen Vorwurf auf ſich geladen hab, 
der ihm in feinen ehelichen Berhältniffen zum Nachtheile gereichen könne, daß: 

a) wenn von zwei chriftlichen Ehegatten der eine zum Judenthume 
übertrete, — was nicht unbedingt verwehrt, -fondern nur von der Kunde 
und Erlaubniß der Staatöbehörde abhängig gemacht fei, — der verlaffene 
Ehegatte auf Ehefbeidung antragen könne, nicht aber der neue Judenge— 
noffe, weil nur der Zeßtere die von dem andern Ehegatten bei Eingehung 
ber Ehe nothwendig gemachten Vorausſetzungen unerfüllt laffe; 

b) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten der Eine zur hriftlichen Religion 
- Übertrete, Bein Theil zur Eheſcheidungsklage befugt fei; 

c) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten ein Theil zum Chriſtenthum über 
getreten, der andere erft fpäterhin Ehrift geworden fei, der zuerft übergetres 
tene keinen Anſpruch aus dem llebertritt ded andern habe; | 

d) ebenfo die Sache fich geftalte, wenn ein Apoftat wieder zur chriftlichen 
arg a zurüdtrete, weldyer der andere Ehegatte inzmwifchen treu geblieben, 
und wenn 

e) von zwei urfprünglich chriftlichen Chegatten der Eine zum Quben« 
thume übergetreten und der Andere nachgefolgt fei. 

In keinem diefer Fälle endlich habe fi der Staat ohne Antrag der he 
gatten einzumifchen. (Gentralblatt i840. ©. 257.) 

Dagegen meint Gißler, daß der &. 715. h. t., welcher auf den Kal 
Rüdficht nehme, wo ber eine bis dahin Chriſt geweſene Ehegatte feine Relis 
gion fo ändere, daß er ſich nunmehr den chriftlichen Ehegefegen nicht mehr 
unterwerfen koͤnne, da jegt eine folche Religionsveränderung nicht mehr 
geftattet fei, unpraktifch fei, wogegen im umgekehrten Kalle, wenn der eine 
Ehegatte Chrift werde, fein Ehefcheidungsgrund vorhanden fei, weil dieſe 

andlung eine erlaubte feiz der Staat dürfe jedoch von Amtswegen eine 
olche gemifchte Ehe nicht dulden 1). 

Letzteres ift, wie bemerkt, unrichtin, da ein Grund, von Staatöwegen eins 
zufchreiten, um fo weniger vorhanden ift, ald man ſich überhaupt bei Ermä» 
gung der oben gegebenen Auslegung ded 8. 36. 1. c.?), wonach nach dem 
2. R. die Ehen zwiſchen Juden und Chriften keinesweges unbedingt verbo; 
ten find, dafür entfcheiden muß, daß auch der Webertritt ded einen Theils 
zur chriftlichen Religion nach der Theorie des L. R. keinen Ehefcheidungd 
grund abgeben könne. | - * 

C. Zutäffigkeit des Scheidebriefes und deffen Nothwendig— 
keit vor Einfhreitung der zweiten Ehe, 

Michaelis, mofaifches R. Thl. II, $. 119. 
Mirborf, Synagoga Judaica, Franc. 1729. &. 644. flog. 


— 


1) Eherecht ©. 185. Rote 28. 
2) S. oben sub I, 1, 
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Hierüber fprechen fich die folgenden R. und Gutachten aus: 


1. R. der K. Reg. zu Berlin v. 28. April 1818 an den Vice -Obers 
Landrabbiner. 


Die gefchiedene M. M., geborene 3. 3, hat befchwerend angezeigt, daß, nachdem fie 
von ihrem bisherigen Ehemann, dem Sänger bei der hiefigen Synagoge J. M.M., der 
fie feit 10 Jahren: verlaffen, durch ein Erfenntniß des hiefigen Stadtgerichts geſchieden 
worden, ihrer anderweitigen Verheirathung durch Wermweigerung des nach mofaifchen 
Geſetzen erforderlichen Scheidebriefes Hinderniffe in den Weg gelegt würben. 


In Gemäßhrit eines unterm 14. d. M. aus dem K. Min. des Inn, ergangenen R., 
fordern wir Sie daher auf, dafür zu forgen, daß, wenn fonft feine hier unbekannten Hin= 
derniffe entgegen ftehen, die anderweitige Trauung der geſchiedenen M. M., der Vor⸗ 
fchrift des Edikts v. 11. März 1812. 88. 17. 25. 27. gemäß, ohne Produktion des ehe: 
mals erforberlichen jüdifhen Sceidebriefs, auf den Grund des gerichtlichen Eheſchei— 
dungs:Erkenntniffes, bei befcheinigter Rechtskraft deffelben, erfolges auch wie ſolches 
geſchehen, binnen vier Wochen anzuzeigen. \ Ä 


2. Bericht ded Vice: Ober: Randrabbinerd v. 28. Mai 1818. 


In Gefolge ber hohen Verf. v. 28. v. M. in Betreff der, von der geſchiedenen M. M., 
gebornen I. 3., geführten Befchwerben, muß icy Folgendes gehorfamft anzeigen. 
Nach den mofaifchen Religions-Gefegen, Ä 
5 Bud) Mofe, Kap. 24. B. 1-4, 
(Michaelis mof. Recht Thl. 11. 8. 119. Pag. 232. sqq. Terlinden / Grundſätze bes 
Juden-Rechts nach den Gefesen für die Preuß. Staaten, $. 439.) 
iſt zur Trennung einer jüdifchen Ehe durchaus die Ertheilung des Scheidebriefes, Sei⸗ 
tens des Ehemannes von der Ehefrau, unter den vorgefchriebenen gefeglichen Zeremo⸗ 
nien und Kormalitäten, erforderlich, und bis dahin, daß dieſes gefchehen, ift dic Ehe 
nicht als getrennt anzufehen. Noch weniger aber kann bis dahin einer der Ehegatten 
ſich anderweitig verheirathen, und wenn dieſes dennoch, und zwar von Geiten ber Ehe 
frau gefhieht, fo ift ſolche als eine fonft blutfchänderifche Ehe zu betrachten, und die 
daraus zu erzeugenden Kinder find Mamserim — Scandflede. 
Maimonides Thl. III. Abſchn. 2. 10. 


Es darf daher auch fein Rabbiner oder fonft Jemand, eine anderweitige Trauungs⸗ 
formel mit einem Ehegatten, wo die Ertheilung des Sceibebriefes nad Vorſchrift der 
Zeremonial:Gefege nicht gefchenen ift, nicht vernehmen, wenn er ſich nicht die Uebertres 
tung eines Haren Peligions-Gefepes zu Schulden kommen laffen will, Hierin macht 
auch ein richterliches Ehefcheidungs-Erkenntniß feinen Unterſchied, und dadurch können 
Religions: Gefege nicht alterirt werden. 

Auch das Ed. v. 11. März 1812 Andert hierin nichts. Denn dort wirb bem richter: 
lichen Erkenntniffe, ohne daß es der Ertheilung eines Sceidebriefes bedarf, nur hin: 
ſichts der bürgerlichen Verhältniffe der Zuden, die Wirkung der Ehetrennung beiges 
legt; — keinesweges aber hinfichts der Religions: Begriffe und folder Handluns 
gen, die nad) diefen an befonbere Kormen gebunden find: 

$. 21 und 27 bes allegirten Edikts; 
fo wie überhaupt aus dem ganzen Umfange des qu. Edikts (fhon dem Namen nach) 
und befonders $. 24 und 25. deutlich bervorgehet, daß in religiöfen und kirchlichen 
Berhältniffen nichts abgeändert ift, welches auch laut beigehender abfchriftlicher 
Refolution (auf gewiffe Geſuche) vom K. Departement für den Kultus und öffentlichen 
Unterricht im Minifterio des Innern, und Einem K. Kammergericht beftätigt wird. 


Es kann nun aber ein Ehefcheidebrief, nah den Earen Vorfchriften der juͤdiſchen 
Ritual: und Religions:-Gefege, und wie die, Eingangs diefes, angezogenen Stellen ange: 
ben, nur von dem Ehemanne felbft oder deſſen dazu beitellten Bevollmächtigten, und 
folglich niemals ohne beffen Zuziehung ertheilt werden, und alle richterlihe Verfüguns 
gen und Gefege können nur hinfichts des bürgerlichen Verhältniffes, nicht aber des 
Religions: Gefeges von Wirkung fein. Eine jüdifche Ehefrau, deren Ehemann ſich 
entfernt bat, kann daher die Ertheilung des Sceidebriefes von einem Rabbiner oder 
Gerichte nicht verlangen, fondern fie muß aus Religion ſich bis dahin gedulden, daß der 
Aufenthalt ihres Ehemannes in Erfahrung gebracht, und von ihm der Scheidebrief 
bewirkt wird. 

Es ift übrigens aber ganz unrichtig, daß die Supplifantin auf die Ertheilung eines- 
Scheidebriefed, und noch weniger hat fie auf die anderweitige Zrauung bei mir anges 
tragen. Sie konnte diefes Br nicht, da ihr das Vorausgeführte felbft und einem jeden 
jüdischen Mitgliede hinlaͤnglich bekannt ift, und ich fie auch deshalb gehörig befhieden 
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habe. * babe ich auf ihr Anſuchen bereits an mehrern Orten, wo nach ihrer 
‚Angabe ber Aufenthalt des Ehemannes zu vermuthen war, als London, Haag, Straß⸗ 
burg u. f. w. an bie dortigen Rabbiner — jedoch bis jetzt fruchtlos und ohne 
ben Aufenthalt bes Ehemannes gu entdecken ꝛc. ꝛc. (Heinemann Bd. I, ©. 242.) 


3) Bericht ded Vice-Ober⸗Landrabbiners an dad K. Kammergericht v. 
5. Suni 1813. 


In Gemäßheit der hohen Verf. v.13, et praes, den 27. v. M. verfehlen wir nicht 
anliegend eine nahmhafte Lifte derjenigen jüdiſchen Eheleute, die feit dem 17. März a. 
p. bis dato, den Ehefcheidungsbrief von uns erhalten haben, gehorfamft zu überreichen, 
und eben fo gehorfamft Folgendes zu bemerken. 

Die ad D, und E. aufgeführten Ehen find bereits vor Ertheilung des Scheibebriefes 
durch ein rechtöträftiges Erkenntniß Ew. 10.5 wie die in Ew. ıc, Regiftratur befinkli; 
chen Akten ergeben müffen, gerichtlich getrennt gewejen. 

- Die ad C, in ber befagten Kifte benannten Eheleute hatten fi) bereits durch ein ver 
bem Domgerichte allhier errichtetes hierbei abfchriftlich ertrahirtes gerihtlihes Dok: 
ment freiwillig zur Scheidung verbunden, und ſich wegen ihres Vermögens früher aut 
einander gefest. | 

Die ad A, erwähnten aber waren Feine hiefige Königl. Unterthanen, und nicht in bie 
figen Königl. Landen anfäffig, fondern Fremde, und verlangten beiberfeits einftimmis 
bie Zrennung ber Ehe, weil fie tinderlos waren, 

Endlich ad B. ift die Ehefcheidung ebenfalls blos auf den gleichflimmigen Antrag bei: 
der Eheleute, wegen gegenfeitiger Abneigung erfolget. Hiernächſt aber müffen wir fc 
wohl zur Entfhuldigung unferes bisjegigen Verfahrens, als aud zur Vorbefcheidung 
für zulünftige Fälle Nachſtehendes gehorfamit vortragen. 

Es ift nämlidy die Ertheilung eines Scheidebriefes eings jübifchen Ehemannes an feine 
Ehegattin weber nad) dem mofaifhen Rechte noch nach den Sagungen ber Rabbiner 
und den Ritual-Geſetzen der Juden ein actus jndicialis, fondern ein actus extrajadi- 
cialis oder vielmehr ein actus ministerialis, fobald nur beide Eheleute in die Ehetren- 
nung willigen, und wegen ber XAuseinanberfegung ihres Vermögens fein Streit unter 
ihnen obwaltet, und nicht ein oder der andere Theil deshalb, oder aus fonft einer Ur 
ſache diffentirt und der Scheidung Eontrabicirtz und es iſt alsdann auch weder bie Ans 
gabe einer beftimmten Urſache noch ein obrigkeitliches Erfenntniß erforderlich. Diefes 
lehrt nicht nur der Talmud und deffen Kommentaren, fondern foldyes wird auch in 

Michaelis Mofaifches Recht Th. II. $. 119. ©. 234 und 236, und Schotts Einlei 

tung in das Eherecht (Nürnberg 1802) $. 216. pag. 315. 
beftätiget. Es ift mithin die Ertheilung des Scheidebriefes ein gleiher Actus mie bie 
Trauung bei der Ehe; fo wie die Zufammenkunft der Eheleute unter dem Zraubimmel, 
das Anfteden des Ringes und Ertheilung des Zraubriefes bei den jüdifhen Eheverbin- 
dungen zur Kortfegung ber Ehe, 

Mendelsfohn, RitualsGefege der Juden, Hauptft. IV. Abſchn. 1. $. 2. pag. 78 umb 

Abſchn. 6. $. 1. pag. 107 und 108, 
zwar erforderlich, jedoch Fein actus jurisdictionis ift. Entgegengefest aber, fo wirkt 
nad) dem RitualsGefege der Juden, 5.3. Mofis, Kap. 24, 1, wo es ausbrüdtich heißt: 

„er Ka einen Scheidebrief, giebt ihn ihr In die Hand, und läßt fie aus feinem 

„Hauſe u. |. w.“ 
ein obrigkeitliches Ehefcheidungs-Erfenntniß hinſichts der Kirchenrechte, und zufolge ım- 
ferer Religionöbegriffe keine legale Trennung der Ehe, ohne gefegliche Ertheilung bes 
Scyeidebriefs, und bevor diefes gefchehen, können beide Eheleute fich nicht anderweitiz 
verheirathen, und Niemand darf fie trauen. Wenn diefes aber doch geſchiehet, ober wenn 
aud) die Frau ſich ohne diefen mit einer andern Mannsperſon fleifchlich vermiſcht, fe be- 
— beide, nämlich die Mannsperſon und die Frau, die Sünde des Ehebruchs, und 

ie etwa aus biefem Beifchlafe zu erzeugenden Kinder find Mamserlm (Schandflede). — 

Hiernad) alfo fcheint der $. 27 des Ed. v. 11. März a. p. eines Theils nicht mit dem 
8.21. 1. c. zu harmoniren. Denn dort heißt es: 6 | 

„Ausnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Gefhäften ftatt, welche wegen ber 

„Berfchiebenheit der Religionsbegriffe und bed Kultus an befondere aeieslüche 

„Beltimmungen und Kormen nothmwendig gebunden find.” , . ,. 

Nach der obigen Ausführung aber ift die Ertheilung des Scheidebriefes zur Xremmung 
einer jüdifchen Ehe, nad) unfern Religionsbegriffen allerdings ein. eben fo nothınenbige 
Form, wie bie $. 25. ibid. beftätigte, zur Eheverbindung erforderfiht Zufammentunf: 
unter dem Trauhimmel und Anftedten des Ringes. 

Andern Theil aber, fo ift auch überhaupt zweifelhaft, ob die Worfchrift biefes $ 
ſelbſt in Hinficht privatrechtlicher Verhaͤltniſſe der Juden auf Scheidung und Zeianang 
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folcher jühifchen Ehen, bie nor Emanirung der V. v. 11. März v. I. gefhloflen wor: 
den, Anwendung findet. . 2 

Denn nad) $. 28 dafelbit find Pireisigteiten über Handlungen, Begebenheiten 
und Gegenflände, bie fi vor Publikation des Ediktö qu. ereignet haben, nad) 
den Gefegen zu beurtheilen, die bis bahin verbindend waren. Da nun bie frü- 
beren jüdifchen Ehen rehtsgültig nad; jüdifchen Rechten gefchloffen worben, wie dies be: 
fonders die bei der Hochzeit und Eheverbindung errichteten Ehepaften und ber Zraus 
brief ergeben, fo Fönnen ſolche auch nur wieder nad) jenen Gefegen und Kormen ge: 
trennt werden. 


Da nun bei den in der überreichten Lifte verzeichneten Ehefcheidungen beide Eheleute 
freimwinig auf die Trennung und Ertheilung bes Scheidebriefs angetragen haben, und 
daher folches nach dem Vorangeführten ſchon an und für ſich nur eine außergerichtliche 
Handlung ift, der $. 30 des mehr angezogenen Edikts aber uns lediglich ein actus ju- 
risdictionis unterfagt, unb da wir aud) mit feiner befondern Inſtruktion deshalb verfe: 
ben, und nod) weniger uns bie Pflicht auferlegt worden, jüdifche Eheleute, die die Er- 
theilung des Scheidebriefes verlangen, ex officio zur gerichtlichen Eheſcheidungsklage 
zu verweilen, fo Eonnten wir auch feinen Anftand nehmen, dem Anfuchen der Eheleute 
nachzugeben und den Scheidebrief zu ertheilen. | 


Wir müflen aber Ew. ꝛc. die voraufgeftellten Zweifel in bem Ed. v. 11. März a. p. 
zur hoben Entſcheidung anheimftellen und 2 

um enrigtefte Vorbefheidung und Deklaration, fo wie um Inftruftion für zukünf— 

ge alle | 
gehorſamſt bitten. 
Mit vorzüglichfter Devotion ꝛc. 
Bice-DOber-Landrabbiner und Affefforen. - 
4) In Folge deffen erging das R. ded Juſt. Min. (v. Kircheiſen) an 
das Kammergericht v. 17. Aug. 1813. 

Der von dem Könial. Kammergerichte vermittelft des unter dem 9. d. M. erftatteten 
Berichts gethane Antrag: den Rabbinern und Affefforen die Ertheilung der Scheide: 
briefe zu inhibiren, ift nicht zuläffig. 

Das Ed. v. 11. März 1812 $. VI. verordnet nur, daß zur Begründung der bürgerlis 
Ken Wirkungen einer gaͤnzlichen Eheſcheidung bie Ausfertigung eines Scheibebriefes nicht 
nothwendig fei. Dadurch ift alfo keinesweges entfchieden, daß der Scheidebrief in Bezie: 
bung auf die Religionsbegriffe und die kirchenrechtlichen Verhältniffe der Juden für ent: 
behriich oder gar für unftatthaft zu achten fei. Den Rabbinern bleibt es daher unbenom: 
men, auf den Antrag ihrer Glaubensgenofjen noch fernerhin Scheidebriefe zu erthrilen. 
Diefen Scheidenbriefen können jedoch in feinem Kalle die bürgerlichen Wirkungen einer 
gänzlichen Eheſcheidung beigelegt werben, fo lange nicht das, nach dem angeführten 
$. 27 erforderliche Erfenntniß des gehörigen Richters hinzugekommen ift. 

Der Jude ftehet in diefer Hinfiht mit den chriftlichen Staats-Einmwohnern in gleichem 
Berhältniffe, und ift eben fo wie diefe an die Borfchrift des A. L. R. Th. N, Tit J. 
$. 175 gebunden, wonach Eheleute vereint mit einander leben müffen, uud ihre Verbin: 
bung nicht eigenmächtig aufheben dürfen. Auf den Unterfchied, ob die Ehe vor der Pu: 
beifation des Edikts oder nachher gefchloffen worden, kommt nichts an, Sie gilt in bei⸗ 
ben Fällen als eine folde Verbindung, die in Abficht ihrer Hürgerlichen Wirkung nur 
durch den Zod oder durch richterliches Erkenntniß getrennt werden kann. Dem Königl. 
Kammergerichte wird es überlaflen, den Vice-Ober-Landrabbiner und die Affefforen auf 
beren Bericht v. 5. v. M. hiernad zu befcheiden. 

(Jahrb. Bd. 2. S. 195. Gräff Bd. 1. ©, 147.) 


5) Gegen diefed, durch dad Kammergericht mittelft Verf. v. 26. Aug. 
1813 dem Vice-Ober-Landrabbiner mitgetheilte Reſkript wendete fich der 
jetstere mit der folgenden Eingabe v. 24. Dec, 1819 an das Zuft. Min. 

Mittelſt hochv. R. des hohen Zuft. Min. v. 17 Aug. 4813, 
urch meinen gehorfamiten Bericht v. 5. Juni 1813 an das Königl, Kammergericht, 
ind ben Bericht diefes Gerichts an ein hohes Juſt. Min. v. 9. Aug. 4843 verantaßt, 
zeruheten Ew. Excellenz feftzufegen : 

daß es den Rabbinern unbenommen bleibe, auf den Antrag ihrer Glaubensgenoſſen, 

nach vorher erfolgter Trennung der Ehe durch rehtöfräftiges richterliches Erkenntniß 

den Scheidebrief zu ertheilen. Es ereignen fich aber die Fälle, daß 

1) nach ergangenen rechtskraͤftigen Eheiheidungs-Erkenntniffen unter jübifchen Ehe: 

leuten, nad welchen die Che getrennt worden, nur der eine Theil auf Ertheilung 
bes Scheidebriefes bei mir anträgt, der andere aber biffentirt, und entweder ber 
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Ehemann bie Ertheilung oder die Ehefrau bie Annahme deffelben nach den jübi- 
hen Zeremonial: und Ritual⸗Geſetzen verweigert; 


2) ber eine ober andere Theil ber durch richterliche Erkenntniſſe gefchiedenen Eheleute, 
. ohne den Scheidebrief ertheilt oder empfangen zu haben, ſich anderweitig mit juͤ— 
bifchen Perfonen verheirathen will, und von mir die Trauung verlangt. 
ad 1. So ift eö mir bei den bis dato vorgefommenen Fällen diefer Art ſtets ge: 
lungen, die Parteien durch vorgängige Ermahnungen und religiöfe Vorſtellun⸗ 
gen dahin zu vermögen, daß fie von ihren Weigerungen abftanden, und in bie 
Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes konfentirten. 

Gegenwärtig ift eö aber bei ben hier wohnenden ©. %. . +» .. Shen Eheleuten ber 
Fall, daß deren Ehe bereits mittelft rechtöträftigen Erkenntniffes des Königl. Hoch⸗ 
preisl, Kammergerichtö getrennt ift, der Ehemann auch bei mir auf Ertheilung bes 
Sceidebriefes angetragen hat, die gefchiedene Ehefrau, geb. B., aber die Annahme 
beflelben verweigert, und alle diesfaufigen gütlichen Vorftellungen und Ermahnungen 
find bis dato fruchtlos geblieben. Es hat nun zwar der X. . . fomohl als ich beim Kir 
nigl. Kammergericht barauf gehorfamft angetragen, 

die A... durch gefegliche Zwangsmittel hierzu zu bewegen. 

Aus den anliegenden Refolutionen dieſes Gerichts v. 4. Jan. und 25. März d. I. 
aber werden Ew. Ereellenz zu entnehmen geruben, daß wir mit diefem Antrag zurüd: 
gewiefen und abfchläglich befchieden worden. 

Dies veranlaßt mich nun, ſolches Ew. Erzellenz zur hohen Entſcheidung unterthänigft 
vorzutragen, da idy mich von ber Richtigkeit der hohen Verf. des Königl. Kammerge: 
richte nicht überzeugen kann, und Ew. Erzellenz erlauben mir gnädigft, Folgendes un: 
terthänigft dagegen zu bemerken: 

Das Königl. Kammergericht gehet zwar von bem richtigen Geſichtspunkt aus, das 
bie Ertheilung des Scheidebriefes unter jüdifchen Eheleuten fein Actus Judicialis, fon: 
dern nur ein Actus Ministerialis, und folglich blos eine religiöfe Handlung und Zere 
moniel ift, wie ich dies in meinem gehorfamen Bericht v. 5. Juni ausgeführt habe. 
Hiernädhft folgert das benannte Gericht: da nad) $. 27 des Allerh. Ed. v. 11. Mär; 
1812 der Scheidebrief zur Begründung der bürgerlichen Wirkung einer gänzlihen Iren: 
nung ber Ehe nicht nothwendig tft, fo könne auch das Gericht die jüdifchen Eheleute 
bierzu nicht zwingen, da feinem Mitgliebe einer Geſellſchaft nach den Vorfchriften des 
Landrechts Glaubensgefege aufgebrungen, und folches zu einer Religions:Zeremonie ges 


nöthigt werben koͤnne. 
8.1.4. Tit. 11. Th. II. A. L. R. 

Indeſſen bin ich der unterthaͤnigſten unvorgreiflichen Meinung, daß dieſe Grundfäge 
und Verordnungen auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar find. Denn die Glaubens: 
und Gewiffeng: Freiheit eines Menfchen können ſich nur auf ſolche religiöfe und zeremo: 
nielle Handlungen beziehen, deren Thun und Laffen eines jeden Einwohners des Staats, 
der fonft die gefeslichen perfönlichen Fähigkeiten, allein zu handeln und zu urtbeilen be 
fist, freiem Willen und Gewiffen überlaffen bleiben, wobei fein anderer intereffirt, und 
Niemanden ein Nachtheil entftehet, oder in der Ausübung feines Rechtes geftört wird. 
Hier aber verhält es fich anders. 

Die religidfe Handlung der Ertheilung des Scheibebriefed unter jübifchen Eheleuten 
fann nicht von einem Theile allein, ohne des Andern Zuthun oder Duldung verrichtet 
werden. Der Ehemann muß folhen geben, unb die Ehefrau denfelben annehmen. 
Einer wie ber Andere hat, ald eine vom Staate aufgenommene und gebuldete Religions: 
Geſellſchaft, fobald die Ehe fhon durch richterliche Erkenntniffe und Ehefcheidungs: 
gründe bürgerlich getrennt ift, das Recht, diefe religiöfe Handlung nad; feinen Reli: 
gions-Begriffen und wie es die Vorfchriften feiner Religion verlangen, auszuüben. Bei 
der Weigerung des einen oder andern Theils aber wird jener dadurch in feinem Rechte 
und feiner Gewiffensfreiheit geftört. 

Diefes ift aber in den Gefegen nicht geftattet. 

$. 509. Zit. 20. ibid, 
$. 93. der Einleitung zum A. L. R. 

Befonders aber, da hier der Eine, zur Ausübung biefer religidfen Handlung bereits 
willige Theil, nad) feinen Religions:Begriffen nur nad) gehöriger, nah den Vorſchrif— 
ten der jüdifchen Ritual:Gefege erfolgten Ertheilung des Scheidebriefes, fonit aber nicht 
fi anderweitig verheirathen kann; ihm aber diefes Recht durch das richterliche Erkennt: 
niß zuftehet, und von dem andern Theil in der Ausübung beflen verhindert wird; dem 
tonfentirenden Theil daher bei der Vollziehung des Zeremoniels ein Vortheil entftebt, 
und ein Nachtheil abgewenbet wirb, der andere und biffentirende Theil aber durch die 
Ertheilung und Abnahme keinen Nachtheil, fo wie von der Unterlaffung und Wermeige: 
sung keinen Vortheil hat, Hier gift afo auch wohl die allgemeine Nechtöregel: 
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Quod tibi non nocet, alteri vero 
prodest, ad id potes comipelli. 
als worauf auch die Vorfchriften 

| 8. 37. Tit. 6. Th. J. A. L. R. 

$. 516. Tit. 20. Th. I. ibid, | 
fi gründen. | 

In concreto und die Weigerung Seitens ber gefchiebenen Ehefrau des X... ., ben 
Scheibebrief anzunehmen, ergiebt offenbar nur die böfe Abficht derfelben dem gefchiede: 
nen Ehemann zu haben. Denn eines Theils war fie es felbft, die um die Scheidung 
geklagt hatte, und andern Theils ihre. Mitwirkung bei der Erthetlung des Scheidebries 
fes weder befhmwerlic no mühfam iſtz indem im ſchlimmſten Fall fie es nur zu geftat: 
ten nöthig hat, daß ihr der Scheibebrief durch zwei männliche beglaubte Zeugen in ihre 
Wohnung geſchickt, und dieſe felbigen in ihrer Gegenwart, und indem fie es ihr bekannt 
machen, daß diefes ber Scheibebrief ihres gefchiebenen Ehemannes fei, dort zurücklaſſen, 
wenn fie biefen nur nicht widerfpricht und unterfaget. Ich glaube daher auch, daß bier 
eine offenbare widergefegliche Beeinträchtigung der Rechte und Kränkungen der Ges 
wiffens= Freiheit des andern Theils vorhanden und ftrafbar ift, und daß das Gericht 
wohl befugt und verbunden ift, gefegliche Zwangsmittel nach Vorfchrift der G. O. 

$. 48. seqq. it. 24. Th. 1. 
anzumenben. 

‚Hierzu kommt aber noch, daß wenn gleich nad dem Allerh. Ed. v. 11. März 1812 
der Scheidebrief zur bürgerlihen Begründung der Ehefcheidung unter Juden nicht 
für nothwendig erachtet worden, fo ift derfelbe doch immer eine der wichtigften, noth= 
wenbigften öffentlichen jübifchen religiöfen Zeremoniel-Handlungen, auf den Kal der 
eine oder der andere Ehegatte fid) anderweitig verheirathen will. Gleich den Zeremonielg 
ber Zrauung, Beichneidung u. f. w., von deren Ausübung fein Sfraelit, fo lange er 
ſich dazu befennet, nad Inhalt der jüdifhen Religions-Geſetze fich ausfchließen und eis 
nen öffentliden Xerger und Verachtung ber jüdifchen Religions: Gebräudye bewirken 
darf, wenn er fich nicht den Folgen der Vorfchriften 

8. 54. Tit. 11.2. II. A. L. R. 
ausſetzen will; die Verweigerung und —— aber auch einer ausdruͤcklichen Erktä: 
rung, daß er ſich nicht mehr zum Judenthum befenne, und als ein von diefer Religion 
Adgegangener, wie diefes analogifch aus bem 

$. 42, Zit. 11.5. II. A. L. R. 
zu erfehen ift, und daß er daher weder Zube, noch als einer zu einer andern im Staate 
aufgenommenen Religion Uebergegangener zu achten fein würde. 


Diefes geftatten aber die Gefege nicht, befonders da wegen bes jüdifchen Kultus nod) 
die früheren Berordnungen vor 1812 geltend und anwendbar find, und in dem Generals 
Juden-Reglement v. 17. April 1750 $. 31 ausdruͤcklich verordnet ift: daß die jüdijchen 
Einwohner, und fo lange er ſich zur mofaifchen Keligion befennet, in Religionsfachen es 
mit der ganzen Gemeinde halten, und feiner davon ausgefchloffen, noch aud) die ges 
ringfte Trennung darin verftattet werben foll u. f. w. 


Indem ich die Entfheidung dem hohen Ermeffen Em. Ercellenz unterthänigft ans 
heim ftelle, bitte id) im Kalle einer hohen beifälligen Meinung, 
gnaͤdigſt ſowohl das Nöthige an das K. Kammergericht in ber jegigen vorallegirten 
a... hen Eheſcheidungs-Sache, als aud für zukünftige Fälle und zur Bekannt: 
machung an bie dem Departement bes Königl, Kammergerichts untergeordneten Ges 
richte zu verfügen und zu erlaffen. 

Ad 2, So ift aud) vorgefommen, daß, durch richterliche Erfenntniffe gefchiedene jü— 
difche Eheleute, die noch feinen Scheidebrief ertheilt und erhalten haben, einer oder 
der andere Theil fich ohne denfelben haben anderweitig verheirathen wollen, und von 
mir die Trauung der zweiten Ehe verlangt, aud) fogar einige fich deshalb bei der K. 
Reg. über mid, beſchwert haben. Da nun weder ich nod) irgend ein Jude nach den 
jüdifhen Religions: und Ritualgefegen Eheleute, die den Sceidebrief nicht ertheilt 
und erhalten haben, von neuem trauen Eann, fo habe ich diefes verweigern müffen, 
und die Befhwerbeführer find mit ihren Anträgen zurückgewiefen worden. Damit aber 
weder foldye Anträge, noch Beſchwerden, und vielleicht auch irrige Religions: Begriffe 
für die Kolg: ftattfinden mögen, bitte ich Ew. Ercellenz unterthänigft, in eben dem 
Maße, alö bei Eheſcheidungs-Klagen von Eheleuten katholifcher Religion früher durdy 
des hohen Zuft. Min, v. 8. Sept. 1802 und jet $. 287 des Anhang zur G.D. ver: 
ordnet ift, auch bei Ehefhyeidungs= Klagen jüdiſcher Eheleute ein Aehnliches dahin gnä— 
digſt feftzufegen, und den Gerichten zur Beobachtung aufzugeben: daß 

in allen Fällen, wo jüdifche Eheleute Eheſcheidungsklagen anftellen, ihnen gleich 

vom inftruirenden Gerichte befannt gemacht werde, 
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daß zwar, auf ben Kal, die Ehe wirklich durch daB richtetliche Erkenntniß in Ans 
fehung aller bürgerlichen Wirkung getrennt würbe, der Scheidehrief, wenn feiner 
von beiden Theilen auf deflen Ertheilung dringt, nicht nothwenbig fei5 baß jebod, 
fallö ein oder der andere Theil fich ohne diefen anderweitig verhetrathen will, fein 
Rabbiner, oder fonft jemand zu der Trauung diefer zweiten Ehe angehalten wer: 


ben könne. | 
Sn tieffter Submiffion erfterbe id) 2c. 

6) In Folge diefer Gingabe wurde durch das Juſt. Min, die Verneh: 
mung ded VBice-Dbers Landratbinerds Weyl durch dad Kammetgericht 
- darüber angeordnet: a 

1) ob zu ber in dem $. 25 des Ed. v, 11. März 1812 geordneten Trauung bie Kon: 
kurrenz des Rabbiners oder mehrerer jüdifher Zeugen ſchlechterdings nad) den 
Kitualgefegen erforberlidh iſt? 

2) in welcher Xrt die Ertheilung des Scheidebriefes bei den Zuben alsbann vollzogen 
wird, wenn nach ben jüdifchen Gefegen der Fall eintritt, wo ber geſchiedene Ehe: 
mann feiner Frau folchen aufzubringen berechtigt ift? 

Hierauf erftattete Legterer , | Eu 

7) folgenden Bericht unter dem 11. Febr. 1820. | 

Im Verfolg meiner gehorfamften Eingabe vom 24. Dec. v. 3: will ich bie in ber bo: 
ben Verf. v. 24. v. M. aufgeftelten Anfragen, wie folget, gehorfamft beantioorten. 

Ad 1. fo wird zur. Bollziehung einer vollgultigen Ehe nady den jüdifchen Ritual:Ges 
fesen im engern Sinne nur erfordert, Ä 

daß die Verlobten unter dem Trauhimmel in Gegenwart zweier, nach jüdifchen 
Ritus tüchtiger Zeugen, zufammentreten, der Bräutigam der Braut ein ihm ei: 
genthuͤmlich zugehöriges Stud Gelb, oder eine Sache, die mit Gemwißheit minde⸗ 
ftens den Werth einer Perutah, oder ohngefähr wie einen halben Pfennig jegigen 
Landes-Geldes hat, übergiebt, und zu ihr die Worte fagt: 
‚hiermit fouft du mir angetraut fein, nad) dei Weife Mofes und Sfraels.’ 
KRitualgefege Hauptit. 4. $.2. 

Im weitern Sinn aber ijt fomohl nad) ben Sasungen ber Zalmubiften und den fpäs 
tern Rabbinern, ald nad) dem allgemeinen und herkoͤmmlichen Ritus und der Obfervanz 
die Konkurrenz des Rabbiners oder einer von dicſem dazu ausdrüdlich beauftragten Per: 
fon unumgänglid; dabei nothwendig. Denn einmal, fo hängt von der präcifen Beob: 
achtung der oben bemerkten Trauungs-Form fomwohl, als auch von den dazu gehörigen 
Requifiten die Gültigkeit der Eheverbindung ab. Als: 

1) daß das Stüd Geld oder die Sache dem Bräutigam eigenthümlich zugehöre; 

2) daß deffen Werth nicht mehr fcheine, als er wirklich ift, und daher durchaus Fein 

Edelftein fein darf, weil diefer der Taͤuſchung unterworfen ift: 

3) daß die zwei Zeugen weder unter fich felbft, noch mit den beiden Eheverlobten in 
naher Verwandtſchaft ftehen; 

4) daß der Bräutigam bei Uebergebung bes Ringes die Worte wirklich fo ausſpricht, 
wie vorbemerkt ift. Eines Theils ift nun nicht ein jeber Sfraelit, außer dem Rab: 
biner, mit diefen Vorſchriften fo genau bekannt, andern Theild befiset auch biefer 
mehr als ein anderer das öffentliche Vertrauen, daß er auf die genaue Beobach— 
tung achten und jeden Verftoß dagegen verhüten wird, fo wie das Ehepaar felbft 
aus Achtung vor ihm fic eher als eines jeden andern Anordnungen hierbei gutwil: 
lig unterwerfen und nachkommen wird. 

Zweitens aber, fo giebt e8 außer ben allgemein bekannten verbotenen Ehen noch Ehes 
binderniffe nad jüdifhem Ritus, die nicht ein jeder weiß, und von ihm auch nicht fo 
genau, als von dem Rabbiner vor der Trauung geprüft werden. Nämlich: 

1) daß die Eheverlobten nicht in einem Grad verwandt feien, ber die Ehe nad) jübis 

ſchen Gefegen verbietet; 

2) daß bei aus einer frühern Ehe gefhiebenen Verlobten man fi von ber Rechtskraft 
der Scheidung nad) jüdischen Gefegen genau uͤberzeuge; 

3) daß eine Mannsperfon, die ein Soden ift, Eeine gefhiebene oder gefchwächte Per: 
fon heirathen darf; 

4) daß die Braut nicht efwa von einer andern Perfon beſchwängert fei; 

5) daß eine Wittwe aus einer Einderlofen Ehe von dem Bruder ihres verftorbenen 
Mannes die Chaliza erhalten hat. 

Endlich aber, fo ift auch nach ben Sagungen ber Rabbiner, außerder obigen Trauungs⸗ 

eremonie, einem Ifraeliten erlaubt, mit einer Frau zu leben, bevor er ihr nicht die 

torgengabe in ein rechtsgültiges Dokument (Ketubah) und Traubrief verschrieben hat. 
Ritualgefege 1. c. Abſchnitt 6, 8. 4. Dieſer Traubrief muß dem Rabbiner vor der 
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Traͤuung eingehändigt werden, von ihm unterfucht, ob er rechtöbeftändig verfaßt ift, 
und wird alsdann öffentlich unter bem Zrauhimmel, in Gegenwart des Ehepaares und 
ber Zeugen vorgelefen, damit es einem jeden bekannt werde, daß auch hier dem juͤdiſchen 
Ritus genüget worden, und daher niemals das Ehepaar deshalb ein Vorwurf treffen 
könne. Es ift auch im Talmud Traktat Kidufchin ausdrücklich bemerkt: „daß Niemand, 
ber nicht die genaue Kenntniß der Ehegefege befiget, fic) weder mit einer Eheverbindung, 
Zrauung, nod mit einer Ehefheidung befaffen ſoll.“ 

Daher ift aud) überall, und befonders in den hiefigen Königl. Landen, eine immers 
währende Peg! und durch mehrere Verordnungen gefeglich geweſen, daß jede 
Trauung jüdischer Eheverlobten nur von dem Rabbiner des Orts, oder von dem, der 
von biefert oder dem Oberskandrabbiner dazu autorifirt und beauftragt gewefen, vers 
richtet wurde. 

Gegenwärtig aber und nach dem Ed. v. 14. März 1812 8. 25 ift diefes um fo noth— 
wendiger. Denn erftlich, fo bezieht fich diefe Verordnung auf den 8.136. Zit. 1.5.1 
des U. % R. ale wo ausdruͤcklich feftgefest ift: 

„eine vollguͤltige Ehe wird durch die priefterliche Trauung vollgogen,” 
und hier Niemand als der Rabbiner die Stelle des Priefters vertreten känn. Zweitens, 
To foll nach dem vorallegirten Edikt zmar dem Aufgebote die Bekanntmachung in der 
Synagoge gleich geachtet werden, und folglich darf auch keine Trauung erfolgen, bevor 
nicht diefe Bekanntmachung gefchehen ift. Hiervon ift nun aber nur der Rabbiner un: 
terrichtet, ob die Eheverbindung wirklich in der Synagoge bekannt gemacht worden ift; 
fd wie aud nur bei ihm, nach Inhalt der Bekanntmachung in der Synagoge jeber et= 
wanige Einfprud) angezeigt werden foll, und daher auch nur er es wiffen kann, ob ders 
gleichen Einfprüche vorhanden find oder nicht, und im erften Kalle die Trauung fo lange 
verfaget und unterläßt, bis der Einſpruch befeitigt ifl. Wenn aber die Trauung von 
einem jeden andern gefchehen follte, fo würbe der Zweck des Geſetzes verfehlt, und 
Zrauungen, obglcidy Einfprüche vorhanden find, vollzogen werben, | 

Es haben daher auch die Xelteften der hiefigen Judenſchaft gleich nach Publigirung 
Des Ed. v. 11, März 1812 die hier in Abfchrift anliegende Betanntmadhung an die jüs 
diſche Gemeinde erlaffen, und ad 3. dafelbft ausbrüdlich bemerkt, daß Feine Trauung 
um — anders, als durch den Rabbiner und die von ihm Beauftragten geſche— 

n e. 

Ad 2. ſo iſt in fruͤhern Zeiten und als das jüdiſche Gericht eine vollſtaͤndige Jurisdik⸗ 
tion fiber die jüdifhe Gemeinde hatte, in den Fällen, wo der Ehemann berechtigt iſt, 
der Ehefrau den Scheidebrief wider ihren Willen aufzubringen, 

Ä (Ritualgefeg I. c. Abſchn. 17. 8.2.) > 
Die Art der Ehefchtidung deffelben mannigfacher Weife gewefen, 

— naͤmlich wurden Zwangsmittel gegen die Frau verfüget, wodurch ſie ver⸗ 
andaßt würde, denſelben in gerichtlicher Form anzunehmen. Naͤmlich, daß 1. der Ehe: 
mann ihr weder Kleider, noch fonftigen Unterhalt, und felbft ihr wirklich eingebrachtes 
Vermögen nicht gab, fondern letzteres nur deponirte, und welches ihr nur gegen Ans 
nahme des Sceidebriefs und mit dbemfelben Zug um Zug ausgehändigt wurde. Sit fie _ 
bierburd nit zur Aufnahme bewogen worden, oder ward biefes Mittel vorausfehend 
als unwirkſam geachtet, fo konnte 2. das Gericht fie durch Geißelzucht, eine Art Leibes⸗ 
ftrafe, (conf. }. e. Abfchnitt I. $.1. Anmerk.) zur Annahme deflelben zwingen laffen. 
Talmud Tractat Kesuboth Abfchn. 7. fol. 77. Waren aber diefe Zwangsmittel auch 
fruchtlos ausgefallen, fo wurde 3. der Verſuch gemacht, ihr den Scheidebrief durch dem 
Shernann ober feinen Bevollmächtigten, in Gegenwart zweier Zeugen, in ihre eigens 
thümliche oder gemiethete Wohnung und wo fie zugegen war, hinzubringen oder hinzus 
legen. Wenn aber endlich auch diefes Mittel unausführbar blieb, fo wurde 4. fie durch 
bazu vom Gericht beauftragte Perfonen, fobald man ihrer habhaft werben konnte, fo 
lange mit Gewalt feftgehalten, bis ihr der Ehemann, oder deffen Bevollmächtigter, ben 
Scheidebrief entweder in die Hände gegeben, oder in ihrer Gegenwart In ihr Zimmer ges 
egt hat. Traet. Gittin, Abſchn. 8. fol. 77. In gleihem Maße hatte das jüdiſche Ges 
-icht in den Fällen, wo der Mann zur Ertheilung des Scheidebriefes gezwungen werben 
'onnte, das Recht, denfelben durch den Bann und durch Xeibesitrafen dazu anzuhalten. 

Bon der Zeit ab, als das jüdifche Gericht zu Feiner dergleichen exekutiviſchen Verfüs 
zungen mehr ermächtigt war, gefchehen diefe Zwangsmittel durch Requifition an die Lan⸗ 
yesbehörden, und auf die Anträge des Rabbinerd und der Affeffores, wie dies im Tal⸗ 
nud bemerkt it, Tractat Gittin Abfchn. 9. Fol. 88. und in fpätern Zeiten wurben 
iberhaupt gegen ein Individuum aus der jüdifchen Gemeinde, das bem Verlangen bed 
Rabbiners oder der Aelteſten im jübifchen Ritus nicht gehorchen wollte, Geldftrafen unter 
5 Ihr. von diefen felbft, höhere aber auf deren Requifition von ben Landesgerichtshoͤ⸗ 
fen verfügt, und immer durch biefe exekutirt. V. v. 5. Juni 1767, 8.8. N. C,C, 
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| March. Th, II, pag. 258, Eirk, v. 22, Mai 1775. l. c. Bd. V. e päg. 134, 
Nro. XXIH. 


Wenn ich nun zwar ben Auflagen ber hohen Verf. v. 24. v. M. mich genügend ent⸗ 
Iedigt zu haben glaube, fo ift in der gedachten Verfügung nicht angegeben, wodurch Se. 
Ercellenz der Herr Juſtiz-Miniſter veranlaßt worden, über die dort enthaltenen Punkte 
Auskunft zu verlangen. Ich vermuthe daher, daß Liefes 3 in Folge meines unter⸗ 
thaͤnigen Berichts an das hohe Juſtiz-Miniſterium v. 24. Dec. v. J. geſchehen iſt. 
Deshalb ſehe ich mic; veranlaßt, noch folgendes gehorſamſt zu bemerken. Es find naͤm— 
lich die Faͤlle, wo juͤdiſche Eheleute die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes ein: 
feitig verweigern, vor Emanirung bes Ed. v. 11. März 1812 von denen, bie ſich nad: 
ber und jest in den Königl. Landen, fo weit jenes Edikt für die jüdifchen Einwohner 
Geſetzeskraft hat, ereignen, weſentlich unterſchieden. 

Denn zu jener Zeit, als auch die buͤrgerliche Wirkung einer Ehetrennung von ber Er: 
theilung und Annahme des Scheibebriefes abhing, war Seitens des diffentirenden Ehe: 
gatten zugleich die Abficht und der Zweck verbunden, fid) von bem andern Ehegatten gar 
nicht zu trennen, fondern vielmehr in jeder Rückſicht verehelicht zu bleiben; hierzu Eonnte 
nun bee Ehegatte, der die Ertheilung oder Annahme des Sceidebriefes verweigerte, 
durch die bürgerlichen Verhältniffe zwifchen ihm und dem andern Ehegatten manden 
Grund haben. Es bemühte ſich daher aud) das vormalige jüdische Gericht, das Motiv 
der Verweigerung aufzufinden und zur Sprache zu bringen; und in ber Regel wurbe 
deshalb zwifchen den Ehegatten ein gütliches Abkommen zu Stande gebracht, wodurch 
ber früher der Scheidung wiberfpredyende Ehegatte von feiner Weigerung abftand, und 
in die Ertheilung ober Annahme des Scheidebriefes freiwillig Eonfentrirte. Daher aud 
zu jenen Zeiten nur fehr felten anzuwendende Zwangsmittel vorgefommen find. 


Gegenwärtig aber, wo nach $. 27 bes Allerh. Ed. v. 11. März 1812 die Ehetrennung 
binfichts der bürgerlichen Verhältnifje der jüdiichen Eheleute nur durch das richterliche 
Erfenntniß bewirkt wird, welches der Ertheilung bes Sceidebriefes vorausgehen muf, 
folglich auch kein Ehegatte je ein rechtliches Motiv zur Weigerung der Ertheilung oder 
Annahme des Sceidebriefeö haben kann, indem die Ehe in jeder bürgerlichen Ruͤckſicht, 
aud wenn der Scheidebrief gar nicht ertheilt wird, immer als getrennt anzufehen ift, 
und daher weder aus ber Ertheilung ein Vortheil, noch aus der Nichtertheilung ein 
Nachtheil erwachſen kann. Hier alfo iſt die einftimmige Weigerung zur Ertheilung ober 
Annahme des Scheidebriefes eine bloße Chifane und Störung des andern Theiis in der 
Ausübung feiner Religionsgefege und Zeremonien, und daher biefer auch wohl befugt 
ift, zu verlangen, daß jener durch richterliche Hülfe zur Ertheilung oder Annahme des 
Scheidebriefes angehalten werde. Nur wenn beide Theile den Scheidebrief nicht verlan- 
gen, kann dieſes ihrem Gewiffen überlaffen bleiben, jedoch aber Bann keine anderweitige 
Trauung einer zweiten Ehe vor ber Ertheilung des Scheidebriefes erfolgen. 

(Hinſchius Wochenſchrift 1837. ©. 513. und Heinemann a. a. D. ©. 258.) 


8) Diefes Gutachten veranlaßte dad R. des Juſt. Min. (v. Kirch— 
eifen) v. 28. März 1820. 

Nach Erwägung des, mit dem Berichte des Königl. Kammergerihts v. 21. Kebr. c. 
in der Ehefcheidungs: Sache des Kaufmanns X... eingefommenen, von dem Vice-Ober⸗ 
Landrabbiner anderweit abgegebenen motivirten Gutachtens, hält der Chef der Zuftij 
eö für unbedenklich, daß die geſchiedene X... nach erfolgter Annahme des ben Scheibe: 
brief involoirenden Ehefcheidungs-Erfenntniffes zur Austellung des erforderlichen an: 
derweiten Konfenfes ober ber dieſen Konfens vertretenden Annahme des Scheidebriefes, 
nad) jüdifhem Ritus, durch gefeglihe Zwangsmittel angehalten werden kann und muß. 
Denn fie hat felbft nicht nur auf die Ehetrennung angetragen, fondern ſich auch der 
Kognition des Königl, Kammergerichts freiwillig in der Sache unterworfen. 

Der erfolgte Ausſpruch des Gerichts ziehet nad) dem Geſetz v. 11. März 1812 fchon 
an und für fich felbft alle Wirkungen der Eheſcheidung in buͤrgerlicher Hinſicht nach ſich, 
und wo — wie dies hier der Kal ift — diefe Wirkungen durch bloße Chikane des andern 
Theile, und ohne dag dabei ein Gewiſſens-Skrupel gedentbar fein kann, in ritueller 
Hinfiht gehemmt zu werden Gefahr laufen, da ift der Richter eben fo ermächtigt und 
verpflichtet, fein Amt durch Auferlegung gefegliher Zwangsmittel eintreten zu laffen, 
als nad) der Auseinanderfegung des 2c. Weyl der Rabbiner in fonftigen Fällen gewes 
fen fein würde, Auch fprechen die von dem Vice-Ober-Landrabbiner allegirten Gefes: 
Stellen bergeftalt dafür, daß dadurch bie Lücke, fo das Königl. Kammergericht in dies 
fem Theil der Gefeggebung zu finden vermeint, gededt wird. Eventualiter wird es Eein 
Bedenken haben, in künftigen Scheidungsfällen diefer Art bie Verpflichtung zur Aus— 
ftellung des Konfenfes in die anberweite Verheirathung, in dem Erkenntniffe mit aus: 
zubrüden. Gines fpeziellen Gefeges bedarf es hierüber nicht, da hierin nur ein, die 
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Erreichung des gefeglihen Endzwecks entfpredhendes Mittel Liegt, und den Judikaten da⸗ 
durch ihre, nach den Ritual⸗Geſetzen erforderliche vollendete Wirkung gegeben wird !), : 
Das K. Kammergericht wird befehligt, dieſem gemäß die nöthige Verfügung zur Abs 
hülfe der von dem X... geführten Beſchwerde zu ftellen 2 
(Ergänz. zum & R. Il. 1. 55. 731. 732. Juriſt. Zeitung 1837 S. 8520. Central⸗ 
BL. 1837. ©. 891. Heinemann I. ©. 263.) J 
MEbenſo verfügte ein R. v. 15. März 1825, und das R. v. 11. März 
1837 disponirte gleichfalls, daß der Scheidebrief nach jünifhen Ritualger 
feßen der Wiederverheirathung unerläßlic vorausgehen müffe und dazu der 
nah ©. O. I. 24. $. 52. zuläffige Zwang angewendet werden könne. 
(Zabrb. Bd. 49. S. 161. Gräff Bd. 10. S. 44.) 


Zweites Kapitel, 
Von der väterlihen Gewalt. 


I. Eheliche Kinder. 


In diefer Beziehung gelten die allgemeinen Beftimmungen bed L. R. II. 
2. 88.58 ff. Da indbefondere das L. R. den Verluſt der väterlichen Ge⸗ 
malt nicht für den Fall ausſpricht, daß das jüdifhe Kind zur hriftlichen 
Religion übertritt, fo find die früheren entgegengefeßten Beflimmungen ded 
Eirk. v. 20. Juli 1774 u. 8. Okt. 1772 für aufgehoben zu erachten?), 


II. 


Uneheliche Kinder. 


Unehelihe Kinder ftehen nach dem L. R. U. 2. $. 644. nicht unter ber 
Gewalt de3 Vaters, fondern nur unter der ihnen vom Staate verordneten 
Vormundſchaft. Ueber ihre religidfe Erziehung bemerken die $5. 642. 
643.1, c., daß fie biö zum beendeten 14. Jahre in dem Glaubenöbelennts 


— — — — 


1) Sehr richtig bemerkt Koch a. a. O. S. 184. in Beziehung auf dieſes R., daß 
nicht einzuſehen, mit welchem Recht Jemand etwas zu thun durch Exekution 
angehalten werden kann, wozu er nicht verurtheilt iſt; und noch weniger ſei 
einleuchtend, aus welchem Rechtsgrunde Jemand etwas zu thun verurtheilt wer⸗ 
den ſoll, wozu er nach bürgerlichem Rechte nicht verbunden iſt, da die Bibel und 
der Talmud als Geſetzbuͤcher nicht recipirt ſind. 

2) An die Partei erging das folgende R. vom naͤmlichen Datum. 

Der geſchiedenen Moſſon wird in der Anlage eine Abſchrift des, auf Veran⸗ 
laſſung ihrer Eingabe v. 24. Dec. v. J. über die Zulaͤßigkeit ihrer anderweiten 
Verheirathung vom Oberstande Rabbiner erforberten Gutachtens zu —— 
mit dem Eroͤffnen, daß der Juſtizminiſter ſich hiernach lediglich darauf beichrän en 
muß, Supplifantin auf die Vorfchriften der X. &. DO. Thl. I. Zit. 24. $. 52. 
zu verweifen. Ausgebehntere Zwangsmittel geftatten bie Gefege um ſo weniger, 
als der vorliegende Fall zu den Ausnahmen gehört, weldye nah dem Ed. v. 
41. März 1812 $. 21. für die, wegen Verfchiebenheit der Religionsbegriffe und 
des Kultus an befondere Kormen gebundenen Handlungen gemacht find, Glaubt 
Supplitantin ſich nad ihrem Gewiffen und ihrer Ueberzeugung bei der inten⸗ 
dirten anderweiten Verheirathung über diefe Formen nicht hinwegfegen zu kön⸗ 
nen, fo bleibt ihr nichts übrig, als den Weg zu verfolgen, welchen die X. G. D. 
a. a. O. vorfchreibt. 

(Ergänz. zum L. R. II. 1. 88. 731. 732. Zurift, Zeitung 1837. ©. 520. 

Central⸗Bl. 1837. ©. 891.) 
2). N, O. C. V. d. ©. 337. Durch bie 8. O. v. 4. Nov. 1786 und bas R. 
v. 7. Nov. 1786 (N. C. C. VIII. 197.) war vorgefdhrieben, daß der Bater das 
Kind für den Fall des Uebertritts zur hriftl. Religion nicht enterben koͤnne. 
Eine Abhandlung in Hymmens Beiträgen Sammlung V. S. 144. führte das 
Gegentheil aus. = 
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niffe ‚der Mutter ‚erzogen werben, ‚wenn ‚aber der Water ein Chrift, die Muts 
ter einer anderen Religionöp artei zugethan, bis nach zurückgelegtem 14. Jahre 
in der chriftlichen Religion, 

Meber die:Entftehung dieſer Beflimmungen theilen die Gefegreviforen 
folgende intereffante Momente mit. | 

Der $. 460 bes gedr. Entw. beftimmte, wie ſchon durch ein Konkl. der Gef. Komm. 
dv. 11.:Dec. 1781 (Klein?’& Ann. 1. 12. Rabe I. 6., 582—583) feftgefest war, ohne 
Ausnahme, daß ‚uneheliche Kinder bis nach zuruͤckgelegtem 14. Jahre in der Religion 
ber Mutter erzogen werden follten. 

Ein Monent meinte zwar, die Söhne föllten nad) der Meligion des Waters, und bie 
Töchter nad) der Religion der Mutter unterrichtet werden, wie man bei ehelichen Kin» 
bern angenommen hatte (gedr. Entw. $. 43, A. 8. R. $. 76. h.t.). Auch Herr 
— wollte ‚die bei ehelichen Kindern vorgeſchriebenen Regeln in ſoweit bei: 

ehalten, 


daß, fo lange bie Eltern einig wären, ihnen Niemand vorzuſchreiben habe, in welcher 
Religion das Kind unterrichtet werben folle. 

Aber, fährt er fort, " 
find die Eltern wmeinig, fo muß die Mutter vorgehen, ‚deren Namen und Stand das 
Kind führen fol, (Mat. Bd. 73 f. 557. } 460. mon. 2, et marg.) 

Indeſſen ift die Regel unverändert ftehen geblieben, daß uneheliche Kinder in der Res 
ligion der Mutter erzogen werben follen. 

Nun fragte das Kammergeriht: „Soll dies auch alsdann ftattfinden, wenn bie 
Mutter jüdifcher, der Water aber hriflicher Religion ift, und diefer das Kind zur 
——A zu ſich nehmen will? Das Kind kommt bei der chriſtlichen Religion 

eſſer fort. 

Herr v. Grolman meinte: 

„Ob die Mutter eine Jüdin, und der Vater ein Chriſt iſt, macht eben fo wenig Un: 
terfchied, ald wenn bie —— eine Chriſtin und der Vater ein Jude iſt.“ 
(Mat. Bd. 73 f.557v- 5. 460. mon, 1. et marg.) 
Allein Suarez erklaͤrte: 
„Bo wenig id nr bafür bin, Juden in ber Gefesgebung härter, 
als Chrijten zu behandeln, fo würde ich doc) dem Voto des Kammergerichts 
beitreten, daß, wenn die Mutter eine Jüdin, der Vater aber ein Chrijt wäre, und 
legterer die Erziehung des Kindes felbit übernehmen wollte, ihm freiftehen müſſe, 
foldhes in der hriftlichen Religion erziehen laffen, 
weil das zeitliche Wohl des Kindes (mit welchem es die Gefeßgebung nur zu thun hat) 
biefes offenbar erfordert.” (Rev. mon. Mat. Bd. 80. Abſchr. Bd. II. f. 594. et v.) 
Demgemäß wurde die Ausnahme im Koncept zum umgearb. Entw. (Mat. Bd. 82 f. 
51. $. 646.) und im Manuftr, zum Gef. Bud) (Mat. Bd, 86 f. 158.) dahin gefaßt: 
„doch Eann der Vater, welcher der chriftlichen Religion zugethan ijt, ein Kind, 
welches von ihm mit einer Prrfon eines anderen Glaubensbelenntniffes außer ber 
Ehe erzeugt worden, in der chriſtlichen Religion erziehen laſſen.“ 

Diefer $. ift jedoch im Manuſtr. 3. G. B. (J. c.) durchſtrichen, und dafür der jegige 
$. 643. fubftituirt worden, nad) welchem 

uneheliche Kınder in der Religion des Baterd ergogen werben müffen, wenn 

er ein Chrift ift und die Mutter nichts 

ohne Zweifel aus Veranlaffung eines während ber Redaktion vorgelommenen Falles 
und der dadurch herbeigeführten 8. D. v. 9, Dft. 1789, worin bied auf einen von 
Suarez felbit Eoncipirten Bericht des Staatsrathe feitgefegt wurbe. Er fagt darin: 
das ältere Konkl. ber Gef. Komm., welches unehl. Kinder in der Rel. ber Mutter er: 
ogen wiffen wolle, habe nur an den Unterichied der hriftl. Rel. Partheien gedacht. 
* Kinde ſei in jeder Beziehung beſſer proſpicirt, wenn es in der chriſtl. Rel. erzogen 
werde. Die Geſetze, welche die gar zu große Vermehrung der Juden zu verhindern 
ſuchten, würden mit ſich ſelbſt in Widerſpruch ſtehen, wenn ſie ſolche Vermehrung durch 
unerlaubten Beiſchlaf beguͤnſtigen wollten. Ueberhaupt ſcheine es unſchicklich zu ſein, 
in zweifelhaften Fällen, wo es, wie hier, gar nicht auf Toleranz ankomme, die öffent 
liche Rel. des Staats ciner bloß gebuldeten Sekte nachzufegen (act. des Geh. St. Archivs, 
betr. die Anfräge, in welcher Rel, ein von einer Juͤdin und einem Chriften erzeugtes uns 
ebeliches Kind zu erziehen. R. 7. Nr. 70. de 1789.) 

(Gefegrev. a. a. O. Mot. zu Thl. II, Tit. 2. $$. 263— 264 ber E. S. 203—205.) 


Obigen geſetzlichen Vorſchriften gemäß beſtimmen 
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1) Das R. v. 11. Aprit 1828, daß die vormundſchaftlichen Behörden 
afür verlintwortlich, daß uncheliche Kinder, weiche ine Jüdin mit einem 
hriſten erzeugt, in der chriſtlichen Religion ergägen tuerdeh. 

(Jahrb. Bd. 21. S. 249. Graͤff Bd. 1. ©, 174.) — * 

2) Dad R. v. 31. Dec. 1834, daß uneheliche Kinder, wenn viner per 
em der chriſtlichen Religion zugethan ft, ohne Ruͤckſicht auf ben Wilken 
er Eltern in der leßteren zu erziehen feien. E 

(Jahrb. Bd. 44.6, 353, dcr Br. 8 ©. 68.) 


Srittes Kapitel. 
Bon der Volljährigkeit und der Vormundſchaft. 
; . J. 
+» Volljährigkeit. 

1) Nach den Ritualgefegen wird der Jude großjährig, wenn er 13 Jahr 
nd einen Tag alt ift, die Jüdin, wenn fie 12 Jahr alt, auch mannbar iflt). 
on das R. v. 13. Dre. 17682) feßte jedoch die Großjährigkeit auf das 
olendete zwarzigfte Jahr und diefe Beftimmung ging in den $. 3 des 
ah. zum A. L. R. über: „Die Großjährigkeit der Juden nimmt, ohne 
an des Geſchlechts, mit der Vollendung des zwanzigſten Jahres 
ren Anfang.” Zur 

2) Das Ep. v. 11. März 1812 Hob dagegen im $. 20. auch diefen Unter⸗ 
hied zwiſchen Juden und Chriften auf und Daffelbe ihut der $. 20 der 8, 
‚1. uni 1833 für das Großherzogthum Pofen. | | 

3) Was nun die neuen und wiedererworbenen Provingen anlangt, wo 
ach der K. O. v. 8. Aug. 1830 die alte Verfaffung der Juden aufrecht 
'halten worden, Pprechen zwar die ſämmtlichen Patente wegen Einführung 
es L. R. aus, daß der Terminus majorennitatis allgemein auf, das 
4. Jahr feftgefet werde, erwähnen aber dabei der Juden nicht befon: 
erd, und da durch diefelben das A. L. R. nebft deffen fpäteren De: 
larationen (alfo mit dem Anh.) eingeführt ift, fo ift, wie auch das. R. 
. 30. Oft. 1818 (Jahrb. Bd: 12. S. 255. Graff Bd. 1. S. 31.) in Bei 
eff der Juden im Großherzogthum Pofen ausfpricht, anzunehmen, daß 
3, wo das Edift v. 11. März 1812 nicht gilt3), und in Betreff der nicht 
aturalifirten Pofener Juden ®),; noch jegt bei dem Anh. 8. 3. bemens 





ı) Mofes Mendelsſohn a, a. DO. $. 1. ©, 36. 
») N.C.C.T. IV, ©. 506. Rabe Bb. 1. Abthl. 3. ©. 427. 
Das R. v. 3. März 1798 ließ es jedoch für Neu:, Oft: u. Süd: Preußen bei den 
Beſtimmungen der Ritualgefege (Stengel Bd. 10. S. 179. Rabe Bd.5. ©.53,) 
*) Das C. R. v. 10. Aug. 1841 an das Kammergericht und die D. L. Geri 
8 Frankfurt, Glogau, Marienwerder, Naumburg, Magdebürg, Halbetſtabt, 
ünfter, Hamm, Paderborn und Arensberg, bemerkt, daß bei einigen Gerichten 
Zweifel darüber entftanden feien: ob in denjenigen Lanbestheilen, wo war das 
A. L. R., aber nicht daß Ed; v; 11. März 1812 wegen ber bürgerl, Verb. der 
Juden oder bie vorläufige V. v- 1x Juni 4833 wegen des Judenweſens im Groß⸗ 
berzogthum Po fen eingeführt ift, die Volljährigkeit ber Zuden mit dem 20. oder 
24. Lebens jahre eintrete?. Die genannten DObergerichte werben daher aufgefors 
dert, über bie bisherige Praxis und deren Gründe zu berichten und die Bezirke 
enau zu bezeichnen, auf welche eine etwanige Deklaration ſich zu erftreden 
en würde. (Juſtizmin. Bl. 1841 ©. 252.) — Es iſt eine definitive Beſtim⸗ 
mung indeß hierüber noch nicht erlaffen worden. ae 
*) In der Zur. 3. 1834 ©. 496 ff. wird dagegen ausgeführt, daß in Bezug auf bie 
Pofener Juden auch rüudfichts der Majorennitäts-Termine Beine Ausnahme von 


31* 
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bet, in fofern nicht ein anderer provinzieller Major. Termin gilt. Das in 
Rüdficht der Juden in den ehemals Königlich Weſtphäliſchen Landes; 
theilen erlaffene R. v. 24. Juni 1836 ſteht hiermit auch nicht im Wider 
ſpruch. * er Dr . * 

Es beſtimmt: FR 

Die Königl. Gerichtö-Deputation zu Salzkotten hat bei dem Juſtiz⸗Miniſter darüber 
angefragt: j ö a, 

ge welchem Lebensjahre ber Majorennitätstermin ber. dortigen Juden nach der 

gegenwärtigen Gefeggebung eintrete? le 

Das Königl. Oberlandesgericht erhält anliegenb Abfchrift des betreffenden Ber. v. 
12. d. M. mit bem Eröffnen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter der darin entwidelten 
Anſicht dahin beitritt: — 

daß nad) $. 14 des Publikationspatents zur Einführung des A. L. R. v. 9. Sept. 
1814 der Eintritt der Majorennität der dortigen ‘Juden, gleich wie der übrigen Uns 
terthanen, mit dem vollendeten 24. Lebensjahre anzunehmen ift. 

Diefer Annahme fteht die Allerh. K. O. v. 8. Auguſt 1830 (G. S. ©. 116.), nicht 
entgegen, fie beftimmt nur, daß das Ebd. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Ver: 
hältniffe der Juden dort nicht eingeführt fei, daß vielmehr diefe befonderen Verhältniffe 
der Zuden nad den bisherigen Gefegen beurtheilt werden müßten. Hätten alfo bie 
Juden nach den frühern Gefegen einen befondern von ber allgemeinen Verfaffung ab: 
weichenden Majorennitätstermin gehabt, fo würde diefen allerdings noch gegenwärtig 
gelten. Dies ift aber nicht der Fall. Sie waren vielmehr, wie der Art. 1. des Defrets 
v. 27. San. 1808 Elar ergiebt, allen übrigen Unterthanen in diefer Beziehung und font 
gleich geftellt, mithin auch gleich diefer jeder allgemeinen gefeglichen Abänderung des 
Majorennitätstermins unterworfen. Es folgt hieraus, daß ber frühere allgemein ge: 
feglihe Mojorennitätstermin von 21 Jahren aud in Betreff der Juden durch die Ein: 
führung des A, L. R. wegfallen und an deffen Stelle ber. landesrechtliche Majorennitäte: 
termin or 24 Jahren nad) $. 14 des Publifationspatents v. 9. Sept. 1814 ge 
treten ift. 

iernady hat daher das Kollegium zu verfahren, und die Verf. v. 3. Mai d. 2. 
zurücdzunehmen. (Jahrb. Bd. 47. ©. 501. Gräff Bd. 10. ©. 6.) 

4) Was indbefondere die ehemals Königl; Sächſiſchen Landestheile 
anlangt, fo nimmt in ihnen die Volljährigkeit der, Juden mit vollendetem 
21. Lebensjahre ihren Anfang, wie $: 1. Kap, II. der Bormundfchafts: 
Ord. v. 11. Oft. 17821) beflimmt, welche durd) das Ob. Amts Reg. Pa 
tent v. 8. Dec. 17832) auch in der Nieder-Laufig publicirt ift. 

5) Diejenigen Juden, welche zur Beit der Yublifation des Edikts v. 
11. März 1812 das 20. Jahr ſchon zurüdgelegt harten, können nicht wieder 
in die Minderjährigkeit zurüdtreten, fondern müffen ald großjährig behan— 
delt werden. | | 

(R. v. 28. Aug. 1822 u. R. v. 5. Jan. 1813 sub Nr. 2. Jahrb. Bd. 1. S. 203. 
u. Bb. 2. ©. 181—186, Gräff Bd. 1. ©. 30, u. ©. 265—269.) 


I. — 
Vormundſchaft. 


Mofes Mendelsſohn, a. a. O. 2. Hauptſt. 2. Abſchn. $. 1. 
Terlinden, a. a. O. $. 468 ff. — 
Früher wurde die Vormundſchaft durch die Rabbiner geführt. Das Er. 


der Vorſchrift zugelaffen werben könne, wonach bie Minderjährigkeit ohne Un: 
terfchied des Orts, der Herkunft und des Standes: bis zum er 
24. Jahre daure, weil der $. 27 der ®. v. 1. Juni 1833 in Beziehung auf alle 
in ihr felbft nicht anders beftimmte Verhältniffe alle, wegen der Zuden früber er: 
gangenen Verordnungen aufgehoben und alle Zuben ben chriſtlichen Einwohnern 
gleichgeftellt Habe. Die V. deute das auch am andern Orten genugfam an, ba 
fie 4. B. im $. 25. den nicht naturalifirten Juden vor erreichten vierundzwan⸗ 
zigſten Jahre die Schließung einer Ehe nicht geſtatte. 

Ri Cod. August. II, Kortf. Thi. I. &. 383. J 

2) Cod. August. Il, Fortſ. Thl. III. S. 801. 
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v. 11. März 1812 88. 29. 30: hob jedoch in diefer Beziehung jeden Unter» 
ſchied auf. In Anfehung des Mebergangesd der Vormundſchaften von den 
Rabbinern auf die Gerichte verordneten die R. v. 30. Juni 18121), 5. San, 
u. 20. April 18132). Die nur in Beziehung auf Berlin gemachte Auds 
nabme, daß dort dad Obergericht die Vormundſchaft über die Suden führte, 
auf welche Ausnahme fich die R. v. 26. Zan. und 23. Febr. 1813 rüd: 
ſichtlich der Bevormundung unehelicher Kinder daſelbſt beziehen ?), iſt dem⸗ 
nächſt gleichfalls aufgeboben. | | 

Daß Chriften nicht Vormünder von Juden und Juden nicht Vormünder 
von Ehriften werden können beſtimmt das L. R. II. 18. 8.137 *). Unches 
lichen Kindern eines Juden oder einer Jüdin, die einen chriftlihen Water, 
oder eine chriſtliche Mutter haben, wird nach dem in der Note gedachten 
R. ein chriſtlicher Vormund gegeben. 


Biertes Kapitel, 
DA Erbrecht. 


19 | 
In Betreff der jüdischen Wifunlgefege find zu vergleichen: 
Josephi Raro, sententiae Rabinorum de successione ab intestato et testament. 
editae a G. H. Stuck cum praef. Nettelbladt. Halae 1775. 
Mofes Mendelsfohn, a. a. D. Hauptſt. 2 u. folg. Abfchn. 
Zerlinden, a. a. ©. 85. 446—467 u: 6. 429 ff. 
Durch $. 20 des Ed. v. 11. März, 1812 find die jüdiſchen Geſetze auch 
in Beziehung auf die teffamentarifche und Inteftat-Erbfolge in den alten 
Provinzen aufgehoben worden: In Betreff der früheren Fälle find die R. 
v. 2. April und 18. Juni 1814 zu vergleihen:). Es fam vor dem J. 
1812 nicht das: Landrecht, ſondern das jüdifche Nitualgefes zur Anmwens 
dung, welched durch dad Gen. Jud. Priv. v. 17. Apr. 1750 anerkannt 
war®). —— | 
Sn Betreff der Teſtamente fpriht fh 
1) über die Form der Judenteftamente dad Gutachten des Ob. Land» 
rabbiners v. 29, Mai 1793 aus (Stengel Bd. 5. S. 187. Rabe Bd. 3. 


S.437.)und 5,0. 
2) über die vor dem: 11. März 1812 entworfenen Zeftamente die R. 


v. 21. März 1812 und 2. April 18147). 

3) In Anfehung der Gültigkeit eines mit jüdifhen Schriftzügen vers 
fehenen Teſtamentes bemerkt das. R. d. Min. (v. Kircheifen) v. 23. Juni 
1812 an dad K. O. 8. ©. zu Stettin. 

Dem 8.D. 2. ©. zu Stettin wird auf die mittelft Ber. v. 15. d. M. gethane Ans 
frage: ob ein mit jüdifhen Schriftzügen unterzeihnetes Zeftament als rechtsgültig 
anzunehmen fei, $olgenbes eröffnet: Das Ed. v. 11. a d. 3. verpflichtet die Tuben, 
bei ihren Namensunterfhriften fic feiner andern als deutſcher oder lateiniſcher Schrift⸗ 
züge zu bedienen, und madıt von ber Beobachtung diefer Vorſchrift die Fortdauer ber 
yen Juden beigelegten Eigenfchatt ald Einländer und Staatsbürger abhängig. 

Dem Stadtgerichte zu. Stargard hat daher in. dem zu ber gedachten Anfrage Berans 


1) Jahrb. Bd, 1. ©. 68. Gräff Bb: 1. ©. 265. 
2) Jahrb. Bd. 2. S. 181. Gräff Bd. 1. ©. 269. 
2) Jahrb. Bd. 2. ©. 190. Graf Bb. 1. ©. 271. 
2) Schon das R. v. 30, Suni 1794 hatte Lesteres beſtimmt. 
(N. C. C. T. IX. ©. 2361.) 
2) Vergl. oben Abthl. I. Abfchn. TUI. sub I. 3. 4, 
°) Es fpricht dies auch das Erf. des Geh, Ob. Trib. v. 18. Juni 1838 aus. 
?) ©, Note 1. 
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Laffungigrbentien befonderen Falle allerdings obgelegen der Ehefrau des M. Ir- », meihe 
das von ihr niebergelegte Teſtament geftändlich ——— ——23 hat, 
das erwähnte Edikt vorzuhalten, und fie auf die Kolgen der unterlaffenen Beobaditung 
deſſelben aufmerffam zu machen. In fofern foldyes noch nicht geſchehen ift, muß es das 
ber nachgeholet, und die Zeftatrir dadurch veranlaffet werben, ihre: Namensunterfcrift 
dem Edikte gemäß. zu berichtigen. Wenn. biefelbe aber ſich deſſen weigert, fo if e 
enug, daß ihre Weigerung zum Protokoll vermerkt werde, und verſteht es ſich von 
elbft, daß das Stadtgericht, welches hiernadh, der allgemeinen Gerihtsorbnung Zt. Il. 
Zit. 2. 56. 31—33, gemäß, des Seinige gethan hat, für die Folgen nicht weiter verant: 
wortiich ift ze. (Jahrb. Bd. 1. ©. 67. Gräff Bd. 1. ©. 48.) 
In, Betreff der Gültigkeit der vor 1812 nach jüdifchem-Ritus geſchloſſinen 
Ehepakten vergl. die in einem ſpeziellen Falle abgegebenen. Gutachten 
bei Heineman n, Bd. 1. ©. 103-129. 


Fünftes Kapitel, 
Gütergemeinſchaft. 


An Orten, wo Gütergemeinſchaft unter, Eheleuten durch Provinzialge 
ſetze oder Statuten eingeführt ift, find derfelben auch Eheleute jüdifche: 
Religion, unterworfen, und es müffen insbeſondere alle vom ihnen vorge. 
nommenen Handlungen; in, Beziehung auf Dritte, nach den Megeln: der 
Gütergemeinfchaft beurtheilt werden; auch wenn. die Ehe: vor. Publikation 
des Ep. v. 11. März 1812 vollzogen worben; invfofern nicht die Güterge 
meinfhaft nach Publikation diefedi Ed. durch Vertrag; audgefchlöffen. wor: 
den iſt. Wenn. der. Eintrittider Gütergemeinfihaft dadurch bedingt iſt, das 
die Ehe beerbt, ſo kommt es bei jüdifchen Eheleuten nicht darauf an, ob 
die Kinder vor oder nach Publikation des Ed; v. Ih, Märy 1812 geboren 
find. So wurde erfannt durch: die dreis gleihlautenden Erkenntniſſe des 
Stadtgericht® zu Breslau: und .erfien Senats, dei: 9. &. G; daſelbſt de 
publ. 18. April 1834 und 16. Mär; 1836 und des Geh. O3. Trib. vom 
18. $ebr. 1837 1). | 

Bon den nämlichen: Anfichten gehen: mit Recht aus: 

Koch «Die Juden im Preuß. Staate, S. 19.) und 

Bornemann (Syft. Br. 5. ©. 168.), wogegen 

Schmidt (Familien⸗Recht S. 273 —276.):die: entgegengeſetzte Anficht aus. 
zuführen verfucht. 


Sechſtes Kapitel, 
Verträge. 


L. Darlehne. 


A, In Anfehung ber. Zin ſen beftimmt. 

1) dao & R; I. 11: 88: 805. 806. 

„Kaufleuten ift erlaubt. Sehe, und Juden Acht vom Hundert, an Zinſen ſich ver 
fchreiben zu laſſen,“ 

„Juden, welche die Rechte rijtlicher Kaufleute haben, müffen darnach, aud in Am 
fehung des erlaubten Zinsfages beurtheilt. werden.” | 

$. 836. Kaufleute und Juden koͤnnen den höchſten ihnen erlaubten. Binsfag al 
Bögerungszinfen fordern, wenn fie gleich im Infttumente ſelbſt ih nur niedrigere Zinfen 
veriprechen laffen. 


2) In Betreff der alten Provinzen beſtimmt jedoch die Erklärung der 





+) Simon Entfh. Bd. 2. S. 234 ff. Koh Archiv Bd. 1. ©. 514 ff. 
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8. v. 11. Mär 1812, daß kein Stautöbürger jüdifcher Religion, höhere, 
als den Kaufleuten erlaubte Zinfen rechtsqültiger Weiſe fich verfprechen, 
noch zahlen laffen dürfe, vom 20. April 1813. 

Sch habe aus Ihrem Berichte mit Mipfallen erfehen, daß einige Juden im Depar: 
tement ber Liegnisfchen Regierung ſich noch jest unterfangen, von ihren Schuldnern 
übermäßige 3infen, unter bem Vorwande zu erheben, daß ihnen foldhes durch das ber 
Judenſchaft zu Groß: Slogau ertheilte Privilegium v. 25. Mai 1743 erlaubt fei. Da 
dies der Abficht des Ed. v. 11. März 1812 ganz zumider ift, welches, mit Aufhebung 
aller die Juden betreffenden und nicht ausdruͤcklich beibehaltenen früheren geſetzlichen 
Borfchriften, verorbnet, daß die Juden gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den 
Chriſten genießen und in ihren privatrechtlichen Werhäftniffen nad) eben den Geſetzen 
beurtheilt werben follen, welche anderen Bürgern des Staates zur Richtſchnur dienen; 
fo folgt von felbft, daß auch die in dem Privilegio v. 25. Mai 1743, fo wie in bem Ges 
neralprivilegio v. 17. April 1750 und in dem X. &. R. Thl. I, Tit. 11. 8. 805, enthals 
tenen befonderen Beftimmungen wegen ber den Juden damals erlaubten Zinfen für aufs 
gehoben zu adıten find. 

Kein Zube kann daher höhere, als Tanbübliche, ober, wenn er ein Kaufmann ift, 
höhere, al& ben Kaufleuten erlaubte Zinfen, rechtögultigerweife ſich verfprechen noch 
zahlen laffen. Auch aus Verträgen, die vor der Publifation bes Edt v. 11. März 
1812 errichtet. worden, dürfen keine höhere Zinfen, doc mit Ausnahme der bis zum 
Zage ber Publikation diefes Edikts laufenden, erhoben werben. 

In Anfehung der durch rechtöfräftige, vor der Publikation des Edikts eröffnete Er: 
Zenntniffe, nach damals geltenden Rechten, feftgefegten Binfen, fol es bei dem, was ein⸗ 
mal erkannt ift, das Verbleiben haben. j 

Gegen diejenigen Zuben, welche höhere’ Binfen, als die Gefege, nach den vorftehenden 
Beſtimmungen verftatten, ſich verforechen oder geben laffen, ift nad) den Vorfchriften des 
A. 8, R. Thl. II. Zit. 20, $. 1271 u. ff. zu verfahren. ’ 

Sch beauftrage Sie, diefes durch bie Gefesfammlung bekannt zu machen und Gorge 
zu tragen, baß allenthalben feft darüber gehalten’ werbe. 

Friedrih Wilhelm. 
(G. ©. 1813. Nr. 183.) 


3) Daffelbe gilt im Großherzogthum Pofen nah. $. 20 der ©. v. 
1. Juni 1833. 

B. In Betreff der Form der Darlehne gelten einige befondere Be- 
flimmungen. | | 

1) In den ehemald Königl. Sächſiſchen Landeötheilen beſtimmt das 
Mandat v. 1. Auguft 1811, welches auch in den Laufigen publizirt iſt 1): 

Alle zwifchen einem Ghriften ald Schuldner und einem Juden ald Gläubiger, oder 
zwiſchen einerh Ghriften als Gedenten oder Indoffanten und einem Juden als Gefjionar 
oder Indoffatar in ber Nieder-Lauſitz aefchloffenen Darlehns und Geffions-Gefdjäfte find 
nichtig, wenn nicht das darüber ausgeftellte Dokument gerichtlich refognoscirt, die Va⸗ 
luta baar vor Gericht aufgezählt und in Empfang genommen, aud) daß beides gefchehen 
fei, in dem Rekognitiong-Protokoll mit‘ bemerkt if. Ausgenommen von biefer Vors 
Schrift ift der Fall, wenn der chriſtliche Empfänger des Darlehns oder ber Valuta, ein 
Kauf: und Handeldmann ober eine hanbeltreibende Frauensperſon ift. 

Dem jüdifchen Darleiher ift bei Verluſt feiner ganzen Forderung und bei Strafe ber 
Richtigkeit des aanzen Gefhäfts verboten, mit dem Anleihenden zu ftipuliren, daß ihm 
nach der gerichtlichen Verhandlung wieder etwas von der vor Gericht aufgezählten 
Summe, unter dem Vorwande ber Provifion, Kourtage, oder unter irgend einem andern 
Zitel zurüdgegeben werbe. Bei gleicher Strafe muß auch das Darlehn ganz in baarem 
Gelde beftehen und es dürfen keine Waaren, Preziofen oder andere Mobilien, auch feine 
Schuldforderungen ftatt baaren Geldes gegeben oder angerechnet werben. 

Eben fo wenig kann eine Klage angenommen werben, wenn Schuldverſchreibungen, 
Wechſel oder Geffionen, von einem in der Nieber-Laufig wohnhaften, nicht zu dem Hans 
delsftande gehörigen Chriften, an einen ebendafelbft wohnhaften Züben, außerhalb der 
Nieder⸗Lauſitz ausgeftellt und babei nicht bie im erften Abfage enthaltenen Vorſchriften 
beobachtet, oder wenn ben im zweiten und dritten enthaltenen Ge⸗ und Verboten zumis 
ber gehandelt worden. 





3) Cod, Aug. IL, Fort Thl. I. ©. 266. 
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2. Eine Beflimmung der Kurkölniſchen Juden-Ordn. v. W. Juni 1700. 
Kap. IV.ı) und der V. v. 14, Dec, 1771 °), daß Perfonen geringen Stans 
des nültigerweife nur vor zwei chriftlihen Zeugen, welche der Auszahlung 
deö Geldes beigewohnt, an Juden Schuldfcheine ausftellen Fönnen, ift nad) 
dem Zeugniffe des D. &. G. zu Arnöberg völlig obfolet geworden und in 
judicando feit undentlicher Zeit nicht mehr in Anwendung gekommen s). 


3. In Dftpreußen und dem Großherzogthume Pofen fommt 
eine befondere Form der Darlehnd:Urkunde unter Juden vor. In der 
Urkunde, Mamre*) genannt, bekennt der Schuldner ein Darlehn empfan⸗ 
gen zu haben, und ift vermöge diefes Bekenntniſſes ohne alle Einrede die 
darin bemerfte Schuld zu bezahlen verbunden. Die Form diefes Inftru: 
mentd ift diefe: Auf der einen Seite eines Zetteld wird der ganze Inhalt 
der Obligation, nämlich die Summe und Urſache der Schuld, der Drt der 
‚zu leiftenden Zahlung und der Name ded Gläubigers, auf der andern Seite 
aber wird der Name ded Schuldnerd und des Rabbiners nebft den Zeugen, 
welche zur öffentlichen Beglaubigung einer ſolchen Urkunde gebraucht wor: 
den, verzeichnet. Es giebt ameierlei Arten des Mamre, nämlih: Staar: 
Chow und Staar-Iska (Handlungsbrief und Schuldbrief), 
welche faft auf gleiche Weife verfertigt werden. Aus einem ſolchen Doku: 
mente kann nach den jüdifchen Gebräuchen ein jeder Inhaber den Shulp: 
Pr vor jedem Gerichte, unter deffen Gerichtszwang er denfelben antrifft, 

elangen. e 

Das Oftpreußifche Provinzial,Recht erwähnt derfelben im Zufag 145. 
In Weitpreußen fommen die Mamre-Storhoms audländifher Juden 
nicht vor5). 

| D, Wechſel. 

I. Wechfelfähigkeit. 

Nach dem L. R. II, 8. $. 723 find Juden ohne Unterſchied dem Wechfels 
rechte unterworfen. 

Dies ift für die alten Provinzen durch dad Ed. v. 11. März 1812 auf: 
gehoben. 

Es bemerfen hierüber: 

a) Das R. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 31. Aug. 1813, 

Durd) die sub lege remissionis originaliter anliegende Eingabe hat der Zuftizs 
Kommiffarius N. angefragt: 

ob nach der Publikation des Ed, v. 11. März 1812, die bürgerlihen Verhältniffe 
der Zuden betreffend, bei den Juden, wie bei Chriften, der Gewerbefchein über ein 
Gewerbe, welchem das X. 2. R. oder fpätere Verordnungen die Wechfelfähigkeit 
beilegen, über die Wechfelfähigkeit entſcheide? 
und der Juftize Minifter Veranlaffung genommen, über biefe Frage mit dem Departes 
ment für die allgemeine Polizei im Minilterio des Innern zu fommuniziren. Das 
— Departement iſt mit der demſelben geäußerten Meinung dahin ganz einver: 
anden: 
daß die VBorfhrift des A... R. Th. II, Tit. 8. $. 728., wonach Juden ohne Unter⸗ 
ſchied dem Wechfelrecht unterworfen, duch das Ed. v. 11. März 1812 für aufge: 


— 


1) Scotti a. a. O. J. S. 557. 

2) a. a. O. J. II. ©, 910, 

2) Revidirter Entwurf des Prov. Rechts des Herzogthums Weſtphalen. Berlin 
1837. (Als Handſchrift gedruckt.) Motive S. 2. 

*) Jester (V. B.) diss. de indole et jure instrumenti Judaeis usitati, cui 
Mamre nomen est, Regiomont 1755. 

) Reoibirter Entwurf bes Weftvreußifchen Prov, Rechts. (Als Handſchrift gedruckt.) 
Berlin 1837. Motive ©. 56, 





, 
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hoben zu achten, und biernad; anzunehmen fei, daß, fo wie ber: Jude nur 
unter eben den Bedingungen als ein Kaufmann anzufehen, unter welchen ein. 
Shrift dafür gelte, eben fo auch die Wechfelfähigkeit des einen wie des andern 
von gleicher Bedingung abhängig fei; daß demnach ein jeder, der einen Gewerbes: 
fchein zum Handel habe, ats Kaufmann, und in diefer Eigenſchaft als wechfelfähig " 
zu betrachten, und daß zu diefer Art der Wechfelfähigkeit feine andern Erforberniffe, 
namentlidy nicht der Beitritt zu einer Innung und Gilde nöthig ſeien ꝛtc. 
(Zahrb. Bd. 2. ©, 197. Gräff Bd. 1. ©. 211.) 


b) Ebenſo das R. v. 18. Juni 1814, welches unten zu vergl, ift. 


c) In den ehemals Sächſiſchen Landestheilen ift jeder Zude mit dem 
zurücgelegten 25 ften Jahre wechfelfähig. Es beflimmt died dad Mandat 
v. 21. April 1724 (Cod. Aug. ll. &.2024, welches mit der Leipziger Wech: 
fel-Drd. v. 2. Okt. 1682, dur das R. v. 9. San. 1730, (God. Aug. 
Fortſ. I. Thl. Il. ©. 715) auch in den Lauſitzen publizirt ift. 


‚2, Rückſichtlich der Gültigkeit eines mit jübifchen Schriftzügen unter 
zeichneten Wechſels bemerkt das R. des Juſt. Min. (Kirchheifen) v. 
9, Mai 1818, 

Es bedarf über die Frage: ob ein von einem jübifchen Staatsbürger mit jübifchen 
Schriftzügen unterzeichneter, fonft vollftändiger Wechfel, den Wechfelprogeß begründen 
und ein foldher überhaupt als fchriftliches Dokument gelten könne, oder. ob diefe Rechts: 
wirfungen nur dann eintreten, wenn ein ſolcher Wechfel mit deutfchen ober lateinifchen 
Schriftzügen unterfchrieben ift? der von dem K. DO. 2. ©. mittelft Ber. v. 17, April 
d. 3. angetragenen authentifchen Deklaration in feiner Art. 


Das A. P. % R., welches hinfichtlid) der zur Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung 
nothwendigen Erforberniffe jeberzeit die Quelle ver Entſcheidung bleibt, hat an Feiner 
einzigen Stelle vorgefchrieben, daß ein Wechſel, um die Wechfelfraft und das. davon 
abhängige gerichtliche Verfahren zu begriinden, in deutfcher oder lateinifher Sprache 
ausgeftellt, oder mit beutfchen oder lateinifchen Schriftzügen unterzeichnet fein. müffe. 
* Dispoſition des Geſetzes lautet vielmehr Th. II. Tit. 8. $. 781. wortlich nur 
dahin: 

—— die blos mit Kreuzen oder andern Zeichen unterſchrieben ſind, haben keine 

uͤltigkeit; 

und der Berfaffer der Materialien zur wiffenfchaftlihen Erklärung der Preuß. Landes⸗ 
gefegebeutet jene Diepofition fehrrichtig, wenn er bemerkt, daß unterdergleihen unzuläſ— 
figen Zeichen fremde Buchſtaben und wirkliche Schriftzüge nicht verftanden werben 
dürften. (C. f. Heft I. ©. 203. 1, a.) Der Geſetzgeber felbft betätigt dies, indem er 
$. 784. 1. a. feftftellt: 

das Vorgeben bes Ausftellers, daß er der Sprache, worin ber Wechfel abgefaßt wors 

den, nicht kundig fei, fol dem Snftrumente nichts an feiner Wechfeltraft nehmen. 


Das K. Ob. 8. ©. hat fich mit obiger Anficht auch bereits in dem Ber. v. 17. v. M. 
im Allgemeinen einverjtanden erflärt; es behauptet aber, baß bie rechtlichen Forberun: 
gen baraus, nad Emanirung bed ©. v. 11. März 1812, auf die jüdifchen Staatsbür: 
ger nicht mehr ausgedehnt werden könnten, weil felbige fortan verpflichtet wären, ſich 
bei Abfaffung ihrer Verträge und rechtlichen Willenserklärungen ber deutfchen oder einer 
andern lebenden Sprache, und bei ihren Unterfchriften Feiner andern als beutfdyer oder 
lateinifcher Schriftzüge zu bebienen. 

Das fheinbare Gewicht jener Behauptung verliert fi, wenn man erwägt, 


1) das das allegirte Geſetz hauptſächlich nur von den ftaatsbürgerlichen Ber: 
bältniffen der Juden, fo wie von den Bedingungen handelt, unter denen fie der 
damit verfnüpften Rechte fortdauerd theilhaftig werben können; 

2) daß es diejenigen Juden, weldye die vorausgefesten Bedingungen nicht erfüllen, 

- „ oder felbigen zumiber handeln, als fremde Juden angefehen und. behandelt 
wiffen will, ($. 6.1. a.) 


Diefe Erwägung erledigt jeden Zweifel, welchen man rüdfichtlich der jüdifchen Staats: 
bürger, bei Zufammenftellung der VBorfchriften des X.L. R., fowohl in allgemeiner pri: 
vatrehtlidher Beziehung, als in fpecieller Hinfiht auf die Rechtsgültigkeit der mit 
jüdifchen Schriftzügen von ihnen unterzeichneten Wechfel, haben könnte. Der Knoten 
findet fich in dem Ed. v. 11. März 1812 felbft ſchon mit vieler Vorſicht aufgeldfet, indem 
eö die feinen Vorfchriften entgegenhandelnden jüdifhen Staatsbürger ihrer bebinaten 
Begünftigungen ipso jure verluftig erklärt, und fie in die Kategorie der fremden Juden 
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rückwirft, welche nad) bem A. 2. R. Thl. U. Zit.8. 8. 723. ohne Unterſchied kei 
ren: außgeftellten Wechfeln dem Wechfelrechte unterliegen, 

Vorftehende Auseinanderfegung wird das K. Ob. L. G. zu ber Ueberzeugung führen, 
daß das in Sachen der Kaufleute N. N. wider ben jüdifchen Handelömann R: zu N, 
* ——— März d. 3. erlaſſene Reſtript in feinem ganzen Umfange mit ben Geſetzen 
eonform ift. 

Auch ftehet ſolches mit keinem bishero ergangenen minifteriellen Verfügungen in 
Miderfprud. 

Die R. v. 17, Aug. 1813 und 18, Juni 1814 beziehen ſich nur auf die Wechfelfähig- 
Zeit der Zuben, in foweit und fo langefie als jübifhe Staatsbürger zu 
Er find. Der. concrete Gall ſtellt jederzeit erft ben richtigen Geſichtspunkt hier: 

ei feſt. 

Das R. v. 23. Juni 1812, worauf ſich das K. Ob, 8. G. ſodann noch beruft, dient 
fogar zur Beftärfung der oben entwidelten Grundſätze. Es wird darin ausdrüdticd 

eiagt, daß das Ed. v. 11. März 1812, von der Beobachtung feiner Vorſchriften, die 
Fortdauer der den Juden beigelegten Eigenfhaft, als Einländer und Staatstürger 
abhängig gemacht habe, und es wird zugleich gemißbilligt, daß die Ehefrau des jüdifchen 
Staatsbürger M. J., welche ein von ihr niebergelegtes Zeftament geftänblich in’jübi: 
fher Sprache niedergefchrieben hatte, nicht auf die für fie baraus entfpringenden nach⸗ 
theiligen Kolgen von dem Gtadtgerichte zu Stargard aufmerkfam gemacht war. 

Ueber die Natur diefer Folgen, welche in ftaatsbürgerlicher Beziehung zwar niemals 
zweifelhaft find, in das privatrechtliche Verhältnig aber, nach Verfchiebenheit bes con: 
creten Falles, bald mehr, bald weniger eingreifen, ift von dem Chef ber Zuftiz Feine bas 
richterlihe Ermeffen vinculirende materielle Entfcheidung: ausgegangen, die Beurthei⸗ 
lung berfelben muß vielmehr in ftreitigen Fällen mit Ruͤckſicht auf die Vorfchriften des 
©. v. 11, März 1812. 8. 20 und 21 jederzeit den kompetenten Gerichtshöfen überlaffen 
bleiben. Jahrb. Bd, 11. ©. 222. Gräff Bb. 1. S. 214.) 


3)-In Betreff der Berüdfichtigung der jüdifchen Feiertage und 
bed Sabbath beftimmen 
a) bei Präfentation und Acceptation der Wechſel 

aa) die $$. 985— 99. Tit. 8. TH. 11. &. R.: Wenn der Wechfelbezogene 
ein Jude und der Präfentant ein Chriſt iſt, kann Legerer den Mech: 
fel an einem Sonn⸗, hoben: Feft- oder. Bußtage zu präfentiren nicht 
verpflichtet werden, fondern kann, ohne Nachtheil feines Rechts, den 
naͤchſtfolgenden Werkeltag. abwarten. Dagegen kann audy von einem 
Suden während eined Sabbaths oder ſolchen jüdifchen Feſtes, an mel: 
chem der Jude feine Handlungsgefchäfte treiben darf, die Acceptation 
eines auf ihn gezogenen Wechſels nicht verlangt werden, jedoch ift der 
Jude an dem nächft vorhergehenden Werkeltage fich darüber auf Ver 
langen bed Präfentanten zu erklären fchuldig. | 

bb) Diefe Beftimmungen gelten nach 8.24. des Ed. v. 11. Mär, 1812 au 
in den alten Provinzen gegenwärtig noch. 

cc) Als folche Feiertage find nah der ©. O. I. 10. $. 3%. und Anh, 
$. 90. zu betrachten: zwei Neujahrätage, ein Verſöhnungstag, der 
erfte, zweite, fiebente, achte und neunte Lauberhütten», der erfte, zweite, 
fiebente und achte Oftertag, zwei Pfingfttage, der Tag vor dem jüdi: 
fhen Neujahr, der Tag des Andenkens an die Zerftörung ‚der Stabt 
Serufalem. 

dd) Grävellu), Bielig?), Erelinger und Gräff?) nehmen an, daß 
der Jude zwar nach $. 871%) an den Zagen des $. 987 Feine Zah: 


1) Kredit⸗G. Bd. 3. S. 375. 
Komment, Bb. 6. S. 491. 
2) Wechſel-⸗R. S. 200. 

N ©, unter sub bi. 
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Kunag zu leiſten brauche, bagegen müffe er: ſich am. dieſen· Tagen üBen 
die Acceptation eined Wechſels erflären, gleichviel, ob dev Präs 

ſentant ein. Jude oder. ein: Chriſt. Denn der. $. 987: befchränße bie all» 
gemeine Faſſung dei: 985 aufıden Fall, wo. den Bezogene ein: Chriſt 
ift, weil fonft'$. 987 keinen Gegenſatz finden würde, Diefer: ftelle ſich 
durch die reftriktive Auslegung. des 8. 985 dahin, daß 

a.. ein. Chriſt, welcher Inhaber eines auf’ einen: Juden gezogenen’ 

echſels ift, verlangen kann, daß derfelbe an einem Sonntage oder, 
chriſtlichen Fefltage acceptirt. werde; 

A: daß ein Jude ald Inhaber. eined ſolchen Wechſels nicht nur 
berechtigrift, deffen: Acceptation: an den gedachten Tagen zu: vers 
langen, fondern fogar den Wechſel präjudiciren würde, wenn der 
legte Zag der Präfentation auf einen Sonn» oder Fefltag fiele, und 
er. ben: nächflen Werkeltag hierzu abwarten weilte, 

Dagegen führt Mathist) aus, daß ein: Zube, ſich auch: anı den: Tagen 
Bed &. 987 Über die Acceptatiomw nicht zu erklären brauche, 
bh) Bei der Zahlung. 
ap). Das L8. R: beftimmt 11. 8. 85. 870 — 872. 
5870. Zrifft der Zahlungstag auf:-einen Sonn⸗, hohen Keftz ober; Bußtag, wohln 
auch der Neujahrss und Charfreitag: gehören: fo muß) der, Gläubiger den mach⸗ 
ftön Werkeltag abwarten. 
$. 871. Es macht keinen Unterfchieb, wenn auch ber. Schuldner einer andern als der 
dhriſtlichen Religion zugethan wäre. | 
9. 672. Zrifft aber der Zahlungstag auf einen Sonnabend, ober jübifchen; Feiertag: 
ſo muß ein Jude, wenn er auch ſonſt chriftliche Rechte erhalten: hat, ſchon an dem 
zunaͤchſt vorhergehenden Werkeltage Zahlung leiſten. 
5865.. Juden müſſen bei Wechſeln auf Breslauer: Meſſen oder; Märkten, den Tag 
vor der Ausleutung der Meſſe Zahlung leiſten. 
bb) In den alten Provinzen ſind dieſe Beſtimmungen, welche in Betteff 
der Zahlungszeit den Juden gegen den Chriſten benachtheiligen, 
durch die 68. 20. 24. des Ed. v. 11. März 1812 aufgehoben. Es 
wird, baher bafelbft ein Wechfel, der von, einem Juben.acceptirt-und 
> —— faͤllig iſt, erſt am. Dienſttage nach, Oſtern zahl⸗ 
‚rein: 2" 


cc), Sin Anſehung der- Nefpeettage. machen die. Gefege — $$. 1095 bis 
1097 — benfelben Srundfaß für Chriften und Juden geltend. 

4) Auch in Anfehung des Einwandes der nicht erhaltenen Valuta bei‘ 
trocknen Wechfeln ftellt.bereitd. dad L. R. a. a. O. $. 1243, den Juden. dem 
Chriften. gleich. | 

HI. 
Pfandverkehr. 

1) Schon Las; Juden⸗Regl. von 1730. $. 6. ſtellte den Pfandverkehr der 
Juden unter befondere Kontrolle, was die Grundlage der Beſtimmungen 
im ven‘. 2426 des: Gen. Juden⸗Priv. v. 17. April 1750 wurder Letz⸗ 
tere gingen übet in das Pfand⸗ und Leih⸗-Regl. v. 13. Maͤrz 1787; auf wel⸗ 





u 


1, Mathis, Bd, 7. ©. 554; 

2) Grävell, (Kreit-G. Bis 3. ©. 399.). Bielis, (Romment. Bd. 6. ©. 437.) 
und Erelinger und Gräff ——— S. 114.) nehmen an, daß ber Wech— 
fel am grünen Donnerftage zahlbar fei, allein fie haben fammtlich die angeführs 
ten Beltimmungen des Ebd. v. 14: März 1812: überfehen. — 
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ches dad 2. R.1. 20. 88. 263—270 Bezug nimmt. Erfteres beftimmt in 
den 88. 16—23. | 


6. 16. Hat ein jüdifcher Pfandverleiher wiffentlich geftohlene Sachen zum Pfand 
angenommen, fo foll derfelbe, in jofern er nicht Staatsbürger ift, feines Schußbriefes 
verluftig erklärt und nebft den Seinigen aus dem Lande gefchafft werden. 


"8. 17. Diejenige Gerichtsobrigkeit, welche einen nach diefer Vorſchrift zur Fortſchaffung 
— jüdiſchen Pfandverleiher ferner duldet, ſoll nicht nur wegen einer ſolchen 

ontravention in fiskaliſchen Anſpruch genommen, ſondern auch zur Selbſthaftung für 
alle von ihm etwa nachher noch verübte Betruͤgereien und Uebervortheilungen und den 
daraus entſtandenen Schaden angehalten werden. 


$. 18. Iſt ein ſolcher juͤdiſcher Pfandverleiher nicht vermoͤgend, das Pfand ſelbſt dem 
Eigenthuͤmer wieder zu ſchaffen, oder bei deſſen Ermangelung, den vollen Werth zu 
erſetzen; fo iſt die Judenſchaft des Orts ſchuldig, den Eigenthuͤmer für dieſen Werth und 
die bei der Sache verwendeten Koſten, zu entſchädigen. 


$. 19. Von dieſer Vertretung ſoll die Judenſchaft nur in dem einzigen Kalle befreit 
fein, wenn die Xelteften nachweifen können, daß fie alle in dem Gen. Juden-Regl., in 
ben übrigen Landeögefesgen, und in dem gegenwärtigen Reglement ($. 79) ihnen vorge: 
fchriebene Sorgfalt angewendet haben, um dergleichen Diebeshehler und Tiederliches 
Gefindel in Zeiten zu entdeden und zur Kortfchaffung anzuzeigen. 
. 20. Kann nad) vorftehenden Grundfägen dem Eigenthümer weder das Pfand 

felbft zurücdtgefchafft, noch ihm zu feiner Entfhädigung von dem Pfandverleiher, außer 

der Zudenfchaft, verholfen werben; fo ift gegen ben Pfandverleiher, weldyer nicht Staates 
bürger ift, außer der Caſſation feines Schugbriefes und noch vor feiner Wegſchaffung 
aus dem Lande, mit Zuchthausſtrafe nebft Lörperlicher Züchtigung, oder anderer a 
nißmäßiger Leibeöftrafe zu verfahren. Ä 

8.21. Iſt dagegen das Pfand felbft dem Eigenthümer zurüd verfchafft, ober ihm 
dafür vollftändige Schabloshaltung geleiftet worden, und es ift das erſte Mal, daß der 
jübifche Pfandverleiher auf dem Vergehen, geftohlene Sachen wiffentlih zum Pfand 
angenommen zu haben, betroffen wird; fo foll, auf Vorbitte der Judenſchaft des Orts, 
und nad) Befund ber von felbiger zue Milderung ded Vergehen beigebradhten Gründe 
und Umftände, dem Richter erlaubt fein, die in dem $. 16 feftgejegte ordentliche in eine 
außerorbentliche Geld: oder Leibesftrafe zu verwandeln. 

$. 22. Wird aber ein folcher jüdifcher Pfandverleiher auf einem dergleichen Verbrechen 
zum zweiten Male betroffen; fo foll die gefeglihe Strafe ($. 18 sqq.) ohne weitere 
Schonung über ihn verhängt werben. 

$. 23. Kann der jüdifche Pfandverleiher, welcher eine geftohlene Sache zum Pfand 
angenommen bat, zwar feiner wirklichen Wiffenfhaft von biefer Qualität ‘der Sache, 
dagegen aber einer Vernachlaͤßigung ber in den 58. 6—10 vorgefchriebenen Prüfung und 
Vorſicht überführt werden; fo foll bei dem erften Gontraventionsfalle die Vorfchrift 5.14 
wider ihn ftattfinden. Wenn er aber zum zweiten Male auf einer dergleichen Sontravens 
tion betroffen wird; fo foll, in fofern er nicht Staatsbürger ift, mit ber in dem $. 16 
beftimmten ordentlichen Strafe ber Kaflation feines Schugbriefs, auch feiner und ber 
a Fortſchaffung außer Landes verfahren werden. 

(N. €. C. de 11787. ©. 781. Rabe Bd. 1. Abth. 7. ©. 560.) 


Diefe Beftimmungen wutden mobdificirt durch dad Regl. v. 18. Zuli 1801 
(N.C.C. Tom. XI. S. 393. Rabe Bd. VI, &. 554 fig.) Dies beftimmt im $. 1, 
daß fünftig die Judengemeinden nicht mehr zum Schadenerfaß verpflichtet 
feien, wenn ein Mitglied derfelben einen Diebſtahl begeht, wiflentlich geſtoh— 
lene Sachen verheblt oder zum Pfand nimmt und nicht ded Vermögens ift, 
den entflandenen Schaden zu erfegen, und demgemäß jeder hierin zwiſchen 
* —— und jüdiſchen Gemeinden obwaltende Unterſchied aufgeho: 

en ſei. 

2) In Betreff der Juden in den alten Provinzen find die $$. 16—23 
durch das Ed. v. 11. März 1812 für gänzlich aufgehoben zu erachten 
(88. 7 und 20). Ebenfo die 88. 91 flg; des Real., welche den jüdiſchen 
Pfandleihern höhere Zinfen zugeftehen und der $. 79, daß die Judenälteſten 
die Pfandbücher der Juden ihrer, Gemeinde revidiren follen, 
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3) Für die neuen und wieber erworbenen Provinzen gelten fie dagegen 
noch mit der Einfchränkung durch dad obige R. v. 18. Juli 1801. 


Zweiter Abſchnitt. 
Sormelle Civil⸗Rechts⸗Verhältniſſe. 


Srſtes Kapitel, 
2 Gerihtöftand der Juden. 


Zur Zeit der Publikation der G. DO. waren neben ben otbentlichen Gerich⸗ 
ten noch fehr viele befondere für einzelne Klaffen von Perfonen. und Gats 
tungen von Sachen. Zu den Erfteren gehörten. auch die der jüdifchen Rabs 
biner und Aelteften, welche Rechtöftreitigkeiten unter Juden, wenn diefe auf 
befontere jüdiſche religiöfe Gefege und Gebräuche Bezug hatten, mit der 
Wirkung entichieden, daß gegen ihre Entfcheidung der ordentliche Nechtöweg 
jederzeit ergriffen werden konnte !). 


Aus dem altdeutihen Verhältniffe, nach welchem die Juden Schugunters 
tbanen der landesherrlichen Kammern waren, hatten ſich an einigen 
Orten, z. B in Berlin und Glogau, ein eximirter Gerichtsſtand der Juden 
gebildet?). 

Durch den $. 29 ded Ed. v. 11. März 1812, betr. die bürgerlichen Vers 
hältniſſe der Zuden, iſt der erimirte Gerichtöftand aufgehoben. Nur in Ber: 
Lin behielten fie folchen noch bei. 

Indeß hob auch hier ihn die K. D. v. 17. April 1829 auf3). 

Auf Ihren gemeinfhaftlichen Ber. v. 1. d. M. genehmige Ich, nach Ihrem Antrage, 
mit Aufhebung der im $. 29. des ©. v. 11. März 1812, über die bürgerlichen Verhälts 
niffe der Zuden, enthaltenen Bejtimmung, daß die Gerichtsbarkeit über die Juden in Bers 
lin auf das StadtsGericht übergehe, mit der Maßgabe, daß bie bereits rehtshängigen 
Angelegenheiten im bisherigen Gerichtöftande beendigt werben. Ich überlaffe Ihnen, 
diefen Befehl durdy die ©. ©. bekannt zu machen und bie betreffenden Behörden demge— 
mäß anzumeifen. (G. ©. 1829. ©. 24.) 

Das R. des Fürften Staatd- Kanzlerd und des Juſtiz-Min. v. 25. Sept. 
1816 bob auch in Glogau die ausnahmsweiſe vom dortigen DO. L. G. 
noch übertragene Gerichtsbarkeit über die Juden auf. 

(Jahrb. Bd, 8. ©. 252. Gräff Bb. 2. ©. 19.) | 

Im Großherzogthum Pofen ftehen die Juden in Betreff ded Gerichts 
ftandes den chriftlichen Einwohnern nach der V. v. 1. Juni 1833 gleichfalls 
vollfommen gleich. R 

Daß auch die jüdifchen Rabbiner Feine Befugnig haben actus jurisdiotio- 
nis voluntariae in Gemäßheit der jüdifhen Ritualgefege zu beglaubigen, 


beftimmte vad R. v. 22. Okt. 1798. 
(Stengel Bd. 10, ©. 187. Rabe Bb. 5. ©. 231.) 


— — 


1) Gen. Juden-Priv. v. 17. April 1750, $. 21. ſ. oben und Beſcheidung v. 6. Juni 
1757. (N. C. OC. T. II. ©. 257.) G. ©. L. 2. $. 40. 

2) Beſcheid an den Magiſtrat zu Berlin v. 25. Mai 1702. (C. C. M. T. II. S. 1. 
Vaters Repert. 11. ©. 336.) | 

2) Hiernach ift das R. v. 2 März 1809, wegen des Gerichtöftandes ber konceſſionir⸗ 
ten Zuden in Berlin (Mathis Bd. 8. ©. 95. Rabe Bd. 10, ©, 45) anti« 
quirt. 


Ay) Die peivatreihtlichen Verhättniffe der Juden. 


‚weites Kapitel. 
Bewmeidverfahren 


I. Beweis durch Zeugen. 


Juſtinian in feiner die Juden nach Möglichkeit herabwürdigenden Ge 
feßgebung, war auch der Erſte, der ihrem Zeugniffe die Beweiskraft nahm!). 
In Sachen zwifchen Juden und Chriſten wurde: dad vom Juden zu feinen 
Gunften vorgefchlagene Zeugniß eined Juden gar nicht angenommen?) 
Daſſelbe verordnete noch die Märkifche Kammergerichts D. v. 1709 Zit. 38 
88. 8. 9.3), während die unten folgenden Bellimmungen der Ger. D. jid 
an die milderen Beflimmungen der deutfchen Praris hielt?). War der 
an des jüdiſchen Zeugen die chräftliche Partei, fo wurde derfelbe zu: 
ge end), . N ' 

In Progefien zwifchen Chriften, folte nach Suftinian ebenfalls kein Jude 
ald Zeuge zugelaffen mwerben®), wovon jedoch chen die deutfche Gerichts 
praxis abwich”) und eben fo die märkiſche Kammergerichts-Ordnungs) und 
demnächſt die A. G. O. 

Nur in dem Falle des Prozeſſes unter. Juden ließ Juſtinian das Zeugnis 
eines Juden zu?). | 

Nach der Ger. ©. 1. 10. $. 230. Nr. 12. können Juden in einem Rechts. 
ftreite zwifchen einem Chriften und einem ihrer Glaubendgenoffen, wenn fr 
von leßterem ald Beweiszeugen vorgefchlagen werden, kein gültiges 
Zeugniß ablegen, fondern werben nur der Erfundigung wegen von 
dem Richter abgehört. Wenn aber der vorgeſchlagene jüdiſche Zeuge ein 
einländifcher Schußjube ift, und durch ein Ätteſt feiner Obrigkeit beſchei⸗ 
nigt wird, daß er noch nie eined Verbrechens wegen in Unterfuchung ge 
wefen fei, übrigens aber aus den Umftänden erhellet, daß derſelbe won der 
Sache Wiſſenſchaft hat erhalten können; fo kann die eidliche Abhörung auch 
auf den Vorſchlag der jüdiſchen Partei erfolgen. Doch können dergleichen 
jüdiſche Zeugen, ſelbſt wenn ihrer mehrere ſind, niemals einen vollen Be— 
weis zum Beſten der jüdiſchen Partei gegen einen Chriſten bewirken, fon- 
dern ihre Ausſagen verdienen nur in fomeit Rüdficht, ald fie mit den Aus: 
fagen anderer chriftlichen Zeugen übereinftimmen. hriftlihen Par 
tei ſteht es ebenfalls frei, jüdifhe Zeugen in Vorſchlag zu brin: 
gen, welche jedoch ebenfalld als vollgültige Zeugen nicht zu betrachten 
find. Diefe Qualität gebührt ihnen nur alddann, wenn der Prozeß, in 
welchem fie abgehört werden, bloß unter Parteien ihrer Nation geführt 
wird, Uebrigens macht ed bei der Beurtheilung: ob ein jüdifher Zeuge 


1) ], 21. Cod. de haeret. und in der Nor. 45, c. 1, 

a) a. a. D. und Const. 26. Cod. 2. qu. 7. $.1. Koh a.a.D, fast S. 609. 
Note 14: Diefes Werbot ift „wolbegruͤndet“ mit Kuͤckſicht auf zwei 
bes Talmuds. Derfelbe hätt mithin die Beſtimmungen des Gikts ». 11. Mi 
1812, welches alle dergleichen Ausgeburten fanatiihre Zahrhunderte befeitiget, 
für ſchlecht —— 

2) C. C. M. II. 1. p. 435. 

*) Puflendorf Obs. I. Nr, 109. Carpzow Def. forens. P. 1. c. 16. D. 7t. 
Nr, 7. Cramer Obe. Il. p. 1. Gbs. 568. Sttuben rechtl. Bedenken Il 
Bd. 67. p. 247. 

#) Nor. 45. e 2. 

1. 21. C. de Haeret. Nov. 45. c. 1. 

") Mascard de probät, 0. 945. Nr. 6. ' 

*) zit 98.8.9, — 

») 1. 21. Cod. I. c. und Nov. 45. c. 1. 
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yültig fei, und welches Gewicht feine Audfage habe, keinen Unterſchied, 
venn auch dem Zeugen oder ber Partei die Rechte der chriſt lichen 
Kaufleute beigelegt wären. Wol aber fteht einem Suben, welchem die 
Rechte hriftliber Bürger überhaupt nach ihrem ganzen Umfange 
yeigelegt worden, feine ‚Religion, in Rüdficht auıf die Gültigkeit eined in 


ürgerlichen Rechtäangelegenheiten abzulegenden Zeugniſſes, nieht entgegen. 
Diefe Beſchraͤnkungen find 

1) in Betreff der alten Provinzen durch das Ed. v. 11. Wär 1812 
tufgehoben und der $. 88 deö.Unp. zur G. D. hebt fie Überhaupt cficht 
ich ‚per Juden/ welche die Rechte der Preußiſchen Staatsbürger erlangt, auf, 
v daß fie mithin auch in allen anderen Landeötheilen nicht gelten, wo bie 
Ser. O. — und die Juden Staatsbürger ſind. | 

2) Die R. v. 30. Mai u. 13. Oft. 1812 beflimmten bereits in erfterer 


Beziehung daſſelhe. (Jahrb. Bd. 1... 60. 269. Gräff Wh. 2. S. 108. 104.) 
Sie lauten: 


a. 

Aus dem von dem K. Kammergerichte unter dem 21. d. M. erſtatteten Berichte iſt 
laser — welche Verſchiedenheit der Meinungen bei dem Kollegio über die Frage 
tet⸗ 

ob ſeit Emanirung des Ed. der buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden v. 11. Maͤrz 

1812 ein Jude, welcher bie in den $$. 1 und 2 dieſes Ed. beftimmte Eigenſchaften 

hat, ein gültiger Inſtrumentszeuge fei? 

Es wird dent Kollegio darauf eröffnet, dag die Meinung derjenigen Mitglieber 
yeffelben, weldye die aufgeworfene Frage bejahen, nach dem $. 20. des angezogenen 
Edikts, woſelbſt die Regel feftgefeht üft, daß die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden 
ach eben den Befegen zw beurtheilen feien, welche andern preußiſchen Staatsbürgern 
‚ur Richtſchnur dienen, volllommen gegründet, der dagegen aus bem $. 23. des ange: 
ührten Edikts hergenommene Zweifel aber ganz unerheblich ift, indem daſelbſt den 
Zeugniffen der Juden nur in Eriminalfällen bie volle Glaubwürdigkeit, und zwar 
yeswegen abgelprodyen wird, weil anzunehmen ift, daß ber Zude in den erwähnten Cri⸗ 
ninalfällen nad) den Grundfägen feiner Religion zu einem eidlichen Zeugniffe nicht ans 
zehalten, eben Larum aber feinen freiwilligen Ausfagen Eein völliger Glaube beigelegt 
verden könnez wogegen die Beweiskraft der jübdifchen Zeugniffe in Civilfaͤllen unbes 
chraͤnkt, und eben darum bie Vorfchrift der allgemeinen Girichtsorbnung Thl. I. 
zit. 10. $. 230. Rr. 12. in das Edikt mit gutem Vorbedacht nicht aufgenommen, fon: 
yern — * in dem Eingange enthaltenen allgemeinen Beſtimmung für aufgehoben 
‚u achten i — 

b) R. v. 13. Oft. 1812 an das K. Stadtgericht in Berlin. 

Dem biefigen K. Stabtgerichte wird auf den, auf Veranlaſſung der Vorftellung ber 
Kelteften der hicfigen Judenſchaft v. 12. v. M. in der Rechtsfadye des Juden N. zu N, 
wider den fich hier aufhaltenden meklenburgiſchen Pferbehändler N. gegen das Dekret 
des Kollegii v. 6. ejusd. unterm 27. erftattete Bericht, hierdurch zum Befcheid ertheitt, 
daß bie Vorſchrift der allg. Ger. Ordn. Thl. I. Zit, 10. 8. 230. Rr, 12., wornad) bie 
Kusfagen der Juden in Cioil-Sachen niemals einen vollen Beweis zum Bellen ber 
üdiſchen Partei gegen einen Ehriften bewirken follen, durch das Ed. v. 11, März d, 3. 
allerbings aufgehoben ift, und die Kaffıng der $$. 20—27. deutlich zu erkennen giebt, 
daß nur die Vorſchriften der allgemeinen Gerichtäordbuung in Anfehung der Form der 
Eidesleiftung und in Rüdfiht der Griminalfälle beibehalten; in Beziehung 9 die 
Blaubwuͤrdigkeit der Ausſagen der Juden in Civil-Sachen hingegen dem Juden völlig 
zleiche Rechte mit andern Staatsbuͤrgern beigelegt worden, da die Wirkung des Zeugen: 
Eides in Civil⸗Sachen wegen der Verfhiedenheit der Religiong: Begriffe und des Kul: 
tus keinesweges an befondere gefegliche Beftimmungen nothwendig gebunden iſt. 

3) Für das Großherzogthum Pofen hebt jene Beichränktungen der $. 20 
der V. v. 1. Juni 1833 auf. 

4) In Neuvorpommern find die Juden nach vem Patente von 1799 
allgemein den Statutarrehten des Ortos unterworfen, wo fie ‚ihren Wohnſitz 
haben, und ſoweit dieſe nicht ausreichen, gelten die allgemeinen Landesge⸗ 
ſetze und das gemeine Recht, alſo auch in Betreff der Glaubwürdigkeit der 


Suden bei nothwenbigen und Zeugeneiden. Befondere Beſchränkungen 
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ober Ermeiterun en der hieraus von felbft folgenden Rechte eriftiren nik!. 


Vergl. — * J. Abthl. IL. Abſchn. VI. und Bornemann bei Kehl 
a. a. O. S. 30 | ES 










I. Beweis durch den Eid, 
Moses Maimonides de juramentis secundum leges Hebrasorum. Edit. Mi 
1672. 


Moller de judaicorum juramentorum a Christianis tam receptorum quam exaclorun 
fide et moralitate. Alid. 1698. 

Wildvogel de juramentis judaeorum. Jena 1720. 

Tauf enberg, juramenti judaeorum formula, oder der gubeneib, barinnen —* 
herige Art gegen die Chriſten zu ſchwoͤren, als faifch verworfen, und dagegen 
dere Art gezeiget wird, mit angehängtem Beweiſe, daß ein Jude aauch fei, ae 
die Shriften eben fo wie gegen einen andern Juden zu fchwören. Regensburg uw! 
Wernigerode 1723 fol, u, Gieſſ. und Sfrth. 1729. 4, 

Stamlor de: jurejurando, secindem -disciplinam Ebraeorum (vom Judench 
Leipz. 1730. 


Kayser de juramentis judaeorum. Giess..1741. 


Heißler, Erörterung der Frage: ob die Zulaffung eines Judeneides wider einen Chr⸗ 
ſten bedenklich ſei. Halle 1778. 


Bodenfhag, Unterricht über den Judeneid. Ein Anhang zu Seidlers Eidesverwe 
nungen. Erlang. 179. 


Dfan, über den Werth des Subeneibes vor hriftlihen Obrigkeiten. 1794. 
Paalzow, de solennitatibus observandis in juramentis judaeorum. Observ. ad jw 
Boruss. fasc. 1. obs. VII. p. 45. 


Koch, a. a. O. ©. 93 ff. 


Darüber, wie die Eide der Juden abgeleiſtet werben ſollen, ſind dem 
Befentlichen nad): | 
1) in der A. Ger. Ord. J. 10. 88. 317—351. nachfolgende Vorſchriften 
gegeben, welche nach $. 20 des Ed. v. 11. März 1812 und $. 20 der ©. 

v. 1. Zuni 1833 auch heut noch zu beobachten find. 


Ale Eide der Juden, die ihnen von bem Gegentheile zu: oder zurüdge 
ſchoben, oder von dem Richter auferlegt worden, müffen in der Synagoge 
oder Schule abgeleiftet werden‘). An Orten, wo feine ei entliche Schrle 
ſich befindet, muß die Ableiſtung des Eides in demjenigen Zimmer oder an 
dern Privatgelaffe gefchehen, wo die dafelbft wohnenden Juden ihre gotted 
dienſtliche Zuſammenkünfte zu halten pflegen), 


| 


1) Die Synagoge ift zu diefem Zwecke auch fremben eig zu oeftatten. Veral 
die K. O. v. 30. April 1837 Thl. I. Abtht. I. Abfchn. X. Kap. I. sub III. A. 

2) Gutachten der jüdifchen Gerichte zu Berlin v. 15. Aug. 1805, betr. den Ort, we 
gültig Jubeneide abgeleiftet werben können, 

Auf Anſuchen des biefigen Herren ©, A. 2. geben wir bemfelben bas nad 
Allerhöchftem Decreto eines Königl. Hochpreißl. Kammergerichts erforderliche 
Gutachten über das zu jüdifhen Eiden erforderliche Lokale. 

Bereits im Jahre 1802 haben wir auf Befehl Sr. Ercellenz bed Herrn Groß: 
kanzlers über diefen enftand einen Bericht abgeftattet, deſſen weſentlichen 
Inhalt wir hier —39 wiederholen: 

Die Ableiſtung des Juden⸗Eides in der Synagoge iſt deswegen eingeführt, 

weil: 

1) die Thora dabei erforderlich, und man biefe nur in Höchft dringenden Fällen 
von einem Ort zum andern bringt, und weil 
die Keierlichkeit der Handlung durch das Ehrmwürbige des Orts vermehrt 
wird, und der Eindrud, welden bie Synagoge auf jeden Ifraeliten macht, 

ihn noch mehr von einem, in moralifcher, religiöfer und bürgerlicher Hinficht 
gleich. gropen Verbrechen abfchredt. Daß 

3) der Rame Adonai in dem Berje 8 Kap. 16 der Pſalmen, welder fi auf 
einer Zafel vor dem Kantor befindet, ein unerlaͤßliches Erforberniß ift, gicht 
feinen triftigen Grund in jener Rückſicht, weil denfelben Dienſt jedes 
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Den Fall dringender Nothwendigkeit ausgenommen, müffen die Juden an 
Sabbathr, Feft: und Buß⸗Tagen mit Eidesleiftungen verfchont werden; der⸗ 
gleichen Feſttage find: zwei Neujahrötage, ein Verföhnungstag, der erfte, 
zweite, fiebente, achte und neunte Zauberhütten«, der erfte, zweite, fiebente 
und achte Oftertag und zwei Pfingfitage; der Tag vor dem jüdifchen Neus 
jahr und der Zag des Andenkens an die Stadt Serufalem. Die jüdifchen 
Bußtage nehmen mit dem erften jüdifchen Neujahrötage ihren Anfang, und 


endigen ſich mit dem Verſöhnungsfeſte. Unter allen übrigen Tagen bleibt 
die Auswahl des Termins zur Eidesleiftung dem Richter lediglich anheims 
geftellt, doch hat ed an Orten, wo ed bisher üblich geweſen, die Judeneide 
an einem Montage oder Donnerftage abzunehmen, dabei ferner fein Bes 
mwenden!). FREE 9 

Zu jeder Eidesleiſtung muß der Schwörende zwei Zeugen mitbringen; 
auch muß der Rabbiner des Orts, oder ein jüdiſcher Aſſeſſor oder Gelehrter 
IR rer fein; diefer Rabbiner, Affeffor oder Gelehrter kann im Noth« 
alle zugleich die Stelle deö zweiten Zeugen vertreten. Iſt die Gegenpartei 
bes Schwörenden ein im Orte ſich aufhaltender Sude, fo muß auch diefer 
bei der Eidesteiftung in Perfon erfcheinen, welchem ſodann durch ben 


gebructe Bud, worin dieſer Name mit feinen Mitlautern ftchet, vers 
richten kann. 

Nicht alfo, wie Stengel in feinen Beiträgen Bd. 13, &. 345 fagt — wo 
das Gutachten v. 5. Mai 1801 abgedrudt ift — biefer Teste Umftand, fondern 
jene erftere haben das im A. E.R. Thl. 1. Zit. 10, 5. 317 und 318 befindliche 
Geſetz veranlaßt, nach welchem i 

Judeneide in der Synagoge und in Ermangelung derſelben, in einem zu got⸗ 
tesdienſtlichen Handlungen angewieſenen Orte abgehalten werden müſſen. 

Vollkommen einverſtanden mit den Gründen dieſes Geſetzes, koͤnnen wir von 
der Eidesleiſtung in der Synagoge nur alsdann dispenſiren, wenn ein Arzt 
geſetzlich atteſtirt: 

* F Schwoͤrende ſich nicht ohne Gefahr für feine Geſundheit dahin beges 
en könne. 

Diefer allgemeinen Borausfegung zufolge, erklären wir im vorliegenden Falle 
ben Herrn ©. A. 8. allerdings für verbunden, ben zu leiftenden Eid in ber bie: 
figen großen Synagoge abzulegen, wofern er nicht, wie oben erwähnt, ein Zeug» 
niß bes Arztes über bie für ihn daraus entftehende Gefahr beibringen kann. 
Aber audy in diefem Kalle müßte er die Eibesleiftung in irgend einem nähern und 
gefündern Bethaufe verrichten, wenn cr nicht durch Atteft des Arztes erweiss 

üch macht, daß fein körperlicher Zuftand auch diefe Bewegung nicht ertrage. 
Wenn bdiefe Attefte beigebracht werben, und Hr. ıc. 2, zur Eidesleiftung in 
feinem Haufe zugelaffen wird, fo ift hierbei erforderlich, daß 
1) alleinder aligemeinen Gerihtsordnung Thl. 1. Zit. 10. 88.517 sqq. vorges 
fchriebene Kormalitäten auf das genauefte beobachtet werben, die Thora, bas 
Waſchen der Hände u. dergl, und auch der oberwähnte Vers 8. Kap, 16 ber 
Hfalmen in einem gedrucdten Buche vorgezeigt werde, und daß 

2) der hierzu requirirte jüdifche Gelehrte dem Schwörenden bei Vorlefung ber 
Vermahnungen den Umftand deutlich and Herz lege, wie die Wichtigkeit des 
zu leiftenden Eides und das Schändliche und Straffällige eines Meineides 
durch das Profane des Lokals nicht im geringften geſchwächt werde, und daß, 
wenn ihm wegen feiner Kränklichkeit und feines hoben Alters geftattet wird, 
diefen Eid außerhalb des gewöhnlichen Ortes zu leiften, eben. biefer Umftand 
ihn auch an den furdtbaren Richter über Leben und Tod, ben Rächer des 
Meineides um fo lebhafter erinnern müffe. z 

(Mathis Bd. 2. ©. 38. 2. Abfchn. Rabe Bd. 7. ©. 612.) 

Vergi. hierüber auch das Gutachten des Ob. L. Rabbiner v. 5. Mai 1812 bei 

Deinemann I, 304. Ä 


1, A. G. O. Thl. I, Zit. 10. $$. 317—323. und Anh. $. 90. 
Zul. VIII. 8»,3, Die Berhältnifle per Inden. 32 
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Rabbiner, Aſſeſſor oder Gelehrten die Strafe des Bannes angedrohet wird, 
wenn, er etwa ohne. Grund auf der. Eidesleiſtung beſtünde, und muß derſelbe 
diefe Ankündigung mit Amen, beantworten). Der Schwörende ſelbſt muß 
fich zur Eivesleiftung durch Abwaſchung der. Hände und durch Anlegung 
des Gebetmanteld und ber Gebetichnur-vorbereiten, Beiden Eibesleiftungen 


ur — — 


1) In Betreff dieſer Aſſiſtenz jüdiſcher Gelehrten beſtimmt: 

a) das R. des Juſtizminiſt. (v. Kirchei ſen) an das K. O. L. ©, zu Breslau 

v. 9 Juni 1812. 

Im dem Berichte des Königl; O. & G. zu Breslau v; 24.0. DE. über bie 

herbe des Kommiſſarii G. ift zu.erfehen, daß baffelbe der-Meinung ifi, daß 

die jüdifchen Gelehrten im Kal ihrer ferneren Weigerung durch Zwangs mittel 
zur Affiftenz bei bem von dem G. zu leiftenden Eide anzuhalten find. Da biefe 
Meinung nachiden Gefegen für gegründet zu achten, inden die Beurtheilung-der 
Fähigkeit eines: Menfhen zur Eidesleiftung und. die Wirkung eines geleifteten 
Eides keinesweges von der anmaßlichen Entfiheidung der Rabbiner und- jüdifchen 
Gelehrten abhängig, fondern Iebiglid, dem Ermeſſen der. Obrigkeit nad) den 
Vorſchriften bes bürgerlihen Rechts zu überlaffen, hiernach aber Ber ꝛc. G. 
wegen feiner Verheirathung mit einer gefchiedenen rau und feiner ftrpponirten 
Ayſtammung von; Aaron für unfähig zur Wbleiftung. eines! Eides nicht zw halten, 
am wenigiten aber den Rabbinern und jüdifchen Gelehrten die Befugniß einzu: 
räumen ift, in Eivil-Streitigkeiten ben Fortgang des rechtlichen Verfahrens durch 
Verweigerung der ihnen nad) der Allg. Gerichtsorbn. Thl. J. Zit. X. $. 324, 
obliegenden Funktionen zu hemmen, und die Definitiv-Entſcheidung durch Ein: 
wendungen, die nur das Gewiſſen des Schwörenden und. das Intereſſe feines 
Gegners, angeben, zu verzögern, fo hat das Koͤnigl. Ober-Landesgericht die Rab: 
biner und die jüdischen Gelehrten nachdruͤcklich zuredjtzumeifen und ‚weiter in der 
Sache rechtlich zu verfahren. (Jahrb. Bd. 1. ©. 62. Gräff Bd. 2. ©. 16.) 
b) Vergl. auch das R. v. 29. Zuli 1825: oben Thl. J. Abthl. J. Abſchn. X, 

Kap I. sub, I. O. 2. S. 140. z 
ce). R. v. 13, Febr, 1826, betr. die bei Eidesleiftungen dev Juden zuzuziehenden 
Meligionsbeamten. 

Dem K. Oberlandesgericht wird auf den Ber. v. 14, Okt. v. J. wegen ber 
bei Eidesleiſtungen —— — en in den Provinzialſtaͤdten zuzu: 
ziehenden ie eligionsbeamten, im Einverſtändniß mit dem K. Miniſt. 
der geiſtlichen enheiten, unter abſchriftlicher Mittheilung des darauf Be— 





zug habenden Schreibens v. 11. März v. J. eröffnet, daß in Fällen der betreffen⸗ 

den Art Seitens der Gerichte von den Aelteſten oder Vorſtehern der Juden-Ge— 

meinde jedes Orts eine Erklaͤrung daruͤber zu erfordern iſt: welcher Perſon ſie 

ſich als eines Rabbiners, Aſſeſſors oder ſogenannten juͤdiſchen Gelehrten bediene. 
Das bezogene Schreiben des Miniſt. d. C. lautet dahin: 


Ew. Ext. beehren wir ung, auf den zur Aeußerung gefaͤlligſt mitgetheilten 
Bericht des. Königl. Kammergerichts v. 27. Jan. c., wegen: der bei Eideslei⸗ 
ſtungen juͤdiſcher Glaubensgenoſſen in den Provinzialſtaädten zuzuziehenden 
jüdiſchen Religionsbeamten, ganz ergebenſt zu erwiedern, daß den Gerichten in 
den Fällen der betreffenden Art nur übrig bleiben wird, von den Aelteſten oder 
Vorſtehern der Juden-Gemeinde jedes Orts eine Erklaͤrung darüber zu erfordern: 
weicher Perfon fie fid) als eines Rabbiners, Affeffors oder fogenannten jüdifchen 
Gelehrten bedient. Denn da bie jüdifche Neligion- in unferem Staate blof ae 
duldet wird, fo haben die Bekenner derfelben Keine kirchliche Offizianten, welde 
als foldye von der Obrigkeit anzuerkennen oder zu beftäfigen wären. Die Wahl 
der Perfonen, deren die Juden-Gemeinden ſich zu igren kirchlichen Verrichtungen 
ober fonftigen religiöfen Gebräuchen bedienen wollen, ift lediglich ihnen felbft 
überlaffen, und es koͤnnen daher aud) nur die Gemeinde-Vorfteher oder Aelteften 
Auskunft‘ darüber geben, wer diefe Perfonen find. 

(Akt. des Juſtizmin. Gen. J. Nro, 2%, Vol, 1. fol. 91 und 103, 

d) R. v6, Mai 1833, Die EidesabnahmesGebühren der Rabbiner und Zuben= 
Beglaubten gehören zu den baaren, ‚allenfalld: aus den: Gerichts = Sportel- 
Kaflen zu ——— Auslagen. 

(Jahrb. Bd. 41, ©. 426. Gräff, Bd. 6,S. 271.) 
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der Jüdinnen bedarf es der Anlegung bed Gebötmanteld und der Gebet 
ſchnur nicht )). pr | | 
Bor wirklicher Ableiftung des Eided muß der Rabbiner oder Gelehtte 
dem Schwörenden nachftehende Warnung verhalten: | 
„Ein jeder gläubige Sfraelit ift ſchuldig, der Obrigkeit, fie fei judiſch oder 
chrifilich, bei Nechtöftreitigkeiten die Wahrheit zu geftehen, und foldhe auf 
ihr Begehren, mit einem Eide zu befräffigen. Ein von ber chtiſtlichen 
Obrigkeit geforderter Eid ift alfo, nach det Lehre der Rabbiner; fült feinen 
unrechtmäßiger Weiſe ergwungenen Eid zu achten: Wer daher die 
chriſtliche Obrigkeit durch einen falfchen Eid hintergeht, odet dabei etwas 
anders denkt, als er fagt, der entheiligt den Namen Gottes‘ and beg 
einen Meineid. Der Meinetd iſt das ſchrecklichſte Werbrechen, deſſen fi 
der Menſch ſchuldig machen kann. Die ganze firtliche Welt beruhet, (mie 
die Rabbiner fagen) auf’ dreierlei, auf Recht, Wahtheit und Frieder 
Ungerechtigkeit und Lügen find alfo ſchon an ſich ſeibſt höchſt firafbare 
Berbrechen, indem fie die Zerrüttung der ſittlichen Welt zur Folge Haben. 
Bei einem Meineide kommt der Frevel dazu, daß der Meineidige den 
Gott der Wahrheit zum Zeugen der Unmahrheit, und: den Gott der Ges 
rechtigkeit felbft zur Beftrafung der Ungerechtigkeit auffordert, und alfo 
den Namen des allerhöchften bei einer fehr ſchaͤndlichen That mißbraucht. 
Daher audy die ganze Welt erfchüttert worden, als der Gott unſerer 
Bäter auf dem Berge Sinai die Worte hat hören laſſenz | 
Du folft den Namen des Emigen deines Gottes nicht bei einer Uns 
wahrheit mißbrauchen. u et 
Wenn jeder andere Verbrecher durch Buße und Sinnesänderung von 
der Strafe Gottes ſich befreien kann, fo kann doch. der Meineidige durch 
die ftärffte Buße ohne hinlänglichen Erfatz Feine Vergebung hoffen: denn 
es heißt außdrüdlich: | ee 
Der Emige, dein Gott, wird denjenigen nicht umgeftraft laffen, der fell 
“ nen Namen bei einer Unmwahrbeit mißbrandt. — | 
Bei einem jeden andern Verbrechen trifft die Strafe blos den Sünder 
und die Mitfchuldigen, oder die Dem Mebel hätten fleitern können; bei 
einem Meineide aber leidet die ganze Familie ded Verbrechers; ja .d 
ganze Land, in welhem er wohnt, empfindet die darauf folgende gött: 
che Strafe. BE ee 
Bei einem jeden andern Verbrechen wird dem Werbrecher öfters durch 
die Langmuth ded barmherzigen Gottes eine Zeitlang nachgefehen; auf 
einen Meineid aber folgt die Strafe —— ARD alſofort; denn fo 
heißt .ed in dem Propheten Zacharias Kap. 5.B.4. — | 
Sch will den Fluch bervorbringen, fpricht der Herr Zebaoth, daß.«t 
ſoll kommen über dad Haus des Diebed und über dad Haus derer, die 
bei meinem Namen fälſchlich ſchwören, und er fol bleiben in ihrem 
Hauſe und fol es verzehren, fammt feinem Holz und Steinen.” 
(X. ®.2.0.0.0.8.330.) — a 
Dem Rabbiner oder Gelehrten fteht es frei, dieſer vorgeſchriebenen Wars 
nung noch andere fchicliche, den Umftänden angemeffene Vermahnungen 
und Gründe beizufligen. Nach der Admonition nıuß'die dabei gegenwärtige 
Gerichtöperfon, mit Beihülfe des jüdifchen Gelehrten, die Sü ne nochmals 


* we ' - .. 
3 3426. 7615 





1) A. G. 2. Th. 1. Zit. 10. $. 324-329. und And. $, 9. Die Gutachten, auf 
Grund deren die letzterwaͤhnte Beftimmung in den Anh. aufgenommen wurde 
(aus dem Jahre 1799), vergl, Amelangs Archiv III. S. 152 Heinemann L.S. 209. 
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verſuchen; laͤuft dieſer Verſuch fruchtlos ab, und beſteht alſo der Gegen⸗ 

theil auf der Ableiſtung des Eides; fo rufen die anweſenden Juden einan⸗ | 

der zu: ;ꝛ | 

—— von dem Aufenthalte dieſer frevelhaften Leute! 

worauf ſich alle Juden, bis auf den Rabbiner oder Aſſeſſor und die Zeugen, 

entfernen. Der Rabbiner oder Affeffor redet hierauf den Schwörenden an: 
Wiſſe, daß du, nicht nach deinem Sinne und deiner Auslegung der 
Worte; fondern nach dem Verſtande, den wir und die Richter mit 
den Worten verbinden, den Eid ablegeft. 

Nach diefer zweiten Ermahnung tritt der Schwörende vor den Gefek 
ſchrank, der Klopfer öffnet die Thüre des Schranke, nimmt eine befleibet: 
Thora heraus und giebt fie dem Schwörenden in den Arm; aldbann wir 
dem Schwörenden, wenn derfelbe Gefchriebened lefen kann, die Formel de 
Eides, welchen er ableiften fol, in die Hand gegeben, und er eröffnet den 
Schmwur mit den Worten: - 

Sch ſchwöre bei Adonai dem Gott Iſraels ıc. 
Am Schluffe ded Eides wird die Bekräftigungsformel beigefügt: 
wenn ich falfch ſchwöre, fo müffen mich alle die Strafen treffen 
welche mir in der geſchehenen Vermahnung angedeutet worden. Amen. 

In der Eidesformel muß dad Wort Adonai mit den hebräiſchen Mitlan 
tern ded Worts Jehovah verzeichnet fein. (X. G. O. a. a. D. $$. 331—337.) 

Es verfteht ſich von felbfi, daß wenn der Schmwörende der deurfchen 
Sprache nicht kundig ift, die Eidesformel, mit Inbegriff vorgebachter An- 
fangöworte, in feine Sprache durch einen vereideten Dolmetfcher überfett 
werden, und biefer Rebtere der Eidedabnahme beimohnen müffe. 

(X, 8. O. a. a. O. g. 338.) 

Es muß aber derjenige, welcher den Eid abnimmt, das Wort Wenai 
nicht mit vorſagen; ſondern nur gedachtes Wort auf der in der Schule be— 
findlichen Zafel dem Schmwörenden vorzeigen, damit er ſolches felbft aut 
fpreche, weil die Wiederholung des Worts Adonai bei einerlei Handlung 
nach jüdiſchen Religions: Grundfäßen für fündhaft angefehen wird. 

Um die Eideöhandlung nicht zu unterbrechen, muß derjenige, welcher dm 
Eid abnimmt, den Schwörenden wegen dieſes Umftandes vorläufig un 
terrichten.  _ 

Die bei der. Eidedleiftung gegenwärtige chriftliche Gerichtöperfon mus 
den ganzen Vorgang umfländlic zum Protokoll verzeichnen, und barani 
Acht geben, daß der Eid diefer Vorſchrift gemiß abgenommen werde. 

(%. ©. O. a. a. D. 85. 338342.) | 

In Sachen der Juden gegen Juden bedarf es bei jüdiſchen Zeugen Peine 
Eided, fondern es werden dem Zeugen nur die zehn Gebote, und die im 
Mofaifhen Gefrge ausdrücklich befohlne Pflicht, als Zeuge die Wahrhei 
zu fagen, von dem Rabbiner oder Gelehrten ernſtlich zu Gemüthe geführt. 

Wenn Ehriften bei einer Rechtsſache ein Intereffe haben, fo können aud 
die jüdifchen Zeugen der Ableiftung des fürmlichen Zeugeneides ſich nic 
entziehen. Die Abnahme des Eides gefchieht alddann ebenfalld mit Zuzie 
bung eined Rabbinen oder jüdifchem Affefford und der Zeugen, auch mit 
den vorbemerkten bei andern Judeneiden vorgefchriebenen Feierlichkeiten. 

(X. G. D. a. a. O. $. 343—345.) 

Dagegen aber darf Ä 

1) der Zeugeneid nicht nothwendig in der Schule, fondern erfannaud 

an gewöhnlicher Gerichtöflätte abgeleiftet werden. 

2) &8 bedarf nicht des vorgefchriebenen Sühneverfuchd, Zurufs und der 

wiederholten Admonition, Ä | 
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3) Die vorgefchriebene Vermahnung findet nur in dem feltenen Kalle 
ſtatt, wo der Producent ein Jude, und bei der Abnehmung des Zeus 
geneides perfönlich zugegen wäre. 

4) Dem fhwörenden Zeugen muß der Rabbiner oder Affeffor ftatt der 
Thora die Zephillim in den Arm geben. 

5) Dem des Leſens unfundigen Zeugen müffen die Mitlauter des Mor; 
tes Jehovah ſtatt der in der Schule befindlichen Tafel, fo wie fie in 
ber Eideöformel felbft verzeichnet find, zum Ausfprechen vorgewiefen 
werden. (X. G. O. a. a. O. $, 346.) 

Zu bemerken iſt, daß nach talmudiſcher Lehre die Eidesleiſtung 
nicht unkräftig, wenn auch der dabei gebrauchte Tallas nicht mit 
den gewöhnlichen oder nicht ganz förmlich eingerichteten Zizis ober 
Fäden verfehen ift. 

Gutachten v. 25. Sept. 1792 und 10, Nov, 179%, — Kleing Annalen Bb, X, 
8. 289—306. Heinemann, ©. 281 flo.) 

Die Judenweiber können nur zu einer Zeit, mo fie von der monatlichen 
Reinigung frei find, ſchwören; fällt daher der zur Eidesleiftung angefebte 
Termin in die Zeit ihrer monatlichen Reinigung; fo liegt ihnen ob, deffen 
Verlegung zu fuchen. Der Schwangerfchaft wegen können jüdifche Weibs: 
perfonen fich der Eideslciftung nicht entziehen, wenn jedoch dee Gegentheil 
oder bei Zeugeneiden beide Parteien die Ausſetzung des Eides bis nach ers 
folgter Niederkunft fich gefallen laffen, fo fol ihnen der Richter darin nach» 
fehen. Kindbetterinnen können nicht eher, als nach erfolgter Reinigung zur 
Ableiftung eined Eides angehalten oder zugelaffen werden, 

Jüdiſche Weiböperfonen, die außer der Ehe gefehwängert worden, fönnen 
unter dem Vorwande, daß fie um desmwillen von den gotteödienftlichen Wer: 
fammlungen der Gemeinde ausgefchloffen wären, von der Ableiftung ded 
Eides in der Synagoge, wenn der Gegentheil darauf befteht, nicht dDispen» 
firt werden. (4. ©. O. a. a. O. $. 347350.) 

Die Glaubwürdigkeit und Beweiskraft ded von einer Südin abgelegten 
BZeugniffes fol ledinlih nach den Gefegen des Staats, ohne Rüdfiht auf 
den Unterfchied des Geſchlechts, beurtheilt werden. (X. G. ©. a. a, O. $. 351.) 

2) Was die einzelnen Arten der Eide und zwar 

a) den gerichtlichen Eid betrifft, fo find die Juden zur Eideöbelation 
fomwohl ald zur Zurüdfhiebung des ihnen vom Gegentheile angetragenen 
Eides befugt. (A. G. 2. Ih. I. Zit. 10. $. 256. 291.) Auch kann 


b) den Juden ein nothwendiger Eid, ein Erfüllungd- oder 
Reinigungseid auferlegt werden; wenn jedoch Juden mit Chriften ftreis 
ten, fo mußte nad) der ©. O. vorzüglich den Kebtern ein nothwendiger Eid 
abgefordert werden, es wäre denn gewefen, daß überwiegende Gründe vor— 
handen, dem Suden mehrere Glaubwürdigkeit als dem Chriften beizulegen, 
(X. ©. O. 36. 1. Tit. 13. 8. 21.) — Dieſe Beſtimmung iſt durch den Anh. d. 105 
aufgehoben. 

c) Daß die Abgabe einer Verfiherung mittelft Handfhlags an 
Eidesſtatt an die Obrigkeit in einer, öffentliche Abgaben betreffenden An» 
gelegenheit nach jüdifhen Glaubensgrundfägen keinesweges für eine fünds 
liche Handlung zu erachten, führt dad Gutachten des Vice-Ober:Landrabbi- 
nerd v. 22. Juni 1820 au. (Heinemann Bd. 1. ©. 314—316.) 

3) Sn der Rheinprovinz findet aufGrund unpublizirter Verfügungen 
bei Eidedleiftungen, mit Ausnahme des Eides der Gefchwornen, in der Praris 
eine Abweichung von den in den franzöfifchen Gefegbüchern enthaltenen 
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Vorſchriften Statt, indem an Stelle der vorgeſchriebenen Form die religiöfe 
Form, nach Berfchiedenheit des Glaubens des Schwörenden, wieder einge: 
führt ift. Dad Zeremoniell bei Eidedleiftungen der Juden wird jedoch nicht 
öffentlich beobachtet; fondern der ſchwörende Jude, wenn er ald Zeuge wer: 
nommen wird, leiftet zunächſt den Eid in der. vorgefchriebenen bürgerlichen 
Form und legt darauf fein Zeugniß ab. Sodann wird er,mit in das Deli⸗ 
berationgzimmer genommen, von dem beftellten Rabbi oder Gelehrten nad 
Borfchrift der A. G. D. vermahnt und in Gegenmart der mitgebrachten jüs 
difhen Schwurzeugen, des Richterperfonal3 und der Sntereffenten, vereidigt. 
III. Während. nad) der Praris des Gemeinen Deutfchen Reis Urkunden 
in jüdifcher Sprache und Schrift ald Beweismittelgegen Chriften angenommen 
wurden — Cramer observ, Tom, Il. obs. 507 — beftimmte das Preuß, 
Recht ſowohl in dem Gen. Jud. Priv. 0.17. April 1797 cap. III. 8.6., als im 
L. R. 11.8. 5.590 das Gegentheil und auch das Ed. v..11. März 1812 
8. 2 verlangt deutfche Sprache und Schrift. Im: Uebrigen gelten über den 
Beweis dur Urkunden in Anfehung der Zuden die Grundfäge des gemei— 
nen Preußifhen Rechts. - | 

- Die Beweiskraft der Handlungsbücher jüdischer Kaufleute 
anlangend 1), fo bewiefen die Handlungsbücher der Juden, welche Die Rechte 
ehriftlicher Kaufleute nicht hatten, nur gegen deren Glaubensgenoſſen. War 
jedoch ein folcher Jude Unternehmer einer Fabrike oder ein Bankier; fo 
bewiefen feine Bücher auch gegen hrifttiche Kaufleute, die fich in Wechſel 
oder Fabrikengeſchäfte mit ihm eingelaffen; doc konnten Handlungsbü— 
cher, welche in jüdifcher Sprache geführt, ald Beweismittel nicht gebraucht 
werden. A. L. R. Th. II. Tit. 8. 88. 588—590. Diefe Beftimmungen find 
für die alten Provinzen aufgehoben dur das Ed, v. 11. März 1812 und 
— Poſen durch die Verf. v. 1. Juni 1833 in Anſehung der naturalifirten 

uden. 

Den Handlungsbüchern der Juden, welchen die Rechte chriftlicher Kauf: 
leute verliehen waren, fam im Uebrigen ſchon früber eben die Beweiskraft 
zu, als den Büchern chriftlicher Kaufleute; diefe Beweiskraft fchränfte fi 
jedoch auf ſolche Handlungdgefchäfte ein, die nach dem Zeitpunfte vor: 
gefallen, da der Jude die Rechte chriftfichee Kaufleute erhalten hatte. 
Hatte ein mit diefen Rechten nicht verfehener Jude die chriftliche Religion 
angenommen: fo hatten feine Bücher nur in Abficht der nachher betriebenen 
Handlungsgeſchäfte Bemweiskraft. A. L. R. Thl. 8. 68. 585—587 Diefe 
Beftimmungen finden jedoch Feine praftifche Anwendung mehr, da ber: 
gleihen Special-Rechte der Juden nicht mehr erifliren. 


— — — 


I) Sn Anſehung des gemeinen Rechts vergl. Struben rechtl. Bedenken IM. 
S. 486. Glück Kommentar XII, ©. 385. Cramer Obs. T. II, obs, 507. 
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Erfter Abſchnitt. 


Verbrechen, welche in Beziehung auf Juden mit beſonderen 
Strafen belegt find. 


Die Verbrechen der Juden werden nach den allgemeinen Criminalge⸗ 
ſetzen beſtraft, wovon nur die folgenden Ausnahmen gemacht, die jedoch 
in den alten Provinzen durch $. 7. des Ed. v. 11. März 1812 umd 
im Großherzogtum Poſen durch $. 27. die V. v. 1. Juni 1833 aufgeho⸗ 
ben find. In den Sandestheilen, wo- das Franzöfifche und gemeine deutſche 
Recht gilt, beftehen diefe Ausnahmen gleihfals-niht: Es ſall 

1. bei Müngvergehen der Jude: außer der Strafe den Schuß verlieren.: 

KUR.IEREG,264) RE 2 WERDEN ei 

B Beil Atciſe und Zoftverbrechen follten fie nach 8. 293. 1. c. für ihr 
Gefinde und ihte im Haufe befindlichen Ehegatten und Anverwandten haf⸗ 
ten. * iſt jedoch ganz allgemein durch die neuere Steuergeſetzgebung 
aufgehoben. iu. ee u 

3. Auf den Ankauf oder die Pfandnahme geftohlener Sachen beftimmen- 
die 78812431247 1. c., wenn es wiffentlich gefchehen, den Verluſt kin 
Schußes und die Wegſchaffung aus dem Lamde mit Modifikationen, je 
nachdem die Sache oder deren Werth wiedergeſchafft werben kann ‚Oder. 
nicht und der Kauf zwar nicht wiffentlich geſchehen ift aber’ doch mit Vers’ 
letzung der gefeßlichen Vorschriften, Es beſtimmten deminächft hierüber noch 
dad Rev. 9. Febr: 1810 (Mathis Bd. 9. S. 49. Rabe Bd. 10, ©. 272.) 
und’ über die Bollfitedung der Landesverweifung gegen inlaͤn⸗ 
diſche den ne — | | 

a. das R; des KMin. des Inn (Köhler), v 22. Aug. 1819, an’die- 
Ki Reg. zu Oppeln. | | | Me 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 19. Zuni d. J. eröffnet, daß, wenn bie Weg⸗ 
ſchaffung eines ſolchen im’ Lande gebornen Juden, der das Staatsbürgerrecht nicht, 
gewonnen hat, durch) die Verweigerung ber Annahme Seitens aller Gränzländer unmöglich“ 
wird, dev Aufenthalt deffelben im Lande zwar ferner geftattet werben muß3 die mit 
dem ſtaatsbuͤrgerlichen Status. verbundenen beſonderen Rechte aber können nicht einge: 
räumt, ſondern ſolche Juden müffen immer als: Fremde, die ſich im Lande aufhalten,- 
betracjter werben. (X. III. 963—4. 56.) i | 

b. Das R. des Min. ded Inn. und der Pol. (v. Shudmann) vi 
11. April 1821 an fämmtl. K. Reg. mit Ausfchluß der Rheinifchen. 

Der K. Reg. wird hierdurch, in Uebereinftiimmung: mit dem K. Juſt. Min. eröffnet, 
daß in denjenigen Fällen, worin die nad) dem X, L. R. 2. Zit. 20, $. 1243 gegen eins 
heimiſche Juden zu.erfennende Wegſchaffung aus demLande wegen dermit beradje 
barten Staaten-beftehenden: Cartel⸗, Transport⸗ oder anderenVerträgen entweder gap 
nicht, oder doh nur mit großen Schwierigkeiten zu vollftreden fein ſollte, derſelben 
Anftand zu geben, und dagegen die Einrihtung zu treffen ift, daß der Zube an 
feinem bisherigen Wohnorte unter befondere polizeiliche Obfervation 
geftellt wird. (Ann, Bd. 5. ©, 407.) 

Ev iftshierbei,- wie: ſchon bemerkt, :nicht außer» Acht zunlaffen, daß dieſe 
R.nur einen höchſt befchränkten: Wirkungskteis haben, da fie gegen einen 
jüvlſchen Staatsbürger zur Anwendung‘ kommen dürfen, indem Die 
Strafe der Landeöverweifung nach dem L. R. II. 20. 88. 191—195 nur 
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noch gegen Ausländer flattfindet, in Bezug auf In länder ſchon 
durh die K. O. v.4. San. 1744 (0. C. M. cont. II. Nr. 1. p. 169.) abges 
ſchafft wurde und in den allegirten $$. 1243—1246 -ded Crim. Rechts, 
wie auch das vorftehende R. v. 22. Aug. 1819 ganz richtig annimmt, dad 
damalige Schußverhältniß der Juden, welches durch dad Staatsbürgerrecht 
berfelben befeitiget worden, wefentlich voraudgefeßt iſt. En 
4. Auf den muthwilligen Banquerut fteht nach $. 1462 a. a. D. gleich 
falls der Verluſt des Schutzes für den Deliquenten und feine Familie. 


Zweiter Ubfchnitt. 
Griminal:Berfahren. 


Hier beſchränken ſich die Abweichungen vom gemeinrechtlichen Verfahren 
auf.die Beſchränkung der Gültigkeit des jüdiſchen Zeugniffes und dieſe 
dauert auch nad) dem Ed. v. 11. März 1812 $. 22 und der B. v. 1. Juni 
1833 $. 20 nod) fort, welche letere beflimmen, daß ed bei der Feflfegung 
der Grim. D. $. 335. Nr. 7 und 357. Nr. 8, daß feine Juden in den 
benannten Criminalfällen zur Ablegung eines eiblihen Zeugniffes gezwun⸗ 
gen werden können, fo wie bei den dafelbft beflimmten Wirkungen eines 
freiwillig geleifteten Zeugeneided verbleibe. Es beſtimmt nun 

1. die rim. Ord. a. a. O. übereinftimmend mit der ©. O. L 10. 
88. 3592354), | 

„In Griminalfällen, wo ed auf harte Leibe. oder Lebenäftrafe ankommt, 
fol kein Jude, männlichen oder weiblichen Gefchlechts, zur Ablegung eines 
eiblichen Zeugniffes gezwungen werben. | Br 
Auch freiwillige Ausfagen jüdifcher Zeugen können in dergleichen Fällen 
niemald einen vollen Beweid ausmachen. 

Bei geringen Verbrechen, die nach den Geſetzen nur mit Geld oder 
mit einer allenfals in Geldbuße zu verwandelnden Gefängniß- Strafe 
— werben, iſt das eidliche Zeugniß eines Juden. zuläffig und glaub⸗ 
würdig.” . 

2. R. v. 1. Mai 1835. Jüdiſche Zeugen find auch in Injurien 
fa — zuzulaſſen und deren Zeugeneide an gewöhnlicher Gerichtsſtelle abzu⸗ 
nehmen. 

Wenn Sie ſelbſt nicht verkennen, daß die Vernehmung ber jüdiſchen Zeugen nad 
* 88. des Anh. zur A. G. O. in Civilprozeſſen und nad) $. 357, Nr. 8 ber Grim. D. 

n Griminalunterfuchungen, dafern die Strafe nicht über 50 Rthlr. oder 6 wöchentliche 
Gefängniß anfteigen kann, zuläffig ift, fo folgt von felbft, daß die Abhörung aud in 
* Snjurien:Prozeffen, wenn nit eine höhere Strafe zu erwarten ift, zuläfftg fein 
muß, ed mögen biefelben zu den Givil: oder Strafſachen gerechnet werben, oder zwiſchen 
beiden Mitten inneliegen. Es kann ihnen daher nur überlaffen werben, diejenigen Um: 
ftände, welche im vorliegenden Falle die Glaubwürdigkeit der in Vorſchlag gebrachtra 
jüdifchen Zeugen ſchwaͤchen, zur Beurtheilung des erfennenden Richters nachzuweiſen. 

Eben fo ift Ihr Verlangen, daß die Zeugeneide in der Synagoge abgeleiftet werben 
follen, in den Gefegen nicht gegründet. Diefe Körmlichkeit ift nah $. 317. Zit. 10. 
Thl. I. der X. G. O. bloß bei den Parteien: Eiden der Juden vorgefchrieben, hingegen 
nad) $. 346, Nr. 1 a. a. O. bei Beugeneiden nit zur nothmwendigen WBebinguns 


gemacht. 
Fuſtizminiſt. Akt. I. 1600, Gen. Z. No, 6. Fol, 106, 





) Diefe Beftimmungen gehen gleichfalls von Zuftinian aus, — const. 25. Cod. 
2. qu. 7. — find aber in den Religions:Anfichten der Juden begründet, wie 
dies auch bad R. v. 30. Mai 1842 ausdrüdlich bemerkt. (Jahrb. Bd. 1. ©. 60. 
Graͤff Bd. 2. ©. 103,) | 
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Alpbabetifches Sachregifter. 
A. 
A — in den ehemals Landestheilen. 349. — ruſſiſch⸗ polniſcher 
uden 

Adreſſen. 44. 
Attefte der juͤdiſchen Religionẽ⸗Geſellſchaft. 143. 
Aem ter. 281. — in den ehemals ſaͤchſiſchen Landestheilen, 45. 
Akademiſche Xemter. 281. 
Alte Provinzen. 20%. — ausländifche Juden i in denſelben 423. 
Ankauf — Gutes. 503. 
Armenweſen. 192. 
A eftattung für ausländifche Juden. 423, 
Aufgebot. 4 
Auf (ötöbehörteh in Pofen 310. ER 
Aukttionstommiffarien 284. 
Ausländifche Juden. 420. — insbefondere Aerzte. 443. — Dienftboten. 435. — 

Handelsieute. 438. — Handwerker. 440: — deren Fa von Bädern. 444. — 


ri + berfelben. 425. — deren zeitiger Aufenthalte, 423. — Schullehrer. 
— Studenten. 439. — 
B. 


Baden, Verhältniſſe ver Juden daſelbſt. 21. 
Baden ber Judenfrauen, 73. 
Bade haus. 128. 
Bann. 123. 
Bau—-Inſpektoren. 183. 
Baiern, Verhältniffe der Juden dafelbft. 21. 
Beamte ber jüdifchen Religionsgefeufchaft. 143. 
Bebingung, nicht zum Chriftenthum Übergutreten. 118. 
Beerdigung. 70. 72, 
Begräbnifwefen, 130. 
Belgien, Berhältniffe der Suden. 24. 
emennung der Juden, öffentliche. 43. 
ſche e Großherzogliche Landeötheile, 376. — Ricberlaffung ba 399; 
Befmeib dung. a 
Befigtitel. 195 
Bethäufer. 91. 
Beweis. 494. 
Böhmifches ehemaliges Zerritorium. 364. 
Büren, Kreis. 388. 
Bürgereid. 99. - 
— 8— 277. — in der Lauſitz. 331. — in ben ehemaligen —2* Landes⸗ 
— 344. — in dem ehemaligen königl. weſtphaͤl. Territorium. 388. 
Bundesgeſetzgebung. 19. 
Burbach, Amt. 362. 


C. 
Ch riſt enthum, Beförderung des Webertritts der Juden zu demſelben. 108. 
9 de eff , n, Berhältniffe der Juden dafeldft. 22. 
Givilftands: Regifter. 59. 


D. 
Danzig. 
Däntmart, Berpättifle der Zuben 24. 
Darlebn. 4 
Deutid an, Geſchichte der Juden bafelbft. 8. 
Dezem. 106. 

€, 
Eh e. 462.463, 


Eheliche Kinder. 481. 

——— 469. 459. 
GShepaften. 486. | 
Eib. 496;  ı°: ur J .. Pr a 
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Eidesleiftungen. 122. 

Eintrittsgeld bei Aufnahme in die Gemeinde. 121. 
Elementarfhulen, Beiträge ber Juden. 183. 
Erbredt. 459. 485. 

Erbregulirungen. 457. 

Erelution gegen Zubens@emeinden. Bi. 


Familiennamen. 55. 274. — "Berönberung berfelben. 114. 
Samilienftiftungen. 195. 
Feiertage. 490. 
Beldmeffer. 283. 
— Verhaͤltniſſe der Juden. 24. 

rankfurtfche 8, Großberzogl. ehemaliges Territorium. 300, 
Sranzdfifche ehemalige Landestheile. 364. — Niederlaffung dafelbft. 399, 
Bee Städte, Verhältniffe der Zuden: 24. 

reizügigkeit. 391. 
Erembe Juden in Poſen. 309. 


Garantie der Besfoflung d der Juden. 40. 

Gefangene, nee 

Gelehrte, jüdifche. 151. 

Gemeinde, jüdifche, Berbättnig zum Staate 75. 

Gemeinbeämter. 282. 

Gemeinde: Bürgerrecht. 45. 277. 

. Semeinde:Bedürfniffe, deren Repartion 137. 

Gemeinde: Verwaltung in ne 305. 314. 

Gerihtstermine am Sabbath. 95. 

Geridhtöftand 493. — der jüdifchen Religionsgefellfhaft. 87. 

Gewerbebetrieb in Pofen. 329. 

Geſchich te der Juden. 1. — in Danzig. 284. — in dem ehemals großherzogl. Berg⸗ 
fhen Zerritorium. 376. — in dem ehemals Fönigt. weftphäliichen Zerritorium, 
377. — in dem Kulm und Michelauer Kreife und der Stadt Thorn mit Gr 
biete. 336. — in den ehemals ſaͤchſiſchen Landestheilen. 339. — in NReuvorpom: 
mern. 354. — im Herzogthum Weftphalen. 358. — in ben alten Provinzen. 203. 
— in Schlefien. 215. — in Preußen feit 1814. 37. — im den — — 
ſchen Landestheilen. 364. — der privatrechtlichen Verhältniſſe. 451. 

Geſindedienſt in andern Landestheilen. 418. 

Gewerbefteuer. 74. 

Gottesdienfh, Freiheit in deffen Ausübung, 1. — deſſen Zeier. 122. — in dem 
ehemals Königl. weftphäl. Zerritorium. 382. -— in den ehemals fächfifchen Lan⸗ 
destheilen. 351. 

Grundeigenthum. 45. 278. — in — ehemals ſächſiſchen Lanbestheilen. 344. — 
in Pofen. 326. — a der Laufis. 351. 

Gütergemeinfhaft. 486. 

Gymnafialfhüler, Schreiben am Sabbath. 96. 


Handel in ben ehemaligen ſaͤchſiſchen Sanbeötheiten. 348, — in ber Laufig. 351. 

Handelsleute, auswärtige. 

en in andern Territorien, 408. 

Handlungsbüder, 275. 

Handwerks * I ‚ Reifen in anderen Landestheilen. 417.— auswärtige. 440. 441. 

Banndverf 3 e ehemalige Zerritorien, 

Haufirhandel in Pofen. 329. — in den ehemaligen ſächſiſchen harte 346. 
— in den ehemaligen Königl, Saͤchſiſchen Landestheilen. 46. 

Henneberg, Grafſchaft. 353. 

Heſſen Darmſtaͤdtſche ehemalige Territorien. 358. 

Helfen Darmſtadt, Verhältnifie der Juden. 22. 

Holland, Berhältniffe der Juden. 24. 

Homagiareid, 98. 

Hörter, Kreis. 388. 


Jahrmärkte in den ehemaligen Königl. Sächſiſchen Landestheilen. 415. 348, 
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Injurienſachen. 504. 

Inteſtat-Erbfolge. 458. 

les Aa hy 96. P — EL 
ifhe Religionsgefellfchaft bildet Feine juriſtiſche Perſon. 863 — deren 
Stellung zum Staate. 84. — eine gebuldete, 83. — erbältni i 
chen. 104. . Age ip um — 

Sudengemeinden, keine Korporationen. 75. ur 

Zudenregiiter. 63: X 

Judenweſen im Großherzogthum Poſen. 305. Le —— 

Jugendunterricht in Poſen. J11. 324. Pr} 

SZurisbiction. 47° 


3 


| K. 
Kinder ausländifcher Juden. 423, | ee 
Kirhengefellfhaft, deren Vermögen, 153. IE rer 
Kirchenkollekten. 74. Br 
Kirhhofswefen. 130. * 
Kirchenverband. 121. 
Kloͤtze, Amt. 362. 
ne * er and 

onfiftorien in den ehemaligen franzöfifhen Landestheilen. 369. — in d ie 

gen Königl. Weftphälifhen Zerritorien. 382. 9 = m. 

Korporationen, jüdifche in Pofen. 322. kıt,P 
Korporations: Verpflichtungen in Pofen, 331 1. 4257 
Koften der religidfen Verbindung, 128. ists riet 
Krantenhäufer. 195. ar ad 
Kurtöln. 359. Ehe 50 
Kulmer Kreis, 336. 


2. 
dandesverweiſung. 503. EI 
Landhebammen. 74. er 
Laufig, Verhältniffe der Juden. 351. = 
Lehrer. 161. — deren Rechte. 180. 
Leibzoll. 213. — in ben ehemaligen fächfifchen Landestheilen. 349. 


M, 

Magiftratsmitglieder. 282. 

Mamre:Storhomw, el hy 

Märkte am Sabbath. 94. Bauer 2 

Markt Brandenburg, Geſchichte. 203. —— 

Reklenburg Schwerin, Verhältniſſe der Juden. 23. 

Medizinalperfonen, jüdiſche. 103. 

Michelauer Kreis. 336. 

Milde Stiftungen. 195. 

Militairdienft. 51, in Pofen. 306. 312. 

Militair, deffen Vereidigung. 100. 

Minden, Reg. Bezirk. 388. : J 

Muͤnzvergehen. 503. 
N. | — ME 

Raffaufce, ehemalige Territorien. 361. | 

N aturalifation der 3. in Pofen. 386. 313. 326. Ber En 

Naturalifation, ausländifher 3: 420. — in den einzelnen Territorien. 395.306. - 

Neuerungen, in Religionsgebräuden. 94. BET REIITES 

Reuvorpommern. 354. — Handelsverkehr, 410. 18 

Riederlandiſche, ehemal. Territorien. 364. 24. 

Nieder-Lauſitz. 351. | | 

Rordamerika, Verhältniffe der 3. 24. 


+ . | .. 4 r: ö 
DOberaufficht des Staates auf die jüd. Religionsgeſellſchaft. 83: — auf bie jüd, 
Gemeinden. 75. — auf das jüd. Schulweſen. BER RAR rd 
Dber:Laufig. 351. alt 


1 
Deſterreich, Verhältniffe ber J. 21. — 
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Paderborn, Kreis. 388, 
DPäffe. 43. 66. 
Patronat, 47. 279. 
Patrimonial-Gerihtsbarkeit, 279, 
ee ame Geſch . 
ojen, Großherzogthum, ichte der 3. 290. — Schulwefen. 187. — auslän: 
difhe 3. dafelbit. 425. — Ueberfiebelung. 401. = — Hanbelsverkehr der J. 
Poller — — 408. — Hauſirhandel. 410. Perfonenfiände: 
egifter eprajentanten 309. 317. Berbeira \ Be 
amte 309. 317. 320. deirathung 308, Berwattunge- Be 
un Geſchichte der 3. feit 1814. 37. 
reußen, Provinz, Abgaben ruffifchpoln. 3. 445. 
Privaterziehbung. 170. 
Privatgottespdienft. 92. 
Privatrechtliche Verhältniffe 451. 
Profelygtenmaderei. 108. 


R. 


Rabbiner. 146. 

Reckeberg, Amt. 362. 

Reifen in ——— —— 418. 

ReligionssGefellihaft, jübiihe, 83. — deren Beamte. 143. — deren Mitglie 
ber. 152. — deren Vermögen. 152. — beren Berhältniß zur chriftti 

Religiöfe Zucht. 123. hoͤltniß zur chriſtlichen. 104. 

Rittergutsbefis. 49. 

Ritualgefege. 452. 

Roͤmiſches Reich, Gefchichte der 3. in demfelben. 2. 

Rügen. 354. 

Ruſſiſch-polniſche J. deren Abgaben. 444. 


©. 


Sabbath. 94.490. Sabbathfhnüre. 95. 
Sachſen-Coburg. Berhältnijfe der 3. 23. 
Sadhfen:Hildburghaufen, Verhältniffe der X. 22. 
Sadfen, Königreid, Verhältniffe der 3. 22. 339. 411. 
Sahfen- Weimar, Berhältniffe der 3. 23. 364. 
Sanhedrin in Paris, 2369. 
Scharfrichter. 284, 
Sceidebrief. 472. 
Scheintodt. 70. 
Schlaͤchter, jüdifche. 151. 
Schleuſinger Kreis. 353. 
Sclefien. 215. 
Schiedömänner. 283. 
Schulämter. 281. 
Schuldenweſen in den ehem. franzöf. Landesth. 375. 
Schulweſen. 158. 161. 182. — in Pofen 311. :324, — ehem. Weftphbalen 388. — 
ehem. Franz. Lannesth. 375. j 
— = re — 444. 
hwarzburg Sondershaufenerchem, Territ. 363. Ruboiftädtfche 363, 
Schweden, Berhältniffe der I. 24. v ſtaͤdtſche 868 
Seftirungen. 9. 
ler > 362. 
taatsbürgerredt. — in den alten Provinzen. 273, — in ben ehem. fähfifchen 
Landesth. 340. — Erwerbung durch Heirath u. Abitammuna. 
aatsdienft. 281. 50, BR R i it us. 421. 
atiſtik der 3. 25. 
tände in den Synagogen. 156. 
tändifche Redte. 48. 280. 
teuern der Rabbiner, 151. 
‚tiftungen. 195. 
‚tolgebühren, 105. 
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Strafen der Aufnahme ausländifcher Dienftboten. 436: — — folgen verbotener Auf: 
—— der J. aus anderen Landestheilen. 419. — gegen —— vagi⸗ 
rende 


432. 
Studenten, ausmärtiae, 439, 
Synagogen. 91. — Eibesleiftung in berfelben 122. — (be Sittheltaton 156. — 

Stände in derfelben. 156. 
Synagogenbauten in Pofen. 323. 
Shnagogendiener. 15l. 


-Zaimub. 452. 

Zeftament. 456. 488. | ' 

Thora. 336. | | 

Trauung. 464, u | 
— u. | | Br 


Ueberfiedelung aus einem Zertitorium in d, andere. 391. — aus ben neuen Pro: 
vinzen in die alten. 398. nt 

Uebertritt zum Chriftenthum. 470. 108. 

uUnehelihe Kinder. 481. 


Uniform. 49. 
Unterrichtsverhättniffe in den ehem. franzöf. Et 208, 
Vhterlihe Gewalt, 481. 


Verbrechen. 503. 

N, — Schullehrer. 175. — bes jüd. Militairs. 100. — jüd. Mebiginalper: 

Berfaffung, garantirt. 40. — frühere, deren. Anlhebuns #8, — in ben ehem. 
Königl. weitphäl. Zerrit. 386. 

Berheirathung, in Pofen. 306. * 7 

Berträge. 486. 457. u 

VBerwaltungsbeamte, in ofen, 208. 217, 120, ” 

Bolljährigkeit. 483. 3 

Vormundſchaft. 483. 

Vornamen, 43. 55. 56. 

Vorfteher, der j. a 


W. 

Varburg, Kreis. 388. — en 
2. haufche, herzogl,, ehem. Landestheile, Nieberlaffung daſelbſt. 400. 
Wehfelzahlung. 490. , 

Wehfelfähigkeit. 488. 

Weftphalen, Herzogthum, 358. | | 
Weitphälif & e, (Königl.) ehemalige Territorien, 377. — Niebetlaffung daſelbſt. 329. 
Wetzlar. 390. u 

MWiedenbrüd, Kreis. 362. N ra 
Wittgenftein, Grafichaften. 360. ee 

Bürtemb erg, —— der J. 22. 


w | 3. 

Zeugen. 494. 

Zeugniß. 604. — 
Zinſen. 486. a x. 
Bülger Gemeinde. 231. 


ty] 
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8.8. Sept. 1347 ............ S. 220 
— 7. Okt. 1349 rn. ren“ 220 
— 21. Febr 1360.. ........... 220 
Urkunde 5. Dee. 1447 ........... 219 
V. 28: Juni 1457 ............. 
Patent. 1660................ ». 222 
V. 10. Juli 1571 ........... 224 
De. Drdnung 1. Mai 1573...... 360 
WI 222 
Juden⸗Ordnung 1. Febr. 1594.... 359 
M. L Aug. 1602............ 346 
HP. u. B. Ordn. 1. Mai 1616 . 362 
Inf. 15. April 1628 ............ 223 
Pr. 30. Juni 1628 ............. 223 
Pr. 12. Juni 1667 ............. 223 
Ausſchuß⸗Tag⸗ Abſchied. 21. Dec.1680 346 
Wechſel-⸗Ordn. 2. Okt. 1682...... 489 
R. 29. Nov. 1690 a 223 
®. Febr. 1690 ............ 224 
R. Pat. 10. Zuli 1691 .......... 354 
Hauſir⸗Edikt. * — iiie aaa 207 
R. 30: Juni 1695 .............. 223 
Dat. 12. Aug. "1695 —— .. 354 
V. 16. Zuni 1696 ........ es 348 
4 8. 13. Febr. 1699... o00.0.. 207 
Priv. 17. Juli 1699 ............ 231 
Hol. Ordn. 22. Juni 1661....344, 246 
Sud. Ord. 28. uni 1700..... 359. 488 
Patent. 18. — 41200— 223 
8. 28. Rov. 1700.............. 207 
a. Ei 1700 ....... 208 
Regl. 7. Dec. 1700 ............. 208 
BV. 29. Juli 1702 .............. 208 
E. — Aug. 3708 .............. 208 
Pat. 29. Nov. 1708 ............ 223 
Dat. 10. Febr. 1710 .......... .. 354 
- Befehl. 12. März 1710 ......... 355 
R. v. 17, Nov. 1710 ............ 223 
edtg. Abſch. 24. April 1711 ...... 351 
Refol. 19. Zuni 1713 ......: .... 351 
Gen. Pr. 20. Mai 1714......... 247 
Regl. 20. Mai 1714 ............ 208 
Konfirm. 20. Mai 1714, 8. 18.. 121 
ur 1, mer rm. Privil. v. 20. Mai 
2.27. of ı I & 7 PRSIEREEEN — 
Ed. IE Juli 1715 ............. 252 
Ed. 15. Jan. 1716 ............. 208 
Reſol. 18. April 1716... ........ 351 
edtg. Abfch. 18. April 1716 ..... 344 
Abſch. 5. Mai 1718.......... 345 
Refol. 5. Mai 1718. ...cc00000 0. 351 
BO EIS 52 253 
Geleits-Rolle. 15. Nov. 1718 .... 350 
M. 10. Juli 1719.............. 247 
Reſol. 18, Dee. 1720 ........... 355 
Yubl. 8. Mai 1721..-.0000n0cn. 223 
R. 16. März 1722 ............. 209 
@. 18. Aug. 1TER oounoonnenuun 246 
— 4 Febr. 1723 .............. 252 
Mand. 21. April 1724 ..... FIRE 489 
Kurr. 8. Gebr. 1726............ 223 
De. 10: Dec. 1725............ 223 


BE Dee 17RB u &. 259. 2m 
— 8. April 1726 ........... 209. 39 
V. 17. Okt. 1726 .............. 23 
Dat: BE. DEE ATED einen 2 
Gener. 6. Noo. 1727 ............ 80 
Hauſir⸗Ed. 2. Dec. 1727. . 20 
2: B. 24. April 1728 ........... 20% 
— 1. Suni 1728............... 20% 
Pat 27. Iuni 1728 enaneneannn zu 
— 6 Jan. 1730............... 4 
V. 22. Son: 1730........... 20 
General: Juden ⸗Prioil. 29. Sept. 
Se 209. 18 
Dat. 32. Rop: 1780 ..0::5004» ++ 24 
Ed. 24. Dec. 1700 ............. 252 
Dekl 24. Der 1730 ............ 209 
V. 21. ee .............. 2 
nd, AU 1798.20 . a 
Ed. 20. Mai 1736 ............. 252 
— 24. April 1737 ............. 25) 
TEE 1 1 en 24 
Ed. 17. März 1739 ............ 253 
Det. 15. Febr. 1748 ........... 263 
K. O. 25. Mai 1743............ 235 
K. O. 4. Jan. 1744............ 5% 
M;. Ed. 20. San. 1744 ......... 23 
Ed. 7. April Na⸗ .............. 258 
Dekl. 6. Mai 1744 ............. 225 
V. 29. Sept. 1744 ............. 234 
Dekl. 7. Jan. 1745............. 159 
B. 2. Rebe. 1145 ..oonocornennn M 
R. 4 April 1745.............. 350 
B.19.März1746234 348. 347.340.344.351 
Mand. 16. Aug. 1746........... 48 
Stegl. 13. Ian. 1787..000nn0n00. 349 
Ed. 15. Jan. 1747 .......... 211. 87 
V. 15. Juni 1747 .............. 225 
Ed. 4. Juli 17247............... 258 
@®. 18. Aus. 1767 sous 0000 0000 351 
EEE 243 
Hauſir⸗Ed. 17. Nov. 1TAT ann... 255 
Ed. 25. Dec. 1747 ............. 28 
Inſtr. 26. Dec. 1748 ......... 225. 237 
Det. 23. Kan. 1749............ 252 
Ed. 14. Febr. 1749 ............. 253 
K.D. 23. Mai 1749..... —— 243 
AL \ .............. 23 
Deit. 12. März 1750 ........... 263 
B. 9. April 17680.......... 226 
G. 17. April 1750.............. 20 
®. Pr. 17. April 1750 ....... 209, 291 
G. J. R. 17. Aorit..1750 240. 422. 13 
Refot. 18. Zuni 1750 ........... 14 
DR 20. Juli TI na 350 
Eirk. 8. 31. O8. 1750 ......... 210 
3, DU: 1050 nn 24 
V. 2. Maͤrz 1751 .............. 234 
R. 22. Mai 1751 .............. 352 
3. Regl. 2. Dec. 1751 .......... 225 
R. 22. Juli 1752 .............. 32 
B.28 Aug. 1752 .............. 210 
B. 1. Mir 1753. ........... 210 
E. 25. Mai 1753 ........ ...... 210 


Chronologiſches Regiſter zu den. Verhältniſſen bee Juden. 


t. 22. Dec. 1753 


SS ——— ©. 351 
5: a BIDBB ae 211 
‚nfir. 28.. März 1755........... 144 
mir. 1. Zorlt 1788...:::.;; 225. 234 
3. 22. März 1756 „one eacneen 233 
id. 3. Mär 1758 ............. 106 


Irdre3. Mär, 1758bis6. Febr. 1812 107 
Erläuternde Kurrende8. März 1758 ° 107 


Dat. . Dee, 1788, unr 00004000 2355 
50. 29. Mai 1760 ............. 211, 
Sd. 25, Apehl 1700 -unnou0c0n.. 211 
R. 5. Sept. 1760 ............. 211 
B. 18. Aus. 3708 ..::.400000uu 211 
Deti.4. li 1708 „..nnooreonee 211 
Det: . Nov. 1763............ 211 
B. 4 Dee. 1768. :ucnn0000004 0, 234 
Mand. 30. April 1764 .......... 245 
Befehl 26. Nov. 1766. 2222-22... 2345 
R. 31. Maͤrz 1708 ............. 349 
V. 21. Zuni 1767 ............. 233 
Juden-Ordn. 17. San. 1770...... 362 
©. 8 ZH 233 
V. 14, Dec. 1771. ...... 488 
Not. Pat. 28. Febr. 1772 ..... 291. 336 
Regulativ 12. Sept. 1772....350. 411 
&. 8. DE. 1772................ 481 
Dell. 10. April 1743 ........... 263 
B. 18. Aug. 1778 ...00rs000r0000 211 
G. V. 16. Aug. 1773. .......... 344 
NR. 16. Aug. 1773 .............. 149 
8. 20. Aug. 1778 „ounnoonennec. 234 
RE Mal 77ER ..:00000 .. 348 
B. 20. Sul 1778 200000000000. 211 
C. 20. Juli ITÜR. our enonnn 000. 481 
B. 20. Febr. 1775.....00rnr0000 233 
8. 13. Apıll 1776....... ————— 211 
B. 24. April 1776.............. 233 
B. 22. Mat 1775 ........... 143. 211 
Cirk. 9. Dee. 1775 ....... ...... 176 
Dekl. D. Dec. 1775 ............. 211 
J nase 212 
B. Febr. 1776. 220200000000.» 212 
D. 28. Febr. 1770............. 237 
©. 28, Full 1776. 0.000500 1000. . 355 
ER Mr RER 235 
BI N08 I anna 235 
Zribun. 21. März 1777 ......... 355 
Det. 13. Okt. 1777... onorocene» 225 
Dat. 27. OE. 1777 ............. 355 
Det. 10, Rov. 1777 2 sonccn one. 211 
R. 8. DE: 1778 ............... 211 
B. 28. Nov. 1778 .............. 234 
8.8. DE: 1770 ............ .o. Aal 
R. 18: Yuli 1780 .............. 345 
Dat. 28. Aug. 1780.20. 400... un. 345 
B. 3. Der: ITEO 212 
Ebd. 12. Dec. 1780 ............. 425 
Toleranzedikt. ru Mai 1781 ..... 21 
R.LDE: STE voonunenn00000r 348 
V. MD. 11. Dft, 1782 ....... . 484 
Ed. 20. Sept. 1783 ............ 211 
Pat. 8. Dee. 1783 .............. 484 
K. O. 6. Mai 1784 ............. 225 
Drbonanz. 10. Zuli 1784........ 365 
DB, 9, April 1785 ...... inseser 


511 
Publ. 418. San. 1786.......... ©. 212 
Hekl. 14. Inli 1786.20. w0nar... 362 
K.D. 4: Nov. 1786.......... 115. 
©. Nov. 1786............. 481. 212 
Regl 13. Maͤrz 1787 ........... 491 
8.28. April. 1787 233. 234 
TEE 2 A 1 PPPTEPLFETTTON 212 
B. 31. Dec, 1IBT sooo nurunennee 212 
V. 12. Febr. 178 — 213 
BU IIBO ua 213 
Ed. 9. Zuli 1788. ...... EPLTTT 83 
Gb. 25. Juli 1788. 0000000000 ee BB 
8. 17. Dee. 1788 ........ er 234 
R. 18. Dee. 17080 213 
Befeht 28. San. 17W „...c 200. 350 
Dei. 28. Yon. 1790 ............ 365 
8.D. BL Mai 1700 sonnncrnen 226 
Det. 20. Zuli 1790............. 365 
Rat. Verf. 27. Sept. 1791....... 366 
LK. Santtion 13. Nov, 1791...... ı 866 
8. 5. Suni 1702 „.o0n00nnn0nse 213 
Gutacht. 25. Sept. 1792 ...... .. 501 
Gutadt. 10. Nov. 1792 ......... 501 
2 R. 8. Aug. 1793 Pe re 214 
Gutacht. 29. Mai 1793.......... 485 
&. Priv. 2. Aug. 1793 ......... 214 
G. Priv. 30. Zuni 1794... ....- . 485 
Inſtr. 31. DE. 1704... run 0000 21 
Dekl. 2. — —II——,.— 24 
G. 17. April 1797........ 303 
®. KR, 17, April 1707. 422. 214. 291 
. 326. 337 
‚Pat. 3. Aug. 1797 ............. 21 
Dat. 3. Maͤrz 1798............. 483 
V. 14. Zuni 1798 ....... Sannone 355 
R. B. Aug. 1708 , on no 00un run... 196 
C. R. 25. Sept. 1798........... 1 
C. R. 22. DE. 1798... con 000.» 493 
B. 24. San. 1800. ............. 208 
NR. 23. April 1800..2..0r 2... ... 350 
NR. 23. April 1800 ...0.0r. 00000... 4183 
8. 18. Zuli 1801. ..-«,00. 00: 492. 214 
Reichs-⸗Dep. Schluß. 25. Febr. 1803 359 
R. 10. Juni 1803 ............. 124 
Cirk. 15. Dee. 1803 ............ 278 
R. 3. März 1804 ........ sea 195 
R. 18. Mai 1804............... 156 
3. B. 6. Zuni 1804 ........... 417 
K.D. 12. Juni 1804 ........ .. 116 
R. 16. Juni 1804 .............. 116 
K. O. 17. Juli 1804 ............ 452 
K. O. 18. Aug. 1804 ......... 452 
V. 11. Febr. 1805............. 359 
8.8. Juni 18058....... ....... 88 
8. 30. Zuli 1808 .............. 359 
Gutacht. 15. Aug. 1805. .s sun... 496 
Gutadt. 5: Mirz 1806 ......... 453 
Kaif. Det. 30. Mai 1806 ........ 366 
R. 8. Zuni 1806 ......... ...... 55 
Gutacht. 8. Zuli 1806... --oer. 0. 469 
Bd. Akte. 12. Zuli 1806 ..... .... 30 
V. 11. Sept: 1806 ............. 359 
G. 12. Juli 1807 ............. 302 
Konftitution 22. Zuli 1807. — 303 
Gt, 28. Sept. 1807 sneneeeen«- 115 


\ 


312 
Ed. 8. DE. 1807.............. ©. 50 
Konftitution 15 Nov. 1807...... „278 
Dekr. 27. San. 1808. ........... 379 
K. f. Dee. 17. März 1808 ....... 371 
Dekr. 31. März 1608 ........... 382 
Debr. 17. Mai 1808 ............ 373 
K: Der. 20. Zuli 1808 ......... 58 
8.17. DE. 1808 eenneceenn 337. 303 
G. 10. Nov. 1808 ............. 337 
Dekl. 19. Nov. 1808 .......... 46 
K. Dekr. 19. Nov. 1808 ........ 338 
Dei. 18. Nov. 1808 ........... 326 
St. D.19. Nov. 1808 „.un...... 215 
&. 13. San. 1800 ............. 22 
R. 27: Febr. 1809 ...:.. 99. 277. 360 
®. 20: Mär 1600 ............. 421 
G. 24. März 1800·............. 338 
B. 25. März 1800 ............ 338 
Dekr. 23. Aug. 1809 ........... 284 
R. 26. Aug. 1809 .............. 197 
8. 10. Dt. 1800 .............. ‚336 
Kegulativ 10. Nov. 1809 ....... 384 
9.89. Dec: 1808 .............. 82 
— 3. San. 1810 ...... sisheene 120 
— 9, Febr. 1810 ..... ——— 503 
Det. 23. Febr. 1810 ......... 46. 338 
Konft. Urkde 16. Aug. 1810 ..:... 390 
* 27. DR: IBIO au can 89 
9. Pat. 23. Nov. 1810 „2... .. 357 
5 * Fon. 1811 .... 28 
B. Fcbr 390 
Mand. 1. 487 
V. 28. Debr. 1811 ............ 19 
Dot. ZU. Dee, IBIl oocrccnuccoe 390 
— 12, Fan. 1812 bern ren er 470 
©. 29. San. IBIE-s.000000cs ers 337 
®B. 30. Yan. 1812 „oscnsnunuree 390 
8. D. 8. Behr. IBR „0.00 n00n. 107 
R. 0. Bei. 111 RN 98 
22. Febr. 1B12 ........... 23 
€ 41. März 1812 ... 41. 37. 240, 215 
— 4. Möry 181% .... .5.. 456. 485 
Ed. 3, Aprll 3818 ............. 289 
Gutacht. 5. Mai 1812 .......... 497 
&. 11. Mai 1812 oorrunun 00. 73. 289 
R. 12. Mai 1812 .............. 267 
8.15. Mai 1812 ........... 359. 360 
— 30, Mal -181%:.....-..0.. 495. 504 
— 9. Zuni 1812 ........... 266. 498 
R. 11. Juni 1812 ............. 151 
V. 18 Juni 1812 ............. 359 
— 23: Juni 1812 ............. 


Inſtr. 25. Juni 1812 . . 56. 59.267.424 
en Entf. 26. Zuni PR 
* Sun IR en 485 
Auszug a. d. 8. 11. Juli 181%... 77 


MR. BB. Sult ABS „nu unnneree. 266 
Inſtr. B. Aug. 1812 .......... 269 
RR. 19. Sept. 18128 56 
43. DE AME ............. 495 
er 80; Dt, 1812. cu0c0c 000. 339, 421 

Bt. 5. San.-1813 „...... 485. 484. = 
— 15: San, 1818 ...r00000. 0... 


15." Xan. 1813 
Verf. d. R. zu Potsdam 25. Jan idis 


Chronologiſches Regiſter zu den Verhaͤltniſſen der Juden. 


Verf. 26. Jan. 1813......... ..5. 
BED NIE asics 485 
— 20. April 1813 .......... 4. 
Ed. 10. Juni 1818 .-..........4 21 
Verf. d. R. zu — 1813 151 
— 17. Aug. 1813. „om .—.®.- 4 
— 31. Aug. 1813.. .... M 
Inſtr. 4. © 1813 . TEILTE 21 
Pat. 20. Dec. 1813 . ee 
— 28. Der, 1813 ............ 
Friedenstraktat 14. Jan. 1814 ... St 
V. 24. März 1814 ............. 2% 
2. April 1814 ........... 458. 485 
Publ. 24. März oo TERN Rri 
V. 24. März 1814 .. ae AM 
Ed. 29. März 77 24 
ll. Moi 1814 .............. u 
— 18. Juni 1814 .......... 457. 48 
G. 3. Sept. 1814 ..... une. DB 
Dat. Sept. 1814 ........... 41 
— 10. Sept. 1814 ........... 393.5 
K. 17. Sept. BR ya nen 258 
— 1. N00. 1814 .............. 2* 
— 8. Noo. 1814 ............ 37. 30 
Schr. 29. Nov. 1814 ........... 25: 
— 23 März 1815 ............ 421 
R. 13. April 1B1B .......... 33 
Staatsvertrag : - 1815 ..... 361 
Dot. 15. Mai 1815 ............ 304 
Gutacht. 16. Ri ig . 130. 140 
R. 18. Mai 1815 542 . 20 
Ir. Vert. 18. Mai 1815 ........ 339 
Vertrag 29. Mai 1815 ........ FR"; 
R. 30. Mai 1815 ara X 
Vertrag 1. Zuni 1815 .......... 364 
Traktat 4, Zuni 1815 ........... = 
— 2. uni 1815 „oonnconn0<e. 
Bundesafte 8. Juni 1815 .. 282, 346. gr 
Vertrag 10, Zuni 1815 ......... 359 
Pat. ZU: Juni 1816............ 362 
Publ. 15. Juli 1815 ........... ID 
R. 18. Sept. SB une 15 
Vertrag 22. Sept. 1815 -....... 384 
C. R. 10. Okt. 1815 .......... 4.68 
R. 23. Son. 1816 ............. 273 
— 7. Mai 1816 ........... o... iM 
Traktat 15. Suni 1816 ......... 36 
’ Vertrag 19. Zuni 1816 --.. .-.... 364 
8.30. Juni 1816 .......... 359, 360 
— 30. Aug. 1816 ........ 37. 47. 10 
— 25. Sept. 1816 ..... ....... 48 
Pat. 9. Nov. IBIB ......... 454. 8 
— 15. Nov. 1816, ............ 44 
R. 16. Ron. 1816 ............. 2 
Vertrag 7. Okt. 1816 ......... doe 
— 3 Jan. 1817 .............. ki 
Publ, 14. Jan. 1817 ........... 42 
K. O. 16. Jan. 1817 .......... 1 
R. 14. Jan. 1817 ............. 12 
8. 25. Jan. 1817 ....... ee R 
BR. 11. Febr. 1B17 „anno nennucnıa 2 
Publ, 14. März 1317 .......... 121 
Di 8. April 1817 „ooueannr 0.0. 9 
— 16. Mai 1817 „ooooo00n <. 23 


RD, 19 Mai 1B17. sommer 8 


! 


Ehronologifches Regiſter zu den Verhältniſſen der Juden. 


BR. 20. Mai 1817 ............ ©. 327 
— 23. Mat 1817 ........... 38. 398 
— 27. Mai 1817 ............. 153 
ER 2. Zuni 1817 ...... 74 
‚Alg. P. Ed. 22. Suni 1817 ..... 65 
‚Aug. P. Ed. 5. Zuli 1817. ...:.. 38 
3, 15. Juli 1817 22.2... — 420 
— EU Jull 1817 ........... 327 
— 12. Aug. 1817 ....4 REFERENT 53 
— 5. Sept. 1817 ...... PT TRR 38 
G. J. 23. DE, 1817 ......... 166. 88 
— 30. Okt. 1817 ............ 325 
Fe 16. Nov. 1817 ....... 135 
a NER, ABIT une —— 
Publ. 1. Dec. 1817 ............ 408 
DE BIT casa 134 
— + Dec. 1817 ............. . 401 
EEE Tan. IB Genen 124 
8.D.8: Febr. 1818 ........... 287 
R. 15. Kw TBIS aaa ae 355 
— 15. Febr. 1818 ............ 464 
K. O. 18. Febr. 1818 ........ 39. 393 
— 3. März 1818.......... 39. 373 
R. 14. MärgIB1B eneaneeene- 
— * März 1818 ....... ... 72. 151 
Publ. 27. April 1818 ........... 71 
— 28. Apen 1818 ass 473 
ws 8 Mai 1818 Senna 489 
B. 25. Mai 1818 ........... 454. 363 
R. 7. Juli 1818 „22200, . 
— 10, Juli 1818 ....... ee 40 
— 17, Juli 1818 .... ...... .. 100 
— 3 Juli 1818 ... ........... 464 
— ept. 1818 ....- STIER 137 
— 9 OE 1818 ............... 375 
— u DE, 1818 .............. 72 
— 5, Ion. 1819 ............ 65. 432 
Publ. 18, Jan. 1819 ........... 432 
— 19. Febr. 1819 ............. 39 
B. 11. März 1819 ............. 65 
— 16. Juni 1819 ............. 15 
DM. 18. Juni 1810 .......... 439 
B. 20. Juni 1819 ............. 711 
— 412. Juli 1819 ............. 461 
Dt: 17. Aus. 1610 en 58 
3 370 AE————— 503 
—* DR 1819 .............. 454 
O. 30. Okt. 1819 ........... 102 
DE IDG Senn .. 102 
— 314. Jan. IBE0 „2040000 283 
— 2. Bebe, 1820 rene: 67 
— 18. Maͤrz 1820 ............ 480 
ER. 22. März 1820 ........ 74 
Publ. 6. April 1820 ........... 163 
Gutacht. 22. Juni 1820 ........ 501 
R. 8. Sept. 1820........... 329 
— 19: Sept. 1820 .....- 39. 393. 394 
— —— 1820 ...: 80-89. 158. 183 
IL Nov. 1820 ............. 443 
— 2 00: BED 284 
— 15, Dee. 1820 ............ 453 
— 20, Jan. i18221.... 67 
— BE San. ION ann s raue 61 
er © 1. 1 67 
— 11. April 1821 . 503 


515 
M. 18. April 1821 ............ ©. 61 
— 24. Xpril 1821 ..... 121. 146. 151 
IRB aan 121 
— 1 Wai 1821 .............. 848 
C. R. W. Juni 1821 .......... +66 
RE WEITERE 98. 283 
— 6, Juli 1821 too 200000000... 401 
— 24. Juli 1021 .............. 409 
Publ. 28. Juli 1821 ........... 432 
R. 31 Juli 1821 .............. 40 
— 2 Gept. IEBL ....00..... 84. A 
— 21: Sept: IOBL si. 500400 167 
ME 6 m 1}. 1 ER 61 
— 383. Rov. FERN anne 62 
— 30: Rov. 1821 ........ 68 
— 8. Jan. 1822 ...... ..... 62 
— 10. Jan. — —B ———— 61 
— 15. San. 1822 ... .... 74 
B. d. ©. 3. Fa d. Chriſtenthums 
D. Bee. eeee 109 
K. D, 26. Febr. 1882_...:. ste 4148 
— 1. März; 1822 ausge SErEERE 85 
MR. 11. Deürz 1822 ........... 122 
K. O. 15. April 1822 .......... 55 
R. 15. Kpril 1688... 522040. 114. 68 
0, 18 DROl IBER cu 114 
R. 17. Mat 1828 ..: nel 421 
— 24. Mai 1822 .....:'. 358: 55. 114 
Dust. 2. unt 1082 2.57.2544 4444 
R. 18. Rt J 275 
— 20. Juni 1822 ......... 438. 408 
— 48. Iuli 18RB 2.0.00. Huuens 
DE a: IE aan 51 
— Und: VDRR nennen 484 
Neg. 27. Sept. 1822 ........- .. 165 
BR, 18, DE. IBER ::00nannnnn 358 
4. Rov. 1822 ..... ........ * 9 
Publ. 15. Nov. 1622 ........... 443 
Bekanntmachung 4. Dec. 1822 . 281 
R. 20. Dec. 1822 ............. 278 
— 11 Sau 1OBE „oocnnnncneee 159 
a 41. Ian. 1088 ....... 164. 160 
be 1BER snnrn 147 
Publ. 28. Febr, 1828 .......... 432 
R. 3. März 1828 ............ 445 
— 7. März 1823 ..... 84. 80. 89. 314 
— 14. März 1823 ............. 147 
C. R. 24. Maͤrz 1828 .......... 428 
R. 1. April 1828 .............. 62 
— 11. April 1828 ............. 483 
sSportofreiheit 11. April 1823 Te 113 
Publ. 15. April 1828 ........... 62 
R. 3. Mai 1823 .............. 95 
8. 5. Juni 1828 .............. 48 
— 20. Juni 1823 ........ ein 23 
R. 24. Juni 1888: ......... 84. 77. 89 
®. 1. Juli 1883 ...or0ccc0r00 48. 373 
Ra Nu TORB- 7a 148 
Schreiben 27. Suli 4823 ........ 337 
C. Verf. 9. Aug. 1823 ......... 435 
K. O. 11. Sept. 1828 444 
R. 22. Sept. 1828 ............ 162 
— 10. Nov. 1823 84 121—148, 147. - 
ublik. 12, Nov. 1823 ......... 
R. 16: Nov. 1823 ..... ..... pr 


514 

RN, 16. Nov. 1823 .......... .. 444 
Publ. 28. Nov. 1823 .......... 339 
RD. 9. Dec. 1820....... 9 
3.12. Dec. 1825 „0.2.4. ea 353 
K. D. 6. Febr. 1824 ........... 93 
Gutachten 23. Febr. 1824 ....... 125 
St, 3. März 1826 „..0onuaen 0000 435 
— 10. März 1826 .-uorsoncne« 446 
DI Dita 446 
— 23. Maͤrz 1824 ........... 389 
®. 27. März 1824 ........... 48. 337 
GR. 9. April 1824 ............ 8 
G. 28. April 1824 ..... FIRE: 348 
—r 28. April 1823 ..oonccnonon. 38 
R. 3. Mai 1824 ............... 394 
C. R. 15. Mai 1824 .......... . . 162 
R. 18. Mai 1824 ............. 69 
— 18, Juni 1824 ooonecnenonee 446 
— 23. Quli 1824 81. 85. 143, 314 
— 16. Aug. 1824 ............ 4123 
— 27. Aug. 1824 vooo-cnnecner 273 
Publ. 8. Sept. 1824 ....... .. 73..151 
— 13. Sept. 1824. ......... 374, 169 
ME m, „2 EEE 

C. R. 18. DE 1824 ........... 429 
R. 12. Jan. 1825 ............. 180 
— 22. Jan. 1825 ............ 59, 49 
GR: 15. Kebr. 1825 ........... 

R. 7. März 1825 ....... 40. 378. 400 
V. d. R. 11. März 1825 ....... 160 
R. 11. März 1825 ...... 114. 160. 410 
— 15. März 1825 ...-0cpauooc. 481 
Bekanntmachung 16. März 1825.. 167 
— 23. März 1825 ...... 467 
8.26. März 10268 ... 

28, Mära 1828 421. 40 
r 20, März 1825 .o0o00speue.. 


1825 279 
Bekanntmachung 16. April 1825.. 60 
NR. 410. Mai 1826 ......... 444.176 
8: D. 14. Mai 1825 ........... 

Publ. Pat. 21. Juni 1825 ... 455. a2 


BEE IRRE 64 
E R. 10: Sul 1828 ........... + 66 
R. 15. Juli 1825 .............. 
Bekanntm. v. 22. Juli 1825 . 167 
Bergleich d. Bekanntm.22.Quli 1825 178 
DE Juli 1825 .............. 149 
R.2. Aug. 1826....... 436 
©. 17. Kus. , 4 
Kr. DO. 17. Aug, — ae «49 
Extr. 28. Dt. 18258 2. nHH 000... 422 
R. 10. Nov. 1825 ............. 103 
— 18. Nov. 1825...... ..... 437 
K. Ord. 20. Nov, 1825. ....... 49 
0 48. Dee. 1825 ............. 279 
Publik. 31. Dec, 1825 ......... 176 
K. D. 31. Dee, 1825 .......... : 88 
R. L Son. 1826 .............. 65 
6.8. 10. Ian. 1826 . .......... 160 
R. 11. Ban. 1826 .............. 407 
C. R. 11. Jan. 1826 .......... 446 
R. A. Febr. 1826 .......... un: MER 
Yubh 6: Febr. 1826 ........... 161 
— 13. Febr. 1826 ..... ade 498 
— 24. Febr. 1826 PERREELEITETT 465 


Chronologifches Regifter zu den Verhältniſſen der Juden. 


— Maͤrz — .......... S. IM 
18. April 1626.. in 2— 
— 5. Mai 1826 .............. & 

R. 6. Mai 1826.. some. IM 
=. 16. Juli 1826... De ee * 429 
— 26. Zuli 1826............... 69 
MR. 3. Aug. 18208 74 
— 24. Aug. 1826 2.200 eerencene 327 
18, DE, 1626.............. -. 149 
— 3. Nov. 1826 ............. 327 
— 10; Nov. 1820 ............. . 328 
— 15. Nov. 1826 ............. 418 
K. D. 18: Nov. 1826 ..... yarııa WI 
V. 18: Nov. 1826...........5. : 8 
R. 24. Nov. 1826...... .. Mi 
BT ER 1.1 EEE 231 
— 30. Nov, 1826 ..... apenerre . 7 
Ed. 28. Der. 1826 ............. 1% 
2.9. 11 Jan. 1827 ........... 38 
R. 10. April 1827 .+<000nnncn0ne 437 
C. R. 20. April IBEZ ........... 176 
RD. 12. Dali 1882. 49 
12, Mai IBRT. sesnnunraene 114 
R. 21. Mai 1827 .............. 125 
K. O. 2. Zuni 1827 ........ 4 
Ed. 13. Juni 827 ............ 4106 
&. 8.28. Iuni . 161 
EM 1827 ......... 49 
R. 13. Zuli 1827...... KERTRE NER 180 
B. 30. Juli IRRE .............. 179 
12. Zus 1BRT er 284. 387 
— 4. Sept. 1827 ........ — 69 

— 14 Sept. 1827 ...00..- 81. 85-314 
— 22. Sept, 1827... .... 143, 158, 18 
Hausordnung 13. Oft. 1827...... Hr 
rn DE DIE TORE ana un 
BR. 20. DEE 1827 ooncuonannnnee 432 
—22. N00: TBB nase 43 
Ed. 28. Nov. 1827 ............. 120 
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